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Vorwortk. 


Nachdem mehr als fünf Jahre ſeit Beginn der 
Wirkſamkeit der neuen Prozeßgeſetze verſtrichen ſind, 
dürfte die Zeit gekommen fein, um nun auch die Dar- 
ftelung der Spruchpraxis des neuen Prozeßrechtes in 
ähnlicher Weife mit dem Gefebesterte zu verbinden, 
wie dies in den meilten übrigen Bänden diefer Samm- 
lung gejchehen il. Es dürfte fowohl für die Judi—⸗ 
fatur und die an ihr Beteiligten wie für das Studium 
des neuen Rechtes Intereſſe haben, einen Überblick dar= 
über zu gewinnen, welche Anwendung bi8 nun die Be— 
ſtimmungen der neuen Geſetze gefunden haben, und 
auf welche Weiſe die Rechtiprechung des Oberſten Ge- 
richt3hofes die Verbindung zwiſchen dem neuen Recht 
und den mannigfaltigen Verhältniffen des gefchäftlichen 
und Verkehrslebens herzuſtellen gewußt hat. Um dieſen 
Überblick zu einem möglichſt vollſtändigen zu machen, 
wurden in der vorliegenden Ausgabe alle bisher ver- 
öffentlichten oberftgerichtlichen Enticheidungen, u. zw. 
ſowohl die in den deutſchen, wie die in nichtdeutjchen 
juriftifchen Fachzeitſchriften publizierten Entſcheidungen 
aufgenommen. Je kürzer der Zeitraum an und für 
ſich iſt, auf den ſich dieſe Überſicht bezieht, umſomehr 
wurde darauf Gewicht gelegt, keine der allgemein be— 
kannt gewordenen Entſcheidungen zu übergehen. Die 
Sammlung reicht bis Ende April 1903; was ſpäter 

VI. 8. 


vi Vorwort. 


veröffentlicht wurde, konnte nicht mehr berückſichtigt 
werden. 

Ein zweites, das mit dieſer Ausgabe erreicht wer⸗ 
den will, iſt die Herſtellung des Zuſammenhanges der 
gegenwärtigen Judikatur mit der Rechtſprechung vor 
dem Erſcheinen der neuen Prozeßgeſetze. Zum größten 
Teile ſind die Ergebniſſe der früheren Rechtſprechung 
durch die tiefgreifenden Änderungen der neuen Geſetze 
entwertet worden. Doch iſt eine immerhin beachtbare 
Zahl von Rechtsſprüchen vorhanden, die auch heute 
noch für die Praxis vorbildlich fein können und Be— 
deutung haben: jei e8, daß die geltenden Einrichtungen 
mit den früher beitandenen im wejentlichen überein- 
jtimmen, fei es, daß der in der Enticheivung aus- 
gedrüdte Gedanke ungeachtet formeller Veränderung 
des Verfahrens für die gegenwärtige Periode Gültig- 
feit bewahrt hat. In der vorliegenden Ausgabe iſt 
der Berjuch gemacht, diefe Gruppe von Entfcheidungen 
möglichſt vollftändig der Rechtiprechung zu jichern, in- 
dem jie an den einschlägigen Stellen neben den Ent- 
Icheidungen neuen Datums angeführt werden. 

Betreff der Methode der Zufammenftellung wurde 
am Beifpiele der übrigen Bände diefer Sammlung und 
insbejondere auch des früheren ſechſten Bandes der 
Sammlung in allen Punkten feitgehalten. Wo eine 
Berjchiedendheit der Auffafjungen in den Entfcheidungen 
feitzuftellen war, wurde in der Regel die ältere Ent- 
jcheidung, in einzelnen Fällen aber auch diejenige, die 
dem Gejehe weniger zu entſprechen fchien, in () unter 
Anführung eines ? beigefügt. Die bei den einzelnen 
FSachzeitjchriften neben dem Jahrgang angegebene Zahl 
bezeichnet die Nummer der betreffenden Beitjchrift. Bei 
Bitaten aus dem „Ofterreichifchen Zentralblatt für die 
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juriſtiſche Praxis“ (8B.) verweiſt jedoch die fragliche 
Zahl auf die fortlaufende Nummer, unter der in dieſer 
Zeitſchrift jährlich die Entſcheidungen publiziert werden. 
Bei einigen nichtdeutſchen Fachblättern endlich bezieht 
ſich die dem Jahrgang beigegebene Ziffer auf die Seiten- 
zahl, was durch die Beifügung eines S. angedeutet iſt. 
Da es nicht zu vermeiden war, daß bei einzelnen Para- 
graphen diejelben Buchftaben zur Bezeichnung der fort- 
laufenden Anmerkungen zum ZTerte und zur Bezeich- 
nung der einschlägigen Entfcheidungen verwendet werden, 
it der zu den Entjcheidungen gehörige Buchſtabe der 
u mit ftärferen Antiqualettern gedrudt (3.8. 
a,b, e). 

Die Veranftaltung diefer Ausgabe haben Herr 
Seftionschef Dr. Franz Klein, Minijterialrat Dr. Hugo 
Schauer und Oberlandesgerichtsrat Dr. Joſef Fried- 
laender übernommen und dadurch die Berlagsbuchhand- 
lung zu großem Danfe verpflichtet. 
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Exekution — des Bergwerkseigen⸗ 
tums. 88 240—248 

Zweiter Ekel. Erefution auf das bewegliche 
Vermögen. 88 249—345 ä 

Erite Abteilung. — au lorbenliche Sachen. 

88 249—289 . 


Geite 


Zweite Abteilung. Exekution auf Geldforderungen. 
290—324 


Dritte Abteilung. Exekution auf Anſprüche auf 
Herausgabe und Leiſtung körperlicher Sachen. 
88 326—329 .. 

Vierte Abteilung. Gpetution auf andere ver— 
mögensrechte. 88 330—345 


Dritter Abſchnitt. Exekution zur Erwirkung von Han 
Inngen oder Unterlafiungen. 88 346—369 . . 


Zweiter Teil. 


Sicherung. 
Erſter Abſchnitt. Erefutionshandlungen zur Sicherung 
von Geldforderungen (Erelution zur —— 
ſtellung). 88 370-377 . . 


N reden Einitweilige Berfligungen. 88 378 


III. ee der nicht und nicht ſo— 
fort anfechtbaren Beſchlüſſe. 
IV. Zuſammenſtellung der Fälle, in welchen 
der Rekurs aufſchiebende Wirkung hat 
V. Geſetz vom 6. Juli 1896, RGB. Nr. 144, über 
die zum Zwecke der Bodenverbefſerung 
a a 
Darlehen) . 
Verordnung der Minifterien für Aderbau, 
des Innern, der Juſtiz und der Finanzen 
v. 20. April 1897, RGB. Nr. 111, womit 
Durchführungsbeftimmungen zu dem Geſ. 
6. Juli 1896, RGB. Nr. 144, über die 
— Zwecke der Bodenberbeſſerung auf— 
genommenen Darlehen Bean 
Darlehen) erlafjen werden J 
Alphabetiſches Regiſter. 
Chronologiſches Regiſter. 


643 
652 
671 
674 


675 


680 
684 
779 


Erklärung der Abkürzungen. 


aBG. allgemeines Berggeſetz. 

a R gemeines bürgerlicheö Ge» 

etzbuch. 

AC. Sammlung von Entſcheidungen 
zum Handelsgeſetzbuche. Von Dr. 
Leopold Adler und Dr. Robert 
Clemens. 

AT. Dasſelbe. Bon Dr. Leopold 
Adler und.Dr. Joſef Friedlaender. 

aGG. allgemeines Grundbuchsgeſetz. 

aGO. allgemeine Gerichtsordnung. 

Ah. Allerhöchſt. 


amtl. S. Entſcheidungen dest. k. 


Oberſten Gerichtshofes in Zivil⸗ 
und Juſtizverwaltungsſachen, ver⸗ 
öffentlicht von dieſem Gerichtshofe. 
Fortſetzung der von Dr. Rudolf 
Nowak begründeten Sammlung. 

a. o. außerordentlich. 

AO. Advokatenordnung. 

ABB. Armeeverordnungsblatt, Ver⸗ 
— für das k. u.k. Heer. 

Budw. kenntniſſe des k. k. Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes. Zuſammen⸗ 
geſtellt auf deſſen Veranlaſſung 
bon Dr. Adam Freiherrn v. Bud⸗ 
wihnefi, Mat bes k. 1. Bermal- 
tungsgerichtäboies. 

ch. Berggeich. 

E. Erlab, Enticheibung. 

Eu. Eilenbahntonvention. 

Ei. Einführungsgeſetz. 

ED. Erelutiontorbnung 

Entichl. Entſchließung. 

F. Die öjterreichiide relutiong 
ordnung vom 27. Mai 1896, in 
der Spruchpragis des Wiener Lan⸗ 
des⸗ als Berufungsd: und Rekurs⸗ 

erichtes mit Verweiſung auf die 
echtſprechung des Oberſten Ge⸗ 
richtshofes von Peter Freiherrn 
Fellner von Feldegg und Kamillo 

er Dez. 1862 
; eb vom 3. Dez. 5 

RGB. —* 250. 


FME. Erlaß des Finanzminifte- 
riums. 

FMV. Verordnung bed Finanz⸗ 
miniſteriums. 

FMVB. Verordnungsblatt des Fi⸗ 
nanzminiſteriums. 

G., Geſ. Geſetz. 

GA. Geſetzartikel. 

Gaz. Gazzetta dei Tribunali. 

GG. —— 

Gew. Ger. G. — 

gew. ©. Sammlung von Entſchei⸗ 
dungen ber k. k. Gewerbegerichte, 
herausgegeben vom !. k. Juſtiz⸗ 
miniſterium. 

8 Gerichtöhalle. 

6%. Gerichtsinftruttion. 

GO. ———— für die Ge— 
richte J. u. IL. Inſtanz (JMB.p. 
5. Mai 1897, REB. Sr. 112): 

Go. Berihtäorgantiationsgeich. 

5. Beleblammlung- 

GE Geſällsſtrafgeſetßz. 

4. Allgemeine öjterreichtiche Ge— 
richtägeitung. 

&ub, Sog. Bubernialverorbnung. 

ib. Kofbeftet, 

ob. Handelsgeſetz. 

EB, Hanbelägejebbud). 

ob. Hofflammerdeftet. 

Hfıb, Hoflangleibefret. 

HOME. Erfaß bed Hanbeldininifte- 
rium—. 

HmME. Berordnung bed Saubels 
minifterium®. 

Hye Sammlung ber nadı gepfloge— 
ner Öffentlicher Werhandlung ges 
Ihöpften Erfenntnife bes E& 2. 
Öfterreich. Heichägerichted. Heraus 
gegeben bon Dr. Unton Hhe, Frei⸗ 
herrn bon Slumed. 

1,8 Judifntenbuch Des Ober 
ften Geribtöbofes, 

HB. Juriftiſche Blätter. 

65. Auftiggefebfammlung. 





Erklärung der Abkürzungen. xI 


FM. Zuftizminifterium, und info- 
ferne es fich um Anmerkungen unter 
Buchſtaben handelt : Beantworlung 
der ragen, welche dem Juſtiz⸗ 
minifterium über Beftimmungen 
der neuen Prozeßgeſetze — 
wurden. (Beilage zur IMVB. 
vom 3. Dezember 1897, IMBSB. 
Nr. 44.) 

IME. Erlaß des Fuftizminifteriums. 

IMDB. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
jteriums. 

ZMEB.Verorbnungsblatt des Juſtiz⸗ 
miniſteriums. 

IR. Jurisdiktionsnorm. 

k. königlich. 

kaiſ. kaiſerlich. 

KR. Konſularkonvention. 

KM. Konventionsmünze. 

KMP. Kundmachungspatent. 

KO. Konkursordnung. 

KpVB. Kanzleiperſonal⸗-Verordnung 
dv. 18. Juli 1897, RGB. Wr. 170. 

Kundm. Kundmachung. 

KzhpV. Ranzleihilfsperfonal-Berorb- 
nung dv. 19. Juli 1902, RGB. 
Wr. 145. 

KzhpV. f. 3. Verordnung bed Juſtiz⸗ 
minifteriums im Einvernehmen mit 
dem Finanzminiſterium v. 20. Juli 
1902, IMVBB. Nr. 33, betr. das 
Kanzleihilfsperſonal der Juſtiz⸗ 
er 

I. f. landesfuͤrſtlich. 

2GB. Landesgeſetzblatt. 

lit. litera. 

LWVB. Verordnungsblatt für Die 
k. k. Landivehr. 

ME. Miniſterialerlaß. 

Mil. Militär. 

MB. Miniſterialverordnung. 

Nr. Nummer. 

Now. ee ai des Oberſten 
Gerichtshofes in ee her⸗ 
ausgegeben von Dr. Rudolf Nowak, 
Redakteur der Allgem. öfterreicht- 
zu Gerichtszeitung. 

NO. Notariat3ordnung dv. 35. Yuli 
1871, RB. Nr. 75. 

Rot. Beitichrift für Notariat und 
freiwillige Gerichtsbarleit. 


DSH. Oberſter Gerichtshof. 

OLG. Oberlandesgericht. 

W. Öfterreichifche Währung. 

Bat. Batent. 

BE. Plenarenticheidung. 

BES. Bolitifhe Geſetzſammlung. 

pol. politifch. 

Präv. Prävnik öasopis vönovany 
vödd pravni i stätni. 

PrGS. Brovinzialgefehfammlung. 

priv. privilegiert. 

prov. —— 

Przeg. Przeglad prawa i admini- 
stracyi. 

Ref. Reforma sgdowa. 

Reſ. Nefolution. 

NE. Neichtgeſchblaft. 


KOE Meichegerichtsenticheidung. 

ft. d. ftabtifch-beiegiert. 

Sie. Sammlang bon Aibilrecht- 
lichen Entiheibungen bes Oberften 
Berichtehofes ‚begonnen vonddlafere 
Unger, fortgelept von Pfaff, Schey 
unb Mruhäfv. 

Slov, Prav, Slovanski Pravnik. 


ER. Spruchrepertorium. 

StG. Strafgeſetz. 

StGG. Staatsgrundgeſetz. 

StPO. Strafprozeßordnung. 

StV. Staatsvertrag. 

TB. Tarifpoſt. 

ung. ungariſch. 

V. Verordnung. 

V. d. GM. Verordnung des Geſamt⸗ 
miniſteriums. 

Verf. Verfahren. 

Vertr. Vertrag. 

VGE. Verwaltungsgerichtshofs⸗ 
aeg: 

wGO., gal. GD., weitgalizifche Ge- 
richtsordnung. 

WO. Wechſelordnung. 


8. Bahl. 

38. fterreichifches Bentralblatt 
für die juriftifche Praxis, heraus 
gegeben von Dr. Leo Geller. 

BE. Birkularerlaß. 

Be Bivilprozeßordnnung. 

.2. StMO. Zoll: und Gtaat2- 
monopol3ordnnung. 

8V. Birkularverordnung. 


T. 
Einführungsgefeb zur Exehutionsordnung. 
Geſetß v. 27. Mai 1896, R6L. Nr. 78 


(kundgemacht im XXIX. Stüd am 6. Juni 1896), 


betreffend die Einführung des Geſetzes über das Erefutions- 
und Sicherungsverfahren. 


Mit Zuftimmung der beiden Häufer des Reichsrates 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 
tt. I. Das Geſetz über das Erefutiong- und Sicherungs« 
verfahren (Crefutiongordnung) tritt in den im Neichsrate 
vertretenen Königreichen und Ländern gleichzeitig mit dem 
Gelege über das gerichtliche Verfahren in bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten (Bivilprozeßordnung)!) als Vorſchrift für das 
Berfahren Bei Erefutionen und einftweiligen Verfügungen in 
Wirkjamfeit, die den ordentlichen Gerichten zugewieſen jind. 
Mit demjelben Tage verlieren, fomweit nicht dieſes Ge— 
jeß oder die Exekutionsordnung eine Ausnahme enthält, alle 
in anderen gejeglichen Vorſchriften enthaltenen Beftimmungen 
über Gegenftände, welche in der Erefutionsordnung geregelt 
find, ihre Wirkſamkeit.?) 

2) Siehe Art. I EG. 3. 83PO. (1. Jänner 1898). 

2) Unberührt bleiben ingbejondere die Vorſchriften über die Ver⸗ 
ftändbigung gewiſſer Behörden und Organe von der Einleitung 
von Exekutionsſchritten, in3bejondere von der Exekutionsbewilligung 
gegen eine Gemeinde ober einen Bezirk (fiehe bei 8 15 ED.) und 
auf Notariatstautionen „Pie Gerichte find verpflichtet, Fälle 
der Führung einer Exekution auf die Kaution ungefäumt der Notariats> 
fammer mitzuteilen.” 8 26, Abf. 3, NO. 

Unberührt bleiben ferner die Vorſchriften, zufolge welcher die Ver⸗ 
äußerung eines Pfandobjektes ohne gerichtliche Dazwiſchenkunft 
ftattfinbet: 

Die Pfandleihgefellfchaft in Wien ift berechtigt, die bis zu 
Verfallzeit nicht ausgelöften oder umgefegten Tfänder, ohne in meiteren 

1 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 





2 Art. I-III EG. z. ED. 


Verkehr mit den Eigentümern berfelben treten ober die Intervention 
der Gerichte in Anfprud nehmen zu müllen, durch ihre Piandleih⸗ 
anftalten Waren in Öffentlichen Verfteigerungen geſchäftsordnungsmäßig 
verfteigern, Wertpapiere aber durch einen beeideten Senſal an ber 
k. k. Börſe in Wien verkaufen zu Iaffen, und ſich aus dem Erlöſe der- 
felben für ihre Anſprüche an Kapital, Zinſen und Nebengebühren, fowie 
an Lizitationskoften zahlbar zu machen. 8 21 der durch MB. v. 24. Juni 
1864, REB. Nr. 56, fundgemaditen Statuten. 


Ferner fteht das Recht, ein Pfandſtück unmittelbar und ohne Das 
zwiſchenkunft des Gerichtes zu veräußern, zu: 1. dem Staate bei Herein- 
dringung von Erfägen, welche lediglich aus den Dienſtverhältniſſen der 
Beamten hervorgehen, aus den von ihnen erlegten Kautionen (Hfd. v. 
3. Jänner 1842, IGS. Nr. 583, fiehe 8 265 ED. und Unm.); 2. den 
Sparlafjen (MB. v. 2. Februar 1852, RGB. Nr. 42); 3. dem Pfand⸗ 
nehmer bei Börfengefhäften (Gef. v. 1. April 1875, RGB. Nr. 67, 
8 15); 4. dem Inhaber eines Fauftpfandes bei Handelsgeſchäften 
überhaupt (Art. 311 HGB.), insbefondere der Lagerhbausunter- 
nehmung und dem Eigentümer des Warrants Hinfichtlicdy der in 
einem Öffentlichen Lagerhaufe erliegenden Waren (88 32—35 des Gel. v. 
28. April 1889, RGB. Nr. 64); 5. nadı dem Gef. v. 23. März 1885, 
RGB. Nr. 48, mit welchem einige Beftimmungen Hinfihtlich der Pfand⸗ 
Veihergewerbe erlaffen wurben, 8 4, find die Inhaber der in Gemäßheit 
der 88 1-3 Tonzeffionierten Bfandleihergemerbe bereditigt, 
zur Hereinbringung der aus ihrem Geſchäftsbetriebe entitandenen Forde⸗ 
rungen aus ben ihnen bafür beftellten Fauftpfändern nad) ihrer Wahl ſich 
entweder des im Art. 310 oder des im Art. 311 HGB. vorgezeichneten 
Verfahrens zu bedienen, gleicviel, od bie Forderungen Kaufleuten gegen= 
über aus Handelögefchäften hervorgegangen find und ob eine fchriftliche 
Vereinbarung Über die Beltellung des Fauftpfandes und über das Ver⸗ 
fahren ftattgefunden hat oder nicht. — Der nad) Art. 310 HGB. erwirkte 
öffentliche Verlauf des Fauſtpfandes erfolgt nach Anweiſung des 847 EG. 
zum HGB. — Der Gewerbsinhaber ift nicht verpflichtet, den Pfand⸗ 
ſchuldner von der Bewilligung oder von der Vollziehfung des Verkauſes 
zu benachrichtigen. — Der Verlauf darf jedody in feinem Yalle früher 
als ſechs Wochen nach der Verfallszeit erfolgen und ift der Zeitpunkt des⸗ 
felden in der auf dem Verordnungswege zu beftimmenven Weife öffent: 
lich kundzumachen. — Bezüglich der gerihtlihen Geltendmahung 
des vertragsmäßigen und gejeblihen kaufmänniſchen Pfandredtes 
fiehe Urt. XIII, 8.9. 


Art. II. Insbeſondere verliert die Beftimmung der Re- 
jolution vom 31. DOftober 1785, JGS. Nr. 489, lit. qq), 
daß ich die Parteien auch in der Erekutionsführung einem 
Schiedsrichter unterwerfen können, ſowie die auf Grund dieſer 
Beltimmung einzelnen Schiedsgerichten durch Privilegium oder 
ftaatlich genehmigte Statuten eingeräumte Befugnis, die Exe— 
fution ihrer Sphiedfprüche zu bemilligen, ihre Wirkfamfeit.!) 





Geltungsbeginn, Aufhebung alter Vorfchriften. 3 


1) Ebenſo bezüglich ber Börſenſchiedsgerichte Art. XIII, Abf. 2, EG. 
3 83PO. 


Art. III. Die beftehenden geſetzlichen Vorfchriften über 
die Vorzugsrechte) und über die Sicdherftellung?) und Ein- 
bringung von Steuern und anderen Leitungen zu öffent- 
lichen Zmweden, dann von anderen, den Steuern rüdjichtlich 
der Einbringung gejeglich gleichgeftellten Schuldigfeiten,?) jo- 
wie von ſolchen Forderungen des Staatsſchatzes rüdjichtlich 
deren die Enticheidung und Liquidierung den Verwaltungs- 
behörden zugewiefen ift,*) ferner die beftehenden Vorſchriften 
über die Sicherftellung der Gefällsftrafen,>) über die Sicher— 
ftelung der Forderungen aus Beitandverträgen über öffent- 
liche Gefälle und über die Einbringung folcher Forderungen‘) 
bleiben in Wirkjamteit. 


rt. III. 1. Auf Grund der Rückſtandsausweiſe der Arbeiter- 
Unfallveriiderungsanftalten, der Bezirks-, Betriebs- Bau- 
und Genofjenihaftstrantentaffen, fowie der Bruderladen 
kann unter der Vorausfegung, daß die Rechtskraft und Exekutions⸗ 
fähigkeit diefer Rückſtandsausweiſe von der politifchen Behörde be- 
ftätigt ift, die gerichtliche Erefution begehrt werden. PE. v. 7. No- 
bember 1899, 3. 486, 3.8.144, Sig. 735; 

ebenjo zur Hereinbringung von Kurkoſten öffentlicher 
Krantenhäufer auf Grund von Nüditandsausmweifen der 
Krantenhausverwaltung. E. v. 11. Februar 1896, 3.1438, Now. IV, 
664; 7. September 1892, 3. 8811, Sig. 14367; 14. Auguft 1877, 
3. 9874, Sig. 6535; 

und zur SHereinbringung bon Militärtarrüdftänden. 
E. v. 21. Dezember 1886, 3. 14770, Sig. 113035 17. November 1886, 

. 13354, Sig. 11257 (SR. 133); 14. September 1886, 3. 10910, 
g. 11164 u. a.; 

nicht aber wegen der in einen ftenerämtlicden Rückſtandsaus⸗ 
wei3 aufgenommenen Steuerjtrafen. €. v. 20. Juni 1888, 
3. 7208, Sig. 12235. 

2. Gerichtliche Erekution zu Gunften der dem Fiskus vom 
Bermaltungsgerichtshofe zugeſprochenen Koften. E. v. 17. No- 
vember 1880, 3. 12932, Sig. 8182; 

zur Einbringung der durch Landesbuchhaltereierledigung feit- 
geftellten Rehnungsfhuld eined Landesbeamten €. v. 
8. Auguft 1871, 3. 9988, Sig. 4245. 

3. Die duch Unterbringung in einer Zwangsarbeits— 
anftalt aufgelaufenen Berpflegstoften fünnen auf Grund 
eines vom Landesausſchuſſe als richtig beftätigten Ausmeifed der 
Landesbuchhaltung mittelft gerichtlicher Erekution eingebracht werden. 
€. dv. 23. April 1902, 3. 5873, Not3. 1902: 34. 

1* 


4 Ad. HI EG. z. ED. 


Soweit nach diefen Borjchriften wegen Sicheritellung 
und Einbringung der im erjten Abfate bezeichneten Anfprüche 
und Forderungen ein gerichtliches —4* ſtattfindet, kommen 
in Anſehung der Bewilligung und Durchführung der Exekution 
oder des Sicherungsverfahrens die Beſtimmungen der Exe— 
kutionsordnung zur Anwendung. Inwiefern der Verpflichtete 
oder ein Dritter den Anſpruch oder die Forderung im Rechts⸗ 
wege beſtreiten oder gegen die Exekution im Rechtswege 
Widerſpruch erheben kann, iſt nach den hierüber beſtehenden 
beſonderen Vorſchriften zu beurteilen. 

Für die Geltendmachung von Rechten an den durch eine 
politiſche Exekution betroffenen Gegenſtänden ($ 37 der Ere- 
futionsordnung) find ausſchließlich die Vorſchriften der Bivil- 
prozebordnung und der Erefutionsordnung maßgebend. Für 
die Klage iſt das Bezirkögericht zuftändig, in beffen Sprengel 
fih zur Beit der Anbringung der Klage die Gegenftände 
nanz oder zum Zeile befinden, an welchen die behaupteten 
Rechte beftehen follen.”) 


4. Die Gemeinden find nicht berechtigt, rüdftändige Gemeinde- 
und Schulumlagn (Schulhausbeiträge, Schulzufchläge, 
Schulpauſchale u. a.) mittelft gerichtlider Exekution felbft ein⸗ 
zutreiben; die Eintreibung bat durch die Finanzprokuratur oder 
durch das Steueramt zu gefchehen. &. v. 25. Juli 1902, 3. 9136, 
3. 1903245 24. September 1901, 3. 13355, 38. 1902: 705 
21. Mai 1901, 3. 7201, amtl. ©. 430 (29. Mai 1895, 3. 6473, 
Sig. 15501?) 

5. Das Presbyterium einer evangelifhden Kirche 
kann nicht wegen Einbringung rüdftändiger Beiträge zu evan—⸗ 
geliichen Kultuszwecken unmittelbar die gerichtliche Erefution an⸗ 
ſuchen; es Hat fih um Erwirkung gerichtlicher Hilfe an die Polis 
tifchen Behörden zu wenden. €. v. 12. November 1895, 3. 13394, 
amtl. S. 113. 

6. Anſprüche aus Erkenntniſſen des böhmischen Landesaus- 
fhuffes in Angelegenheiten der Armenpflege fünnen nur im 
Wege der politifchen Erefution geltend gemacht werden. E. v. 
7. März 1901, 3. 2502, $B. 1901 :18. 

7. Berjährung des gejeglihen Vorzugsrechtes der 
Bermögensübertragungsgebühren wird durch Anwendung der gejc- 
lichen Mittel zur Eintreibung der Gebühr unterbrochen (zwangs⸗ 
weiſe Pfandreht3begründung, gehörig betriebene Zwangsverwaltung 
einjchließlich der adminiftrativen Zwangsverwaltung, wenn fie imt 
Grundbuche angemerkt wurde, und Zmwangsverfteigerung). PE. v. 
11. März 1902, 3. 376, 3.8. 153, amtl. ©. 454; 20. Juli 1898, 
3. 10061, Sig. 260. 


Politiſche Erekution. 5 


) Siehe 88 120, Anm. 2, 216, Anm. 4, ED. 

2) Sicherſtell ung von Ärarialforderungen. 

Hofdekret v. 18. Sept. 1786, 3606. Nr. 577, lit. c. Dem 
Fiskalamte Tann auch infolge des 8 298 Ger.⸗Odg. vor erfolgtem richter: 
lien Urteile eine Erelution nicht bewilligt werben; die Sicherheit des 

Arariums aber kann auch ohne Ergreifung einer Exekution durch die in 
der Gerichtsordnung vorgeſehenen Wege der Verbote, Sequeſtrationen, 
Arreſte und anderweiten Sicherſtellungsmittel geſchehen, zu deren Er— 

wirkung ſich das Fiskalamt lediglich durch Dartuung hangender In⸗ 
quiſitionen, oder durch Vorlegung der Verordnungen der Hof- und 
Länderſtellen zu legitimieren hat. 

Hofdekret v. 24. Oktober 1806, JGS. Nr. 789. In Hinſicht der 
Sicherſtellung folder Forderungen, die zum gerichtlichen Ber- 
fahren nicht geeignet find, fondern worüber den politifhen Be— 
börden allein die Unterfuhung, Entfheidung und Ere- 
fution zufteHt, ift feftzufeßen befunden worden, daß in ſolchen Gegen- 
ftänden den politifchen Behörden die Befugnis, die erforderliche Sicher- 

- ftellung zu veranlafien, und wegen derſelben Bollftredung die Gericht3- 

. Behörden unmittelbar durch Erfuchfchreiben anzugehen, oder hiezu den 
Fiskalämtern den Auftrag zu erteilen, zuftche; eine ſolche Sicherftellung 
aber durch die diesfällige Verordnung der nolitiihen Behörde infolge des 
Hofdelretes v. 18. September 1786 ſchon von felbft gerechtfertigt werde, 
daher Feiner weiteren Juſtifizierung bedürfe. 


Hoftammerdekret v. 11. April 1848, ZGS. Nr. 1134. Über 
eine Anfrage, ob mit Rüdfiht auf das im Grunde der Ah. Entſchl. v. 
16. Auguft 1845 erlaffene Dekret dv. 24. Oltober 1845, JGS. Nr. 907, 
die Pränotstion auf Realitäten auch zur Sicherftellung von Ara⸗ 
. zial-Steuerrüdftänden über unmittelbare Anfuchen der politifchen 
Behörden an bie betreffenden Gerichte ftattfinden könne, wird bedeutet, 
daß durch das bezogene Dekret v. 24. Oktober 1845 in den Beftimmungen 
‚bes Hfd. v. 24. Oktober 1806, IGS. Nr. 789, nicht? geändert worden 
ift und daß fonad) Vormerfungen auf Realitäten zur Sicherung von 
Ärarial-Steuerrüdftänden und fonftigen Arartalforderungen, die nidjt auf 
einem privatrechtlichen Titel beruhen, von den abminiftrativen Behörden 
bei den Gerichten unmittelbar angefucht werden können. a) 


(a 1. Solche Sicherftellung findet nur zu Ounften von For: 
derungen ftatt, über die ausfchlieglih den politifden Behör- 
ben die Entjcheidung zufteht. ©. v. 24. Juli 1890, 3. 8341, 
®3. 1891:20 (10. Oftgber 1867, 3. 8993, Slg. 2875?): 

. Erfaganiprüde des Kirchen- und Armenfonds gegen 

die Berlaffenfchaft des Pfarrers (Statthaltereiauftrag). E. v. 17. No: 

vember 1858, 3. 13124, Slg. 665; R 

: Kranlenhausverpflegstoften. ©. v. 26. Jänner 1870, 
. 645, Sig. 36855 -: . a dee x 

3 aıishaftender Gehaltsvorſchuß. E. v. 7. Juni 1887, 

8. 6525, Sig. 11630; ° z | 
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3) Hofdekret v. 19. Jänner 1784, JGS. Nr. 228. Wenn es 
auf Eintreibung eines Ausftaubes einer Qandesanlage oder 


Forderung auf Zahlung von Snfertiondgebühren und 
DOrdnungdftrafen (Verordnung der Finanzdirektion). €. v. 
5. Dezember 1866, 3. 10682, Sig. 2673; 

Schadenerfaganfprüde einer Gemeinde gegen ihren 
früheren Borfteher (Erſuchſchreiben des Bezirksausſchuſſes). 
E. v. 30. Juni 1886, 3. 7559, Sig. 11093; 

Erfagforderung aug poftamtlicher Geſtion (Zufchrift, 
Zelegramm der Poftdirektion). E. v. 3. September 1873, 3. 8841, 
Sig. 5071; 13. September 1864, 3. 6918, Sig. 1973; 

Koften bes Strafv erfahren (Berechnungen ber Gefangen: 
bausdirektion). ©. dv. 11. Jänner 1888, 3. 152, Sig. 11996; 

noch nicht fällige Strafv ollzugstoften (Koftenvoranichlag 
der Strafhausvermwaltung). €. v. 11. Jänner 1888, 3. 152, 
Slg. 11996; 

Verzchrungdfteuerbeträge in einftweilen noch unbe- 
ftimmter Hohe (Schreiben der Finanzdirektion). E. v. 29. Dezem⸗ 
ber 1874, 3. 12716, Sig. 5577; 

dem Berpflichteten no nn zur Zahlung vorge— 
fhriebene Gebühren €. v. 1. Dezember 1869, 3. 13152, 
Slg. 3589; 

Steuerftrafen (fteneramtl. Rückſtandsausweis). E. v. 
25. September 1888, 3. 11430, Sig. 123635 11. April 1883, 
3. 4167, Sig. 9385. 

2. Dagegen find die Vorfchriften diefer Hofdekrete nicht an⸗ 
wendbar auf Anfprücde des Ärars, die im ordentliden 
Rechtswege feftzuftellen find: 

demnach nicht auf Erſatzanſprüche auf Grund der Ungültig- 
feit einer legten Willenserflärung. € v. 8. November 
1892, 3. 13193, Sig. 14448; 

nicht auf Anjprüche aus einem Kaufvertrage. €. vd. 
9. Oktober 1901, 3..12542, amtl. S. 476; 

nicht auf Anfprüche aus der Haftungspflidt der Direk— 
tionsmitglieder einer landiwirtichaftlichen Vorſchußkaſſe. E. v. 
23. Juni 1898, 3. 8715, Sig. 237. 


3. Die Sicherftellung kann erfolgen durch: 

Einverleibung des Pfandredtes. €. v. 11. Sänner 
1888, 3. 152, Sig. 11996; 11. April 1883, 3. 4167, Sig. 9385; 
13. November 1867, 3. 10129, Ste. 2916; 13. September 1864, 
3. 6918, Sig. 1973 (25. September 1888, 3. 11430, &ig. 12363): 

Bormerkung des Pfandrechtes. E. v. 2. September 
1888, 3.11430, 2% 12363; 11. Jänner 1888, 3.152, Sig. 119965 
30. Sum 1886, 3. 7559, Sn 11093; 4. Nuguft 1868, 3. 7682, 

4394; 

FE beweglider Saden. E. v. 7. Juni 1887, 
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anderen berlei Tandesfürftlihen Gefälles ankommt, fol die Sache 
a) keineswegs in eine gerichtliche Einklagung oder rechtliche Verfahren 
neleitet, jondern von der Obrigkeit in biefen Fällen auf Anrufen der 
Beamten die Erefution unmittelbar geleiftet werben; b) in den hierbei 
auffallenden Pfändungen, Feilbietungen und Schätzungen beweglicher ober 
unbeweglicher Güter fi) in der Art des Benehmens und der Friften nad 
Vorſchrift der allgemeinen Gerichtäorbnung geachtet; übrigen? aber c) 
auch der militärischen Erefution in allen denjenigen Fällen noch ferner 
ftattgegeben werden, in welchen fie in bejonderen über berlei Gefälle be= 
ftehenden Gefegen gegründet tft. 


Beobadhtung der Beftimmungen ber Erelutiondorbnung 
über unpfändbare Sadhen bei Bornahmederadminiftrativen 
Bfändung Mit der Verordnung der Minifterien der Finanzen und 
des Innern dv. 2. Dez. 1901, 8. 7.347, FMBB. Ar. 195, wurde aus 
geiprochen, daß im Grunde des Hofdelretes dv. 19. Jänner 1784, 366. 
Nr. 228, die Beftimmungen ber 88 250-252 ED. aud) bei der Turdy- 
führung des adminiftrativen Bivangdverfahren? Anwendung zu finden 
haben. Die politiihen Behörden feien daher verpflichtet, dafür zu forgen, 
daß bei der Einbringung von Steuern, Gebühren und fonftigen öffent- 
lichen Abgaben die vorbezeidineten gefeglichen Anordnungen genau beachtet 
werden. (JMVB. ©. 8, 1902.) 


Hofdelret v. 26. Februar 1789, JGS. Nr. 977. Bei Eintrei= 
bung derjenigen Vergütungen, welche die politiiche Behörde den Unter = 
tanen in obrigfeitlihen Bebrüdungsfällen zuerkannt Hat, ift folgende 
Richtſchnur gegeben worden: 


3. 6525, Sig. 11630; 29. Tezember 1874, 3. 12716, Sig. 5577; 
3. September 1873, 3. 8841, Sig. 5071; 23. Jänner 1872, 3. 689, 
Sig. 4450 u. a.; 
Pfändung von Forderungen. ©. v. 24. September 1873, 
3. 9479, Sig. 5089; 13. Mai 1873, 3. 4891, Sig. 4970; 
inSbefondere Pfändung eines Depoſitums. E. vd. 
9. Jänner 1873, 3. 12372, Sig. 4834. 


4. Sicherftellung für ärarifcde Gegenforderungen durh Pfän- 
dung des von der Finanzprofuratur zu Gunften des. 
Schuldners und feines Zeifionars gerichtlich erlegten Be— 
trage3. €. v. 9. Auguft 1870, 3. 7880, Sig. 3844. 


5. Zur Sicherung der beteeffseiner Nachlaßliegenſchaft 
borgeihriebenen Nahlafgebühr kann das Pfandrecht vor- 
gemerkt werden, wenngleich die Gebühr im Verfteigerungsverfahren 
nicht rechtzeitig angemeldet ($ 172, letter Abſ. ED.) und die 
Liegenſchaft inzwifchen tatfächlich verfteigert worden if. E. v. 
20. Februar 1901, 3. 1831, Not}. 1903 :2. 

6. Zur Hereindringung von Gemeindeumlagen kann auch 
bon ben gerichtlichen Erekutiond- und Sicherftellungsmitteln Ge- 
brauch gemacht werden. E. v. 2. Auguft 1865, 3. 6184, Sig. 2243. 
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a) Im allgemeinen ift die Regel zu beobachten, daß die Erlenntnifie 
der politifhen Behörde auch durch diefelbe zur Vollziehung zu bringen, 
und fich Hierzu der ihr geſetzmäßig eingeräumten Exekutionsmittel zu be= 
dienen fei. 

b) Diefe Regel leidet nur dann eine Ausnahme, wenn entweder die 
politifchen Exekutionsmittel zur Eintreibung des Erfahes nicht zureichen, 
oder wegen des eintretenden Rechtes eines Dritten nicht anwendbar find: 
a) wenn alfo der Erſatz fo beträchtlich, oder b) das Gut, woraus folcher 
geleiftet werden fol, fo verichuldet ift, daß die Bezahlung des von ber 
politifchen Behörde zuerkannten Erjages nicht anders, als durch die Ver⸗ 
äußerung der Realität geleiftet werben Tann; c) wenn ein Konkurs über 
das Vermögen bed Eigentümers eröffnet worden ift; d) wenn das Gut, 
woraus ber Erfah einzutreiben ift, für Rechnung eines Dritten bereits 
gerichtlich fequeftriert worden; e) wenn ein landtäflich vorgemerkter Gläu⸗ 
biger der Partei, welche die zuerfannte Vergütung zu fordern hat, das 
Vorzugsrecht ftreitig macht. In allen diejen Fällen Tann die Eintreibung 
des Erſatzes durch die politifhe Behörde nicht geichehen, fondern fie ift in 
dem gerichtlichen Wege unter Vertretung be3 Fiskalamtes zu fuchen. 

c) Jedoch Steht aud) in folhem Falle der Gerichtäftele, bei welcher 
das Exekutionsgeſuch eingereicht wird, nicht mehr die Erörterung ber 
Nechtmäßigfeit der durch das Erkenntnis der politiichen Behörde bereits 
erwieſenen Forderung zu, fondern fie Hat in eben der Art zu verfahren, 
als wenn das Exekutionsgeſuch ein gerichtliches Erkenntnis zum Grunde hätte. 

d) Damit aber, wenn es auf eine der Gerichtsftelle allerdings zu⸗ 
tommende Enticheidung über das Vorzugsrecht ankommt, die durch das 
Fiskalamt vertretene Partei nicht leide, fo hat das Fiskalamt jedesmal 
im voraus die Yandesfürftliche Verfiherung zu erwirken; es wäre denn 
der zuerkannte Erfag entweder an fich felbit oder im Verhältniffe zu ben 
befannten Vermögensumſtänden de3 Schuldners zu unbeträdhtlih, um 
diefe Vorſicht zu erheiſchen. 

e) Diefe Sicherftellung foll aber niemals darin beftehen, daß, wie 
e3 hier und da beobachtet worden ift, der fachfällige Grunbeigentümer 
zur Ausftelung einer Schuldverjchreibung über den Betrag des Erjages 
verhalten, und dieſe Schuldverfchreibung zur Tandtäflihen Vormerkung 
gebracht werde; fondern es ift mit Vermeidung dieſes unnügen und oft 
nadteiligen Umweges die landtäfliche Vormerkung des politifchen Er⸗ 
kenntniſſes, wodurch die Richtigkeit des Erſatzes entſchieden worden iſt, 


genug. 

f) Endlich iſt die Vormerkung jederzeit ohne den mindeſten Zeit⸗ 
verluſt zu bewirken, damit anderen Glüubigern des nämlichen Schuldners 
die Gelegenheit benommen werde, durch frühere Anſuchung derſelben das 
Vorzugsrecht zu erwerben. 

Hofkammerdekret vom 27. Dezember 1831, kundgemacht 
mit Hfd. v. 10. Febr. 1832, IJGS. Nr. 2548. Da ſich Zweifel über 
die zur Einbringung rüdftändiger Zölle und Verzehrungs— 
fteuergebühren anzumwenbenden Erefutiondarten ergaben, fo hat man 
im Einverftändniffe mit der k. k. oberften Juftizftelle und der k. k. ver⸗ 
einten Hoffanzlei folgende Beſtimmungen beſchloſſen: 
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1. Die Unwendung der Erelutionsmittel zur Eintreibung aus: 
baftender Zoll⸗ und Verzehrungsftexers&ebühren kann entweder bei ben 
politifhen ober gerichtl ichen Behörden angefucht werden. — 2. Die- 
jenige Exekutionsart ift zu wählen, welche die Eintreibung der Gebühr, 
unter Beobachtung der Geſetze, am fchleunigften und mit dem geringften 
Koftenaufwande erwarten läßt. — 3. Gegen Grundbefiger, vorzüglich 
der untertäntgen Klafje, muß, two die Tilgung auf eine denfelben minder 
ſchädliche Art bewirkt werden Tann, das leichtere Tilgungsmittel ergriffen, 
daher, ehe zur Veräußerung der Realität gefchritten wird, die Einbringung 
durch Berfteigerung der leichter entbehrlihen Mobiliareffeften, verfucht 
werden. — 4. Zn den Fällen, wo es wahrſcheinlich ift, daß ber rüd- 
ftändige Betrag durch die Pfändung und den Verlauf von Fahrniſſen 
oder die Sequeftrierung der Einfünfte einer Realität werde eingebracht 
werden können, tft die Erekution im politiichen Wege anzufuchen. Diefes 
hat inZbefondere in der Regel gegen untertänige Grumbbeliger zu ge⸗ 
ſchehen. — 5. Zur Erwirkung diefer Exekution hat die Gefällenbezirks⸗ 
behörde fih an die politifche Ort3obrigkeit zu wenden. Bei dem Kreis⸗ 
amte ift das Cinfchreiten bloß dann zu ftellen, wenn die Ortsobrigfeit 
die Eintreibung unterläßt, oder wenn es fi) um die Eintreibung eines 
Rüdftandes von einem Dominilalgrundbefiter handelt. — 6. Auf liegende 
Güter und Grundftüde, oder auf Rechte, Die aufliegenden Gütern und Grund⸗ 
ftüden haften oder verfichert find, kann im politifchen Wege feine andere Exe⸗ 
kutionsart, als die Sequeftration der Einkünfte plaßgreifen. So oft im 
“ politifchen Wege diefe Exrefutiondart verfügt wird, muß durch die Be⸗ 
hörde, welche dieſe Exefution bewilligte, hievon zugleich die Landtafel- 
oder Grundbuchsbehörde in die Kenntnis geſetzt werden, damit die hän⸗ 
gende Sequeſtration in die öffentlichen Bücher eingetragen werde. Eine 
ähnliche Verſtändigung hat auch, ſobald die Sequeſtration aufhört, zum 
Behufe ihrer Löſchung in den öffentlichen Büchern zu geſchehen. — 7. Iſt 
die Wahrſcheinlichkeit nicht vorhanden, daß der Rückſtand durch die den 
politiſchen Behörden eingeräumten Exekutionsmittel ſchleunig und mit ge⸗ 
ringer Schwierigkeit werde eingebracht werden können, jo hat die Kameral⸗ 
Gefällenverwaltung (jet Finanz⸗Landes⸗ oder Bezirksdireltion) der 
Kammerproturatur eine beglaubigte Abfchrift des Erkenntniſſes oder Zah: 
. Jungsauftrages, famt der Nachweifung, daß ſolches in Rechtskraft über: 
sing oder von der Oberbehörbe beftätigt wurde, mitzuteilen. Der Kam- 
merprofuratur liegt ob, um die Erefution im gerichtlichen Wege einzu 
fhreiten. — 8. In Abſicht auf die Bewilligung und Bollitredung der 
Exekutionsmittel find von den Behörden die beftehenden Gelege und Vor⸗ 
ſchriften genau zu beobachten, wobei übrigens die Intabulation der von 
den Gefällsbehörden geihöpften Erlenntniſſe auch auf beglaubigte Ab—⸗ 
ſchriften derfelben zu bewilligen ift. — 9. Wegen Erlangung der pro: 
viforifhen Sidheritellungsmaßregeln bei Erfenntnifien, die nod) 
nit in Rechtskraft erwachſen find, ift fich nad) denjelben Grundfägen, 
als für die Erwirkung der Erelution vorgezeichnet wurden, zu benehmen. 
Handelt es fi um die Sicherftellung einer durch ein Fauſtpfand nicht 
volftändig verfierten Zahlung auf einem Grundbefige, ſo iſt fich ftet3 
an die Kammerprofuratur wegen Vornahme der erforderlichen Schritte 
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zu wenden. — 10. Die den Gefällsbezirksbehörden übertragene Umtshand- 
lung ift in den Gegenden, wo für das in der Rede ftehende Gefäll kein 
Bezirksamt befteht, von der Gefällenlaudesbehörde vorzunehmen. — 11. Die 
gegenwärtige Vorfchrift findet auch auf die allgemeine Verzehrungsfteuer 
Anwendung. Die in dem Gefete über die eben genannte Steuer, 88 28 
bis 32, und in den nachgefolgten Verordnungen enthaltenen Beftimmungen 
rückſichtlich des Erefutionsverfahrens bleiben jedoch gleichfalls in Wirk⸗ 
famteit. — Durch diefe Beftimmungen wird an den beftehenden Grund⸗ 
fäben über den Weg, auf welchem die Nichtigkeit (Liquidität) und das 
Ausmaß einer Gefällsgebühr zu verhandeln ift, nichts geändert. — Um 
aber gleich bei der urfprünglichen Verhandlung den Gegenftand erichöpfend 
zu erörtern, und um zu verhindern, daß nicht wegen unvollftändiger Be⸗ 
feuchtung desfelben unftatthafte Forderungen, von benen bei einer ge⸗ 
nauen Aufflärung jpäter wieder abgegangen werden müßte, geftellt wer⸗ 
den, ift in den Fällen, in denen es ſich nicht bloß um die Einbringung 
einer Gebühr handelt, zu deren Entrichtung der Bartei eine Zufriftung 
augeftanden wurde, ſtets die Partei über den Anſpruch, der gegen fie er= 
hoben wird, im fürzeften Wege zu vernehmen, und mit ihren allfälligen 
Einwendungen anzuhören, wie aud) derielben nad) Erwägung ter von ihr 
vorgebrachten Bemerkungen, dann nad) vollftändiger Erörterung des Sach— 
verhaltes mittels einer den letzteren deutlich barftellenden Verordnung 
die zu entrichtende Gebühr bekanntzumachen. — In diefen Verordnungen 
ſoll immer ausdrüdlich beigefeht werden, daß der Partei die Berufung 
an die Oberbebörde binnen 14 Tagen freigeftellt fei. 


Einbringung von Berzehrungdfteuer - Abfindungsbe- 
trägen oder Pachtſchillingsraten. Ah. Entidl. v. 25. Mai 
1829, PGS. Bd. 57, Nr. 74. 

8 28. Wenn eine fteuerpflichtige Partei mit dem Erlage einer 
Monatsrate des Abfindungspaufchales die vorgefchriebene Frift nicht ein- 
hält, fo hat die Steuerbezirksobrigkeit unverzüglich zur Sicherſtellung des 
Ausftandes die Ffändung des Schuldners einzuleiten und dafür zu forgen, 
dab in Verfolg der weiteren gejchmäßigen Exekutionsgrade ter Betrag 
des Ausſtandes eingebracht werde... . 

8 29. Hat der Pächter eine rüdftändige Abfindungsrate zu fordern, 
fo meifet er den Ausſtand mit Beilegung feines Pachtvertrages der 
Steuerbezirksobrigkeit aus, welche verpflichtet ift, den Rüdftand auf die 
in dem obigen Paragraphe bezeichnete Urt Hereinzubringen und an den 
Pächter abzuführen. 

Ferner 88 13 und 19, Gef. v. 16. Juni 1877, RGB. Nr. 60, über 
die Verzehrungsfteuer von Fleiſch. 


Kaif. Vdg. dv. 20. April 1854, RGEB. Nr. 96, wodurch eine Vor⸗ 
Schrift für die Bollftteldung der Verfügungen und Erkennt— 
niffe der l. f. politifhen und polizeilihden Behörden er- 
laffen wirb. 

Bezuüglich der Amtsgewalt ber I. f. politifhen und Boltzeibehörben, 
in Bollftredung von Verfügungen oder Erfemntniffen und in Wahrung 
des Amtsanfehens finde Ich, nach Bernehmung Meiner Minifter und 
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Anhörung Meines Reichgrates, für alle Kronländer, mit Ausnahme des 
lombardifch-venetianifchen Königreihes und der Militärgrenze, folgendes 
anzuordnen: 


8 1. Alle Anordnungen, Verfügungen und Erkenntniſſe, welche bie 
Iandesfürftlichen politiſchen und polizeilichen Behörden im Bereiche ihrer 
Amtswirkſamkeit unmittelbar oder im Auftrage der vorgefesten Behörden 
erlaffen, werden von denfelben durch die ihnen gefeglich zustehenden Mittel 
zum Vollzuge gebradt. 


8 2. Liquibe Yeiftungen, welche durch Zufchlag zu den direkten oder 
indirekten Steuern umgelegt werben, find Über Anordnung der politifchen 
Behörden durd die für die Einhebung diejer Steuern berufenen Organe 
und mitteld der dafür beftehenden Biwangsmittel einzubringen. 

Ebenjo find im Wege der Steuereinhebung und der Steuerexekution 
jene Leiftungen, die durch das Geſetz Hinfichtlich ihrer Einbringung den 
Steuern gleichgehalten werden, über Anordnung derjenigen Organe ein- 
zubringen, die über die Pfliht und den Umfang der Leiftungen zu ent= 
ſcheiden haben. 


8 3. Vorſchriftsmäßig auferlegte oder beftehende Geldleiſtungen 
anderer Art, welche im Gejchäftsfreife der politifchen Verwaltung zu 
Öffentlichen Zwecken einzubringen find, 3. B. Kurkoſten und andere Sa: 
nitätsbeiträge, Geldbußen, Bezüge der von ber Siaatöverwaltung auf 
Koſten der Gemeinden angeltellten Gemeindebeamten, Briträge für Kirchen, 
Pfarren und Schulen, Schulgelder u. dgl. find über Auordnung der Bes 
hörden durch deren eigene Organe ober in ihrem Namen und Auftrage 
durch die Organe der Gemeinden einzuheben. Dasfelbe gilt von den big» 
ber der Einbringung im politifhen Wege zugeiviefenen Naturalleiftungen 
für Kirchen, Pfarren und Echulen, tufoweit das Bezugsrecht unbeitritten 
ober im Falle der Beftreitung der Berechtigte im Befige geſchützt ift. 

Wenn die Leiftung ganz oder teilweife verfäumt oder verweigert 
wird, ift die politifche Behörde berechtigt, nad) fruchtlofer, unmittelbar 
oder durch die Gemeindeorgane geichehener Einmahnung, die Exekutions⸗ 
mittel, welche fonft für die Eintreibung der Rüdftände an direkten Steuern 
plaßgreifen, in Anmendung zu bringen. eh 


8 4. Geldleiftungen, welche nad; dem Geſetze ober nad) einem von 
ber kompetenten politifhen Behörde genehmigten Gemeindebeſchluſſe zu 
einem Gemeindezwede jtattzufinden haben, und nicht in Zufchlägen zu den 
direlten oder indireften Steuern beftehen, haben die Gemeindevorftcher 
durch ihre eigenen Organe einzuheben; bleibt ein Verpflichteter im Rück⸗ 
ftande, fo ift derfelbe unter Androhung der Erefution an die Erfüllung 
feiner Schuldigfeit zu mahnen, und falls innerhalb der nächften vierzehn 
Tage die Leiftung nicht erfolgt, wird von der Iandesjüritlichen politiichen 
Bezirksbehörde oder dem mit der politifchen Geſchäftsführung betrauten 
Gemeindeamte (Magijtrate) die Erefution verhängt, wobei der Gemeinde⸗ 
vorfteher durch feine eigenen Organe die Pfändung und nötigen Falles die 
Zransferierung von beweglichen Gütern, Früchten und Fahrniſſen des 
Rückſtändners bis zu einem den Rüditand und die Exekutionskoften deden- 
den Betrag, und nad) fruchtlofem Verlaufe von weiteren acht Tagen, 
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unter Aufſicht der die Exekution bewilligenden Behörde, bie öffentliche 
Feilbietung der gepfänbeten Gegenftände einzuleiten bat. 

Am übrigen tft fich bei einer ſolchen Pfändung, Transferterung und 
Feilbietung an die Beltimmungen zu halten, weldhe für die Mobilar- 
erelution bei Steuerräditänden beitehen. 

Neichen die Kräfte und Mittel der Gemeinde zur Durchführung der 
Erefution nicht aus, fo fteht es dem Gemeindevorjteher zu, fich mit dem 
Unfuchen um Affiftenzleiftung (8 8) an die politifche Behörde zu menden. 

85. Wenn das Geſetz, die Anordnung einer politifchen Behörde, 
oder der von ber Tompetenten Behörde genehmigte Beſchluß einer Ges 
meinde die Verpflichtung zu einer Arbeits⸗ oder Naturalleiftung ausfpricht, 
und biefer Verpflichtung Über Aufforderung der mit der Vollziehung be⸗ 
auftragten Behörden oder Gemeindevorfteher entweder gar nicht, oder 
nicht vollftändig, oder nicht zur gehörigen Bett nachgekommen wird, fo ift 
die mangelnde Leiftung auf Gefahr und Koften ber Verpflichteten bewerk⸗ 
ftelligen zu laffen, und der gemachte Aufwand, ohne daß gegen ben von 
der politichen Behörde richtigzuftellenden Betrag der Aufrechnung eine 
Einwendung zuläflig ift, von den Säumigen nad) den in ben 88 2, 3 und 
4 enthaltenen Beltimmungen einzubringen. 

86. Iſt eine Leiftung in der Art erforderlich, daB fie wegen Ge⸗ 
fahr am Berzuge oder wegen ihrer eigentümlichen Beſchaffenheit durd) dritte 
Perſonen, wenn auch auf Koften des Berpflichteten, fich nicht bewerkitelligen 
läßt, fo find bie Verpflichteten unmittelbar zur Leiftung zu verhalten. 

8 15. Beſchwerden gegen die in Gemäßheit diefer Verordnung er- 
Iafjenen Verfügungen ober Disziplinarerfenntnille find an die politische 
Zandesbehörbe, in höherer Linie aber in der Regel an dad Minifterium 
be3 Innern zu richten. 

8 16. Den Iandesfürftlichen politifchen Behörden werden in Betreff 
der Handhabung der in den vorherjtehenden Paragraphen beftimmten 
Erefutiv- und Strafgewalt aud) Diejenigen Gemeindeämter (Magiftrate 
a. dgl.) gleichgeftellt, welchen in dem ihnen zugewwiejenen Amtögebiete an 
der Stelle der landesfürſtlichen Bezirksbehörden die politifche Geſchäfts⸗ 

“Führung anvertraut ift. — 
Über eine Anfrage in Nüdfiht des Benehmens bei den von 
“politifhen Behörden verhängten Sequeſtrationen ward die 
Weifung dahin erteilt: 
a) daB der politifche Sequeiter der betrefferden politifchen Inſtanz 
nur einen Ausweis der Einnahme und der Ausgaben, um zu erfehen, 
“inwieweit jene Sequeftration nötig ift, zu überreichen, die gehörig be- 
legten Redjnungen felbjt aber dem Eigentümer des Gutes oder dem be- 
treffenden Intereſſenten zu übergeben ſchuldig fei; 
b) wenn dergleichen Rechnungen zwifchen dem Rechnungsleger und 
dem Mängelfteller ftreitig werden, Hat ber ordentliche Richter dieſelben 
. nad) der Gerichtsordnung zu behandeln und darüber zu entjcheiden; 
c) wenn ber politifche Sequefter nach Verlaufe eines jeden Jahres, 
„ über 30 Tage, in Überreihung der Rechnungen faumfelig wäre, hat bie 
politiſche Inftanz auf Anfuchen des Interefienten ſogleich den faumfeligen 
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Cequefter mit Exekutionsmitteln zur Erfüllung feiner Berbindlichleit zu 
betreiben. 

d) Die politifhen Cequeftrationen der Gerichtsinſtanz anzuzeigen, ift 
nicht notwendig, fondern vielmehr jener, welcher eine gerichtliche Exekution 
anfucht, muß dartun, daß die zu exequierenden Realitäten von der politi= 
Shen Cequeftration frei find. Endlich 

e) bedarf es auch nicht der PBränotierung der politiichen Sequeftration 
in der Landtafel, wenn fie nicht ausdrüdlich verlangt wird. Hfd. v. 17. 
November 1798, IGS. Nr. 440. 

4) Feititelung von Erſatzanſprüchen aus dem Dieuſtver⸗— 
hältnifje und deren Einbringung fiehe 8 265 ED. 

9) Siderftellung von Gefälldftrafen. Wenn weder bie 
Geltendmachung der an dem Gegenftande und ben Hilfsmitteln der Über- 
tretung ruhenden Haftung ($ 552 GStG.) zur vollftändigen Sicherftellung 
der Bermögenzftrafen, die der Beichaffenhett des Straffalles entfpredhen, 
zureicht, noch ber Beſchuldigte fogleich die volftändige Sicherftellung auf 
andere Art leiitet, fo liegt den zur Erhebung bed Tatbeftandes und zur 
Unterfuchung beftellten Behörden, Amtern und Beamten ob, Sorge zu 
tragen, damit ohne Beitverluft gegen den Beſchuldigten und denjenigen, 
der für die Übertretung haftet, Durch die Kammerprofuratur oder durch) 
unmittelbare Einfchreiten bei den orbentlihen Gerichten die nah ten 
Geſetzen zuläffigen Vorkehrungen zur Erlangung der vorläufigen Sicher- 
ftelung im gehörigen Wege erwirkt werden. Die Erläfie der zur Leitung 
der Gefälldangelegenheiten beitellten Behörden find zur Begründung 
diefer Vorlehrungen als genügend zu betraditen (8 567 GStG.). — In 
den Yällen, in welchen das Geſetz für die Strafe ein höchſtes und ge⸗ 
tingftes Ausmaß verzeichnet und die VBeftimmungen über das vor dem 
Beginnen des Verhörs geftellte Anfuchen um Wblaflung vom gefeßlichen 
Verfahren (3 541) nicht Anwendung finden, tft, ehe das Straferlkenntnis 
geihöpft wurde, der zu fordernden Sicherftellung in ter Regel derjenige 
Betrag zu Grunde zu legen, weldier nad dem mittleren Berhältnifie 
zwifchen dem geringiten und dem ohne Rüdficht auf befondere erichwerende 
Umftände feftgefesten höchften Strafausmaße entfällt, daher 3. 3. bei 
Schleichhandel das Sechsfache, bei ſchweren Gefällgübertretungen das 
Fünffache der Gebühr, bei Schleichhandel durch geſetzwidrige Einfuhr un- 
bedingt verbotener Gegenftände der zwei⸗ und einhalbfahe Wert diefer 
Gegenftände u. dgl. Inſoferne wichtige, mildernde oder beſonders er⸗ 
fchwerende Umftände vorliegen, hat die zur Leitung der Gefällsangelegen- 
beiten beftellte Bezirksbehörde nad) forgfältiger Erwägung aller Berhält- 
niffe den Betrag der Sicherftellung mit einem der Lage des Falles ange- 
neflenen Ausmaße zu beftimmen. $ 568 GStG., Pat. v. 11 Yuli 1835, 
PGGS., Bd. 63. 

Uber den Sinn und die Anwendung des 8 567 EStG. wird hiermit 
folgende durdy AH. Entihließung Sr. Majeftät vom 8. Jänner 1839 ge- 
nehmigte Belehrung erteilt: 1. In den Fällen, in denen bei einem Ge- 
richte zum Behufe des wegen einer Gefällgübertretung anhängigen Ver⸗ 
fahrens zufolge des 8 567 GStG. Vorkehrungen zur Erlangung ber 
vorläufigen Sicherftellung angefucht werben, ift, wenn das Einichreiten 


14 Art. II u IV EG. ; ED. 


nicht von der KKammerprofuratur geſchieht, die Beobachtung der in ber 
Eerichtsordnung vorgefchriebenen Formen nicht zu fordern. 2. Da die 
zum Behufe des gedachten Verfahren? von einen Gerichte bewilligten 
Vorkehrungen zur Erlangung ber vorläufigen Sicherftellung durch dieſes 
Berfahren felbft in dem mitteld des Strafgefeßes Über Gefällsübertretungen 
vorgeichriebenen Wege gerechtfertigt werben, fo ift zur Juftifizierung der- 
jelben bet den Zivilgerichten weder eine Klage zu überreichen, noch die 
Bewilligung einer Frift anzufuhen. Hfd. vom 5. Februar 1839, IGS. 
Nr. 336. — Se. I. !. Majeftät haben mit Ah. Entſchl. v. 24. Februar 
1844 zu genehmigen geruht, daB auch zur Sicherftellung von Gefälls- 
Strafen die in $ 298 aGO. und den Hfd. dv. 18. September 1786, IGS. 
Nr. 577, und 25. Oktober 1805, JGS. Nr. 752, bezeichneten Sicher- 
ftellungsmittel in Anwendung gebradjt werben können. Hd. v. 1. April 
1844, JGS. Nr. 798. — Zur Behebung der Zweifel über die Anwendung 
der AH. Entſchl. v. 18. Auguſt 1845 (n. d. Prov. GS., Bd. 27, ©. 681) 
in Betreff der durch die Fiskalänıter zu erwirkenden Pränotierungen von 
Ürarialforderungen wird erklärt, daß dadurch an ben Beſtimmungen bes 
8 567 GStG., des 8 51 des darauf bezüglichen Amtsunterrichtes und ber 
ap. Entjhließungen bom 8. Sänner 1839 und 24. Februar 1844 in 
Betreff der vorläufigen Vorkehrungen zur Sicherftellung der Gefällsver- 
mögenöftrafen feine Änderung eingetreten if. IME. v. 10. Juni 1850, 
RGB. Nr. 230. — Siehe Art. XXVII. 

Einbringung von Gefällsftrafen und »Roften. Die Ur- 
teile und Berordnungen der zur Entſcheidung über Ge- 
Tällsübertretungen berufenen Behörden und Gerichte follen 
in Abſicht auf die Erefution und die Ergreifung mittlerweiliger Ber- 
Zehrungen zur Einbringung oder GSicheritellung der Vermögensftrafen 
den Sprüchen und Verordnungen der Zivilgericht3behörden in jeder Bes 
ziehung gleiägeachtet werden. GStG. 8 887. 

Die Vermögensſtrafen, die nicht durd die Vollziehung der auf dem 
Gegenitande und ben Hilfsmitteln der Übertretung ruhenden Haftung 
eingebradjt werben, find auf Anlangen der Kammerprofuratur von ben 
BivilgerichtSbehörben mit Anwendung der durch die Gericht3ordnung ge= 
ftatteten Erefutionsmittel in dem Maße, al3 dag gegentvärtige Geſetz 
(8 116, 8. 1) es geftattet, in Vollzug zu ſetzen. GStG. 8 894. — Siehe 
Urt. XXVII. 

Die Vergütung der Koften bes Verfahrens, zu welcher der Be⸗— 
ſchuldigte oder Haftende geſetzmäßig angehalten wird, ift nach dei mit 
dem 8 894 für die Einbringung der VBermögenzftrafen feſtgeſetzten Be— 
ftimmungen einzubringen. Diefe Vergütung darf aus dem Vermögen oder 
Einfommen des Verurteilten und des Haftenden nur in bem Maße ein- 
getrieben werden, als deren Einbringung ohne die im $ 116, 8. 1, auf 
geführte nachteilige Folge ausführbar if. EStG. 8 902. 

Die bei der Einbringung der Geldſtrafen auf dem mit $ 894 ange- 
ordneten Wege erwachſenden Exekutionskoſten find nach den Grundjägen 
der Gericht3ordnung zu behandeln und in dem Maße einzubringen, als 
diejes zufolge des 8 902 geftattet if. GStG. 8 933. 

6) Siehe die Vorſchriften unter Anm. 3. 
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?) Erfihtlihmahung im Verwaltungswege begrünbeter Pfandrechte 
im Pfändungsregifter, 8 254 EO. — Über das Berhältni der po: 
litifhen Erelution zur geridtlihen Exekution fiehe den 
FME. v. 18. Jänner 1898, 8. 58418 ex 1897, bei 88 97 u. 257. 


Art. IV. Die einzelnen Gefellihaften, Anftalten und 
Vereinen auf Grund ihrer gejeglich fejtgeftellten oder ftaatlich 
genehmigten Statuten in Bezug auf die Erefutionsführung 
im politiichen?) oder gerichtlichen Wege als ausnahmsweife 
Begünftigungen zuftehenden Rechte bleiben mit der Ein- 
ſchränkung unberührt, daß ohne Rückſicht auf die darüber in 
den Statuten enthaltenen abweichenden Beitimmungen: 

1. Hinfichtlih der Mitwirkung der ordentlichen Gerichte 
am Exekutionsvollzuge ausſchließlich die bezüglichen Vor— 
Ichriften der Erefutiondordnung Anwendung zu finden haben; 

2. bei einer Ziwangsverwaltung zu Gunſten diejer Ge- 
jellichaften, Anftalten und Vereine für die Ernennung des 
Verwalter die Vorſchriften der 88 106 bis 108 der Exe⸗ 
futionsordnung maßgebend find; 

3. die Zuläffigkeit und die Bedingungen des Eintrittes 
in ein anhängiges Verfahren nach den Vorjchriften der Ere- 
futionsordnung Über den Beitritt zu einem Exekutions— 
verfahren zu beurteilen find; 

4. für den Zuſchlag von verjteigerten beweglichen körper— 
lichen Sachen die Borjchriften der 88 277 und 280, Abfat 2, 
der Erefutionsordnung zu gelten haben.?) 

1) Die politiſche Exekution ift zugeftanden der öfterreihiid- 
ungarifhen Bank zur Hereinbringung verfallener Binfen oder Annni⸗ 
tätsraten (8 11, lit. d, ber Statuten der Hypothelarfreditsabteilung der 
öfterr.zung. Bank; Geſetz v. 27. Juni 1878, ROB. Nr. 66, und v. 21. Mai 
1837, RGB. Nr. 51), der Landesbank des Königreiches Galizien 
Geſetz v. 21. Juni 1882, RGB. Nr. 81), der galiziſch-ſtändiſchen 
Kreditanftalt (8 44 Bat. v. 3. November 1841, IGS. Nr. 569). 

e) Anglo-öſterreichiſche Bank in Wien. 

Kundm. des Staats- und Juſtizminiſteriums v. 28. Juli 1864, 
RGB. Nr. 67, über die der anglo⸗öſterreichiſchen Bank in Wien mit Ah: 
Entihließung v. 13. Juli 1864 bewilligte, über die beftehenden allge= 
meinen Gefege hinausgehende Beftimmung in Beziehung auf bie Geltend⸗ 
madhung ihrer Forderungen. 

Die anglo-öſterreichiſche Bank iſt beredhtigt, fich aus Effekten 
und fonftigen Wertgegenftänden ihres Schuldnerd, welche ihr von dem 
Schuldner oder für denfelben zu ihrer Sicherheit übergeben worden find, 
oder in deren Innehabung fie dur ein ihr ftatutenmäßig zuitehendes 
Geichäft gelangt ift, für ihre Forderungen vor allen anderen Gläubigern 
und ohne Rückſicht auf die Anfprüdje dritter Perfonen, infofern dieje 
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nicht von der Kammerprokuratur gefchieht, die Beobachtung der in der 
Eerichtsordnung vorgejchriebenen Formen nicht zu fordern. 2. Da die 
zum Behufe des gedachten Verfahrens von einen Gerichte bewilligten 
Vorkehrungen zur Erlangung der vorläufigen Sicherftellung durch biefes 
Verfahren felbft in dem mittels des Strafgeieges über Gefällgübertretungen 
borgeichriebenen Wege gerechtfertigt werden, fo ift zur Juftifizierung der» 
jelben bei den Hivilgerichten weder eine Klage zu überreichen, nod die 
Bewilligung einer Frift anzufuchen. Hfd. vom 5. Februar 1839, IGS. 
Nr. 336. — Se. k. k. Majeität Haben mit AH. Entfchl. v. 24. Februar 
1844 zu genehmigen geruht, daß and zur GSicherftelung von Gefälls- 
Strafen die im $ 298 aGO. und den Hfd. v. 18. September 1786, XGS. 
Nr. 577, und 25. Oltober 1805, IGS. Nr. 752, bezeichneten Sicher- 
ftelungsmittel in Anwendung gebracht werden können. Hfd. v. 1. April 
1844, IGS. Nr. 798. — Zur Behebung der Zweifel über die Anwendung 
der Ab. Entſchl. v. 18. Auguft 1845 (n. d. Prov. GS., Bb. 27, ©. 681) 
in Betreff der durch die Fiskalämter zu erwirkenden Pränotierungen von 
Ürarialforderungen wird erklärt, daß dadurd an den Beftimmungen des 
$ 567 GStG., des 8 51 des darauf bezüglichen Amtsunterrichtes und der 
Ah. Entfchrießungen vom 8. Sänner 1839 und 24. Februar 1844 in 
Betreff der vorläufigen Vorkehrungen zur Sicherſtellung der Gefällsver- 
mögenzftrafen Feine Änderung eingetreten if. IME. v. 10. Juni 1850, 
RGB. Nr. 230. — Siehe Art. XXVII. 


Einbringung von Gefällzftrafen und -Roften. Die Ur- 
teile und Berorbnungen ber zur Entjheidbung über Ge- 
fällgübertretungen berufenen Behörden und Gerichte follen 
in Abfiht auf die Exekution und die Ergreifung mittlerweiliger Vor— 
Kehrungen zur Einbringung oder Giceritellung der Bermögenzftrafen 
den Sprüchen und Verorbnungen der Zivilgericht3behörden in jeder Be- 
ziehung gleiigeacdhtet werden. GStG. 8 887. 

Die VBermögensftrafen, die nicht durch die Vollziehnng der auf dem 
Gegenjtande und den Hilfsmitteln der Übertretung ruhenden Haftung 
eingebradjt werden, find auf Anlangen ber Kammerprokuratur von den 
BivilgerichtSbehörden mit Anwendung der durd) die Gerichtdordnung ge= 
ftatteten Erelutionsmittel in dem Maße, als das gegenwärtige Geſetz 
{8 116, 8. 1) es geftattet, in Vollzug zu ſetzen. GStG. 8 894. — Siehe 
Urt. XXVII. 

Die Vergütung ber Koften be3 Berfah:ens, zu welcher der Be⸗ 
ichuldigte oder Haftende geſetzmäßig angehalten wird, tft nach den mit 
dem 8 894 für die Einbringung der Vermögenzftrafen fejtgejehten Be— 
ftimmungen einzubringen. Dieje Vergütung darf aus dem Bermögen ober 
Einkommen des Verurteilten und bes Haftenden nur in dem Maße ein- 
getrieben werden, als deren Einbringung ohne die im 8 116, 3.1, auf: 
geführte nadhteilige Folge ausführbar if. GStG. 8 902. 

Die bei der Einbringung der Gelbftrafen auf dem mit 8 894 ange» 
ordnieten Wege erwachſenden Exekutionskoſten find nad) den Grundfägen 
der Gericht3ordnung zu behandeln und in dem Maße einzubringen, als 
diejes zufolge des 8 902 geftattet if. GStG. 8 933. 

®) Siehe die Vorſchriften unter Anm. 3. 
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) Erſichtlichmachung im Berwaltungsmwege begründeter Pfandrechte 
im Pfändungsregifter, 8 254 CD. — Über bag Verhältnis der po: 
litifhen Erelution zur geridtlihen Exekution fiehe ben 
FME. v. 18. Jänner 1898, 3. 58418 ex 1897, bei 88 97 u. 257. 


Art. IV. Die einzelnen Geſellſchaften, Anftalten und 
Vereinen auf Grund ihrer geſetzlich feftgeftellten oder ftaatlic) 
genehmigten Statuten in Bezug auf die Erefutionsführung ' 
im politiſchen) oder gerichtlichen Wege ald ausnahmsweise 
Begünftigungen zuftehenden Rechte bleiben mit der Ein- 
Schränfung unberührt, daß ohne Rückſicht auf die darüber in 
den Statuten enthaltenen abweichenden Beftimmungen: 

1. Hinfichtlich der Mitwirkung der ordentlichen Gerichte 
am Exekutionsvollzuge ausſchließlich die bezüglichen Vor— 
Ichriften der Erefutionsordnung Anwendung zu finden haben; 

2. bei einer Zwangsverwaltung zu Gunften dieſer Ge— 
jellichaften, Anftalten und Vereine für die Ernennung des 
Berwalterd die Vorſchriften der 88 106 bis 108 der Ere- 
kutionsordnung maßgebend find; 

3. die YZuläjfigkeit und die Bedingungen des Eintrittes 
in ein anhängiges Berfahren nach den Vorjchriften der Ere- 
futiondordnung über den Beitritt zu einem Exekutions— 
verfahren zu beurteilen find; 

4. für den Zuſchlag von verfteigerten beweglichen förper- 
lihen Sachen die Vorjchriften der $$ 277 und 280, Abfa 2, 
der Erefutionsordnung zu gelten haben.?) 

1) Die politifhe Exekution ift zugejtanden ber öſter reichiſch— 
ungarifhen Bank zur Hereinbringung verfallener Zinfen oder Annni— 
tätsraten (8 11, lit. d, der Statuten der Hypothekarkreditsabteilung der 
öfterr.:ung. Bank; Geſetz v. 27. Juni 1878, RGB. Nr. 66, und v. 21. Mai 
1837, RGB. Nr. 51), der Landesbant de3 Königreiches Galizien 
(Geſetz v. 21. Juni 1882, RGB. Nr. 81), ber galiziſch-ſtändiſchen 
Kreditanftalt ($ 44 Bat. v. 3. November 1841, JGS. Nr. 569). 

2?) Anglo-öſterreichiſche Bank in Wien. 

Kundm. des Staats- und Yuftizminifteriums dv. 23. Juli 1864, 
RGB. Nr. 67, Über die der anglo=öfterreihiichen Bank in Wien mit Ah: 
Entiließung dv. 13. Juli 1864 bemwilligte, über bie beftehenden allge= 
meinen Gejege Hinausgehende Beftimmung in Beziehung auf die Geltend- 
machung ihrer Forderungen. 

Die anglo-öſterreichiſche Bank iſt berechtigt, ſich aus Effekten 
und ſonſtigen Wertgegenſtänden ihres Schuldners, welche ihr von dem 
Schuldner oder für denſelben zu ihrer Sicherheit übergeben worden ſind, 
oder in deren Innehabung ſie durch ein ihr ſtatutenmäßig zuſtehendes 
Geſchaͤft gelangt iſt, für ihre Forderungen vor allen anderen Gläubigern 
und ohne Rückſicht auf die Anſprüche dritter Perſonen, inſofern dieſe 
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Anſprüche der Bank nicht fchon bei der Übergabe befannt oder deutlich 
erfennbar waren, zahlhaft zu machen, und zwar in ber Urt, daß fie 
Effeften, welche an einer öffentlihen Börſe notiert werden, an dieſer 
Börje durch einen befugten Senfalen (Mäller) ohne vorhergegangenes 
gerichtliches Einfchreiten verkaufen, andere Wertgegenftände aber, welche 
nicht Gegenftand bes Börſenverkehrs find, öffentlich feilbieten läßt. Diefe 
Geilbietung tft der anglosöfterreichifchen Bank von dem k. k. Handels⸗ 
gerichte in Wien, oder von jenem Handelsgerichte, in deffen Sprengel ſich 
die einjchreitende Zweigniederlaſſung der Bank befindet, über ein mit 
dem notariell beglaubigten Buchauszuge oder jonftigen Ausweiſe über ben 
ziffermäßigen Betrag der Forderung belegtes Geſuch fofort zu bewilligen, 
unb foll bei einem einzigen anzuberaumenden Termine vorgenommen werden. 
R. t. priv. allgemeine Öfterreihifhe Boden-Kreditanftalt. 

Erlaß des Staats⸗, Juſtiz⸗ und Kriegsminifteriums v. 1. Zuni 1864, 
RGB. Nr. 49, womit die der k.k. priv. allgemeinen öfterreichiichen 
Boden-Kreditanftalt in Wien mit Ah. Entichließung v. 15. Juni 1863 
bemilligten, über die beftehenden allgemeinen Juſtizgeſetze hinausgehenden 
Beltimmungen Tundgemacht werden. 

Urt. 82. Ta die Anftalt auf die von ihr audgegebenen Aktien und 
bie bei ihr erliegenden Gelder keine Verbote, Pränotationen oder Supers 
pränotationen unmittelbar annimmt, jo haben alle Parteien und Behörden 
fi) ausfchließend an das Tompetente Gericht zu wenden, wenn fie eine 
vorläufige Sicherheitsmaßregel erwirfen wollen. Dieſe letztere kann aber 
nur darin beftehen, dab dieſe Bebörde der Anftalt eröffne, mit der 
Bahlung, Erjolglaffung oder Umfchreibung bis zum Ausgange des Streites 
innezubalten. Die Anftalt Tann in einem foldden Yale die von bem 
Berbote getroffenen Gelder oder Effelten bei dem k. k. Landesgerichte in 
Wien erlegen, oder während der Tauer des Verbote zurüdbehalten. 
Snfoferne während diefer Zeit von der Anftalt eine Bahlung des mit 
Verbot belegten Betrages zu leiften wäre, ift diefelbe zur Vergütung 
von Binfen nicht verbunden. 

Art. 83 (betreffend das Borzugsreht der Anſtalt zur Befriedigung 
ihrer eigenen Anfprüde an den in ihrem Befite befindlichen Geldern und 
Effekten ohne gerichtliche Dazwifchenfunft) wird überhaupt durch die Eres 
futionsordnung nicht berührt. — Vgl. Urt. I. 

Urt. 850. Die Anftalt ift berechtigt, auf Grund des zu ihren Handen 
ausgeſtellten Schulbfcheines oder einer anderen Verbinblichkeitserflärung 
und der Auszüge aus ihren Hauptbüchern gegen den ſäumigen Schuldner 
oder ben Befiter des verhypothezierten Gutes fogleich die Erefution an⸗ 
zuſuchen, wenn die bezügliche Verpflichtungsurkunde gerichtlich oder von 
einem Notar legalifiert worden ift. 

Art.85e. Gerichtliche Erläffe, welche ſich auf rüdftändige Forderungen 
und Binfen beziehen, werben in Abweſenheit des Befigerd dem Verwalter 
oder Pächter des hypothezierten Gutes zugeftellt, oder wenn auch jene 
abweſend wären, in Gegenwart von zwei Beugen an der Züre der Woh⸗ 
nung bes Beſitzers, Verwalter oder Pächters angeſchlagen. Eine foldhe 
Buftellung hat dieſelbe Wirkung, als wenn fie zu Handen des Beſiters 
erfolgt wäre. (Aufrechterhalten durch Art. V E®. 3. IN.) 
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Urt, 109. Wenn die Zahlung ber Binfen oder des Kapitals, ber 
Kapitaldraten oder der Annuitäten zur Verfallsfriſt nicht erfolgt, fo tft 
die Anftalt berechtigt, fi) aus ſolchen Geldern und Effelten des perfön- 
lichen Schuldners, in deren Inhabung fie durch was immer für ein Ges 
ſchäft gelangt ift, ohne gerichtliche Dazwiſchenkunft zahlbar zu maden. 
Sie iſt aber auch bereditigt, das ganze Darlehen fogleich im Wege ber 
Exekution (Art. 85 ce) eindringlich zu machen. 

Art. 110. Die gerichtliche Erefution Tann auch auf andere als bie 
im Urt. 109 erwähnten beweglichen Güter des perſönlichen Schuldners 
oder auf das der Anftalt verpfändete unbewegliche Gut geführt werben. 
In beiden Fällen wird das Wiener k. k. Landesgericht auf Grund der 
gelieferten Nachweifungen die Erefution bewilligen und vollziehen, ober 
wenn dasfelbe nicht die zuftändige Behörde wäre, bie Bollziehung ver 
Erefution von der leßteren verlangen. (Siehe Art. IV, 8.1). 

Art. 111. Wird die Erelution auf bewegliche Güter geführt, fo ift, 
ohne daß es eines befonderen Schäßungsgefuches bebarf, mit der Pfän- 
dung zugleich die Schägung vorzunehmen. — Wären aber feine Schätz-— 
leute in der Nähe zu finden, fo ift die Schägung unmittelbar vor ber 
Beilbietung vorzunehmen. Bietet niemand fchon bei der erften Feil- 
bietung den Schätzungswert an, fo hat die Veräußerung auch unter dem 
Echäßungswerte zu geichehen. (Siehe Art. IV, 8.4.) 

Art. 112. Die Exekution auf das verpfändete unbeweglihe Gut 
wird entweder durch die Eequeftration oder durd die Veräußerung des 
Gutes vollzogen. Es hängt von der Anjtalt ab, die eine oder bie andere 
Bollziehungdart, und jedenfall3 die legterwähnte zu wählen, wenn bie 
erite, zur rechtzeitigen Einbringung des fchuldigen Betrages ungenügend 
erfcheint. i 

Art. 113. Wählt die Anftalt die Eequeftration des Hypothezierten 
Gutes, jo Tann fie diefe auf alle Einkünfte ausdehnen, oder nur auf eine 
gewiffe Gattung derſelben beſchränken, und fie kann beftimmen, ob die 
Einfünjte von dem Sequeſter unmittelbar vermwaltet, oder ob fie vers 
pachtet werden follen. (Art. 114, 115, 116, betreffend die Beſtellung des 
Gequefters, find durch Art. IV, 8.2, aufgehoben.) 

Art. 117. Der Sequefter hat, nachdem er die VBorgangspoiten, als: 
die Tandesfürftlichen Steuern und ſonſtigen Umlagen, die BZinfen der 
vorausgehenden Tabularpoften u. |. w., berichtiget, die rüdftändigen und 
laufenden Gebühren unmittelbar an die Anjtalt, und nur den hienach 
fi) ergebenden Überfchuß der Einfünfte nach den jeweiligen Beftimmungen 
des Gerichtes abzuführen. 

Art, 118. Der Sequefter hat die Redinungen alljährlich, und zwar 
längftend binnen 30 Tagen nad; Ablauf des Solarjahres, oder — weni 
die Sequeftration nicht ein Jahr Yang dauerte — binnen 14 Tagen nad) 
Aufhebung der Sequeftration, gehörig belegt an das Gericht zu über 
reihen, welches die Rechnungen nad) Vernehmung des Beſitzers des feque= 
ftrirten Gutes ungefäumt zu erledigen hat. 

Art. 119. WIN die Anftalt die einzelnen oder die gefamten Erträg⸗ 
niffe des fequeftrierten Gutes verpachten, fo kann dies nur im Wege ber 
Öffentlichen Berfteigerung gefchehen. Zu diefem Behufe Hat die Anitalt 
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die Berfteigerungsbebingnifle vorzufchlagen, welche das Gericht ohne Ein 
vernehmung be3 Beſitzers bes fequeftrierten Gutes prüfen, und — wenn 
e3 fie unbebenllich gefunden — genehmigen wird. — Hierauf wird das 
Gericht die Verfteigerung veranlafien und beftimmen, au wen der Badht- 
fhilling nad Abzug der im Art. 117 erwähnten Borgangspoften und der 
an die Anftalt zu leiftenden Zahlungen abzuführen fei. 

Art. 120. Wenn die Anſtalt die Veräußerung des hypothezierten 
Gutes für notwendig erachtet (Urt. 112), fo iſt der nach Art. 97 und 98 
von ihr ermittelte Wert als Schätzungswert und Ausrufspreid anzus 
nehmen. Es bedarf daher keiner exekutoriſchen Schäbung. 

Urt. 121. Auch in dem im Art. 120 bezeichneten Falle werben bie 
Beilbietungsbebingniffe von der Anftalt vorgefchlagen und vom Gerichte, 
wenn e3 diefelben unbedenklich findet, genehmigt. 

Art. 122. Wenn die exekutive Feilbietung zum Zwecke des Verkaufes 
ober der Verpachtung eines Gutes, auf welchem eine Forderung für bie 
Anſtalt bücherlich haftet, von einem anderen Gläubiger ober im Zuge der 
Konkursverhandlung angefucht wird, fo ift vor endlicher Erledigung des 
Feilbietungsgejucdyes eine Abſchrift der von dem Feilbietungswerber vor⸗ 
geichlagenen Feilbietungsbedingungen ber Anftalt mit der Aufforderung 
mitzuteilen, daß es ihr freiftehe, auch ihrerſeits Yeilbietungebedingungen 
zu entwerfen, welde das Gericht nach Einvernefmung ber vorauögeh:nden 
Gläubiger prüfen, und wenn fein Bedenken obwaltet, genehmigen wird, 
und daß die Anftalt dieſes Recht binnen einer ben Umftänden ange- 
mefjenen Frift, welde nicht unter 14 Tagen und nicht über 30 Tage 
feitgefegt und nicht verlängert werden darf, fo gewiß auszuüben habe, 
widrigend auf die von ihr etwa fpäter vorgeſchlagenen Yeilbietungs: 
bedingungen fein Bedadjt genommen würde. Die Gültigkeit eine ohne 
diefe Mitteilung vorgenommenen Feilbietung Tann jedoch aus biefem 
Grunde allein nicht beftritten werben. 

Art. 123. Wenn ein anderer Gläubiger das der Anftalt hypothe⸗ 
zierte Gut in Exekution zieht, die diesfälligen Schritte aber durch 14 Tage 
lang nicht verfolgt, fo ift die Anſtalt berechtigt, diefe Exrefution im eigenen 
Namen auf der Grundlage ber bereits erfolgten Exekutionsſchritte fort- 
zufegen. (Abgeändert durch Art. IV, 3.3; vgl. $ 139 ED.) 

Art. 126. Affe Exekutionskoſten hat zwar die Anftalt vorſchußweiſe 
zu bejtreiten, der Erequierte aber ohneweiters zu vergüten. Es ift daher 
die Erelution immer auch auf den Betrag der Koften auszubehnen, und 
dieſer am Schluſſe der Exekution zu begleichen. 

Art. 127. Glaubt die Partei, gegen welche die Exekution geführt 
wird, daß die Forderung gar nicht, oder nicht in dem von ber Anftalt 
angegebenen Betrage zu Recht beftehe, und Hat fie darüber vollkommen 
bemeifende Urkunden in Händen, fo Tann fie mit dem gehörig belegten 
Geſuche bei dem k. E. Landeögerichte in Wien die Siftterung der Exekution 
begehrten. Das Wiener k. k. Landesgericht wird die Erelution einftweilen 
ſiſtieren, hievon die Anftalt verftändigen, eine Tagſatzung auf kurze Zeit 
anordnen, und ſonach durch Beſcheid erkennen, ob es von ber Erefution 
abzufommen habe oder nicht. — Stehen aber der Partei volllommen be⸗ 
weifende Urkunden nicht zu Gebote, jo kann fie bei dem Wiener k.k. 
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Zandeögerichte eine Klage anbringen, über welche das ſummariſche Ber: 
fahren einzuleiten if. Im Zuge dieſes Verfahrens kann ber Lauf der 
Exekution nur dann gehemmt werben, wenn die Partei nachträglich die 
vollkommen beweifenden Urkunden mit einem befonderen Gefuche über- 
reicht, in weldem Falle dann, ohne Rüdficht auf das Über die Klage ein- 
geleitete Berfahren, in ber oben bezeichneten Weife vorzugehen ift. (Siehe 
Art. 1I EG. 3. ZPO.) 

Statuten der galizifh-ftändifhen Kreditanftalt. — Patent 
v. 3. November 1841, IGS. Nr. 569 (galiziicher Bodenkreditverein). — 


‚Siehe auch Art. XII, 8.1, EG. 3. 83PO., 8 293, Anm. 1, 3.5, BBO. 


8 44. In Abficht auf die Einbringung der rüdjtändigen Binfen, Rüd- 
zahlungsraten und anderen Gebühren bleibt Die Wahl der Vereinsdirektion 
überlaflen, entweder die politiſche oder die gerichtliche Erelution zu ergreifen. 

8 46. Die gerichtliche Erelution ift bei tem nad) Maßgabe des 8 89 
Tompetenten Gerichte (Landesgericht Lemberg) anzuſuchen. 

Diefelbe tft gegen die Mitglieder des Bereines und gegen die britten 
Beſitzer des nach 8 13 dem Vereine verpfändeten Gutes, nebſt den in ber 
Gerichtsordnung bezeichneten Fällen aud) Über das lediglich mit einer 
Abſchrift des betreffenden Schulbfcheines und des Lanbtafelzeugniffes über 
deflen Einverleibung auf das Gut, dann mit dem Auszuge aus dem 
Hauptbuche des Vereines belegte gericht3ordnungsmäßige Geſuch ber 
Bereinsdireltion oder über das mit dem fchiebsrichterlichen Urteile belegte 
Anſuchen des oben beitimmteu Schiedögerichtes ohne Einvernehmung ber 
Gegenpartei zu bewilligen und falls das Gut des Schuldners in deni 
Bezirke eines anderen Landesgerichtes läge, dasjelbe wegen Ausführung 
der Exekution anzugehen, welchem Erſuchen das Iebtere zu entſprechen hat. 

8 47. Wird die Erelution auf bewegliche Güter geführt, fo tft mit 
der Pfändung, wenn an bem Orte oder in beffen Nähe geeignete Schäß- 
leute zu finden find, zugleich aud) die Schätzung vorzunehmen. Im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle ſoll die Schäßung unmittelbar vor der Veräußerung 
geihehen. Ein eigenes Schätzungsgeſuch ift in feinem Falle notwendig. 
Findet fi) bet der erjten Berjteigerung fein Stäufer, der wenigſtens den 
Schätzungswert anbietet, jo hat die Veräußerung bei berjelben aud unter 
dem Schätzungswerte zu gefchehen. (Geändert durch Art. IV, B. 4.) 

8 48. Wird die Exekution durch eine Sequeftration 'ded dem Bereine 
verpjändeten Gutes geführt, jo bleibt dem Vereine vorbehalten, dieſelbe 
auf alle Einkünfte des Gutes oder nur auf eine gewiſſe Gattung derfelben, 
infofern deren Verwaltung und Bezug ſich von den übrigen füglid) 
trennen laſſen, zu begehren und zu beftimmen, ob die fequeftrierten Ein⸗ 
Tünfte unmittelbar von dem Sequefter verwaltet und bezogen oder durch 
Verfteigerung verpachtet werden follen. 

88 49 und 50 (Beftellung des Sequefter3) find durch Art. IV, 8. 2, 
aufgehoben. 

8 52. Der auf Anfuchen der Anftalt im gerichtlichen Wege aufgeitellte 


Eequefter*) ift verbunden, nach Berichtigung der Vorgangspoften, ald der 


*) Über die Beftellung des Verwalters ift an die Gerichte in den 
DOberlandesgerichtöfprengeln Lemberg und Krakau ber beichrende Erlaß 


de3 JM. v. 20. Auguſt 1899, 3. 17801, ergangen. — 
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Iandesfürftlihen Steuern u. f. w., bie rüdftändigen nebit den laufenden 
Gebühren an die Kafle der frebitanftalt, den Überfchuß der Einkünfte 
hingegen nadj den jeweiligen Beftimmungen des Richters abzuführen. 

8 53. Die Rechnungen bed Sequefters müfjen alljährlih und zivar 
längftend 30 Tage nach Verfließung jedes Jahres oder wenn bie Seque= 
ftration nicht ein Jahr dauerte, binnen 14 Tagen nad) deren Aufhebung 
mit allen Belegen an den Richter überreicht und ‚von dieſem nach Ver⸗ 
nehmung des Schuldners erledigt werden. 

89 53 bis 56 betreffen die Entſcheidung bon Streitigteiten anlählich 
der Genehmigung der GSequeftrationsrechnung durch ein Schiedsgericht. 
Siehe Art. XII, 8.1, EG. 3. ZPO. 

8 57. Im Kalle ber von der Vereinädireftion gewählten Verpad)- 
tung der einzelnen oder der gejamten Gutseinfünfte und Erträgniffe im 
Berfteigerungswege hat die Kreditanftalt die Lizitationsbebingungen in 
Vorſchlag zu Bringen, der Richter diefelben ohne Einvernehmen des 
Schuldners zu prüfen, und wenn Feine bejonderen Bedenken dagegen ob⸗ 
walten, zu genehmigen, fohin die Verfteigerung zu veranlaffen, jedenfalls 
aber pilichtmäßig zu forgen und die Pachtbedingungen in der Art feitzus 
fegen, damit aus dem Pachtzinſe nad) Berichtigung der VBorgangspoften,' 
als der Iandesfürftlichen Steuern u. f. w., dann mit Berüdfichtigung der 
allfälligen in dem 8 394 der galizifchen Gericht3orbnung vorgejchriebenen 
Entrichtungen an dritte Perfonen, die dem Vereine gebührenden Zahlungen 
an die Kaffe ber Anftalt geleiftet werben, und nur ber Überfhuß bem 
Eigentümer des Gutes oder dem fonftigen Rechtserwerber ausgefolgt werbe. 

8 58. Gobald die in dem 8 36 vorgedachten Grundfäge zur Er⸗ 
hebung und Ausmittlung des reinen Gutsertrages und rüdfichtlic) des 
Gutswertes feitgefegt fein werben, wird, ftatt der gerichtlichen Schägung 
cines feilzubietenden Gutes, der Kapitalawert, welcher ſich nad) diejen 
Grundfägen zur Zeit des gemachten Darleihens aus dem reinen Eitt- 
fommen ergeben Hat, und als Gutswert angenommen wurde, aud als 
Schätzungswert und Ausrufspreis anzunehmen fein. Bis dahin ſoll der⸗ 
jenige Kapitalswert des Gutes zum Ausrufspreiſe dienen, welcher bei 
Erteilung des Pfandbriefdarleihens im Grunde des 8 36 als Gutswert 
ermittelt wurde. 

Der auf die erſtere oder die letztere Art erhobene Wert wird über⸗ 
haupt als der nach der Gerichtsordnung zu erhebende Schätzungswert zu 
betrachten ſein. 

8 59. Sowohl in dem Falle, wenn das dem. Vereine verpfäntete 
Gut auf Anſuchen der Anftalt, als auch in dem Falle, wern dasſelbe auf 
Anſuchen eines anderen Gläubigerd im Wege ber Erekution veräußert 
werden fol, Tann die Vereinsdirektion die Lizitationsbedingungen in 
Vorſchlag bringen. Der Richter Hat diejelben zu prüfen, und wenn keine 
bejonderen Bedenken dagegen obwalten, zu genehmigen, jedenfall® aber 
pflihtmäßig zu forgen, damit folche Bedingungen feftgefegt werden, durch 
welche die gehührende Zahlung der Forderung be3 Vereines nicht verzögert 
wird. Diefe Vorſchrift gilt auch für den Fall, wenu die Früchte des ge= 
dachten Gutes im Sequeftrationswege verpachtet werden, und bei der 
Veräußerung besfelben in einem Konfurfe der Gläubiger. 
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8 60. Wird von einem Gläubiger auf das nad) dem 8 12 dem Ber: 
eine berpfändete Gut Erefution geführt, dieſelbe aber nicht gehörig be- 
trieben, fo fteht dem Vereine frei, fobald die weiteren gefeglichen Schritte 
des Verfahrens durd) 14 Tage nicht verfolgt worden find, diefe Erefution 
im eigenen Namen auf der Grundlage der bereit? erfolgten Erelution3- 
mittel fortzufegen, — 

(Abgeändert durch Art. IV, 8.3, u. 8 139 EO.) 

8 66. Alle Erläſſe ber Vereinsbirektion, be3 Schiedsgerichtes oder 
des betreffenden Landrechtes haben rechtsgültig auf dem dem Kreditvereine 
verpfändeten Gute des Schuldners, falls derſelbe nicht angetroffen wird, 
zu Handen des Verweſers des Wirtſchaftsamtes übergeben, pder wenn 

aud) diefer abmefend ift, an der Tür des Wirtſchaftsamtes im Beiſein zweier 
Zeugen angeſchlagen zu werden, welche Zuſtellung jene zu eigenen Handen 
des Schuldners vertreten wird. 

(Aufrechterhalten durch Art. V EG. 3. IN.) 


Verordnung des Miniftertumsß der Juftiz v. 3. Juli 1859, 
RGB. Nr. 121, 
. womit der Borgang bei Feſtſetzung ber Bedingungen einer erefutiven 
Veilbietung folder Güter geregelt wird, auf welchen eine Forderung 
der galizifheftändifchen Kreditanftalt [oder ber bei der privile- 
gierten Nationalbant errichteten Wbteilung für den Hypothekarkredit] bücher- 
lid) haftet. 

Wenn die erefutive Feilbietung zum Zwecke des Verkaufes oder der 
Verpachtung eines ſolchen unbeweglichen Gutes angefucht wird, auf welchem 
eine Forderung für die galizifch-ftändiiche Krebitanftalt [oder für die bei 
der privilegierten öfterreichifchen Nationalbank errichtete Abteilung für 
. ben Hypothekarkredit] bücherlich Haftet, und von dieſen Inflituten nicht 
jelbft die Exelution angeſucht wurde, fo ift benfelben vor endlidher Er: 
ledigung de3 Exekutionsgeſuches eine Abfchrift der von dem Erelutions: 
führer vorgefchlagenen Feilbietungsbedingungen mit ber Aufforderung 
mitzuteilen, das ihnen durch die Statuten v. 3. November 1841, Nr. 569 
IJIGS.,... zuftehende Recht, ihrerfeits Feilbietungsbedingungen vorzu⸗ 
fchlagen, binnen einer den Umständen angemefjenen Frift, welche nicht 
unter 14 Tage und nicht über 30 Tage feſtgeſetzt und nicht erweitert wer- 
ben darf, fo gewiß auszuüben, widrigens auf die von ihnen fpäter vor:. 
geichlagenen Feilbietungsbedingungen kein Bedacht genommen würde. 

Die Gültigkeit einer ohne diefe Mitteilung vorgenommenen Yeil- 
bietung kann aus diefem Grunde allein nicht beftritten werben. 


Hypothekenbank des Königreihes Böhmen, 
Statt. Kundm. v. 2. Yuguft 1888, 8. 6148, LOB. f. Böhmen Nr. 43, 
wodurch das neue Statut für die Hypothekenbank des Königreiches Böhmen 
befannt gemadjt wird. 

8 57. Die Bank genieht auf Grund ber Ah. Entſchl. dv. 4. Auguſt 
1864, RGOB. Nr. 99, nachfolgende Begünftigungen: 

.... B3. Die Bank ift berechtigt, gegen Vorlage der Auszüge aus 
‚ ihren Hauptbüchern gegen ben ſäumigen Schuldner bie fogleiche Exekution 


2 At. IV ES. z. ED. 


bei Gericht zu begehren, welches dieſelbe zu bemwilligen hat, ohne daß es 
einer vorhergehenden Klage und Verhandlung oder eines Zuſpruches bes 
dürfte. — 4. Die von der Bank erwirkten gerichtlihen Erläffe in Bes 
ziehung auf rückſtändige Forderungen, welche dem Verwalter ober Bes 
forger der Hypothek wegen der Abweſenheit des Beſitzers zugeftellt oder 
in Gegenwart zweier Beugen an der Tür der Wohnung einer ber ges 
nannten Berfonen angefcjlagen wurden, find als orbnungsmäßig zugeftellt 
zu betrachten. (Aufrechterhalten dur Art. V EG. 3. IN.) — 5. Werben 
die von der Hypothekenbank gegen Berpfändung von Wertpapieren ge= 
gebenen Vorfhüffe zur Verfalldzeit nicht eingezahlt, fo fteht der Hypo⸗ 
thakenbank das Recht zu, dieſe Wertpapiere ohne gerichtliche Dazwiſchen⸗ 
funft nad) dem börfenmäßigen Tageskurſe zu reräußern, und fi) hier⸗ 
aus für den Vorſchuß famt Binfen, Koften und Wuslagen bezahlt zu 
maden. 

8 59. Wird die Exefution von der Bank auf bewegliche Güter des 
Schuldners geführt, fo ift die Schätzung, ohne daß es eines bejonderen 
Gefuches bedarf, zugleich mit der Pfändung, und wenn feine geeigneten 
Schäßgleute in der Nähe find, unmittelbar vor der Weilbietung vorzu⸗ 
nehmen. Bietet niemand bei der Feilbietung den Ehäßungewert an, jo 
hat die Berfteigerung auch unter dem Schätzungswerte zu geichehen. (Ab⸗ 
geändert durch Art. IV, 8. 4.) 

(8 60, betreffend die Beftellung des Eequefters, ift durch Art. IV, 8.2, 
aufgehoben.) 

8 61. Tie Bank Hat das Recht, bie erelutive Schäbung von Land⸗ 
gütern nur auf die fämtlichen Gebäude, den fundus instructus unb die 
fonftigen Rechte und Accessoria zu befhränten, welches Schätzungsreſultat 
unter Zurechnung des Grunde und Bodenwertes, welcher bei der Dar⸗ 
lehensbemwilligung angenommen mwurbe, den Ausrufspreis zu bilden hat. 
— Es fleht ihr jedoch frei, in einzelnen Fällen, two fie es nötig fintet, 
die gerichtliche Schäbung des ganzen Reales zu begehren. 

8 62. Wenn die egelutive Feilbietung eines mit einer Hypothekar⸗ 
forderung ber Bank belafteten Gutes von der Bank ſelbſt angefucht wirt, 
fo Hat tag Gericht die von der Bank vorgefchlagenen Feilbietungsbeding⸗ 
niffe nad) Einvernehmung der etwa bvorausgehenden Gläubiger zu prüfen, 
und wenn kein Bedenfen obwaltet, ohne weiteres zu genehmigen. — Wenn 
‘ die erefutive Beilbietung eines Gutes, worauf eine Forderung der Bank 
bücherlich Haftet, von einem anderen Gläubiger oder im Zuge der Konz 
kursverhandlung angeſucht wird, fo tft vor enblicher Erledigung des Feils 
bietungsgefuches eine Übjchrift der von bem Feilbietungswerber vorge- 
ichlagenen Feilbietungsbedingungen der Bank mit der Aufforderung mit⸗ 
äuteilen, daß es ihr freiftehe, auch ihrerfeit3 Fellbietungsbebingungen zu 
entwerfen (welche das Gericht nach Einternehmung der vorausgehenten 
Gläubiger prüfen und, wenn kein Bedenken obwaltet, genehmigen wird), 
und daß die Anſtalt dieſes Recht binnen einer den Umftänden anges 
meſſenen Zrift, welche nicht unter vierzehn Tagen und nicht über breißig 
Tage feftgeiegt und nicht verlängert werben darf, fo gewiß auszuüben 
Babe, wibrigens auf die von ihr etwa fpäter vorgefchlagenen Feilbietungs⸗ 
bebingungen kein Bedacht genommen werden würde. Die Bültigfeit einer 
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ohne biefe Mitteilung vorgenommenen Beilbietung kann jedoch aus Diefem 
Grunde allein nicht beftritten merben. 

8 63. Wenn ein anderer Gläubiger das ber Bank hypothezierte Gut 
in Exekution zieht, bie diesfälligen Schritte aber durch 14 Tage nicht 
verfolgt, fo ift die Bank berechtigt, dieſe Erelution im eigenen Namen 
auf der Grundlage ber bereits erfolgten Exekutionsſchritte fortzufeken. 

(Abgeändert dur) Art. IV, 8. 3.) 


R. ?. privilegierte Öfterreihifche Krebitanftalt für Handel 
und ®ewerbe. 


FME. v. 6. Nov. 1855, AGB. Nr. 186, auf Grund Ad. Entſchl. v. 
31. Okt. 1855. 

8 65. Alle gerichtlichen Berftändigungen, insbeſondere alle Berbote 
auf die bei der Anftalt für Rechnung Dritter erliegenden @elder oder 
Effeften oder fonftigen gerichtlichen Aufträge, müflen der Kreditanflalt zu 
Handen ber Direktion durch das Hantelsgericht in Wien zugeftellt werben, 
widrigend fie bdiefelben nit anzunehmen verpflichtet ift. (WUufgehoben 
dur Urt. IV, B. 1.) 

Die Kreditanjtalt Tann in foldem alle die von tem Verbote ger 
troffenen Gelder oder Effelten bei dem Handelsgerichte in Wien erlegen, 
oder während der Tauer des Berbotes zurüdbehalten. Inſofern währen) 
biefer Zeit von ber Kreditanftalt eine Zahlung des mit Verbot belegten 
Betrages zu leiften wäre, tft diefelbe zur Vergütung von Zinſen nicht 
verbunden. 

8 66. Die öfterreichiiche Kreditanftalt ift berechtigt, ſich aus den⸗ 
jenigen Geldern, Effekten ober fonftigen Wertögegenftänden, welche ihr 
von dem Schuldner oder für benfelben zu ihrer Sicherheit übergeben 
worden find, ober in deren Inhabung fie durch ein ihr ftatutenmäßig 
zuftehendes Gefchäft gefommen iſt, vor allen anderen Gläubigern zahl» 
haft zu machen, ohne Hiezu die gerichtliche Hilfe anſuchen zu müflen. — 
Nur bei jenen Effelten, die von dem börfenmäßigen Berfehre ausge⸗ 
fchloflen find, Hat fie die Berfteigerung bei dem Handeltgerichte in Wien 
anzufuchen. Dieſelbe muß der Krebitanftalt gegen Vorlegung eines Aus⸗ 
weifes über den ziffermäßigen Betrag ihrer Forderung fofort bewilligt, 
und bei einem einzigen anzuberaumenden Zermine vorgenommen wer⸗ 
den. — Börfemäßige Effeften läßt die Kreditanftalt in ſolchem Falle 
durd) einen beeibeten Börſenſenſal an der Börfe zu Wien verlaufen. 


Öfterreihifheungarifche Bank. 


Bei. v. 27. Juni 1878, RGB. Nr. 66, und Gef. v. 21. Mai 1887, 
RGB. Nr. 51, Taif. Vdg. dv. 21. Eept. 1899, RGB. Nr. 176, betreffend 
die Verlängerung des Privilegiums ber Ofterreichifch-ungarifchen Bant, 
Beilage I zum erften Kapitel. 

(Die Statuten bilden einen integrierenden Teil des Geſetzes.) 

Art. 68. Wird zur Verfalldzeit das Tarlehen nicht zurüdbezahlt, fo 
ift die Bank berechtigt, ohne irgend eine Rückſprache mit dem Tarlehens- 
ſchuldner und ohne gerichtliches Einjchreiten das Pfand zu ihrer Schad⸗ 
loshaltung entweder ganz oder teilweiſe zu veräußern und nad) voller 
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Bededung ihrer ganzen Forderung mit dem erübrigten Überjchuffe nach 
den Beftimmungen des Artikels 67 zu verfahren. — Die Bank ift jedoch 
zu biefem Verkaufe nicht verpflichtet, und wenn fie nach Fälligkeit bes 
Darlehens nicht dazu fchreitet, tritt für ihre Forderung au Kapital, Binfen, 
etwaigen Gebühren und Koften Teine Verjährung ein. 

Art. 97, Abſ. 1u. 2. Wer Verbots⸗, Pfand oder Erekutionsrechte auf 
bei der Bank Tiegende Gelder und Effekten oder bei derfelben einzuhebende 
Forderungen erwirken will, hat fich diesfalls an das kompetente Gericht zu 
wenden, welches eine folche ficherftellungsweile oder erefutive Maßregel 
immer nur unbejchabet der der Bank an biefen Werten zuftehenden Rechte 
bemilligen Tann und Hievon die Bank unmittelfar zu verjtändigen hat. 

In allen diefen Fällen aber ift die Bank berechtigt, die Gelder und 
Effekten oder ben betreffenden Forderungsbetrag auf Koften des Eigen 
tümer3 oder Forderungsberecdhtigten gerichtlid zu hinterlegen. 

Abi. 4. Die Erfolgung von bei der Bank liegenden Geldern und 
Effekten an gerichtlich Iegitimierte dritte Berfonen findet ftet3 nur gegen 
Burüdftelung der betreffenden Urkunden ftatt. 

Art. 98. Die Bank erteilt über die von ihr ausgegebenen Aktien 
und Pfandbriefe und über die bei ihr liegenden Gelder und Effeften nur 
deren Eigentümern Auskünfte (Urtilel 48). Die Bank ift nicht verpflichtet, 
über die von ihr gewährten Kredite Ausfünfte zu erteilen. Die NBeredh- 
tigung der Gerichte, Ausfünfte zu fordern, wird hiedurch nicht berührt. — 

Art. 100. Die Öfterreichifc- ungariſche Bank hat ein unbedingtes 
Vorzugsrecht zur Befriedigung ihrer eigenen Anſprüchs auf Die in ihrem 
Beſitze befindlichen Gelder, Wechfel und fonftigen Wertpapiere. — Diefes 
Vorzugsrecht kommt der ſterreichiſch-ungariſchen Bank nicht nur auf 
jene Gelder, Wechſel und Wertpapiere, welche ihr zur Sicherſtellung für 
ihre Forderungen übergeben worden ſind, ſondern ohne Unterſchied auf 
alles bewegliche Bermögen ihres Schuldners zu, in deſſen Innehabung 
fie wann immer und zu welchem Bivede auch immer gelangt iſt. — Die 
Ofterreichifcheungarifche Bank hat das Necht, fich felbft ohne gerichtliche 
Ermädtigung oder Mitwirfung und aud) außerhalb bes über das Ver⸗ 
mögen ihres Schuldners etwa verhängten Konkurſes aus obigen Mitteln 
auf die ihr geeignet erjcheinende Art zahlhaft zu machen und Tann in ber 
Ausübung dieſes ihres Borzugsrechte® durch feinen Anſpruch eines 
Dritten, felbft nicht durd) Eigentumsaniprüce oder andere früher er= 
worbene Rechte gehemmt oder gehindert werden, woferne nur die Ofter- 
reihifch-ungarifhe Bant die betreffenden Gelder, Wechfel- und Wert- 
papiere als ein Vermögen ihres Schuldner übernommen Hat, und ihr 
die erwähnten Eigentums⸗ oder fonftigen Anfprüche bei der Übernahme 
nicht deutlich erfennbar waren. 

Hypothefartreditsgefhäftderüfterreihifheungarifchen 
Bank. Darüber beftimmen die mit Gef. v. 27. Juni 1878, RGB. 
Nr. 66, rüdfichtlich mit dem Gef. v. 21. Mai 1887, RGB. Nr. 51, und 
kaiſ. Bhp. dv. 21. Sept. 1899, RGB. Nr. 176 (Beilage Ia zum erſten 
Kapitel) kundgemachten Statuten: 

8 11c). Die Bank iſt berechtigt, auf Grund des zu ihren Handen 
ausgeſtellten Schuldſcheines oder einer anderen Verbindlichkeitserklärung 
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(8 25) und der Auszüge aus ihren Hauptbücern gegen den fäumigen 
Schuldner oder den Beſitzer ber verpiändeten Liegenfchaft fogleich bei 
dem in dem Schuldjcheine feftgefeuten Gerichte (Kognitiondgericht) um die 
Bewilligung der Exekution auf die verpfändete Liegenſchaft anzufuchen 
(85 37—55), wenn bie Berpflihtungsurtunde gerichtlich oder von einem 
Notar legalifiert worben ift. 

Für die im Reichsrate vertretenen Königreihe und Länder ift Das 
k. k. Landesgericht in Wien das Kognitiondgeridit. 

Wird die Erelution in einem der im Reichsrate vertretenen König 
reihe und Länder geführt, fo Hat das Kognitiondgericht Die Zwangsver⸗ 
maltung oder Zwangsverſteigerung der Liegenihaft oder, ſofern nicht 
aus dem Crelutionsantrag offenbar erhellt, daß bereits eines der be= 
antragten Exekutionsmittel zur Befriedigung der gefamten Forderung 
ber Bank hinreicht, beide angefuchten Erefutiongmittel zu bewilligen und, 
wenn £3 nicht zugleich das zur Bollziehung dieſer Exekutionsarten zu⸗ 
ftändige Gericht ift, das letztere (das Erekutiondgericht) um den Vollzug 
zu erfuchen. Diefem Erſuchen hat das Erefutionsgericht binnen drei Tagen 
zu entfprechen. Im alle der bewilligten Verfteigerung hat das Exekutions⸗ 
gericht, ohne an die in der Exekutionsordnung beftimmten Sriften ge⸗ 
bunden zu fein, die Befchreibung und Schäbung des Zubehörs der Liegen- 
ſchaft zu veranlaffen und, fobald die Verfteigerungsbedingungen auf 
Grund des von ber Bank vorgelegten Entwurfes genehmigt find, ohne 
Rückſicht auf die Friſt, welche fonft zwiſchen ber Bewilligung der Ver⸗ 
fteigerung und dem Berfteigerungstermin liegen muß, den Verfteigerungs- 
termin auf möglichft furze Zeit anzuordnen. 

d) Unter ber in dem vorigen Abſatze erwähnten Bedingung fteht 
der Bank in jenen Ländern, in welchen es bisher geſetzlich ausgeübt 
wurde, das Recht zu, verfallene Binfen oder Annuitätsraten mit den- 
felben Zwangsmitteln einbringen zu laſſen, mit welchen die Grunbfteuer 
eingebracht wird; 

e) wenn die Zahlung der Binjen ober bes Kapitales, der Kapitals: 
taten oder ber Annuitäten zur Verfallsfrift nicht erfolgt, jo ift die Bank 
berechtigt, fi auch aus ſolchen Geldern und Effekten des perfönlichen 
Schuldners, in deren Innehabung fie wann immer und zu welchem 
Bivede immer gelangt tft, für ihre Gefamtforderung ohne gerichtliche Da⸗ 
zwiſchenkunft zahlbar zu machen; 

f) die Bank ift berechtigt, bei Feilbietung einer ihr verpfänbeten 
Liegenſchaft ohne Erlag des feftgefesten Lizitationsvadiums mitzubieten; 

h) mit Ausnahme der Beichlüffe, durch welche das Prozeßverfahren 
eingeleitet oder die Exekution bewilligt wird, find gerichtliche Erläſſe, 
weiche dem Berwalter oder Pächter der verpfändeten Realität in Ab— 
mwefenheit des Beſitzers zugeftellt oder, wenn auch jene abweſend mwäreı, 
in Gegenwart von zwei Zeugen an der Tür der Wohnung bed Beſitzers, 
Verwalter oder Pächters angeichlagen wurden, fo zu betrachten, als 
wären fie zu Handen des Beſitzers zugeftellt worden. 

8 35, Will derjenige, dem die Forderung in dem im 8 34 bemerften 
Halle aufgefündigt wird, die Auflündigung beftreiten, fo bat er jeine Eins 
wendungen, wenn die Hypothek in Niederöfterreih gelegen ift, binnen 
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vierzehn Tagen, ift aber die Hypothek in einem anderen der im Reichs⸗ 
rate vertretenen Königreiche und Länder ober in den Ländern ber unga⸗ 
tifchen Krone gelegen, binnen breißig Tagen, von Tage ber gerichtlichen 
Buftellung der gerichtlichen Auffündigung gerechnet, bei dem Kognitions⸗ 
gerichte anzubringen, widrigens die Auftündigung in Xirkfamfeit tritt. 

Über die rechtzeitig angebrachten Einwendungen if zur münbliden 
oder protofollarifhen Verhandlung eine Zagfatung auf möglichſt Turze 
Beit anzuordnen und nad) burchgeführtem erfahren mittelft Urteile zu 
erkennen, ob die Auffündigung rechtswirkſam fei ober nit. Die Ein 
wendungen find al3 Klagebeantwortung oder Einrede zu behandeln. 

8 37. Die Exekution kann nicht nur auf die der Bank verpfänbeten 
Liegenfchaften, fondern auch auf das fonftige unbewegliche Vermögen und 
auf andere als die im 8 11, lit. e) erwähnten, beweglichen Güter des 
perfönlichen Schuldners geführt werden, jofern nicht die gleichzeitige Exe— 
futionsführung auf mehrere der früher bezeichneten Bermögensbeftandteile 
zur Befriedigung der Bank offenbar entbehrlich ift. 

In allen biefen Fällen wird das Kognitiondgericht auf Grund der 
gelieferten Nachweifungen die Erefution bewilligen und entweder feldft 
vollziehen oder, wenn es nicht zugleich das Exekutionsgericht wäre, dieſes 
um den Vollzug erfuchen, welchen das Exekutionsgericht binnen dre 
Tagen anzuordnen hat und nach den im 8 11 angeführten Beitimmungen 
durchführen laſſen muß. 

8 38. Wird die Exelution auf bewegliche Güter des Schuldners 
geführt, fo ift, ſoweit dies gejeglich zuläflig fit, die Schätzung zugleich 
mit der Pfändung vorzunehmen. Wenn das Geſetz dies nicht geftattet 
oder wenn bei der Pfändung Teine geeigneten Schägleute vorhanden find, 
ift die Schäßung bei der Feilbietung vorzunehmen. Bietet niemand ſchon 
bei der erften Feilbietung den Schätzungswert an, fo hat die Teräußerung, 
foweit dies nach dem Gefege zuläffig ift, auch unter dem Schätzungswerte 
zu geichehen. 

8 39. Die Erelution auf die verpfändete Liegenſchaft wird entweder 
dur) die Zwangsverwaltung, bezw. die Beichlagnahme der Nugungen 
ober die Gequefiration oder aber durch die Verfteigerung der Liegenichaft 
vollzogen. 

Es hängt von der Bank ab, das eine oder das andere Erelutions- 
mittel oter, fofern nicht bereit3 eines dieſer Erelutionsmittel zur 
Befriedigung ber gefamten Forderung der Bank hinreicht, beide Exekutions⸗ 
mittel zu wählen (8 11, lit. ce). 

8 40. Wenn auf bie verpfändete Liegenfhaft durch Zwangsver⸗ 
waltung, bezw. durch Beichlagnahme der Nubungen oder durch Seque⸗ 
ftration Exekution geführt wird, Tann die Bank diefe auf alle Einkünfte 
ausdehnen oder nur auf eine gewiſſe Gattung berfelben befchränfen, und. 
fie kann beftimmen, ob die Einkünfte von dem Verwalter felbft eingezogen 
ober ob fie verpachtet werben follen. 

8 44. Der Eequefter hat, nad;den er die Borgangspoften, als: die 
Steuern und fonftigen Umlagen, die Binfen der vorausgehenden Tabular= 
poften u. ſ. w. berichtigt, die rüdftändigen und laufenden Gebühren un= 
mittelbar an die Bank und nur ben hienach fi ergebenden Überſchuß 
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der Einkünfte nad) den jeweiligen Beſtimmungen bes Gerichtes abs 
zuführen. 

8 45. Der Eequefter Hat die Rechnung alljährlich, und zwar längs 
ften3 binnen 30 Zagen nad) Ablauf des Solarjahres, wenn aber die Bes 
Ihlagnahme der Nubungen, beziv. die Eequeftration nicht ein Jahr Fang 
dauerte, binnen 14 Tagen nach Aufhebung berfelben, gehörig belegt, dem 
Exelutionsgericht zu überreichen, welches die Rechnungen fobann un 
geſäumt nach Vorſchrift des Geſetzes zu erledigen hat. 

8 46. Wil die Bank bie einzelnen ober die gejamten GErträgniffe 
ber fequeftrierten Realität verpadhten, jo Tann dies nur im Wege der 
Öffentlichen Berfleigerung geſchehen. Zu dieſem Behufe Hat die Bank die 
Berfteigerungsbebingniffe vorzufchlagen, welche das Erefutionsgericht ohne 
Einvernehmung des Befigerd der fjequeftrierten Realität prüfen und — 
wenn e3 fie unbetenflich gefunden — genehmigen wird. Hienach wird 
das Gericht die Berfteigerung veranlaffen und beftimmen, an wen ber 
Pachtſchilling nach Abzug der im 8 44 erwähnten Borgangspoften und 
der an die Bank zu leiftenden Zahlungen abzuführen jet. 

8 47. Wenn die Bank die Verfteigeruug ber ihr verpfändeten 
Realität für notwendig erachtet (8 39), fo ift der nach den 88 16 und 17 
bei der Beleihung von ihr ftatutenmäßig ermittelte, im Erefutionsgefuche 
angegebene Wert als Schäbungswert und Ausrufspreis anzunehmen. Es 
bedarf daher Teiner erelutiven Schähung, keines Ausweiſes der Iebt- 
jährigen Etaatsfteuer, feines Verzeichnifles der einzelnen Beitandteile und 
teiner Befchreibung der verpfändeten Liegenichaft. 

8 48. Auf Berlangen der Bank it, gleichviel ob bie ihr verpfänbete 
Realität auf ihr eigenes oder auf Anſuchen eines anderen Gläubiger 
veräußert werden foll, in die Lizitationzbedingungen aufzunehnten, daß 

a) die Bank von dem Erlage des feſtgeſetzten Babiums befreit ift 
(8 11, lit. 9); 

b) ihre Forderung aus dem Meijibote nach Abfchlag des zur Tedung 
der Borzugspoften und ber etwa vorangehenden Eabforderungen erforder- 
lichen Betrages, ohne bie gerichtliche Kaufpreisverteilung abzumarten, von 
Erfteher unmittelbar an die Bank in der von ihr zu beftimmenden Frift 
zu berichtigen ift. 

Soferne die Realität auf Anſuchen ber Bank oder eines ihr nach⸗ 
folgenden Satzgläubigers veräußert werben foll, ift ferner auf Verlangen 
der Bank in die Lizttationsbedingniffe aufzunehmen, daß bie Realität 
weber bei der Feilbietung, noch bei einer allfälligen Melizttation unter 
einem von der Bank feitzufegenden Minimalpreife hintangegeben werben 
Tann. Die Feftfebung dieſes Minimalpreifes hat in der Weile zu ge= 
fchehen, daß durch denfelben die Befriedigung der Sabforderung ber 
Bank famt den in gleicher Rriorität Haftenden Nebengebühren gefichert 
ericheint. 

Soll die Realität auf Anfudjen eines der Bank vorhergehenden Gläu- 
biger3 veräußert werben, fo ift die Bank zu dem obigen Verlangen nur 
dann beredtigt, wenn fie ſich zur vollfländigen Befriedigung des ihr 
vorhergehenden Gläubigers bereit erklärt. 

Eolite der Raufichilling für eine ter Bank verpfändete, exekutiv feils 
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gebotene Realität gerichtlich deponiert werden, ſo wird das Gericht die 
Forderung der Bank auf Grund des von derſelben vorgelegten Buchaus⸗ 
zuges liquidieren, ſodann aus dem Kaufſchillinge den zur Deckung ber 
Vorzugspoſten und der etwa vorangehenden Satzforderungen erforder⸗ 
lichen Betrag ausſcheiden, und die Ausfolgung des ſonach zur Tilgung 
der Bankforderung ſamt Nebengebühren erforderlichen Betrages ohne⸗ 
weiters, insbeſondere ohne vorherige Einvernehmung der Gläubiger, an 
bie Öftrerr.-ungar. Bank veranlafien. 

Sollte ich im weiteren Zuge des Verfahrens ergeben, daß die Bank 
mehr erhalten hat, als ihr gebührte, fo muß bdiefelbe den empfangenen 
Mehrbetrag jamt den vierprozentigen Binfen ber Erelutionsmafla zurück⸗ 
erjegen. 

Die Verpflichtung zum Nüderfabe wird von dem Exekntionsgerichte 
ohne Einleitung eines fontrabiktorifchen Verfahrens nach Einvernehmung 
der Bank durch Beſcheid ausgeſprochen. 

849. Wenn ein anderer Gläubiger die der Bank verpfändete Realität 
in Exekution zieht, bie biesfälligen Schritte aber durch 14 Tage nicht 
verfolgt, fo ift die Bank bereditigt, diefe Erelution im eigenen Namen 
auf der Grundlage ber bereit3 erfolgten Erefutiongjchritte fortzufegen. 
(Abgeändert dur) Art. IV, 8.3.) 

8 52. Die 88 89—51 finden auch dann Anwendung, wenn die Exe⸗ 

. fution auf ein anderes unbewwegliches Vermögen bed perſönlichen Schuld⸗ 

ners geführt wirb (8 37). 

8 53. So oft die Bank von dem ihr im 8 11 d rüdfichtlich der Ein- 
brin jung von rüdftändigen Binfen ober Unnuitäten eingeräumten Vor⸗ 
rechte Gebrauch machen will, hat fie der betreffenden politiihen Behörde 
den Betrag der Binfen= oder Annuitätenrüdftände nachzuweiſen (8 11 b); 
die politifche Behörde ift verpflichtet, über diefen Nachweis nad) Waßgabe 
der beftehenden Exekutionsvorſchriften Umt zu handeln. 

8 54. Alle Erefutionskoften bat zwar bie Bank vorſchußweiſe zu 

beſtreiten, ber Erequierte aber in dem gerichtlich beftimmten Ausmaße zu 
vergüten. Es ift baher die Exekution immer auch auf den Betrag dieſer 
Koften auszudehnen und find Iegtere am Schluffe ber Exekution zu begleichen. 

8 55. Glaubt derjenige, gegen welchen bie Exekution geführt wird, 
DaB die Forderung gar nicht oder nicht in dem von ber Bank an⸗ 
gegebenen Betrage zu Recht befteht, fo hat er feine Einwendungen im 
Wege ber Klage beim Kognitionsgerichte geltend zu machen. Mit der 
Klage kann der Antrag auf Einftelung oder Einſchränkung der Exe⸗ 
kution verbunden werden. 

Nach Anbringung der Klage kann auf Antrag die Aufſchiebung der 

Exekution angeordnet werden, wenn der Verpflichtete die von ihm gegen 
den Anſpruch erhobenen Einwendungen durch öÖffentlidhe oder andere 
bemweisfräftige Urkunden darzutun vermag. 

Bur Bewilligung der Exekutionsaufſchiebung ift das Kognitionsgericht, 
wenn aber der Antrag nad) Beginn bes Erelutionsvollzuges geftellt wird, 
dad Erelutiondgericht berufen. 

Bor der Entſcheidung Über den Antrag muß eine mündliche oder 
protofollarifche Berhandlung der Parteien ftattfinden. 


Privilegien der Kreditinftitute. 29. 


Bon der Aufſchiebung ift die Bank und, wenn die Binfen ober Annui⸗ 
täten im politifhen Wege eingetrieben werden, bie politiihe Behörde zu 
benachrichtigen. 


Art. V. Die Beftimmungen der Art. III und IV, lit. b) 
bi3 d) der Minijterialverordnung vom 28. Oftober 1865, 
RGB. Nr. 110, über die den Anjtalten, welche Kreditgejchäfte 
betreiben, zulommenden Wusnahmen von den allgemeinen 
Juſtizgeſetzen bleiben mit der Einſchränkung in Wirffamteit, 
daß die Zuläffigfeit und die Bedingungen des Eintrittes in 
ein anhängiges Verjteigerungsverfahren (lit. d) nach den Vor⸗ 
ichriften der Erefutionsordnung über den Beitritt zum Ver—⸗ 
fteigerungsverfahren zu beurteilen find.!) 


1) MB. v. 28. Dltober 1865, RGB. Nr. 110. 

Art. IT, Bene Anftalten, welde unter Auffidt der 
Staatöverwaltung ftatutenmäßig SKrebitgeihäfte bes 
treiben, find berechtigt, zur Hereinbringung ihrer durch ftatutenmäßige 
Geſchäfte entftandenen Forderungen aus ben ihnen dafür beftellten Fauft⸗ 
piändern, nach ihrer Wahl fich entiweber des im Art. 310 ober des im 
Art. 811 HGB. vorgezeichneten Verfahrens au bedienen, gleichviel, ob die 
Forderungen Kaufleuten gegenüber aus Handelsgefchäften hervorgegangen 
find, und ob eine Schriftliche Vereinbarung über die Beſtellung des Fauft⸗ 
pfandes und über das Verfahren ftattgefunden hat oder nicht. Der nad 
Art. 310 HGB. erwirkte Öffentliche Verlauf des Yauftpfandes erfolgt nach 
Anweiſung des $ 47 des Einführungdgefebes zum Handelsgeſetzbuche (fiehe 
Art. XIII, 8. 9). Diefen Anftalten wird außerdem rüdfichtlih ihrer 
Sorderungen die Ausuübung des Retentionsrechtes an betveglichen Sachen 
und Wertpapieren ihres Schuldners, in deren Innehabung fie durch 
ein nach den Statuten zuläffiges Geichäft gelangt find, nach den Beftim- 
mungen ber Art. 313—816 bes Handelsgeſetzbuches eingeräumt, jelbit 
wenn der Schuldner Tein Kaufmann ift und die Forderungen nicht aus 
Handelsgeſchäften entitanten find. 

Früher erworbeue Rechte dritter PBerfonen auf Wertpapiere und 
andere bewegliche Sachen, weldje von einer ber vorgenannten Anftalten 
auf Grund eine? nach den Statuten zuläffigen Gefchäftes als ein Ver⸗ 
mögen ihrer Schulbner übernommen worden find, gehen den Anſprüchen 
der Anftalt in diefem Yale nur dann vor, wenn jene früheren Rechte 
der Anftalt ſchon bei der Übergabe bekannt ober doch deutlich erkennbar 
waren. 

Art. IV. Denjenigen unter den in Art. I erwähnten Anftalten, zu 
deren Geſchäftsbetriebe insbeſondere die Gewährung von Hypothekar⸗ 
darlehen oder die Erwerbung und Veräußerung unbeweglicher Güter ge= 





Art. V. 1. Die Erefutionspribilegien der unter Aufficht der 
Staatsverwaltung ftatutenmäßig Kreditgefchäfte betreibenden Ans 
ftalten fommen den Sparfafjen nit zu. E. v. 27. Dezember 
1876, 3. 15100, Sig. 6330. 
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hören, werden zur Einbringung ihrer verfallenen Hypothekarforderungen 
folgende Vorrechte verliehen: 

a) Auf Grund der legalilierten Original-Schuldurkunde und eines 
gerichtlich oder notariell beglaubigten Auszuges aus ihren Büchern Tann 
die Anftalt ohne Rückſicht auf die Zeit, feit welcher die Forderung ein⸗ 
verleibt tft, Die Erlaflung bed Bahlungdauftrages begehren. 

Hiebei ift nach ben Verordnungen v. 31. Mai 1855 und 12. Juli 
-1859 (RGB. Nr. 95 und 130) zu verfahren; jedoch iſt die Frift zur 
Zahlung und zu den Einwendungen ohne Rüdfiht auf den Aufenthalt bez 
Schuldners auf vierzehn Tage zu befiimmen. Auch fteht der Erlag einer 
Tedung im Sinne des 8 7 ber Iebteren Verordnung der Bewilligung 
und Vollziehung der Pfändung oder Eequeftration des Hupothezierten 
Gutes nicht im Wege. (Wurde durch Art. IX EG. zur 8PO. aufrecht⸗ 
erhalten.) 

b) Sit die Hupothelarforderung der Anftalt rechtskräftig zugelprochen, 
fo Tann dieſe die einzelnen oder die gefamten Erträgnifie des fequeftrierten 
Gutes mittelft Öffentlicher Verfteigerung auch verpacdhten Iafien. Sie Hat 
zu biefem Behufe die Lizitationsbedingnifie vorzufchlagen, unb bem Ge⸗ 

. richte Tiegt e8 ob, diefelben ohne Einvernehmung des Gegners zu prüfen, 
und, falls fie unbedenklich erjcheinen, zu genehmigen. Bei Veranlaffung 
ber Berfteigerung hat das Gericht auch zu beftimmen, an wen, nad) Bes 
richtigung der Borzugspoften, namentlich der Steuern und öffentlichen 
Abgaben, dann der Zinſen der vorangehenden Zabularfäße und der 
Hypothelarforderung ber Unftalt, Der etwa verbleibende Pachtſchilling ab- 
zuführen ift. (Bgl. 88 111, Abſ. 2, 112 ED.) 

c) WIN die Unftalt zur exelutiven Veräußerung bes hypothezierten 
Gutes fchreiten, fo bedarf es einer vorgängigen exekutiven Schäbung nicht. 
Als Ausrufspreis ift derjenige Wertanjag anzunehmen, welcher nach den 
Statuten oder nad) ber ftaatlich genehmigten Gejhäftsorbnung ber Er- 
mittlung der Dedung für das gewährte Darlehen zugrunde gelegt wurde 
‚oder welcher nad) der Ermittlungsart ſich ergibt, die in den Statuten ins⸗ 
bejondere zur Feſtſtellung des Ausrufspreifes für ben Fall der Ver—⸗ 
fteigerung beftimmt wurde. (gl. 8 140 ED.) 

d) Hat ein anderer Gläubiger bereits die exefutive Feilbietung bes 
hypothezierten Gutes erwirkt, deren Vollzug jedoch ober die Vornahme 
der Verteilung des Verkaufserlöſes durch vierzehn Tage verzögert, fo Tann 
die Unftalt zum Bivede der Realifierung der ihr rechtöfräftig zugeſprochenen 
Hypothefarforderung an defien Stelle in das Erelutionsverfahren ein- 
treten. 

(Gilt jedoch nur, wenn bag Krebitinftiiut auf Grund einer vollſtreck⸗ 
baren Forderung jelbft das Verfteigerungsverfahren erwirkt hat, 8 139 
ED., Urt. V ES. 3. ED. am Schluffe.) 

e) Mit Ausnahme des Zahlungsbefehles find gerichtliche Erläſſe, 
„welche fi) auf die Realifierung der Hhpothelenforderungen der Anftalt 
. beziehen, wenn fie in Abweſenheit des Gutsbeſitzers dem Verwalter ober 
Pächter des Hypothezirten Gutes zugeſtellt oder, falls auch diefe abweſend 
wären, in Gegenwart von zwei Zeugen an ber Tür der Wohnung bes 
Gutsbeſitzers, Verwalter oder Pächterd angefchlagen wurden, als zu 
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Handen des Gutsbeſitzers zugeſtellt zu betrachten. (Aufcechterhalten durch 
At. IX EG. z. BRD.) 

Die durch die MB. v. 28. Oktober 1865, RGB. Nr. 110, beftimmten 
Privilegien find u. a. eingeräumt der „KRärntnerifhen Landes 
bypotbefenanftalt”, Kundm. v. 14. Mai 1895, LGB. f. Kärnten, 
Nr. 17, IMBB. ©. 79/1895; der „HHypothelenbant des Landes 
Borarlberg“, Kundm. dv. 8. November 1897, LEB. Nr. 88 f. Tirol und 
Borarlberg, IMVB. ©. 7/1898; der „niederöfterr. Landeshypos 
thekenanſtalt“, Kundm. v. 21. Februar 1898, LEB. Nr. 8 f. Nieder: 
öfterreidh, IMVB. ©. 63/1898. 


Art. VL Die geieplihen Borjchriften, zufolge deren ge— 
wille Sachen dem Xerlehre überhaupt entzogen oder in An- 
fehung der Veräußerung und des Eigentumgerwerbes Be- 
ſchränkungen unterworfen find,?) behalten auch in Hinkunft 
für das Erefutiondverfahren ihre Geltung. 


1) 1, Der Beſitz oder die Innehabung auswärtiger Lotterielofe 

-ijt verboten. 83 24 u. 35 Lotto:Pat. v. 13. März 1813, Hd. v. 7. Juni 
1826, BES. Bd. 54, S. 56, EStG. 88 488, 439, 444, FME. v. 26. Jänner 
1852, 8. 13485, FME. v. 4. Februar 1860, RGB. Nr. 38. 
2. Die Uudgabe von Schuldverfchreibungen mit Prämien, 
injfoweit deren Verloſungsplan nicht bereit3 bie ftaatliche Genehmigung 
"bat, ift verboten und find bie betreffenden Schulbverfchreibungen fein 
Gegenftanb bes rechtlichen Verkehrs (8 1). — Verträge, welche außerhalb 
des Geltungsgebietes dieſes Geſetzes ausgegebene Schuldverfchreibungen 
mit Brämien oder Interimsfcheinen zum Gegenftande Haben, find, mit 
Ausnahme ter Erbverträge, ungültig. — Beräuberungen im Wege ber 
gerichtlichen Zwangsvollſtreckung werden hiedurch nicht berührt (8 2). 
— Diefe Beftimmung findet auf ungarijche Staatsfchuldverfhhreibungen keine 
Anwendung (8 4). Geſ. v. 28. März 1889, RGB. Nr. 32. 

8. Ter Anlauf und Verlauf militärifher Montur- und 
Nüftungsftüde ift verboten; dieſelben follen keinen Gegenitand be; 
Privatverkehrs ausmachen und find daher auch zur Berpfändung nicht 
geeignet; fie ſollen, wo fie immer ar werben, in Beſchlag ge: 
nommen und an die nädjite Militär-lonomie-Kommijfion oder an das 
nächſte Depot zum ferneren Gebrauche der Truppen abgegeben werben; 
doch ift es den Truppen geftattet, die für den Militärgebraudh nidjt mehr 
verwendbbaren Sorten bergeftalt zerriffen, zerfchnitten und zerfchlagen, 
daß: fie auf feine Weife mehr zu ganzen Stücken zufammengefegt werben 
rönnen, durch Feilbietung öffentlich Hintanzugeben. Hfzb. v. 5. Dezember 
1800, BIS. Bd. 15, Nr. 57, ©. 201, Hljb. v. 29. Auguft 1839, PGS. 
Bd. 67, Ar. 98, ©. 169. 

4. Der Beſitz verbotener Waffen und Munitiondgegen- 
.ftände ift in der Regel nur demjenigen geftattet, welcher eine beſondere 
Schriftliche Bewilligung dazu erhalte hat. 5 8. Pat. v. 24. Dftober 1852, 

RGB. Nr. 223, gilt nicht für Tirol und Vorarlberg; für Südtirol fiehe 
Bat. v. 18, Jänner 1818, bei Manz 4. Bd. 
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5. Sprengftoffe herzuftellen, in Berfehr zu fegen, zu befiten, die⸗ 
felben einzuführen, ift nur mit behördlicher Bewilligung zuläſſig. 8 1 
Gef. v. 27. Mat 1885, RGB. Nr. 134. 


Art. VII Die gefeglihen Borfchriften, jowie die in 
Staatsverträgen enthaltenen Vereinbarungen, wodurch gewiſſe 
Sachen, Rechte und Forderungen der Erelution wegen Geld- 
forderungen oder einem zu Gunften von Geldforderungen 
ftattfindenden Sicherungsverfahren ganz entzogen oder derlei 
Exekutions- und Sicherungsmaßregeln in Anjehung folcher 
Sachen, Rechte und Forderungen nur in beftimmten Grenzen 
und unter beftimmten Bejchränfungen zugelaffen werden, 
bleiben in ®irfjamkeit.) 

1) Urheberrechte, 8 14 Gef. v. 26. Dezember 1895, NGB. Nr. 197. 

Siehe bei 8 340 ED. 

Dedung von Pfandbriefen. Eine Anftalt, welche unter ftaat- 
licher Auffiht Pfandbriefe ausftelt, Tann über diejenigen Vermögens 
objelte, welche ftatutenmäßig zur vorzugsweilen Dedung der Pfanbbriefe 
zu dienen haben, nur mit Zuftimmung bes ihr beigegebenen Regierungs⸗ 
kommiſſärs verfügen. Gef. v. 24. April 1874, REB. Nr. 48,81. — 
Die Beliger von Pfandbriefen haben das Recht, aus den im $ 1 bezeidh- 
neten Vermögensobjekten ber Anftalt vorzugsweiſe befriedigt zu werden, 
daher Gläubiger der Anftalt, deren Forderungen nicht aus Pfanbbriefen 
entipringen, eine Exekution nur unbeſchadet biefeg Rechtes erwirfen 
lönnen. — Die Geſamtheit biefer Vermögensobjelte bildet im alle bes 
Konkurſes der Anftalt eine befondere Mafle, aus welcher jene Gläubiger, 
deren Anſprüche aus Pfandbriefen der Anftalt entipringen, vor den übrigen 
Kontursgläubigern zu befriedigen find (8 2 daſelbſt). — Wird auf ein 
Bermögensobjeft einer Unftalt, welche berechtigt ift, unter ſtaatlicher Auf- 
fiht Pfandbriefe auszuftellen, Exekution geführt, fo hat das die Exekution 
betvilligende Gericht hiervon den Regierungskommiſſär von Amts wegen zu 
verftändigen, welchem es obliegt, falls diejes Objekt zur Dedung für die 
Pfandbriefbefiger zu bienen hat, das Gericht hievon in Kenntnis zu 
legen. Auf Grund diefer Mitteilung hat dag Gericht die bewilligte Exe- 
kution ber im 82, Abſ. 1, enthaltenen Veftimmung gemäß einzujchränfen. 
Überdies Hat der Regierungslommiffär, wenn er bie Rechte der Beſitzer 
ber Pfanbbriefe für gefährtet erachtet, die Beftellung eines gemeinfamen 
Kurator zur Vertretung dieſer Beſitzer bei dem hiezu zuftändigen Ger 
richte zu erwirfen. — Ein folder Kurator ift im Falle des Konkurſes 
der Anſtalt durch das Konkursgericht von Amts wegen zu beftellen. Lie 
Beitellung eines ſolchen gemeinſamen Kurators kann aud) von demjenigen, 
defien Rechte in ihrem Gange durch den Mangel einer Veriretung der 
Pfandbriefbefiger gehenimt würden, begehrt werden. — Auf dieſe Kura⸗ 
toren finden die Beftimmungen Anwendung, melde in Anfehung der ge 
meinfamen Kuratoren zur Vertretung der Befiger von auf Inhaber lau⸗ 
tenden oter duch Indoſſament übertragbaren Zeiljchuldverfchreibungen 
gelten (8 3 daſelbſt). Siehe Urt. IV, 8. 4, EG. 3. ZPO. 
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Auf die Banknoten ber Oſterreichiſch⸗ ungariſchen Bank Tann Feinerlet 
Vormerkung ober Berbot erwirkt werben. Art. 88 der mit Gef. dv. 27. Juni 
1878, RGB. Ar. 66, rückſ. mit Gef. dv. 21. Mai 1887, RGB. Nr. 51, 
Taif. Vdg. v. 21. September 1899, RGB. Nr. 179, kundgemachten Sta- 
tuten. 

Gejellfhaft3=, Genoſſenſchaftsrechte. Die Privatgläubiger 
eines Mitgliedes einer offenen Handelsgeſellſchaft ober einer Er⸗ 
werb3- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft find nicht befugt, die zum 
Geſellſchafts⸗ oder Genoſſenſchaftsvermögen gehörigen Sadjen, Forderungen 
oder Rechte, oder einen Anteil an benfelben zum Behufe ihrer Befriedi⸗ 
gung oder Sicherftelung in Anſpruch zu nehmen. Gegenftand ber Exe⸗ 
kution oder des Verbotes kann für fie nur dasjenige fein, was der Ge⸗ 
ſellſchafter oder Genoſſenſchafter felöft an Zinſen und an Getwinnanteilen 
au fordern bereditigt ift, und was ihm (im Falle der Auflöſung ber Ge⸗ 
ſellſchaft oder Genoffenfchaft ober des Ausſcheidens aus berfelben) bei der 
Außeinanderjegung zulommt. HGB. Art. 119, und Gef. v. 9. April 1873, 
RGB. Nr. 70, 8 56.8) 

Erbihaft als Ganzes. Mittel3 AH. Entichl. v. 9. Mai 1846 
haben Ee. Majeftät über die frage, od eine Erbichaft auf Unfuchen eines 
Gläubigers des Erben im ganzen gepfänbet werben Tönne, bie Erläute- 
rung zu erteilen gerußt, daß dem Gläubiger bes Erben nad) dem 8 822 
abEB. Berbot, Pfändung oder Bormerfung nur auf einzelne Erb- 
ſchaftsſachen, nicht auf das Erbrecht im ganzen bewilligt werben könne. 
Hfd. v. 3. Juni 1846, ISS. Nr. 968. b) 

Fahrbetriebsmittel, Forderungen, Kaſſenbeſtände frem— 
der Eiſenbahnen. Die Fahrbetriebsmittel fremder Eiſenbahnen, 
welche Perſonen oder Güter im öffentlichen Verkehre befördern, ſind von 
der erſten Einſtellung in den Betrieb bis zur endgültigen Ausſcheidung 
aus den Beſtänden der Pfändung nicht unterworfen, wofern die Gegen⸗ 
ſeitigkeit verbürgt iſt (Kaiſ. Vdg. v. 19. September 1886, RGB. Nr. 144, 
betr. die Unzuläſſigkeit der Pfaͤndung von Fahrbetriebsmitteln fremder 
Eiſenbahnen). Mit der Kundmachung des Geſamtminiſteriums v. 8. No⸗ 
vember 1886, RGB. Nr. 151, wurde bekanntgegeben, daß der Reichsrat 
der mit Beziehung auf den 8 14 des Grundgeſetzes über die Reichsver⸗ 
tretung v. 21. Dezember 1867, RGB. Nr. 141, erlaſſenen kaiſ. Vdg. v. 
19. September 1886, RGB. Nr. 144, bie verfaſſungsmäßige Genehmigung 
erteilt hat. — (Ausprüdlich aufrecht erhalten durch Urt. VIII, 8.9.) 

Die vertragichließenden Teile verpflichten ſich, den Eiſenbahnverkehr 
zwilchen ihren Gebieten gegen alle Störungen und Behinderungen ficher= 
zustellen. Infolge deflen wird in dem Gebiete bes einen vertragichließen- 


a) Vol. ED. $ 294, Nr. 1 u. 2. 

p) 1. Die Pfändung des Anfpruches eines Exben auf einen 
aliquoten Teil der Verlaſſenſchaft ift gleichfalls unzuläffig. 
E. v. 19. April 1899, 3. 6039, Sig. 5855 

ebenſo kommt der Erefution auf einen dem Verpflichteten 
angefallenen Erbteil rechtliche Wirkung nit zu. €. v. 
29. Jänner 1902, 3. 1224, GH. 1902: 34. 
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den Teiles auf das dort befindliche Zugehör einer Eiſenbahn des anderen 
Teiles, insbeſondere auf das feſte und bewegliche Material, ebenſo wie 
auf die Kaſſenbeſtände und die aus dem gegenſeitigen Verkehr herrühren⸗ 
ben Guthaben keine Exekution zugelaſſen. Eiſenbahnkonvention v. 
9. Mai 1883, RGOB. 1884 Nr. 42, zwiſchen der öſterreichiſch-un— 
gariſchen Monarchie, ber Türkei, Serbien und Bulgarien, 
Urt. 13. 

Bivifchen dem k. und k. Minifterium des Außern und ber kaiſerlich 
beutichen Regierung wurden übereinftimmende Erflärungen ausgetauscht, 
welche lauten, wie folgt: 

„Srllärung, betreffend die Unzuläffigleit der Pfän— 
dung von Eifenbahnsahrbetriebsmitteln. Die k. k. öfter: 
reichiiche und die k. ungarifche Regierung einerfeit3 und bie kaiſ. deutſche 
Negierung anderjeit3 haben gegenfeitig von den im Deutihen Reiche 
und in ber öſterreichiſch- ungariſchen Monardie in Geltung ftehenden Ge 
fegen Kenntnis genommen, welde übereinftimmend beftimmen, daß, unter 
Borausfegung der Berbürgung der Gegenfeitigfeit, die Yahrbetriebsmittel 
ausländifcher Eifenbahnen, welche Perfonen oder Güter im öffentlichen 
Verkehre befördern, von der erjten Einftelung in den Betrieb bi! zur 
endgültigen Ausscheidung aus den Beitänden, der Pjändung nicht unter: 
tworfen find. — Mit Rüdficht darauf wird Durch den Austaufch der gegen- 
mwärtigen Erklärung anerlannt, daß bei der Anwendung der angeführten 
gefeslichen Beftimmung in ber öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie die 
Gegenjeitigleit im Deutichen Reiche und bei der Anwendung biejer Be⸗ 
ftimmung im Deutſchen Reiche die Gegenfeitigkeit in der öſterreichiſch⸗ un⸗ 
garifhen Monarchie verbürgt iſt.“ 

Der erfolgte Austaufch diefer Erklärungen wird unter Bezugnahme 
auf die faif. Vdg. v. 19. September 1886, RGB. Nr. 144, und die Kund- 
machung des Gefamtminifteriums v. 8. November 1886, RGB. Nr. 151, 
für die im Neichdrate vertretenen Königreihe und Länder kundgemacht. 
AMB. v. 31. März 1887, RGB. Nr. 34, woburd die mit ber kaiſ. 
deutihen Regiernng über die Wnzuläffigleit der Pfändung von 
Eijenbahn:Fahrbetriebgmitteln auggetaufchten Erklärungen Fund 
gemadjt werden. — 

Aus dem gegenfeitigen Verkehre herrührende Forderungen einer 
in den Gebieten bes einen vertragfchließenden Zeiles ge: _ 
legenen Eiſenbahn können, wenn die fchuldnerifche Eifenbahn ihren 
Sitz in den Gebieten des anderen Teiles hat, nicht mit Arreſt belegt oder 
gepfändet werben, außer in dem Falle, wenn ber Arreſt oder die Pfän 
dung auf Grund einer Entſcheidung der Gerichte des Staates erfolgt, 
dem bie forderungsberechtigte Eifenbahn angehört. — In gleicher Weije 
kann das rollende Material einer Eifenbahn des einen der hoben ver: 
tragfchließenden Teile, mit Einfchluß jämtlicher beweglicher, der betreffen» 
den Eifendahn gehörigen Gegenftände, welche fi in biefem Material vor: 
finden, in den Gebieten des anderen Teiles weder mit Arreſt belegt noch 
gepiändet werben , außer in dem alle, wenn der Arreſt oder die Pfän- 
Bung auf Grund einer Entfcheidung der Gerichte ded Staates erfolgt, dem 
die betreffende Eifenbahn angehört. Handels- und Sciffahrtävertrag v. 
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6. Dezember 1891 zwiſchen Oſterreich-Ungarn und Italien, 
RGB. 1892 Nr. 17, Art. 24. 

Aus dem internationalen Transporte berrührende Forde⸗ 
rungen der Eiſenbahnen untereinander können, wenn bie feyuld- 
neriihe Eifenbahn einem anderen Staate angehört, als die forberungs- 
berechtigte Eiſenbahn, nicht mit Urreit belegt oder gepfändet werben, außer 
in dem alle, wenn der Urreft oder die Pfändung auf Grund einer Ent- 
fheidung der Gerichte des Staates erfolgt, dem die forberungsberechtigte 
Eiſenbahn angehört. 

In gleicher Weife Tann das rollende Material der Eijen- 
bahnen mit Einſchluß ſämtlicher beweglicher, der betreffenden Eiſenbahn 
gehörigen Gegenftände, welche fi) in diefem Material vorfinden, in dem 
Gebiete eines anderen Staates al3 be3jenigen, welchem bie betreffende 
Eiſenbahn angehört, weder mit Arreft belegt noch gepfändet werden, außer 
in dem alle, wenn der Arreft oder die Pfändung auf Grund einer Ent= 
ſcheidung der Gerichte des Staates erfolgt, dem bie betreffende Eilenbahn 
angehört. Art. 23, Abi. 4 und 5, des Anternationalen Überein= 
tommend über den Eiſenbahn-Frachtverkehr v. 14. Oktober 
1890, RGB. 1892 Nr. 186. 

Die dem Staate oder einer von ihm fubventionierten Gejellichaft ge⸗ 
börigen, einen Poſtdienſt verjehenden Baletboote dürfen in 
den Häfen de3 anderen Teiles ihrer Beftimmung nicht entzogen, nod) 
einer Beichlagnahme, Embargo oder „Verfügung von Hoher Hand” unter: 
worfen werden. Schiffahrtsvertrag v. 9. April-1884 zwiſchen Ofter- 
reih-Ungarn und Frankreich, RGB. 1885 Nr. 165, Art. 10. 


Art. VIII Insbeſondere bleiben unberührt: 


1. die Borfchriften der Zoll- und Staatsmonopols⸗ 
ordnung vom 11. Juli 1835 über die Beſchränkung gericht: 
licher Erefutiond- und Sicherſtellungsmaßregeln hinſichtlich 
der Gerätjchaften, Vorrichtungen und anderen Erfordernifie 
der Erzeugung oder Bereitung von Gegenftänden der Staat» 
monopole und über die Beichränfung der Veräußerung und 
Verpfändung von Gegenftänden, rüdlichtlich welcher die Staats⸗ 
verwaltung die dem Staate vorbehaltenen Rechte volljtändig 
ausübt;!) 

2. die VBorjchriften des Hofdelretes vom 11. Mai 1841, 
IJGS. Nr. 535, über die Beichräntung des Pfandrecht3- 
erwerbes und der Veräußerung in Anjehung des bei den 
Berlegern befindlichen Tabakmaterials;?) 

3. die PVorfchriften der Minifterialverordnugng vom 
31. März 1853, RGB. Nr. 91, über die Unzuläfjifeit der 
Berpfändung und Veräußerung der Befugniß zur Pulver- 
erzeugung und über den Ausfchluß von gerichtlichen Sicher- 
ſtellungs⸗ oder Erefutionsmaßregeln in Anjehung des Schieh- 

3*+ 
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pulvers, der zur Erzeugung desfelben notwendigen Materialien 
jowie der hiezu nötigen Geräte und jonftigen Erforderniffe; ?) 


4. die Vorſchriften der Zoll- und Staatsmonopols⸗ 
und über die in zollämtlicher Behandlung befindlichen 

arten; 

5. die Vorfchriften des Hofdekretes vom 16. Mai 1793, 
SGG. Nr. 103, über die Beſchränkung des gerichtlichen Ver⸗ 
bote8 und der gerichtlichen Exekution auf die während eines 
Krieges zur Verführung von Ararialgut beftimmten Schiffe 
und die Dazu gehörigen Gerätjchaften und auf den Kohn des 
Schiffsmeiſters;) 

6. die Vorſchriften der Hofdekrete vom 13. Mai 1814, 
IGS. Nr. 1086, und vom 15. Februar 1815, IGS. Nr. 1132, 
über die Bejchränfung der gerichtlichen Verbote und Bfändungen 
während der Dauer eined vom Staatsärar mit Privaten ab» 
gefchloffenen Lieferungs-, Yracht- oder jonftigen Kontraftes;) 

7. die Vorichriften des Patentes vom 5. November 1837, 
IGS. Nr. 240, über die Unzuläffigfeit eines Verbotes oder 
eines Pfandrechtes auf die auf den Poftdienft fich beziehenden 
Befugnilfe und die aus demſelben fließenden Einkünfte der 
Poftmeifter, dann auf die von diefen für nung des 
Staatsſchatzes eingehobenen Gelder fowie auf für den Dienft 
beftimmte Transportmittel, Vorrichtungen und Gerätichaften 
und auf die den Boftanftalten übergebenen, dem Adreflaten 
noch nicht ausgehändigten Sendungen; ?) 

8. die Vorjchriften des — vom 7. Mai 1874, RGB. 
Nr. 50, über die Erefution auf das Kirchen- und Pfründen- 
vermögen;®) 

9. die Vorſchriften der le Verordnung vom 
19. September 1886, RGB. Nr. 144, und der Kundmachung 
bes Gejamtminifteriumd vom 8. November 1886, RGB. 
Nr. 151, über die Unzuläffigfeit der Pfändung von Fahr⸗ 
betrieb3mitteln fremder Eifenbahnen;?) 

10. die Vorſchriften des ar vom 28. April 1889, 
RGB. Nr. 64, über die Unzuläffigfeit von Erefutiong- und 
Sicheritellungsmaßregeln in Anjehung von Waren, über 
welche ein Lagerſchein ausgeſtellt ift, und in Anjehung der 
dem Inhaber des Lagerbefigicheines oder des Lagerpfandfcheines 
an der Ware zuftehenden Rechte.) 

2) Bolls und Staat3monopoldorbnung v.11. Juli1835, 8382. 

Die Gegenftände, welche der ausfchließenden Iandesfürftlichen Verfügung 
für den Staatsſchatz vorbehalten bleiben, find: 


Exekutionsfreie Sachen, Rechte. 37 


1. Kochſalz, ſowohl in reinem Zuftande, als aud) gemengt mit anderen 
Stoffen; 2 

2. Tabak, roh oder verarbeitet, dann die Abfälle von Tabak; 

3. Salniter, im rohen oder geläuterten (raffinierten) Zuſtande, ober 
gemengt mit anderen Stoffen; 

4. Schießpulver. 

8 405. Auf die Gegenftände eines Staatsmonopols, melde von 
jemandem, mit ber Berbindlichleit der Mblieferung an den Staatsſchatz, 
erzeugt oder für Rechnung besjelben bereitet werben, kann niemand einen 
wie immer gearteten Anſpruch, burch welchen die Erzeugung ober Be- 
arbeitung unterbrochen ober gehemmt oder die Ablieferung be3 Erzeug- 
nijfes an den Staatsſchatz gehindert wird, geltend machen. 

8 407. Auf die Gerätichaften, Vorrichtungen und anderen Erforber- 
nifje der Erzeugung ober Bereitung von Gegenftänden der Staatsmono⸗ 
. Pole, welche an das Staatögefäll abzuliefern find, oder für basjelbe bes 
arbeitet werben, darf ohne Zuftimmung ber die Verwaltung bes Gefälles, 
um das es fich Hanbelt, leitenden Landesbehörde eine gerichtliche Maß- 
regel der Sicherftellung oder Erefution, durch welche die Erzeugung ober 
Bereitung der gedachten Gegenftände unterbrochen, gehemmt ober un⸗ 
möglich gemacht würde, nicht plabßgreifen. 

8 485. Die Gegenftände, rüdfichtlich welcher die Staatsverwaltung 
die dem Staate vorbehaltenen Rechte vollftändig ausübt, bürfen in ben 
Ländern, in denen biefes der Fall tft, von niemandem veräußert werben, 
ber nicht Hierzu die ausbrüdliche Ermächtigung von Seite der Gefällg- 
behörden erhielt. 

8 427. Dieſe Gegenftände können daher ohne Bewilligung der Ges 
fällsbehörden nicht als Pfand dienen. 

2) Hfd. v. 11. Mat 1841, IGS. Nr. 585. In Beziehung auf das 
Nechtspverhältnis des bei ben Berlegern vorhandenen 
Tabatmateriales findet bie k. k. allgemeine Hoflammer nachftehende Be⸗ 
ftimmungen zu erlaffen: 

Den mit dem h. 0. Delrete dv. 14. April 1840 in Wirkſamleit ge- 
ſetzten Abrechnungsvorfchriften gemäß erhalten die Tabak⸗ und Stempel- 

verleger da3 Material nur bis zu dem Belaufe bes gefehmäßig ficher- 
geſtellten Geldbetrages auf Kredit und müſſen, jobald diefer Krebit er- 
ſchöpft iſt, das verlangte Material gleich bar bezahlen. Hiedurch werben 
biefelben, fie mögen nun das Material unter dem Titel eines Darleiheng 
- oder eined Kaufe an ſich bringen, Eigentümer bes bezogenen Tabakes, 
und e3 ergibt fich Hieraus, daß die Beitimmungen bes Hfb. v. 25. Oktober 
1790, YES. Nr. 68, welchem zufolge das bei ben Zabakverlegern ſich 
vorfindende, noch unverfaufte Tabakmaterial als ein Eigentum des Ärars 
erklärt wird, ſeit der Wirkſamkeit ber oben bezogenen Abrechnungsvor⸗ 
ſchriften keine Anwendung mehr finden können. Wenn nun durch die 
erwähnten Vorſchriften das Arar den Verlegern gegenüber dadurch ge⸗ 
fihert ift, Daß es denſelben das Material entweder nur gegen bare Be⸗ 
zahlung oder auf einen gehörig Tautionierten Kredit erfolgt, fo erhält 
‚ basfelbe dritten PBerfonen gegenüber die erforderliche Sicherheit durch die 

Veitimmungen der 88 425, 427 und 448 der Zoll- und Staatsmonopols⸗ 
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ordnung, indem das bei den Verlegern vorhandene Tabafmateriale, wegen 
eines aus was immer für einem privatrecfliichen Titel entfpringenden 
Anfprudies, ohne Bewilligung ber Gefällsbehörden weder mit Pfand 
belegt, noch im Exekutions⸗ oter Konkurswege veräußert werben Tann. a) 


3), ML. v. 31. März 1853, RGB. Nr. 91, betreffend die näheren 
Beftimmungen in Beziehung auf die Erzeugung und den Verſchleiß 
des Schießpulvers. 

8 5. Das Befugnis zur Pulvererzeugung begründet ein bloß perföns 
liches Necht, welches nach Umftänden von der Verleihungsbehörde zurüds 
genommen und aud) von dem Berechtigten zurüdgelegt werben, aber weder 
vererbt oder verpfändet, noch fonft auf entgeltlidhe oder unentgeltliche 
Weiſe an einen anderen übertragen werden Tann. 

8 8. Auf das Scießpulver felbit, auf das zur Erzeugung besjelben 
notwendige Material, auf die hierzu nötigen Geräte und fonftigen Ers 
forderniffe fann eine gerichtliche Maßregel der Sicherftellung oder Exekution 
nicht ftattfinden. 

(Der Schlußſatz „aud kann gegen den Betriebsleiter eines Pulver⸗ 
werkes eine Perfonalerefution auf Berlangen der Gläubiger nicht ftatt- 
finden“ ift gemäß Art. I EG. 3. ED. aufgehoben.) 


*) Zoll» und Staatömonopolsordnung dv. 11. Juli 1885. 
8 111. Kommt dem Amte von Eeite einer Gerichtsbehörbe, ehe die Be⸗ 
mwilligung erteilt ward, die Ware aus ber ämtlichen Niederlage ober 
vom Amtsplage hinweg zu nehmen, die Berftändigung zu, daß 
ein Pfandrecht oder gerichtliches Verbot auf die Sache bemilliget 
worden fei, und daß ſolche ohne Verfügung des Gerichte an niemanden 
auögefolgt werden fol, fo ift, wenn der zur Einfuhrverzollung erklärte 
Gegenftand nicht eine außer Handel gefegte Ware ift, und ber Eingangs- 
zoll bereit? entrichtet ward, oder, wenn es fih um einen zur Ausfuhr 
erflärten Gegenftand, deſſen Austritt über die Zoll-Linie die Partei nicht 
zu erweifen verpflichtet ift, Handelt, derfelbe an das Gericht zu über- 
liefern, in allen anderen Sällen aber in ämtliher Verwahrung 
zu behalten. Auch die zur Einfuhr erflärten Waren, von denen ber 
Eingangszoll entrichtet wurde, über die jedoch da8 Amt die vorgefchriebene 
ämtliche Beftätigung noch nicht erfolgte, find in ämtliher Bermwah- 
rung zu behalten, wenn dieſes in der an das Amt erlaffenen Ber- 
ftänbigung der Gerichtsbehörde ausdrücklich verfügt wirb. b) 


a) 1. Selbſt wenn der Befiger der Tabakvorräte nicht 
mehr zu deren Berfchleiß befugt ift, kann Exekution auf fie nur 
mit gefällßbehördlicher Bewilligung geführt werden. €. v. 9. April 
1872, 3. 3566, Sig. 4562. 

2. Diefe Bewilligung ift auch für die Verfteigerung er- 
forderlih. €. v. 3. November 1886, 3. 12898, Sig. 11233. 

db) 1. Die Pfändung der in zollämtlidher Verwahrung 
befindlichen Waren ift ohne NRüdficht darauf vorzunehmen, ob das 
an zur Herausgabe der Ware bereit if. E. v. 25. Juni 1901, 

. 9194, ©$. 1901: 94. 
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8 112. Iſt in ten Fällen, in denen ber Gegenſtand in ämtlicher 
Verwahrung behalten werden muß, da3 Amt mit den zur Bewahrung 
derſelben erforderlichen Niederlagen nicht verfehen, oder iſt ſolcher 
überhaupt zur Aufnahme in die ämtlihen Niederlagen nicht geeignet, fo 
liegt demjenigen, der das Pfandrecht oder Verbot bei Gericht anfuchte, ob, 
wenn nicht ohnehin die Ware an ein anderes Amt angemwiefen wird, bie 
Bedingungen, unter denen die Anweiſung ausländifher un« 
verzollter Waren ftattfindet, zu erfüllen. Ward biefer Anordnung 
Genüge geleiftet, fo ilt der Gegenftand entweder an eine Zoll-Leg- 
ftätte anzuweifen, und dajelbft in Verwahrung zu nehmen, oder unter 
ämtlichem Verſchluſſe, foweit die Sache zu befjen Anlegung geeignet 
ift, an das Gericht zu übergeben, je nachdem von Geite des letzteren 
dieſes oder jenes beftimmt wird. Das Gericht, das in diefem alle den 
Gegenftand übernahm, darf denjelben ohne Zuftimmung des Boll- 
amtes nicht zur freien Verfügung erfolgen. 


8 200. Solange die Ware fih auf dem Transporte von der 
Boll-Rinie zum Grenz-Zollamte, auf dem Amtsplatze eines 
Bollamtes, zu dem dieſelbe zur Vollziehung des Bollverfahrens gebracht 
wurde, in zollämtlider Berwahrung, oder unter ämtlidhem 
Berſchluſſe befindet, Haftet die Zollgebühr auf derfelben, und geht allen 
aus privatredtlidhen Titeln abgeleiteten Aniprüden vor. 
In welcher Urt diefe Aniprücde verwahrt werden können, wurde oben 
(88 111 und 112) beitimmt. 


8 206. Die unverzollte Ware ift in den Fällen, in welchen der An= 
ſpruch des Staatsſchatzes auf diefelbe zur Einbringung ber unberiditigten 
Boligebühr nad; dem gegenwärtigen Geſetze (88 200 und 203 bis 205) 
ftattfindet, an das nächſte, zur Bornahme der VBerzollung be- 
fugte Bollamt zu übergeben, und Hier dem gefegmäßigen Boll- 
verfahren zu unterziehen. Madıt die Ware den Gegenftand des 
Strafverfahrens wegen einer Gefällsiibertreiung aus, fo fol über diefelbe 
nad) den für das gebacdhte Verfahren beftehenden Vorſchriften verfügt 
werden. Treten hingegen ftreitige Rechtsanſprüche ein, ift der 
Falldes Strafverfahrend wegen einer Gefällsübertretung 
nicht vorhanden, und fehlen die oben (8 200) außgebrüdten Be— 
dingungen, fo find, bis zu der im gerihtlihen Wege erfolgten 
Austragung der ftreitigen Anfprücde, die im geridtlidhen 
Berfahren geftatteten Maßregeln, zur Sicherftellung der Rechte 
des Staatsihases, auf das Einfchreiten der zur Vertretung des 
Icgteren berufenen Behörben, im gejegmäßigen Wege zu ergreifen. 


8 244. Der Lagerzind haftet auf der Ware, folange fi 
diefelbe in ber ämtlichen Verwahrung befindet, und es kann beren Aus— 
folgung aus der Niederlage, ehe nicht der für die Dauer der Aufbewahrung 
entfallende Lagerzins entrichtet wird, aus feinem wie immer gearte= 
ten Rechtsgrunde gefordert werben. 


8 258. [Mit bejonderer Geftattung) unverzollt eingeführte Waren 


werden in Abficht auf die Haftung für bie auf denfelben ruhende Zoll⸗ 
gebühr als in ämtlicher Vexwahrung befindlich beiradjtet (8 200). 
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s) Hfd. dv. 16. Mat 1798, IGS. Nr. 108. Während eine? 
Krieges kann weder auf die zur Berfübrung eines Krarial: 
gutes beftimmten Schiffe und bie dazu gehörigen Gerät: 
ſchaften, folange Die Schiffe nicht mit dem Ararialgute an dem beftimmten 
Orte angelanbet, die Waren ausgeladen und gehörig übergeben find, noch 
au auf des Schiffmeifters Lohn für das verführte Ärarial: 
gut, folange mit dem Ararium nicht Richtigkeit gepflogen ift, ein gericht: 
liches Berbot oder eine gerichtliche Exekution bewilligt werben. 

s Hfd. v. 13. Mai 1814, JIGG. Nr. 1086, 

Ee. Majeftät Haben für die Zukunft die gerichtlichen Verbote und 
Pfändungen bei Kontralten des Milttärärariums mit Privaten während 
der Dauer folder Kontrakte dahin zu beichränten befunden, daß während 
der Dauer eined von dem Militär mit Brivaten abge— 
Ihlojfenen Lieferungs-, Fracht- oder fonftigen ähnliden 
Kontraktes weder auf die zu Liefernden Artikel, noch auf die in Ge⸗ 
mäßheit eines ſolchen Kontraktes von dem Ärarium ben Kontrahenten 
zu leiftenden Vorſchüſſe oder Ratenzahlungen, noch auch auf die zur Er- 
fülung dergleichen Kontrakte notwendigen Gerätichaften oder Requiſiten 
gerichtliche Berbote ober PBfändungen bewilligt werben können. 

[Es ift lediglich geftattet, noch vor erfüllten Kontrakte ein Verbot 
oder eine Bjändung auf denjenigen Betrag anzufuchen und zu bemwilligen, 
der dem Kontrahenten nach gepflogener Liquidation als Guthabung noch 
gebühren Tönnte.]*)e) 

Hfd. v. 15. Februar 1815, JGS. Nr. 1182. 

Die unter dem 13. Mai 1814, 8. 1086, ausgeſprochene Beſchränkung 
ber gerichtlichen Verbote oder Pfändungen bei ben mit Privaten von tem 
Militär abgefchlofienen Lieferungs-, Fracht- oder fonft abgefchlofienen ähn⸗ 
lichen Kontratten haben Se. Majeftät für die Zukunft auch auf alle übrigen 
mit dem Staatsärarium abgefchlofjenen Kontrakte auszu— 
dehnen gerubt.d) 


*) Solche Pfändung oder Verbot tft aber jebt zufolge des fpäteren Hfb. 
v. 28. Auguft 1838, JGS. Nr. 2391 (Art. IX, 8.5) unzuläffig. 


e) 1. Exekution mittelft nur derjenigen 
Beträge, die der Verpflichtete vom Militärärar für geliefertes 
Pulver zu fordern hat, ift vor Löfung des Bertrages unzuläffig. 
E. v. 5. Februar 1895, 3. 1525, Sig. 15397. 

d) 1. Die aus folhen Kontrakten zuftehende Forderung kann 
vor gepflogener Liquidation auch nicht eingeantwortet wer⸗ 
ben. E. dv. 13. Februar 1883, 3. 1717, Sig. 9304. , 

2. Den Forderungen aus Kontralten mit dem rar ftehen 
die Guthabungen aus Lieferungsverträgen mit dem Wiener 
Stadtermweiterung3fond gleich. E. v. 27. Oktober 1875, 
3. 11845, Sig. 5898. 

3. Auf die zur BVertragserfülfung ‚nötigen Materialien und 
Merkzeuge de8 Subunternehmers eine® ärarifhen Kon- 
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) Poſtgeſetz, Bat. v. . November 1887, 366. Nr. 240. 

8 29. Die auf den Poſtdienſt ſich beziehenden Befugniſſe und bie 
aus denſelben fließenden Einkünfte der Poftmeifter, dann bie von ihnen 
für Rechnung bes Staatsichades eingehobenen Gelder, fowie die für ven 
Dienft beftimmten Transportmittel, Borrihtungen und Gerätihaften Tönnen 
weder mit einem Xerbote belegt werben, noch Tann auf biefelben ein 
Pfandrecht erworben werben.e) 

8 30. Auf die ben Poftanftalten Übergebenen Sendungen*) Tann 
vor der Abgabe an ben Adreſſaten weder ein Berbot gelegt, noch ein 
Biandredt erworben werden. f) 


8) Gef. dv. 7. Mai 1874, NEB. Nr. 50. 

840. Für rechtliche Berpflichtungen, melde auf dem Kirchen⸗ 
oderPfründenvermögen haften, it zunächft dad Erträgnis, und erft, 
mweun dieſes nicht ausreicht, bie Subſtanz bed Vermögens in Anſpruch zu 
nehmen. — Wenn jedoch außer dem Kirchen= oder Pfründenvermögen noch 
andere Berpflichtete vorhanden find, jo Hat für die bezügliche Leiftung nur 
jener Teil der Vermögensſubſtanz aufzulommen, deſſen Erträgnis nicht 
für die Iaufenden Bedürfniffe der Kirche oder Pfründe benötigt wird; 
der Reft ift von den übrigen Berpflichteten nach Maßgabe ihrer Ber- 
pflichtung zu leiften. 


9) Siehe diefe Vorſchriften unter Urt. VII „Fahrbetri bömittel, 
Borderungen, Kaflenbeftände fremder Eifenbahnen“. 


*) 3.8. mittel8 Poſtanweiſung angeiviefene, aber noch nicht behobene 
Beträge. 


trabenten kann ee nicht — geführt werden. E. v. 
27. Juni 1876, 3. 7570, Sig. 6194 

4. Er ln tft ferner ausgefchloffen auf dad dem Berpflid)- 
teten Verfichene Stipendium für Nipiranten des militär- 
ärztliden Offizierskorps. E. v. 15. Mai 1900, 3. 6966, 
Stg. 1003. 

5. Bezüge für Arbeiten bei nicht ärarifchen, aber unter In— 
tervention von ftaatlihen Organen ausgeführten Bau- 
ten unterliegen der Erelution. E. v. 5. Juni 1888, 3. 6549, 
Sig. 12210. 

e) 1. Insbeſondere auch u auf Poftpferde € v. 
4. Februar 1879, 3. 1062, Sig. 7 

2. Gegen eine unzuläffige herbei. oder Exekutionsbewilligung 
tann auch der Mitbefiger der Post Beſchwerde führen. E. v. 
30. März 1870, 3. 2915, Sig. 3768. 

8. Boftiaitfe fremder Staaten en ne Beichlag- 
nahme. €. v. 23. Tebruar 1876, 3. 2300, Sig. 6 

n 1. Ein mittelft Boftanweif ung en DR noch 
nicht behobener Betrag ift der N entzogen. ©. 0.28. Juli 
1898, 3. 10211, Präv. 1899: ©. 5 
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10%) Gef. v. 28. April 1889, RGB. Nr. 64, betreffend die Errich- 
tung und den Betrieb öffentliher Lagerhäufer und bie von den⸗ 
felben ausgeſtellten Lagerſcheine. 

8 37. Waren, über welche ein Lagerfchein ausgeſtellt 
iſt, dann die dem Eigentümer des Beſitzſcheines oder des 
Warrants an ber Ware zuſtehenden Rechte können durch Exe⸗ 
kutions⸗ oder Sicherungsmaßregeln nicht getroffen werden. Gegenſtand 
von Exekutions⸗ und von Sicherungsmaßregeln find in ſolchem Falle 
ausschließlich die beiden Zeile des Lagerjcheines. 


Art. IX. Desgleichen!) bleiben unberührt: 

1. die Vorſchriften des Hoffanzleidefretes vom 29. Sep⸗ 
tember 1835, IGS. Nr. 84, über die Beichränlung der 
Erekution auf Militärheiratsfautionen ;*) 

1) Nämlich „beifpielsweife”; vgl. Art. VIII. „Insbeſondere“. 

2) Hkzd. dv. 29. September 1835, JGS. Nr. 84. Der Landes 
ftele wird eine Abſchrift des 8 23 des Militär-Heirat3-Normale v. 
10. Juni 1812, betreffend die Verbotsbelegung ter Militär-Heirats- 
KRautiond-Kapitale und der von benfelben entfallenden Einkünfte 
mitgeteilt. „Bu Gunften ber Rechtsanſprüche des Arariums oder eines 
Dritten fünnen bie von der Heiratsfaution fallenden Einkünfte, ſowohl 
während der Ehe, al3 nad) bem Tode ded Mannes bis zu jenem ber 
Witwe, ober bis zur Auflöfung des Kautionsverbandes, wenn die Ein- 
fünfte nur 400 fl. in Einlösfcheinen oder weniger jährlich betragen, bloß 
mit einem ®Bierteile, und wenn fie mehr al3 400 fl. in Einlösicheinen 
jährlich ausmachen, nur mit einem Dritteile zebiert und mit Verbot be= 
legt werden. Auf das eingelegte Kapital ſelbſt Haben Vormerkungen 
allerdings, aber nur unter der Beſchränkung ftatt, daß die Tilgung ber 
Schuld aus dem Kautionskapitale nicht eher als nach erfolgter Auflöfung 
de3 Kautionsbandes bewirkt werden könne.“ — Siehe auch unten unter 
IX, 8.8, 88 5 und 6 Gef. v. 21. April 1882, RGB. Nr. 123. — Inſoweit 
das Hkzd. die Erefution auf das Kautionskapital hetrifft, ift e8 durch 
das Gef. v. 21. April 1882 nicht aufgehoben und deshalb ift e8 aufrechte 
erhalten morden. 

MV. v. 24. Oktober 1897, RGB. Nr. 249, über die Exekutions— 
führung auf öffentliche, aufbeftimmtie Namen lautende oder 
durch Binkfulierung für einen beftimmten Zweck gemwidmete 
Obligationen. 

8 18. Der Berkauf von Wertpapieren, bie als Militärheiratsfaution 
vinkuliert find, darf erft bewilligt werden, wenn das Kautionsband aufs 
gelöft worden ift, morüber der betreibende Gläubiger das Amtszeugnis 
ber zuftändigen Behörde (f. u. k. Reichskriegsminiſterium, k. k. Minis 
fterium für Lanbesverteibigung, königlich ungariiche® Miniftertum für 
Zandesverteidigung) dem Erekutionsgerichte vorzulegen bat (Art. IX, 8.1, 
EG. 3. ED. u. Hkzd. v. 29. September 1835, JGS. Nr. 84). 


2. die Vorichriften der Notariatsordnung (Gejeh vom 
:25. Juli 1871, RGB. Nr. 75) über die Belsräntung der 
Erefution auf Notariatöfautionen; 1) 
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) Gef. dv. 25. Juli 1871, KGB. Nr. 75, Notariatsorbnung. 

825. Die Kaution bient ala Pfand für alle Entfchädigungkanfprüdje 
und Bahlungen, welde aus der Amtsführung des Notars erwachſen. 

Für andere Forderungen Tann die Kaution nur unbefchadet des Bors 
rechtes der im verhergehenden Abſatze erwähnten Anſprüche in Pfand 
genommen oder in Erelution gezogen werben, und es findet die Be—⸗ 
friedigung folder Forberungen aus der Kaution nur nad) vorgängigem 
Verfahren gemäß 88 29 und 30 ftatt. 


3. die Vorfchriften des Geſetzes vom 23. März 1885, 
RGB. Nr. 48, über die Beſchränkung der Erefution auf bie 
vom Inhaber eines Pfandleihgemwerbes erlegte Kaution;') 


1) Gef. dv. 23. März 1885, RGB. Nr. 48, mit welchem einige Be⸗ 
ftimmungen hinſichtlich der Rfandleihergemwerbe erlaffen werten. 

8 3, Abſ. 5: Die Kaution dient, unbefchabet der dem Gewerbsinhaber 
obliegenden perſönlichen Haftung, als Pfand für alle Entſchädigungs⸗ 
anfprüde, welche aus dem Betriebe des Pfandleihergemerbes gegen den 
Inhaber desfelben erwachſen. 

Für andere Forderungen kann die Kaution nur unbeſchadet des Vor⸗ 
rechtes der bezeichneten Entſchädigungsanſprüche in Pfand genommen oder 
in Exekution gezogen werden. 

Die Befriedigung ſolcher Forderungen aus der Kaution kann erſt ein 
Jahr nach Erwerbung des Pfandrechtes, bezw. nach Erwirkung der Exe⸗ 
kution und nur inſoweit ſtattfinden, als nicht vor Erfolglaſſung ber 
Kaution bei der Gewerbsbehörde Entſchädigungsanſprüche angemeldet 
wurden, welche aus dem Betriebe des el gegen ben In⸗ 
haber erwachſen find. 


4. die Vorſchriften des Geſehes vom 28. Mai 1882, 
RGB. Nr. 56, über die Unzuläſſigkeit von Verboten und 
Erekutionen auf die bei dem Poitiparkaflenamte eingelegten 
—— beziehungsweiſe auf die Poſtſparkaſſen⸗Einlage⸗ 
ücher; ! 


a) 1. Auf, das Barguthaben des Poſtſparkaſſeneinlegers kann 
nicht mittelſt Uberweiſung Exekution geführt werden. €. v. 
3. Jänner 1900, 3. 16811, Slg. 825; 

auch kann nicht Pfändung der auf da3 Poſtſparkaſſenkonto 
fünftig einlaufenden Zahlungen und — ſtattfinden. 
€. v. 28. Auguſt 1901, 3. 12413, 8B. 1902 

2. Das Guthaben eines Teilhabers am Yntoeifungsvertehre 
der Poſtſparkaſſe (Sched- und Clearingverkehr) ift jedoch der 
Erekution nicht entzogen. €. v. 28. Auguft 1901, 3. 12413, JB. 
19029; 27. Oktober 1896, 3. 12112, Ste. 15881; 

nur muß ungeachtet der Srefution die Stammeinlage 
während der Teilhaberfhhaft am Anweiſungsverkehre undermindert 
bleiben. €. v. 27. Oktober 1896, 3. 12112, Sig. 15881. 
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1) Gef. v. 28. Mat 18828, RGB. Nr. 56, betreffend die Einführung 
. von Boftfparkaffen. 

Art. 17. Auf die bei dem Boftiparfaffenamte eingelegten 
Spargelder, bez. auf bie Poſtſparkaſſeneinlagebücher kann weder ein Ber- 
bot gelegt, noch ein Bfanbrecht erworben werben. — Auch ift bie exrefutive 
Einantwortung eines Poftiparfaflenbuches nicht zuläffig. — Dieje Ber 
ftimmungen haben auf die in Urt. 11 und 12 erwähnten, über angelaufte 
Staatsrente ausgefertigten Bücher keine Anwendung. ©. auch HML. v. 
10. Oftober 1883, RB. Nr. 163, 88 20 und 41. 


5. die Vorfchriften des Hofdefreted vom 21. Auguft 1838, 

©. Nr. 291, über die Unzuläffigleit eines Verbotes oder 
einer gerichtlichen Pfändung auf noch nicht Yiquide und bei 
den öffentlichen Kaffen noch nicht angewiefene Forderungen, ) 
mit der aus 8 299 der Erelutionsordnung ſich ergebenden. 
Anderung; ?) 


1) Hkd. v. 21. Auguft 1838, IGS. Nr. 291. Auf eine noch nicht 
Yiquide und nicht angewiefene Forderung kann bei den öffentlichen 
Kaffen nad) der bei ihnen beftehenden Einrichtung die Vormerkung eines 
gerichtlich bemilligten Verbote ober einer gerichtlichen Pfändung umſo⸗ 
weniger eingeleitet werben, als folange bie Zahlungsanweifung noch nicht 
erfolgt ift, auch die Kafle noch nicht gewiß ift, welche die Zahlung zu 
leiften haben wird, und keine zur Zahlung verpflichtete Kaſſe beiteht. 

2) Das Pfandrecht an einer Gehaltsforberung u. dgl. erftredt ſich 
auch auf die fpäter fällig werdenden Bezlige, auf die erhöhten Bezüge und 
die Bezüge infolge Übertragung eines anderen Amtes, Verſetzung ober 
Renfionierung (8 299 E. O.). — 

FMV. v. 27. März 1898, 3. 16480, FBB. Nr. 52 (IMERB. 
©. 107/188). Im Nachhange zu P. 6 FMV. v. 26. November 1897, 
8. 8350, FMVB. Nr. 229, wird in Abänderung des FME. v. 7. Zuli 1890, 
83. 20206, den ammeifenden Behörden und Kaffen zur Nachachtung be⸗ 
tanntgegeben, daß die Beftimmungen bes P. 8, Art. IX, EG. 3. ED., 
und des Abf. 2, 8 299 ED., auch auf freiwillige Berpfändungen oder 
Zeſſionen noch nicht angewieſener Dienft= oder Ütuhebezüge von Staats- 
bebdienfteten finngemäße Anwendung zu finden haben. 

Es find daher diesbezügliche Einfchreiten, wenn fie ausfchließlich einen 

.noch nicht Tiquiden, bei der Kaffe noch nicht angewieſenen Bezug zum 
Gegenftande haben, unter Berufung auf das gemäß P. 5, Art. IX, EG. 
3. ED. in Wirkſamkeit bleibende Hfb. v. 21. Auguſt 1838, JGS. Ar. 291, 
abzumeifen. 

Dagegen haben freiwillige Berpfändungen und Beffionen eines Dienft- 

. einlommens, foferne nicht durch eine ausbrüdlicdhe Erflärung des Ein- 
ſchreiters etwas anderes beftimmt wird, ſich aud auf dasjenige Einfommen 
zu erftreden, welches der Staatsbedienftete infolge einer Erhöhung feiner 
Bezüge, infolge Übertragung eines neuen Amtes, Verſetzung auf eine 

" andere ftaatlidhe Anftelung ober infolge Verſetzung in ben Ruheſtand 
erhält, und zwar ohne Unterſchied, ob in dem betreffenden Anjuchen biefe 
Ausdehnung angeſprochen wurde oder nicht. 
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6. die Vorſchriften)) über die Beſchränkung von Verboten 
und Erefutionen auf Verpflegsbeiträge, Witwengehalte, Ver⸗ 
forgungdbeiträge, welche von den nadjfolgenden Anjtalten und 
Vereinen gewährt werden, und zwar: 

a) vom Inftitut zur Verpflegung der zum Dienfte unfähig 
man Handlungsdiener Öprivat-Benfionsinftitut für 

- Wiener Handlungstommis); 

b) von der Gefelihatt zur Verforgung mittellofer und gebrech⸗ 
licher Mitglieder der Wiener juridiichen Yalultät; 

c) von der Witwen- und Watjen-Penfionsgefellichaft des 
juridiſchen Doktorenkollegiums in Wien; 

d) A medizinifhen und chirurgifchen Witwenfozietät 

n en, 

e) von der Se für mittellofe und gebrechliche 

— Advokaten und Mitglieder der dortigen juridiſchen 

akultät; 
f) von dem Prager Witwen⸗, Waifen- und Taubſtummen⸗ 
injtitut; 

ı) a. Se Majeftät haben das zur Berpflegung der zum Tienfte 
unfähig gewordenen Handlungsdtener errichtete Inftitut, nad 
feinem ganzen Umfange, zu bejtätigen geruft. Und da in ben Grund⸗ 
regeln dieſes Inſtituts feftgefeht wurde, daß auf deſſen Berpflegungs« 
beiträge fein Verbot plabgreifen Tönne, fo wird dieſes zu jedermanns 
Wifſenſchaft und Warnung befanntgemadit. Delret ber n. ö. Landes 
tegierung v. 11. Auguſt 1796, PGS. Bd. 9, Nr. 12. 

b. Se. Majeftät Haben aus Gelegenheit ber erfolgten höchſten Be⸗ 
ftätigung der zur Gründung einer Gefellfhaft zur Verſorgung 
mittellofer und gebredliher Mitglieder der Wiener juris 
difhen Fakultät entworfenen Statuten zugleich zu befchließen be« 
funden, daß die aus dem Gefellichaftsfond den gebrechlichen und mittels 
Iofen Fakultätsgliedern zufließenden Berforgungsbeträge von gerichtlichen 
Verboten, Pfändungen, Penfionspormertungen und Ginantwortungen 
befreit fein follen. Hfd. v. 14. März 1812, 366. Nr. 980. 

oc. Witwen- und Waifenpenfionsgefellfhaft des juri— 
diſchen Doltorenlollegiums in Wien. „Shre k. k. Maieität 
haben auf die Ihrefelben gejchehene alleruntertänigfte Anzeige, wasmaßen 
die allhiefige Juridiſche Fakultät nach dem vorhergegangenen Beifpiel der 
mebizinifchen Fakultät und denen hierangebogenen Punkten eine nähere 
Sozietät zur befleren Unterhaltung der von ihren Fakultätsmitgliedern 
hinterlaffenden Wittiben und driftlicher Erziehung deren Pupillen eins 
zugehen und entichloffen feien, nicht nur diefen heilfamen Antrag durch⸗ 
aus allermilbeft zu beftätigen gerubt, fondern unter anderem noch ferners 
allergnädigft refolviert, daß weder biejer fundus oder das einer Wittib 
und deren Pupillen Hinkünftig davon verwilligende Quantum zu feiner 
Beit mit einem Anſatz, Schuldverfchreibung oder einem anderen onere 
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beleget noch aud Hierauf eine Klage bei einer Inftanz geführet, oder 
foldyes in Verbot gezogen werden folle.” Note des Directorium 
in publicis et cameralibus v. 28, Juni 1760 an die oberfte 
Juſtizſtelle. 

d. Ce. Majeſtät haben bet Beſtätigung der der medizinifchen 
und hirurgifhen Witmwenfozietät in Wien am 6. Mai 1758 und 
18. Oltober 1764 erteilten Privilegien aud) die Befreiung der Benfionen 
von allen gerichtlichen Erelutionen, welche den bon diefen Sozietäten be: 
teilten Witwen biöher zugeftanden ift, gnädigft zu beftätigen gerubt. 
Hfd. v. 21. Oltober 1817, IGS. Nr. 1380. 

e. Se. Majeftät haben die vorgelegten Statuten zur Gründung einer 
Berjorgungsanftalt für mittellofe und gebrechliche Prager 
Advokaten und Mitglieder der dortigen juridiſchen Fakult ät zu 
genehmigen und die Befreiung der in Frage ftehenden Verſorgungsbei⸗ 
träge von gerichtlichen Verboten, Zeſſionsvormerkungen, Pfändungen und 
anderen Exekutionen zu bewilligen gerubt. Hfd. v. 29. Mat 1838 
ZIS. Nr. 274. 

f. Die Witwen und Waifen de8 Prager Witmwen-, Waifen- 
und Taubftummenprivatinftitutes find von dem gerichtlichen 
Verbote auf ihre Penſion zu befreien. Hfd. v. 8. April 1807, IS. 
Nr. 801. 


7. die Vorſchriften des Hofdekretes vom 23. März 1793, 
ES. Nr. 94, über die Unzuläffigfeit eines Verbotes auf 
die Präbenden von Stiftsdamen;!) 


1) Hfd. v. 23. März 1793, IGS. Nr. 94. Die Bräbenden der 
Stiftspamen können in Zukunft nicht mit Verbot belegt werden. 


8. die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. April 1882, 
RGB. Nr. 123, betreffend die Erefution auf die Bezüge der 
im Öffentlichen Dienste ftehenden Perſonen und ihrer Hinter- 
bliebenen, mit der Abänderung, daß im Yalle einer Erefution 
behufs Leiftung des aus dem Gejehe gebührenden Unterhaltes 
dem Berpflichteten die Hälfte des fonft!) der Erefution entzogenen 
Sahresbezuges frei bleiben muß; ?) 
1) D. t. bei Erelution zu Gunften nicht begünftigter Aniprüde. — 
Es unterliegen in diefem Falle ftatt ?/, zwei Drittel der Erefution und es 
brauchen nur 400 fl. reſp. 250 fl. frei zu bleiben. 
2) Gef. v. 21. April 1882, RGB. Nr. 123, betreffend die Exekution 
‚auf die Bezüge der im öffentlichen Dienfte ftehenden Per— 
er bh fonen und ihrer Hinterbliebenen. 
ı 8 1. Bon ftändigen Dienftesbezügen, wie Gehalt, Gage, Wartegebühr, 
4 Berſonal⸗, Alters⸗, Funktions⸗, Wetivitätözulagen und anderen gleid- 
21,0% fl artigen Bezügen der Militärperfonen, der im Dienfte des Hofes, bes 
” ’ Staates, eined Landes, eines Bezirkes. einer Gemeinde, eines dffentiichen 
004 Fondes ftehenden Beamten und Diener, ſowie ber Seelforger der geſetzlich 
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anerkannten Kirhen und Religiondgefellichaften, dann von Einkünften 
aus geiftlihen Pfründen unterliegt der Erelution nur ein Drittel und 
auch diejes mit der Beſchränkung, daß dem Exekuten von ber Gefamt- 
fumme diefer Bezüge ein Iahresbezug von SCH-ff> frei bleiben muß. — 
Im Falle einer Exelution auf Leiftung des aus dem Gefehe gebührenden 
Unterhalte3 unterliegt aber die Erekution nur der Beſchränkung, daß 
dem Exekuten ein Jahresbezug von 300 fl. frei bleiben muß (fiehe bie 
Anderung Art. IX, 8. 8). — Bu den Militärperfonen find insbeſondere 
aud) die zur Landwehr, den Landesſchützen, der Genbarmerie, dem Militär: 
polizeiwachkorps und dem Militärwachkorps für die Zivilgerichte gehörigen 
Berfonen zu redmen. — Bu den im Öffentlichen Dienfte ftehenden Be- 
amten und Dienern gehören insbeſondere aud) die Vorfteher, Profeſſoren, 
Lehrer, lehramtlichen Hilfsperfonen und Diener der Lehranftalten bes 
Staates, eine3 Landes, einer Gemeinde, dann der Tonfeifionellen Schulen, 
welche al3 Kultusanſtalten einer gefeßlicdh anerkannten Kirche oder Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft anzufehen find. b) 


p) 1. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes gelten in3befondere 
aud für: 

Chorjänger des k. E. Hofoperntheater in Wien. €. v. 
20. Dezember 1887, 3. 14196, Sig. 11893; 

Sefretäre der Handelskammern und Direktoren der 
Arbeiter-Unfallverfiherungsanftalten. E. v. 10. Septem:- 
ber 1890, 3. 10165, Now. III, 148; 

bon Amt und Gehalt Juspendierte Gerichtsbeamte. 
E. v. 18. Dezember 1889, 3. 14540, GH. 1890 :11; 

Beamte und Bedienftete der StaatSeifenbahnen E. v. 
29. November 1892, 3.13962, Sig. 14493; 6. April 1892, 3. 4060, 
AMBB. 762; 13. Dezember 1887, 3. 11501, Sig. 12533; 3. No- 
vember 1886, 3. 12848, Sig. 11232; 

dom Staate übernommene Beamte einer verftaatlichten 
Eifenbahn. E. v. 23. Dezember 1884, 3. 14597, Sig. 10316; 
20. Juni 1883, 3. 7221, Sig. 9484; 

wenngleich fie nach Übernahme der Bahn in den Staat3- 
betrieb in den Ruheſtand verfegt wurden. €. vd. 24. Auguft 
1887, 3. 9236, Sig. 11720; 

bosniſch-hercegoviniſche Beamte. €. v. 9. November 
1887, 3. 12569, Sig. 11828. 

2. Den gleichen Beſchränkungen ift ferner unterworfen Die 
Erefution auf: 

die dem ftaatSanwaltihaftlihen Funktionär beivilligte 
NRemuneration. E. dv. 24. Mai 1899, 3. 8085, Sig. 620; 

und auf den Remunerationdanfpruch einer im Gemeinde- 
oder Bezirtsdienfte ftehbenden Hebamme. E. 0.19. Febr. 
1895, 3. 2074, Sig. 15412. 

3. Mitglieder des Landesausſchuſſes find wie Landes- 
beamte zu behandeln. E. dv. 25. November 1873, 3. 10684, 
Slg. 5147; 
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8 2. Bon Ruhegenüffen ber im 8 1 bezeichneten Berfonen, wozu 
auch Befizientengehalte, Gnadengehalte, Berjonalzulagen unb anbere 
gleichartige Senüffe gehören, dann von ben ber Witwe ober ben Kindern 
einer ſolchen Perſon verlichenen Bezügen unterliegt ber Exekution nur 
ein Drittel und auch diefes mit der Beſchränkung, dab dem Exekuten von 

ep A der Gefamtfumme diefer Bezüge ein Fahresbezug von ägg-H, frei bieiben 


Gemeindefparktafjen- Beamte wie Gemeindebeamte €. 
v. 6. November 1877, 3. 9680, Sig. 2911. 

4. Die Erefution auf die Bezüge eines nur zeitweilig gegen 
monatliche Kündigung aufgenommenen Ingenieurs der Generals 
direltion der öſterreichiſchen Staatsbahnen unterliegt den obigen 
Beihränfungen nit. E. v. 20. März 1894, 3.3290, Sig. 150645 

ebenfowenig die Erefution auf die einem Privattierarzte 
vom Landesausichuffe gewährte Jahresſubvention. E. v. 24. Okto⸗ 
ber 1893, 3. 12665, Sig. 14883; 

oder die Erefution auf die Diäten und Reiſekoſtenentſchädigung 
der Reihsratsabgeordneten. €. vd. 13. Februar 1900, 
3. 1757, Sig. 885. 

5. PBerfonen, die bei einer Öffentlihen Behörde gegen 
Taggeld verwendet werden, gehören nicht zu den im öffentlichen 
Dienfte ftehenden Beamten und Dienern. E. v. 19. September 
1900, 3. 12793, Sig. 1124; 8. Juni 1900, 3. 8126, Sig. 1043; 
16. Oktober 1899, 3. 14615, Präv. 1900: ©. 245; 3. Juli 1888, 
3. 7645, Sig. 12245; 4. Jänner 1884, 3. 15133, Sig. 9828 u. a. 
(24. Februar 1891, 3. 415, 3.8. 122; 13. November 1883, 
3. 13215, Sig. 96529) 

6. Bei Erekutionen zu Gunfter des geſetzlichen Unter- 
haltes muß dem Berpflichteten die Hälfte des Jahresbezuges von 
1600 K frei bleiben. €. v. 7. März; 1899, 3. 3562, Sig. 538; 
3. Jänner 1899, 3. 17783, Sig. 441; 

die den Alimenten eingeräumte Begünftigung gilt aber nicht 
auch für den Regreßanſpruch desjenigen, der ftatt des Alimen- 
tationspflihtigen den Aufwand bejtritten hat. €. v. 
17. Dezember 1890, 3. 14272, GH. 1891:6 (15. September 1886, 
3. 10783, Sig. 11167?). 

7. Der Jahresbetrag von 1600 K ift bei einer Mehrheit 
von dienftliden Stellungen und Bezügen von der Ge- 
famtfumme letzterer zu berechnen. €. dv. 10. September 1890, 
3. 10165, Now. III, 148. 

8. Bei ber freiwilligen Abtretung oder Verpfän— 
dung eines Teiles der Bezüge eines Staatöbeamten haben 
die Gerichte nicht mitzuwirken. €. v. 24. April 1883, 3. 4631, 
Sig. 9400. 

9 Die nach dem Tode eines Beamten auf deffen rüd- 
ftändige Dienftbezüige beiwilligten Erelutionen können nicht vom Arar 
angefochten werden. €. v. 14. April 1896, 3. 4406, Sig. 15767. 
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muß. — Bon einer Abfertigung kann nur ein Drittel und zwar inſoweit 
in Erelution gezogen werden, ald dem Exekuten der Betrag von 500 fl. 
frei bleiben muß. — Wegen eines Anſpruches auf Leiftung des aus dem 
Geſetze gebührenden Unterhaltes Tann jeboch auf dieſe Bezüge ohne Be- 
fhränfung Exekution geführt werden. (Siehe die Änderung Art. IX, 8.8.) e) 


8 3. Der Erekution gänzlich entzogen und auch bei Berechnung bes 
der Exekution unterliegenden Zeile der Bezüge nicht in Anſchlag zu 
bringen find alle anderweitigen Bezüge der in ben 88 1 und 2 erwähnten 
Perſonen, insbefondere die zur Beftreitung eines im öffentlichen Dienfte 
zu machenden Aufwandes beftimmten Geld⸗ oder Naturalgebühren, ferner 
Diurnen, Löhnungen, Mannſchaftsgebühren, Verpflegsgebühren der In⸗ 
validen, Zulagen der Verwundeten,*) mit dem Befige der Tapferkeits⸗ 
mebaillen verbundene Gebühren und die der Familie einer der im $ 1 
bezeichneten Perſonen als Kondukt- oder Sterbequartal, oder aus einem 
gleichartigen Titel angewiefene Gebühr. — Der Erelution gänzlich ent⸗ 
zogen find überdies Gebühren, welche den Seelforgern für die Vornahme 
geiftlicher Handlungen von den Parteien unmittelbar entrichtet werben. 
Der in der Faſſion eines Seelſorgers angegebene Betrag biefer Gebühren 
ift jedoch bei der Berechnung des der Exekution unterliegenden Teiles 
feiner Bezüge in Anſchlag zu bringen. — Auf Quartiergelder (Quartiers 
äquivalente) Tann nur wegen bed Mietzinſes Exekution geführt werden. 
Bei der Berechnung des der Exekution unterliegenden Teiles der Dienſtes⸗ 


*) Befreit find auch die Verwundungszulagen ber bosnifch-hercego= 
vinifchen Truppe (8 29, Gef. v. 12. März 1899, bosnifch-herceg. LGB. 
Nr. 39). 


ec) 1. Im gleihen Umfange der Erelution entzogen ift ein 
jährlidder Unterftüßungsbeitrag, welcher der ſchuldloſen Gattin 
eines disziplinär entlaffenen Bezirksbeamten bewilligt if. €. v. 
9. Februar 1897, 3. 1493, Sig. 15963; 

ebenfo die von einer Witwe aus dem Fonde des Maria- 
Thereſienordens bezogene Penfion. E. v. 23. Auguft 1888, 
3. 9898, Sig. 12319. 

2. Bei Berechnung des der Erefution unterliegenden Teiles 
der Ruhegenüffe find Einkünfte, die niht aus dem Dienft- 
verhältnifie fließen (Unfallsrente), nit in Anichlag zu 
bringen. €. vd. 12. März 1901, 3. 3327, &H. 1901: 27. 

3. Bezieht ein penfionierter Beamter oder Diener (Sicher- 
heitswachmann) außerdem ein Taggeld, fo ift dieſes bei Berech- 
nung de3 der Erefution unterliegenden Zeile der Ruhegenüſſe 
gleichfall3 nicht in Anjchlag zu bringen. E. v. 19. September 1900, 
3. 12793, Sig. 1124; 

dagegen find Gehalts- oder fonftige Dienftbezüge und 
Nuhegenüffe, wenn der Verpflichtete beides bezieht, zujammen- 
zurechnen. €. v. 24. Mai 1899, 3. 8085, Sig. 620; 22. Dezember 
1898, 3. 17325, Sig. 433. 
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bezüge find Quartiergelder (Quartieräquivalente) nicht in Anſchlag zu 
bringen. *) d) 

8 4. Bei der Berechnung der ber Exekution unterliegenden Bezüge 
find Naturalbezüge, welche bei der Feſtſtellung eines Dienftbezuges in 
diefen eingerechnet wurden, nach ber Hierbei angenommenen Bewertung 
in Anſchlag zu bringen. Hat eine ſolche Einrechnung nicht ftattgefunden, 
fo ift das aus Naturalbezügen fich ergebende reine Einlommen mit jenem 
Betrage, welcher durch eine zu anderen amtlichen Zwecken erfolgte Be⸗ 
wertung feitgeftelt murbe, bei mehreren von einander abweichenden Bes 
wertungen aber mit dem geringften Betrag in Anſchlag zu bringen. 

8 5. Auf die Binfen einer Militärheiratslaution kann die Exekution 


*) Dem Juftizminifterium find Fülle zur Kenntnis gefommen, in welten 
einzelne Gerichte bet der Erefution auf Leiftung des aus dem Geſetze 
gebührenden Unterhaltes gegen Perſonen bes Mannfcaftsftandes, der 
Gendarmerie und ber Landwehr die Erelution auf die Dienftesbezüge 
diefer Verfonen mit der Beſchränkung bewilligten, daß dem Exekuten ein 
‚Zahresbetrag von 300 fl. freigelafien werde. — Da dur 8 8 des Gei. 
v. 21. April 1882, RGB. Nr. 123, betreffend die Erekution auf Die Be—⸗ 
züge der im Öffentlichen Dienfte ftehenden Perſonen und ihrer Hinter- 
bliebenen, Löhnungen und Mannichaftsgebühren als der Exekution gänz: 
lich entzogen erflärt find, fo wird dieſe Beftimmung ben Gerichten mit 
dem Betfügen in Erinnerung gebradit, daß nad) dem Gef. vd. 26. Februar 
1876, RGB. Nr. 19, über die k. k. Gendarmerie im Zufammenhalte mit 
dem aufgehobenen Gef. v. 25. Juli 1871, RGB. Nr 88, betreffend die 
Dienftesbezüge und bie Berjorgung der Gendarmeriemannſchaft, die Gen- 
darmeriemannfchaft vom Wachtmeiſter abwärts im Genuffe von „Löh⸗ 
nungen“ fteht (JMV. v. 16. Oktober 1887, IMVB. Nr. 33, an alle Ge⸗ 
tichte, betreffend die Unzuläffigleit der Erelutiongführung auf 
Löhnungenund Wannjhaftsgebühren, und Berichtigung IMVB. 

1887, Seite 217). 


mn=: 


d) 1. Der Erekution gänzlich entzogen find: 

Kilometergelder und Materialerfparnisprämien der Be- 
dienfteten der Staatöbahnen. €. v.15. Mai 1901, 3. 6781, ©. 
1901 : 32; 

die Tantieme eine8 Poftbeamten für feine Verwendung 
al3 Telegraphiſt. &. v. 28. Oftober 1896, 3. 12404, Sig. 15888; 

das Diätenpaufchale eines Zuderftenertontrollorgd. €. 
v. 6. Oftober 1892, 3. 11795, Sig. 14414. 

2. Löhnungen und Mannjchaftsgebühren (eines Gendarmerie- 
führers, eines ftädtifchen Feuerwehrmannes, eines Angehörigen 
der Finanzwache) können auch nicht zur Hereinbringung des aus 
dem Gefege gebührenden Unterhaltes in Erelution gezogen 
werden. E. v. 11. Februar 1902, 3.1790, amtl. S. 525; 19. De- 
zember 1899, 3. 18360, Präv. 1900: ©. 179; 21. Oltober 1896, 
3. 12189, Sig. 15875; 2. September 1896, 3. 10171, Slg. 15845; 
29. September 1892, 3. 11336, Sig. 14403. 
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: nur wegen folder Verpflichtungen geführt werben, welche während ber 
Tauer ber Ehe von beiden Ehegatten, nach dem Aufhören ber Ehe aber 
von der den Gatten überlebenden Witwe eingegangen wurden. — Der 
Erefution unterliegt nur ein Drittel diefer Binfen und auch diefes mit 


ber Beichränkung, daß ein Jahresbezug von SETTE. frei bleiben muß. 4 


[Diefe Beichräntung fteht jedoch einer Exekution nicht entgegen, welche 
wegen des aus dem Geſetze gebührenden Unterhaltes von der Battin oder 
von den in der Ehe, für welche die Kaution beftelt wurde, erzeugten 
Kindern geführt wird] (fiehe oben Wrt. IX, 3. 8). — Wegen bes den 
Eltern eines der beiden Ehegatten aus dem Geſetze gebührenden Unter» 
Haltes Tann die Erelution auf die Binfen der Heiratäfaution nur mit der 
Beichräntung geführt werben, daB Hiervon der Jahresbetrag von 500 fl. 
frei bleibt. (Siehe oben Art. IX, 3. 8.)*) 

8 6. Die in den vorftehenden Baragraphen bezeichneten Bezüge 
können, ſoweit fie der Erefution entzogen find, auch nicht durch Siche⸗ 
rungsmaßregeln getroffen werben. (Siehe jetzt $ 380 ED.) 

8 7. Die Anwendung ber 88 ı bis 6 kann durch ein zwiſchen dem 
Exekutionsführer und dem Exekuten getroffene Übereinfommen meder 
ausgeſchloſſen noch beichränft werben. — Jede ben Beitimmungen diefer 
Paragraphen mwiberfprechende Verfügung durch Beifion, Anmweifung, Ver: 
Pfändung oder durch ein anderes Rechtögefchäft ift ohne rechtliche Wirkung. 

8 8. Die vor Beginn ber Wirkfamleit dieſes Geſetzes erwirkten Ver- 
bote find, infomweit fie mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht verein- 

. bar erſcheinen, auf Antrag des Schuldnerd aufzuheben. — Pingliche 

. Rechte, welche vor biefem Beitpunfte auf Grund eined zwiſchen den Par—⸗ 
teien getroffenen Übereinfommens ober durch Exekutionsmaßregeln mit 
Inbegriff der Exekution zur Sicherftelung erworben wurden, werden in 
ihrem Veftande, fowie in ihrer meiteren Geltendmachung durch die Bes 
ftimmungen dieſes Geſetzes nicht berührt.e) 


*) Die Beftimmungen des 8 5 gelten auch für die Gagiften der Land- 
wehr (Bhg. des Landesverteidigungdminifteriumg v. 8. November 1882, 
RGB. Nr. 157, Abfchnitt IV, 3. 33). — Siehe aud) Kundm. des Yinanz- 
minifteriums dv. 25. September 1883, RGB. Nr. 154, betreffend das 
Verfahren beim Erlage der zu Militärheiratäfautionen gewidmeten Ob— 
Iigationen der allgemeinen Staatzjchuld und der Schuld der im Neichs- 

- xate vertretenen Königreiche und Länder, bei Erhebung der Zinſen von 
denfelben und bet reis oder Umichreibung ſolcher Obligationen, 8 9, 
ferner Kundm. des Finanzminifteriums dv. 25. September 1883, RGB. 
Nr. 155, betreffend das Verfahren bei dem Erlage der zu Militärheiratz- 
Zautionen gewibmeten Obligationen der Grundentlaftungsfonde ber in 
Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder, bei Erhebung der Zinſen 
von benfelben und bei reis oder Umfchreibung folder Obligationen, 8 6. 





e) 1. Bereit? früher erwirkte Einantwortungen oder 
Erfolglaffungen werden durch die Beftimmungen dieſes Geſetzes 
nicht berührt. E. dv. 16. Oktober 1884, 3. 10141, Sig. 10215; 
1. Juli 1884, 3. 7562, Sig. 10094; 4. Jänner 1884, 3. 15210, 


4* 


⸗ 
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8 9. Die nach ben beftehenden Vorſchriften zuläffige Einbringung 
von Forderungen auf abminiftrativem Wege wird durch die Beftimmungen 
diefes Gefeges nicht berührt. — Die auf diefem Wege einzubringenden 
Beträge find von dem nach biefem Geſetze der Exekution unterliegenden 
Zeile der Bezüge abzuziehen. — 

Um die Beſchränkungen, unter welchen bie Bezüge der Militär= 
perfonen und ihrer Angehörigen in Bosnien und ber Herze—⸗ 
govina in Erefution gezogen oder mit Verbot belegt werden können, mit 
den hierüber in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern und 
in den Ländern der ungarifchen Krone beftehenden Gefegen in Übereinftim- 
mung zu bringen, Hat das Reichskriegsminiſterium mit Ah. Genehmigung in 
teiltmeifer Abänderung des 8 140 der Gebührenvorſchrift des k. k. Heeres, 
I. Teil, mit 38. v. 21. November 1882, Abt. 4, Nr. 2627 (BB. für das k. k. 
Heer, ©. 344), Beftimmungen getroffen, welche im weſentlichen mit bem Geſetz 
v. 21. April 1882, RGB. Nr. 123, übereinftimmen. 8 1 findet auch auf 
die Beamten und Diener Anwendung, welche bei den im militärifchen 
Betriebe ftehenden Eifenbahnen angeftellt find, und zu den Militärperfonen 
find auch die den bosnifch-herzegopinifhen Truppen und die dem Gen- 
darmerie-Korps für Bosnien und bie Herzegovina angehörigen Berfonen 
zu rechnen. — 

Mit Verordnung des Minifteriums für Landesverteidigung v. 1. Juni 
1882, RGB. Nr. 108, wurde im Einvernehmen mit den übrigen beteiligten 
Bentralftellen zur weiteren Durchführung des Gef. v. 13. Yuni 1880, RGB. 
Nr. 70, betreffend die Militärtare, und im Nachhange zur Verordnung v. 
7. Auguft 1881, RGB. Nr. 86, verfügt: 1. Die nad) $ 15 des Gef. v. 
13. Juni 1880, RGB. Nr. 70, gebührende Aufbefferung der In— 
dalidenverforgung aus dem Militär-Tarfonde (Berfonals 
zulage und Perzentualzuſchuß) bildet einen integrierenden Beſtand⸗ 
teil der Benfton bezw. des Patentalgehaltes; es Tann daher bie Perſonal⸗ 
zulage und der Perzentualzufchuß zur Penſion nur in gleicher Weife und 
in bemfelben Umfange, wie die Benfion im gerichtlichen oder außergeridht- 
lichen Wege mit Verbot oder Erelution belegt werden, während der zum 
Invaliden=PBatentalgebalte gewährte Perzentualzufhuß — gleih dem 
Patentalgehalte — nicht mit Verbot ober Erekution belegt werben darf. 
2. Behufs Ermittlung ‚der direltivmäßig mit Verbot oder Exekution be= 
legbaren Penſionsquote ift jederzeit die Summe der Penfion und de aus 
dem Militär- Tarfonde gebührenden Zuſchuſſes (Perfonalzitlage) maß⸗ 
gebend, auch wenn bes letzteren im Erelutionds oder Verbotsbeſcheide 
nicht Erwähnung gefhieht. 3. Eine Ausdehnung der bis zum Tage der 
Wirkſamkeit diefer Verordnung bereit3 bewilligten Verbote und Exekutionen 
auf die gebührenden Zuſchüſſe (PBerfonalzulagen) aus dem Militär-Tar- 
fonde hat von Amts wegen nicht Pla zu greifen; jedoch bleibt ben 


Elg. 9829 u. a. (23. Oftober 1883, 3. 11859, Sig. 96115 
16. Jänner 1883, 3. 590, Sig. 9267); 

daher bleibt auch eine früher erwirkte und bei der zuftändigen 
Kaffevorgemerkte erefutive Einantwortung eined Onadenge- 
haltes aufredt. E. v. 31. Jänner 1899, 3. 1381, Sig. 494. 
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Barteien vorbehalten, diefe Ausdehnung beim Gerichte und in den sub 4 
gedachten Yällen bei ber Tompetenten Behörde befonderd zu ermwirfen. 
4. Borftehende Beftimmungen gelten auch rüdfichtli der freiwilligen 
Berpiändungen und Zeſſionen von Benfionen, bezw. für außergerichtliche 
Vorkehrungen folder Alte. — 

Auszüge aus den Bormertungsbüdern Über geridt- 
lihe und adminiftrative Bormerlungen auf ben Bezügen eines 
aktiven oder im Ruheſtand befindlichen Zivil⸗Staatsbedienſteten find von 
den dem Finanzminifterium unterftehenden anweiſenden Behörben über 
ſchriftliches Anſuchen anſtandslos und zwar ohne Abverlangung eines bie 
Gebrauchnahme folher Auszüge gegen das Urar ausfchließenden Reverfes 
zu erteilen: 1. an jene Berfonen, deren Bezüge durch die Vormerkung 
belaftet find, eventuell an die Erben, und 2. an ſolche Gläubiger, welche 
Hinfichtlich i5rer Forderungen die Vormerkung auf die Bezüge des be- 
treffenden Bivil-Staatsbedienfteten bereit erwirft haben, dann an deren 
Rechtsnachfolger. Derlei Auszüge find mit Rüdfiht auf die Tarif: 
poften 2b und 170 des Gebührengefees dv. 9. Februar 1850 mit den von 
den Sefuchitellern beizubringenden Stempelmarlen per Einen Gulben für 
jeden Bogen zu verfehen. Feder um die Ausfolgung eines folhen Aus⸗ 
uges anfuchende vorgemerkte Gläubiger muß feine Legitimation bei 

berreihung des bezüglihen Gefuches mittels de3 gerichtlichen oder 
abminiftrativen, in Urfchrift oder beglaubigter Abichrift beizubringenden 
Beicheides dartım. Der NRechtsnachfolger bes vorgemerkten Gläubigers 
muß fi) überdies, wenn der Übergang im Vormerkungsbuche noch nicht 
erfichtlich ift, über dieſe Rechtsnachfolge ausweifen (FMB. v. 10. März 
1889, FMVBB. Nr. 6). 

Bon diefer Verordnung wurden bie dem Juſtizreſſort angehörigen 
anweifenden Behörden behufs Beobachtung eines gleichen Vorganges bei 
Erledigung von PBarteieneingaben um Ausfolgung von Auszügen aus dem 
Vormerkbuche in Kenntnis gefebt. (JMVB. v. 31. März 1889, IMVB. 
Nr. 15.) 


9. die Borfchriften der 88 24 bis 26 des Geſetzes vom 
12. Zuli 1872, RGB. Nr. 112,1) über die Beſchränkung der 
Erelution auf die Bezüge eines richterlichen Beamten im 
Falle der Hereinbringung eines Rückerſatzanſpruches des 
Staates; 
1) Gef. v.12. Juli 1872, RB. Nr. 112 (Syndifatsverfahren). 
8 24. Bur Hereinbringung des Rückerſatzes können auch der Gehalt 
und die fonjtigen Dienftesbezüge bes richterlichen Beamten bis zu einem 
Drittel, jedoch mit ber Beſchränkung in Exekution gezogen werden, daß 
ein jährlicher Betrag von SO von der Bollitredung frei bleibe. 
8 25, Abf. 3. Die Gehalte und fonftigen Dienftesbezüge der richter: 
lichen Beamten Tönnen zu biefem Behufe (Sicheritellung des Rüderfa;- 
anſpruches des Staates) in dem im $ 24 bezeichneten Maße mit Verbot 
belegt oder in ficherftellungsmweife Erefution gezogen werben. 
8 26. Wenn zur Beit ber Erhebung der Erſatzklage ber fchuld- 
tragende richterliche Beamte bereit3 geftorben, oder wenn ber Tod des⸗ 


„der 
uunden 
— * 
— 


— 
7 


/ 
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felben im Laufe des Haupts oder Nüderfagprozefles erfolgt ift, fo Zommen 
die Beftimmungen dieſes Geſetzes ſowohl bezüglich bes Haupt⸗ als be⸗ 
züglid; des Rückerſatzprozeſſes auf die Berlafienichaft oder bie Erben dieſes 
Beamten zur Anwendung. 


10. die Vorſchriften der Geſetze vom 29. April 1873, 
RGB. Nr. 68,') betreffend die Sicherftellung und Exekution 
auf Bezüge aus dem Arbeits- oder Dienftverhältniffe, und 
vom 26. Mai 1888, RGB. Nr. 75,*) betreffend die Exekution 
auf die Bezüge der im Privatdienite dauernd Angeftellten 
und ihrer Hinterbliebenen, ferner auf Benfionen, Provifionen, 
Unterhalt3- und Erziehungdgelder, welche von Anftalten, 
Vereinen oder Seiellfihaften an ihre Mitglieder und deren 
Hinterbliebene verliehen werden, mit der Abänderung, daß 
im alle einer Erefution wegen Steuern und öffentlichen 
Abgaben mit Inbegriff der zu Zwecken der öffentlichen Ver⸗ 
waltung angsgefchriebenen Yujchläge und der Vermögensüber- 
tragungsgebühren, jowie in Yale einer Erefution behufs 
Leiftung des aus dem Geſetze gebührenden Unterhaltes dem 
BVerpflichteten die Hälfte des fonft?) der Erefution entzogenen 
Jahresbezuges frei bleiben muß; 

1) Gef. v. 29. April 1873, RGB. Nr. 68, Hetrefiend die Sicher⸗ 

ftellung und Erelution auf die Bezüge aus dem Arbeits 


. -f- F1% oder Dienftverhältniffe. 


1 
⸗ 


81. Das Entgelt, welches Perſonen, die ihre Tätigkeit ausſchließ⸗ 
li oder vorzugsweiſe in Wrbeit3- oder Dienftverhältniffen verwenden, 
für die in ſolchen Berhältnifien geleifteten Arbeiten oder Dienfte beziehen 
(Lohn, Gehalt, Beftallung, Honorar, Diurnum u. f. w.), darf von einem 
Dritten nur nad) Maßgabe der folgenden Beitimmungen mit Sicherftellungss 
ober Erelutionsverfügungen getroffen „werben. f) 


f) 1. Nur unter diefen Befchräntungen kann Erelution ge— 
führt werden auf die Bezüge: 

eine3 nur zeitweilig gegen monatliche Kündigung aufgenom⸗ 
menen Ingenieurs der Generaldireftion der öſterreichiſchen 
Staatsbahnen. E. dv. 20. März 1894, 3. 3290, Sig. 15064; 


der bei einer Öffentlihen Behörde gegen Taggeld 
bedienfteten Perfonen (Poftmanipulant). E. v. 8. Juni 1900, 
3. 8126, Sig. 1043; 16. Oftober 1899, 3. 14615, Präv. 1900: S. 245. 

2. Dagegen gelten diefe Befchräntungen nicht für die Erefution: 

auf die beim Tode des VBerpflichteten rüdftändigen 
Dienftbezüge (Gehaltsrüditand, nicht ausbezahlte Remuneration). 
E. dv. 10. Dezember 1902, 3. 16700, ©3. 1903 :17; 

oder auf die Bezüge aus einem Kontadinen- oder Kolonen- 
verhältniffe €. 9. 6. Dezember 1899, 3. 17591, Sig. 788. 


— 
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8 2. [Der Gehalt und die fonftigen Dienftesbezüge der im Privat» 
dienfte dauernd angeftellten Berionen können durch folche Verfügungen 
nicht getroffen werben, wenn ber Gejamtbetrag dieſer Bezüge jährlich 
600 fl. ö W. nicht überfteigt. — Als dauernd in Ddiefem Sinne gilt 
das Dienftverhältnis, wenn dasſelbe nad) Geſetz, Vertrag oder Gewohn⸗ 
heit mindeftens auf ein Jahr beftimmt oder bei unbeftimmter Dauer für 
die Auflöfung eine Kündigungsfrift von mindeſtens 3 Monaten ein 
zuhalten if. — Überfteigt ter Gefamtbetrag der jährlichen Bezüge 
600 f. 5. W., fo Tommen in Anjehung des Überſchuſſes die allgemeinen 
Vorſchriften über die Sicherftelung und Exekution in Anwendung.) 

8 3. Ein außer dem Yalle des 8 2 gebührendes Entgelt (8 1) kann 
dur die erwähnten Berfügungen nicht früher getroffen werden, als 
1. die Arbeiten oder Dienfte geleiftet find, und 2. der Tag abgelaufen ift, 
an weldhem das Entgelt nach Geſetz, Vertrag oder Gewohnheit aus⸗ 
aufolgen war.g) 

8 4. Für die Anwendung dieſes Geſetzes macht es feinen Unterfchieb, 

3. Auch dem Berpflichteten, der in feinem dauernden Dienft- 
verhältnijfe fteht, einfchließlih der Bergarbeiter, die al3 nicht 
dauernd angejftellt anzujehen find ($ 201, BG.), muß bei Erefutionen 
zu Gunſten von Steuern und gefeglihen Unterhaltsan— 
ſprüchen eine Hälfte jeiner Dienft- oder Lohnbezüge ganz frei 
bleiben, während die andere Hälfte ohne Rückſicht auf die Höhe der 
Bezüge und der Fälligkeit der Erefution unterworfen iſt. €. v. 
1. Oftober 1901, 3. 13750, 38. 1901:486; PE. v. 22. März 1900, 
3. 651, 3.8.145, Sig. 943; 27. Juli 1899, 3. 11164, Stg. 684; 
3. Mai 1898, 3. 5950, Sig. 150; 

ein nachfolgender Pfandgläubiger fann aber nicht ver= 
langen, daß die Unterhalt3anjprüche aus der Hälfte der jonft der 
Erelution entzogenen Jahresbezüge befriedigt werden, wenn bie 
1600 K überfteigenden Bezüge zur Dedung der Unterhaltsan= 
fpriiche ſchon ausreichen. E. vd. 30. Sänner 1901, 3. 16697, 
%B. 1902: 4. 

4. Der betreibende Gläubiger ift nicht verpflichtet, die für Die 
Eicherftelung oder Erefution in Arbeit3- oder Dienftbezüge 
wefentlihen Vorausfegungen in feinem Gefuche nachzu— 
weifen. €. v. 5. Juni 1883, 3.6642, Sig. 9463 (23. März 1881, 
3. 3224, Slg. 8343; 4. Mai 1880, 3. 5246, Sig. 7967; 19. No» 
vember 1878, 3. 12915, Sig. 7215°); 

ebenfowenig liegt ihm der Nachweis des Mangels von 
ErefutiondbefreiungS-Gründen ob. E. v. 18. Februar 1890, 
3. 1866, Now. IV, 249. 

8) 1. 3. B. das Ergebnis einer bevorfiehenden Benefiz- 
vorftellung. €. v. 21. Mai 1879, 3. 5642, Sig. 7482. 

2. Die Fälligkeit der Lohnforderung, auf die Erefution 
geführt wird, ift nach dem Zeitpunfte der Entjchetdung über den 
er zu beurteilen. €. v. 4. Jänner 1900, 3. 19013, 

az. 1900:3. 
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ob das Entgelt für die Arbeiten oder Dienſte in einer Summe Geldes 
oder in einem anderen Vermögensvorteile beſteht, und ob es nach Zeit 
oder Stüd berechnet wird. Bei der Ermittlung der ald Entgelt zu be- 
Bandelnden Summe ift der Betrag, welcher etwa für Materialien und 
für den Erſatz der Auslagen gebührt, auszufcheiden und abzufchlagen. h) 

8 5. Die Beftimmungen ber 88 2 und 8 können durch Bertrag weder 
außsgefchloffen noch befchränktt werden. — Someit die GSicherftellung und 
Erefution nad) den Beitimmungen der 88 2 und 8 unzuläffig oder an 
fehtbar ift, ift auch jede Verfügung dur Beifton, Anweiſung, Ver: 
pfändung ober durch ein anderes Nechtägefchäft ohne rechtliche Wirkung, 
wenn die Verfügung vor dem Tage, an welchem das Entgelt aus: 
zufolgen war, oder an biefem Zage vor deſſen wirklicher Ausfolgung 

: getroffen wurbe. 

8 6. Auf den Anteil am Wrbeitsverdienfte, welcher den Sträflingen 
äugewiefen wird, können vor beifen Ausfolgung Sicherftelungs- und 
Erefutionsmaßregeln den Privatgläubigern der Sträflinge nicht bewilligt 
werden. — Iſt der Verbienftanteil ausgefolgt, fo kann derſelbe erft nad 
Ablauf des 30. Tages, ſeitdem der Sträfling aus der Strafanftalt ent: 
laſſen ift, mit Sicherftellung oder Exekution getroffen werben. 

8 7. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden feine Anwendung: *) 
1. auf die Gehalte und fonftigen Dienftesbezüge der Hof-, Staat3-, Landes⸗ 
und Öffentlichen Yonbsbeamten und Diener, der Angehörigen der be= 
waffneten Macht, fowie überhaupt auf foldhe Gehalte und Dienfteshezüge, 
welche zufolge befonderer gejeglicher Beftimmungen gar nicht oder nur 
teilmeije mit Verbot oder Exekution getroffen werden können; 2. auf die 
Sicherſtellung und erefutive Einbringung: a) der Steuern und öffent: 
lichen Abgaben mit Inbegriff der zu Bweden der öffentlichen Verwaltung 
ausgejchriebenen Bufchläge und der Bermögensübertragungsgebühren (fiehe 
Urt. IX, 8. 10); b) der auf dem Geſetze beruhenden Anfprüde auf 
Zeiftung des Unterhaltes (fiehe Art. IX, 3. 10); c) der Forderungen, 
weldhe die auf Grund ber Gewerbeordnung errichteten lUnterftügungs- 
und Krankenkaſſen an ihre Teilnehmer zu ftellen haben. 1) 


*) Eiehe den 8 20, Geſ. dv. 28. Juli 1902, RGB. Nr. 156, in Anm. 8. 


h) 1. Dad Spielhbonorar eines Schaufpielers ift kein 
im vorhinein feitgefegter, unveränderlicher Dienſtbezug. E. v. 
27. Jänner 1887, 3. 781, Sig. 11418; 

fofern ein Schaufpieler nur Spielhonorar bezieht, fo daß 
Diefes die Stelle der Gage vertritt, kann auf das Spiel- 
Honorar Erelution geführt werden. €. v. 23. September 1898, 
3. 13065, Sig. 313; 

fonft ift e8 dem Gehalt Hinzuzurechnen. €. v. 3. Jänner 
1900, 3. 18888, Sig. 829. 

2. Die Meilengelder eine Lolomotivführers find ein Er⸗ 
fat für Mehrauslagen während der Abwejenheit vom Wohnorte. 
E. v. 15. Oftober 1895, 3. 11949, Sig. 15591. 

1) 1. Auf die Einbringung von Stempelftrafen finden die 
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8 8. Die beim Eintritte der Wirkfamfeit des Geſetzes bereit3 er- 
wirkten Berbote find, inſoweit fie mit den VBeftimmungen biefes Geſetzes 
nicht vereinbar erfcheinen, auf Antrag des Schuldners aufzuheben. — 
Erelutionsmaßregeln, mit Inbegriff ver Exekution zur Sicherftellung, auf 
deren Grund in diefem Zeitpunkte ein bingliches Recht bereits erworben 
it, werden in ihrem Beftande und ihrer weiteren Durchführung durch 
die Beltimmungen dieſes Geſetzes nicht berührt. 


2) Gef. v. 26. Mai 1888, RGB. Nr. 75, betreffend pie Erefution 
auf die Bezüge der im PBrivatdienfte dauernd Angeftellten 
und ihrer Hinterbliebenen, ferner auf Benfionen, Pro— 
vifionen, Unterbalts= und Erziehungdgelder, weldhe von 
Unftalten, Vereinen oder Gefellfhaften an ihre Mitglieder 
und deren Hinterbliebenen verliehen werden. 


Art. I. Der 8 2 des Gef. dv. 29. April 1873, RGB. Nr. 68, wird 
abgeändert und Hat in Hinkunft zu lauten, wie folgt: 


Beftimmungen des Gefeges keine Anwendung. E. v. 4. Juli 1876, 
3. 7760, Sig. 6198. 

2. Wegen Steuern können die Bezüge niht dauernd An— 
geftellter ſchon vor Leiftung der Dienfte und Ablauf des her⸗ 
koͤmmlichen Auszahlumgstages von Erefutionsverfügungen getroffen 
werden. E. v. 27. Juli 1806, 3. 11164, Sig. 684. 

3. Ebenſo wegen geſetzlicher Unterhaltsanſprüche. E. v. 4. Jänner 
1898, 3. 15559, Sig. 2 (3. Jänner 1883, 3. 4219, Sig. 9378?). 
— Bgl. EG. z. ED. Art. IX, Anm. f. Nr. 3; 

die im Alimentationsprozeffe zugefprochenen Koften genießen 
Diefelbe Begünftigung. E. v. 29. Dezember 1896, 3. 15132, 
Sig. 15927; 10. September 1895, 3. 10870, Sig. 15567; 14. No= 
— 1894, 3. 13514, Sig. 15297; 16. Oftober 1883, 3. 11942, 

g. 9602; 

begleichen die dem Erben de3 Alimentationsberechtigten ein- 
geantwortete Forderung auf rüdftändige Alimente E.v. 
25. September 1889, 3. 11045, Not}. 1890:4; 

nicht aber die der betreibenden Gläubigerinim Eheſcheidungs— 
prozeſſe zugeiprohhenen Koften. E. v. 28. Dezember 1900, 
3. 17292, Sig. 1220. 

4. Serner fehlt diefed Vorrecht dem Anfpruche auf Erfag der 
dem Kinde bis zur Klage verabreihhten Alimente €. v. 
14. November 1894, 3. 13514, Sig. 15297; 23. Juli 1883, 3. 8595, 
Now. IV, 163; 6. September 1882, 3. 10349, Sig. 9088 u. a. 
(31. SZänner 1893, 3. 1188, Sig. 14578; 23. November 1887, 
3. 13114, Sig. 11855 u. a.?). 

5. Erekution zur Einbringung mehrjähriger Alimenten- 
rüdftände. €. v. 10. April 1883, 3. 4219, Sig. 9378. 

6. Die Erelution zur Hereinbringung von Steuern 
muß dem BVerpflichteten jährliche Bezüge im Betrage von 800 K 
freilaffen. €. v. 4. Oftober 1902, 3. 13077, Not3. 1903 :9. 
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8 2. Der Gehalt und die fonftigen Dienftesbezüge ber im Privat 
bienfte dauernd angeftellten Perfonen Tönnen durch ſolche Verfügungen 
., nicht getroffen werben, wenn ber Gejamtbetrag biefer Bezüge jährlich 
; yet I, Hor@eiben nicht überfteigt. Als dauernd in biefem Sinne gilt das Dienft- 
i verhältnis, wenn badjelbe nach Geſetz, Vertrag oder Gewohnheit mindefiens 
auf ein Jahr beitimmt oder bei unbeftimmter Dauer für die Auflöfung 
eine Kündigungsfrift von mindeftens drei Monaten einzuhalten ift. k) 
Überfteigt ber Gefamtbetrag der jährlichen Bezüge SO0-Ehrtden, fo 
fommen in Unfehung des Überfchuffes die allgemeinen Vorfchriften über 
die Sicherftelung und Exekution zur Unmwendung. 
x) 1. Diefe Einfchränfungen gelten in Anfehung der Be 
züge von: 

Advolaturstandidaten. E. v. 16. Oftober 1889, 3. 11760, 
JurZ. 1890:6; 

Buchhaltern. E. v. 18. Februar 1890, 3.1866, Now. IV, 2495; 

Poſtamtsdienern nicht ärariſcher Poſtämter. E. v. 24. April 
1889, 3. 4433, Jurß. 1889 :17; 

nicht aber in Anfehung der Einkünfte aus privaten 
Nebenbefhäftigungen eines Staatsbeamten. E. v. 24. Sep⸗ 
tember 1879, 3. 10562, Sig. 7583; 

ebenfowenig für Bezüge der Mitglieder eines Eiſen— 
bahndirektions-Ausſchuſſes. E.v. 2. Auguft 1882, 3. 8864, 
Sig. 9072; 

auch nicht in Anfehung des Ertrages eines jelbitändigen 
Gefhäfts- oder Gewerbebetriebes. E. v. 7. Oftober 1873, 
3. 9920, Sig. 5098. 

2. Snwieweit ein Dienftperhältnis als dauernd an« 
zufehen ift, dem die im Gefege aufgezählten Merkmale fehlen, ift 
nach den Umiftänden des einzelnen Tales zu entfcheiden. PE. v. 
3. Zuli 1900, 3. 246, 3.8. 148, Sig. 1074. 

3. Demzufolge ift, ungeachtet weder beftimmte Dauer des 
Dienftverhältniffes noch eine Kündigungsfrift vereinbart wurde, 
ein dauerndes Dienitverhältnis anzunehmen, wenn jemand als 
Reiſender bei einer Firma jeit mehr als drei Jahren ununter- 
brochen bedienftet ift, als folcher einen firen Monatsgehalt und 
während der Reife auch beträchtliche Diäten bezieht. €. v. 3. Mai 
1899, 3. 6532, Sig. 604; 

oder feit mehr al3 einem Sabre als Buchhalter einer 
Firma einen Zahresgehalt oder feiten Monatsgehalt bezieht. €. v. 
21. März 1900, 3. 3496, Sig. 940; 29. Dezember 1899, 3. 18441, 
Slg. 812 (7. April 1899, 3. 2977, Sig. 5729); 

ferner, wenn jemand ald Beamter einer Bank zwar nur 
gegen vierzehntägige Kündigung angeftellt ift, das Dienſtverhältnis 
aber ſchon mehrere Jahre beiteht. E. dv. 14. Auguft 1900, 
3. 11309, $. 185 

oder als Mafchhinenmeifter, wenngleich gegen Wochenlohn 
und vierwöchentliche Kündigung, feit mehreren Jahren ununters 
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Art. II. Bon Ruhegenüſſen, welche den im Brivatdienfte dauernd 
Angeftellten (8 2 Gef. v. 29. April 1873, RGB. Nr. 68) von ihren Dienft- 
gebern gewährt werden, dann von ben Bezügen, welche wegen ber Dienfte 
diefer Perſonen den Witwen oder Kindern berfelben von dem Dienftgeber 
verliehen worben find, ferner von jenen Benfionen, Provifionen, Unter- 
halts⸗ und Erziehungsgeldern, die von Anftalten, Geſellſchaften oder Ver⸗ 
einen, welche die Unterftügung oder Verſorgung ihrer Mitglieder und 
deren Hinterbliebenen zum Zwecke haben, an bieje verabreicht werben, 
unterliegt der Exekution nur derjenige Betrag, um welchen ber aus 


diefem Anlaſſe gebührende Jahresbezug den Betrag von 
überfteigt. 1) 0 vB 


Bon einer Abfertigung, welche einem im Privatdienfte dauernd An⸗ 
geftellten oder der Witwe oder den Kindern besfelben von dem Dienſt⸗ 
geber gewährt wird, unterliegt der Erelution gleichfalls nur derjenige 
Betrag, um welchen die Abfertigung den Betrag von 500 Gulden 
überfteigt. 

Regen eined Anſpruches auf Leiftung des aus bem Gefebe ges 
bührenden Unterbaltes ſowie wegen der Steuern und Öffentlichen Abgaben 
mit Inbegriff der zu Zweden ber öffentlichen Verwaltung ausgefchriebenen 
Bufchläge und ver Vermögensübertragungsgebühren kann jedoch auf dieſe 





brodhen im Dienfte derjeiben Firma fteht. €. v. 12. Mai 1892, 
3. 5225, Sig. 14249; 

Engagement als Schaufpieler in einem Saifontheater 
für die ganze Saiſon iſt gleichfalls als dauerndes Dienftverhältnis 
anzuſehen. E. v. 2. Dezember 1902, 3. 16197, GH. 1903: 16 
(7. Jänner 1900, 3. 18888, Sig. 829?). 

4. Ob ein dbauerndes Dienftverhältnis vorliegt, ift bei der 
Eretutionsbemwilligung bloß nach den Angaben des betreiben- 
den Gläubigers zu beurteilen; der Beftreitung des Verpflichteten 
wird dadurch nicht vorgegriffen. E. v. 23. Jänner 1901, 3. 10408, 
%B. 1902 :35. 

5. Der Beweis der Höhe der Bezüge und des Vorhanderts 
feing eines dauernden .Dienftverhältniffes Liegt im Falle des Bes 
ftreitend dem betreibenden Gläubiger ob. E. v. 12. Mai 1892, 
3. 5225, Sig. 14249. 

6. Mit Herabfegung des Dienftbezuges unter die 
Grenze de3 der Erefution zugänglichen Bezuges erlifcht das durch 
die Erefutionsführung erworbene Recht des Gläubigerd. €. v. 
26. Jänner 1888, 3. 14197, Sig. 12025. 

1) 1. Zu diejen Bezügen gehören insbefondere: : 

die Renten und Abfindungsbeträge aus den Renten- und 
Snterimsfcheinen der Allgemeinen Verforgungsanftalt in 
Wien. €. v. 12. April 1892, 3. 4320, Sig. 14208; 

die Renten au der Kaiſer Franz Fofeph- Stiftung für 
Berforgung f. u. E. Offizierdwitwen und Waiſen. v. 
14. Oktober 1890, 3. 11798, Now. IV, 314. 
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Bezüge ohne Beſchränkung Exekution geführt werben. (Siehe oben 
Art. IX, 8. 10.) 

Someit für einzelne ber bezeichneten Bezüge durch beftehende Privi: 
legien eine über bie vorjtehenden Beſtimmungen hinausreichende Exekutions⸗ 
freiheit gewährt wird, hat es bei derjelben zu verbleiben. 

Urt. III. Die in den Artikeln I und II bezeichneten Bezüge können, 
ſoweit fie der Exekution entzogen find, auch nicht duch Sicherungsmaß- 
regeln getroffen werben. 

Art. IV. Die Anwendung der in den Artikeln I bis III enthaltenen 
Beitimmungen Tann durch ein zwiſchen dem Grefutionsführer und dem 
Exekuten getroffenes UÜbereinkommen weder ausgefchloffen, noch beſchränkt 
werden. 

Jede dieſen Beſtimmungen widerſprechende Verfügung durch Zeſſion, 
Unweifung, Verpfändung oder durch ein anderes Rechtsgeſchäft iſt ohne 
rechtliche Wirkung. 

Art. V. Die vor Beginn der Wirkſamkeit dieſes Gefebes auf bie 
in den Artikeln I und II bezeichneten Bezüge erwirkten Verbote find, 
infoweit fie mit den Beftimmungen dieſes Gejehes nicht vereinbar er⸗ 
feinen, auf Antrag des Schuldners aufzuheben. 

Dinglihe Rechte, welche vor diefem Zeitpunkte auf Grund eines 
zwifchen den Parteien getroffenen Übereintommens oder durch Exekutions⸗ 
maßregeln, mit Inbegriff der Exelution zur Stcherftellung erworben wurden, 
werden in ihrem Beftande fowie in ihrer weiteren Geltendmachung durch 
die Beftimmungen dieſes Geſetzes nicht berührt.m) 

2) D. h. bei einer Exekution wegen nicht begünftigter Forderungen. 
Es müflen daher bei der Erelution für pripilegierte Anſprüche frei bleiben 
von den Dienftesbezügen der dauernd angeftellten PBerfonen 400 fl., von 
ihren Ruhegenüſſen 250 fl. und es kann nad) 8 7, Gef. v. 29. April 1878, 
RGB. Nr. 68, zu Gunften privilegierter Forderungen auf die Bezüge 
nicht ftändig angeftellter Perfonen zwar noch vor Leiftung ber Arbeit und 
vor Fälligleit des Lohnes, aber nur auf die Hälfte desfelben, Exekution 
gejührt werben. Siehe die als authentifhe Interpretation zu 
würdigende Beftimmung des Gef. v. 28. Juli 1902, RGB. Nr. 156, be⸗ 
treffend die Regelung des Urbeitsverhältniffes der bet Regiebauten 
von Eifenbahnen und in den Hilfsanftalten derfelben ver— 
wenbeten Arbeiter: 

8 20. Die Berdienftbeträge der Urbeiter, die nicht als bauernd im 
im Sinne bes 8 2 bed Gef. v. 89. Upril 1873, RGB. Nr. 68, angeftellt 
anzusehen find, dürfen mit Sicherſtellungs- oder Erefutionsverfügungen 
nicht früher getroffen werben, als eriten® die Urbeiten ober Dienfte ge- 


m) 1. Eine nach Maßgabe des Geſetzes v. 29. April 1873, 
RGB. Nr. 68, erwirkte Erelution kann gegen den Willen des 
Släubigers nit im Sinne des neuen Geſetzes eingefhräntt 
werden. E. v. 4. Juni 1889, 3. 6736, Now. III, 1015 4. Des 
sember 1888, 3. 14142, Sig. 12468; 16. Oftober 1888, 3. 11957, 
&lg. 12394. 
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leiftet find und zweitens ber Tag abgelaufen ift, an dem ber Lohn gemäß 
8 17 oder einer nad) 8 17 zuläffigen befonberen Bereinbarung auszufolgen 
war (8 3 des Gef. dv. 29. April 1873, RGB. Nr. 68). 

Eine Ausnahme findet nur ftatt für die Sicherftellung oder Eins 
bringung a) der Steuern und Öffentlichen Abgaben mit Inbegriff der zu 
Zwecken ber öffentlihen Verwaltung ausgefchriebenen Bufchläge und ber 
VBermögensübertragung®gebühren; b) der auf dem Gefete beruhenden An⸗ 
ſprüche auf Leiftung des Unterhaltes (8 7 des Gef. v. 29. April 1873, 
RGB. Nr. 68). Auch in diefen Fällen muß jedoch dem Berpflichteten 
die Hälfte feines VBerdienftbetrages frei bleiben (Artikel IX, 3. 10, des 
Einführungsgefeges zur Exekutionsordnung dv. 27. Mai 1896, KGB. 
Nr. 78). 


11. die Vorjchriften des allgemeinen Berggeſetzes vom 
23. Mai 1854, RGB. Nr. 146, über die Unzuläffigfeit von 
Verboten und Erefutionen auf den Geding- oder Schichtenlohn 
der Bergarbeiter;!)®) 
1) Auf den Geding= oder Schichtenlohn der Bergarbeiter 
findet weder gerichtliches Verbot noch Exekution ftatt. 8 207 aBG., 
Pat. v. 23. Mai 1854, RGB. Nr. 146. 


12. die Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Dezember 1887, 
RGB. Nr. 1 ex 1888, des Geſetzes vom 30. März 1888, 
RGB. Nr. 33, des Geſetzes vom 28. Juli 1889, RGB. 
Nr. 127, und des Geſetzes vom 16. Juli 1892, RGB. 
Nr. 202, Über die Beichräntung von Erelutiond- und 
Gicherungsmaßregeln in Anfehung der dem Entihädigungs- 
berechtigten, beziehungsmweife Verjicherten auf Grund dieſer 
Geſetze gegen die Unfallverfiherungsanftalt, die Krankenkaſſe, 
die Bruderlade oder gegen die regiftrierte Hilfskaſſe zuftehenden 
Forderungen;) 

1) Gef. v. 28. Dezember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888, betreffend 

die Unfallverſicherung der Arbeiter. 

8 43. Die dem Entſchädigungsberechtigten auf Grund dieſes Geſetzes 
zuftehenden Forderungen gegen die VBerficherungsanftalt fönnen weder in 
Eretution gezogen, noch durch Sicherungsmaßregeln getroffen werben. 
Eine Ausnahme hievon befteht nur zu Gunften ber gegen den Ent— 
fhädigungsberechtigten nad dem Geſetze beitehenden Forderungen zur 
Zeiftung des Unterhalte2. 

Soweit Erefution und Eicjerungsmaßregeln nicht zuläſſig find, ift 
auch jede Verfügung über die ben Entichädigungsberechtigten zuſtehenden, 
oben bezeichneten Forderungen durch Zeſſion, Anweifung, Verpfändung 
oder durch ein anderes Rechtsgefchäft ohne rechtliche Wirkung. 





n) gl. EG. z. EO., Art. IX, Anm. f. Nr. 3. 
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Gef. v.30. März 1888, RGB. Nr. 33, betref end db e Kranken— 
verfiherung ber Arbeiter. 

8 62. Die dem Berfiherten auf Grund biejes Geſetzes zuflehenden 
Forderungen fünnen weder in Erelution gezogen, noch durch Sicherungs⸗ 
.maßregeln getroffen werden. Kine Ausnahme hievon befteht nur zu 
Gunften der gegen den Verficherten nach dem Gefeße beftehenden Forde⸗ 
rungen zur Leiftung des Unterhaltes. 

Soweit Erelution und Sicherungsmaßregeln nicht zuläffig find, ift 
auch jede Verfügung über die dem Berficherten zuftehenden, oben bezeidj- 
neten Forderungen durch Zeifion, Anmeifung, VBerpfändung oder durch 
ein anderes Rechtögefchäft ohne rechtliche Wirkung. 

Gej. dv. 28. Juli 1889, RGB. Nr. 127, betreffend die Rege— 
lung ber Berhältniffe der nad demallgemeinen Berggeſetze 
zu erridtenden Bruderladen. 

8 43 (wörtlich gleichlautend dem vorftehenden 8 62 Gel. v. 30. März 
1888, RGB. Nr. 33). 0) 

Gef. v. 16. Juli 1892, RGB. Nr. 202, betreffend die regi- 
ftrierten Hilfstlaffen. 

8 42 (wörtlich gleichlautend dem vorjtehenden 8 62 Gef. v. 30. März 
1888, RGB. Nr. 33). 


13. die Vorſchriften des Geſetzes vom 16. Suni 1894, 
RGB. Nr. 120, über die Beichränfung von Erefutions- und 
Gicherungdmaßregeln in Anjehung von Forderungen an den 
Kaijer Franz Joſeph I.» Landeöverjicherungsfond in Prag.’ 

4 Gef. dv. 16. Juni 1894, RGB. Nr. 120, betreffend die Exe— 
fution auf die gegen den „Kaiſer Franz Joſeph I.-Lande3- 
verjiherungsfond3” in Brag beftehenden Forderungen. 

5 1. Die ben Verfiherten gegen ben „Kaiſer Franz Joſeph I. 
Zandesverficherungsfonds” in Brag auf Grund der Statuten diefer An⸗ 
ftalt zuftehenden Yorderungen können weder in Erefution gezogen, noch 
duch Sicherheitsmaßregeln getroffen werben. 

Eine Ausnahme Hievon befteht nur zu Gunften der gegen ben 
Verficherten nach dem Gejeße bejtehenden Yorderung zur Leiftung des 
Unterhaltes. 

Soweit Erelution und Sicherheitämaßregeln nicht zuläffig find, ift 
auch jede Verfügung über die dem Verficherten zuftehenden, oben bezeid)- 
neten Yorderungen durch Zeſſion, Anmweifung, VBerpfändung oder durch 
ein anderes Rechtsgeſchäft ohne rechtliche Wirkung. 

8 2. Tie vor Beginn der Wirkfamfeit dieſes Geſetzes erwirkten Ver⸗ 
bote find, wenn fie mit den Beſtimmungen diefes Geſetzes nicht vereinbar 
erſcheinen, auf Antrag des Schuldners aufzuheben. 

Dinglie Rechte, welche vor diefem Zeitpunfte auf Grund eines 


0) 1. Auf Forderungen gegen Bruderladen (Provijionskaffen) 
kann zu Gunften gejegliher Unterhaltsanfprüce ohne jede 
Beſchränkung Erekution geführt werden. E. v. 8. März 1899, 
3. 3294, Prav. 1899? ©. 551. ‘ 
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zwiſchen den Barteien getroffenen Übereinfommens oder durch Erefutions- 
maßregeln mit Inbegriff der Exelution zur Sicherftellung erworben wurden, 
werten in ihrem Beftande fowie in ihrer weiteren Geltendmachung 
duch die Beftimmungen dieſes Gefeged nicht berührt. (Wirkfam feit 
23. Juni 1894.) 


Art. X. Die von Lottofolleftanten für Rechnung des 
Staates eingehobenen Gelder können zu Gunften von An- 
ſprüchen, die wider den Rottofolleftanten gerichtet find, weder 
in Exekution gezogen, noch durch Sicherungdmaßregeln getroffen 
werden. 

Die gejeglichen Vorſchriften über die Befreiung der Lotto- 
gewinjte vom Verbote bleiben unberührt.?) 

1) Botto=Pat. dv. 18. März 1818, BIS. Bd. 40, ©. 53. 

8 23. Wuf die Lottogemwinfte findet weder ein gerichtliche® noch 
fonftiges Verbot ftatt. Selbſt in dem Falle, daß ein Spieler die Vor⸗ 
merfung auf einen verloren Einlagsfchein, wegen eines hierauf fallen 
mögenden oder bereit3 Haftenden Gewinſtes verlangen würde, Tann 
folder nur infofern zugelafjen werben, und von Wirkung fein, als ber 
allfällige Finder besfelben auf die Hiermit gemacht werden Tönnenden 
Anfprüde freiwillig Verzicht leiften würde; weil überhaupt nur ber Grund: 
faß, daß der Inhaber eines Einlagsicheines aud) als rechtmäßiger Eigen: 
tümer anzujehen jei, zu gelten hat. 


Art. XL Auf das zur Iuftandhaltung und zum Be- 
triebe von Dampficdiffahrt-, Flußüberfuhr⸗, Telegraphen-, 
Telephon-Unternehmungen und öffentlichen Lagerhäufern ge- 
börige, im Belige der Unternehmung befindliche Materiale 


findet eine abgelonderte Erefution nicht ftatt.*) 
1) Bergl. 8 252 ED. 


Art. XII. Die Vorfchriften der Art. VI His XI, ſowie 
die Vorſchriften der Exekutionsordnung,) die gewiſſe Sadıen, 
Rechte und Forderungen der Erefution wegen Geldforderungen 

anz entziehen oder derlei Erefutiongmaßregeln in Anjehung 
older Sachen, Rechte und Forderungen nur in beftimmten 
Grenzen und unter beftimmten Beſchränkungen zulafjen, gelten 
auch für das Konfursverfahren.?) 

1) 88 250, 251, 252, 265, 290, 291, 830. )g1 RD. 


Art. XII. Unberührt bleiben: 

1. die VBorjchriften des $ 47 des Geſetzes vom 19. Mai 
1874, RGB. Nr. 70, betreffend die Anlegung von Eifen- 
bahnbüdjern, die Wirkung der an einer Eifenbahn eingeräumten 
Hypothekarrechte und die bücherliche Sicherung der Pfandrechte 
der Befiger von Eijenbahnprioritätsobligationen;}) 
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2. die Vorſchriften über die Zuſtellung von gerichtlichen 
Beicheiden, durch welche bücherlihe Eintragungen bewilligt 
ae an dieje Zuftellung im Laufe einer Exekution 
erfolgt; 

3. die Vorſchriften des 8 19 des kaiſerlichen PBatentes 
vom 9. Auguft 1854, RGB. Nr. 208, über die von Amts 
wegen zu verfügende Einleitung eines Erefutiondverfahrens; ?) 

4. die Borichriften der Minifterialverordnung vom 5. No⸗ 
vember 1852, RGB. Nr. 227, und vom 11. Yebruar 1855, 
RGB. Nr. 30, über die Art der Eintreibung und Umwandlung 
der Gelditrafen, welche von den Gerichten im Zivil⸗ und 
Etrafverfahren verhängt werden;t) 

5. die Vorſchriften des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes über 
die Sicherung von Rechten und Anſprüchen durch grundbücher- 
liche Bormerfung;?) 

6. die Vorichriften des Hofdelreted vom 5. November 
1819, IGS. Nr. 1621, über die pfandweiſe Befchreibung 
der eingebrathten Fahrniſſe zur Sicheritellung des Miet- und 
Pachtzinſes;) 

7. die Vorſchriften des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes 
über die Bedingungen und Wirkungen der Anmerkung der 
Aufkündigung einer Hypothekarforderung, der Anmerkung 
der Hypochekarklage, der Anmerkung des Streites, ſowie über 
die Zuſtändigkeit zur Bewilligung dieſer Anmerkungen; ?) 

8. die Vorjchriften des Gerehes vom 16. März 1884, 
RGB. Nr. 36, über die bücherlicde Anmerkung der An— 
fechtungsklage; 8) a) 

9. die Vorſchriften des Art. 310, Handelsgeſetzbuch, und 
des 847 des Einführungsgeſetzes zu demſelben über den öffent- 
lichen Berfauf eines Bandes. 9)10)B) 


a) 1. Die Befcheinigung der Gefahr kann durch Sicherheits- 
leiftung erjeßt werden, doch darf die Anmerfung der Anfech- 
tungsklage nicht ohne Beicheinigung des Anfehtungsanfpruches 
bewilligt werden. €. vn. 28. November 1899, 3. 17061, Sig. 772. 

2. Die Rangordnung einer folhen Anmerkung ift für die 
Ansprüche des Anfehtungsberedhtigten auf das Meift- 
bot nicht maßgebend. E. v.6. Dezember 1899, 3.17444, SIg.785. 

p) 1. Berfaufsanträge auf Grund eines faufmännifhen 
Pfandrechtes gehören zum Erekutionsberfahren; demzufolge be— 
trägt die Rekuräfrift acht Tage. E. v. 19. März 1901, 3. 3744, 
3B. 1901219; 24. Mai 1898, 3. 7125, Sig. 192. 

2. Gegen gleihlautende Entfheidungen ift Rekurs aus- 
geſchloſſen. E. v. 19. März 1901, 3. 3744, IB. 1901: 19. 
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) Gef. v. 19. Mai 1874, RGB. Nr. 70, betreffend die Ans 
legung von Eifenbahbnbüdhern, die Wirkung der an einer 
Eifenbahn eingeräumten Hypothekarrechte und die büder- 
lie Sidherftellung der Pfandrechte der Befiger von Eiſen— 
bahnprioritätsobligationen. 

8 47. Bei ber Berwendung bes Einkommens, welches durch eine 
gerichtliche oder im Verwaltungswege verhängte Cequeitraticn erzielt 
wird, fowie bei der Verteilung des durch eine im Konkurſe oder zum 
Zwecke der Erefution vorgenommene Veräußerung gelöften Preifes haben 
den in einer Eifenbahneinlage eingetragenen Hypothekarforderungen bie= 
jenigen Yorderungen voranzugehen, welche durch die für ben ordentlichen 
Betrieb der als Hypothek dienenden bücherlichen Einheit erforberlichen 
Zeiftungen entitanden find (Betriebsauslagen), oder welde ſolche Beträge 
zum Gegenftande haben, die aus Anlaß des gegenfeitigen Berlehres der 
öffentlichen Komm untfationsanftalten für eine andere Unftalt diefer Art 
eingehoben, aber an biejelbe noch nicht abgeführt wurden (Abrechnungs⸗ 
ſchuldigkeiten). — Diefen Forderungen gebührt aber ein Vorrang nur 
infoweit, ala diejelben nicht früher als ein Jahr vor der Cequeftration 
ober der zwangsweiſen Verjteigerung, bezicehungsmeije vor der Eröffnung 
des Konkurſes entitanden find. — Der den Betriebsauslagen und ben 
Abrechnungsſch uldigkeiten eingeräumte Vorrang gebührt auch ten im 8 89 
bezeichneten Yorterungen, injoweit als diefelben nicht bereits fichergeftellt 
wurden. — Ten in den vorftehenten Beftimmungen bezeichneten Forde⸗ 
rungen kommt im Berhältnifie derfelben zueinander der gleihe Rang zu. 

2) Gef. v. 25. Juli 1871, RGB. Nr. 9%, über die Einführung 
eines allgemeinen Grundbuchsgeſetzes. 

8 122. In jedem Beſcheide find die Perfonen zu bezeichnen, welchen 
derſelbe zuauftellen tft; ferner ift anzugeben, an iven eine Originalurfunde 
auszuhändigen ift. 

8 123. Bon den Erledigungen der Grundbuchdgefuche find nebft dem 
Bittfteller nachftehende Perfonen von Amts wegen zu verftändigen: 1. Ter- 
jenige, auf deſſen Eigentum ein bücherliches Necht erworben wird, oter 
defjen bücherliche Rechte abgetreten, belajtet, befchräntt oder aufgehoben 
werden, oder gegen welden eine 'grundbüdkerliche Anmerfung erfolgt. — 
2. Wird die gänzliche oder teilweife Löfchung einer Eintragung bewilligt, 
fo ift der Beicheid auch allen denjenigen zuauftellen, für welche auf dem 
eingetragenen Rechte weitere Einverleibungen oder Bormerfungen haften. — 
8. Beſcheide über eine Einverleibung oder Vormerkung, wodurch bereits 
eingetragene Rechte dritter Perfonen verpfändet oder abgetreten werben, 
find aud) dem Eigentümer des Gutes zuguftellen. — 4. Wird eine Ein⸗ 
tragung gegen einen Machtgeber über Anſuchen feines Bevollmächtigten 
erwirkt, fo ift der Beſcheid dem Machtgeber zuzuftellen, es fei denn bie 
Bevollmächtigung durch eine ben Erforberniffen des 8 31 entſprechende 
Bollmaht dargetan. — 5. Bon jeder Ab- und Zuſchreibung bezüglid) 
einer Liegenſchaft ift auch die Behörde, welcher die Führung des Kataſters 
obliegt, in Kenntnis zu feßen. 

$ 124. Die Buftelung an die im 8 123, Biffer 1-4, bezeichneten 
Perſonen Hat nad) den über die Zuflellung zu eigenen Handen in ber 
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Bivifprogeßorbnung "enthaltenen Borfchriften zu geichehen. — Über bie 
erfolgte Zuftellung tft ein befonberer Empfangsichein auszuftellen. — Die 
Originalurfunden find, infofern nicht in dem Geſuche um eine andere Ber- 
fünung gebeten wird, bemjenigen zurüdzuftellen, welcher fie überreicht Hat. 
Die Grundbuchsgerichte find verpflichtet, über die ſchnelle und richtige 
HZuftellung der Beſcheide in Grundbuchsſachen zu wachen. 

8 125. Ver Umftand, daß eine Zuftellung ordnungswidrig ober gar 
nicht erfolgt, gibt feine Berechtigung, die Gültigfeit der bücherlichen Ein- 
tragung zu beſtreiten. Derjenige, welcher aus einer bücherlichen Ein- 
tragung für fich Rechte oder eine Befreiung von Verbindlichleiten ableitet, 
tft nicht ſchuldig, den Beweis der erfolgten Buftellung zu Tiefern. 

2) Bat. v. 9. Anguft 1854, RGB. Nr. 208. 

8 19. Gegen Parteien, welche die an fie ergangenen Verfügungen des 
Gerichtes unbefolgt laſſen, find ohne weiteres rechtliches Verfahren von 
Amts wegen angemefjene Bivangsmittel in Anwendung zu bringen. Wenn 
Berweife, Geld- und Arreftftrafen nicht fruchten follten, fo find nad Um⸗ 
fländen auf Koften der Saumfeltgen Ruratoren zur Beendigung der Sache 
zu beftellen. — Bormünder und Kuratoren, welche den gerichtlichen Ber- 
ordnungen, ungeachtet der gefchehenen Betreibung, nicht nachlommen, 
Tönnen auch ihres Amtes entjeßt und für den dem Pflegebejohlenen ver- 
urſachten Schaden verantwortlich erflärt werden. — Auf die im nicht 
ftreitigen Nechtöfachen ergangenen rechtskräftigen Entfcheidungen kann aber 
auch die Erefution nad) den Borfchriften der Zivilprozeßordnung geführt 
werden. Das Gericht kann nad Umſtänden entweder die Exekution bon 
Amts wegen anordnen, oder einen Kurator zur Ergreifung der Exekutions⸗ 
ſchritte beftellen. 

Wenn jedoch der Beſtand einer Forderung infolge bes Ubf. 7, 8. 2, 
ftreitig tft, fo hängt e3 von dem Erinefien des Gerichtes ab, mit ben 
weiteren Exekutionsſchritten bis zum Ausgange des Bivilprozeffes inne: 
zuhalten, oder dieſe bis zur Sicherftelung fortzufeben. 

*) a) Bdg. des JM.v.5.Novdember 1852, RGB. Nr. 337, über 
die Art der Eintreibung und Umwandlung ber im Bivil- 
verfahren verhängten Geldftrafen. 

NRüdfihtlich der Einhebung der Gelbftrafen, welche als Ordnungs⸗ 
ftrafen im Bivilverfahren in oder außer Streitachen gegen Parteien ober 
deren Vertreter verhängt werden, findet das Juſtizminiſterium im Ein- 
verftändniffe mit den Dinifterien des Innern und der Finanzen folgen- 
des anzuordnen: 

8 1. Jede Gerichtsbehörde eriter Inſtanz Hat ſowohl die von ihr 
felbft verhängten, als diejenigen Gelbftrafen, zu beren Eintreibung fie 
von einer höheren Behörde angewieſen wird, einzuheben, unb bie Ein: 
hebung amtlich zu überwachen. 

Bu diefem Ende hat diefelbe der zur Zahlung einer Geldftrafe ver- 
urteilten Perſon aufzutragen, den Betrag binnen acht Tagen nad) Rechts⸗ 
fraft der Verordnung, wodurch die Gelbftrafe ausgefprochen wurde, bei 
den Expeditamte bes Gerichtes zu erlegen; nach fruchtloſem Ablaufe diefer 
Friſt aber die Einhebung entweder durch einen Gerichtsvollzieher, welcher 
darüber binnen einer beftimmten Friſt zu berichten hat, oder fall die 
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zur Bahlung einer Geldftrafe verurteifte Perfon außerhalb des Berichts: 
orte3 wohnen follte, durch das Bezirkägericht, in deflen Sprengel fie ihren 
Wohnort Hat, zu veranlafien.*) 

82. Bei nicht erfolgter Zahlung ift die Erefution**), von dem dazu 
abgeordneten Gerichtsvollzieher fogleich dadurch vorzunehmen, daß tem 
Zahlungspflicätigen fo viel als der Betrag der Geldftrafe ausmacht, von 
dem vorfindigen beiveglicdden Bermögen abgenommen wird. Das Abge⸗ 
nommene tft zu Gericht zu erlegen, ober wenn die gerichtliche Depo- 
nierung nicht tunlich wäre, einem verläßliden Manne in Verwahrung 
zu übergeben, und falls e3 nicht in Gelb oder in Öffentlichen Staats: 
fchufbverfchreibungen beftände, nad) vorläufiger, von Amt3 wegen durch 
einen Sacjverftändigen zu veranlaflender Schäbung bei ber nächſt vor: 
fallenden gerichtlichen Feilbietung, Yängftens aber binnen 14 Tagen nad 
der vorgenommenen Pfändung, und zwar erforderlichen alles auch unter 
dem Schätungswerte im Verſteigerungswege zu verkaufen, worauf der 
Strafbetrag ſamt den allfälligen Exekutionskoſten zu berichtigen, der all» 
fällige Überreft aber der Partei auszufolgen ift. 

83. Nur in Fällen, in welchen zur Eintreibung einer Geldftrafe 
die Erefution auf ein unbewegliches Gut oder auf eine, auf einem un= 
beweglichen Gute Haftende Forderung geführt werden muß, bat bas G@e- 
richt die gefegmäßige Eintreibung derſelben unter Mitteilung des bor- 
läufig mit der Betätigung ber Rechtskraft verjehenen Erkenntniſſes der für 
das Kronland beftellten k. k. Finanzprofuratur (oder Abteilung) zu überlaflen. 

8 4. Sollte fi) eine Gelditrafe wegen Urmut des Zahlungspflichtigen 
als gänzlich oder zum Teile uneinbringlich darftellen, fo hat das Gericht, 
welches die Gelbitrafe verhängt hat, zu erkennen, ob der nicht einbring- 
liche Strafbetrag nachzuſehen oder in eine Arrefiftrafe umzuwandeln fei. 
Im lesteren Falle ift die Geldftrafe in der Hegel in Arreſt von je einem 
Tage für fünf Gulden Konventiondmünze zu verwandeln, wenn das Ge- 
richt nach den obmwaltenden Umftänden nicht auf eine verhältnismäßig 
kürzere Arreititrafe zu erfennen findet. Für Beträge unter fünf Gulden 
Konventiongmünze ift wenigſtens Arreft in der Dauer von 12 Stunden 
audzufprechen. (Siehe 8 220, Abſ. 3, 8PO.) 

8 5. Die Berufungsbehörben Huben fich zur Einhebung der von ihnen 
verhängten Geldftrafen jederzeit der Gerichtäbehörden zu bedienen, durch 
welche die Verordnung, womit bie Gelbitrafe ausgefprodhen wurde, ber 
Partei Fundgemadjt wird. 

86. Die Gerichte erfter Inſtanz haben die Erfenntniffe über von 
ihnen verhängte Gelbftrafen, ſowie jede nachträgliche Ermäßigung oder 
Nachſicht derfelben und jede Umwandlung der Geld⸗ in Arreſtſtrafen gleich- 

*) Siehe 88 106—108 CD. 

Die Geldftrafeneretutionen find im Negifter E befonders zu zählen, 
8 238 a CD. (IMV. v. 15. Oktober 1898, IMVB. Nr. 80). 

Für Geldftrafenerefutionen wurde mit IME. v. 24. Mai 1898, 
8. 12181, ein befonderes Formular GD. Nr. 17. a (fiehe IMVB. 
©. 89/1899) eingeführt. 

*+) Nach vorausgegangener Bewilligung 8$ 110, 111 GO. 

5* 
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zeitig mit der Wusfertigung des biesfälligen Beſchluſſes jener Finanz: 
bezirf&behörde befanntzugeben, in deren Bezirk das Steueramt, an welches 
die Abfuhr von Geldfirafen zu gefchehen Hat, fid) befindet (8 7). 

Bei Geldftrafen, welche von dem k. ?. Oberften Gerichts: und Kaſſa⸗ 
tionshofe und von den Obergerichten verhängt werben, hat die gedachte 
Mitteilung an biefe Finanzbezirksbehörde unmittelbar durch die Ober— 
gerichte zu erfolgen. 

8 7. Die erlegten ober eingetriebenen Strafbeträge find von Fall 
zu Tall aı das am Site des Gerichte befindliche Stenerant im kurzen 
Wege abzuführen. (Im Prozefje oder im Laufe der Erelution [8 ’8 ED.) 
verhängte Strafen fallen dem Armenfonde zu. Siehe 8 220, Abf. 2, ZPO.) 

8 8. Im [lombardifch-venetianiichen Königreiche und in] Dalmatien 
hat es zwar bei den bezüglich der Einhebung und Abiuhr der Geldfiraien 
gegenwärtig biftehenden Unordnungen zu verbleiben; in Betreff der Um 
wandlung der ganz oder zum Teile als uneinbringlich erfcheinenden Straf: 
beiräge find jedoch auch dort die Bejtimmungen bed 8 4 in Anwendung 
zu bringen. 

b) Bde. des ZM. v. 11. Februar 1855, RGB. Nr. 30, über 
die Art der Eintreibung und Umwandlung von Geldftrafen, 
welde von den Gerihten im Strafverfahren verhängt 
werden. 

Um die Eintreibung der von den Gerichten durch Strafurteil oder 
im Laufe des Strafverfahreng verhängten Geldftrafen, und im Falle die⸗ 
jelben uneinbringlich fein follten, die Ummandlung berjelben in Arreft: 
ftrafen auf eine mit den Beftimmungen bes StG. dv. 27. Mai 1852 und 
der StPO. v. 29. Juli 1853 im Einflange ftehende Art zu regeln, findet 
das Juſtizminiſterium nachitehendes zu verorbnen: 

81. In den Strafurteilen, jowie in den während des Laufes des 
Strafverfahrens ergebenden Erlenntniffen der Strafgerichte oder Unter: 
fuhungsrichter, durch welche gegen jemand eine Geldftrafe verhängt wird, 
iſt zugleich jene Arreſiſtrafe auszufprecdhen, welde im alle der Unein= 
bringlichfeit der Gelditrafe nad) den Beflimmungen des StG. dv. 27. Mai 
1852 (8 260) und der StPO. v. 29. Juli 1853 (8 6) an deren Stelle zu 
treten hat. Bei Geldfirafen unter fünf Gulden Konventionsmünze ift die 
Arreftitrafe in die Dauer auf wenigftens 12 Etunden zu beftimmen. 

82. Das Gericht, welchem der Bollzug des Strafurteiles oblicgt 
($ 318 der StPO.), und im Falle die Strafe von dem Unterſuchungs⸗ 
tichter verhängt wurde, das Unterfuchungsgericht, Hat nad eingetretener 
Rechtskraft des Erlenntniffes den Verurteilten zum Erlage des Straf: 
betrages unter Beflimmung einer adhttägigen Frift und unter Audrohung 
der zwangsweiſen Eintreibung aufzufordern,*) nad) fruchtlofem Ablaufe 
der Frift aber dieſe Eintreibung**) durch das Bezirkegericht (Bezirks-, 
Stuhlrihteramt, Prätur), in deſſen Eprengel der Verurteilte feinen 
Wohnſitz oder Aufenthaltsort hat, ungeläumt zu veranlafien. 


*) Siehe darüber 88 104—108 SD. 
**) 8 110 GO. Siehe die Anmerkung zu 8 1 der vorhergehenden Ber: 
ordnung. 
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8 3. Das Bezirksgericht Hat zu diefem Ende zu verfügen, daß dem 
Berurteilten, falls er die Gelpftrafe nicht bezahlt, fogleich ein dem Betrage 
derjelben entſprechender Zeil des vorfindigen nad) den Beftimmungen der 
Bivilprozeßordnung zur Pfändung geeigneten beweglichen Vermögens ab⸗ 
genommen und zu Gericht erlegt, oder im alle diefes untunlich wäre, 
einem Dritten in Berwahrung übergeben werde. 

8 4. Die abgenommenen Gegenftände find, falls fie micht in Geid 
oder Öffentlichen Schuldverfchreibungen beftehen, nach vorläufiger, von 
Amts wegen durch einen Sachverftändigen zu veranlafienden Schätzung, 
bei der nächften gerichtlichen Yeilbietung, erforderlichen Falles auch unter 
dem Schägungswerte, zu veräußern, worauf der Strafbetrag famt den 
allfälligen Erefutionstoften zu berichtigen und der Überreft der Partei 
auszufolgen ift. 

85 Muß zur Eintreibung der Geldſtrafe die Exekution auf ein 
unbewegliches Gut oder auf eine auf einem unbeweglichen Gute haftende 
Forderung geführt werden, fo ift diefeibe durch die E. f, Finanzprokuratur 
zu veranlaſſen. 

8 6. Kann die Geldfirafe nicht eingebradjt werben, oder zeigt fidh, 
daß die Eintreibung den Vermögensumftänden oder dem Nahrungsbetriebe 
des Straffälligen oder feiner Yamilie zum empfindlichen Abbruche ge= 
reihen würde, fo ift die für diefen Fall verhängte Arreftftrafe von dem 
im $ 2 bezeichneten Gerichte in Vollzug zu feßen. 

Wurde die Geldftrafe nur zum Teile eingebracht, fo ift die Arreit- 
ftrafe nur im Berhältniffe des noch ſchuldigen Neftes zu vollzichen. 

8 7. Die eingehobinen Strafbeträge find von Fall zu Fall unter 
Benennung des Berurteilten und unter Angabe des richterlihen Erfennt- 
nifjes an die Kafle jenes Armeninftitutes abzuführen, welchem der Straf- 
betrag nach dem Geſetze zuzufallen hat. 

Die Gerichte Haben Hierüber genaue Vormerkungen zu ‚führen, in 
welchen die gefchehene Abfuhr und die Empfangsbeftätigung der Kaffe ge= 
hörig erfihtlid) zu machen tft, und jedes Erkenntnis, wodurch eine Geild- 
ftrafe verhängt wird, dem Vorſtande des betreffenden Armeninftitutes im 
Auszuge mitzuteilen. 

8 8. Nach den vorjtehenden Beftimmungen tit auch rüdfichtlich jener 
Getdftrafen vorzugehen, welche von den Höheren Gerichten verhängt werden. 

6) Allgem. Grundbuchsgeſetz v. 25. Juli 1871, REB. Nr. 95. 

$ 38. Die Bormerkung findet ftatt: a) auf Grund gerichtlicher Er- 
fenntniffe erfter oder höherer Inſtanz, durch weiche da3 dingliche Recht 
zwar unbedingt zugeiprochen oder abgeiprocdhen wird, weiche aber noch 
nit in Rechtskraft erwachlen find; b) auf Grund gerichtlidher Ver— 
fügungen, wodurch die Vormerkung al Erefution zur Sicdjerftellung be- 
willigt wird; c) auf Grund des Einfchreitens öffentlicher Behörden in 
Fällen, in weichen biefe nad ihrem Wirkunggfreife berufen find, von 
Amts wegen bie pfandweife Sicherftellung von Anſprüchen des Staat- 
ſchatzes oder jener Fonde oder Anftalten, die unter der Verwaltung des 
Staates, eines Landes oder einer Gemeinde ftehen, jowie von Erſatz⸗ 
anfprücdjen aus der Berwaltung von Vermögenſchaften, weiche fi unter 
gerichtlicher Obiorge befinden, zu verfügen. 
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e) Hfd. v. 5. November 1819, 366. Nr. 1621. Über die ge⸗ 
machte Anfrage, ob die von dem Vermieter ober Berpädter 
nah Einflagung eines rüdftändigen Miet- oder Pacht— 
zinfes fogleih geforberte Beſchreibung ber Fahrnifje des 
Mieters oder Pächters unbedingt flattfinde? wirb folgende 
Belehrung erteilt: Da aus den 85 340- 342 Ger. Odg. erhellt, daß die ge⸗ 
richtliche Beſchreibung mit der Pfändung der Faährniſſe in der nädjften 
Verbindung fteht, und der 8 1101 abGB. die darin benannten Fahrniſſe, 
welche zur Beit der Klage in der vermieteten Wohnung oder auf dem 
verpad;teten Grundftüde ſich befinden, für Pfandſtücke des Vermieters 
oder Verpächters erflärt, fo räunt ihm dieſer Paragraph aud) das Recht 
ein, daß dieſe nach) eingereichter Klage auf fein Verlangen ſogleich gericht- 
lich befchrieben werden follen; daher es, außer befonderen obwaltı nten 
Bedenklichfeiten, hierzu feiner Tagſatzung betarf. — 

Sormelle Behandlung der pfandweifen Befchreibungen. 
Anſuchen um pfandweije Beichreibung bei Zinsklagen find vom Bro;eb- 
richter des Gerichtshofes oder Bezirkägerichtes zu bemilligen und von den 
Organen dieſes Berichtes zu vollziehen. Soldje mit ber Klage verbundene 
oder während bes Prozeſſes geftellte Unträge find weder in daß die⸗ 
gifter V, noch in das Regiſter E einzutragen. Tas Protokoll über bie 
pfandweiſe Beichreibung wird bei den Prozeßalten aufbewahrt und, wenn 
unter Berufung auf die vorgenommene pfandiweije Beſchreibung um bie 
erelutive Ffändung angefucht wird, der Boruahme der Erelution zu 
Grunde gelegt. Zu dieſem Behufe ift das Protofoll der Exekutions⸗ 
abteilung zu übergeben oder, wenn ein Exekutionsgericht um den Bollzug 
erfucht werden muß, gleichzeitig mit dem bemwilligenden Beſchluß diefem zu 
übergeben. 

In den großen Städten mit zentralifiertem Exekutionsvollzug empfiehlt 
e3 fih, die von den Prozeßgericdhten aufgenommenen Xrototolle über 
pfandweiſe Befchreibungen fofort nach der Vorlage an das Prozeßgericht 
dem Exekutionsgericht des Ortes zu überſenden und fie dort zu den Alten 
des Sammelregifterd, allenfalls unter einer beionderen Gruppe von Re⸗ 
gifterzahlen (8 246 GO.), zu nehmen... . Pfandiweife Beichreibungen 
find in das Pfändungsregifter nicht einzutragen. Ein Eintrag in dieſes 
Negifter findet erft flatt, wenn auf Grund des erlangten Cxekntionstitels 
bie exekutive Pjändung bewilligt und — allenfall3 durch Anmerkung auf 
dem Brotofolle über die pfandweije Beichreibung — vollzogen worden ift. 
(IME. v. 16. April 1898, 8. 8854.) — Auf Grund einer Miet ober 
Pachtzinsklage Tann aud die Zwangsverwaltung der hängenden Früchte 
bewilligt werden. 

Über die rechtliche Ratur der pfandweifen Befchreibung (einftweilige Ver⸗ 
fügung, nicht Erelution zur Sicherftellung) fiehe IME. v. 6. März 1902, 
3. 4121. Stubenraud), Kommentar, 8. Aufl., ©. 848, Unm. 2. 

Pfandweiſe Bejhreibung infolge Erfuhens ber Ge— 
werbegeridhte. Wird mit der Klage auf Bezahlung eines rüdftändigen 
Mietzinfes der Antrag auf Bewilligung der pfandweifen Befchreibung der 
Fahrniſſe des Mieter verbunden (Art. XIII, 8. 6, EG. 3. EO.), jo hat 
das Gewerbegericht (Vorſitzender, Stellvertreter) über diefen Antrag zu 
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entſcheiden; um den Vollzug der pfandweiſen Beſchreibung iſt dasjenige 
Gericht zu erſuchen, das für den Vollzug einer Exelution auf die zu be⸗ 
jchreibenden Fahrniſſe zuftändig ift. Diejes Gericht hat das Erſuchen und 
die weiter entflehenden Alten zu den Alten des Sammelregiſters zu 
nehmen. (8 24 MB. v. 17. Juni 1898, AGB. Ar. 96.) 

) Allgemeines Grundbuchsgeſetz v. 25. Juli 1871, RGB. 
Air. 9. 

8 59. Die Anmerkung einer gerichtlidy oder notariell beurfundeten 
Auffündigung einer Hupothelarforberung, fowie die Anmerkung einer 
Hypothekarklage ift auf Begehren des Gläubiger von dem Grundbuche⸗ 
gerichte zu bewilligen, wenn derjenige, gegen den die Auflündigung oder 
Klage gerichtet ift, als Eigentümer der verpfändeten Liegenjchaft eins 
getragen erjcheint, und wenn die Anhängigleit der Hypoihelarllage aus: 
gewiejen if. Die Anmerkung der Hypothelarllage Tann auch von dem 
Brozeßgerichte jofort bewilligt werden. 

8 60. Kine foldhe Anmerkung hat zur Folge, dab die Auftündigung 
oder Klage ihre Wirkfamfeit auch gegen jeden fpäteren Eigentümer des 
Pfandes äußert, und daß insbefondere die Erelution auf die verpfändete 
Liegenſchaft auf Grund des über die angemer!te Klage erfolgten recht3- 
kräftigen Erlenutnifjes oder exelutionsfähigen Wergleihes unmittelbar 
gegen jeden Eigentümer diefer Liegenschaft geführt werben kann. — 

Hinfitlidh der Streitanmerkungen fiehe 88 61- 71 aGG. im 18. Bd. 
der MRanzihen Eammlung. 

85) Anfechtungsgeſetz v. 16. März 1884, RGB. Wir. 36, 8 46, 
Abi. 2. Erfordert die Durchſührung des Anſechtungsanſpruches eine 
büdjerlihe Eintragung, fo kann ber Anfechtungsberedhtigte, wenn er bie 
Anhängigfeit der Anfechtungsllage dartut und die Borausfegungen für 
die Bewilligung eines Eicherungsmitteld vorhanden find, beim Prozeß⸗ 
gerihte um die bücherliche Anmerlung der Anfechtungsklage anfuchen. 
Diefe Anmerfung hat zur Folge, daß das über die Anfechtungsklage er- 
gehende Urteil auch gegen tiejenigen Berjonen, welche erft nad) dem 
Beitpuntte, in welchem das Erjuchen um den Vollzug der Anmerkung an 
das Grundbuchsgericht gelangt ift, Lücherliche Rechte erlangt haben, feine 
volle Wirtfamleit äußert. Siehe 8 381 ED. 

9) Art. 310 Handelsgeſetzbuch. Iſt die Veftellung eines Fauft- 
pfantes unter Kaufleuten für cine Korderung aus beiberfeitigen Handels⸗ 
geichäften fchriftlich erfolgt, To Tann der Gläubiger, wenn der Schuldner 
im Berzuge ift, fi aus dem Pfande fofort bezahlt machen, ohne daß 
ed einer Klage gegen den Schuldner bedarf. — Der Gläubiger Hat bie 
Bewilligung Hiezu unter Borlegung der erforderlichen Beichı inigungs= 
mittel bei dem für ihn zuftändigen Handelsgerichte nachzufuchen, von 
welchem hierauf ohne Gehör des Schuldners und auf Gefahr des Gläus 
bigerö ber Verlauf ber verpfänbeten Gegenftände oder eines Teiles der⸗ 
jelben verorbniet wird. Bon der Bewilligung, forte von der Bollziehung 
des Berfaufes hat der Gläubiger den Schuldner, foweit es tunlich, jofort 
zu benachrichtigen; ‚unterläßt er die Unzeige, jo ift er zum Schadenerfage 
verpflichtet. Um den Verkauf zu bewirken, ift der Nachweis der Anzeige 
nicht erforberlid). 
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Einführungsgefes zum Handelsgeſetzbuch, Gef, v. 17. De- 
zember 1862, RGB. 1863 Nr. 1. 

8 47. Kür den nad Artikel 310 des Handelsgeſetzbuches vorzu⸗ 
nehmenden öffentlichen Berfauf hat das bewilligende Gericht einen einzigen 
Termin feftzufegen und in der für erefutive Verfteigerungen üblichen 
Weiſe Tundzumaden. Cine Schätzung Hat der Kommiffär vor dem Ver⸗ 
faufe nur dann zu veranlaflen, wenn die zu verlaufenden Gegenftände 
weder einen Börfepreis oder Marktpreis haben, nod) auch in PBrivat- 
ſchuldurkunden beftehen, und wenn zugleich beide Teile darüber einig find, 
daß die Schätzung ftattfinde, ober eine der Parteien die Bornahme der 
Schäbung auf ihre Kojten verlangt. — 

Dieſe Urt der Geltendmahung des Pfandrechtes gilt aud) für das 
gejegliche Bfandrecht des Kommiffionärs, Art. 374, 375, des Spediteurs, 
Art. 352, des Frachtführers, 409, 412. — 

Der Öffentliche Verkauf von kauſmänniſchen Fauftpfändern (Art. 310 
des Handelögefegbuches und 8 47 des Einführungsgefehes zum Hanbels- 
geſetzbuche) ift durch die Zuftellungs- und Erefutionsabteilung (Exekutions⸗ 
abteilung) des Bezirksgerichtes vorzunehmen, in deſſen Sprengel fid) die 
Pfandſache befindet. Der Auftrag zur Vornahme dieſes Verfaufes kann 
unmittelbar an bie Zuftellungs- und Erefutionsabteilung gerichtet werben. 
8 385 SD. 

Hinfihtlid) der Nealifierung des Bfandrechtes der Inhaber von 
Pfandleihergemwerben fiehe Urt. I. 

10) Die Vorſchriften über das geringfte Gebot gelten auch für die Ver⸗ 
fteigerung eine3 faufmännifchen Fauftpfandes. (Siehe JM. zu $ 277 ED.) 

Der öffentliche Verkauf von eingelagerten Waren zur Dedung der 
Zager= oder Affefuranzipefen gehört zum Crefutionsverfahren. Die Re— 
tursfrift beträgt daher acht Tage. 

Art. XIV. Unberührt bleiben: 2 

1. die bejtehenden Vorjchriften über den Übergang von 
Reallaften für kirchliche und Schulzwede auf den Erjteher 
einer Liegenſchaft;) 

2. die beftehenden Vorſchriften, durch welche den Leiftungen 
für kirchliche und Schulzwede ein gejetliches Pfandrecht oder 
ein Vorrecht eingeräumt ift.?) 

2) Hieher gehört vor allem das Batronat. 

Nach 8 32 Gef. v. 7. Mai 1874, RGB. Nr. 50, bleiben die Patronats⸗ 
verhältuiffe einer befonderen geſetzlichen Regelung vorbehalten. Bis 
dahin bleiben in Betreff diefer Verhältniffe die bisherigen Borfchriften 
beftehen. — 

Nach lit. i 8 20 des tractatus de iuribus incorporalibus geht ein 
bei einem Gute befindliches Batronat bei Veräußerung des Gutes mit 
bemfelben accessorie an ben neuen Beſitzer als ſolchen über und ift das⸗ 
felbe al3 geifilihe Lehenjhaft unter dem Verlauf des Gutes ohne Tagie- 
rung und Anfchlag im Geld oder Geldeswert mit zu verftehen. Derlei 
mit einem Gute verknüpfte Rechte find daher dingliche Rechte, welche eo 
ipso, ohne dab e3 einer befonderen Auszeichnung bedarf, auf, ben je- 
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weiligen Beſitzer übergehen. Da nun mit dem Patronatsrechte die nach 
den bei dem Konſtituierungsalte getroffenen befonderen Anordnungen, oder 
in Ermanglung von folden, nad den allgemeinen, öffentlic-redhtlichen 
Borjchriften befiehenden Verpflichtungen verbunden find, bedarf e3 bei der 
dinglidden Ratur eines mit einem Gutsbefize verbundenen Patronates nicht 
erft der beſonderen Eintragung auch dieler Berpflitung im Grundbuche 
(Eutfch. des Verw. Ger. Hofes dv. 8. Jänner 1892, Budwinski XIV, Kr. 6349). 

Hicher gehören aud) die Sammlungsanfiprüde der Pfarrer, 
Rehrer und Redner. 

Sub. Bdg. v. 5. Dezember 1827, 3. 26338, Nr. 203 Pır®S. f. 
Steiermarf. 

Mit hohem Hlzd. v. 16. November d. J., 3. 29559, wurden über bie 
Art, wie die Klagen wegen Sammlunggrüdflände der Pfarrer, Lehrer 
und Mesner verhandelt werden follen, und zwar: 

3. 05 diefe Sammlungsforderungen al3 eine auf dem Grunde haj- 
tende Laft anzujehen jeien, für welche ein jeweiliger Befiter Haite .... . 
folgende nähere Beitimmungen erteilt und zivar: 

ad 3. Die Kolleltursgebühren ſeien Beiträge zur Unterhaltung der 
Seelforger oder Schullehrer beftimmt, fie machen einen Zeil der Dotation 
derfelben aus, fie werden aud von angeſeſſenen Bilichtigen von den in 
einem Pfarr⸗ oder Schulbezirfe gelegenen Gründen entrichtet, und die 
Berpflihtung zu deren Leitung gebe bei Befigveränderungen de facto 
an den Befignachfolger über, ohne daß es diesfalls einer Kontrakt3- 
bedingnis oder befonderen übereinkommens bedürfe, die Kollefturdgebühren 
jeien daher ihrer Natur nad) in der Regel al3 eine auf dem Grunde 
haftende Laft, für welche ein jeweiliger Bejiger mit Rückſicht auf den 
8 1480 des bürgerlichen Geſetzbuches Hafte, um jo mehr anzujehen, als, 
wenn die Kollektursgebühren als eine Perjonallajt ertlärt würden, auch 
die Notwendigkeit eintreten würde, daB bei jeder Beligveränderung mit 
dem neuen Befiger ein neues Übereinfommen getroffen werden müßte, 
wodurch die gegenwärtig beftimmten Sammlungen den Bivede ganz ent- 
gegen, in unbeftimmte und willfürliche umgeändert, und die Genießenden 
leicht in ihrer Dotation gefährdet würden. 

Die Reallaften zu Gunſten vonKirhen, Schulen, Pfarren 
wurden abgelöft. 

Böhm. Landesgeſ. v. 11. Mai 1869, LGB. Nr. 87. 

8 1. Die Entlaftung des Grund und Bodens findet ftatt: 

A. Bei Naturalleiftungen an Kirchen, Pfarren und Schulen, da3 
ift Arbeitsleiftungen und jenen Naturalabgaben, welche nicht infolge de3 
Behentrechtes als ein aliquoter Teil von den Grunderträgnifien an 
Früchten, jondern als unveränderliche Giebigfeit entrichtet werden. (8 6 
des Bat. v. 4. März 1849.) 

8 2. Die Ablöfung dieſer Leiſtungen gefchicht: 

A. Über Verlangen der Berechtigten oder Berpflichteten: 

1. Bei den Naturalleiftungen an Kirchen und Schulen (8 1, Abt. 2) 
mit Ausnahme jener, welche aus Anlaß einer bejonderen, noch gegen: 
wärtig aufrecht bejtehenden Funktion feftgefegt wurden. — 

Ähnlich oberöfterr. Landesgef. v. 15. Auguft 1874, LER. Nr. 26, 8 1. 
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2) Gef. v. 7. Mai 1874, RIB. Nr. 51, mit welchem behujs 
Bededung ber Bebürfniffe des katholiſchen Kultus die Bei⸗ 
träge zum Religiondfonbe geregelt werden. 

8 22. Juſoweit bie Meligionsfonbsbeiträge nicht Über brei Jahre 
ausftändig find, kommt denjelben und deren Nebingebühren ein ven Öffent- 
lien Abgaben und deren Nebengebühren nadjftehendes, hingegen allen 
privatredhtlichen Forderungen vorgehendes gefehliches Pfandrecht ad fructus 
des unbeweglichen Bermö_ens ber beitragspflichtigen Pfründe ober regu⸗ 
lären Kommunität zu. 

Art. XV. Unbefchadet der 2 aung des 8 265 der 
Crefutiongordnung bleiben unberührt die Xorjchriften der 
88 1 bis 3 der Berordnung der Minifterien der Zuftiz und 
der Finanzen vom 2. Juli 1859, RGB. Nr. 120, über die 
Erelutionsführung auf öffentliche, auf beftimmte Namen Tau« 
tende oder durch Binfulierung für einen beftinımten Zweck ge- 
widmete Obligationen, fowie über die Eiwirkung eines ge- 
richtlichen Verbotes in Anſehung derfelben.!) 

Die Rangordnung der an foldyen Obligationen erwor⸗ 
benen Pfandrechte richtet ſich Hinfichtlich der Obligation ſelbſt 
und der Binfencoupong nad) dem Beitpunfte der Pfändung 
(88 253, 256 und 257 der Erefutiondordnung), wenn aber 
die Zinſen bei einer öffentlichen Kaffe ohne Coupons erhoben 
werden, find für den Erwerb und den Vorrang de? Pfand- 
rechtes die Beſtimmungen der 88 295 und 300 der Errfutiong- 
ordnung maßgebend. 

1) MV. v. 2. Juli 1859, REB. Nr. 120, wodurd das Ver— 
fahren bei Mitteilung der wegen eined Verbotes, einer 
Bfändung, Einantwortung oder Erfolglafjung von öffent- 
liden Obligationen und den Binfen berfelben erlaifenen 
geritlihen Verordnungen an die dÖffentlihen Kaſſen und 
deren vorgeſetzte Behörden geregelt wird. 

8 1. Jede gerichtlihe Verordnung, buch welche ein Verbot oder 
eine Erelution (Pfändung, Einantwortung oder Erfolglaflung) von öffent» 
lichen, auf beſtimmte Namen lautenden oder durch Binkulierung für einen 
beftimmten Zweck gewidmeten Öffentlichen Obligationen, in Rüdficht des 
Kapitals ober der Binfen bewilligt oder aufgehoben wird, ift vom Ge- 
richte der öffentlichen Kaſſe, bei welcher das Kapital angelegt ift, zu- 
zuftellen und zugleich ber Behörde, welcher die erftere Kaffe unmittelbar 
untergeordnet ift, von Amts wegen bekannt zu machen. Iſt aber die Binfen- 
und Kapitaldzahlung auf eine andere Kaſſe, als bei welcher das Kapital 
angelegt ift, überwiefen, fo muß dieſer Umftand von dem Verbot: oder 
Erefutionswerber dem Gerichte belanntgegeben werden, damit die ge= 
ticätlihe Verordnung auch noch jener Kaffe zugeftellt werben Tann; 
widrigens dieſelbe nicht Haftet, wenn fie die Binfen oder das Kapital 
hinausbezahlt hätte, bevor fie in anderem Wege von der gerichtlidhen 
Verorduung ämtli in Kenntnis gefeht wurde. 
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8 2. Die Kaffe bat ungefäumt bie gerichtliche Verordnung einſt⸗ 
mweilen vorzumerten, diefelbe aber erſt nad) fchriftliher Anordnung der 
ihr vorgefegten Behörde in Sollzug zu feben. 

83. Diefe Vorſchrift Hat auf die im 8 1 bezeichneten öffentlichen 
Obligationen auch dann Anwendung zu finden, wenn dieſelben gerichtlich 
deponiert find, keineswegs aber auf ſolche öffentlidje Obligationen, die 
auf Überbringer lauten und nicht zu einem beftimmten Bwede vinkuliert 
find. — 

FME. v. 236. Februar 1860, REB. Ar. 53. Das Finauz⸗ 
minifterium findet fich beflimmt, nachfolgende, auf Staatskreditseffelten 
fi) beziehende Angelegenheiten an die Tireltion der Staatsſchuld 
zu überweifen: 

2. alle dur einen gerichtlichen Verbot, eine erefutive oder ficher- 
ſtellungsweiſe Pfändung oder eine erefutive Einantn ortung von Etaat3- 
fchuldverfichreibungen und deren Binjen notwendig gewordenen Ber: 
fügungen. 

Bdg. der Winifter ber Juftiz und ter Finanzen v. 24. DT: 
tober 1897, RGB. Ar. 249, über die Exrekationusführnug auf 
öffentliche, auf beſtimmte Namen lautende oder durch Binku⸗ 
llerung für cinen beſtimmten Buck gewidmete Obligationen. 

Auf Grund des Artikels XLI des Geil. v. 27. Mai 1896, RGB. 
Nr. 78, wird zur Durchführung der im Wrtifel XV dieſes Geſetzes ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen über die Erelutionsführung auf öffentliche, auf 
beitimmte Ramen lautende oder auf foldye Obligationen, die für einen 
beflimmien Zweck vintul.ert oder in Verwahrung erlegt find, verordnet: 

8 1. Die Borfchriiten der 88 1 bis 3 der Bdg. der Minifterien der 
Yufliz und ber Yiranzen v. 2. Zuli 1859, RGB. Ar. 120, über die 
Erefutionsführumg auf öffentlidie, auf beftimmte Namen lautende oder 
für einen beflimmten Zwed vinfulierte Obligationen, fowie über die 
Erwirlung eines gerichtlichen Berbotes in Anfehung berjelben, haben auch 
nad) dem Eintritte der Wirkſamkeit der Erefutiondorbnung mit der Maß⸗ 
nohme aufrecht zu bleiben, daß: 

1. die öffentliche Kafie, bei der das Kapital angelegt ift, und bie 
Behörde odır Anflalt, der biefe Kaffe unmittelbar untergeorbnet ift, auch 
von jeder gemäß den 88 253 und 257 der Exekutionsordnung vorgenom⸗ 
menen Pfändung *) öffentlicher, auf Ramen Tautender oder für einen be= 
ftimmten Zweck vinlulierter Obligationen von Amt? wegen mittel3 tes 
Hormulard Ar. 1**) zu benachrichtigen find; ***) 

2. an Etelle der erelutiven Einantwortung und Erfolglafjung der 
Obligationen ober ihrer Zinfen die gerichtliche Überweifung (8 303 ff. ber 

Erelution2ordnung) der Rorberung aus ter gepfändeten Chligation tritt; 


*) Die Ffändung hat nur redjtsbegründende Wirlung, wenn die 
Binfen gegen Coupons bezahlt werden; wenn fie gegen Quittung bezahlt 
werden, wird die Pfändung erft durch die Benachrichtigung der an⸗ 
weifenden Behörde bewirkt (8 3). 

**) Auf ©. 78. 

***) Shliegt ber Zuftellungs- und Exefutionsabteilung, 5384, 3.9, GO 
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3. ein Verbot auf folche Obligationen fortan nur nad) Zufäffigkeit des 
gerichtlichen Drittverbotes (88 379, 3. 3, und 385 ff. ED.) ftattfinden kann; 

4. der Verkauf gepfändeter Obligationen nach Vorfchrift der 88 265 
und 270 der Erefutiongordnung vorzunehmen ift; 

5, Öffentliche Obligationen, die zu Gunften bes Ürars oder eines 
Randesfonds al Kaution vinkuliert oder in Verwahrung erlegt find, 
nicht verfauft werden dürfen, bevor nicht das betreffende Verpflichtungs⸗ 
verhältnis beendet ift und die etwaigen Erſatzanſprüche im adminiftrativen 
Wege feftgeftellt worden find (8 265 der Erefutionsordnung), und 

6. daß das Gericht, wenn die Binfen- oder das Kapital bei einer 
anderen Kaffe, als bei welcher das Kapital angelegt ift, zahlbar find, ftet3 
zuerſt die auszahlende Kafje, nötigenfalls unter Anwendung einer ſchleu— 

nigeren Zuſtellungsart zu verjtändigen hat. 

8 2. Die Behörde oder Anftalt, welcher die auszahlende Kaffe un= 
mittelbar untergeordnet ift, hat ein ihr zugeftelltes Zahlungs- oder Dritt- 
verbot, jowie die Verftändigung von der Pfändung einer auf einen be- 
ftimmten Namen lautenden oder vinfulierten Obligation, deren Zinſen 
gegen Quittung bezahlt werden, als Bahlungsverbot in ihren Büchern 
vormerfen zu laffen und den Vollzug des Zahlungs- oder Drittverbotes 
der auszahlenden Kaffe, und zwar, wenn der betreibende Gläubiger (die 
gefährdete Partei) dies beantragt hat und die Koften gededt find, im 
telegraphifchen Wege aufzutragen. 

Wenn der Vollzug nad) dem Stande der Vormerkbücher undurchführ⸗ 
bar ift, fo Hat die anmweifende Behörde oder Anftalt dem Gerichte die 
Hinderniffe des Vollzuges zur Benachrichtigung des betreibenden Gläu⸗ 
biger3 oder Antragitellerd® anzuzeigen. Wenn der Vollzug zwar durch⸗ 
führbar ift, wenn jedod) die vom Zahlungs- (Dritt:) Verbote verftändigte 
Behörde oder Anftalt die Erefutionsführung auf die gepfändete Obligation 
als den beftehenden Borfchriften zumiderlaufend erachtet, Tann fie das Zah⸗ 
lungs⸗ (Dritt:) Verbot im Wege des Rekurſes anfechten (88 294, 295 ED.). 

Sofern e3 fih um eine Forberung wider dad rar oder einen unter 
öffentlicher Verwaltung ftehenden Fond Handelt, Tann in dem im vorher- 
gehenden Abſatze bezeichneten Falle ftatt der Erhebung des Rekurſes auch 
dem Erefutionsgerichte die amtliche Anzeige erftattet werden, daß bie 
Erefutionsführung nad) den darüber beftehenden Vorſchriften unzuläſſig 
jei (8 39, Abf. 2, ED.). 

8 3. Die Rangordnung der Pfandrechte, welche an den im $ 1 be= 
zeichneten Obligationen erworben werden, richtet fich für den Fall, daß 
die Binfen gegen Coupons *) zahlbar find, hinſichtlich der Obligation felbit 
und der Binfen nad) dem ZBeitpunkte der Vornahme der Pfändung 
(88 253, 256, 257 ED.). 

Werden die Zinfen von foldyen Obligationen bei einer öffentlichen 
Kaſſe ohne Coupons **) erhoben, fo ift für die Rangorbnung der erworbenen 








*) Solche Obligationen werden wie Wertpapiere (förperliche Sachen) 
behandelt. 

**) Gegen Quittung. Solche Obligationen werden wie Forderungen 
behandelt. 
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Pfandrechte der Beitpunft enticheidend, in welchem das zu Gunſten der 
einzelnen betreibenden Gläubiger erlaflene Zahlungsverbot oder, wenn 
eine pfandweiſe Befchreibung flattgefunden hat, die Berftändigung von 
der Vornahme derfelben (8 2) an die Behörde oder Anstalt gelangt ift, 
die zur Anweiſung des Obligationzlapital3 und der Binfen berufen iſt 
(88 295 und 300 ED., Art. XV des EG. 3. ED.) In gleicher Weife 
ift die Rangordnung der Pfandrechte auch danı zu beflimmen, wenn der⸗ 
artige in Exekution gezogene Obligationen gerichtlich) deponiert find. 

Wenn zu Gunften verfchiedener Gläubiger in Anfehung der näm⸗ 
lichen Obligation, beren Binfen gegen Quittung behoben werben, an 
einem und bemfelben Tage bei der anmweifenden Behörde ober Anitalt 
Bahlungdverbote oder die im vorftehenden Abſatze bezeichneten Ber- 
ftändigungen von der vorgenommenen Pfändung einlangen, fo ftehen bie 
hiedurch begründeten Pfandrechte im Range einander gleid). 

Für die Priorität der Pfandrechte an Staatsfchuldverjchreibungen, 
die auf Namen lauten oder vintuliert find, oder an derartigen vom 
Staate zur Selbftzahlung übernommenen Schuibtitres ift ber Zeitpunft 
des Einfangens des gerichtlichen Zahlungsverbotes und im Falle der 
Pfändung ber Zeitpunkt des Einlangens der VBerjtändigung von der Bor- 
nahme berfelben bei der k. k. Direktion der Staatsſchuld maßgebend. 


84. Wenn an eine Nafle, welche die im 81 bezeichneten öffent: 
lichen Obligationen einzulöfen oder deren Zinſen anszubezahlen hat, ge= 
richtliche Zahlungs= oder Drittverbote gelangen, fo bat fie mit der Aus- 
zahlung der fälligen Beträge bi3 auf mweitere Weifung jener Behörde oder 
Anftalt, die zur Anweiſung der Zahlung berufen ift, innezuhalten. 

Einen gerichtlichen Überweifungsbefhluß darf die Kaffe erft nad 
chriftlicher Anordnung der eben bezeichneten Behörde oder Anftalt in 
Vollzug feßen. 

8 5. Nach Bornahme des Verkaufes einer auf Namen Tautenden, 
jedod) nicht als Kaution zu Gunften des Arars oder eines Lanbesfonds 
vintnlierten öffentlichen Obligation ift auf der Obligation felbft der 
Berlauf und der Übergang des Eigentums an den genau zu bezeichnenden 
Käufer zu beurkunden (8 268, Abf. 6, ED.) und ſodann das Weripapier 
unverweilt der hiezu berechtigten Behörde oder Anftalt behufs Veran 
laffung der Umfchreibung auf den Namen des neuen Eigentümers vor- 
zulegen oder zu überfenden. Die etwa vorgefchriebene Blankett- oder 
Umfchreibungsgebühr ift aus den Verkaufserlös zu berichtigen. 


8 6. Inſoweit e3 fi um Gtaat3fchulbverfchreibungen oder vom 
Staate zur Selbjtzahlung Üübernommene Schuldtitres handelt, find fie in 
dem im 8 5 erwähnten Falle mittels eines Verzeichnifles nach Formular 
Nr. 2*) an die k. T. Direktion der Staatsſchuld einzufenden. Dieſe Ein 
fendung Tann in Wien im Wege des k. f. Zivilgerichtsdepoſitenamtes, 
außerhalb Wiens durch das betreffende F. k. Steueramt oder dort, mo 
eine k. k. Landeskaſſe (Landeshauptfafle, Finanzlandestalle, Landeszahl- 

amt) beftebt, durch diefe Kaſſe erfolgen. 


*) Auf ©. 79. 
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87. Die erwähnte Behörde oder Anflalt (88 5 und 6) Tann auf 
Anfuchen des Käufers ftatt ber Umfchreibung der Obligation deren Frei- 
ſchreibung, das ift bie Berwechflung gegen Überbringer-Effeften, bet ver: 
Iosbaren Wertpapieren "gegen Erſatz ber Drudfoften veranlafien. Die 
Drudkoften Hat der Käufer zu tragen. 

88. Nach dem Einlangen ber verlauften Obligation zum Zwecke 
der Um: ober Freifchreibung Hat bie anmweijende Behörde ober Anftalt 
dem &refutionsgerichte unverzüglich einen Ausweis über die Hinfichtlich 
der verfauften Obligation eingetragenen Bormerfungen zu überfenden. 

Die Überfendung des Ausweiſes barf nicht deshalb aufgefchober 
werden, weil bie Umfchreibung nicht fofort bewirkt werben Tann. 

Diefer Ausweis tft auf Grund ber Buchvormerkungen und der ein- 
gelangten gerichtlichen Bahlungsverbote und fonftigen gerichtlichen Benach⸗ 
tichtigungen unter Angabe des Zeitpunktes ihres Einlangens genau nad 
der Rangordnung zu verfajlen. In den Ausweis find außer ben näheren 
Merkmalen der Obligation (Kategorie, Kapitalsbetrag, Binfenausftand 
u. f. w.) alle Bormerfungen aufzunehmen, welche, wie allfällige, urfundlid 
nachgetwiefene Änderungen im Eigentume ober Binfenbezugsrechte oder 
außergerichtlid) ertvorbene Pfandrechte (8 1368 abGB.) Über die an ber 
Obligation von britten Perfonen erivorbenen Rechte, ſowie bei Bapieren, 
die nicht zu Gunften bes Ärars oder eines Landesfonds vinkuliert find, 
über den Beftand eines anderen Haftbandes Aufichluß geben. Das Ere- 
utionggericht Hat den Ausweis bei der Berteilung des Verkaufserlöſes zu 
Grunde zu legen. 

8 9. Die anmweifende Behörde oder Anftult Hat bei der Turchführung 
der Um- oder Freifchreibung ben gefamten Bormerkftand zu Löfchen und 
die umfihriebene oder freigefchriebene Obligation dem Erelutionsgerichte 
überfenden oder ausfolgen zu laſſen. 


Form. Ar.1. Berftändigung ber Kafle und der anweiſenden Behörde 
(Anftatt) v von der Pfändung öffentlicher, auf beftimmte Namen lautender 
— sie Obligationen (81, 8.1, M v. 24. Oktober 1897, RGB. 


Geſchaftszahl 
Auf Grund bes vollſtreckbaren. 
vom...... wurde de....in. 


vertreten buch . . . . gegen » » . -Ä. 2.2. 

Buftelungs= zur Hereinbringung ber vollftredbaren . . . . - ee 
verfügung: zung per. . . . famt. — 

1. Un die kak. die Exekution auf das bewegliche Bermögen . . . 
Direktion der bewill'gt und biefe Erefution zufolge Befchluffes des ® gefertigten 
euaeimnlb Gerichtes durch bie Bfänbung der auf. . . 

2. Andiet.t. lautenden . . . . . . Nummer . 

Stantafdjul- vom . . . .. borgenommen. 
denkaſſa Hievon wird gemäß 8 1, 8. 1, der Miniſterialverordnung 
Wien. v. 24. Oftober 1897 (RGB. Nr. 219) die Mitteilung gemacht. 


A. J. Besirksgericht 
Abteilung.....am 


— — — 
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Form. Nr. 2. — über die zum Zwecke der Um⸗ oder Frei⸗ 
ſchreibung an die hiezu berechtigte Behörde o Anſtalt eingeſendeten 
a Öffentfichen 1 Obligationen (3 6 MB. v. 24. Oftober 1897, RB. 


Geichäftszafl . 
Berzeichnis 


über die von dem k. k. Bezirksgerichte. . bei de.k. k... 
zur Beranlaffung der Umſchreibung — Freiſchreibung — Überreigte 
auf Grund des Beichluffes des k. k. Bezirkögerichtes . . 

vom . . Gefhäftszeflt -. . . am 

vertaufte . Staatsſchuldverſchreibung 





— —— — 
uld⸗ Dermalige Inteſta⸗ 
a Rummer| Datum | Betrag | tion a ar Anmerkung 


Zu TE | 


Amtsſiegel. K. I. Bezirlsgericht 
Abteilung . . . . am 





8 19. Um die Bewilligung bes Berlaufes von Wertpapieren erwirfen 
zu Können, die zu Gunſten des Ärars oder eines Landesfonds ald Kaution 
pintuliert oder in Berwahrung erlegt find, Hat der betreibende Gläubiger 
ein Amt3zeugni3 darüber beizubringen, daß das betrefiende Verpflichtungs- 
verhältnis beendet tft und bie etivaigen Erſatzanſprüche im adminiftrativen 
Wege feltgeftellt worden find. 

Bu diefem Behufe Hat er vorerft bei jener Behörde, welche zur Er: 
folglaflung der verwahrten oder zur Freigebung der vinfulierten Obliga- 
tion berufen ift, unter Angabe des NRechtögrundes und unter Nachweis 
des erworbenen Biandrechtes einzufchreiten. 


8 11. Sofern derartige Obligationen in amtlicher Verwahrung er: 
liegen, hat die Kautionsbehörde fie nach Zuſtellung des Beſchluſſes, durch 
welchen der Berfauf bemilligt wurbe, dem Exekutionsgerichte zu über: 
fenden. 

8 13. Falls Erfabanfprüce, zu deren Dedung die zu Gunften des 
Ärard oder eines Laudesfonds als Kaution vinkulierte oder in Verwah— 
rung erlegte Obligation zu dienen bat, bei beendetem Berpflichtungsver- 
hältniſſe feftgeftellt wurben, *) fo find Hievon im Wege der Abminiftrativ- 
behörde alle Perfonen zu benadjrichtigen, die an der Obligation ein 
Pfandrecht erworben haben (8 265, Abf. 2, ED.). 


8 13. Der Berfauf von Wertpapieren, die als Militärheiratsfaution 
vintuliert find, darf erft bewilligt werden, wenn das Kautionsband auf: 


*, Wenn foldhe Erfabanfprücde fich nicht ergeben haben, ift es Sache 
der gerichtlichen Pfandgläubiger, ſich durch Nachfrage Kenntnis von der 
Zuläſſigkeit des Verkaufes zu verichaffen. 
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nelöft worden ift, worüber ber betreibende Gläubiger das Amtszeugnis 
der zuftändigen Behörde (k. und 8. Reichs-Kriegsminiſterium, E. k. Mini- 
fterium für Landesverteidigung, königlich ungarifchese Minifterium für 
Zandesverteidigung) dem Erefutionsgerichte vorzulegen hat (Art. IX, 8.1, 
EG. z. ED. und Hab. dv. 29. September 1835, IGS. Nr. 84). 
.. 814 Für den Verlauf von Wertpapieren, die zu Gunften bes 
Arars oder eined Landesfonds ala Kaution oder al3 Heiratsfaution vin- 
fuliert find, gelten im übrigen die Vorfchriften der 88 5 bis 9. Bei ber 
Borlage oder Einfendung der als Kaution zu Gunften des ürars oder 
eines Landesfonds vinfulierten Obligationen zum Bwede der Um- ober 
Freifchreibung iſt das Amtszeugnis über die Freigebbarkeit der Obligation 
($ 10) anzufcdjließen. 

. 815. Diefe Verordnung tritt am 1. Jänner 1898 in Wirkſamkeit. 

Art. XVI. Sofern in der Erefutiongordnung auf Be- 
jtimmungen des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes (Geſetz vom 
25. Juli 1871, RGB. Nr. 95) verwiejen wird,!) haben in 
den Ländern, in welchen Berfachbiicher geführt werden, ?) die 
entjprechenden, für das Verfachbuch geltenden gejeglichen Be- 
ftimmungen?) zur Anwendung zu kommen. 

Die Beftimmungen der Erefutionsordnung, die den Be- 
ftand von öffentlichen, nach den Vorfchriften des allgemeinen 
Grundbuchsgefeges geführten Büchern zur Borausfegung 
haben, find in den Ländern, in welchen Verfahbücher geführt 
werden, finngemäß anzuwenden. Die näheren Borjchriften 
über diefe Anwendung und über die Durchführung aller auf 
öffentliche Bücher fich beziehenden Beltimmungen der Exe— 
futionsordnung in den Ländern, in welchen Berfachbücher 
geführt werden, fowie die Feſtſetzung, welche der bezüglichen 
Beltimmungen der Erefutionsordnung in diefen Ländern 
nicht zur Anwendung gelangen follen und welche Maßregeln 
in diefem Yale bei Erefutionsführungen an Stelle der in 
Trage fommenden bücherlidyen Afte zu treten haben, find im 
Berordnungswwege*) zu erlaſſen. Es haben jedody in den 
Ländern, in welchen Berfachbücher geführt werden: 

1. in Anfehung der Erefution durch zwangsweiſe Pfand: 
recht3begründung (88 87 ff. EO.), fowie in Anfehung der 
Sicherung von Geldforderungen durch Vormerkung des Pfand- 
rechtes auf Liegenfchaften ($ 374 ED.) die bisher hiefür gel- 


Art. XVI. 1. Für den Erwerb des exekutiven Pfand- 
rechtes an Grundfiüden in Dalmatien, die in feinem 
Grundbuche eingetragen find, gelten die Worjchriften über die 
Hypothekenbücher und fubfidiär die Beftimmungen der Exekutions⸗ 
ordnung. E. dv. 28. Zuli 1898, 3. 10084, Gaz. 1898:5. 
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tenden geſetzlichen Vorſchriften auch weiterhin zur Anwendung 
zu kommen; 

2. ſoweit nach der Exekutionsordnung bei der Zwangs— 
verwaltung und Zwangsverſteigerung, bei der Exekution auf 
Rechte an bücherlich eingetragenen Liegenjchaften oder bei einft- 
weiligen Verfügungen bücherliche Anmerkungen?) ftattzufinden 
haben oder zu löſchen find,®) hat die von Amts wegen zu ver- 
anlafiende Berfachung der betreffenden Beichlüffe (Bejcheide) 
ftattzufinden. Diejer Verfachung kommen die in der Ere- 
kutionsordnung der bücherlichen Anmerkung beigelegten Rechts» 
wirfungen mit der Maßgabe zu, daß fich die Priorität nad) 
dem Tage’) der Verfachung richtet; 

3. außer den in 3. 1 und 2 angegebenen Fällen find 
die Vorjchriften der Erefutiongordnung, die fich auf bücher- 
liche Bormerkungen oder Anmerkungen beziehen, unanwendbar; 

4. die Vorſchriften, welche in den 88 145, Abſatz 3,°) 
und 170, 8. 1, der Erefutionsordnung für Liegenjchaften 
aufgeftellt find, die in ein öffentliches Buch nicht aufgenommen 
find, haben für alle Kiegenichaften zu gelten; 

5. die Vorjchrift des 8 184, 3. 3, Hat feine Anwendung 
zu finden.?) 

1) 8. B.: 88 88, 89, 104, 185, 183, 186, 208, 350. 

?) Tirol und Vorarlberg. 

3) Das Verfachbuchweſen in feiner gegenwärtigen Geftalt gründet 

fi) auf das infolge AH. Entſchl. v. 17. Juli 1816 erfloffenen Appell.-Birk. v. 
2. April 1817 und bie in demfelben republizierten, im folgenden abge⸗ 
drudten Hofdekrete. 

Daneben kommen noch in Betracht das Gef. v. 27. März 1869, RGB. 
Nr. 42, betreffend die HHupotelarerneuerung in Tirol, und jenes v. 
15. März 1886, RGB. Nr. 47, betreffend die Hhupotelarerneuerung in 
Borarlberg, mit den einjchlägigen Landezgef. v. 15. Mat 1869, tirol. 
LGB. Nr. 25, und v. 15. März 1886, LEB. Nr. 20 für Borariberg. 

(Siehe die Rufammenftellung bei Dr. Bruno Lecher, „Das Verfach⸗ 
buch in Tirol und Vorarlberg”, Innsbruck, Wagner 1885.) 

Hfd. v. 12. März 1792, IGS. Nr. 5. b) Jedoch Tann aus der 
wie immer errichteten Urkunde ein Pfandrecht oder fonft ein dingliches 
Recht nicht ander? erhalten werden, als wenn bie betreffende Urkunde 
dem gehörigen Gerichtsftande vorgelegt und bafelbft protofolliert worden 
ift, wo dann vom Tage der gefchehenen Hinterlegung und Protofollierung 
da8 Pfandrecht oder fonftiges dingliches Recht zu wirken anfängt. 

c) Wenn bie Urkunde auf eine Realität Beziehung hat, Toll die Hinter- 
fegung und PBrotolollierung hei jenem Gerichtsftande gefchehen, in deſſen 
Bezirke die betreffende Realität gelegen ift, außerdem aber bei jenem Ge⸗ 
richtsflande, unter welchem jcder der Kontrahenten fleht. 

Hfd. v. 10. Juni 1793, JS. Nr. 111. Sowie durd) die be= 
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ftehenden Geſetze ſchon außer Zweifel geſetzt ift, daß jedem Untertane auch 
in Tirol freiftehe, feine legtwilligen Anordnungen oder wie immer ge— 
arteten Kontrafte unter Lebenden mit aller Rechtsgültigkeit für fi) außer- 
gerichtlich zu errichten, ohne an bie Veiziehung eines Notars, oder an 
den Borftand vor einer Obrigfeit oder Gerichtsftand gebunden zu fein; 
alfo ift aud, um in ber Folge ein Pfand: oder dingliches Recht zu er= 
halten, wicht nötig, die außergerichtlih, aber gültig errichtete Urkunde 
umschreiben oder erneuern zu laſſen, fondern e3 wird nur die Vorlegung, 
fohinige Protokollierung ber außergerichtlichen Urkunde erfordert. Diefe 
Protokollierung darf unter dem Vorwande des Abgangs eines Rotarz, 
oder obrigfeitlicher Einfchreitung nicht verweigert werden. 

Hfd. v. A. März 1803, JGS. Nr. 597. Schon jehr lange dauert 
die Klage, daß in Tirol ber Sicherheit der Pupillar: und milden Stif- 
tungsfapitalien, die bei den Adeligen und Siegelmäßigen anliegend find, 
aus der Urſache nicht fürgefehen fei, weil Adelige und Siegelmäßige, da 
in Tirol keine Zandtafel befteht, Tediglih unter ihrer Unterfchrift und 
Mitfertigung zweier fiegelmäßiger Zeugen ihre Realitäten pfandrechtlich 
verfchreiben können, ohne daß in den Öffentlichen Alten eine Vormerkung 
ericheine. 

Um nun dieſer Klage abzuhelfen, haben Seine Majeſtät zu befehlen 
geruht: daß in Zukunſt auch bei Adeligen und Siegelmäßigen in An— 
ſehung der Kontrakte, aus welchen dingliche Rechte und Hypotheken ent⸗ 
ſtehen ſollen, ihre alleinige Fertigung und jene zweier Zeugen nicht hin— 
reichend fei, fondern dergleichen Kontralte immer ad acta publica in 
loco rei sitae, das tft, zum Protokoll jenes Ortsgerichtes, in deſſen Be- 
zirte die zu verfaufende oder zu verpfändende Nealität liegt, einverleiht 
werden follen. — Da aber auch für die Sicherheit jener Pupillar: und 
milden Stiftungen zw forgen ift, die ihre Kapitalien gegenwärtig bei 
Adeligen und Siegelmäßigen anliegen Haben und deren Kuratoren folelic 
nicht fo leicht erheben können, mit wie vielen anderen Hupothezierten 
Schulden ihre adeligen und fiegelmäßigen Schuldner auf ihre Realitäten 
behaftet find, fo haben alle Gläubiger ohne Unterfchted, welche bei einem 
Adeligen oder Siegelmäßigen ein Pfand- oder ein anderes dingliches 
Recht zu haben glauben und hierüber nach der bisherigen gefeßlichen 
Form ausgefertigte Urkunden befißen, diefelben binnen einem Jahre und 
ſechs Wochen bei dem Ortsgerichte, in deſſen Bezirke die verpfändete 
Realität fich befindet, vorzulegen, und um fo ficherer vormerken zu laſſen, 
als nad) Verlauf diefer Frift und der unterlaffenen Anmeldung alfe ang 
vorgemerkten Hypotheken erlofchen fein jollen. 

Hfd. v. 24. Dftober 1816, JGS. Nr. 1291. Seine Majeftät 
haben bereit! mit Ah. Entichl. v. 24. Dezember 1814 erflärt: es fet (um 
allen Anfragen über die Anwendbarkeit folder Anordnungen der galizi⸗ 
ziſchen Gerichtsordnung und des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, welche 
die Eriftenz der Grundbuchs- und Landtafelverfaffung vorausfegen, zu 
begegnen) in Zukunft al3 allgemeiner Grundfa anzunehmen, daß dieſe 
Gefeßftellen vor der Hand und big zur erfolgenden Einführung der Grund: 
bücher außer Anwendung frien und in allen unter denfelben begriffenen 
"Fällen nicht nach befagten Gefegen, fondern nah den vorigen Geſetzen 
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und Verordnungen, welche vor Einführung des Bayeriſchen und Ita⸗ 
lieniſchen Rechtes in Tirol und Vorarlberg gegolten haben, zu entſcheiden 
und zu verfahren ſei. 

Da nun die mit 1. Mai 1817 eintretende Organiſierung aller erſten 
Gerichtsbehörden es möglich macht, dieſen Grundſatz in Tirol und Bor: 
arlberg allgemein in Anwendung zu bringen, und da zugleich teils in 
Vorarlberg, teils in den mit Tirol neu vereinigten Landesbezirken in 
Hinſicht auf die Erwerbung des Pfandrechtes und anderer dinglicher Rechte 
ſehr verſchiedene Gewohnheiten und Verfaſſungen beſtehen; ſo haben 
Seine Majeſtät, um in dieſem Zweige der Geſetzgebung eine gleiche Ord⸗ 
nung für ganz Tirol und Vorarlberg einzuführen, dur Ah. Entſchl. v. 
17. Zuli 1815 weiter verorbnnet: daß die diesfalls für Tirol gegebenen 
Geſetze und Verordnungen auch auf Vorarlberg, auf die mit Tirol ver- 
einigten Bezirke von Winbifch-Matret, Zillertal, Brixental, Lengberg und 
Bil ausgedehnt und als Fünftige, vom 1. Mai 1817 für ganz Tirol und 
Vorarlberg allgemein geltende Rormen neu kundgemacht werden follen. 
Es find folgende: Erftens das Hfd. v. 12. März 1792, 8. 5; zweitens 
das Hfb. v. 10. Juni 1793, 8. 111; drittens das Hfd. v. 4. März 1803, 
3. 597; endlich vierten? bas am 4. März 1805 über mehrere nad) ber 
erfolgten Kundmachung der obigen Vbg. v. 4. März 1803 gemachte An 
fragen, einverftändlih mit der k. k. oberften Juſtizſtelle erfloflene Hof: 
kanzleidekret, deſſen weitläufiger Inhalt ohnehin im Lande kundgemacht 
wurde. Diefe Verordnungen Haben jedoch nur infoweit ihre Kraft und 
Anwendung, als nad) ber Galizifchen Gericht3ordnung und dem allgemei- 
nen bürgerlichen Geſetzbuch fih auf die Landtafel oder auf Grunbbücher 
bezogen wirb; es bleibt daher in allem übrigen, folglich) aud) rückſichtlich 
auf das Pfandrecht an beweglichen Sachen Iediglich bei den Beftimmungen 
des abGB. 

Verordnung des Miniſteriums der Juſtiz v. 22. April 
1854, RGB. Nr. 101, gültig für Tirol und Vorarlberg, wodurch 
erflärt wird, daß zur Erwerbung des Eigentumes einer 
Nealtität die Eintragung der diesfälligen Urkunde in da3 
Berfahbuh erforderlich fei. Zur Erzielung Der Gleichförmigkeit 
in den gerichtlichen Entjcheidungen über die Frage, ob in Tirol und Bor- 
arlberg zur Erwerbung des Eigentums unbeweglicher Güter die Ein 
tragung der biesfäligen Urkunden in die Verfachbücher erforderlich fei, 
wird erflärt, daß die in den Hfd. v. 12. März 1792, Nr. 5, v. 4. März 
1803, Nr. 597, und vd. 24. Oktober 1816, Nr. 1291 der XGS., vorkom⸗ 
menden Ausdrüde: Pfandrecht oder Hypothek und andere Ddingliche 
Rechte auch auf das Eigentum bezogen werden müffen, weil der allgemeine 
Rechtöbegriff eines dinglichen Rechtes im Gegenſatze zur Hypothek offen- 
bar auch das Eigentumsrecht in fich begreift. 

Diejes kann um fo viel weniger einem gegründeten Zweifel unter- 
liegen, als das oben berufene Hfd. v. 4. März 1803 ausdrücklich an= 
orbniet, daß die Kontrakte, aus welchen bingliche Rechte und HYypothelen 
entfteben follen, im Protokolle jenes Ortögerichtes, in deflen Bezirke die 
zu verfanfende oder zu verpfändende Realität Liegt, einverleibt werden 
müfjen. Ferner hat aud) das Hfd. v. 30. Oltober 1819, Nr. 1619 IGS., 
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den Grundſatz aufgeftellt, daß, wenn das in früherer Zeit hypothezierte 
Gut vor ber Einverleibung der Schuldurfunde veräußert worden wäre, 
diefe Einverleibung dem jegigen Eigentümer, wenn der Nechtötitel feiner 
Erwerbung in dem Verfacdhprotofolle bereit3 eingetragen ift, nicht nad: 
teilig fein Fönne, woraus Kar hervorgeht, daB zur Eriwerbung des Eigen: 
tume3 eines unbeweglichen Gutes außer dem NRechtstitel noch die Ber: 
fachung der diesfälligen Urkunde erforderlich) ift. 

4) Das Geſeztz bezieht fich Telbft auf Verfachbücher in 88 183 Abi. 2, 
211 Abſ. 3. 

6) 88 98, 134, 148, 173, 183, 186, 199, 320, 322, 384. 

8) 88 129, 130, 149, 188, 207, 237, 8828. 

?) Mehrere Verfachungen am felben Tage haben gleiche Priorität; 
vol. 8 104, Ubi. 2. 

8) Bal. den 8 2 des in Tirol und Vorarlberg bis jet in Geltung 
geftandenen Hfd. v. 19. November 1839, IGS. Nr. 383. 

9) Entſpricht dem bisher in Geltung geftandenen Hfb. vd. 22. Oktober 
1825, IGS. Nr. 2139. 


Berordnung des Juftizminifters v. 5. Mai 1897, RGB. 
Nr. 115, Über die Anwendung ber Erelutiondordnung db. 
27. Mai 1896, RGB. Nr. 79, in den Berfahbudhländbern (Ber. 
fachbuchverorduung). 

Auf Grund des Artikels XVI des Einführungsgeſetzes zur Exeku— 
tionsordnung dv. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78, und im Anfchluffe an die 
Vorſchriften dieſes Artifel® werden mit Geltung für die Verfachbuch⸗ 
länder (Tirol und Borariberg) folgende VBeftimmungen getroffen: 


I. Allgemeine Befimmungen. 


81. Die Beitimmungen der Exelutionsorbnung, welche ich auf 
Liegenfchaften (unbeweglihe Güter, unbemwegliche Sachen) beziehen, bie in 
einem öffentlichen Buche (Grundbuche) eingetragen find, haben in den 
Verfachbuchländern auf alle Liegenfchaften nad; Maßgabe der nachfolgen⸗ 
ben Grundſätze (88 2 bis 7) Anwendung zu finden, foweit bie gegen- 
wärtige Verordnung nicht im bejfonderen Teil (88 8 ff.) etwas anderes 
ausdrücklich beſtimmt. Es macht keinen Unterfchied, ob Hinfichtlich der 
Liegenſchaft, um die es fi) im einzelnen Falle handelt, eine Urkunde in 
den Verfachbüchern tatfächlich vorfommt oder nicht. 

8 2. Dem Gerichte, bei dem das öffentliche Buch (Grundbuch) ge⸗ 
führt wird (bei dem ſich die Einlage Über eine Liegenjchaft befindet), ents 
fpricht jenes Gericht, wo die auf eine Liegenschaft bezüglichen Urkunden 
zu verfachen find (Buchgericht, Buchbehörbe). 

8 3. Der büderliden Einverleibung (Eintragung, Sicjerftellung) 
der Beſchränkung, Übertragung und Löſchung von bücherlichen Rechten 
oder Forderungen tft die Verfachung jener Urkunden (gerichtlichen Alte) 
gleichzuachten, die einen Rechtstitel zur Erwerbung (Sicherftellung), Ein- 
ſchränkung, Übertragung von dinglichen Rechten an unbeweglichen Sachen 
bezw. ein Aufgeben (eine Aberfennung) folder Rechte enthalten. 

Soweit nad der Exekutionsordnung die erwähnten Grundbuchsakte 
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vorzunehmen find, hat die Verfachung des betreffenden Gerichtsbeſchluſſes 
(Beſcheides) einzutreten. *) 

Den büderlihen (bücherlich fichergeftellten, eingetragenen, einver- 
leibten) Rechten oder Forderungen entiprechen jene Rechte und Forderun⸗ 
gen, zu deren Erwerbung, bezw. pfandbrechtlichen Sicherftellung die Ver⸗ 
fahung einer bezüglien Urkunde (eines bezüglichen gerichtlichen Aktes) 
gejeglich erfordert ift und im einzelnen Falle wirklich vollzogen wurde. 

8 4. Die Etelle der Auszüge aus ben Öffentlichen Büchern vertreten 
die Hupothefenzertifilate. 

85. Wo in der Exekutionsordnung von dem Stande bes Öffentlichen 
Buches (dem Grundbuchsſtande) die Rebe ift, kommt die aus den verfach⸗ 
ten Urkunden fich ergebende Rechtslage (Rangorbnung) in Betracht. 

86. Wo auf die beftehende Rangorbnung (Priorität) bücherlicher 
Rechte oder Forderungen oder bücdjerlicher Eintragungen Bezug genommen, 
oder wo die Priorität nach dem Grundſatze des allgemeinen Grundbuchs⸗ 
gefeße3 beftimmt wird, hat in Gemäßheit der Verfachbuchvorſchriften die 
Rangordnung nad dem Tage der Verfachung zu gelten, derart, daß hin- 
fihtlih der am nämlidhen Tage einlaufenden Erſuchen ober Anträge die 
gleiche Priorität einzutreten hat. 

87. Soweit bei der Zwangsverwaltung und Bivangsverfteigerung, 
bei der Exekution auf Rechte an bücherlich eingetragenen Liegenfchaften 
oder bei einftweiligen Berfügungen von bücherlichen Anmerkungen oder 
von deren Löſchung die Rebe ift, werden diefe Alte durch die Verfachung 
der betreffenden Beſchlüſſe (Befcheide) erfebt. 

Ten hienach vorgenommenen Berfachungen kommen die in der Exe- 
kutionsordnung der bücherlichen Anmerkung beigelegten Rechtswirkungen 
mit der Maßgabe zu, daB fich die Priorität nad) dem Tage der Ber: 
fachung richtet. 


II. Belondere Reſtimmungen. 


Bwangsweife Begründung de3 Pfandrehtes auf Liegen- 
fchaften als Erefutiond= und Siherungsmaßregel. 


8 8. Die zwangsweiſe Pfanbredjtsbegründung auf Liegenfchaften 
zu Gunften einer vollitredbaren Geldforderung (88 88, 89 ED.) erfolgt 
ohne Rüdficht, ob das Pfandrecht neu beitellt oder ein bereits früher be— 
ſtandenes vertragamäßiges Pfandrecht als vollſtreckbar erklärt wird, durch 
die Verfachung des bezüglichen Gerichtöbeichlufies. 

Auch die Einräumung des Pfandrechtes auf Liegenschaften zur Siche- 
rung von Geldforberungen (8 374 ED.) erfolgt durch Verfachung des 

bewilligenden Beſchluſſes. 


*) fiber die Gebührenbehandlung der Eingaben, die Verfachungen be= 
zwecken oder zur Yolge haben, fiehe FME. v. 28. April 1898, 3. 21424, 
FMVB. Nr. 8, IJMBB. ©. 108/1899, uud über die Gebührenbehand- 
lung von Alten des Erxelutiond- und Sicherungsverfahrens in den Ver⸗ 
fahbudjländern FME. v. 20. April 1899, 3. 38685 ex 1898, IMVB. 
©. 145/189. 
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Bwangsperfteigerung von Liegenschaften. 

89. Die im 8138, 3.1, ED. geforderte urkundliche Befcheinigung, 
daß bie zu verfteigernde Liegenfchaft im Beſitze oder Mitbeſitze des Ver⸗ 
pflichteten fteht, ift dann beizubringen, wenn das Eigentum bes Verpflich⸗ 
teten mittels Hypothekenzertifilates oder anderer Urkunden nicht genügend 
bef&heinigt werben kann. Wenn aud) über den Befib feine urkundliche 
Befcheinigung beigebracht werden kann, ift nad) der Worfchrift des vor⸗ 
legten Abſatzes des 8 133 ED. vorzugehen. 

8 10. Die Vorfchrift des 8 145, Abi. 3, ED. findet hinſichtlich 
aller Liegenichaften Anwendung. Das im Cinne dieſer Beſtimmungen 
zu erlaflende Edikt führt die Bezeichnung: „Erftes Edift im Verſteigerungs⸗ 
verfahren.” 

Dasſelbe iſt vom Erekutionsgerichte, wenn diefes ſelbſt die Verſteige⸗ 
rung bewilligt, gleichzeitig mit der Bewilligung, font aber nad) dem Ein⸗ 
langen des Erſuchens um den Bollzug zu erlaffen. 

8 11. In dem erften Epdikte ift die zu verfteigernde Liegenfchait deut- 
lich zu bezeichnen und der Name des gegenwärtigen Befiters ſowohl al® 
der de3 betreibenden Gläubigers anzuführen. 

Die Anmeldefrift*) fol regelmäßig fo feftaefebt werden, daß vom Tage 
der erften Einfchaltung des Ediftes im Amtsblatte ein Zeitraum von vier 
Wochen zur Anmeldung offen flieht. Eine fürzere Friſt ift unzuläffie. 

Der Tag ber erftmaligen Einhaltung des Ediktes und der Tag, wo— 
mit die Frift endet, find im Edikte felbft ausdrücklich zu bezeichnen. 

Für die Einfchaltung am beflimmten Tage ift Sorge zu tragen. 

8 12, Die im 8 145, Abf. 3, ED. angedrohte Rechtsfolge des Frift: 
verſäumniſſes ift im erflen Edikte derart zum Ausdrucke zu bringen, baß, 
wenn ein dingliches Recht, **) welches an der Liegenfchaft in Anfprud) ge: 

*, Bei Fridamäßigen Berfteigerungen Tann die Verfteigerung zivar vor 
Ablauf der im $ 169 beftimmten Friſt von drei Monaten, aber nicht vor 
Ablauf der Anmeldungsfrift ftattfinden. 

**) IMV. v. 2. April 1898, IMVB. Nr. 8, betreffend die An: 
meldung von DPienftbarleiten im Laufe der Zwangsver— 
fteigerung. An alle Gerichte in den Berfahbudländern (Tirol und 
Vorarlberg). Da fi Zweifel über die Tragmeite der Beſtimmung des 
8 12 der Verordnung bes Juftizminifters dv. 5. Mai 1897, RGB. Nr. 115 
(Verfachverordnung), in der Richtung ergeben haben, ob Dienftbarleiten 
unter allen Umftänden im Laufe des Verfteigerungsverfahrensd angemeldet 
werden müſſen, werden die Gerichte unter Hinweis auf den Xortlaut 
diefer Beftimmung darauf aufmerffam gemacht, daß im Sinne des $ 145, 
Abſatz 3, ED., gemäß $ 12 der zitierten Verordnung nur diejenigen ding⸗ 
lien Rechte unter der im 8 12 der Verfachbuchverordnung bezeichneten 
Rechtsfolge angemeldet werden müſſen, weldje aus der Verteilungsmaſſe 
Tedung finden follen, daß demnach zufolge der Beſſimmung des 8150, Abſ. 1, 
ED. die dem Befriedigungs- oder dem Pfandrechte des betreibenden Gläu⸗ 
bigers vorangehenden Dienftbarleiten, insbeſondere auch diejenigen Tienft- 
barfeiten, welche fi) auf Erfenntniffe oder Vergleiche gründen, die auf 
Grund des kaiſ. Pat. dv. 5. Juli 1853, RGB. Nr. 130, Über Ablöfung 


Verfachbuchverordnung. 87 


nommen wird, und welches aus der Verteilungsmaſſe Tedung finden ſoll, 
weder innerhalb der Anmelbefrift, noch aud) bis zum Berfteigerungstermine 
(vor Beginn der Verfteigerung) angemeldet fein follte, die Berichtigung 
aus der Berteilungsmaffe, foferne der Anſpruch nicht aus den Exekutions⸗ 
alten als rechtsbeſtändig und zur Befriedigung geeignet erhellt, erft nach 
voller Befriedigung des betreibenden Gläubigers und aller redhtzeitig an= 
gemeldeten dinglichen Rechte ftattfinden würde. 

Daß ein dingliches Recht im Hypothekenzertifikate vorkommt, genügt 
für ſich allein nicht, damit der Anſpruch als rechtsbeſtändig angeiehen werde. 
Darauf find die Parteien im Edikte ausdrücklich aufmerlfam zu machen. 

8 13. Das erfte Edikt Hat die Aufforderung zu enthalten, daß bie 
außerhalb des Sprengels des Erefutionsgerichtes mohnhaften Anmelder einen 
im Gerichtöorte wohnhaften Zuſtellungsbevollmächtigten namhaft machen. 

Die Bekanntmachung im Sinne des 8 170, 8. 4, ED. wird dadurd) 
jedoch nicht erfeßt. Die dort erwähnte Rechtefolge Hat erft einzutreten, 
wenn eine ſolche Namhaftmachung aud) nach Hinausgabe des Berfteigerungs- 
ediltes nicht erfolgt. 

8 14. Der betreibende Gläubiger, der Verpflichtete und die alffälligen 
Wiederkaufsberechtigten find von der Bewilligung der Verfteigerung durch 
Buftellung des BVerfteigerungsbefchluffes zu verftändigen (8 133, Iebter 
Abſatz, ED.). 

Allen fonftigen Perſonen, bie nach den vorliegenden Ausweiſen ding- 
lihe Rechte an der zu verfteigernden Liegenfchaft, insbeſondere auch pfand= 
rechtlich fichergeftellte Steuern, BZufchläge, Gebühren und fonftige öffent: 
liche Abgaben in Anſpruch nehmen können, find Ausfertigungen des erften 
Ediktes zuzuſtellen. 

Der Überſendung von Ausfertigungen des Verſteigerungsbeſchluſſes 
an das Exekutionsgericht in dem Falle, daß dieſes nicht ſelbſt die Ver⸗ 
ſteigerung bewilligt (ß 158, Abſ. 6, Geſchäftsordnung) bedarf es daher 
hinſichtlich der letztgenannten Perſonen nicht. 

8 15. Bei der Bewilligung der Wiederverſteigerung iſt ein neues 
erſtes Edilt nicht hinauszugeben. Doch haben die im letzten Abſatze des 
8 154 ED. erwähnten Verſtändigungen, und zwar mit der Aufforderung 
ftattzufinten,, bis zum Verfteigerungstermine, fpäteftens vor Beginn der 
Berfteigerung, das beanſpruchte Recht bei Vermeidung der im 8 12 an— 
gegebenen Rechtsfolge anzumelden. 

8 16. Das erfte Edikt ift immer durch mindeftens einmalige Ein- 
ſchaltung in die für die amtlichen Kundmachungen im Lande beftimmte 
Beitung zu verlautbaren. 

Jede Einflelung de3 Exekutionsverfahrens, die nach der Veröffent- 
fihung de3 erften Ebdiftes im Amtsblatte und vor dem Verfteigerungs- 
termine ftattfindet, ift durch eine Kundmachung in demfelben Amtsblatte 
allgemein befanntzumachen. 

8 17. Die vorläufige Feftftellung des Laftenftandes (8 164 ED.) kann 


und Regulierung von Feldfervituten ergangen find oder abgeſchloſſen wur: 
den, dem Anmeldungszwange nicht unterliegen und ohne Anrechnung auf 
das Meiftbot vom Erfieher übernommen werben müffen. 
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von jenen Gläubigern, die burch Buftellung des erften Ebiltes von der 
Berfteigerungsbewilligung veritänbigt wurden, innerhalb acht Tagen nad) 
der Berftändigung beantragt werben. 

Fhr die nicht derart verftändigten Gläubiger beginnt bie achttägige 
Frift vom Tage der Einfchaltung des erſten Ediktes zu Laufen. 

8 18. Die Tagfagung zur Feitftellung ber Berfteigerungsbebingungen 
(8 162 ED.), fowie jene zur vorläufigen Feſtſtellung bes Laftenftandes 
(8 164 ED.) find immer auf einen Zeitpunkt anzuorbnen, an dem bie An⸗ 
melbefrift (8 11) bereit3 veritrichen iſt. 

Bor deren Ablauf Tann aud) der Berfteigerungstermin nicht beftinmt 
und eine Verhandlung nad) 8 200, 8.1, ED. nicht durchgeführt werden. 

8 19. Die Perfonen, von denen Anmeldungen dinglicher Rechte vor⸗ 
liegen, find zu den im 8 18 erwähnten Tagſatzungen zu laden und nad) 
8 171 ED. vom Berfteigerungstermine zu verftändigen. 

Wenn die Ladung oder Berftändigung nicht rechtzeitig bewirkt werden 
fann oder vergeblich verfucht wurde, ift nach Vorſchrift des 8 162, Abſ. 2 
und 3, und 8 174 ED. vorzugehen. 

Den im 8173, Abf.2, ED. genannten Perſonen tit das Berfteigerungs- 
edikt mit ber im 8 15 erwähnten Aufforderung zuzuftellen. 

8230. Alle Anmeldungen find beim Erelutionsgerichte, und zwar entweder 
fchriftlich (in einfacher Ausfertigung) oder mündlich zu Erotofoll anzubringen. 

Mit den Anmeldungen find bie zum Nachweiſe der angemeldeten Au⸗ 
ſprüche dienenden Urkunden, falls ſich diefe nicht fchon bei Gericht be: 
finden, in Urfchrift oder beglaubigter Abſchrift vorzulegen. 

Die Anmeldungen find im Überſichtsbogen über die Akten in ent: 
fpredhender Weife hervorzuheben. 

8 21. Bei Anfprüden, die aus dem Meiftbote Dedung finden follen, 
ift einzeln anzugeben, welche Beträge an Kapital, Binfen, wiederkehrenden 
Zeiftungen, Koften und fonftigen Nebenforderungen zur Befriedigung ge⸗ 
langen follen. 

Inſoweit dies nicht gefchieht, tritt die im 8 12 ausgeſprochene Rechts⸗ 
folge ein. 

Hinfichtlich der Koften Tann der Vorbehalt gemadjt werben, baß deren 
genauer Betrag erft bei der Meiftbotsverteilung befanntgegeben wird. 

Die Pfandgläubiger Haben die Rangordnung des von ihnen behaup: 
teten Pfandrechtes unter Bezeichnung der Zeit, von ber an das Pfand⸗ 
recht in Anspruch genommen wird, anzugeben. 

Mit der Anmeldung Tann auch eine ber im 8 171, Abſ. 2 und 3, ED. 
erwähnten Erllärungen verbunden werben. 

8 23. Bon Seite des betreibenden und jedes beitretenden Gläubigers, 
dann folder Gläubiger, deren Pfandrecht zwangsweiſe gemäß 88 87 bis 
89 ED. begründet wurde, bebarf e3 einer eigenen Aumeldung nicht, fo: 
weit deren Anſprüche ſich aus den Erelutionsaften ergeben.) 


a) 1. Anfprüche, für die zwangsweiſe ein Pfandrecdht begrün- 
det wurde, bedürfen bei der Verteilung auf Grund einer jpäter 
bom Maffeverwalter erwirkten Verfteigerung keiner Anmeldung. 
E. vd. 24. September 1901, 3. 12792, ©. 1902 :33. | 
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8 23, Eine befondere Sicherheitzleiftung Tann im Sinne bes 8 147, 
Ab. 3, ED. nur dem betreibenden Gläubiger, nicht aber anderen Bietern 
erlafjen werden. 


8 24. Das Berfteigerungsedift hat außer dem, was im 8 170 ED. 
borgejchrieben ift, auch den Namen des gegenwärtigen Befigers der Liegen- 
ſchaft zu enthalten. 


8 25. Der 8 72, Abſ. 2 und 3, des allgemeinen Grundbuchgeſetzes 
findet auf bie Berfahung des Bufchlagsbefchtuffes (88 183, 199 en.) un 
eingefchränfte Anwendung. 


8 26. Tie Borichrift des 8 184,8. 3, ED. hat feine Anwendung 
zu finden. 

Tagegen Tann ein Widerſpruch gegen die Erteilung des Bufchlages 
auch noch erhoben werden, weil: 

a) das erfte Edikt im Berfteigerungsverfahren nicht den vorgefchriebenen 
Inhalt Hatte oder nicht in der vorgefchriebenen Art veröffentlicht 
wurde (88 11, 12, 16); 

b) die Anmelbefrift weniger als vier Wochen betrug (8 11); 

c) folhe Berfonen, deren Anmeldungen innerhalb der Anmeldefriſt 
(8 11) eingelaufen find, von dem Berfteigerungstermine nicht ver: 
ftändigt wurden. 


Auf die eben angegebenen Mängel finden die Beftimmungen bes 8 186, 
Abſ. 1, und des 8 187, Abf. 1, ED., auf den Bunkt c aud) die Vorſchrift 
des zweiten Abſatzes des $ 186 ED. Anwendung. 


8 27. Um bie Rechtswirkungen der 88 207 und 208 ED. herbeizu⸗ 
führen, ift nad) Ablauf der im 8 207 erwähnten Frift über die Berfachung 
jener Beicheide Beſchluß zu faflen, die bei der Einftellung des Verfteige- 
rungsverfahrens, bei der Abgabe einer Erflärung nad 8 206 und bei 
einer Antragſtellung nad) 8 208 erlaffen wurden. Eine Wusfertigung 
diefes Beſchluſſes ift zu verfachen. 

Gegen dieſen Befchluß findet ein Rekurs nicht ftatt (8 239, 3.8, EO.). 

Der Beſcheid, der in Stattgebung eines nad) 8 208 ED. geftellten An= 
trage8 ergeht, hat die Zuerlennung des Pfandrechtes auf die Liegenfchaft 
unter Angabe des Ranges auszufprecden. 


8 28. Bur Verhandlung über die Verteilung des Meiftbotes (8 209 
ED.) find außer dem Berpflichteten, dem betreibenden Gläubiger und ben 
im 8 172, 3.1, bezeichneten Öffentlichen Organen alle Berfonen zu laden, 
von denen Anmeldungen vorliegen. 

Die im 8 210 ED. erwähnte Aufforderung entfällt. 

In der Ladung ift zu bemerfen, daß bis zur Beendigung der Ver: 
teilungstagfagung eine Ergänzung der früher angebrachten Anmeldungen 
im Koftenpuntte (8 21), dann die Beibringung neuer Beweisurkunden ge⸗ 
ftattet ift. 

Eine anderweitige Ergänzung der Anmeldungen ift ohne Buftimmung 
jener Perfonen, deren Rechte oder Ansprüche hiedurch beeinträchtigt würden, 
weder vor, noch bei der Verteilungstagfagung zuläffig. 
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Ausgenommen hievon find die nach $ 211, Abſ. 1 und 2, ED. zu 
machenden Angaben. 

8 29. Der 8216, 3.4, ED. findet mit der Maßgabe Anwendung, 
daß jene Anſprüche, die wegen nicht rechtzeitiger Anmeldung nicht zu be= 
rüdfichtigen find (8 12), erft dann zur Vefriedigung gelangen, wenn nad) 
voller Befriedigung des betreibenden Gläubigers und der redjtzeitig an= 
meldeten Anfprüche, nach Begleichung der im 8 216, 8. 1 bis 3, ED. er⸗ 
wähnten Borzugspoften, ſowie der allfälligen Rüdftände im Sinne des 
8,217 ED. das Meiftbot nicht ſchon erſchöpft ift. 

8 30. Nach Rechtskraft des Verteilungsbeſchluſſes ift dem Erſteher, 
der die rechtzeitige und ordnungsmäßige Erfüllung aller Berfteigerungs- 
bedingungen nachweiſt (88 146, 3. 7, 156, Abf. 2, ED.; in ähnlicher 
Weife auch dem Übernehmer 8 200 ED. ), auf Antrag ein Beſcheid hinaus⸗ 
zugeben, worin der Übergang des Eigentums auf den Erſteher und der 
gleichzeitige Übergang der mit dem Eigentume verbundenen Rechte, unter 
gerauer Bezeichnung ter Liegenfchaft und Lurzer Ungabe ihres Zugehörs 
feftzuftellen ift, und die von Erfteher übernommenen Laften, fowie jene 
Rechte und Laften, die nad) dem Ergebniffe der Meiftbotsverteilung zu 
beftehen aufhören; in überfichtlicher Weife zu verzeichnen find. 

Tiefer Beſcheid ift ala „Übertragungsurkunde” zu bezeichnen. Rad) 
Rechtslraft dieſes Beſcheides ift die Übertragunggurfunde von Amts wegen 
jamteiner Ausfertigung bes Verteilungsbejchluffes zur Verfachung zu bringen. 

8 31. Der Erfteher Tann ſchon vor Grlebigung der Meiftbote- 
verteilung, fobald er die rechtzeitige und ordnungsmäßige Erfüllung aller 
Berfteigerungsbedingungen nachweiſt, beim Exekutionsgerichte die Aus⸗ 
ſtellung eines Zeugniſſes darüber, daß er die Bedingungen erfüllt habe, 
begehren und dieſes Zeugnis verfachen laſſen. 

8 32. Im Falle des 8 222, letzten Abſatzes, ED. hat der zu ver⸗ 
fachende Gerichtsbeſchluß die genaue Bezeichnung der betreffenden Liegen- 
fhajt und die Bemerkung zu enthalten, daß dem Entfchädigungsanfprude 
die Rangordnung der ganz ober teilweife getifgten Forderung, welche 
ebenfalls genau zu bezeichnen ift, zukomme. 


Erefution auf büherlich Jihergeftellte Forderungen. 


8 33. Bei den Beſcheidsverfachungen, die in den Fällen der 88 320, 
322, 323, 324 ED., und zwar immer von Amts wegen ftattfinden, macht 
es feinen Unterfchied, ob an der durch Grundpfand verficdderten Forderung 
ein Pfandredit für die zu vollſtreckende Forderung ſchon früher beftellt 
war oder nicht, dann ob die Forderung zur Einziehung oder au Zahlungs- 
ftatt überwielen wurde. Nur ift im letzteren Falle mit der Verfachung 
des Überweifungsbefchluffes innezuhalten, bis ber Beſcheid in Rechtskraft 
erwachſen iſt. Ber Beichluß, womit eine Forderung au Bahlungsftatt 
überwiefen wird, ift daher immer abgefondert von einem eventuell gleid)- 
zeitig gefaßten Pfändungsbeſchluſſe augzufertigen. 

Bezüglich der Nangordnung kommen die allgemeinen für das Ver- 
fachbuch geltenden gefeglichen Beftimmungen in Anwendung. 

Bet Eintritt der im 8 324, Abi. 2, ED. erwähnten Rechtswirkung 
muß hievon in tem Beſcheide ausdrüdliche Erwähnung gejchehen. 
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übergangsbeſtimmung. 

8 34. Wenn bei ber Zwangsverſteigerung einer Liegenſchaft ber 
Berfteigerungstermin auf einen Zeitpunkt fällt, wo die zum Bivede der 
Richtigftellung eines neu angelegten Grundbuches in Gemäßheit des Gef. 
dv. 25. Juli 1871, RGEB. Nr. 96, feſtgeſetzte erfte Epiktalfrift noch nicht 
verfirichen ift, fommen bezüglich der im Grundbuche noch nicht eingetras 
genen dinglichen Laften die für das Erefutionsverfahren im Geltungs- 
gebiete des Verfachbuches wirffamen VBeftimmungen zur Anwendung. 

Im übrigen tritt mit dem Tage, an dem da3 Grundbuch für eine 
Kataftralgemeinde eröffnet wird, bezüglich der im Erundbucdhe vorkommen⸗ 
den Liegenſchaften die gegenwärtige Verordnung außer Kraft. 


Unanwendbare Beftinnmungen ber Erelutiongordnung. 

8 35. Wat in der Erefutionsordnung hinſichtlich jener Liegen 
Ihaften bejtimmt erfcheint, die in einem Öffentlichen Buche nicht eins 
getragen find, ‚findet, mit Ausnahme der im vorfiehenden ausdrüdlich 
erwähnten Bälle, auf Liegenfchaften in ben Berfahbudjländern keine Un: 
wendung. Unanwendbar find demnad die einſchlägigen Beſtimmungen 
der 88 18, 3.2, 90 bis einſchließlich 95, 102, 134, Abf. 1, 137, 138, Abf. 2, 
139, Abf. 1, 143 letter Abſatz, ED. 

Unanwendbar ift ferner, wa3 fi) in der Exekutionsordnung anf bücher- 
liche Vormerkungen (88 166 Abf. 2, 228, 374, Ab. 1, ED.), auf die 
Streitanmerfung, Anmerkung der Löſchungsklage (8 220, letzter Abſ., EO.), 
auf die Anmerkung der Auffündigung und der Hypothekarklage (8322 EO.), 
auf die Amortifierung von Hypothelarforterungen (Artitel XXVIII EG. 
3. ED. 8230 ED.) dann auf die Undurcführbhrfeit ter Zwangs— 
verwaltung oder des Perfteigerungsverfahrene nah dem Stande bes 
öffentlichen Buches (88 101, 184, Abf. 3, 136, Abf. 4, ED.) bezieht. 

Endlih find auch unanwendbar die Beftimmungen des 8 237 CD. 
(vergleiche 88 30, 31), jene bes 8 328, Abf. 2, ED. über die bücherliche 
Eintragung des Verpflichteten, fotwie die Beftimmungen des zweiten, dritten 
und fünften Abfabes des 8 350 ED. 


III. Anwendung der Befimmmngen der Suflizminifterialwerord- 
nung vom 5. Mai 1897, N6B- Ar. 112 (Gefhäftsordnung). 

8 36. Bei Anwendung der in dem ſechſten Abſchnitte des zweiten 
Teiles der Gefchäftsordnung, Titel 2 (88 152 His 180) enthaltenen Be- 
ftimmungen, welche auf Liegenfchaften, die in einem Öffentlichen Buche 
eingetragen find, Bezug haben, find fich die oben (8 1 bis 7) aufgeftellten 
allgemeinen Grundſätze gegenwärtig zu halten. 

Die in den 88 159, Abſ. 2, 170, Abf. 2, und 177, Ubf. 3, der Ge⸗ 
fhäftsorbnung dem Grundbuchsamte, bezw. dem Grundbuchsführer auf: 
erlegten Verpflichtungen gelten auch für den Verfachbuchführer, und zwar 
im Sale des 8 177 derart, daß er nach Rechtskraft der Überweifung dem 
Richter den Entwurf des Beſchluſſes auf Berfachung vorzulegen hat. 

Unanwendbar find die 88 167, 168, 171, 173 der Geſchäftsordnung. 


IV. Schlußbeſtimmung. 
8 37. Dieje Lerordnung tritt am 1. Jänner 1898 in Wirkjanıfeit. 
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Art. XVII. Unberührt bleiben die Borjchriften des 
$ A der Notariatsordnung (Gejeb vom 25. Juli 1871, RGB. 
Nr. 75). Für Klagen, womit die Exekutionskraft eines 
Notariatsaftes beftritten wird, haben die Beitimmungen zu 
gelten, welche für die im 8 36 der Erefutionsordnung be- 
zeichneten Klagen aufgeftellt find. Die Aufichiebung der Ere- 
fution (8 42, 8. 1 der Erelutiosordnung) kann auch an- 
geordnet werden, wenn durch gerichtlichen Augenfchein oder 
durch Urkunden dargetan ift, daß der Notariatsakt mit Ver⸗ 
letzung folcher Vorſchriften aufgenommen oder ausgefertigt 
wurde, von deren Beobachtung die Kraft des Aktes als einer 
öffentlichen Urkunde oder die Erefutionsfähigfeit desjelben in 
der Notariat3ordnung abhängig gemacht ift. 

y Notariatsordnung 8 4. Wenn bie Exekutionskraft eines 
Notariatsaltes im Zivilrechtswege beftritten werben wi, ift bie Klage 
bei dem nad; den Prozeßgeſetzen zuftändigen Gerichte zu erheben. — Die 
vorläufige Einftelung der Erelution ift aus Anlaß der Erhebung einer 
folhen Klage auf Begehren des Klägers zu verfügen, wenn durch ge= 
tihtlichen Augenfchein oder durch vollbemweifende Urkunden dargetan ift, 
daß der Notariatsatt mit Verlegung folcher Borfchriften aufgenommen 
oder auögefertigt wurde, von beren Beobachtung die Kraft des Altes als 
einer öffentlichen Urkunde oder die Erefutiongjägigkeit desfelben in der 
Notariatsordnung abhängig gemacht ift. 


Art. XVII. Für die Schäßung und geubletung von 
Gruben- und Tagmaßen, auf deren Entziehung rechtskräftig 
erfannt wurde, haben auch in Hinfunft die Vorjchriften der 
88 253 bi3 262, allgem. Berggef., zu gelten.) 

1) Allgem. Berggejeh, Bat. v. 23. Mat 1854, RGB. Nr. 146. 

8 253. Iſt rechtskräftig auf die Entziehung verliehener Gruben= oder 
Tagmaßen erfannt, fo hat die Bergbehörde die Veräußerung berfelben 
durch exekutive Schägung und Feilbietung einzuleiten. 

8 254. Die Schätzung und Feiibietung erftredt fich jeboch nicht nur 
auf die verliehenen Gruben: und Tagmaße und die in benfelben be= 
ftehenden Berfiherungs- Vorrichtungen (8 260), fondern auch auf alle zum 
Werksbetriebe notwendigen Taggebäube, Grundſtücke und Anlagen, nebft 


Wet. XVII. 1. Klagen, durch welche die materielle Gültig- | 


feit eines vollftredbaren Notariatsaftes angefochten wird, 
gehören vor das Gericht, das die Exekution bewilligt hat. E. v. 
4. März 1902, 3. 2337, ZB. 1902 : 43. 

2. Sofern die Aufhebung eines Notariatsaftes und 
Einftelung der Erelution wegen Tatfachen begehrt wird, die nach 
Errichtung des Notariatsaktes eingetreten find, ift die Klage bei 
dem Gerichte anzubringen, das die Erefution bewilligt hat ($ 35, 
ED.) €. d. 11. April 1900, 3. 5163, Sig. 968. 
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den erforderlichen Werkzeugen, Gerätfchaften und anderem Bugehör. - - 
Der Wert diefer Gegenftände, deren Expropriation der Beſitzer geftatten 
muß, ift jebod) in der Schäßung nicht nur mit der Bergbauberechtigung 
im ganzen anzufchlagen, fonbern es tft jeberzeit auch zu erheben und 
abgefondert anzuführen, welchen Schätzungswert biefelben für fih allein 
und ohne alle Berbindung mit der Bergbauberechtigung haben würden. 

8 255. Entſtehen bei ber Entziehung Bweifel über die Art und 
Menge ber erforderlichen Beiläffe, fo hat die Bergbehörde nach vorläufiger 
Erhebung an Ort und Stelle mit Beiziehung ber nötigen Sadjverftändigen 
darüber zu entfcheiden. — Dem Eigentümer fteht jebod) auch frei, eine 
größere Menge von Bugehör bei dem Werte zu laflen und mit demfelben 
der Feilbietung zu unterziehen. 

8 256. Für die unveränderte Bewahrung ber Beſtandteile des 
Werkes, welche der Feilbietung unterliegen, und deren Zugehör, bleibt der 
Beſitzer inzwifchen verantwortlich; doch fteht der Bergbehörbe auch frei, 
die gerichtliche Sequeftration derfelben zu bewirken. 

8 257. Nach vollzogener Schäßung tft auf Antrag der Bergbehörde 
von dem Gerichte die öffentliche Feilbietung unter Vorladung der etwa 
vorhandenen Hypothekargläubiger nad) den Vorſchriften der @erichts- 
ordnung anzuordnen. Bur Bornahme berfelben ift jedoch nur ein Termin 
bon wenigſtens breißig und höchſtens fechzig Tagen mit der Beftimmung 
feftzufegen, daß das Werk bei demfelben nötigenfall® auch unter der 
Geſamtſchätzung, jedod) nicht unter dem Werte der, der Erpropriation 
unterzogenen, zu Tage liegenden VBeftandteile des Werkes und deſſen Bu: 
gehöres veräußert werben würbe. 

8 258. Im Falle der Veräußerung find aus dem erzielten Meift- 
bote zuerft die Koften des Verfahrens über bie Entziehung der Bergbau 
berechtigung und die Erelutiongkoften, und hierauf die etwa beftehenden 
Gläubiger mit ihren Pfand- und Vorrechten zu befriedigen, der Reit aber 
dem austretenden Befiter zu erfolgen. 

& 259. Meldet fich bei der Yeilbietung kein Käufer, oder wird als 
Kauffchilling nicht einmal der Wert angeboten, welchen die in die Schäßung 
einbezogenen, über Zage gelegenen Beftandteile des Werles und deſſen 
Bugehör (8 254) für fih allein und ohne Verbindung mit der Bergbau 
bereditigung befigen, fo hat die Bergbehörde die verliehenen Gruben 
und Tagmaße für aufgelafien, und die Bergbauberedhtigung für erlofchen 
zu erflären. 

8 260. Hiedurch fallen diefe Maße mit allen dazu gehörigen Sruben= 
und Tagbauen und den darin angebraditen Borrichtungen an Gruben: 
mauerung, Srubenzimmerung, den Verſatzkäſten, Berbämmungen und 
anderen Berfiherungsmitteln ins Freie und können weiter verliehen 
werden. Die Bergbehörde hat daher nicht nur die Löfchung derfelben 
in ihren eigenen Vormerlbüchern vorzunehmen, fondern auch durch die 
Gericht3behörbe zu bewirken, daß diefelben in dem Bergbuche gelöicht und 
die Hupothefargläubiger von der Erlöfhung ihrer Pfandrechte darauf 
verftänbigt werben. — Zugleich ift die Auflafjung in den Revterfarten 
zu bezeichnen, Öffentlich befannt zu maden und die Ortsgemeinde davon 
in Kenntnis zu feßen. 
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8 261. Alle über Tage gelegenen Gebäude, Grundſtücke und An= 
Tagen dagegen und das übrige Zugehör bleiben ein Eigentum des bis- 
herigen Beſitzers, und die darauf erworbenen Pfandrechte bleiben un- 
verändert. — Es iſt jedoch für die Berichtigung ber Öffentlichen Bücher, 
und daher dort, wo Grundbücher beftehen, für die Wiederherftelung der 
Rubriken über dieſe Realitäten in benfelden mit allen in dem Bergbuche 
daranf eingetragenen Laften zu forgen. — Auch bleibt der Beſitzer für 
den Erfaß der durd) das gepflogene Berfahren entftandenen Koften ver 
antwortlich. 

8 262. Jeder Gewerbs- oder andere Geſchäftsbetrieb, welchen ber 
Befiger früher nur infolge feiner Bergbauberedhtigung auszuüben be= 
rechtigt war, iſt demfelben für die Zukunft unter den in diefem Gefebe, 
dann in den Gewerbs- und politifchen Gefeben gegen unbefugten Bergbau⸗ 
oder Gewerbsbetrieb feftgefegten Strafen verboten. 


Art. XIX. Die VBorfchriften der 88 86 und 373 der 
Erefutiongordnung gelten aud in Anjehung der gerichtlichen 
Urteile und anderer diefen gleichjtehenden Erkenntniſſe der 
Gerichte in Bosnien und in der Herzegovina, ſowie der von 
diefen Gerichten erlafjenen Zahlungsbefehle und der vor ihnen 
abgefclofjenen Vergleiche. !) 

1) Siehe die IMV. v. 15. Dezember 1897, RGB. Nr. 286, bei 8 86 CD. 

Art. XX. As Smland!) im Sinne der Exekutions- 
ordnung gilt da8 Gebiet der im Reichsrate vertretenen König— 
reihe und Länder. Perſonen, welche in diefem Gebiete das 
Staatbürgerrecht nicht genießen, find in Bezug auf die Vor⸗ 
ihriften der Crefutionsordnung al3 Ausländer anzufehen. 

1) 8.8. 84, 8.6, 885, 6, 18, 3. 3, 196, 294, Abſ. 3, 310, Abf. 1, 

370, 381. 

Art. XXL Insofern fih die Exefutionsordnung auf 
Beitimmungen des bürgerlichen Rechtes!) beruft, find dar- 
unter nicht nur Die Vorjchriften des allgemeinen bürger- 
lichen Gejegbuches, jondern auch jene des Handelsrechtes und 
der Wechjelordnung und die in anderen Geſetzen enthaltenen 
Normen des Privatrechtes zu verftehen. 

1) 3.8. 8 333, 348, 

Art. XXIL Die in 84, 3.6 und in den 885 und 6 
der Erelutionsordnung enthaltenen Borfchriften über die Zu- 
tändigfeit zur Exekutionsbewilligung haben auch auf die 
Erefution der Erfenntnifie und Bergleihe der Unfall: 
verjicherungsfchiedögerichte ($ 38 des Geſetzes vom 28. Dezember 
1887, RGB. Nr. 1 ex 1888), der Krankenkaſſenſchiedsgerichte 
(8 41, Abſatz 2 des Gefehes vom 30. März 1888, RGB. 
Nr. 33), der Bruderladenfchiedsgerichte ($ 20, Abſatz 2 des 
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Gefebes vom 17. Jänner 1890, RGB. Nr. 14) und der Ge- 
werbegerichte ($ 75, Abſatz 2 des Gejeßed vom 14. Mai 1869, 
RGB. Nr. 63)9 Anwendung zu finden.?) 

1) Hinfichtlih der Gewerbegerichte neuer Ordnung enthält 8 33 Gew. 
Ger. G. abweicdyende Beftimmungen (fiehe bei 8 4, Unm. 5). 

2) Auch das Gef. dv. 16. Juli 1892, RGB. Nr. 202, betreffend die 
regiftrierten Hilfskaſſen, enthält in 812, Abſ. 4, die Beſtimmung: 
„Zur Bollftredung des ſchiedsgerichtlichen Erfenntniffeg oder eines vor 
dem Sciedsgerichte geichloffenen Vergleiches ift das ordentliche zuftändige 
Gericht des Schuldners berufen.” 


Art. XXIII. Weder rihterliche Beamte noch der Staat 
haften für die Vermögensnadhteile, die fich daraus ergeben, 
daß das Gericht es unterlaffen bat, gemäß 8 77 der Ere- 
futionsordnung wegen frucdhtbringender Anlegung gerichtlich 
hinterlegter Barbeträge von Anıt3 wegen das Geeignete zu 
verfügen. 


Art. XXIV. Sofern fih anläßlich) einer Erxefutiong- 
führung die Beſtellung eines gemeinfamen Kurators der Be- 
fiter von auf Inhaber Tautenden oder indoffablen Teilfchuld- 
verfchreibungen nötig zeigt, um Dritte im Gange ihrer 
Rechte nicht zu hemmen, Tann das Erekutionsgeriht von 
Amts wegen bei dem nad) dem Gejete vom 24. April 1874, 
RGB. Nr. 49, hiefür zuftändigen Gerichte!) die Beitellung 
eine3 Kurators beantragen. 

1) Gef. v. 24. April 1874, AGB. Nr. 49, betreffend die ge- 
meinfame Vertretung der Rechte der Befiger von auf In— 
baber Iautenden oder durch Indoffament übertragbaren 
Teilfhuldverfhreibungen und die büherlide Behandlung 
der für ſolche Teilfhuldverfhreibungen eingeräumten Hy— 
pothelarredte. 8 2. Zur Beitellung des gemeinfamen Kurators ift, 
wenn die Firma des Schuldners in dem NRegifter eines Handelsgerichtes 
eingetragen ift, dieſer Gerichtshof, außerdem aber derjenige Gerichtshof 
erfter Inftanz zuftändig, in deſſen Sprengel die Zeilfchuldverfchreibungen 
außsgeftellt wurden, oder wenn der Ort der Ausſtellung in den Teilſchuld— 
verjchreibungen nicht benannt oder nicht im Geltungsgebiete dieſes Ge— 
feßes gelegen ift, der Gerichtähof, in deſſen Sprengel fich der im Geltungs⸗ 
gebiete diejes Geſetzes gelegene Zahlungsort befindet. 

Sind mehrere im Geltungsgebiete dieſes Gefetes gelegene Orte der 
Ausftelung oder der Zahlung angegeben, fo ift der zuerit genannte Ort 
als maßgebend anzujehen. 

Der Gerichtshof, welcher einen gemeinfamen Kurator beſtellt Hat, ift 
auch berufen, in Anfehung besfelben die Aufgaben einer Kuratelsbehörde 
zu erfüllen. 

Wurden die Teilfhulbverfchr.ibungen von einer Unternehmung aus⸗ 
gegeben; welche unter befonderer ftaatlicher Aufficht fteht, fo iſt es der 


Kuratelsbehörde anheimgegeben, fi in allen vorfommenden Angelegen⸗ 
heiten mit dem dieſe Aufficht ausübenden öfientlihen Organe (Auiffichts- 
behörbe ober deren abgeordneter Kommiffär) in das Einvernehmen zu ſetzen. 

8 4. Sol bie Beftellung eines gemeinfamen Kurators zu dem Bivede 
erfolgen, damit ein anderer in dem Gange feiner Rechte nicht gehemmt 
werde, fo bat biefer, wenn er nicht vorher die Beitellung des Kurator 
bei dem nach 8 2 hiezu berufenen Gerichtshofe erwirfen will, in dem 
Einfchreiten, durch welches feine Angelegenheit bei einem Gerichte an- 
hängig wird, den zur Beſtellung des gemeinfamen Kurators berufenen 
Eericht3hof namhaft zu machen und anzufuchen, daß die Beftellung des 
Kurator durch diefen Gerichtshof bewirkt werde. Gleichzeitig mit der 
Erledigung des Cinfchreitens ift diefer Gerichtshof um die Beſtellung des 
Kurator? unter Mitteilung des Anlaſſes und Bwedes der Beſtellung 
fowie um die Berftändigung besfelben von der ergangenen Erledigung 
von Amts wegen zu erfuchen. 

Dies gilt insbefondere auch in dem alle, wenn ber Schulbner bie 
Bornahme einer büdjerlichen Eintragung erwirken will, von welcher bie 
Befiter der Teilfyuldverichreibungen zu verftändigen wären. 

In dem gerichtlichen Befchluffe, welder die Beftellung des Kurators 
verfügt, ift der Anlaß und Biwved der Beſtellung anzugeben. 


Art. XXV. Die Erekution auf Anteile an dem Ber- 
mögen einer zum Bergbaubetriebe gegründeten Gewerkichaft 
(Kuxe)) ift nach den Vorfchriften über die Erelution auf förper- 
liche bewegliche Sachen?) durchzuführen. 

2) Allg. Berggefeh, Pat. v. 23. Mai 1854, RGB. Nr. 146. 

8 140. Die Anteile an dem gewerkichaftlihen Vermögen werben Kure 
genannt und haben die rechtliche Eigenichaft beiveglicher Sachen. — Eine 
Gewerkſchaft darf in nicht mehr als 128 Kurze, und der Kug in nicht mehr 
als 100 Teile geteilt werben. 

2) 88 249 ff. — Vergl. dagegen 88 240—247. 


Art. XXVI Die Beitimmungen des $ 72 des allge- 
meinen re "\ über die Anmerkung der erefutiven 
Berfteigerung haben für die Anmerkung der Erteilung des 
Zuſchlages 183 der Exekutionsordnung) zu gelten. 

ı) Allgemeines Grundbuchsgeſetz v. 25. Juli 1871, RGB. 

Nr. 95. 

8 72. Jenes Gericht, bei welchem die exefutive Verfteigerung einer 
Liegenfchaft oder Hypethelarforderung vollzogen tvurde, Hat die Anmerkung 
diefes Bollzugs von Amts wegen im Grundbuche zu verfügen. — Diefe 
Anmerkung hat die Folge, daß weitere Eintragungen gegen den bisherigen 
Eigentümer nur für den Fall ein Recht bewirken, al3 die Berfteigerung 
für unwirkſam erflärt wird. 

Sit eine Anfechtung der Berfteigerung entweder nicht erfolgt ober 
endgültig abgewiejen worden, fo findet auf Anfuchen der Beteiligten bie 
Löſchung aller nad) der Anmerkung der exelutiven Verfteigerung gegen 
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den bisherigen Eigentümer erwirkten Eintragungen und ber etwa in Be 
zug auf diefelben weiter vorgenommenen Gintragungen ftatt. 

Art. XXVII Wo beftehende Geſetze und Berordnungen, 
die durch das Inkrafttreten der Erelutionsordnung nicht be» 
rührt werden, die Bewilligung der Erelution zur Sicher- 
ftelung oder einzelner Sicdyerungsmaßregeln!) zuläifig er- 
flären, haben in Bezug auf die vorzunehmenden Sicher⸗ 
ftelungshandlungen und das Berfahren die Borfchriften der 
Erefutiondordnung über Erelutionshandlungen zur Sicherung 
von Geldforderungen (88 370 bi3 377) und über einftweilige 
Verfügungen (88 378 bi3 402) zur ad, zu fommen. 
Inſofern die Zuftändigfeit in diefen Gejeßen und Verordnungen 
nicht anders geregelt ift, find die fraglichen Exekutions⸗ oder 
Sicherungsmaßregeln bei dem nad) den Borfchriften der 
Erelutionsordnung zu deren Bewilligung berufenen Gerichte®) 
anzuſuchen. 

Demgemäß haben in Hinkunft die Vorſchriften der Exe⸗ 
kutionsordnung über Exekutionshandlungen zur Sicherung 
von Geldforderungen und über einſtweilige Verfügungen ins» 
bejondere zur Anwendung zu fonımen: 

1. an Stelle der im 5 13 des Geſetzes vom 18. April 
1869, RGB. Nr. 44, zugelafjenen ſicherſtellungsweiſen Ere- 
fution eine3 vor Erhebung des KKompetenztonfliltes vor dem 
Reichsgerichte ergangenen Urteiles;?) 

2. an Stelle der im 8 74 des Geſetzes vom 14. Mai 
1869, REB. Nr. 63, auf Grund eines noch anfechtbaren 
Urteile8 des Gewerbegerichtes geftatteten Erelution bis zur 
Sicdherftellung;*) 

3. zur Sicherftellung des Rückerſatzanſpruches de3 Staates 
im Falle des $ 25 des Geſetzes vom 12. Juli 1872 RGB. 
Nr. 112, betreffend die Regelung des Klagerechtes der Par⸗ 
teien wegen der von richterlichen Beamten in Ausübung ihrer 
amtlichen Wirkſamkeit zugefügten Recht3verlegung ;) 

4. wenn der Zivilrichter gemäß $ 11 des Gefebes vom 
28. Mai 1881, RGB. Nr. 47, betreffend Abhilfe wider uns 
redliche Vorgänge bei Kreditgeſchäften, die Sicherftellung der 
Forderung verfügt;®) 

5. wenn gemäß 8 7 des Gefebes vom 6. Zuni 1887, 
RGB. Nr. 72, auf Grund eines von Behörden des ftehen- 
den Heeres, der Kriegsmarine und der Landwehr auf ad- 
miniftrativem Wege gefällten Erfagerfenntnifjes Cicherftellung 
begehrt wird.”) 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 7 
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1) Siehe Art. III und die Anm. ferner 3. 8. 8 100 KO. 

2) 88 375, 387. 

3) ef. v. 18. April 1869, RGB. Nr. 44, betreffend die Dr- 
gantfation bes Reichsgerichtes, das Berfahren vor dem— 
felben und die Bollztehung feiner Erfenntniffe. 

8 18. Sobald der Antrag (auf Enticheidung eines bejahenden Kom⸗ 
p.tenzlonflittes zwifchen Gerichts⸗ und Bermaltungsbehörben) dem Reichs⸗ 
gerichte vorgelegt ift, hat die antragftellende Berwaltungsbehörde unter 
Nachweiſung dieſes Umftandes tem Gerichte, bei welchem die Sache an⸗ 
hängig ift, falls aber die Sache bereit3 rechtögültig entichieden wäre, dem 
Gerichte eriter Inſtanz davon die Anzeige zu machen. Das Gericht ift 
verpflichtet, Über diefe Unzeige das weitere Verfahren einzuftellen*) und 
vie beteiligten Parteien davon in Kenntnis zu feben. Die Erelution 
Tann bis zur Enticheidung des Kompetenzkonfliftes weder bewilligt noch 
fortgefegt, auf Grund eines fchon vor Erhebung des Kompetenzkonfliktes 
ergangenen Urteiles aber bis zur Sicherſtellung ober gegen Sicherheit: 
leiftung zugelaflen werden. — Die Erlaffung von proviſoriſchen Ber- 
fügungen, fowie die Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtniſſe, ſoweit 
diefelben nad) den Zivilprozeßgeſetzen zuläffig find, wird dadurch nicht 
gehindert. 

*) Iſt durch Aufhebung des Gef. v. 14. Mai 1869, RGB. Nr. 68, 
durch das neue Gew. Ger. G. v. 27. November 1896, RGB. Nr. 218, gegen 
ſtandslos getvorben. 

5) (Gef. v. 12. Juli 1872, RNGB. Nr. 112. 

8 25. Zur Sicherftellung des Rückerſatzes find bem gellagten 
Staate auf Anlangen während des Laufes des Hauptprozeſſes die nad 
der Bivilprozeßordnung zuläffigen GSicjerftelungsmittel gegen die 
richterlichen Beamten ohne Sicherheitsleiftung für bie Genugtuung 
wegen Schimpfes und Schadens zu bewilligen, wenn bie Rüderfagpflicht 
diefer Beamten in glaubwürdiger Weife dargetan wird. 

Werden gegen einen nad) den Beflimmungen des 8 19 erlaflenen 
Bahlungsbefehl Einwendungen erhoben, fo ift auf Anlangen de3 Staates 
die Exekution bis zur Sicherftellung zu bewilligen. (Siehe 8 371, 8. 8, 
ED.) Die Gehalte und fonftigen Dienftesbezüge der richterlichen Beamten 
fönnen zu dieſem Behufe in dem im 8 24 bezeichneten Maße mit Verbot 
belegt oder in ficherftellungsweije Erefution gezogen werben. (Siehe den 
Wortlaut des ganzen Geſetzes bei 8 602 ZPO.) 

6) Gef. v. 28. Mai 1881, RGB. Nr. 47, betreffend Abhilfe 
wider unredlidhe Vorgänge bei Krepditgeichäften. 

8 11. Auf Erfuhen des GStrafgerichtes, bei welchem eine Straf: 
verbandlung wegen einer im 8 1 erwähnten ftrafbaren Handlung an 
hängig ift, Hat der Zivilrichter jederzeit mit dem die fragliche Forderung 
betreffenden Verfahren innezuhalten. (Uufrechterhalten durch Art. XI, 
3. 3, €. 3. ZPO.) — In den Fällen des 8 10, fowie in allen Fällen 
in welchen der Bivilrichter den Tatbeftand einer im 8 1 bezeichneten 

firafbaren Handlung zu ertennen glaubt und deshalb die Strafanzeige 


*) Aufrechterhalten duch Art. XI, 8. 2, EG. 3. ZPO. 
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erftattet, hat er ſelbſt zu entfcheiden, inwieweit mit der zwangsweiſen 
Eintreibung der Forderung innezuhalten, oder ob die Exekution bis zur 
Sicherftellung zu bewilligen fei. 

7 Gef. v. 6. Juni 1887, RGB. Nr. 72, betreffend die Wir- 
tungen und bie Anfechtbarkeit ber von Behörden des ſtehen— 
den Heered, der Artegsmarine und der Landwehr auf ad: 
miniftrativem Wege gefällten Erfaßerlenntniffe. 

87. Auf Grund eines im $ 1 bezeichneten Erkenntniſſes Tann bie 
Erefution zur Sicherftelung noch während der Dauer ber auf abmini- 
ftrativem oder gerichtlichem Wege zuläffigen Anfechtbarkeit biefes Erkennt⸗ 
nifjes bet dem zuftändigen Geridjte erwirkt werben. — Wird im alle 
des 8 3 die Klage der Heeres» bezw. Kriegsmarine- ober Landwehr⸗ 
verwaltung nicht binnen drei Monaten nad) dem Tage ber erhobenen 
Einſprache bet dem zuftändigen Gerichte angebracht, fo kann auf Grund 
des durch Einfprache angefochtenen Erkenntniſſes eine Exekution zur Sicher- 
ftelung nicht mehr geführt werden, und eine bereits bewilligte Exekution 
zur Sicheritellung ift auf Begehren des Schuldners aufzuheben. 


Art. XXVIIL Jeder Gläubiger, für deſſen vollitred- 
bare Forderung auf einer Liegenichaft ein Pfandrecht be- 
ründet ift, oder wegen deſſen Forderung Exekution auf eine 
iegenſchaft ftattfindet, Tann in Anſehung der ihm voraus— 
ga Hppothefarforderungen das dem Eigentümer der 
iegenfchaft infolge Zahlung oder aus anderen Gründen zu- 
ftehende Recht auf Löfchung der HhYpothelarforderung im 
Rechtswege oder durch Einleitung des Amortifierungsverfahreng 
geltend machen.!) Dies gilt jedoch nicht in Bezug. auf die 
einzelnen Abjchlagszahlungen bei Yorderungen, die in 
Annuitäten rüdzahlbar find. 

Der Gläubiger, der einen dem Eigentümer zuftehenden 
Löſchungsanſpruch mittel3 Klage verfolgt, hat dem Eigentümer 
ads den Streit zu verfünden;?) der Beichluß über die 

inleitung des Amortijierungsverfahreng?) ift auch dem Eigen- 
tümer zuzuftellen. 

1) Bon Bedeutung im Hinblid auf vorläufige Feſtſtellung des Lajten- 
Stande, a und Widerfprucd, wegen mangelnder Dedung, 88 184, 
8: 8, 100 ff. 

9) 8 21 ZPO. — Der Schriftſatz wird ohne Beſchlußausfertigung 
dem Eigentümer zugeltellt. 8 131 GO. 

5) 88 118—121 a46G. 


Urt. XXVIII. 1. Die Aufhebung der den vorausgehenden 
Hppothelenforderungen zu Grunde liegenden Rechts- und Ere- 
tionstitel kann der Gläubiger nicht begehren. . E. v. 28. Februar 
1902, 3. 17755, amtl. ©. 530. — Bol. ED. 8 322, Nr. 4. 


1* 
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Art. XXIX. Wenn dem Anfpruche, zu deſſen Gunften 
auf Grund eines Schiedsfprudyes Erefution bewilligt wurde, 
ein al3 Spiel oder Wette zu beurteifendes Differenzgefchäft 
zu Grunde liegt, ift die Erelution auf Begehren des Ver⸗ 
pflichteten einzuftellen.”) Dieſes Begehren Tann ſowohl 
mittel3 Rekurs gegen die Erefutionsbewilligung als mittels 
Klage geltend gemacht werden. Die Klage ift bei dem Gerichte zu 
erheben, bei dem die Bewilligung?) der Exekution in erfter 
Inſtanz beantragt wurde. 


Nach Erhebung des Rekurſes oder Anbringung der Klage 
fann die Exekution auf Antrag big zur rechtäfräftigen Ent⸗ 
ſcheidung über die Klage aufgeſchoben werden; für eine ſolche 
Aufſchiebung haben die Vorſchriften der 88 43 und 44 der 
Crekutionserdnung zu gelten.®) 


1) 8 39 ED. — Hinfichtlich der Exekution auf Grund der Erfenntnifje 
der inländifchen Börfenichiedsgerichte gelten nach Art. XXX, Abſ. 2, die 
befonderen Beftimmungen der Urt. XXV, Abſ. 2, XXIII, Abſ. 3, EG. 
z. ZPO. — Die Borfchrift des Art. XXIX gilt insbefondere auch für 
im Auslande zuftande gelommene Schiedsſprüche aller Urt, au für 
Schiedsſprüche ungartiiher und Fiumaner Börſenſchiedsgerichte und ber 
biefen gleichgeftellten Sondergerichte der Produkten- und Getretdehallen; 
Hlu V IMV. v. 13. Dezember 1897, RGB. Nr. 285 (fiehe bei 8 86). — 
Hinſichtlich ausländischer (nicht aber Hinfichtlid) ungarifcher und Fiumaner) 
Schiedsſprüche Fonturrieren unter Umftänden die Klage auf Einftellung 
und ber Widerfpruch gegen bie Erefutionsbewilligung nad) 88 83 und 81, 
8.4 EO. 

?) Ausnahme von 8 17, Ubi. 2, ED. 

3) Art. XXIX ift mit dem Tage der Kundmachung (6. Juni 189 
in Wirkſamkeit getreten. Urt. XL. 


Art. XXX. Die auf Grund eines Schiedsfpruches be⸗ 
willigte Exefution ift ferner auf Begehren de3 Verpflichteten 
einzuftellen,!) wenn der Berpflichtete den Schiedövertrag mit 
NRüdjicht auf die von Mitgliedern eines Unternehmerverbandes 
(Kartell) getroffene Verabredung eingegangen ift, wonad für 
jeine gewerbliche Produftion erforderliche Stoffe, Werkzeuge 
oder ſonſtige Hilfsmittel im inländifchen Verfehre nur unter 
der Bedingung veräußert werden follen, daß fich der Käufer 
in Unjehung der aus dem Geſchäfte entipringenden Streitig- 
feiten dem Spruche eines Schiedsgerichtes unterwerfe.?) In 


Art. XXIX. 1. Nicht anwendbar, wenn auf Grund des Ur- 
teile8 eines Börſenſchiedsgerichtes Erelution geführt wird. 
PE. dv. 9. Februar 1897, 3. 460, Slg. 15959. 
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Bezug auf die Geltendinahung de3 Einftellungsbegehrens 
und die Aufihiebung der Erefution haben die Borjchriften 
des Artikels XXIX Anwendung zu finden; das Einftellungs- 
begehren des Berpflichteten ijt jedoch zurüdzumeiien, wenn 
er in der Verhandlung vor den Schiedgrichtern auf die aus 
diefem Mangel des Schiedsvertrages fich ergebenden Ein⸗ 
wendungen gegen die Erefution ausdrädlich verzichtet hat.?) 

Die bejonderen Beltinnmungen über die Anfechtung von 
Erfenntniffen der Börfenschiedsgerichte auf Grund der Artikel 
XXUI, 3.1 und XXV, Wbjag 1 des Einführungsgejebes 
zur Bivilprozeßordnung (Geſetz vom 1. Auguſt 1895, RGB. 
Nr. 112) werden durch die VBorfchriften dieſes und des vor: 
angehenden Artifel3 nicht berührt.a) 

1) 8 89 ED. 

2) Bgl. Nichtigleitsbefchwerbe gegen Erfenntniffe der Börfenfchiebss 

gerichte Art. XXIII, 8.1, EG. 3. BED. 

3) Art. XXX gilt insbefondere aud) für im Auslande zuftande ges 
kommene Schiedsſprüche aller Art, insbeſondere für Schiebsfprüche der 
Börjenfhiedägerichte in Ungarıı und Fiume, fiehe Anm. 1 zu Art. XXIX. 
— In Wirkſamkeit feit dem Tage der Kundmachung des Gefehes 
(6. Juni 896). 

a) Eine erft infolge Rekurſes von Gerichte zweiter Inſtanz bewilligte 
Einftellung der Exekution wirkt infoferne zurüd, al8 alle bis dahin voll- 
zogenen Exekutionsakte aufzuheben find (8 3%, Abſ. 1, ED.); haben vor 
der Nefurserlebigung ſchon Veräuferungen ftatrgefunden, fo Tönnen biefe 
nicht mehr rüdgängig gemadt werden. Gegen ſolche Exekutionshand⸗ 
lungen kann fih ber Verpflichtete nur dadurch fhügen, das er die Auf⸗ 
ichiebung der Exelution bis zur Entjcheidung über den Rekurs erwirlt 
(Art. XXIX, Abf. 2, EG. 3. ED. und 88 43, 44 EO.). (IM. zu Art. XXX 
€. 3. ED.) 

Art. XXXL Bor dem Tage des Inkrafttretens) der 
Erefutionsordnung vom Gerichte erſter Inſtanz bemilligte 
Erefutionsafte find, fofern im folgenden nichts anderes an- 
geordnet wird,?) nach den bisher hiefür geltenden Vor- 
ichriften und von den bisher dafür zuftändigen Gerichten zu 
vollziehen. 


rt. XXXI. 1. Eine vor dem 1. Jänner 1898 rechtskräftig 
bewilligte erefutive Einantwortung und Erfolglaflung ift 
nach den früheren Vorfchriften zu vollziehen; die Vorfchriften der 
ED. über die Einftellung finden in diejem Falle keine Anwendung. 
€. v. 9. Oftober 1900, 3. 13725, F. 25; 

die Anmerkung der erelutiven Einantmortung auf 
bei Gericht erliegenden Urteilen ift auch nach dem 1. Jänner 1898 
zu vollziehen. &. v. 1. März 1898, 3. 3091, Sig. 47. 





- 102 Art. XXXI-XXXIV EG. 3. ED. 


Nah Beginn der Wirkſamkeit der Exekutionsordnun 
fteht der Anwendung ihrer Borjchriften nicht entgegen, dab 
die Erefution oder Sicherung auf Grund eines aus der 
Geltungszeit der bisherigen Geſetze herrührenden Exekutions⸗ 
titel3 oder gerichtlichen Yftes beantragt wird. 
2) Art. I. 
2 Art. XXXII Sequeftration, Art. XXXIII Fielbietung von Liegen- 
fchaften, Art. XXXIV Mobilarerelution, Art. XXXV Meiftbotövertei- 
Yung, Urt. XXX VIII Erekution zur Sicjerftellung. 


Art. XXXII. Auf erefutive und ficherftellungsweije 
GSequeftrationen, die vor Beginn der Wirkjamfeit der Exe- 
futionsordnung bewilligt wurden und am Tage des Inkraft⸗ 
tretend der Erefutionsordnung noch nicht aufgehoben find, 
haben vom Ietteren Tage an die Vorfchriften der Exekutions⸗ 
ordnung über die Bivangsverwaltung!) Anwendung zu finden. 

Die nach den bisherigen Borichriften vollzogene Er- 
nennung des Sequeſters fann auf Antrag des Berpflichteten 
oder eines an der Sequeftration beteiligten Gläubigers, jelbft 
nach Rechtskraft des bezüglichen Beichluies, wieder aufgehoben 
werden, um in Gemäßheit der 88 106 und 107 der Ere- 
futionsordnung einen Verwalter?) zu beitellen. 


Die dem Gerichte nach der Exekutionsordnung zu— 
fommende Mitwirkung an der Zwangsverwaltung, ein- 
ichließlich der Ernennung des Verwalter, ift dem nach den 
Vorſchriften der Erefutionsordnung zum Einjchreiten als 
Erefutionsgericht berufenen Gerichte?) zu übertragen. 

2) 88 97 ff., 834-340 ED. *) Insbeſondere aus ber Verwalterlifte. 

s) 88 17—19 ED. — Hinfichtlich der Übertragung der Alten, dann ber 

Depofitenmaflen an die Erefutiondgerichte fiehe die 88 11, 14—17 ber 


2. Der Termin einer vor dem 1. Jänner 1898 beiwilligten 
Mobilarverfteigerung kann vertagt werden, ohne daß dies 
die Einftellung der Erefution zur Folge hätte. PE. v.22. März 1898, 
3. 3589, Sig. 71. 

4. Der Snftanzenzug in Erefutiongfachen, die nach den 
früher geltenden Borjchriften zu behandeln find, richtet fich nad) 
den Vorſchriften der Jurisdiktionsnorm (8 3). E. v. 20. Dezember 
1898, 3. 17102, Przeg. 1899: ©. 197; 7. September 1898, 3. 11819, 
Sig. 303 17. Mai 1898, 3. 6954, Sig. 183. 

Art. XXXII. 1. Einftellung einer ſolchen Sequeftration 
(Audgedinge) nad) Maßgabe der Vorfchriften der Erefutiondordnung. 
€. v. 6. Oftober 1898, 3. 11935, Sig. 329; 28. Zuli 1898, 3. 10273, 
Elg, 266; PE. 25. Mai 1898, 3. 7011, Sig. 198. 
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IML. v. 24. Juni 1897, RGB. Ar. 157, betreffend die Ausübung ber 
den Erelutiondgerichten zugewieſenen gerichtlichen Geichäfte (bei 8 23 EO.). 


Art. XXXIII. Bor Beginn der Wirkſamkeit der 
Erefutionsordnung bewilligte exekutive Teilbietungen von 
Riegenichaften find vom Tage des Anfrafttretend der Ere- 
futionsordnung an nach deren VBorichriften über die Zwangs⸗ 
verfteigerung?) durdjzuführen, falls an diefem Tage die 
Termine zur Vornahme der Feilbietung noch nicht angeordnet 
waren. Wird gleichzeitig von mehreren Gläubigern auf die 
jelbe Siegenicatt mittelö erefutiver Feilbietung Vollſtreckung 
geführt, jo gelten in diefem Falle vom Beginn der Wirkſamkeit 
der Erefutionsordnung an die übrigen Gläubiger ald dem 
Berfteigerungsverfahren desjenigen Gläubiger3 beigetreten, ?) 
welchem zuerſt die erefutive Yeilbietung der Liegenjchaft 
bewilligt wurde. 

Wenn die bei Beginn der Wirkjamkeit der Exekutions⸗ 
ordnung bereits rechtskräftig anberaumten Yeilbietungstermine 
nicht abgehalten werden, weil der Erefutionsführer von den 
Feilbietungsverfahren abfteht oder dasjelbe einftweilen ruhen 
läßt, und wenn fodann das Feilbietungsverfahren nad In⸗ 
trafttreten der Erefutionsordnung wieder aufgenomnıen wird, 
jo haben für diefes Verfahren die Vorfchriften der Exekutions⸗ 
ordnung zu gelten.® 

Wenn die Vorjchriften der Erefutiondordnung zur Ans 
wendung gelangen, iſt das dem 
nach den Vorſchriften der Exekutionsordnung zum Einſchreiten 
als Exekutionsgericht berufenen Gerichte*) zu übertragen.>) 

1) 88 133 ff. EO. 2) 8 139 ED. 

3) Daher insbe. nur ein Feilbietungstermin, 8 169. — Wegen der 
vorläufigen Feftftellung des Laftenftandes dürfte nad; Analogie von 8 206, 
Abſ. 2, und 88 165 ff. vorzugehen fein. 

*) 88 17—19 ED. 

°) Hinfihtlih der Übertragung der Alten fiehe 88 11, 12, 14, 16 
und 17 IMV. v. 24. Juni 1897, RGB. Nr. 157, betreffend die Aus- 
übung = ben Exekutionsgerichten zugewieſenen gerichtlichen Gefchäjte (bei 
8 23 EO ˖ 

Art. XXXIV. Eine vor Inkrafttreten der Exekutions⸗ 
ordnung eingeleitete Erefution auf bewegliche Sachen, Rechte 








Art. XXXIV. 1. Eine vor dem 1. Jänner 1898 erefutiv 
eingeantwortete Forderung kann nicht demjelben betreiben⸗ 
den Gläubiger zur Einziehung überwieſen werden. E. v. 2. Auguſt 
1898, 3. 10563, Sig. 267. 


— — 


104 Art. XXXIV—XL EG. z. ED. 


oder Forderungen, die bei Beginn der Wirkjamfeit der Ere- 
futionsordnung noch nicht weiter als zur rechtöträftigen Be- 
gründung eines erelutiven Pfandrechtes zu Gunſten des be- 
treibenden Gläubiger vorgeichritten ift, Tann von dieſem 
Tage an nur nad) den Beitimmungen der Exekutionsordnung) 
fortgeführt werden. 

Die dem Gerichte hienach zufommende Mitwirkung am 
Erelutiongverfahren ift dem nad den Borjchriften der Ere- 
futiondordnung zum infchreiten als Erelutiondgericht be⸗ 
rufenen Gerichte?) zu übertragen.«a) 

1) 88 249 ff., 290 ff., 325 ff. CO. _ 

2) 88 17—19 ED. — Hinfichtlid) der Übertragung der Alten und ber 
etwa vorhandenen Depofitenmafien fiehe 88 13, 15—17 IMV. v. 24. Juni 
1897, RGB. Nr. 157, betreffend die Nusübung der den Erelutionsgerichten 
zugewiefenen gerichtlichen Gefchäfte (bei 8 23 ED.). 

a) Eine Mobdilarjeilbietung, deren Termine am Tage des Inkraft⸗ 
treten der ED. bereit8 anberaumt find, ift nad) ben bisher Hiefür 
geltenden Vorfchriften zu vollziehen (Art. XXXI, Abſ. 1, des EG. zur EO.). 

Die Verteilung des fich bei diefer Feilbietung ergebenden Erlöfes ift 
nad den Borjchriften der Erefutiongordnung vorzunehmen (Urt. XXXV 
ES. 3. ED.) (IM. zu Art. XXXIV EG. 3. ED. B. 1.) 

Art. XXXV. Die Verteilung des Kaufpreifes, welcher 
durch eine nach den bisherigen geleglichen Vorſchriften vor- 
genommene erefutive Feilbietung erzielt wurde, ift nach In⸗ 
Trafttreten der Erelutiondordnung unter Anwendung der 
einjchlägigen Vorjchriften der Erefutionsordnung!) vorzus 
nehmen, wenn nicht am Tage des Inkrafttretens der Ere- 
kutionsordnung die gerichtliche Verhandlung über die Kauf- 
preisverteilung bereits begonnen hat. Ungeachtet der 
Anwendung der Borichriiten der Exekutionsordnung bleiben 
jedoch für die Kaufpreisverteilung diejenigen Gerichte zu- 
ſtändig, welche nad) den bieherigen gejeßlichen Vorjchriften 
hiezu berufen waren. 

1) 88 209—239, 


Art. XXXV. 1. Dasfelbe gilt für die Verteilung eines ges 
richtlich Hinterlegten und ind Kaduzitätenverzeichniß aufge- 
nommenen Meiftbotes. E. v. 22. Februar 1899, 3. 1436, Sig. 525. 

2. Der Rechtszug gegen den erftrichterlichen Verteilungs⸗ 
befhluß richtet fih nach den neuen Vorſchriften. E. v. 7. Sep- 
tember 1898, 3. 12092, Präv. 1898: ©. 768; 5. Juli 1898, 
3. 9136, Sig. 244; 

mag der Kaufpreis felbft oder das aus einer früheren Eres 
kution ftammende Bededungstapital eines Ausgedinges 
verteilt werden. €. vd. 19. Februar 1902, 3. 2177, GH. 1902 : 38. 
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Art. XXXVIL Sofern auf ein bei Beginn der Wirk⸗ 
Tamteit der Erefutionsordnung anhängiges Erelutionsverfahren 
nah den vorftehenden Beitimmungen die Vorſchriſten der 
Erekutiongordnung anzumenden find, bat das Gericht vor- 
Tommenden Falles die zur Hinüberleitung der Erefution in 
Da3 neue Verfahren notwendigen Verfügungen von Amts 
wegen zu treffen, insbefondere die Erefutionsbewilligung 
unter finngemäßer Auffafjung des Exekutionsbegehrens, den 
Vorſchriften der Erefutiondordnung anzupaflen und, falls der 
Erefutionsvollzug einem anderen Gerichte obliegt, die Rechts⸗ 
ſache dem zuftändigen Gerichte abzutreten. 


Art. XXXVII Für die zur Beit des Inkraftretens der 
Erelutionsordnung an beweglichen törperlichen Sachen be- 
ftehenden exelutiven Pfandrechte ift die im $ 256 der Ere- 
kutionsordnung feſtgeſetzte Zahresfriit vom Tage des Beginnes 
der Wirkſamkeit der Erefutionsordnung zu berechnen. 


Art. XXXVIIIL Wenn auf Grund einer vor dem Be- 
ginne der Wirkſamkeit der Erefutionsordnung vollzogenen Ere- 
tution zur Sicherftellung nad) dem Tage des Inkrafttreten 
der Erefutionsordnung eine Erelution zur Befriedigung an— 
geſucht wird, fo ift diejelbe unter Wahrung der Briorität der 
erworbenen Bfandrechte nach den Vorjchriften der Exekutions⸗ 
ordnung einzuleiten. 


Art. XXXIX. Die Entjcheidung über die am Tage des 
Inkrafttretens der Erelutionsordnung anhängigen Geſuche um 
Bewilligung eines provijorifchen Sicherjtellungsmittel3 ſowie 
der Bollzug diefer gerichtlichen Entjcheidung haben nad) den 
Vorſchriften der Erefutionsordnung?) zu erfolgen. 

ie Wirkung und Dauer der nad) den bisherigen Bor- 
Tchriften bewilligten und vollzogenen Sicherjtellungsmaßregeln 
ift nad) den bisher hiefür geltenden Vorfchriften zu beurteilen. 
In Anjehung der perjönlichen Befreiung von der Berhängung 
de3 ficherftellungsmeifen Berfonalarreftes und in Anjehung des 
Vollzuges?) desjelben haben jedoch vom Inkrafttreten der Ere- 
kutionsordnung an deren Vorjchriften aud) dann zur Anwendung 
zu fommen, wenn der Vollzug bereit3 vor dieſem Tage be— 
gonnen bat. | 

1) 88 378 ff. ED. ?) 8 386 ED. 


Art. XL. Die Beitimmungen der Artikel XXIX und XXX 
treten mit Kundmachung diejes Gejeges,!) die Beſtimmungen 
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der Artikel 1I Hi8 XXVII und XXXI bis XXXIX mit dem 
Beginne der Wirkjamleit der Exekutionsordnung?) in Kraft. 

2) 6. Juni 1896. 2) Art. I. 

Art. XLI Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ift der 
Juſtizminiſter beauftragt. 

Derjelbe hat alle zur Einführung und Durchführung des 
gegenwärtigen Gefeßed und der Exekutionsordnung erforder- 
lichen Verordnungen, und zwar infomweit diefelben den Wirkungs⸗ 
frei der anderen Minifter berühren, im Einvernehmen mit 
diefen zu erlaffen. 


II. 
Exekutionsordnung. 


Geſeh v. 27. Mai 1896, RGES. Ar. 79 
(kundgemacht im XXX. Stüd am 6. Juni 1896), 
über dad Exekntions⸗ und — laclll 03e (Creintions- 
ordnung). 


Mit Buftimmung beider Häufer de3 Neichsrates finde 
Sch anzuordnen, wie folgt: 


Erſter Beil. 


Grekntion. 


Erfter Abfıhnritt, 
Allgemeine Beitimmungen. 


Erſter Titel. 
Erekution aus inlandifchen Akten und Urkunden. 


Exekutionstitel. 


$ 1. Exekutionstitel im Sinne des gegenwärtigen Ge— 
ſetzes ſind die nachfolgenden im Geltungsgebiete dieſes Ge— 
ſetzes errichteten Akte und Urkunden: 

1. Endurteile!) und andere in Streitſachen?) ergangene 
Ürteile,?) Bejchlüfle und Befcheide der Zivilgerichte, wenn ein 
weiterer Rechtszug dawider ausgeſchloſſen“) oder doch ein 
die Erelution hemmendes Nechtsmitteld) nicht gewährt ift;® 


a) 1. Auf Grund bes rehtsfräftigen Urteils, wodurd 
eine Sudenehbe wegen Ehebruchs getrennt wird, kann zur 
Erzwingung der Übernahme des Scheidebriefes Erefution bemilligt 
werden. €. v. 26. Februar 1902, 3. 2089, Notg3. 1902 :16. 
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1) 8 390 ZRO. 

2) Auch im Exekutionsverfahren; insbeſondere fintet auf Grund fols 
gender im Erefuttonsverfahren ergehender Beſchlüſſe Exekution ftatt : 

a) von Amts wegen zur Hereinbringung der dem Verwalter auferlegten 
Erſätze (8 118, Abſ. 2); 

b) zur Hereindbringung des Ausfalles am Meiftbote und der Kojten 
ver Wiederverfteigerung (8 155, Abſ. 2); 

0) gegen den Erfteher nad) Wufhebung oder Unwirkſamwerden bes 
Bufchlages wegen Rüderftattung der bezogenen Früchte und Einkünfte 
(8 157); 

d) gegen den Verpflichteten und gegen Gläubiger wegen der durch 
wiſſentlich unwahre Angaben bei ber vorläufigen Feſtſtellung de3 Laſten⸗ 
ſtandes verurfachten Schäden (8 168, Abf. 2); 

e) gegen ben fäumigen Käufer zur SHereinbringung des beim freis 
Händigen Verlauf gebotenen Übernahmspreifes famt Binfen (88 204, Abſ. 1, 
155, Abſ. 2); 

f) zur Hereinbringung des reftlichen Meiſtbotes gegen ben Erfteher, 
{als dem Widerſpruche gegen die Anrechnung einer pfandrechtlich ficher- 
geftelten Forderung auf das Meiſtbot ftattgegeben wurde (8 235, Ubf. 2); 

g) zur Hereinhringung des Ausfalles am KRaufpreife gegen ben Er- 
fteher beweglicher Sachen, melcher den Kaufpreis nicht His zum Schluffe 
der Berfteigerung erlegt (88 278, Abſ. 3, 155, Abf. 2); 

b) zur Erwirkung der Ausfolgung ber über eine überwieſene For⸗ 
derung vorhandenen Urkunden (8 306, Ubi. 2); 

ji) zur Herausgabe der Sachen, von deren als Gegenleiftung zu be= 
wirkenden Übergabe die Verpflichtung des Drittſchuldners zur Leiftung 
abhängig ilt (8 309); 

k) behufs Erwirkung der Vorauszahlung der Koften, die mit ber 
Vornahme einer dem Berpflichteten obliegenden Handlung durch einen 
Dritten verbunden find (8 353, Abſ. 2); 

1) behufs Erlangung einer Sicherheit für den Echaden, ber durch 
ferneres Bumiderhandeln des zur Unterlaffung oder Duldung Verpflichteten 
verurſacht wird ($ 355, Abi. 2); 

m) zur Hereindringung der Koften der Wiederherftellung des früheren 
re gegen den zur Unterlafjung oder Duldunz Verpflichteten (8 356, 
Ab). 2); 

n) zur Hereinbringung des Erſatzes der durch eine einftweilige Ver⸗ 
fügung verurfachten Vermögensnachteile (8 394, Abſ. 1). 

3) Jedes Teilurteil ift in Betreff der Exekution als felbftändiges Ur⸗ 
teil zu betraditen. 8 392 ZPO. 

*) 8 502, Abſ. 2, 3PO. — Siehe VI. Band, 2. Abt., IV. 


2. Erkenntuiffe nach 8 8 des für Tirol und Vorarlberg er» 
Lafjenen Hofdekretes dv. 19. November 1839, JGS. Nr. 388, wo⸗ 
mit dem Erfteher einer Liegenfhaft die Zahlung eine 
Teiles der Forderung des betreibenden Gläubigerd aufgetragen 
wird, find gleichfalls Erefntionstite. ©. v. 11. Dezember 1900, 
3. 16423, Gaz. 1901:4. 
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5) Der Rekurs bat in ber Regel keine aufſchiebende Wirkung, 8 524 
8PO., 8 67 ED.; die a. o. Revifion, 8 505, Ubf. 3, 8PO., die Wieder- 
auſnahms⸗ und Nichtigfeitällage, 8 547, Abf. 2, 8PO., haben Feine auf⸗ 
fchiebende Wirkung. — Teilweiſe Erefutign, wenn nur binfichilich einzelner 
Anfprüde ein fuspenfives Nechtömittel erhoben wurde. 8 18. 


2. Bahlungsaufträge (Bahlungsbefehle), welche im Man«- 
dats⸗9) und Bechfelverfahren®) oder in Gemäßheit des $ 19 
des Geſetzes vom 12. Juli 1872, RGB. Nr. 112,°%) erlaflen 
wurden, wenn wider diejelben nicht rechtzeitig Einwendurgen 
erhoben worden jind;‘) 

1) 88 548, 550 ZPO. 

2) 8 557 8PO. — Auch auf Grund des Sicherfiellungsauftrages, 
8 558 ZBO., findet Erefution zum Behufe bes Barerlages ber Sicher⸗ 
ftelungsfumme (Urt. 25, Abſ. 2, WO.) ftatt. 

3) Syndikatsregreßprozeß fiehe bei $ 602 8PO. 

*) Wenn die im Zahlungsauftrage enthaltene Koftenenticheidung mit 
Rekurs angefochten wird, Tann (8 524 ZPO.) trogdem Exekution ftatt- 
finden, 88 552, 559 ZPO. — Wenn Einwendungen erhoben wurden, findet 
Exekution zur Sicherftellung ftatt. 8 371, 8. 2. 


3. die im Mahnverfahren (Geſetz vom 27. Upril 1873, 
RGB. Nr. 67) erlafjenen bedingten Zahlungsbefehle,) welche 
einem Widerjpruche nicht mehr unterliegen?) und aud nicht 
durch Ablauf der Zeit außer Kraft getreten find; ?) 

1) Art. XXVIII EG. 3. 8PO., 8 6, 8. 3, cit. Gel. 

2) Zft der Bahlungsbefehl rechtslräftig geworden, wurde jedoch die 
Wiebereinfegung in den vorigen Stand behufs Erhebung des Witerfpruches 
angejucht, fo findet Exekution zur Eicherftellung ftatt. 8 371, 8. 3. 

3), Unterläßt e8 der Gläubiger, vor dem Ablaufe von 6 Monaten nad) 
Buftelung des BZahlungsbefehles an den Schuldner die Erelution gegen 
denfelben zu begehren, fo tritt der Zahlungsbefehl in Anfehung diefes 
Schuldners außer Kraft. 8 16 zit. Gef., Art. XXVIII EG. 3. BED. 

4. gerichtliche Aufkündigungen!) eines Beltandvertrages 
über Grundftüde, Gebäude und andere unbewegliche oder ge- 
jeglih für unbemweglich erklärte Saden, über Schiffmühlen 
und auf Schiffen errichtete Yaumerfe, wenn gegen die Aufe 
fündigung nicht rechtzeitig Einwendungen erhoben worden 
find, jomie unter der gleichen Vorausſetzung die gerichtlichen 
Aufträge zur Übergabe oder libernahme?) des Beitandgegen- 
ftandes ;?) 

1) 88 560, 562 8PO.; geiwerbegerichtliche Auffündigung 8 23 der ML. 

v. 17. Juni 1898, RGB. Nr. 96. 

2, 8 567 ZPO. 

3) Die. Erefution Tann auf Grund rechtsfräftig gewordener Urteile, 
Auftündigungen und gerichtlicher Aufträge zur Übergabe oder Übernahme 
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des Beitandgegenftanbes bewilligt werben, fobalb bie Friſt verftrichen tft, 
innerhalb deren nad) den vorangehenden Abſätzen der Beitandgegenftand 
gänzlich geräumt zu übergeben war. 8 573, letzter Abf., 8PO. 

Eine gerichtliche oder außergerichtlihe Kündigung oder ein Auftrag 
zur Übergabe oder Übernahme des Veftandgegenftandes, wider melde 
nicht rechtzeitig Einwendungen erhoben wurden, desgleichen die über folche 
Einwendungen ergangenen rechtöfräftigen Urteile treten, vorbehaltlich des 
über den Koftenerfa ergangenen Ausipruches, außer Kraft, wenn nicht 
binnen vierzehn Tagen nad; dem Eintritte der in diefen Aufträgen oder 
im Urteile für die Räumung oder Übernahme des Beſtandgegenſtandes 
beftimmten Beit wegen diefer Räumung ober Übernahme Exekution bes 
antragt wird. 8 575, Abi. 3, ZPO. 


5. Vergleiche, welche über privatrechtliche Anfprüche vor 
Zivil⸗)) oder Strafgerichten abgefchloffen wurden ;a) ®) 

1) 88 204 ff. BPO. Much ohne vorausgehende Klage, insbefondere 
auch im Berf. a. Str. geichlofiene Bergleihe. — 

Wenn die Eifenbahnunternehmung und der Enteignete fi 
über bie zu leiftende Entfchädigung einigen, fo ift dieſe Vereinbarung, falls 
die im 8 22 bezeichneten Borausjegungen eines zuläffigen Übereintommens 
eintreten (wenn es an britten Berfonen fehlt, denen ein Anſpruch auf Be⸗ 
friedigung aus. der Entihädigung auf Grund ihrer binglichen Rechte zu⸗ 
fteht, oder wenn dieſe dritten PBerfonen ihre Zuftimmung zu bem Über- 
einfommen in einer öffentlichen oder legalifierten Urkunde erflärt Haben) 
zu Prototoll zu nehmen. — Treten die im 8 22 bezeichneten Boraus- 
ſetzungen nicht ein, fo Tann die Protofollierung ber Vereinbarung nur 
dann ftattfinden, wenn ber vereinbarte Betrag nicht Hinter demjenigen 
zurüdbleibt, welcher von den Sachverſtändigen angegeben wird, oder welcher 
im Falle einer Berfchiedenheit der Gutachten den Durchſchnitt ber ange- 
gebenen Beträge bildet. — Eine mit Beobachtung ber vorſtehenden Be⸗ 


d) 1. Der Mangel einer ausdrüdlihen Vereinbarung über 
die Exekutionsfähigkeit und über die Erfüllungsfrift beein- 
trächtigt die Vollftredbarfeit nicht. E. v. 3. Jänner 1890, 3. 14700, 
GH. 1890:6; 11. März 1885, 3. 2376, Sig. 10474. 

2. Wegen nicht ausdrüdlich vereinbarter Verzugszinſen 
findet Erelution nit ftatt. E. v. 6. Oktober 1891, 3. 12115, 
%B. 1889: 2; 

auch ift fie unzuläffig auf Grund eines die Zahlung „nad 
Tunlichkeit“ zufichernden Vergleiched. E. v. 24. Dezember 1879, 
3. 14107, Sig. 8230. 

3. Vergleich über die Örenzbeftimmung. €. v. 18. De- 
jember 1883, 3. 14375, Sig. 9703. 

4. Erekution auf Grund eines vor bem Strafrichter gefchloffenen 
Vergleiche8 zur Erawingung der Beröffentlidung einer 
Ehrenerflärung. €. dv. 27. Juni 1893, 3. 7702, Sig. 14749; 

zur Erzwingung der Verpflichtung, einen beftimmten Ort 
zu verlafjen. E. v. 11. September 1894, 3. 10792, Sig. 15218. 


— m un — 
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ſtimmungen protokollierte Vereinbarung hat die Wirknng eines gericht⸗ 
lichen Vergleiches. Gef. v. 18. Februar 1878, RGB. Nr. 80, betr. bie 
Enteignung zum Zwede ber Heritellung und des Betriches 
von Eifenbahnen, 8 29. 

Wenn eine Eifenbahnunternehmung bie im Verfahren wegen 
einer Entetgnung durch Vergleich oder gerichtliche Entſcheidung feftgeftellte 
Entſchädigung oder die gerichtlich beftimmte Sicherheit nicht binnen vier- 
zehn Tagen nach Abſchluß des Vergleiches, beziehungsweiſe nah Eintritt 

der Rechtskraft der gerichtlichen Enticheidung leitet, jo kann der Ent- 
eignete die Eifenbafnunternehfmung zur Leiftung der Entichädigung und 
ber Verzugszinſen, beziehungsweife zur Leiftung der Sicherheit auf dem 
Wege der Erelution nad den Vorfchriften des Verfahrens in Streitfachen 
verhalten. Gef. v. 18. Februar 1878, RGB. Nr. 30, 8 36. 

a) Nicht bloß die Vergleiche über die vor dem Zivil⸗ oder Straf- 
gerichte geltend gemachten privatrechtlichen Anfprüde (8 1, 8.5 ED.), 
fondern auch die Vergleiche über die Koften des Zivil» oder Strafver⸗ 
fahrens, wenn über Iestere eine abgefonderte Bereinbarung getroffen wurde, 
find Erefutionstitel. (IM. zu 8 1 ED. P. 1.) 


6. in nichtftreitigen Rechtsangelegenheiten ergangene Ver- 
fügungen der Zivilgerichte, joweit fie nach den dafür gelten« 
den Borjchriften in Vollzug gejebt werden können ($ 12 des 
kaiſ. Ratentes v. 9. Auguft 1854, RGB. Nr. 208); ')a) 

2) Berfügungen Über nidhtftreitige Rechtsangelegen— 

beiten fönnen, infoferne in dem gegenwärtigen Gefehe feine Ausnahmen 

. feftgefegt find (88 177, 191), oder der Richter nicht aus bejonderen Grün- 
den die Nekurdfrift abzumarten notwendig findet, ſogleich in Voll⸗ 
zug gejest werden. . 

Nach bereit3 angebrachtem Rekurſe aber Hat die erite Inftanz bis zur 
Erledigung desfelben dem VBollzuge des VBeicheides nicht mehr jtattzugeben. 
und nur im Falle dringender Gefahr die zur Sicherheit der Teilnehmen- 
den notwendigen Vorkehrungen zu treffen. 8 12 k. Bat. v. 9. Auguſt 
1854, RGB. Nr. 208. Bol. 8 370. 

Auf die in nidtftreitigen Rechtsſachen ergangenen rechts— 
fräftigen Entjheibungen fann aber aud) die Exekution nad) den 
Vorſchriften der Zivilprogeßorbnung geführt werden. Das Gericht kann 
nad Umftänden entweder die Erelution von Amts wegen anorbnen, oder 
einen Kurator zur Ergreifung der Erelutiongfchritte beftelen. 819, Abſ.8, 
k. Bat. v.9. Auguft 1854, RGB. Nr. 208. Art. XIII, 8.3, EG. 3. ED. 

Geſetz v. 7. Juli 1896, RGB. Nr. 140, betreffend die Ein: 
rtäumung von Notwegen. 

8 26. Inſoweit die in Gemäßheit dieſes Geſetzes ergangenen rechts⸗ 
träftigen Enticheibungen (nad) ben Grundſätzen des Verfahren? außer 
Streitfadhen, 8 19, Abſ. 3) einer zwangsweiſen Bollftredung bedürfen, 
fann auf Grund derjelben die Erefution nad) den Vorſchriften des Ber: 
ahrens in Streitfachen geführt werden. 

a) Durch die Vorſchrift des 8 1, 3.6, ED. wird nicht ausnahmslos 
allen in nichtftreitigen Rechtsangelegenheiten ergebenden gerichtlichen Ver⸗ 
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fügungen Erefutionsfraoft beigelegt, ſondern dieſe Vorſchrift wiederholt, 
lediglich der Bollftändigfeit der Aufzählung halber, die Beftimmung des 
8 12 des k. Bat. v. 9. Auguſt 1854, RGB. Nr. 208. Melden in außer: 
ftreitigen Kechtsfadhen ergebenden Verfügungen Exekutionskraft zufommt, 
ift daher au in Hinkunft nah dem k. Pat. v. 9. Auguft 1854, RGB. 
Nr. 208, und der fi daranſchließenden Wcchtfprehung zu beurteilen. 

Dies gilt insbeſondere betrefi3 der Kragen, ob auf Grund der Ein- 
antwortungsurfunde gegen die im Befite des Nachlaffes befindlichen Mit- 
erben bie zwangsweiſe Einführung in den Beſitz begehrt werben Tann, 
was bie Spruchpraxis bisher überwiegend verneinte, und ob eine gemäß 
8 178 des zitierten Patentes ausgefertigte Beſtätigung als Exekutions⸗ 
titel gegen den Erben wirkt, der den vermadjten Gegenitandb herauszugeben 
fi weigert. (IM. zu 81 ED. P. 2.) 

7. im Konkursverfahren abgefchloffene, gerichtlich be- 
ftätigte Vergleiche,) Die während eines jolchen Verfahrens 
ergangenen rechtskräftigen gerichtlichen Beichlüffe?) und die 
mit der Wirkung der Volſſtrechbbarkeit ausgeftatteten amt- 
lien Auszüge aus dem während des Konkursverfahrens 
aufgenommenen Liquidierungsprotofolfe;?) ©) 

1) 88 158, 227 HD. 

2) Insbeſondere gerichtlich beftätigte Berechnungen im Konkurſe einer 
Erwerbs⸗ und Wirtfchaftsgenofienichaft über diejenigen Beträge, melde 
jeder Genofjenfchafter zur Befriedigung der Genoflenichaftsgläubiger wegen 
der im Konkurſe erlittenen Ausfälle au3 feinem fonftigen Vermögen bei= 
zutragen hat (Beitragsberehnung); Gef. dv. 9. April 1878, RGB. 
Nr. 70, 88 65 und 85. 

) 8 121 KO. Ebenſo derlei Auszüge Über Forberungen, 
weldhe im Konturfe einer Erwerb3- oder Wirtfhaftsgenofien=- 
Thaftalsrichtig feftgeftellt und auch von dem Borftande beziehungss 
weije den Liquidatoren nicht beftritten worden find; Gef. v. 9. April 1873, 
RGB. Nr. 70, 8 60. 


8. rechtskräftige Erkenntniſſe der Strafgerichte, welche 
über die Koſten des Etrafverfahrens?) oder über die privat» 
rechtlihen Ansprüche?) ergehen oder eine beitellte Sicherheit 
für verfallen erflären;?)d 


e) Ebenfo Protokolle über die Liquidierungstagfagung im 
Konkurſe einer Erwerb» und WVirtfhaftsgenofjenihaft, 
wonach die Forderung vom Maffeverwalter anerfannt wurde, 
während der Borftand und die Liquidbatoren nicht erfchienen find. 
E. v. 3. Februar 1897, 3. 1097, Sig. 15955. 

d) 1. Auf Grund von Urteilen eines Militärftrafgerichtes 
ist die Erefution nicht zu erteilen. E. v. 3. Oftober 1866, 3. 8976, 
Sig. 2631. 

2. Die Erekution kann von einem Minderjährigen ans 
gefucht werden. €. dv. 28. Auguft 1872, 3. 8785, Sig. 4698. 
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1) 88 389, 390, 391 SIPD. Die vom Staate vorgeichofienen Koften 
tes Strafverfahrens (8 381, 3. 1-8, 5-7) werden vom Gtrafgericdhte 
nad) Vorſchrift der MB. v. 11. Februar 1855, RGB. Nr. 30, eingehoben, 
8 409 StPO., 8 48 Bollz. Vorſchr. 3. StPO. (ſiehe Art. XIII, 8.4, EG. 
3. EO.), eventuell im Exekutionswege von Amts wegen oder durch bie 
Finanzprokuratur eingebradit. 

Beftätigung über Bolfftredbarkeit muß beigebracht werben. 8 54, Abſ. 2. 

2) 88 367, 369, 370, 371, 873 StPO. 

8) 88 198, Abſ. 3, 419 StPO. 


9. rechtskräftige Beichlüffe und Enticheidungen der Zivil-') 
und Strafgerichte,?) wodurch gegen Parteien oder deren Ver- 
treter Gelditrafen?) oder Geldbußen*) verhängt wmerden;>) 

1) 8 220 83P0. — 88 168, 394 ED. — 8 80 RD. — 8 19 E. Bat. dv. 
9. Auguſt 1854, RGB. Nr. 208. 

2) 88 182, 235, 288 StPO. Die Einbringung der Koften des Strai- 
verfahren? und ber Gelbftrafen erfolgt nach ben dafür beftehenden Vor⸗ 
Ichriften. $ 409 EtPO., ML. v. 11. Februar 1855, RGB. Nr. 30, 
fiehe bei Art. XIII, 8. 4, EG. 3. ED Bezüglich der Erkennmiſſe ter 
Gefällsftrafgerichte fiehe Art. III ES. 35. ED. 

s) Über die Einhebung von Geldftrafen fiehe 88 104, 8. 2, 105 ff. GO., 
Einleitung der Exekution 88 110, 111 SO. j 

8 27 Gef. dv. 6. Januar 1890, RGB. Nr. 19, betreffend den 
Markenſchutz; — 8 57 Gef. v. 26. Dezember 1895, RGB. Nr. 197, 
betreffend das Urheberrecht an Werten der Literatur, Kunft 
und Photographie. 

) Beitätigung über Vollfftredbarfeit muß beigebracht werden. 8 54, 
Abſatz 2. 


10. Entjcheidungen über privatrechtliche Anſprüche, welche 
von Berwaltungsbehördene) oder anderen hiezu berufenen 
Öffentlichen Organen gefällt wurden und einem die Exekution 
hemmenden Rechtszuge nicht mehr unterworfen find, jofern 
die Erelution durch geſetzliche Beftimmungen den Gerichten 
überwiefen ift;?) 

e) 1. Erefutionstitel find insbeſondere: 

adminiftratinbehördlide Erfagerlenntniffe €. v. 
31. Oftober 1871, 3. 13074, Sig. 4291; 2. Juli 1868, 3. 6493, 
Sig. 3090; 6. Dezember 1865, 3. 10090, Sig. 2334; 

Erfenntniffe einer Grundlaftenablöfungs-Kommiffion. 
E. vd. 18. April 1888, 3. 4658, Sig. 12151; 30. September 1874, 
3. 10089, Sig. 5485; 

genteindebehördlihe Erkenntniſſe über Lohnfordes 
rungen. €. v. 22. Jänner 1889, 3. 725, Nur. 3. 1889 : 22. 

2. Dagegen eignen ſich nicht zum Begehren um gerichtliche 
Erefution: 


Geſ. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 8 
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2) Iſt gegen eine Buchhaltereierledigung, biefe mag in con- 
tumaciam ober über vorläufige Erläuterungen erfließen, binnen ber im 
8 2 des Pat. v. 16. Januar 1786, IGS. Nr. 516, beftimmten Friſt weber 
der Rechts⸗ noch der Gnadenweg ergriffen, noch ber in ber Erledigung 
geforderte Beweis über den Vollzug der darin enthaltenen Aufträge bei- 
gebracht worden, jo hat die Verwaltungsbehörde, infofern ihr im admini⸗ 
ftrativen Wege ein binreichendes Zwangsmittel nicht zu Gebote fteht, von 
dem Landesfistalamte fogleich die Exekution anzufuchen unb ber Ordnung 
nach volführen zu laffen, ohne fich durch eine von den Nechnungslegern 
etwa angefuchte Reftitution, melde die Bollziehung der bereits rechts⸗ 
kräftig gewordenen QBuchhaltereierledigung in Gemäßheit ber beitehenden 
Vorſchriften nicht Hindern Tann, oter durch eingebradhte Rekurſe oder 
Aufforderungen beirren zu lafien. Hld. v. 12. September 1832, IGG. 
Nr. 2575, Abi. 5. 

Ein von Behörden des ftehendben Heeres, der Krieg3= 
marine und ber Landwehr auf adminiftrativem Wege ge— 
fälltes Erkenntnis, wodurch eine im Dienftesverbande bes ftehenden 
Heeres, der Kriegdmarine oder der Landwehr ftehende Perfon zum Er: 
fabe des durch Verlegung einer Dienftpflicht herbeigeführten Schadens 
verurteilt wurde, ift, wenn es weder auf abminiftrativem Wege nod) 
duch die nah 8 2 zuläffige Klage bezw. durch die nad) 8 3 zuläffige 
Einfprade angefochten werten kann, in Beziehung auf feine Bollitred= 
barfeit einem rechtskräftigen gerichtlichen Urteile glei) zu achten. Gef. 
v. 6. Juni 1887, RGB. Nr. 72, betr. die Wirkungen und die Anfecht- 
barfeit der von Behörden bes ftehenden Heeres, der Kriegsmarine und 
der Landwehr auf adminiftrativen Wege gefällten Erfagerlenntnifie, 8 8. 
(Siehe dieſes Gel. bei Art. XI, 8.5, EG. 3. 8PO.) 

Kontraventionen gegen bie Beftimmungen ber Stoltar- 
ordnungen find, fofern fi der Fall nicht zu einem ftrafgerichtlichen 
Vorgehen eignet, nad) Anhörung des Ordinariates von den Verwaltungs⸗ 
behörden mit ;Geldftrafen bis zum Betrage von 100 fl. zu ahnden. — 
Bugleih mit der Etrafe ift die den Schuldigen treffende Erfableijtung 
auszuſprechen. Solche Erfaterlenntniffe find exrefutionziähig. ei 
v. 7. Mai 1874, RGB. Nr. 50, wodurch Beitimmungen zur Regelung 
der äußeren Recht3verhältniffe der fatholifchen Kirche erlaffen wurden, $ 26. 

Die endgültigen Erlenntnifje der in Ungelegeuheiten der 


Erjagertenntniffe eines Landesausfhuffes. €. v. 
14. Juni 1871, 3. 7055, Sig. 4202; 

Erfagerkenntnifje einer Bezirfspertretung. E. v. 27. März 
1884, 3. 3341, Sig. 9957; 

Zablungsaufträge von Poftbehörden. €. vd. 7. November 
1376, 3. 12872, Sig. 6275; 

Rechnungen der Diözeſanbuchhaltungen. E. v. 15. Sep- 
tember 1863, 3. 6473, Sig. 1793; 

Ausweiſe der Landesbuchhaltung über die Verpflegskoften 
des Zwänglings einer Landeszwangsarbeitsanftalt. E. v. 26. April 
1899, 3. 6183, Sig. 597. — Vgl. EG. z. ED., Art. III, Nr. 3. 
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Zuſammenlegung landwirtſchaftlicher Grundſtücke zuſtän— 

digen Behörden, ſowie die von denſelben genehmigten 
Vergleiche haften die Rechtswirkung gerichtlicher oder, inſoweit es fich 
um Angelegenheiten der politifchen Berwaltung handelt, politiiher Er⸗ 
kenntniſſe bezw. Vergleiche und find gleich diefen von ben außer dem Falle 
einer Bufammenlegung biefür zuftändigen Behörden zu vollitreden. Gef. 
v. 7. Juni 1883, ROB. Nr. 92, 8 11. 

Die im Berfahren bei Teilung von Grundſtücken ſowie 
im Berfabren bei Regulierung gemeinfhaftlider Be- 
nützungs⸗- und Verwaltungsrechte von den dazu berufenen 
Behörden gefhöpften rechtskräftigen Erkenntniſſe und 
genehmigten Vergleiche Haben die Rechtswirkung gerichilicher, oder, 
infoweit es fih um Wngelegenheiten ber politiichen Verwaltung handelt, 
politiſcher Erfenntniffe bezw. Bergleihe und find gleich diefen von den 
außer bem Falle einer nad) dieſem Gefebe vorgenommenen Teilung oder 
Regulierung biefür zuftändigen Behörden zu vollftreden. Gef. v. 7. Juni 
1883, NGB. Nr. 94, 8 12. 

Veltätigung über Bollftredung muß beigebracht werden. 8 54, Abſ. 2. 

zer Bollzug der Erkenntniffe der Bergbehörde ift, infoweit es 
nad) Beichaffenheit der Umſtände erforberlich ift, im Wege ber politiichen 
Behörden durch die den letzteren zuftehenden Zwangsmittel, und nötigen= 
falls im gerichtlichen Wege zu erwirken. 8 232 aBG., k. Bat. v. 23. Mai 
1854, RGB. Nr. 146. 

Der gerichtlihe Weg Tann fih nur auf jene Fälle beziehen, wo 
Forderungen, welche gegen einen Bergmwerfäbeliger aus irgend einer An⸗ 
ordnung ober Entſcheidung ber Bergbehörde entftanden find, nicht anders 
ala im gerichtlihden Erelutionswege eingebracht werden könnten. 8 117 
Vollz. Borichr. zum Berggefeb v. 25. September 1854, IME. v. 13. De: 
zember 1854, 3. 20256. 

Rechtskräftige Ausfprüche des Batentamtes ſowie des Batent- 
gerihtshofes genießen gerichtlihe Exekutionsfähigkeit. 8 86 Gef. v. 
11. Januar 1897, REB. Nr. 30, betreffend den Schug von Erfindungen 
(Batentgefeb). 

Die Entſcheidungen des Batentgericht3hofes find, foweit fie das Zu⸗ 
ſtändigkeitsgebiet des Patentamtes berühren und im Patentgeſetze nicht 
ausdrücklich ein Anſuchen des Berechtigten erfordert wird, von dem 
Patentamte von Amts wegen zu vollziehen. 

Wegen der Vollſtreckung der Entſcheidungen rückſichtlich ihres übrigen 
Inhaltes haben ſich die Beteiligten an die Gerichte oder an die ſonſt zu⸗ 
ſtändigen Behörden zu wenden (ß 13 MV. v. 15. September 1898, RGB. 
Nr. 158). 

11. nicht oder nicht mehr anfechtbare Urteile!) der Ge- 

werbegerichte und die vor denjelben abgejchloffenen Vergleiche; 

1) Auf Grund rechtöfräftiger Urteile des Gewerbegerichtes, 
fowie vor demfelben gefchloffener Bergleiche findet Exekution ftatt und 
hat zu biefem Zwecke das Gewerbegericht den Barteien auf Verlangen 
die Rechtskraft bes Urteiles zu beftätigen. 

8* 
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Diejelbe ift bei dem Bezirksgericht, in deffen Sprengel ber Schuldner 
feinen allgemeinen ®erichtsftand Hat, und in Ermanglung eines ſolchen 
bei dem Bezirksgericht, in deſſen Sprengel das Gewerbegericht feinen 
Sit Hat, anzufudien und nach den Beitimmungen ter Exekutionsordnung 
durchzuführen. 8 33 Gel. dv. 27. November 1896, RGB. Nr. 218, bes 
treffend die Einführung von Gewerbegerichten. 

Beftätigung der Bollitredbarleit muß beigebracht werben. 8 54, 
Abſ. 2. Die Erteilung der an ift geregelt — 88 20 
u. 22 ML. v. 17. Juni 1898, RGB. Nr. 


12. in Angelegenheiten des öffentlichen Rechtes ergangene 
rechtskräftige Erkenntniſſe des Reichsgerichtes,) der Verwal⸗ 
tungsbehörden oder anderer hiezu berufener öffentlicher Or⸗ 
gane,!) jofern die Erefution Durch geſetliche ——— den 
Gerichten überwieſen iſt;) 

1) Wegen des Vollzuges ber Erkenntniſſe des Reichegerichtes, ſofern 
ſie einem ſolchen unterliegen, haben ſich die Beteiligten an die zuſtändigen 
Gerichts⸗ und Berwaltungsbehörben zu wenden. 6 89 * v. 18. April 
1869, RB. Nr. 44. 

* Beſtaͤtigung der Vollſtredbarleit muß beigebracht werben, 8 54, 
A 

Die Erelutivgemwalt ber politiſchen Behörden iſt durch die 
kaiſ. Vdg. — April 1854, RGB. 96, — —— bei Art. III 
EG. € E 


13. die über direfte — ui Gebühren ſowie über 
Landes⸗, Bezirks⸗ und Gemeindezuſchläge ausgefertigten, nach 
den darüber beftehenden Vorſchriften boliftredbaren ig 
aufträge und Rüditandsausweife,)D - 

1) Siehe die Borfchriften bei Urt. III 66. 3. ED. - 





f) Die Vollftredbarkeit von Gebührenzahlungsaufträgen 
ift nicht vom Eintritte ihrer Rechtskraft abhängig. E. v. 9. Okto⸗ 
ber 1902, 3. 13558, Gaz. 1902 :12; 

daß der Zahlungsauftrag ſtatt dem Berpflichteten, beffen Gattin 
zugeftellt wurde, fteht der Exekutionsbewilligung gleichfalls nicht 
entgegen. €. v. 23. Februar 1859, 3. 1979, Sig. 738. 

2. Auf Grund techtöträftiger ahlungsaufträge über Ber- 
mögensübertragungsgebühren kann gegen den erbserklärten 
Erben noch vor der Einantwortung unter der Beſchränkung des 
8 822, ab GB. Erekution auf Verlaſſenſchaftsgüter bewilligt werden. 
E. v. 23. Mai 1900, 3. 7209, Notg. 1901: 11. 

3. Ein Zahlungsauftrag der politiſchen Behörde über Schul⸗ 
taren iſt ein Exekutionstitel, ſofern auf dem Zahlungsauftrage 
bemerkt iſt, daß die politiſche Exekution erfolglos geblieben iſt. 
E. v. 4. Juni 1901, 3. 7939, Gaz. 1901:7. — VBgl. EG. z. EO., 
Art, I, Nr. 1u. 4. 
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Geſ. dv. 9. März 1870, RGB. Nr. 23, betreffend die Einhebung 
von Berzugdzinfen für die im vorgefchriebenen Termine nicht eins 
gezahlten dDirelten Steuern und die Einbebung dieſer Steuern 
überhaupt. i 

8 1. Werben bie direften Steuern, als: Grund», Hausklaſſen⸗ und 

Hauszinsſteuer, Erwerbs und Eintommenfteuer famt den Staatszufchlägen, 
nicht fpäteftend 14 Tage nad Ablauf der in den einzelnen Ländern für 
jede diefer Steuergattungen anberaumten Einzahlungstermine entrichtet, 
fo triıt Die Verpflichtung zur Bezahlung von Berzugszinfen ein, infoferne 
die ordentliche Steuergebühr ſamt Staatszuſchlägen für das ganze Jahr 
50 fl. ũberſteigt. 

8 4. Wird bie Steuerſchuldigkeit binnen vier Wochen nach dem Ein⸗ 
zahlungstermine nicht abgeſtattet, ſo iſt dieſelbe ſamt den bis zum Zahlungs⸗ 
tage entfallenden Verzugszinſen nach Ablauf dieſer Friſt ſofort mittels 
des vorgeſchriebenen Zwangsverfahrens einzubringen, wenn nicht ein Ge⸗ 
ſuch um Steuernachlaß oder Nachwartung vorliegt und von der politiſchen 
Behörde für geſetzlich begründet erkannt wird. — 

Einbringung der unmittelbaren Gebühren: Iit die Gebühr 
innerhalb dreißig Tagen, vom Tage der dem Steuerpflichtigen mündlich 
oder ſchriftlich bekanntgemachten Schuldigkeit an gerechnet, nicht eingezahlt 
worden, ſo kann ſie von der Steuerbehörde auf dem Exekutionswege ein⸗ 
gebracht werden, und der Schuldner iſt verpflichtet, außer der Gebühr auch 
noch die Koſten der Einbringung zu vergüten. 8 60 GG., k. Bat. v. 9. Fe⸗ 
bruar 1850, ROB. Nr. 50. 

Unberichtigte Gebühren jind auf die zur Einbringung rüdfländiger 
landesfürftliher Steuern vorgefchriebene Art einzubringen. 8 7 GG. 

Die Vorſchriften Über die Vertretung durch die Finanzprokuratur 
und über die Ermädhtigung der Steuerämter zum gerichtlichen 
Einfchreiten behufs Hereindringung von Steuern, Gebühren oder anderen 
öffentlichen Abgaben fiehe bei Art. IV, 8.1, EG. 3. PD. Einige nad): 
trägliche Borfchriften über den Wirkungskreis der Steuerämter fiehe bei 
8 172. 


14. rechtskräftige Enticheidungen der in 3. 10 und 12 
genannten Behörden und Öffentlichen Organe, durch welche 
Geldftrafen oder Geldbuken verhängt werden oder der Erjah 
der Koſten!) eines Verfahrens — wird, ſoferne die 
en durch geſetzliche Beſtimmungen den Gerichten über- 
wiejen ijt;?) 

3) —* Streitigkeiten über den Beſtand eines Marken— 
rechtes hat der Handelsminiſter nach ſeinem Ermeſſen zu beſtimmen, zu 
welchem Anteile und Betrage die Koſten des Verfahrens und der Rechts⸗ 
vertretung den Beteiligten zur Laſt fallen. 

Der rechtskräftige Ausſpruch über die Koften genießt gerichtliche 
Exekutionsfähigkeit. Um die Exekution ift bei dem zuftändigen Gerichte 
anzufuchen. 

Die Rechtskraft des Ausſpruches über die Koften ijt über Anſuchen 
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eines Beteiligten durch das Hanbelsminifterium auf dem Erkenntniſſe zu 
beftätigen. $ 6 Gef. v. 30. Juli 1895, RGB. Nr. 108, womit das Gei. 
v. 6. Jänner 1890, RGB. Nr. 19, betreffend den Markenſchutz, ers 
gänzt beziehungsweiſe abgeändert wird. 

Die Hereindbringung der vom Verwaltungsgerichtshofe zus 
gefprochenen Koften erfolgt im abmintftrativen Wege. 8 40 Geſ. v. 
22. Oktober 1875, RGB. Nr. 36 ex 1876. 


2) Beftätigung der Bollftredbarleit muß beigebracht werben. 8 54, 
bf. 2. 


Die Einbringung der auf Grund des Gef. v. 28. Zuli 1902, RGB. 
Nr. 156, betreffend die Regelung des Arbeitsverhältniffe® der bei ben 
Negiebauten von Eifenbagnen und in den Hilfsanftalten derſelben ver⸗ 
wenbeten Urbeiter, verhängten Gelbftrafen Tann im Wege der gerichtlichen 
Erelution erfolgen (8 64 zit. Geſ.). 


15. Bergleiche, welche vor einem Gemeindevermittlungd- 
amte,?) vor Bolizeibehörden?) oder vor anderen zur Aufnahne 
von Vergleichen berufenen öffentlichen Organen?) abgeichlofien 
wurden, falls denjelben durch die beftehenden Vorſchriften 
die Wirkung eines gerichtlichen Vergleiches beigelegt ift; 

1) Die vor dem Bermittlungsamte ber Gemeinde in Ge 
mäßheit des Gef. v. 21. September 1869, NEB. Nr. 150, abgeſchloſſenen 
Bergleiche haben bie Kraft gerichtlicher Vergleiche, und es find bie den 
Beftimmungen bes 8 7 entiprechenden Amtsurkunden über folche Bers 
gleiche den ämtlichen Ausfertigungen gerichtlicher Vergleiche gleichzuachten 
(ebendort 8 8). 

2) Auf die vor politifhen Magiftraten orbnungsmäßig- 
gefhloffenen, protoflollierten und außgefertigten Ver— 
gleiche kann ebenfo, wie auf jene, die vor Polizeidirektionen und obrig- 
feitlihen Wirtichaftzämtern geichloffen werben, die gerichtliche Exe⸗ 
fution angefuht und erteilt werben. Hfd. v. 8. Juni 1832, JGS. 
Nr. 3567. 

Aus Anlaß des Biweifels über die Wirkung ber vor den k. k. Polizei⸗ 
behörben geſchloſſenen Vergleiche findet das Juftizminifterium im Ein 
vernehmen mit der ?. LE. oberften Polizeibehörde zu erflären, daß, nach⸗ 
dem die k. k. Bolizeibehörben (Bolizeidireltionen, Rolizeitommiffariate) nad 
ihrem Wirkungstreife zur Vornahme der Bergleichäverhandlungen in 
Streitfahen der Parteien berufen find, auf die vor denfelben zuftanbe 
gekommenen und von ihnen beurkunbeten Vergleiche, wie auf gerichtliche 
Vergleiche, nach Maßgabe der in jedem Kronlande wirkfamen Bivilprozeß- 
ordnung, bie gerichtliche Erefution zu erteilen if. IMV. v. 18. Juni 
1853, RB. Nr. 114, gültig für dag ganze Neid). 

5) Den Vergleichen, melde die Grundentlaftungsbezirt3= 
fommiffionen auf Berlangen der Parteien über die vor dem Jahre 
1848 ausftändigen Rüdftände an Urbarial- und Behentleiftungen, fowie 
über alle rüdftändigen Veränderungsgebühren und ablösbare Leiftungen 
aufzunehmen verpflichtet find, wird die gleiche Wirkung wie ben gericht- 
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lichen Bergleihen beigelegt. Die Einzahlungen auf Grundlage dieſer 
Bergleihe Haben unmittelbar zu Handen ber Berechtigten zu gefchehen 
und biefe leßteren ſelbſt die Erefutionen vor dem ordentlichen Richter an⸗ 
zufuchen. E. des Min des Innern dv. 9. Auguſt 1850, RGB. Ar. 826. 

Vergleiche, melde von ben in Angelegenheiten der Zuſam— 
menlegung landwirtjhaftliher Grundftüde zuftändigen Be- 
hörden genehmigt wurden, haben, inſoweit es fich nicht um Angelegen- 
heiten der politijhen Verwaltung handelt, die Rechtswirkung gerichtlicher 
Bergleihe; Gef. v. 7. Juni 1888, RGB. Nr. 92, 8 11. 

Ebenjo Vergleihe im Verfahren bei Teilung von Grund— 
ftüden, jowie im Berfahren bei Regulierung gemeinſchaft— 
licher Benützungs- und Berwaltungsredte; Gef. vd. 7. Juni 
1883, RGB. Nr. 94, 8 12. 

Die vor den Lolallommiffionen zur Regulierung und Ablöſung ber 
Holz, Weide und Forſtproduktenbezugsrechte abgeſchloſſenen und ge= 
nehmigten Vergleiche Haben die Rechtswirkung gerichtlicher Vergleiche 
T. Bat. dv. 5. Juli 1858, RGB. Nr. 130, 8 88. 


16. die einer Anfechtung vor einer höheren fchiedsgericht- 
lichen Inſtanz nicht mehr unterliegenden Sprüde von Schied3- 
richtern und Schiedögerichten und die vor diejen abgefchloffenen 
Vergleiche; t) a) 8) 

1) 8 59 8P0. Urt. XII EG. 3. ZPO. — Auffchiebung und Ein 
ftelung der Exekution Art. XXIX und XXX EG. 3. ED. 

Insbeſondere findet gerichtliche Exekution ftatt: 

Aus Erlenntnijfen der Schiedsgerichte, melde zur Ent- 
fheidung Über die gegen eine UrbeitersUnfallverfiherungs= 
anftalt erhobenen, von derſelben nicht anerkannten Entihädigungs- 
anſprüche zuftändig find, fowie aus den vor biefen Schiebsgerichten ge⸗ 
ſchloſſenen Vergleichen, Geſ. vd. 28. Dezember 1887, RGB. 1888 Nr. 1, 
8 88; aus Erlenntniffen der Schiedsgerichte der Arbeiter: 
Unfallverfiderungdanftalten, ſowie aus den vor biefen Schieds⸗ 
gerichten geichloffenen Vergleichen, infofern dieſelben als Schieds— 


8) 1. Die Entſcheidungen der gemiſchten Kommiſſion über Kon— 
ventionalftrafen wegen Nichtabftellung der vom Militarärar gegen 
Revers überlaffenen Dienftpferde find nah Maßgabe der für 
Schiedsſprüche geltenden Beitimmungen exekutionsfähig. €. v. 
28. Dezember 1899, 3. 18740, Sig. 808. 

2. Die in den Schiedsfpruch aufgenommene Androhung einer 
Geldftrafe für den Fall nicht rechtzeitiger Erfüllung der aufer- 
legten Zahlungsverbindlichkeiten begründet jfeinen Erefutiongtitel 
für die Hereinbringung des Pönales. E. v. 9. Oftober 1901, 
3. 13513, amtl. ©. 481. 

2. Zur Einverleibung des erefutiven Pfandrehtes auf 
Grund eines Schiedsfpruches ift die Beglaubigung der Unter- 
Ichriften auf dem Schieddvertrage und auf dem Schied3fpruche 
nicht erforderlih. E. v. 11. Dezember 1895, 3. 14395, Elg. 15648. 
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geriähte für die Krankenkaſſenverbände zu gelten haben, Gef. 
v. 30. März 1888, RGB. Nr. 83, 8 89; aus Erfenntniffen der Rranken⸗ 
kaſſen-Schiedsgerichte, fowie aus ben vor denſelben geſchloſſenen 
Vergleichen, Gef. v. 30. März 1888, RGB. Nr. 38, 8 41; aus den 
von einem Bruderladen-Schiedsgerichte gefällten ſchieds— 
gerichtlichen Erkenntniſſen und den vor dem Schiedsgerichte 
geſchloſſenen Vergleichen (ordentliches Gericht des Schuldners), Geſ. 
v. 28. Juli 1889, RGB. Nr. 127, bezw. Gef. v. 17. Jänner 1890, RGB. 
Nr. 40, 8 20; aus den von dem Schiedsgerichte einer regiſtrier— 
ten Hilfstaffe gefällten Erfenniniffen und den vor bemfelben ge- 
{chloffenen Vergleihen, Gef. v. 16. Juli 1892, RGB. Nr. 202, 8 12, 
Abi. 4. — Insbeſondere find die rüdftändigen Kaflenbeiträge der im 
Sinne biefes Geſetzes Tonitituierten Meifterlranlentaffen auf Grund 
des Erfenntniffed des Schiebägerichted oder bes vor dieſem geſchloſſenen 
Bergleihes im Wege der gerichtlihen Exekution einzubringen. HME. v. 
16. Juni 1899, 8. 26238, IMVB. ©. 249/99. — Siehe Zuftänbigfeit zur 
Erelutionsbemwilligung Art. XXII EG. z. ED. 

Dagegen find fämtlihe Beiträge zu ben Bruberladen im Wege 
der politiihen Exekution einzuheben. Geſ. dv. 28. Juli 1889, RGB. 
Nr. 127, 8 32. 

Börfenihiedsgerihtlihe Erkenntniſſe und Vergleide 
Art. XIII, XVIIL, XXI, Abſ. 2, EG. 3. BBO. 

Auffchiebung ter Erelution infolge Nichtigleit3= oder Unwirkſamkeits⸗ 
lage Art. XXIII, Abſ. 3, XXV, Abi. 2, EG. 3. PO. 

Bei Schiedsſprüchen ift eine Beftätigung der Schiedsrichter Über den 
Eintritt der Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit des Schiedsfpruches beizu- 
bringen. 8 54, Abf. 2. 

Die gemäß 8 17 MB. v. 31. März 1855, RGB. Nr. 58, auf Ber- 
anlaffung des Konfularamtes zuflande gelommenen Schtied3fprüde 
Haben die Kraft inländifcher Erefutionstitel. Art. IV, Abſ. 4, EG. 3. IN. 

a) Vergleiche vor Schiedörichtern, welche durch einen gültigen Schieds⸗ 
vertrag zur Entfheidung der fraglichen Nechtsfache berufen wurden, find 
erefutionzfähig (8 1, 3. 16, ED.) (IM. zu 8 1, ED. P. 3.) 


17. die in $ 3 des Gefebed vom 25. Juli 1871, RGB. 
Nr. 75, bezeichneten Notariatsatte;')h) 


h) 1. Der Gläubiger braucht fih an der Erridhtung des 
Notariatsaktes nicht zu beteiligen. ©. v. 30. April 1878, 
3. 5120, Sig. 6940; 

der Notariatsaft bedarf auch nicht der Fertigung des 
Gläubigers. E. v. 2. April 1884, 3.3705, Sig. 9975; 17. Ot- 
tober 1876, 3. 12045, Sig. 6262. 

2. Die Verpflichtung zur Leiftung darf nicht von einer Gegen- 
Leiftung abhängig fein. E. dv. 4. Jänner 1883, 3.15507, Sig. 9248. 

3. Das Gericht Hat nicht über die Erfüllung einer Be- 
dingung Erhebungen einzuleiten. E. v. 30. Dezember 1884 
3. 14681, Sig. 10319. 


a 
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1) Notariatsakte, in welden eine Schuld an Gelb ober an ans 
deren vertretbaren Sachen feftgeftellt iit und in melden bie Perſon bes 
Berechtigten, ſowie jene bes Verpflichteten, der Rechtstitel, der Gegen⸗ 
ftand und die Zeit der Leiftung genau beftimmt find, find gleich den 
vor Gericht abgefchloffenen Vergleichen, exetutionsfähig, wenn zugleich 
der Verpflicätete in der Urkunde zugeftimmt hat, daB biefelbe in Ans 
fehung der anerkannten Schuld fofort vollitredbar fein ſoll. — Iſt die 
Berbindlichleit von dem Eintritte einer Bedingung oder eines nicht 
falendermäßig feitftehenden Zeitpunktes abhängig, fo ift zur Bollitredbar- 
feit erjorderlih, daB auch der Eintritt der Bedingung oder des Beit- 


4. Die Erelutionsbewilligung ift weder durch den Nachweis 
der Fdentität des Erelutionsführers und de im Nota- 
riatsakte genannten Gläubigerd, noch durch den Beweis der An- 
wefenbeit des Gläubiger am Zahlungsorte behufs 
rn der Zahlung bedingt. €. v. 2. April 1884, 3.3705, 

. 9975; 

auch nicht durch den Beweis, daß die „auf jedesmaliges 
Berlangen“ verſprochene Zahlung borerft außergerichtlich 
begehrt wurde. E. v. 6. Februar 1877, 3. 1403, Sig. 8606; 

ferner nicht durch den Nachweis des Nichteintrittes der 
Bedingung, wenn dem Schuldner ein bedingtes Recht zum 

ahlungsaufſchube eingeräumt ift. E. v. 24. November 1874, 
. 12545, Sig. 5548. 

5. Der Mangel der VBollmadt wird nicht durch die Er- 
Härung einer Partei erfegt, daß fie den anderen Kontrahenten als 
Bevollmächtigten einer beftimmten Perfon anertenne. E. v. 23. Ok⸗ 
tober 1889, 3. 11869, Now. IV, 195. 

6. Mit der in einem Notariatsakte enthaltenen Erklärung, daß 
ein Betrag „bei jonftiger Ergfution“ zu bezahlen jei, tft das Erforder- 
nis der Zuftimmung des Verpflichteten zur Vollitredbarkeit 
nit erfüllt. €. v. 18. März 1902, 3. 3811, Not. 1902 :27. 

7. Bewilligung der Erekution trog bücherlicher Anmer- 
mertung der Klage aufüngültigerflärung des Notariat3- 
altes. &. vd. 30. April 1878, 3. 5120, Sig. 6940. 

8. Einverleibung des Pfandrechtes, wenngleich ber 
Notariatsaft einen Pfandrechtstitel nicht enthält. E. v. 7. Scep= 
tember 1880, 3. 10240, Sig. 8084. 

9. Gegen den nit perſönlich haftenden Befiger der 
Ziegenfhaft ift der Notariatsaft nur vollftredbar, wenn die 
fofortige Bollftredbarkeit im Grundbuche eingetragen ift. E. v. 
11. Mai 1898, 3. 6449, Sig. 174; 30. Jänner 1894, 3. 1196, 
Stg. 14998 (5. März 1889, 3. 1660, Now. IV, 112; 27. Auguft 
1884, 3. 8213. Sig. 10140 u. a.?). 

10. Zur Erzwingung einer im Notariatsafte verſprochenen 
Kautionsbeftellung oder Sicherftellung des Heiratägutes kann 
nicht Pfändung körperlicher Sachen ftattfinden. E. v. 27. April 
1898, 3. 5133, Sig. 141; 23. Mai 1894, 3. 6353, Sig. 15127. 
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punktes durch eine Öffentliche Urkunde nachgewieſen werde. — Vollmachten, 
auf Grund weicher ein Notariatsakt errichtet werben foll, müflen, um bem 
Alte die Vollſtreckbarkeit zu fichern, fofern fie nicht ſchon Öffentliche Ur- 
kunden find, gerichtlich oder notariell beglaubigt fein. ND., 8 3. 
Beitreitung ber Exekutionskraft fiehe Art. XVII EG. 3. ED. 


18. außergerichtlich erfolgte Auftündigungen eines Be- 
ftandvertrages über die in 8. 4 bezeichneten Gegenftände, 
wenn über die Aufkündigung eine notarielle Beurfundung, 
ein amtliche8 Protokoll oder ſonſt eine beweisfräftige Urkunde 
beigebracht wird und gegen die Auffündigung nicht recht- 
zeitig Einwendungen erhoben worden find.') 

1) 88 565, 566 8PO. 

Ter Beitpuntt der Auftündigung oder Buftellung ber Auftünbigung 

— aleichfalls durch ſolche Urlunden bewieſen werden. 8 565, Abſ. 4, 


Vermöge der durch Art. IV EG. z. ED. aufrecht erhaltenen Privi⸗ 
legien kann 

a) Die Öfterr.-ungar. Bank auf Grund des zu ihren Handen 
ansgeftelten Schulbicheines oder einer anderen Verbindlichkeits⸗ 
erflärung und der Auszüge aus ihren Hauptbüchern gegen ben 
fäumigen Schuldner ober den Befiter der verpfänbeten Liegenſchaft ſo⸗ 
gleich bei dem in dem Schuibfcheine feftgefeuten Gerichte (Kognitions- 
gericht) um die Bewilligung der Exekution auf die verpfäntete Liegen- 
ſchaft anſuchen, wenn die Verpflichtungsurkunde gerichtlich oder von einem 
Notar Iegalifiert worden ift. 8 11, lit. e, ber Statuten ber Hypothelar- 
Tredit3abteilung der Öfterr.-ungar. Bauk, Gel. v. 21. Mai 1887, RGB. 
Nr. 51, kaiſ. Vog. v. 21. September 1899, RGB. Nr. 176, Beilage Ia 
zum erften Kapitel. 


b) Die Hypothelenbant des Königreichs Böhmen ift be 


rechtigt, gegen Vorlage der Auszüge aus ihren Hauptbüchern gegen ben 
fäumigen Schuldner die fogleiche Exekution bei Gericht zu begehrten, welche 
bon leßterem zu bewilligen ift, ohne daß es einer vorhergehenden Klage 
und Verhandlung oder eines Bufpruches bedürfte. 8 57, 8. 3, der mit 
Kundm. des Gtatth. f. Böhmen v. 2. Auguft 1888, LGB. Nr. 43, ver- 
lautbarten Statuten. 

c) Die allg. dfterr. Bodentreditanftalti) in Wien tft berechtigt, 
auf Grund des zu ihren Handen auögeftellten Schuldfcheines oder einer 
anderen Berbindlichleitserflärung und der Auszüge aus ihren Hauptbüchern 
gegen den fäumigen Schuldner oder den Befiger bes verhupothezierten Gutes 
fogleich die Erefution anzufuchen, wenn bie bezügliche Verpflichtungsurkunde 
gerichtlich oder von einem Notar legalifiert worden tft. Urt. 85c der mit 
ML. vd. 1. Juni 1864, RGB. Nr. 49, kundgemachten Statuten. 


i) 1. Wirkſamkeit des Erefutionsprivileges in Anjehung der 
in Ungarn gelegenen fhuldnerifhen Güter. E. 0.25. Ol- 
tober 1870, 3. 12719, Sig. 3921. 
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d) Der galiziſch ftändiihen Kreditanftalt (Galiziſcher 
Bodentreditverein) ift bie Exekution gegen die Mitglieder bed Ver⸗ 
eins und gegen die dritten Beſitzer des nad) $ 12 der Statuten dem Vereine 
verpfändeten Gutes, nebſt den in der Gerichtöorbnung bezeichneten Fällen 
auch über das lediglich mit einer Abfchrift des betreffenden Schuldicheines 
und des Landtafelzeugniffes über defjen Einverleibung auf das Gut, dann 
mit dem Auszuge aus dem Hauptbuche des Vereines belegte gerichts⸗ 
orbnungsmäßige Gefuch der Vereinsbireftion oder über das mit bem 
ſchiedsrichterlichen Urteile belegte Anſuchen des Schiedsgerichtes zu bes 
willigen. Bat. vd. 3. November 1841, IGG. Nr. 569, 8 46. 

62 Den im 81, 3.1 bis 10 und 12 bis 15 be- 
zeichneten, im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes errichteten Alten 
und Urkunden ftehen in Anſehung der Erelution die gleich- 
artigen Alte und Urkunden jener Behörden oder öffentlichen 
Organe glei, welche fich zwar außerhalb des Geltung3- 

ebietes dieſes Geſetzes befinden, aber einer Behörde unter- 
tehen, welche in dieſem Geltungsgebiete ihren Sig hat.') 
Die von diefen Behörden oder öffentlichen Organen her- 
rührenden Beurfundungen find in Betreff der im $ 1, 8. 18 
angeführten Erefutionstitel den Beurkundungen inländiſcher 
Behörden oder Öffentlicher Organe gleichzuachten. 

1) 3. 8. militärische Erfaherkenntniffe in Ungarn ftationierter Be⸗ 
hörden bes gemeinf. Heeres. — Erelution auf Grund anderer im Aus⸗ 
lande errichteter Alte und Urkunden 88 79 ff. 


Bewilligung der Erefution. 


68. Zur Bewilligung der Erefution auf Grund der in 881 
und 2 angeführten Erefutionstitel jind die Zivilgerichte?) berufen. 
Die Bewilligung erfolgt auf Antrag‘) der anſpruchs⸗ 
berechtigten Partei?) (betreibender Gläubiger). Über den An- 
trag auf Bewilligung der Erelution ift, fofern im gegen- 
wärtigen Geſetze nicht etwas anderes angeordnet ift,*) ohne 
vorhergehende mündliche Verhandlung?) und ohne Ein«- 
vernehmung®) des Gegners Beſchluß zu fallen. 
1) Die Befugnis der Schiedsrichter und Schiedsgerichte, die Exekution 
ihrer Schieb8fprüche zu bemwilligen, tft durch Art. II ES. 3. ED. aufgehoben. 
2) Bon Amts megen wird die Exekution eingeleitet zur Herein⸗ 
dringung ber Erfäge gegen den Bermwalter; 8 118, Abf. 2. — Zur 





—9— 1. Die Exekution gegen einen fremden Staat 
(auf Objekte, die einer fremden Regierung gehören) liegt außerhalb 
der Kompetenz des inländiſchen Zivilgerichtes. E. v. 5. September 
1866, 3. 7504, Sig. 2698. 
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Durchſetzung von Entfheidungen in nichtſtreitigen Rechtsſachen 
kann von Amts wegen die Exekution angeordnet werden; 8 19, Abſ. 8, 
Berf. a. Str., Urt. XIII, 8. 3, EG. z. ED. 

Behufs Einbringung der Geldftrafen im Zivil- und Gtraf- 
verfahren wird die Exekution, fofern nicht auf unbemwegliche Sachen Exe⸗ 
kution geführt werden Toll, von Amts wegen eingeleitet; MP. v. 5. No⸗ 
vember 1852, NGB. Nr. 227, u. v. 11. Februar 1855, RGOB. Nr. 80, 
Urt. XIII, 8. 4 EG. 3. ED. (woſelbſt auch der Wortlaut), — Dies 
geſchieht dadurch, daB der mit ber Bahlungäbetreibung betraute Beamte 
ben Namen ber zahlungspflichtigen Perfon, den fchuldigen Betrag und 
das Bermögen, auf welches Erefution geführt werben fol, dem zur Exe⸗ 
tutionsbewilligung berufenen Richter des Gerichtes oder des am Gibe 
des Gerichtähofes befindlichen Erefutionsgerichtes mit dem Erſuchen um 
Eintreibung im Exekutionswege mitteilt; als ſolches Erſuchen genügt die 
Beifügung der Worte: „Um exekutionsweiſe Einhebung wird gebeten.“ 
Muß die Erefution im Sprengel eines anderen Gerichtes geführt werben, 
fo ift diefed in derfelben Weife um die Eintreibung des Betrages zu er- 
fuchen; das Erfuchen ift jedoch in diejem Falle vom Borfteher des Gerichtes 
durch Beifegung feiner Unterfchrift zu genehmigen. 8 110, Abi. 1, SD. 

Bur Einbringung der Zuftellungsgebühren wird die Exe- 
fution durch Pfändung, Schätzung und Veräußerung von Fahrniſſen von 
Amts wegen eingeleitet. 8 29 MB. v. 3. Juli 1854, RGB. Nr. 169. 
Art. XXXIV EG. 3. ZPO. (Wortlaut bei 8 369 GO.) 

3) Der Antrag auf Erelutionsbewilligung auf Grund eined aus⸗ 
ländiſchen Erelutionstiteld Tann von dem betreibenden Gläubiger, von 
dem ausländifchen Gerichte oder von einem anderen hiezu berufenen aus» 
ländifchen Öffentlihen Organe gejtellt werben. 8 82, Abf. 2. 

Die Erelution zur Sicherſtellung auf Grund ungariſcher und 
bosnifch-herzegowinifhher Endurteile und Zahlungsbefehle Tann 
nur bewilligt werden, wenn das Anſuchen von dem Prozeßgerichte oder 
von dem Gerichte geftellt wird, das den Bahlungsauftrag erlafien hat. 
8 378, 8. 1, Art. XIX EG. 3. ED. Bermöge der Gegenfeitigleitserflä- 
rungen (IMV. v. 13. u. 16. Dezember 1897, RGB. Nr. 285, 286) kommt 
aber nur die Exekution zur Sicherftelung auf Grund kroatiſcher Exeku⸗ 
tionstitel in Betracht. 

9) Der Bewilligung ber Crefution darf eine Einvernehmung ber 
Parteien oder jonftiger Beteiligter nur in jenen Fällen vorausgehen, mo 
dies ausdrücklich angeorbnet ift. 8 55, Abſ. 2. 

Im alle die aktive oder paffive Succeffion in den Exekutionsanſpruch 
nicht Liquid geftellt werden Tann, muB ber Bewilligung oder Fortführung 
der Erefution die Erwirkung eines gerichtlichen Urteiles vorausgehen. $ 10. 

Der Bewilligung ber Exekution gegen einen früheren, einen aus⸗ 
geſchiedenen oder ausgejchloffenen perfönlich haftenden Gefellichafter auf 
Grund eines Exekutionstitels gegen die Gejellichaft, oder gegen die Ge⸗ 
fellihaft auf Grund eines Crekutionstiteld gegen den Gejellihafter Hat 
eine Einvernehmung des Berpflichteten (Vertreters der Gefellichaft) über 
die Haftungsfrage voraugszugehen. 8 11, Abſ. 2. 
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Bor ber Bewilligung der Exefution zur Hereinbringung von Geldforde⸗ 
rungen gegen eine Gemeinde oder eine als öffentlich und gemeinnübig erfiärte 
Anitalt Tann die Erflärung ber ftaatlidhen Verwaltungsbehörde eingeholt 
werben. 8 15. (Siehe 8 6 MB. 0.6. Mai 1897, RGB. Nr. 158, bei 8 15 ED.) 

Der Anordnung der Leiftung des Offenbarungseides hat bie Einver- 
nehmung be3 Verpflichteten voranzugehen. 8 47, Ubi. 4. 

Bor der Bewilligung der Exekution auf Grund eines ausländifchen 
Erelutionstitel3 Tann die auswärtige Behörde, von welcher der Exefu= 
tionstitel herrührt oder welche die Bewilligung der Exekution beantragt 
bat, um Aufflärung erfucht werden. 8 82, Abf. 3. 

Der Entfcheibung über den Berfteigerungsantrag hat auf Begehren 
des Gläubigers eine Einvernehmung des Berpflichteten über bie {Frage 
des Liegenichaftöbefiges vorauszugehen, wenn ber Gläubiger bei nicht im 
Öffentlichen Buche eingetragenen Liegenſchaften eine urkundliche Beicheini= 
gung über den Beſitz des Berpflichteten fi nicht zu verſchaffen vermochte. 
8 138, Abſ. 3. — Vergl. $ 91, Einvernebmung vor ber Bornahme der 
pfandweiſen Beichreibung. 

Bor der Entſcheidung über den Überweifungsantrag (Erefutionsgericht) 
ift, wenn es ohne erhebliche Verzögerung gefchehen Tann, ber Verpflichtete 
einzuvernehmen. 8 303, Abſ. 3; ebenfo vor ber Entjcheidung über eine 
andere Art der Verwertung an Stelle ber Überweifung. 8 317, Abf. 2. 

"Bor der Bewilligung der Exelution zur Herausgabe von Sachen, von 
deren als Gegenleiftung zu bewirfenden Übergabe die Verpflichtung des 
Drittſchuldners zur Leiftung abhängig tft, tft der Verpflichtete einzuver- 
nehmen. 8 809,.Abj. 3. | 

‘Bor der Erlaffung der in den 88 353 bis 357 angeführten gericht- 
lihen Entſcheidungen und Verfügungen (Erwirfung von Handlungen, 
Duldungen und Unterlaffungen) ift, ſofern nicht Gefahr im Verzuge ift, 
ber Berpflichtete einzupernehmen. 8 358. 

Bor Bewilligung einer einftweiligen Berfügung Tann der Gegner ber 
gefährdeten Partei vernommen werden. . Argum. $ 397, Abf. 1. 

6) 859 ED., 88 412, 425 ZRO. — Tas Nichterſcheinen der zur Ver⸗ 
Handlung geladenen Perſonen fteht der Befchlußfafjung nicht entgegen. 856. 

e) 8855 6i8 57... 


F 4. Someit nicht im Geſetze etwas anderes!) angeordnet 
wird, ift-zur Bewilligung der Erefution?) zuftändig:?) 

1. wenn der Antrag auf einen der im $ 1, 8.1, 2 
und 3 bezeichneten Erefutionstitel, auf einen in bürgerlichen 


84 1. Zur Bewilligung der Erefution auf Grund bon 
Urteilen der früheren Bagatellgerihte in Handelsſachen 
find Die Bezirtsgerichte in Handelsfachen zuftändig. E. dv. 1. Februar 
1898, 3. 1824, Sig. 14. 

2. Der Antrag auf grundbücherliche Durchführung der ur= 
teilgmäßig ausgefprochenen Löſchung des Pfandrechts ift beim 
Prozeßgerichte erſter Inſtanz anzubringen. E. v. 27. Februar 
1900, 3. 2930, Sig. 909. 
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Streitfahen abgeichloffenen Vergleich ($ 1, 3. 5) oder auf 
einen während eines Verfahrens in bürgerlihen Streitfachen 
ergangenen Strafbeihluß ($ 1, 8. 9) gegründet wird, das 
‚Gericht, bei welchem der Prozeß in erfter Inſtanz an- 
hängig war;*) 

2. wenn ſich der Antrag auf die im $ 1, 3. 4 an- 
geführten Erelutionstitel gründet, das Gericht, bei welchen: 
die Auffündigung überreicht oder der Antrag auf Erlaffung 
eined Auftrages wegen Übergabe oder Übernahme des Be— 
ſtandgegenſtandes in erſter Inftanz geftellt wurde; *) 

3. in Anfehung der in$ 1, 3. 6 angeführten Erefutions- 
titel und der in nicht ftreitigen bürgerlichen Rechtsſachen ab- 

eichlofjenen Vergleiche und ergangenen Strafbeichlüffe ($ 1, 
5 5 und 9) das Gericht, bei welchem die Rechtsangelegenheit 
in erſter Inſtanz anhängig war;?) 

4. bei Berufung nu einen der im $1, 3.7 angegebenen 
Erefutionstitel das Konktursgericht;*) 

5. bei Berufung auf einen der im $ 1, 8.18 angegebenen 
Erefutionstitel das Bezirksgericht, in deſſen Sprengel fich der 
Beftandgegenitand befindet; 

6. in allen übrigen Fällen das Bezirksgericht, bei welchen 
derjenige, wider den die Erefution geführt werden foll (Ber- 
pflichteter), feinen allgemeinen Gerichtsſtand in Streitjachen) 
hat. Iſt ein folcher für den Berpflichteten im Geltungs⸗ 
gebiete dieſes Gejeges nicht begründet, fo iſt die Erefutiong- 


3. Forderungspfändung auf Grund eines Zah— 
lungsauftrages Tann, ungeachtet zu Gunften de3felben An- 
ſpruches Exekution auf körperliche Sachen anhängig ift, nur vom 
Prozeßgerichte bewilligt werden. E. v. 6. Auguft 1902, 3. 11175, 
38. 1902 : 497. 

4. Zur Bewilligung der Zwangsverwaltung einer ge> 
werbliden Unternehmung ift das Prozefgericht zuftändig, 
wenn fie gleichzeitig mit der Pfändung beweglicher Sachen begehrt 
wird. €. v. 10. Mai 1898, 3. 6661, Sig. 170. 

5. Die Erelution der im außerftreitigen Berfahren 
erlafjfenen Berfügung, ein Kind dem Bater zur übergeben, 
fann unmittelbar bei dem Crelutionsgerichte begehrt werden. 
E. v. 4. April 1902, 3. 4654, Not3. 1902 : 26. 

6. Die Zuftändigkeit zur Bewilligung der Erefution wider 
mehrere durch denfelben vollſtreckbaren Notariatsakt ver- 
pflichtete Perfonen beftimmt fich betreff8 jedes einzelnen Verpflich⸗ 
teten nach feinem allgemeinen Gerichtsftande. E. v.17. September 
1901, 3. 10317, amtl. ©. 474. 
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bewilligung bei dem inländifchen Bezirksgerichte anzujuchen, 
in deſſen Sprengel fi) das Bermögen befindet, auf welches 
die Erekution geführt werden fol, oder jall3 auf bücherlich 
eingetragene Liegenichaften und Rechte daran Erefution ge- 
führt werden foll, bei welchem fich die Einlage über die be- 
treffende Liegenichaft befindet. Falls Leine diefer Boraus- 
fegungen zutrifft, iſt für die Crefutiondbewilligung das 
inländische Bezirksgericht zuftändig, in deſſen Sprengel die 
erjte Erelutionshandlung tatfächlicd” vorzunehmen iſt In⸗ 
ſofern auf Forderungen Exekution geführt werden ſoll, hat 
als Ort, an welchem ſich das Vermögen befindet, der Wohn⸗ 
ſitz, Sitz oder Aufenthalt des Drittſchuldners, oder wenn 
deſſen Wohnſitz, Sitz oder Aufenthalt unbekannt oder nicht 
im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes gelegen wäre, der Ort, 
an welchem ſich das für die Forderung eingeräumte Pfand 
befindet, und bei bücherlich ſichergeſtellten Forderungen der 
Sitz des Gerichtes zu gelten, bei welchem ſich die Einlage 
über die verpfändete Liegenſchaft befindet. 

Sofern die Zuftändigfeit im Sinne des vorjtehenden Ab- 
faes (8. 6) durch die bücherliche Einlage beitimmt wird, 
letztere fich aber bei einem Gerichtshofe erfter Inſtanz be- 
findet, ift die Bewilligung der Exekution beim Bezirksgerichte 
am Site diejes Gerichtshofes anzufuchen. Zwiſchen mehreren 
dafelbjt befindlichen Bezirksgerichten hat der betreibende 
Gläubiger die Wahl.‘)a) 

1) Zur Bewilligung der Erekution auf Grund ausländiicher Exelu⸗ 
ttonätitel und auf Grund bosniſch-herzegowiniſcher Urteile ift der Ge⸗ 
richtshof 1. Inftanz zuftändig, in deflen Sprengel das im 8 4, 8. 6, 
bezeichnete Bezirksgericht gelegen ift. 88 82, Abf. 1, 86, Art. XIX EG. 
3. ED., IMV. v. 15. Dezember 1897, RGB. Nr. 286, IV. — Einzutragen 
in das Regiſter Ne, 8 245 SD. 

Zur Bewilligung der Exekution 'auf Grund der im Zuge des Exeku⸗ 
tionsverfahrens ergehenden vollftredbaren Beichlüffe (8 1, 3. 1, Anm. 2) 
He Ausnahme bes Beſchluſſes nach 8 858, Abſ. 2, das Exekutionsgericht 
zu tg. 

Zur Bewilligung der Erefution durch zwangsweiſe Pfandrechts⸗ 
begründung ift das Buchgericht zuftändig, wenn nicht eines der in 8 4, 
8. 14, bezeichneten Gerichte einzufchreiten hat. 8 88, 8. 1. 

Die Bewilligung der Biwangsverfteigerung kann unmittelbar beim 
Exekutionsgerichte angefucht werben, wenn für die vollftredbare Forderung 
ein Pfandrecht an der Liegenfchaft begründet tft. 8 188, Abſ. 1. 

Die Bewilligung einer einftweiligen Verwaltung im Zuge bes Ber- 
iſt beim Exekutionsgerichte anzuſuchen. 8 158, 
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Die Bewilligung der Zwangsverwaltung unter gleichzeitiger Auf⸗ 
ihiebung des Bimangsverfteigerungsverfahrens ift beim Exekutionsgerichte. 
zu beantragen, ſoſern der Exekutionsvollzug bereits begonnen hat (8 33) 
88 201, 45, Abf. 2. 

Über den Antrag auf Bewilligung bes Berlaufes bat, auch wenn 
derfelbe mit dem Untrage auf Pfändung verbunden war, das Exekutions⸗ 
gericht zu enticheiden. 88 264, Abi. 2, 832, Abſ. 2. — Ebenfo über den 
Antrag auf Überweifung einer gepfänbeten Forberung, auch wenn on 
felbe mit dem Anſuchen um Pfändung verbunden war. 8 808, Abi. 2 

Die anderweitige Verwertung einer gepfänbeten Forderung an Stelle 
der Übermweifung bewilligt das Exekutionsgericht. 8 317, Abf. 1. 

Das Erelutionsgeriht ift für die Bewilligung der Erelution auf 
jenes Vermögen zuftändig, welches durch die Einflagung des gepfändeten 
Rechtes oder der einzelnen Anſprüche bes Berpflichteten herangezogen 
wurde. 8 333. 

Die Zwangsverwaltung gepfändeter Nechte des Berpfliähteten, ebenſo 
bie Verpachtung berfelben wirb vom Exekutionsgerichte bewilligt. 88 834, 
Abf. 1, 840, Abi. 1. 

Ebenſo die — eines Anſpruches des Verpflichteten auf 
Herausgabe von Sachen, die dem betreibendem Gläubiger herauszugeben 
find. 8 347, Abſ. 2. 

2) Zuftändigfeit zur Bewilligung der Exelution zur Gicherftellung 
8 375 — zur Bewilligung einer einftweiligen Berfügung 8 387. 

Das bewilligende Gericht ift auch zur Beſtellung eines einfimeiligen 
Bertreter® des Nachlafjes des veritorbenen Verpflichteten zuftändig. 8 34. 

3) Die Gerichtöftände der ED. find auzfchließlihe. 8 51. 

Für die Erelution der öfterr.-ungar. Bank auf Grund eines im 
Hypothekar-Kreditgeſchäfte ausgeftellten Schuldfcheineg gegen den Schufbner 
oder den Befiter der verpfändeten Liegenfchaft ift das Landesgericht in 
Wien dad zur Bewilligung der Exekution berufene Exelutionsgericht. 
8 11, lit. o, der Statuten der Hypothelarfreditabteilung, ea Verordn. v. 
21. September 1898, RGB. Nr. 176, Beilage Ia. 

4) Wenn das Gericht nicht zugleich Exekutionsgericht iſt, iſt der Exe⸗ 
kutionsantrag zu den Alten bed Prozeſſes 2c. zu nehmen; wenn das be⸗ 
willigende Gericht zugleich Erefutiondgericht ift, werden fofort felbjtändige 
Erekutionsaften angelegt. 8 269, Abſ. 1, SO. 

5) 88 65-75 IN. — Auf Grund von Urteilen (Vergleichen) ber Ges 
werbegeridhte ift die Erefution bei dem Bezirfögerichte anzufuchen, in 
befien Sprengel der Schuldner feinen allgemeinen Gerichtsftand Hat, und 
in Ermanglung eines foldden bei dem Bezirksgericht, in deſſen Sprengel 
das Gewerbegericht feinen Sit Hat. 8 33 Gew. Ger. G. Bei diefem Gericht 
ift auch die Exekution auf Grund einer rechtskräftigen gewerbegerichtlichen 
Kündigung oder eines rechtskräftigen Räumungs- oder Übernahmsauf- 
trage des Gewerbegerichte8 anzuſuchen. $ 28 MB. v. 17. Juni 1898, 
RGB. Nr. 96. 

e) Die Zuftändigleitäbeftimmungen der $ 4, 8. 6, 885 und 6 gelten 
auch für Erkenntniffe und Vergleiche der Unfalliverficherungsichtedsgerichte, 
Krankenkaſſenſchiedsgerichte, Bruderlabenichiedsgerihte und Gewerbege- 
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richte (und wohl auch ber Erfenntniffe und Vergleiche der Schiebögerichte 
der regiftr. Hilfskaſſen). Art. XXII EG. 5. ED. — Geſchaͤftsverteilung 
binfihtlich der Exekutionsſachen 88 19, 3. 4, 21, 8. 4, &D. — Anträge 
auf Erefutionäbewilligung, die gemäß 8 4, 8. 6, ED. bei einem Gerichte 
angebradjt werden, welches gegebenenfalls nicht zugleich Erelutionsgericht 
ift, find in das Regifter Ne einzutragen, 8 245, Abi. 2, ED. 

a) Wenn fich die Zuftändigleit zur Bewilligung einer Exekution auf 
Geldforderungen nach ber Borichrift des 8 4, 8. 6, ED. beitimmt, aber 
einerfeit3 der Berpflichtete einen allgemeinen Gerichtäftand (885 66-75 
FR.) im Geltungsgebiete der Exekutionsordnung (Inland) nicht bat, und 
anderfjeit3 weder der Aufenthalt des Drittſchuldners befannt, noch für Die 
Forberung ein im Inlande befindliches Pfand beftellt tit, fo fit in ana⸗ 
loger Anwendung ber für Exelutionsführung auf ausländifches Bermögen 

- geltenden Beftimmungen (8 5 ED.) die Bewilligung der Exekution bei 
dem inlänbifchen Bezirkögerichte anzuſuchen, in defien Sprengel die Be- 
hörde ober das öffentliche Organ, von welchem ber Exelutionstitel her- 
rührt, ihren Sit haben oder der Schiebsfpruch gefällt oder der Vergleich 
abgejchloffen wurde. (IM. zu 8 4 ED.) j 


65. Soll aus einem der im $1, 8.8 und 10 bis 17 
bezeichneten Eprefutionstitel, aus einem über privatrechtliche 
Aniprüche vor einem inländischen Strafgerichte abgeſchloſſenen 
Bergleihe ($ 1, 3. 5) oder aus dem Strafbeſchluſſe eines 
inländischen Strafgerichtes ($ 1, 3.9) auf ein außerhalb des 
Geltungögebietes dieſes Geſetzes befindliches Vermögen Exe—⸗ 
fution geführt werden und ijt für den Verpflichteten ein all- 
gemeiner Gerichtsftand!) im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes 
nicht begründet, fo iſt die Bewilligung der Erefution bei dem 
inländiihen Bezirksgerichte anzujuchen, in deſſen Sprengel 
die Behörde oder das Öffentliche Organ, von welchem der 
Erelutionstitel herrührt, ihren Sit haben oder der Schied3- 
ſpruch gefällt oder der Vergleich abgeichloffen wurde.) a) 

1) 88 65-75 IN. 

2) Gilt auch für Erlenntniffe und Vergleiche ber Unfallverficherungs-, 
Krankenkaſſen⸗, Bruderladenfchiedögerichte und Gewerbegerichte. Art. XXII 
EG. z. ED. 

a) Die Exekution auf Geldforderungen des Verpflichteten wider einen 
Drittſchuldner deſſen Wohnſitz, Sitz oder Aufenthalt außerhalb des Gel⸗ 
tungsgebietes der Exekutionsordnung liegt, iſt, ſofern es auch an einem 
für die Forderung beſtellten Pfande im Inlande gebricht, ala eine Exe⸗ 
fution auf ein außerhalb des Geltungsgebietes ber Exeku— 
tionsorbnung befindblihe8 Bermögen anzufehen (84, 8. 6, ED.). 
(FM. zu 85 ED. V. 1.) 

Zur Bewilligung der Erefution auf im Auslande befindliches Ber: 
mögen ift mangel3 eines inländifchen allgemeinen Gerichtsftandes des 
Berpfliditeten das inländifche Bezirksgericht berufen, in deſſen Sprengel 
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die Behörde oder das Öffentliche Organ, von welchem einer ber im 8 5 
angegebenen Erekutionstitel berrührt, ihren Sit haben oder ber Schiebs- 
ſpruch gefällt ober der Bergleich abgefchlofien wurde. Wenn die Ent- 
ſcheidung (Erkenntnis, Beſchluß 2c.) erft Durch die in höherer Inftanz daran 
vorgenommene Underung exelutionsfähig wurbe, ift nichtöbeftomeniger 
das Bezirksgericht zur Exekutionsbewilligung zuftändig, in deſſen Sprengel 
die mit ber fraglichen Rechts- oder Verwaltungsſache in erfter In⸗ 
ftanz befaßte Behörde zc. ihren Stg Hat ober ber Schiedsſpruch in erfter 
Inſtanz gefällt wurde, und nicht das Bezirksgericht bed Sitzes ber be⸗ 
treffenden höheren Inftanz. (IM. 3.85 ED. 2. 2.) 

56. Wenn fich die Zuftändigkeit zur Exekutionsbewil⸗ 
ligung nad) dem allgemeinen Gerichtäitande des Berpflich- 
teten beftimmt, für letzteren aber bei mehreren inländiichen 
Bezirkögerichten ein allgemeiner Gerichtäftand begründet ift, 
jo hat der Gläubiger die Wahl, bei welchem bieler Gerichte 
er um Bewilligung der Exekution anſuchen wolle. ') 

Deögleichen hat der Gläubiger unter den mehreren, mit 
Rüdficht auf Die Yage des Exekutionsobjektes oder auf den 
Ort der erften Exekutionshandlung ($ 4, 8. 6) für die Exe- 
utiongbemwilligung in Frage fommenden Gerichten insbeſondere 
aud dann die Wahl: 

1. wenn das Vermögen, auf welches Erelution geführt 
werden fol, fich in den Sprengeln verjchtedener Gerichte befindet; 

2. wenn es mit Rüdficht auf die Grenzen verjchtedener 
Gerichtsfprengel ungewiß iſt, im Sprengel welches Gerichtes 
das Vermögen fich befindet, auf welches Exekution geführt 
werden joll; 

3. wenn wegen des gleichgeitigen Anfuchens mehrerer 
Erefutionsarten wider denfelben Verpflichteten in verfchtedenen 
Gerichtsiprengeln einleitende Erefutionshandlungen vorzu- 
nehmen fein mwirden.?) 

1) Das Wahlrecht ift mit Stellung bes Antrages konſumiert. Vergl. 

dagegen 8 102 ZN. 

2) Die Beftimmung bes 8 6 gilt aud für die Exekution auf Grund 
der Erlenntniffe und Vergleihe der Unfallverfierungs:, Krankenkafſen⸗ 
und Bruderladenſchiedsgerichte. Art. XXII ES. 3. ED. 

67. Die Exekution darf nur bewilligt werden, wenn 

aus dem Erefutionstitel nebſt der Perſon ded Berechtigten 





8? 1. Auf Staatövermögen Tann wegen Geldforde- 
rungen gegen daß Arar nur dann Erefution geführt werden, 
wenn ber Gläubiger zuvor die Anweifung der zuftändigen Staats⸗ 
faffe zur Zahlung vergeblich begehrt bat. BE. v. 18. Juni 
1901, 3. 7153, &R. 178, amtil. ©. 361; 5. September 1900, 
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und Verpflichteten auch Gegenſtand, Art, Umfang und Zeit 
der geſchuldeten Leiſtung oder Unterlaſſung zu entnehmen ſind. 

Bor Eintritt der Fälligkeit ı) einer Sckberung und vor 
Ablauf der in .einem Urteile oder in einem anderen Exe⸗ 
- tutionstitel für die Leiftung beftimmten Frift?) kann die Ere- 
futton nicht bewilligt werden. ft der Fälligkeitstag oder das 
Ende der Leiftungsfrift im Exekutionstitel weder durch Ungabe 


3. 9848, Sig. 1114; 28. Juni 1896, 3. 7242, Sig. 15812, 
25. Februar 1893, 3. 2321, Sig. 14617; 30. März 1887, 3. 3572; 
Slg. 11526 u. a.; Ä 

deshalb ift eine ſolche Exekution umſoweniger zuläffig, wenn 
der Betrag angewiefen tft, jedoch wegen verweigerter Vorlage 
der vorgeichriebenen Quittung nicht audgezahlt wurde, 
E. v. 29. Dezember 1900, 3. 16887, Sig. 1222; 

ber Erefutionsführer hat die ärariichen Gelder, aus welchen 
er Befriedigung ſuchen will, und die Kaffe zu bezeichnen, der die 
Anweifung zuzuftellen if. E. v. 10. Oktober 1876, 3. 11871, 
Sta. 6257; 

es Tann aber auch auf unbewegliches Staatdgut Ere- 
u geführt werden. E. dv. 20. Dezember 1877, 3. 13953, 

g. 6716. 

2. Ein Erelutionsantrag, der auf Grund wechfelrechtlichen 
Zahlungsauftrages, vor Ablauf der Frift für die Einwen- 
dungen angebradht wird, tft al3 verfruht überreicht abzuweiſen. 
E. v. 22. Oftober 1901, 3. 14553, ZB. 1901: 49. 

3. Der im nichtftreitigen Verfahren ergangene Beſchluß, der 
Tochter ein Heiratsgut zu beftellen, ift mangels Feſtſetzung 
einer Zahlungsfrift fofort vollftredbar. E. v. 19. Dezember 1900 
3. 16858, Not}. 1902: 42, 

4. Der auf ein rechtskräftiges Urteil gegründete Exekutions⸗ 
antrag Tann nicht deshalb abgewiejen werden, weil in einem 
früheren Exekutionsgeſuche für denfelben Anfpruch der 
Auszug aus einer Konkurs» Liquidierungstabelle als Erekutions⸗ 
titel geltend gemacht wurde. €. dv. 23. Jänner 1901, 3. 10408, 
SB. 1902 :35. 

5. Wegen der in einem en zur Zahlung übernommenen, 
gerihtli zu beftimmenden Koften kann vor Rechtskraft 
der Koftenbeftimmung nicht Exekution bewilligt werden. E. v. 
24. Zuli 1904, 3. 9973, 38. 1901 :455. 

6. Räumt ein Vergleich den freien Zutritt in den Hof 
des Nahbarhaufes inſoweit ein, ald es zur Reparatur des 
Daches und der Rinnen notwendig ift, jo ift die Bewilligung der 
Exekution nicht vom Nachweife der Reparaturbedürftigkeit abhängig. 
€. v. 10. Zänner 1900, 3. 177, Sig. 843, 

7. Zur Hereinbringung einer bedingt verſprochenen 
Leiftung kann die Erefution nur nad) Nachweis der Erfüllung 

9% 
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eine3ßalendertages, noch dutch Angabe eines kalendermäßig feit- 
ftehenden Anfangspunftes der Friſt beftinmt, ?) oder ift im Exe⸗ 
Autionstitel die Vollſtreckbarkeit des Anfpruches von dem ſeitens 
des Berechtigten zu beweifenden Eintritte einer Tatjache, nament⸗ 
lich von einer vorangegangenen Leiftung*) des Berechtigten ab- 
hängig gemacht, jo muß der Eintritt der hienach für die Fällig⸗ 
feit oder Vollſtreckbarkeit maßgebenden Tatjachen mittels öffent- 
licher oder öffentlich beglaubigter Urkunden bewiefen werden.) a) 


1) Einftweilige Verfügungen können auch vor Eintritt der Fälligkeit 
bewilligt werben. 8 878, Abi. 2. 

N Erelution zur Sicherftellung findet auch vor Ablauf der Paritions⸗ 
frift Statt. 8 870. — Die im Urteile beſtimmte Leiftungsfrift beginnt 
mit dem Tage nach Eintritt der Rechtskraft des Urtelles. 8409, Abi. 3, 


= Bedingung gewährt werden. &. v. 4. Jänner 1884, 3. 14957, 
g. 9827. 

8 Auf Grund eine vollftredbaren Notariatsaktes, 
in dem jemandem Schadlosbaltung für ben Fall verfprochen tft, 
al8 er zur Zahlung von Geſchäftsſchulden verhalten werden follte, 
fann nicht unmittelbar zur Hereindringung diefer Erfagforderung 
nn geführt werden. E. v. 8. Jänner 1896, 15542, 

g. 15674; 

ebenſowenig kann unmittelbar auf Grund des Notariatsaktes 
- Erefution bewilligt werden, wenn die Bedingungen Be 
feit in einem nad Errichtung des Notariatsaktes abgeſchloſſenen 
anßergerichtlihen Bergleiche feftgeftellt find. E. v. 18. Jänner 
1896, 3. 370, Sig. 15689. 

9. Die Saumfal des Schuldners in der Berichtigung 
der in einem vollſtreckbaren Notariatsakte vereinbarten Zins» und 
Kapitalsraten braucht nicht durch öffentliche Urkunden nach: 
gewiejen zu werden. €. v. 31. Juli 1894, 3 6599, Sig. 15188; 

auch dann nicht, wenn für den Fall der Nichtleiftung einzelner 
Zins⸗ oder Kapitaldraten Fälligkeit der Schuld vereinbart wurde 
und bie Erehution zur Hereinbringung des ganzen aushaftenden 
Kapitals begehrt wird. €. v. 6. Auguft 1879, 3. 8763, Sig. 7553; 
2. April 1878, 3. 1875, Sig. 6895; 16. Oktober 1877, 3. 10029, 
Ste. 6577, J. B. 100 u. a. 

‚.. 10. Sol die Fälligkeit dann eintreten, wenn der Schuldner 
nicht jeweils rechtzeitig die Berichtigung der Steuern nad- 
weift, fo kann Erekution auf Grund eines vollſtreckbaren Nota- 
tiatSaltes nur bewilligt werden, wenn das Aushaften der Steuern 
durch Öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewieſen 
ift. €. v. 20. Dezember 1900, 3. 16568, GH. 1902 : 26. 

„ 11. Die Vollſtreckbarkeit des in einem Notariatdalte einge- 
raumten Anfpruches auf eine Konventionalftrafe ift von der 
vorausgehenden richterlichen Prüfung und Mäßigung des Vergü- 


Fälligkeit des Anfpruces. 138 


ZPO. Wenn aber gegen das Urteil ein Rechtsmittel nicht eingelegt wird, 
ift die Leiftungsfrift vom BZuftellungstage (im Bagatellverfahten vom 
Tage der Urteilöverfündbung) zu reinen. (Butachten des Oberften 
Gerichtshofes 3. 8 409 8PO., B. 1.) 

3) Berechnung ber Friſten 8 125 ZPO. 8 78 ED. 

9) Leiftung Bug um Bug 8 8. 

s, 8 10. — Klage behufs Beftreitung ber Fälligkeit oder Bollftredbar- 
teit. 8 36, 8. 1. 

a) Die zum Beweiſe des Eintrittes der Fälligkeit ober bes Wechſels 
der Anſpruchsſubjekte dienenden Öffentlichen oder öffentlich) beglaubigten 
Urkunden müfjen nicht notwendig in Urſchrift dem Gerichte vorgelegt 
werden; es genügen zur Beweisführung amtlich beglaubigte Ab- 
ihriften. (IM. 3. 88 7,9 ED.) 


tungsbetrages im ordentlichen Verfahren abhängig. E. v. 31. Juli 
1894, 3. 6599, Sig. 15188. 

12. Die vom Erelutionsführer vorgenommene Berechnung 
feines Reſtguthabens ift bei der Erefutionsbewilligung nicht 
zu prüfen; die Richtigftellung ift im Wege der Oppofitiongtlage zu 
begehrten. €. v. 9. Jänner 1889, 3. 15242, Not}. 1889 :8. 

13. Wenn in dem zufolge Hypothekarklage ergebenden Urteile 
der Bellagte als Befiger des Haufes zur Zahlung verurteilt 
wird, ift die Erelution auf das Hypothefarobjeft zu be- 
fchränten. €. v. 27. Oftober 1875, 3. 11732, Sig. 5892; 

diefe Beſchränkung gilt auch für die Erefutiongkoften. 
E. dv. 26. Mat 1891, 2. 6283, GH. 1891 : 35; 

feldft na Verkauf des Hypothekarobjektes kann auf 
anderes Bermögen des als Hypothekarſchuldner Verurteilten nicht . 
Exekution geführt werden. €. v. 27. Oktober 1875, 3. 11732, 
Sig. 5892. 

14. Auf Grund eines die Klage abweiſenden Erfenntnifjes 
kann Bellagter nicht die exekutive Löſchung des für die aber- 
fannte Schuld baftenden Pfandrechtes begehren. €. v. 26. März 
1863, 3. 1986, Sig. 1685. 

15. Aus einem zur Rechnungslegung berurteilenden 
Ertenntniffe kann nicht zu Gunften der aus der Rechnung fich 
etwa ergebenden Forderungen Exekution begehrt werben. E. v. 
11. Oftober 1887, 3. 6790, Sig. 11774; 

aus einem dad Recht zum Bezuge eines Beftand- 
zinfes feftftellenden Urteile Tann nicht vor Fälligkeit der einzelnen 
Pachtraten Erekution geführt werden. €. v. 14. Juli 1868, 
3. 6998, Sig. 3632. 

16. Auf Grund eines Urteiles, das den Zeitpunkt nicht 
angibt, von dem an Erziehungd- und Unterhaltsbei— 
träge zu leiften find, kann Erelution nur zur Hereinbringung 
der feit dem Klagstage fälligen Beträge bewilligt werden. E. v. 
11. November 1902, ge 15304, 3B. 1503: 1183 

17. Nachdem die zur Vermeidung der Unterſuchungs— 
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6 8. Die Bewilligung der Erefution!) wegen eines An- 
fpruches, den der Berpflichtete nur gegen eine ihm Zug um 
Bug zu gewährende Gegenleiftung zu erfüllen hat, ift von 
dem Nachweiſe, daß die Segenleiftung bereits bewirkt oder 
doch ihre Erfüllung fichergeitellt jet, nicht abhängig.?) 

1) Falls die Verpflichtung von einer Gegenleiftung abhängig tft, gilt 
die nach Inhalt des Exekutionstitels abzugebende Willenserflärung nicht 
ſchon mit der Rechtskraft bezw. Exekutionswirkung bed Exrelutionstitels, 
fondern erft mit Bewirkung ber Gegenleiftung als abgegeben. 8 867. — 
Wenn entfprechend dem Urteilsſpruche 3. 8. in Ratenangelegenheiten bie 
Exekution nur gegen gleichzeitige Bewirtung ber Gegenleiftung bewilligt 
worben tft, tft der Bollzug der Exekution abhängig vom Nachweiſe, daß 
die Gegenleiftung ſchon bewirkt ift, ober daß ber betreibende Gläubiger 
die ihm obliegende Gegenleiftung bei Vornahme der Exekution bewirkt 
oder im Sinne des 8 35, Abſ. 2, ED. durch das Bollftredungsorgan be= 
wirken laßt. 

2) Der Gläubiger kann die ihm als Gegenleiſtung obliegende Über⸗ 
gabe von Urkunden, Geld oder anderen Sachen durch die Vollſtreckungs⸗ 
organe bewirken laſſen. 8 25, Ubi. 2. 

Aufichiebung der Exekution wegen nicht beiwirkter oder nicht ange⸗ 
botener Gegenleiftung. 8 42, 8. 4. 

69. Zu Gunften einer anderen als der im Exekutions⸗ 
titel als berechtigt bezeichneten Perſon oder wider einen 
anderen al3 den im &refutionstitel benannten Berpflichteten 
fann die Erefution nur joweit jtattfinden, als durch öffentliche 


haft erlegte Kaution rechtskräftig für verfallen erklärt worden 
ift, kann auf fie zu Gunften von Entſchädigungsanſprüchen nicht 
mehr Erekution geführt werden. E. v. 5. März 1902, 3. 3076, 
amtl. S. 531. — Bol. ED., 8 69, Nr. 2. 

88. 1. An Stelle der Ausfolgung eines Wechſels als 
Gegenleiſtung kann, falls inzwiſchen dieſer Wechſel amortiſiert 
erklärt wurde, die Ausfolgung des Amortiſierungserkenntniſſes 
treten, €. v. 3. September 1902, 3. 12500, Not3. 1902: 47. 

89 1. Die Erelution zu Gunſten der auf einer Liegen» 
Thaftshälfte baftenden Hypotbelarforderung bleibt auf 
diefen Anteil befchräntt, wenngleich ſpäter beide Hälften von derfelben 
abe erworben wurden und dabei die Hypothekarforderung in den 

aufpreiß eingerechnet wurde. E. v. 25. Jänner 1900, 3. 719, 
Not. 1901:3. 

2. Das gegen eine Gemeinde im Cigentumsprozefle er- 
gangene Urteil kann gegen die einzelnen Gemeindeglieder vollſtreckt 
werden. E. v. 9. Dezember 1858, 3. 12980, Sig. 679; 

das gegen eine Gefamttgemeinde ergangene Urteil gegen die 
Einzelgemeinden, in die erftere feither zerlegt wurde. E. v. 
10. Auguft 1875, 3. 8719, Sig. 5830. 
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oder öffentlich beglaubigte Urkunden bewieſen mwird,!) daß 
der im Erelutionstitel anerkannte Anſpruch oder die darin 
feftgeftellte Verpflichtung von den dafelbft benannten Per⸗ 
fonen auf diejenigen Perſonen übergegangen iſt, von welchen 
oder wider welche die Erelution beantragt wird.a) 


1) Siehe die befonderen Beftimmungen über den Vollzug oder bie 
Fortſetzung einer gegen ben Erblafier beiwilligten Erelution auf den Nach⸗ 
aß bes Berpflichteten 8 34. 

a) Stehe IM. 3.87. 


3. Der Girant, der den Wechſel nah Erlaffung des 
Zahlungsauftrages einlöft und fih den Anfpruch gegen den 
mitgeflagten Alzeptanten abtreten läßt, kann nicht auf rund des 
durch die Einlöfung unwirkſam gewordenen Zahlungsauftrages 

egen den Alzeptanten Erelution führen. ©. v. 17. Juli 1895, 
3 8694, Sig. 15541. 

4. Wurde die Zeffion einer Forderung des Verpflich⸗ 
teten durch Urteil zu Gunften des betreibenden Gläubiger un- 
wirtfam erllärt, fo Tann Tleßterer die Exekution auf dieſe 
Forderung unmittelbar gegen den Zeffionar begehrten. €. v. 30. No⸗ 
vember 1898, 3. 16046, Sig. 393. 

5. Die auf Grund eines Urteile exekutiv einverleibte Ver⸗ 
bindlichleit, Bier aus einem beftimmten Braubaufe zu 
beziehen, kann nicht gegen den fpäteren Eigentümer bed Haufes 
bolfftredt werden. €. v. 25: Mai 1899, 3. 7494, Sig. 621. 

6. Ungeachtet eine Übertragungsgebühr an einer Liegen 
ſchaft ein —*8 Pfandrecht genießt, kann wegen dieſer Gebühr 
nicht gegen den entümer der Liegenſchaft Exekution bewilligt 
werden, wenn der Zahlungsauftrag nur gegen den anderen Kon⸗ 
— ergangen iſt. E. v. 6. November 1900, 3. 15000, 

g. 1173. 

7. Der mit dem Perſonalſchuldner und früheren Beſitzer der 
Liegenſchaft abgefchloffene gerichtliche Vergleich ift wider den 
Übernehbmer der Liegenfhaft nicht vollſtreckbar. €. v. 
14. Februar 1855, 3. 1239, Sig. 74; | 

ebenfowenig da8 gegen den Perſonalſchuldner erwirkte Urteil 
wider den Hypothekarſchuldner. €. v. 31. Jänner 1860, 
3. 655, Sig. 1071; 

auch nicht der gegen ben — der Haupteinlage er⸗ 
langte Exekutionstitel wider den Eigentümer der Nebenein- ' 
lage. €. v. 12. Oktober 1886, 3. 11889, Sig. 11208. 

8. Wegen der den Beſitzern von Prioritätsobligationen 
auferlegten Gerichtskoſten kann nicht gegen die Vertrauensmänner 
—. geführt werden. E. vd. 24. Juni 1896, 3. 7414, 

g. 15816. 

9. Die von einem reichsdeutſchen Gerichte unter Bei⸗ 

drüdung des Amtsfiegeld dem Urteile binzugefügte Beftätigung, 
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6 10. Wenn die in den 88 7 und 9 geforderten ur- 
tundlichen Beweife nicht erbracht werden können, muß der 
Bewilligung der Erelution oder ihrer Fortführung die Er«, 
wirfung eines gerichtlichen Urteile vorausgehen. 


6 11. Auf Grund des gegen eine offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft oder Kommanditgefellichaft erwirkten Erefutionstitels 
fann unmittelbar in da3 Vermögen der einzelnen perjönlich 
baftenden Gejellichafter Erelution bewilligt werden, wenn 
durch) Vorlage eines Handeldregifterauszuges bewieſen wird, 
daß derjenige, wider welchen die Exekution geführt werden 
ſoll, zur Beit noch der Gefellichaft als perfönlich haftender 
Geſellſchafter angehört. 

Wenn auf Grund eines folchen Exekutionstitels erft nach 
Auflöfung der Geſellſchaft gegen einen der früheren @efell- 
ihafter, oder wenn während des Beftandes der Gejellichaft 
wider einen fchon früher aus der Gefellichaft ausgeichiedenen 
oder ausgeichloffenen perſönlich haftenden Öefellichafter Ere- 
fution begehrt wird, desgleichen wenn auf Grund des gegen 
einen perlönlich haftenden Gejellichafter in Angelegenheiten 
der Gejellfchaft!) erwirkten Erekutionstitel3 in das Vermögen 
er offenen Handelögejellichaft oder der Kommanditgefellichaft 
Erefution geführt werden fol, fo hat der Entjcheidung über 
den Erelutionsantrag eine Einvernehmung?) des Verpflich- 
teten oder der zur Vertretung der Gejellichaft berufenen Ber- 
jonen über die Haftungsfrage vorauszugehen.?) 

) Brivatgläubiger eines Geſellſchafters find nicht befugt, die zum 
Geſellſchaftsvermögen gehörigen Sachen zc. zum Behuf ihrer Befriedigung 
‚oder Sicherftelung in Anſpruch zu nehmen. Art. 119 HB. 
2) Ausnahmen von 8 3, Abf. 2. — Form der Einvernehmung 8 55. 
— Nichterſcheinen des Verpflichteten zur Einvernehmung 8 56. 


daß ber betreibende Gläubiger Nechtönachfolger des im Urteile 
genannten Klägers jet, iſt ein genügender Beweis des Rechtsüber⸗ 
ganged. E. v. 23. Jänner 1901, 3. 10408, ZB. 1902 : 35. 

10. Durch einen notariellen Kaufvertrag, in dem die 
Käufer Hypothelarfhulden auf Abſchlag des Kaufpreifes über- 
nommen haben, wird der Übergang: der perjönlichen Berbindlich- 
feiten der Verkäufer auf die Käufer nicht bewiefen. E. v. 18. April 
1900, 3. 5176, Sig. 970. = 
„. 11. Die Frage, ob ein zur Erefutionsführung berechtigender 
Übergang der Berpflichtung nachgewieſen fei, ift vom tnlän- 
diſchen Richter nach inländiſchem Rechte zu entſcheiden. E. v. 
19. Februar 1901, 3. 2360, amtl._S. 349. 
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3) Am Falle der Bewilligung der Erelution fteht dem Berpflichteten 
frei, feine Einwendungen mit Klage geltend zu machen. 8 36, 8. 2. 


6 12. Wenn dem Berpflichteten die Wahl zwiſchen 
mehreren Leiftungen zufteht, kann der Gläubiger nach frudht- 
(ofem Ablauf der für die Leiftung bejtimmten Frift die Ere- 
fution behuf3 Bewirkung einer diefer Leiftungen beantragen. 
Die von dem Gläubiger gewünſchte Leiftung ift im Exekutions⸗ 
antrage anzugeben. 


Der Verpflichtete kann deſſenungeachtet fein Wahlrecht 
infolange ausüben, ald der Gläubiger die ee gewählte 
Leiftung weder ganz noch zum Teile empfangen hat.!) 

1) Einftelung der Erelution, wenn der Berpflichtete eine andere 

Leiſtung bewirkt bat, ala auf welche die Exekution gerichtet ift. 8 39, 8. 7. 


6 13. Auf Grund einer Entfcheidung, in der mehrere 
bon einander unabhängige Anfprüche zuerlannt wurden, kann, 
wenn nur — einzelner dieſer Anſprüche ein die Exe⸗ 
kution hemmendes Rechtsmittel erhoben wurde, zu Gunſten 
der übrigen nicht angefochtenen Anſprüche die Exekution be⸗ 
willigt werden, fobald die Enticheidung über dieſe Anfprüche 
in Rechtskraft erwachſen ift.')«) 


1) Sofern e3 ſich um gerichtliche Urteile handelt, Tann das Berufungs- 
gericht (Revifionsgericht, $ 513 ZPO.) um die durch Beſchluß zu fällende 
Entſcheidung angegangen werben, inwieweit das Urteil der unteren In⸗ 
ftanz als nicht angefochten zur Exekution geeignet ift. 8 490 ZPO. 

a) Einen berufungsgerichtliden Ausſpruch darüber zu erwirken, in- 
wieweit das Urteil der unteren Inftanz als nicht angefochten zur Exeku⸗ 
tion geeignet tft, wird nur dann Anlaß fein, wenn im Laufe des Be⸗ 
rufungsverfahrens eine Einichräntung der Berufungsanträge erfolgte 
oder wenn über ben Umfang ber Berufungsanträge oder über die Grenzen, 
in welden durch die Berufung die Vollſtreckbarkeit des angefochtenen 
Urteile® gehemmt ift (8 466 ZPO.), Zweifel obmwalten, und namentlich 
dann, wenn das Prozeßgericht erfter Inftanz (8 18 ED.) diefe Zweifel 
nicht felbft enticheiden Tann, weil ihm die Berufungsichrift und Die Prozeß⸗ 
alten nicht mehr vorliegen. Der Beſchluß ift befonders auszufertigen 
und von der Partei bei Anbringung des Erelutionsantrages, für welchen 
fie die Feſtſtellung der Grenzen der Bolftredbarkeit benötigte, dem zur 
Exekutionsbewilligung berufenen Gerichte vorzulegen. (IM. z. 8 490 
8PO., P. 1.) 

Soweit das erſtrichterliche Urteil nicht angefochten iſt und kein An⸗ 
laß vorliegt, den oberwähnten berufungsgerichtlichen Ausſpruch über die 
Grenzen bei Erelutionsfähigleit zu erwirken, kann fchon während des 
Bernfungsverfahrens beim Gerichte erfter Inſtanz Erektion beantragt 
werben. (IM. 3. $ 40 ZPO, P. 2.) 
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8 14. Die gleichzeitige Anwendung mehrerer Erefutions- 
mittel ift geftattet;!) die Bewilligunga) kann jedoch auf 
einzelne Erefutionsmitttel befchräntt werden, wenn aus bem 
Erefutionsantrage offenbar erhellt, daß bereits eines oder 
mehrere der beantragten Erekutionsmittel zur Befriedigung 
des betreibenden Gläubiger hinreichen. 


1) Behufs Hereinbringung der rüdjtändigen Meltiorationsrenten 
kann lediglich in den Grundbuchskörper Exekution geführt werben, auf bem 
die Rente pfandrechtlich fichergeftellt ift; eine Exekution in fonftige Ver⸗ 
mögensobjelte findet deshalb nicht ftatt. 8 5, Abf. 1, Gef. v. 6. Juli. 
1896, RGB. Nr. 144, fiehe unter III. 

Uuch mehrere Erelutionghandlungen zur Sicherftellung, 8 874, Abſ. 2, 
und mehrere einftweilige Verfügungen find zuläffig, 8 398, Abſ. 1. — Die 
Unmwendung des 8 14 ſetzt nicht voraus, dab bie Eretutionsanträge gleich⸗ 
zeitig angebracht wurden. Auch ein fpäter geftellter Erelutionsantrag 
kann, wenn er offenbar überflüäffig ift, deshalb abgemwiefen werben. — Die 
gleichzeitige Bewilligung mehrerer Erelutionsmittel ift im Exekutions⸗ 
regifter duch Ausfüllung der in Frage kommenden Spalten erfichtlich zu 
machen. $ 2338 GO. (IMB. v. 15. Oktober 1898, IMVB. Nr. 30). — 
Wenn in berfelben Eingabe verſchiedene Erelutionsmittel beantragt werben, 
wird der Antrag nur unter einer Regifterzahl in das Regiſter E einge: 
tragen. 8 233, Abſ. 1, SD. 

Die Exekution darf nicht in weiterem Umfang vollzogen werben, als 
e3 zur Verwirklichung bed Anſpruches notwendig ift. 8 27, Abf. 1. — 
Die Exekution ift einzufchränten, wenn fie in größerem Umfange vollzogen 
wurbe, al3 zur vollftändigen Befriedigung bes Gläubiger notwendig til. 
8 41, Abſ. 2. — Einſchränkung der Exekution durch zwangsweiſe 
Piandrehtsbegründung, 8 96, Einfchränfung der Pfändung, 8 263, Ein- 
ſchränkung der Exekution zur Sicherftellung, 8 377, der einftweiligen 
Verfügung, 8 399, 3. 1. 

Ermittlung ber gegen denfelben Verpflihteten wegen 
des nämlchen Anjprudes eingeleiteten Erelutionen behufs 


814. 1. Bei Abweifung einzelner Erelution3- 
mittel bat das Gericht anzugeben, welche Erwägungen die gleich- 
zeitig bemwilligten Erefutionsmittel zur Befriedigung des betreiben- 
den Gläubiger3 hinreichend erfcheinen laſſen. €. v. 13. März 1901, 
3. 3211, IB. 1901 : 38. 

2. Ein Erelutionsantrag ift abzumeifen, wenn zu Gunften 
desjelben Anfpruches ſchon Exekution eingeleitet ift und nach Lage 
der Sache eine Ausdehnung diefer Erelution zur Hereit- 
bringung des Anfpruches nicht notwendig erfcheint. E. v. 6. Sep- 
tember 1898, 3. 10639, Sig. 298. 

3. — ewilligung der Zwangsverwaltung ber regel— 
mäßigen Mitgliedsbeiträge eines Vereines kann nicht mehr 
Pfändung der ausſtehenden Mitgliedsbeiträge bewilligt werden. 
E. v. 23. Februar 1898, 3. 2657, Sig. 39. 
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Unmwendung des $ 14 ED. Auf eine Anregung, die Borfchrift des 
8 324, Abſ. 4, SD. auf alle Exekutionsanträge auszudehnen, bat ſich das 
Yuftizminiftertum mit dem Erlaſſe v. 10. November 1899, 3. 24225, in 
folgender Weiſe geäußert: Das Juſtizminiſterium Hält eine Abänderung 
der Geihäftsorbnung durch Ausdehnung der Borfchrift des 8 324, Abſ. 4, 
ED. auf Erelutionsanträge nicht für notwendig. Bei Heinen Gerichten 
wird fait immer die Erinnerung des Richter und die nad 8 260 ED. 
vorzunehmende Ermittlung der gegen ben Berpflichteten bisher vorgekom⸗ 
menen Erelutionen auf andere als auf unbeweglidie Sachen genügen, um 
dem Richter die Anwendung bes 8 14 ED. möglih zu machen. Für 
große Gerichte Hält es aber das Yuftizminifterium für felbftverftändlic, 
daß der mit Erledigung der Anträge auf Erelutionsbewilligung betraute 
Richter fich behufs pflichtgemäßer Anwendung bes 8 14 ED. in geeigneter 
Weile davon Kenntniz verichafft, welche Exekutionsauträge gegen denfelben 
Verpflichteten wegen desſelben Anſpruches ſchon beim Gerichte eingelaufen 
find. Ob es zwedmäßiger tft und einen geringeren Aufwand an Zeit 
umd Wrbeit erfordert, wenn ber Richter von Fall zu Fall felbft in das 
Namensverzeichnis zum Regiſter E Einficht nimmt oder Einſicht nehmen 
läßt, oder ob ſich die Verfügung empfiehlt, daß die Kanzlei von vorn: 
herein bei allen Exekutionsanträgen eine förmliche Luftrierung vorzu⸗ 
nehmen bat, wird von ben lofalen und den Gefchäftsverhältnifien abhängen. 
Mittetlung des IMBEB. ©. 365/99. 

a) Über die in.einer Eingabe vereinigten Anträge auf Anwendung 
verfchiedener Eretutionsmittel ift in einem Beſchluſſe zu enticheiden. 
Diefe Verbindung ift auf ben Erekutionsvollzug ohne Einfluß. (Siehe 
JM. 3. 8 54 ED.) 

- Über die Behandlung ber Ktoftenfrage fiche IM. 3. 8 74 ED. 


6 15. Gegen eine Gemeinde oder gegen eine durch 
Ausſpruch einer Verwaltungsbehörde als öffentlich und ge 
meinnüßig erflärte Anftalt Tann die Erefution zum Zwecke 
der Hereinbringung von Geldforderungen, falls e3 fich nicht 
um die Verwirklichung eines vertragsmäßigen Pfandrechtes 
handelt, nur in Anjehung folcher Bermögensbeftandteile be- 
willigt werden, welche ohne Beeinträchtigung der durch bie 
- Gemeinde oder jene Anftalt zu mwahrenden Öffentlichen In- 
tereffen zur Befriedigung des Gläubigerd verwendet werden 
fönnen. Zur Abgabe der Erflärung, inwieweit letzteres hin- 
ſichtlich beſtimmter Wermögensbeftandteile zutrifft, find die 
ftaatlihen Verwaltungsbehörden berufen.) 

1) Wenn nicht fchon vor der Exekutionsbewilligung dieſe Erflärung 
eingeholt wurbe, tft bie Exekution nachträglich einzuftellen, wenn fie gemäß 
8 15 als unzuläffig erflärt wurde. 8 39, 3.4. — Mittlerweile allenfalls 
Auffchtebung der Exekution, 8 42, 8. 3. 

Buftellung einer Ausfertigung des Verfteigerungsebiltes hinſichtlich 
einer Liegenfchaft einer Gemeinde oder eines Bezirkes an den Landes- 
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ausſchuß, und der im 8 15 bezeichneten Anftalten an die ftaatliche Ver⸗ 
waltungsbehörde 1. Inſtanz eventuell politifche Landesftelle. 8172, 3.3u.4. 

Bon der Bewilligung des erften Exekutionsſchrittes 
gegen eine Gemeinde ift gleichzeitig mit Ausfertigung der biesfälligen 
Bewilligung ber der Gemeinde gefeblich zunächft übergeorbnete Bertretungs- 
förper in Kenntnis zu feben, damit derfelbe die ettva im abminiftrativen 
Wege dienlihen Einleitungen treffen könne. Jedoch fol hiedurch weder 
das Exekutionsverfahren in feinem gefeßlichen Gange aufgehalten werben, 
nod) aus einer von ben Gerichten etiva unterlafienen zeitgerechten Ver⸗ 
ftändigung bed Bertretungstörperd eine Haftung bes Berichtes abgeleitet 
werden Tönnen. IME. v. 29. April 1864, 3. 3568, an die DLS. Wien, 
Brag, Brünn, Graz, Innsbruck und Trieft. 

Nach der im Einvernehmen mit dem k. k. Staatöminifterium erfloflenen 
Verorbnung des k. k. Suftigminifteriums vom 29. April 1864, 8. 3568, 
find die Gerichte gehalten, von der Bewilligung bes erften Exekutions⸗ 
ſchrittes wider eine Gemeinde, gleichzeitig mit der Ausfertigung der dies⸗ 
fälligen Bewilligung, jedoch ohne irgendwelche Beirrung bes geſetzlichen 
Ganges de Erelutionsverfahrens, ben der Gemeinde gefeblich zunächſt 
übergeorbneten Bertretungstörper in Kenntnis zu feben, damit derſelbe 
bie etwa im abminiftrativen Wege bienlichen Einleitungen treffen Tönne. 
Die Gründe, welche zur Erlafiung biefer Borfchrift führten, ſprechen dafür, 
dag ein ähnlicher Vorgang aud in ben Fällen einer gegen Bezirte (im 
Sinne des 8 2 des Lanbesgefehes v. 25. Juli 1864, LEB. Nr. 27) ges 
richteten Exekutionaführung beobachtet werde. Mit Rüdfiht darauf wird 
das Oberlandesgericht erfucht, bie unterfiehenden Gerichte anzumeifen, 
von der Bewilligung des erften Exekutionsſchrittes wider 
einen Bezirk den böhmifchen Landesausfchuß, welcher nach 8 76 des 
bezogenen Landesgeſetzes die ungefchmälerte Erhaltung des Stamm- 
vermögen® ber Bezirke zu überwachen hat, in ber durch bie JMB. v. 
29. April 1864, 8. 3563, vorgezeichneten Art in Kenntnis zu feßen. Das 
zufolge AH. Entſchl. v. 19. Sept. 1883 ſanktionierte Landesgefeh, betr. 
die Ausfchreibung von Gemeinde⸗, beziefungsmweife Bezirkszuſchlägen durch 
die vorgefeßten autonomen Behörden, verleiht den an biefe zu richtenden 
Mitteilungen der Gerichte Über Erelutionsführungen gegen Gemeinden 
und Bezirke erhöhte Wichtigkeit. Das AYufttzminifterium erwartet wit 
Zuverſicht, daB die Gerichte fich Die Beſtimmungen der Minifterialverorbs 
nung v. 29. April 1864, 3. 8568, imd des gegenwärtigen Nachtrages zu 
berfelben in allen Fällen gegenwärtig halten werben. JME. v. 6. Dt. 
1883, 8. 15914, an dad OLG. Prag. 

Berordnung des Juftizmintiters im Einvernehmen mit 
den Miniftern des Innern und bes Aderbaued und mit 
dem Minifter für Kultus und Unterridt dv. 6. Mai 1897, 
RGB. Nr. 153, betreffend die Erekution gegen Gemeinden 
und gegen als öffentlih and gemeinnähis erllärte Auſtalten. 

Zur Durchführung der Beitimmungen bes $ 15 der Erelutionsorbnung 
(Gef. dv. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 79) wird nom Juftigminifter auf 
Grund bes Artikels XLI des Geſetzes vom 27. Mat 1896, NEB. Nr. 78, 
betreffend die Einführung der Erefutionsordnung, im Einvernehmen mit 
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den Miniftern de3 Innern unb des Aderbaues und mit dem Minifter 
für Kultus und Unterricht nachftehenbes verorbnet: 


Gemeinden. 


61. Als Gemeinden im Sinne des 8 15 der Exekutionsordnung 
find nebft den nach den @emeindbeorbnungen beftehenden Ortsgemeinden 
nnd den mit eigenem Statut verfehenen Städten auch die zur felbftändigen 
Geſchaͤftsführung berufenen Gemeindefraktionen (Drtfchaften, Steuer: 
gemeinden, Ortsteile), die zu gemeinichaftlicher Gefhäftsführung vereinig- 
ten Gemeinden (Berwaltungsgemeinden) und alle fonftigen zur Verwaltung 
Öffentlicher Angelegenheiten berufenen Konkurrenzen und Berbände an⸗ 
zujehen, die entweber geſetzlich als Gemeinden bezeichnet ober für bie 
Beſorgung von Angelegenheiten einer oder mehrerer Gemeinden gejeblich 
beftelt und mit dem Rechte zur Einführung von Umlagen für die 
Dedung ihrer Erforberniffe geſetzlich ausgeftattet find, wie 3. B. die 
Vertretungsbezirle, Kirchen⸗ und Pfarrbaukonkurrenzen, Bfarrgemeinden, 
Kultusgemeinden, Schuldezirfe und Schulgemeinden, Straßenausichüfie 
und Straßenkonkurtenzen, Armenbezirke, Schubkonkurrenzbezirke u. a. 


Öffentlihe und gemeinnüßige Anftalten. 


8 2. Als Anftalten, melde im Sinne bes 8 15 der Exekutions⸗ 
ordnung von ber Berwaltungsbehörbe als öffentlich und gemeinnügig 
erklärt werben können, kommen insbeſondere in Betracht: Stiftungs- und 
Brivatfpitäler, Sebär- und Findelanftalten, Armen⸗, Berforgungd= und 
Siechenhäuſer, Stechenanftalten, Kinderafyle, Greifenafyle, Aſylhäuſer 
und Afyle für Obdachloſe, Blinden- und Taubftummeninftitute und andere 
Anftalten für nicht vollfinnige Kinder, Unftalten von Rettungsgefellfchaften 
und Rettungshäufer, Kindergärten und KRinderbewahranftalten, Irrenbeil- 
und Srrenpflegeanftalten, Volksküchen, Wärmeftuben und fonftige Wohl⸗ 
tätigleitsanftalten, Volksleſehallen, Urbeitövermittlungsanftalten, Schulen 
unb andere Unterrichtsanftalten, Feuerwehren, bezw. die Rorporationen, 
Stiftungen, Bereine und andere Berbände, welche ſolche Anftalten er- 
richten und erhalten oder font die freiwillige Beforgung einzelner in den 
ferbftändigen Wirkungskreis der Gemeinden (Unterrichts:, Gejundheits-, 
Dienftboten- und Armenwefen, Sittlichleitäpflege, Feuerpolizei u. ſ. mw.) 
fallenden Aufgaben übernommen haben und tatfächlich ausführen. 

Die tim erften Abſatze bezeichneten Anftalten, jowie Kirchen, Tempel 
und fonftige Kultusanftalten, Friedhöfe und Leichenhänfer können ala 
öffentliche und gemeinnüßige Anftalten im Sinne de3 8 15 der Erefutions- 
ordnung erflärt werben, wenn fie, ohne einer der in 8 1 genannten 
Gemeinden, Konkurrenzen und Verbände zu gehören, von diefen erhalten 
werben. 

& 3. Die Erflärung, daß eine Anftalt Öffentlich und gemeinnüßig 
fei, fteht der landesfürſtlichen politifchen Bezirksbehörde, bei Anſtalten 
aber, die fi im Gebiete einer Stadt mit eigenem Statut befinden, der 
politifchen Landesbehörde zu. Die Erklärung erfolgt auf Anſuchen ver 
Anftalt nad) Vornahme der erforderlichen amtlichen Erhebungen über bie 
Zwecke und die tatfächliche Wirkfamkeit der fraglichen Anftalt. Bei An⸗ 


142 Erelutiondorbnung 6 15. 


ftalten, deren Xätigleit fih auf Aufgaben des felbftändigen Wirkungs- 
freifes der Gemeinde bezieht, tft vor Abgabe der Erflärung auch bie Ge⸗ 
meinde einzuvernehmen, in beren Gebiet fi) die Anftalt befindet. 

Gegen die Entſcheidung kann von ber Anſtalt an die politifhe 
Landesbehörbe, wenn jedoch diefe ſelbſt zur Abgabe der Erflärung be⸗ 
rufen war, an das Minifterium des Innern innerhalb ber tim Geſetze 
v. 13. Mai 1896, RGB. Nr. 101, bezeichneten Friſten Rekurs ergriffen 
werden. In ben Yällen, in welchen bie politiihe Landesbehörbe in 
zweiter Inſtanz entjcheidet, findet ein weiterer Beſchwerdezug nicht flatt. 

Die Erkiärung tft für die Gerichte infolange bindend, als fie nicht 
infolge eines gemäß Abſ. 2 eingelegten Rekurſes aufgehoben oder von 
ber Behörde , welche fie abzugeben berufen war, zurüdgenommen wird. 
Letzteres Tann auf Anſuchen eines Gläubiger der Anftalt, für befien 
Geldbforderung ein Exekutionstitel vorliegt, ober von Amts wegen erfolgen, 
wenn fich die Tätigkeit der Anftalt inzwifchen jo geändert ‘hat, daß bie 
Anftalt nicht mehr als eine Öffentliche und gemeinnüßige angejehen werben 
kann. Bor der Entiheidung find in beiden Fällen die erforderlichen 
amtlichen Erhebungen vorzunehmen; auch find die Vertreter der Anftalt 
vor der Entfheibung zu Hören. 

Hinfichtlich des Rekurſes gegen diefe Enticheibung gelten bie Vor⸗ 
fchriften des zweiten Abſatzes. 


Erelutiondarten, auf welde $ 15 ED. Anwendung findet. 


8 4. Die im $ 15 der Erelutionsorbnung beftimmte Einſchränkung 
der Exekutionsbewilligung gilt für alle Exekutionsarten, welche durch 
Entziehung von Vermögensbeftandteilen oder durch Einſchränkung ober 
Behinderung ihrer Verwendung die Durch die Gemeinde oder Anftalt zu 
wahrenden Öffentlichen Intereſſen beeinträchtigen würden; unter Ießterer 
Vorausſetzung finden daber die VBeftimmmmgen des 8 15 der Exekutions⸗ 
ordnung inäbefondere aud; Anwendung, wenn von bem betreibenden 
Gläubiger auf Unternehmungen, Anlagen oder Rechte der Gemeinde oder 
Anftalt mitteld Zwangsverwaltung Erelution geführt wird. 


Beftimmung der einer Erefution entzogenen Vermögens— 
beftandteile. 


85. Die ftaatlihen Bermaltungsbehörben, welche gemäß 8 15 ber 
Erelutiondordnung die Erflärung abzugeben haben, inwieweit Bermögens- 
beitandteile einer Gemeinde oder einer als Öffentlich und gemeinnüßig 
erllärten Anftalt ohne Beeinträchtigung der durch fie zu wahrenden 
Öffentlichen Intereflen zur Befriedigung bes Gläubigers verwendet werben 
können, find die Tandesfürftlichen politifchen Bezirksbehörden; in Anſehung 
ber Anftalten, welche fi im Gebiete einer Stadt mit eigenem Statut 
befinden oder einer ſolchen Stadt gehören, ift die Erflärung von ber 
politifhen Landesbehörde abzugeben. 

Der Kreis der Bermögensbeftandteile, welche ber Exekution unter- 
liegen, ift von den genannten Behörden nad) freien Ermefien zu be⸗ 
ftimmen. 

8 6. Diefe Erklärung erfolgt entweder auf Anfrage des Gerichtes, 
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bei welchem ein Gxelutionsantrag wider eine Gemeinde oder eine als 
öffentlich und gemeinnüßig erflärte Anſtalt geftellt wurde, ober auf An⸗ 
ſuchen der Gemeinde oder Anftalt oder eines ihrer Gläubiger, für befien 
Gelbforderung ein Exelutiondtitel vorliegt. 

Die Gemeinde oder Anftalt Tann eine folde Erklärung nur ver= 
langen, wenn wider fie ſchon ein Exelutionsantrag vorliegt. Gläubiger 
einer Gemeinde oder einer als Öffentlich und gemeinnügig erflärten An⸗ 
ftalt Tönnen Hingegen eine Erflärung über den Umfang ber Vermögens⸗ 
beftandteile, bie einer Erelution unterliegen, jchon vor Anbringung bes 
Erelutionsantrages begehren. Wenn der Släubiger feinem Exekutions⸗ 
antrage eine ſolche Erflärung der Berwaltungsbehörbe beigelegt hat, ent- 
fällt die amtliche Anfrage des Gerichtes. 

Bor Abgabe der Erklärnug find die Vertreter ber Gemeinde ober ber 
Unftalt und der Gläubiger zu hören und die erforderlichen amtlichen Er⸗ 
hebungen über bie Beftimmung und tatfächliche Verwendung der in Frage 
tommenden Bermögensbeftanbteile vorzunehmen. 

In Bezug auf die Anfechtung biefer Enticheidung gelten die Vor⸗ 
fhriften des 8 8, Abſ. 2; auch der Gläubiger ift zur Erhebung des 
Rekurſes berechtigt. 

87. Die im 8 6, Abſ. 1, gedachte Anfrage hat das Gericht auch 
dann von Amts wegen an die landesfürftliche politiſche Bezirksbehörde oder 
an bie politiſche Landesbehörde zu richten, wenn fich erſt nach Bewilligung 
der Exekution ergibt, daß fie gegen eine Gemeinde oder eine als öffentlich 
und gemeinnügig erflärte Anftalt geführt wird, und nicht fchon letztere 
inzwifchen eine Erflärung über deu Umfang der zuläffigen Exekutions⸗ 
führung erwirkt Haben. Die Borfchriften des 8 6, Abſ. 2 und 8, finden 
auch in diefem Falle unverändert Anwendung. 

Bis zur vechtsfräftigen Feflftellung des zur Befriedigung des Gläu⸗ 
bigerd verwenbbaren Bermögens Taun die Exekution auf Antrag ganz 
oder teilmeife aufgefchoben werben (88 42, 3. 3, und 48, Abſ. 3, der 
Erelutiongordnung.) 


Wirkung der verwaltungsbehörbliden Erklärung auf 
fpätere Erelutionsanträge. 

68. Wenn infolge der Erllärung der Bermwaltungsbehörben die 
Bewilligung der Exekution verweigert ober eine Einſchränkung der Ere- 
tution angeorbnnet wurbe, kann auf die hienach der Exekution entzogenen 
Bermögensbeitandteile von bemfelben oder von anderen betreibenden 
Gläubigern wegen Geldforderungen nur dann Erelution geführt werden, 
wenn zugleich mit dem Erefutionsantrage eine ExrHärung der Verwaltungs⸗ 
behörde beigebracht wird, daß biefe Bermögensbeftandteile zur Befriedigung 
der durch die Gemeinde oder Anftalt zu mwahrenden öffentlichen Inter⸗ 
efjen nicht mehr benötigt werben. 

Für die Erwirkung dieſer Erflärung gelten die Vorfchriften des 8 6 
der gegenwärtigen Verordnung. 


Dringlichkeit der Erledigungen. 
8 9. Da die Verzögerung der Erekutionsbewilligung den betreiben- 
den Gläubiger unter Umftänden ber Gefahr eines unwiederbringlichen 
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oder doch ſehr empfindlichen Vermögensnachteiles ausjeben kann, wird 
ſowohl den Berichten, wie den Verwaltungsbehörden zur Pflicht gemacht, 
bei Stellung ber Anfragen ſowie bei allen nad) Inhalt der gegenwärtigen 
Verordnung ftattfindenben Erhebungen, Berhanblungen unb Enticheibimngen 
mit der möglichften Hafchheit vorzugehen und fid) die Dringlichkeit aller 
derartigen Anfragen und Erledigungen ftet3 gegenwärtig zu Halten. 


Erefutionspollzug. 


6 16. Der Vollzug einer bewilligten Erelution erfolgt, 
fofern in diefem Gefege nichts anderes beftimmt ift,!) von 
Amts wegen.?) 

Der Vollzug der Erelution wird entweder unmittelbar 
durch die Bivilgerichte?) oder durch Bollitredungsorgane?) 
bewirkt, welche dabei im’ Auftraged) und unter Leitung‘) 
des Gerichte handeln. ”) 


1) Die zur Erwirkung einer Handlung angebrohten Gelb- und Arreft- 
ftrafen werben nur auf Antrag des betreidenden Gläubigers vollzogen, 
8 354, Abſ. 2; ebenfo, wenn es fih um die Erwirkung von Duldungen 
und Unterlaffungen handelt, 8 355, Abf. 1. 

Bor Erlag des erften Vorſchuſſes für die Koften bes Vollzuges ber 
Haft wird die Verhaftung nicht vorgenommen und mit dem Bollzuge nicht 
begonnen. 8 366, Ab]. 2. 

Ein aufgefchobenes Erekutionsverfahren wird nur auf Antrag wieder 
aufgenommen. 88 44, Abf. 4. 

Wenn der Bufchlag hinſichtlich einer verfteigerten Liegenfchaft verſagt 
wird, wird nur auf Antrag des betreibenden Gläubigers, fofern eine 
neuerliche Verfteigerung überhaupt zuläffig ift, neuerlich ein Berfteige- 
rungstermin anberaumt. 8 188, Abſ. 2. 

Wenn die Einftellung ober Aufichiebung des Berfteigerungsverfahrens 
aus einem Grunde erfolgt, der nicht gegen alle Gläubiger wirkt, müſſen 
die anderen betr. Gläubiger binnen 14 Tagen die Erklärung abgeben, 
das Berfteigerungsverfahren fortzufegen, fonft wirkt die Einftellung (Auf⸗ 
ſchiebung) auch gegen fie. 8 206, Abf. 1. 

2) Wusgenommen den Antrag auf Bewilligung der Erelution, Tann 
das Gericht auch vor Beichlußfaflungen, für die es das Geſetz nicht ver- 
langt, die Einvernehmung von Parteien und fonitigen Beteiligten an 
orbnen und die Beibringung von Urkunden und anderen Beweifen fordern- 
8 55, Abi. 2. 

Snsbefondere Einvernehmen mit der Aufſichtsbehörde in Betreff 
Erefution auf das Eigentum von Öffentlichen Vertehräanftalten. 8 28. 

Anzeige vor Beginn des Exekutionsvollzuges gegen in Wusübung 
des Dienftes befindliche Perfonen ber bewaffneten Macht oder der Gen⸗ 
darmerie. $ 29. 

Vernehmung des Verpflichteten über die Frage des Liegenfchafts- 
befiges vor Anordnung der pfandweiſen Befchreibung. 8 91. 

Exekutionsvollzug auf Anmeldenoder unter Betetli- 
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gung bes betreibenden Gläubigerd. Soll mit ber Vornahme 
der Erefutionshandlung bis auf Anmelden des betreibenden Gläubigers 
gewartet oder die Erefutionshandlung unter Beteiligung bes betreiben 
ben Gläubiger® vorgenommen werden, fo ift die8 vom Nichter 
mittel3 Vermerkes auf dem Erelutiondauftrage zu verfügen, wenn ber 
Beichluß ſelbſt nichts darüber enthält. Eine folche Verfügung darf nur 
auf Antrag des betreidenden Gläubiger getroffen werden; der Antrag 
kann unmittelbar bei dem erjuchten Erefutionsgerichte fchriftlich ober 
mündlich geftellt werden. 

Mit dem Bollzuge der Erelution ift fo lange zu warten, bis der 
betreibende Gläubiger in ber Zuſtellungs⸗ und Exekutionsabteilung 
(Exekutionsabteilung, Buftellungsbeamter) die Bornahme ber Exekutions⸗ 
handlung mündlich oder fchriftlich begehrt (Anmeldung). Auf ein ſolches 
Begehren muß der Exekutionsvollzug fogleich erfolgen. Nach Ablauf 
eines Monates*) ift der Erelutionsauftrag dem Richter unter Hinweis 
auf die unterbliebene Anmeldung zurüdzulegen.**) 

Dem betreibenden Gläubiger, der bei der Erelutionsvornahme an— 
wefend fein will,***) ift auf Wunſch das Vollſtreckungsorgan zu bezeichnen, 
welches mit dem Exekutionsvollzuge betraut ift, und die Zeit bekanntzu⸗ 
geben, zu welcher die Erefutionshandlung vorgenommen werden fol. 
Findet ſich weder der Gläubiger noch fein Vertreter zur feftgefegten Zeit 
an Ort und Stelle ein, fo ift die Erefutionshandlung in Abweſenheit 
de3 Släubigerd vorzunehmen. 8 161 GD. 

Erefutionsaufträge, welde nur auf Anmelden des betreibenven 
Gläubiger ausgeführt werben follen, find erft nad) diefer Anmeldung 
dem Bollitredungdorgane zu übergeben; in der zweiten Spalte be Exe⸗ 
kutionsbuches ift mit farbigem Stifte der lebte Tag der Anmelde- 
frift einzutragen, um deren Ablauf überwachen und fodann den Auftrag 

zurüdlegen zu können. Solche Aufträge find, nah dem Ende der An⸗ 


*) Die Friſt ift vom Datum des Erefutionsauftrages zu berechnen. 
Inſtr., Abſchn. I, B. 17. Auf eine ungewöhnliche Verzögerung in ber 
Ausfertigung des Beichluffed muß feldftverftändlich Bedacht genommen 
werben. 

**) Das um den Exekutionsvollzug erfuchte Gericht Hat ala Exe⸗ 
kutionsgericht felbftändig vorzugehen; es ift daher überflüffig, von der 
Nichtvornahme der Erelution das bemilligende Gericht zu verftändigen. 
Die nicht verwendeten Scriftfaeremplare find vom Erelutionsgericht 
unmittelbar dem betreibenden Gläubiger unter Hinweis darauf zuräd- 
zuftellen, daß die rechtzeitige Anmeldung unterblieben ift. — Die neuer 
lihe Vornahme der Erelutionshandlung ift unmittelbar beim Exekutions⸗ 
gericht, allenfall3 unter Wiedervorlage der zurücgeftellten Schriftſatzexem⸗ 
plare und Beichlußausfertigungen zu beantragen. 

**+) Exekution unter Intervention, verſchieden von Exekution auf 
Anmelden; im erften Fall ift die Vornahme der Erefution nicht durch die 
neuerliche Erflärung bes betreibenden Gläubiger8 bedingt. — Exekution 
auf Anmelden ift bei folchen Exekutionen nicht zuzulaſſen, bei denen ein 
Beitritt ftattfinden Tann. 
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meldefrift georbnet, in einem befonderen Fache aufzubewahren. 8 388, 
ubf. 3, SO. 

5, Vollzug ber bewilligten Pfandrechtsbegründung, 8 88, ferner 
8 350. — Bwangsverfteigerung 8 177, Abf. 3. — Aufhebung einer Ges 
meinfhaft und Grenzberichtigung, 8 351. 

9) Siehe 8 25. *®) Vergl. 8 46. ©) Erteilung von Weifungen zur 
Behebung von Fehlern oder zum richtigen Bollzuge, 8 61. 

) Anordnung des Exekutionsvollzuges. Richterliche Be⸗ 
ſchlüſſe, die zum Einſchreiten eines Vollſtreckungsorganes des eigenen 
Gerichtes Anlaß geben, find der Zuſtellungs- und Exekutionsabteilung 
(Exekutionsabteilung, Zuſtellungsbeamter) zu überſenden. Von einer 
förmlichen Beauftragung des Vollſtreckungsorganes iſt abzuſehen; in 
der Überſendung des Beſchluſſes liegt ſchon der Auftrag und die Er⸗ 
mächtigung, alle in den amtlichen Befugniſſen des Vollſtreckungsorganes 
inbegriffenen Geſchäfte des Exekutionsvollzuges vorzunehmen, welche 
ſich aus dieſem Beſchluſſe ergeben und zu deſſen Durchführung not⸗ 
wendig ſind. 

Bei Gerichten mit geringerem Geſchäftsumfange iſt der richterliche 
Beſchluß, den das Vollſtreckungsorgan in Vollzug zu ſetzen hat, in Urſchrift 
gegen Rückſtellung, ſonſt aber das eingelangte Erſuchen um Exekutions⸗ 
vollzug oder die ihm beigeſchloſſene, für den Exekutionsvollzug beſtimmte 
Beſchlußausfertigung zu überſenden. 

Bei Beſchlüſſen und Erſuchen, die nebſt den für das Vollſtreckungs⸗ 
organ wichtigen Verfügungen noch anderes enthalten, was für bie Tätig- 
keit des Vollftredungsorganes nicht in Betracht kommt, Tann fich auf bie 
Überfendung eines Auszuges aus dem Beſchluſſe oder Erfuchen befchräntt 
werden, der bloß diejenigen Stellen enthält, die für den Exekutionsvoll⸗ 
zug von Belang find; zum Bmede der Anfertigung dieſes Auszuges find 
diefe Stellen der Gerichtskanzlei (Ranzletabteilung) durch Unterftreichen 
mit farbigem Stifte zu bezeichnen. 

Die Schriftftüde und Beihlußausfertigungen, die bei der Exefutiong- 
handlung zugeftellt werben follen, find bei Überfendung des Beſchluſſes 
oder Erſuchens (Erefutionzauftrag) beizulegen. Soferne das Gericht im 
einzelnen Falle in Betreff der Zeit für die Vornahme der Exekution, 
ber Behandlung gewiller, im Exefutionsbefcheide bezeichneter Vermögens⸗ 
beftandteile, der Einhaltung einer beftimmten Frift für die Bericht⸗ 
erftattung über den Erelutionsvollzug u. a., bejondere Weifungen er⸗ 
teilen will, deren Mitteilung an den Verpflichteten nicht vorgefchrieben 
ift, Tann dies in einem Anhange zum Beſchluſſe (Auszug) oder zu der 
für den Exekutionsvollzug beftimmten Beichlußausfertigung oder durd) 
münbliche Anleitung des Vollſtreckungsorganes gefchehen. Die fchrift- 
lichen Weifungen find vom Richter in Urfchrift auf den Beſchluß, deſſen 
oder auf den Auszug zu feßen; fie find tunlichft kurz zu 
faflen. 

Will der Richter bei der Ausführung eines beftimmten Exekutions⸗ 
auftrages eine Gruppe von Bollftredungdorganen verwendet ober aus⸗ 
gefchloffen wiflen, fo hat er dies in einem kurzen VBermerfe auf dem über- 
fendeten Befchluffe anzugeben; 3. B. „Durch Ranzleibeamte vorzunehmen“ 
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oder „Vornahme dem Notar N. zu übertragen“. Eine namentliche Be⸗ 
zeichnung des Vollſtreckungsorganes durch den Richter ſoll in der Regel 
unterbleiben, um nicht in die Geſchäftseinteilung und in Vorkehrungen, 
die wegen einzelner Exekutionshandlungen ſchon getroffen werden mußten, 
ſtörend einzugreifen. 8 160 GO. 


Exekutionsgericht. 


6 17. Die den Zivilgerichten durch das gegenwärtige 
Geſetz übertragene Beteiligung am Exekutionsvollzuge obliegt, 
ſoweit das Geſetz nichts anderes beftimmt,!) den Bezirks⸗ 
gerichten (Erefutionsgericht).?) 

Dem Exekutionsgerichte ſteht auch die Verhandlung und 
Entſcheidung über alle im Laufe eines Exekutionsverfahrens 
und aus Anlaß desſelben ſich ergebenden Streitigfeiten?) zu, 
fofern nicht im gegenwärtigen Geſetze ein anderes Gericht 
dafür zuftändig erklärt wird.*) 

2) 8 19. — Öberfthofmarfhallamt $ 31, Abf. 1. 

2) Die Beftinnmungen über das Erefutiondgericht gelten auch für bie 

Eretution zur Sidherftellung. 88 375, 402. — Dagegen find für 
den Vollzug einftweiliger Verfügungen in 8 387 bejondere Beftinnmungen 


817. 1. Die Zuftändigfeit des Exekutionsgerichtes ift nicht 
auf Prozefie über Anfprüche beichränkt, die fih aus den Vor⸗ 
ſchriften der Erefutiondordnung ergeben. ©. v. 12. Sep> 
tember 1899, 3. 13625, Sig. 700; 

fie erftrecdt fih auh auf Anfehtungsflagen, die fi 
während und aus Anlap eined Exekutionsverfahrens ergeben, 
und zwar fowohl auf Streitigkeiten zwiſchen Hypothekar— 
gläubigern über die Wirkſamkeit einer Rechtsanerkennung des 
Berpflichteten. E. dv. 12. Februar 1901, 3. 1712, amtl. S. 375; 

wieauf Klagen des Konkursmaſſeverwalters behufs 
—— der Unwirkſamkeit exekutiver Pfandrechte gegenüber der 

onkursmaſſe. E. v. 6. Februar 1901, 3. 1524, ZB. 1901: 12; 
12. September 1899, 3. 13625, Sig. 700. 

2. Das Erekutionsgericht ijt ferner zuftändig: 

für Klagen auf Feitftelung der Ungültigkeit eines ver— 
trag3mäßigen Pfandrechtes, wenn fie durch eine Erefutiong- 
führung veranlaßt find. E. v. 4. Mai 1898, 3. 6287, Sig. 1565 

für Klagen gegen den Zwangsverwalter wegen Ent- 
lohnung der dem Berpflichteten und dem Zwangsverwalter ge> 
leifteten Dienfte. E. v. 5. März 1901, 3. 1227, Ref. 1901: S. 29. 

3. Das Erekutionsgeriht Hat auch über die Koften zu 
entjcheiden, die durch den Beitritt einer Koönkursmaſſe zum 
Berfteigerungspverfahren verurjfadht wurden. E. v. 20. Fe 
bruar 1900, 3. 1750, Sig. 894. 
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enthalten. — Zur Bornahme von fog. Trivamäßigen Berfteigerungen, 
einfchließlich der Verteilung bes Meiftbots und Beltimmung ber Spezial⸗ 
maffetoften ift das Exekutionsſsgericht zuſtändig. — Geichäftsverteilung 
88 19, 8. 4, 21, 3. 4, GO. — Regiſter für Exekutionsſachen 88 282, 
233, 238, 233b, 2330 &D., IMV. v. 15. Oktober 1898, ZIMERB. 
Nr. 30. 

9 Insbeſ. auf ben Rechtsweg veriwiefene Widerſprüche, welche bei 
der Verteilung bes Meiftbotes oder der Ertragsüberfchüffe erhoben wurden. 
88 232, 128, Abi. 4, 286, Abi. 1. 

Klage auf Herausgabe der Urkunde betreffend eine überwieſene For⸗ 
derung gegen einen dritten Befißer, 8 806, Ubf. 2. — Die Klage auf 
Bahlung einer übermwiefenen Forderung ift dagegen nicht beim Exekutions⸗ 
gericht anzubringen. 

Die beim Exekutionsgericht anzubringenben Klagen find in die Prozeß⸗ 
tegifter C oder Ch einzutragen. 8 226 SD. 

* Die Oppoſitionsklage ift bet dem bemwilligenden Gerichte zu erheben, 
8 35, Abſ. 2; ebenfo die Klage gegen die Eretutionsbewilligung, 8 36, 
Abſ. 2. Die Exſzindierungsklage ift vor dem Exekutionsbeginne ($ 83) 
beim bemilligenden, nach dem Erelutionsbeginne beim Exekutionsgerichte 
zu erheben. 8 837. — Die Exrfzindierungsflage aus Anlaß einer politifchen 
Erekution ift bei dem Bezirkögerichte zu erheben, in deſſen Sprengel fi 
zur Beit der Anbringung der Klage die Gegenftände ganz oder zum Teile 
befinden. Urt. III EG. 3. ED. — Für die Klage eines Dritten auf 
vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöfe gepfändeter Sachen ift vom 
Beginn des Erefutionsvollzuges an das Exekutionsgericht zuftändig. 
8 258. — Die Klage auf Leiftung bes Intereſſes wegen Nichterfüllung 
der dem Verpflichteten obliegenden Verbindlichkeit oder auf Erſatz bes das 
durch verurfachten Schadens Tann nad) Wahl bes betreibenden Gläubigers 
bei dem fonft hiefür zuftändigen Gerichte oder bei bem Exekutionsgerichte 
angebradjt werden. 8 368, Abſ. 2. — Die Klage auf Einftellung ber 
Erefution nad) Art. XXIX (Differenzgefhäft) und XXX (Kartell) EG. 
3. ED. ift bei dem bewilligenden Gerichte zu erheben. — Der Antrag 
auf Unterlaffung des Vollzuges einer bemwilligten Exekution zur Sicher⸗ 
ftelung oder auf Aufhebung und Einſchränkung ift vor dem Exekutions⸗ 
beginne (8 33) beim bewilligenden, nach dem Beginne beim Exekutions⸗ 
gericht zu ftellen. 8 377, Abf. 3. 


4. Die Zuftändigkeit des Erelutionsgerichtes ift dagegen nicht 
begründet für die Klage einiger Miterben gegen die übrigen auf 
Anertennung ihres Anfprudes aus einer infolge Ur- 
teil8 im Erbteilungsprozesfe gelegten Rechnung. €. v. 
31. Ottober 1900, 3. 14660, Gaz. 1901:1. 

5. Das Erefutionsgericht ift nicht berechtigt, den Vollzug 
einer Exekution wegen Unzuläffigkeit des beiwilligten Erefutiong- 
mittel8 abzulehnen. E. v. 19. November 1901, 3.15677, 3. 1902:35. 

6. Seine Zuftändigkeit erliicht erft mit Ausführung bes 
Verteilungsbeſchluſſes. E. v. 12. Februar 1901, 3. 1712, 
amtl. S. 375. 
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Für die Zuſtändigkeit des Exekutionsgerichtes ift es ohne Belang, ob 
bie Sache fonft zur ſachlichen Zuſtändigkeit eines Gerichtshofes gehören 
würde. (Für die Klagen der 88 35—37 wurde bie in $ 38 nur des⸗ 
Halb beſonders ausgeiprocdhen, weil 8 38 diefen aus 8 17 abzuleitenden 
Satz hinſichtlich dieſer Klagen auch für das bemwilligende Gericht gelten 
laſſen will.) 

Beim Exekutionsgerichte find auch die auf erefutionsfähige Beſchlüſſe 
im Zuge des Erelutionsverfahrens abzielenden Unträge zu Stellen; ſiehe 
81,38. 1, Anm. 2a bis i, 1 biö n. 

Anträge auf Einftellung, Einfchräntung, Aufichiebung oder Wieder: 
aufnahme der Erefution find vor tem Crefutionsbeginne bei dem be⸗ 
willigenden (8 33), fpäter beim Crefutionggerichte anzubringen. 8 45, 
Abi. 3. — Das Gefuh um Einflellung der Exekution bezw. die Alage 

- auf Einftelung der von ber öfterr. Boden-Kredit-Anftalt und der 
öfterr.zungar. Bank geführten Erelution find beim Landesgerichte in 
Wien anzubringen. Art. 127 Statut der VBoden-Frebit-Anftalt, 8 55; 
Statut der Hypothekar⸗Kreditsabteil. der Öfterr..ungar. Banl, Urt. IV 
EG. 3. ED. 

Die Erefutionsgerichte haben auch über alle im Laufe eines Exe⸗ 
futionsverfahrene aus Anlaß desfelben ſich ergebenden Zwiſchenfälle 
und Streitigfeiten zu verhandeln und zu entfcheiden, für welche fonjt das 
die Exekution bewilligende inländifche Gericht zuftändig tit, wenn 
bie Löniglih ungarifchen oder kroatiſch-ſlavoniſchen Gerichte 
wie bisher die Exekution felbjt anordnen und um deren Vornahme uns 

mittelbar da3 zum Bollzuge berufene inländifche Gericht (Exekutions⸗ 
gericht) erfuchen. (Gilt aber nicht für die Exekution zur Sicjerftellung 
auf Grund Eroatifch-flavonifcher Exekutionstitel. IMB. v. 18. Dezember 
1897, RGB. Nr. 285, IV und X. 


6 18. Sofern im gegenwärtigen Geſetze nichts anderes 
angeordnet wird,) ift al3 Exefutiondgericht einzufchreiten 
berufen: | 

1. wenn die Erefution auf ein im Inlande gelegenes 
und in einem öffentlichen Buche eingetragenes unbewegliches 
Gut oder auf bücherlich eingetragene Rechte an einem folchen 
Gute geführt wird, unbejchadet der Beftimmungen des 8 19, 
das Bezirkägericht, bei welchem fich die Einlage über das 


818 1. Als erjte Erefutionshandlung ($ 18, 3- 4) 
ift anzuſehen: 

bei Erefution zur Erwirkung einer Handlung, die dur 
einen Dritten nit vorgenommen werden fann, die Zu- 
ftelung des mit Androhung eines Zmwangsmittel3 verbundenen 
Vollzugsauftraged. €. dv. 31. Dezember 1900, 3. 1706? %. 63. 

bei Erefution auf ein inländifches8 Patentrecht die Eintra- 
gung des erefutiven Pfandrechte in das Patentregifter. E. v. 
30. $uli 1901, 3. 10083, amtl. ©. 461. 
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betreffende unbewegliche Gut befindet, wenn ſich aber Diele 
Einlage bei einem Gericht&hofe erfter Inſtanz befindet, das 
Bezirksgericht am Site dieſes Gerichtähofes;*) 

2. wenn die Erefution auf im Inlande gelegene, jedod) 
in einem öffentlihen Buche nicht eingetragene unbewegliche 
oder gefeblich für unbeweglich erflärte Sachen, auf eben da- 
ſelbſt befindlide Schiffmühlen oder auf Schiffen errichtete 
Bauwerke geführt wird, das Bezirfägericht, in deſſen Sprengel 
die Sache, und zwar bei Edhiffmühlen und auf Schiffen er- 
richteten Bauwerken bet Beginn des Erekutionspollzuges, ?) 
gelegen iſt; 

3. bei der Exekution auf Forderungen, fofern fie nicht 
bücherlich fichergeftellt find (3. 1), das in 8 4, 3. 6 bezeich- 
nete inländifche Bezirtögericht; 

4. in allen übrigen Fällen dasjenige inländijche Bezirks 
gericht, in deſſen Sprengel fich bei Beginn des Exekutions⸗ 
vollzuges die Sachen befinden, auf welche Erefution geführt 
wird, oder in Ermangelung folder Saden da3 Bezirls- 
gericht, in deſſen Sprengel die erfte Exekutionshandlung tat- 
fählid) vorzunehmen ift.*)«) 

ı) 88 19, 21; 327, Abſ. 1 u. 3, 828, 385. Der Drittfchuldner kann 
die Erflärungen gemäß $ 801 auch vor jenem Gericht zu Protokoll geben, 
welches das Zahlungsverbot zugeftellt hat. 8 301, Abſ. 4. 

2) Bon mehreren Bezirlögerichten beftellt das bemilligende Gericht 
eines zum Erefutiondgerichte, 8 20. Wenn jedoch durch Berorbnnung eines 
diefer Bezirksgerichte ausschließlich mit den Geichäften des Exekutions⸗ 
nn lee; wurde ($ 23), entfällt diefe Wahl. 

—— 

*) Die Gerichtsſtände der ED. find ausſchließliche. 8 51. 

a) Bei Exekution auf bücherlich nicht fichergeftellte Forderungen ift 
zum Einſchreiten als Grelutionsgeriht das Bezirksgericht berufen, bei 
welchem ber Verpflichtete feinen allgemeinen Gerichtäftand in Streitfachen 
bat. Iſt ein folder für den Verpflichteten im Inlande nicht begründet, 
fo ift das inländifche Bezirksgericht Erefurionsgericht, in deſſen Sprengel 
der Drittſchuldner feinen Wohnſitz, Sitz oder Aufenthalt hat, und wenn 
deſſen Wohnfig, Sig oder Aufenthalt unbekannt oder nicht im Geltungs⸗ 
gebiete der Exekutionsordnung gelegen wäre, das Bezirksgericht, in befien 
Sprengel der Ort gelegen ift, an welchem fich das für die Forderung ein» 
geräumte Pfand befindet. (IM. zu 8 18 ED.) 

$ 19. Wenn die Exekution auf ein unbewegliches, in 
einer Landtafel, in einem Berg- oder Eifenbahnbuche ein- 
getragened® Gut oder auf bücherlich eingetragene Rechte 
an einem foldhen Gute geführt wird, jo ift der Gerichtshof?) 
Erefutionsgericht, bei welchen: fich die Landtafel, da3 Berg⸗ 
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oder das Eiſenbahnbuch befindet, worin das Gut eingetragen 
iſt. Dieſer Gerichtshof kann jedoch, ſofern ſich eine ſolche 
Maßregel als zweckmäßig darſtellt, von Amts wegen oder auf 
Antrag die Erledigung einzelner Teile des Exekutionsver⸗ 
fahrens und insbejondere auch die gejamte, dem Exekutions⸗ 
gerichte in Anſehung einer Zwangsverwaltung obliegende 
Mitwirkung dem Gerichtshofe übertragen, ?) in been Sprengel 
das unbewegliche Gut, auf welches Erefution geführt wird, 
gr oder zum größeren Teile gelegen ijt. Gegen dieſen 
eihluß findet ein Rekurs nicht ftatt. 


1) Über die Statthaftigfeit der Übertragung richterlicher Amtshand- 
lungen an einen beauftragten Richter im Eretutionsverfahren vor ben 
Gerichtshöfen (8 19 ED.) Hat der oberfte Gerichtshof dem Juſtizmini⸗ 
fterium laut IME. v. 9. Juli 1900, 3. 13893, nachftehendes Gutachten 
erftattet: 

1. Der Richter, welcher in einem bei einem Gerichtähofe anhängigen 
Erefutionsverfahren außerhalb des Cenates einfchreitet, ift nicht beauf⸗ 
tragter Richter, fondern Einzelrichter. 

2. Der Einzelrichter leitet ben Berfleigerungstermin, er hat alle Be⸗ 
fugniffe, welche nach der Erefutionsordnung dem Richter während bes 
Beriteigerungstermines zuftehen. 

Er erteilt und verfagt den Bufchlag; dem Eenate ift bloß die Ver⸗ 
bandlung und Entfcheidung über den Widerfpruch gegen die Erteilung des 
Zuſchlages und die Einftelung des Verfteigerungsverfahreng im Falle de3 
8 188, letzter Abſ., ED. vorbehalten. 

3. In allen anderen Fällen, in welchen die Exekutionsordnung in 
einem bei einem @erichtähofe anhängigen Erefutionsverfahren eine Tag» 
fagung oder eine mündliche Verhandlung vorfchreibt, hat diefelbe vor dem 
Einzelrichter zu beginnen. Derſelle hat Eubmittierungen, Anträge, Anz 
meldungen und Erklärungen entgegenzunehmen, Konftatierungen vorzu⸗ 
nehmen und Vergleihe zu protofollieren. Exit im alle wiberfpredhen- 
der Parteienerflärungen ift die Verhandlung vor dem Senate fortzujegen. 

Die Beſchlußfaſſung nad) einer Tagfabung oder mündlichen Verhand⸗ 
fung fteht in allen Fällen dem Eenate zu. (Kleniffimarbeichluß v. 19. Juni 
1900, Präj. 163.) 

2) In formeller Beziehung (Eintragung in das Erelutionsregiiter) 
zu behandeln wie ein Erſuchen um Erefutionsvollzug. 8232, Abſ. 2, GO. 


F 20. Wenn es mit Rüdfiht auf die Grenzen ver- 
ſchiedener Bezirfögerichtöjprengel ungewiß iſt, welches Bezirks⸗ 
gericht nach 8 18 als Exekutionsgericht einzuſchreiten be— 
rufen iſt, oder wenn ſich im Falle des 8 18, 3. 1, am Sitze 
des Gerichtshofes mehrere Bezirksgerichte befinden, hat das 
die Exekution bewilligende Gericht von Amts wegen oder auf 
Antrag eines der hienach in Frage kommenden Bezirfe- 
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erichte zum Erelutiondgericht zu beftellen.‘) Gegen bdiefen 
Beihluß findet ein Rekurs nicht Statt. 

1) Wenn einem diefer Bezirksgerichte gemäß 8 23 ED. die Geſchäfte 
des Exekutionsvollzuges ausfchlieglich übertragen find (Wien, Prag, Trieit) 
ift dieſes Gericht zum Exefutiontgericht zu beftellen. 

6 21. Wenn von einem Gläubiger wider denjelben 
Berpflichteten gleichzeitig bei mehreren Gerichten desſelben 
Oberlandesgerichtsiprengeld Exekution geführt wird, jo kann 
das Oberlandesgericht auf Anzeige des die Exekution bewil- 
figenden Gerichtes oder eines der zum Erelutionsvollzuge 
berufenen Gerichte fowie auf Antraga) einzelne Akte des 
Exekutionsvollzuges einem dieſer Gerichte austhließtich über⸗ 
tragen.) Zur Antragſtellung iſt ſowohl der betreibende 
Glaͤubiger wie der Verpflichtete befugt. 


Dieſe Anordnung iſt zu treffen, falls ſich eine ſolche 
Maßregel zur Vereinfachung des Exekutionsverfahrens, zur 
vorteilhafteren Verwertung der Exekutionsobjekte oder zur 
Verminderung der Exekutionskoſten geeignet darſtellt. 


Bei Beſtimmung des Exekutionsgerichtes iſt auf den 
Wert und die Befſchaffenheit der einzelnen Exekutionsobjekte 
auf die beſonderen Anforderungen der bewilligten Exekutions⸗ 
mittel und auch auf den Umfang Rüdfiht zu nehmen, in 
weldhem jedes der mehreren in Stage fommenden Gerichte 
nah den Vorſchriften dieſes Geſetzes am Erekutionsvollzuge 
mitzuwirken Hätte. 


Durch eine Antragftellung im Sinne des eriten Abſatzes 
wird der Fortgang des Erefutionsverfahrend nicht aufgehalten. 
Gegen die Entjcheidung über einen ſolchen Antrag jowie 
gegen eine von Amts wegen angeordnete Übertragung des 
Erefutionsvollzuges findet ein Rekurs nicht ftatt. Das Ober- 
landesgericht kann vor der Enifcheidung den in Trage fonı- 
menden Erefutionsgerichten oder einzelnen derſelben eine 
Außerung abfordern.?) 

1) Formelle Behandlung (Eintraguug in das Erefutionsregifter bes 

Exekutionsgerichtes und bes vollziehenden Gerichtes), 8232, letzter Abſ., SD. 

2) Eine befondere, das Berfteigerungsverfahren betreffende formelle 
Anordnung für diefen Fall fiehe in $ 136. 

a) Der Antrag, den Erefutionsvollzug in mehreren, zwiſchen ben» 
felben Barteien bei verjchiedenen Gerichten anhängigen Erefutionsverfahren 
bei einem biefer Gerichte zu vereinigen, kann vom bitreibenden Gläubiger 
oder vom PVerpflichteten, je nad) dem Stande de3 Verfahrens, bei dem 
zur Exekutionsbewilligung berufenen Gerichte oder beim Exekutionsgerichte, 
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und außerdem jederzeit unmittelbar bei dem Oberlandesgerichte angebracht 
werden. Das Anbringen beim Gerichte erfter Inftanz bat den Vorteil, 
daß diejes fich bei Vorlage des Antrages an das Oberlandesgericht ſo⸗ 
gleich über alle für die Entſcheidung wichtigen Umftände äußern, die etiva 
erforderlihen Alten. überfenten und dadurch zur Abkürzung des Ber: 
fahren? wejentlich beitragen kann. (IM. zu 8 21 ED.) 


6 22. Wenn ein Gläubiger wider denfelben Berpflich- 
teten auf mehrere Liegenichaften abgefonderte Exekutionen 
führt, deren Vollzug dem nämlichen Gerichte oder benad)- 
barten Gerichten desjelben Oberlandesgerichtsſprengels obliegt, 
und Die bewilligten Erefutionsmittel gleichartig find oder 
doch eine Zufanmenfaflung des Erefutionsvollzuges ermög- 
lihen, jo fann eine Verbindung!) des Vollzuges diefer Ere- 
futionen angeordnet werden, falls ich eine ſolche Maßregel 
zur ——— des Exekutionsverfahrens, zur vorteil⸗ 
hafteren Verwertung der Exekutionsobjekte oder zur Ver— 
minderung der Exekutionskoſten geeignet darſtellt. 


Dieſe Anordnung kann das zum Vollzuge ſämtlicher 
Exekutionen berufene Gericht von Amts wegen oder auf An⸗ 
trag treffen. Bei Beteiligung mehrerer Exekutionsgerichte 
kann die Verbindung nur von dem Oberlandesgerichte, und 
zwar auf Anzeige eines der Exekutionsgerichte oder auf An- 
trag angeordnet werden; das Oberlandesgericht kann zugleid) 
den gemeinjamen Erefutionsvollgug einen der Erefutions- 
gerichte ausschließlich übertragen ($ 21, Abjab 3).')*) 

Bur Antragftellung ift ſowohl der betreibende Gläubiger 
wie der Berpflichtete befugt. Durch die Antragjtelung wird 
der Fortgang des Erefutiondverfahrend nicht aufgehalten. 
Gegen die Anordnung des OOberlandesgerichtes findet ein 
Rekurs nicht Statt. Das Oberlandesgericht Tann bor feiner 
Entjcheidung den in Frage kommenden Erefutionsgerichten 
oder einzelnen derfelben eine Äußerung abfordern. 

1) Formelle Behandlung (Eintragung in das Erelutionsregifter) 88 232, 


Abſ. 8, 233, Abſ. 1, GO.; (Altenbildung) 270, Abſ. 2, GO. 
2) Siehe 8 136. 


822. 1. Der Bollzug zweier auf die beiden Hälften 
eine? Haufes gefondert geführten Erefutionen kann zum 
Zwecke gemeinfamer Verfteigerung der ganzen Liegenjchaft verbuns 
den werden. E. v. 19. Februar 1901, 3. 2191, amtl. S. 368. 

2. Die Verweigerung der beantragten Verbindung 
des Erefutionspollzuges Tann nicht angefochten werden. E. v. 
24. Oftober 1899, 3. 15293, Sig. 725. 


154 Exekutionsordnung 6 23. 


6 23. Befinden fi an einem Orte mehrere Bezirks⸗ 
gerichte, fo kann einem oder einzelnen derfelben im Berord- 
nungswege die Ausübung der gefamten, durch das gegen- 
wärtige Geſetz den Erefutionsgerichten zugewiejenen gericht- 
lichen Gefchäfte für diefen Ort übertragen werden.) 

Die Namen der gemäß $ 5, Ubjah 3 der Yurisdiltiong- 
norm?) zur felbftändigen Belorgung der Geichäfte des Ere- 
tutionsvollzuges berufenen Richter (Erefutionstommifjäre)2) 
jowie die Enthebung von den Funktionen eines Erılutiond» 
kommiſſärs find jeweils durch Anichlag an der Gerichtstafel 
befanntzugeben. 

1) Diefes Gericht führt auch das Pfändungsregiſter. 8 254, Ubi. 2. 

2) Durch Verfügung des Vorftehers bes übergeordneten Oberlande!- 

gerichtes Tann einzelnen der zur felbitändigen Ausübung des Richter⸗ 
amtes befugten richterlichen Beamten bes Bezirksgerichtes die ausfchließ- 
liche, felbftändige Beſorgung der gefamten, den Bezirtägerichten in An⸗ 
fehung des Erefutionsvollzuges und in Grundbuchsſachen obliegenden Ges 
ſchäfte übertragen werben. 8 5, Abf. 3, IN. 

Beichwerbden über die Art des Erelutionsvollzuges an den Erelution= 

kommiſſär. 8 68. — Ebenſo 8 78, letter Abſ., SOG. 

s) Gejchäftöverteilung 88 19, 8. 4, 21, 8. 4, SO. 

Verordnung de3 Juftizminifters vom 24. Juni 1897, RGB. 

Nr. 157, betreffend Die Ausübung Der ben Exekntionsgerichten 
zugewieſenen gerichtlichen Geſchäfte. 

Auf Grund des Artikels XLI des Einführungsgeſetzes zur Exekutions⸗ 

ordnung (Gef. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78) und des 8 23 der Ere- 
kutionsordnung (Gef. dv. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 79) wird verordnet: 


I. Übertragung der Gefdäfte der Exchutionsgerite in Wien. 


8 1. Für das Gebiet ter k. k. Reichshaupt⸗ und Refidenzftadt Wien 
wird die Ausübung der durch die Exekutionsordnung den Exekutions⸗ 
gerichten zugewieſenen gerichtlichen Gefchäfte im nachfolgend bezeichneten 
Umfange dem Bezirksgerichte der inneren Stadt I in Wien übertragen. 

Diejenigen Abteilungen tes k. X. Bezirlögerichtes der inneren Stadt I 
in Wien, welde zur Ausübung der diefem Bezirksgerichte als Exekutions⸗ 
gericht zulommenden gerichtlichen Geſchäfte berufen find, bilden eine Ex⸗ 
pofitur des Bezirkägerichtes, die ihren Standort im Juſtizpalaſte hat und 
die Bezeichnung: „R. k. Erefutionsgeridht Wien” führt. *) 

8 2, Tem Erefutionsgerihte Wien wird vorbehaltlih der Be⸗ 
ftimmung des 8 3 übertragen: 

1. die Ausübung der gefanıten gerichtlichen Gefchäfte des Exekutions⸗ 


*) Erfuhen um den Vollzug einer Erefution, bie in den Buftänbig 
keitskreis des L. k. Exefutionsgerichtes fallen, find unmittelbar an das 
Exekutionsgericht in Wien, nicht an das Bezirksgericht Innere Stadt I zu 
richten (Mitt. IMVB. ©. 254/1901). 
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verfahrens und der Exekution zur Cicherftellung, die nach Borfehrift des 
8 18 ber Erefutionsordnung einem ber in den Bezirken I bis IX befind- 
lichen Bezirksgerichte als Erekutiondgericht zugewieſen find; 

2. die Ausübung ber gefamten gerichtlichen Gefchäfte des Exekutions⸗ 
verfahren? und ber Erefution zur Sicherftellung, die nad) Vorſchrift des 
8 18, 8. 3 und 4, der Erefutiondorbnung einem der in den Bezirken X 
bis XIX *) befindlichen Bezirfögerichte als Erelutiondgericht zugewieſen find. 

Bei Erefutionen (Exrelutionshandlungen) auf unbemwegliches Bermögen, 
auf gejeglih für unbemweglich erflärte Sachen, auf Schiffgmühlen ober auf 
Bauwerke, bie auf Schiffen errichtet find, ferner bei Exrefutionen (Exe⸗ 
futionghandlungen) auf bfücherlich eingetragene Rechte an unbeweglichen 
Sachen hat, unbeſchadet der Beſtimmung des 8 19 der Erefutiondorbnung, 
in den Bezirten X bi3 XIX dasjenige Bezirfägericht ala Erefutiondgericht 
einzufchreiten, bei dem fich die Einlage über das unbemwegliche Gut oder in 
deſſen Sprengel ſich die Sache befindet, auf welche Erekution geführt wird 
(8 18, 3. 1 und 2, ED.). 

8 3. Bei den auf Grund gerichtlicher oder außergerichtlicher Kündi⸗ 
gungen, gerichtlicher Räumungs= und Übernahmsaufträge oder auf rund 
gerichtlicher Erkenntniffe im Beftandverfahren im Stattgebiete von Wien 
vorzunehmenden zwangsweiſen Räumungen und Übergaben von unbeweg⸗ 
lichen oder gefeglich für unbeweglich erflärten Sachen, von Schiffsmühlen 
oder auf Schiffen errichteten Bauwerken Hat nicht das Erefutionsgericht 
Wien, fondern dasjenige Bezirlögericht ald Erelutionsgericht einzufchreiten, 
in deſſen Sprengel die Erefutiondhandlung vorzunehmen ift. 

8 4. Das Erelutionsgericht Wien hat das Pfändungsregifter (8 254 
ED.) für das gefamte Gebiet von Wien zu führen. 

85. Ale für das Erekutionsgericht einlangenden Eingaben find in 
defjen Einlaufftelle im Juftizpalafte abzugeben. 

Den Exekutionsvollzug betreffende Eingaben, die an ein Bezirksgericht 
in Wien in Rechtsfachen gerichtet werden, in welchen e3 den vorftehenden 
Beftimmungen zufolge die dem Erefutionggerichte zugewieſenen gerichtlichen 
Geſchäfte auszuüben nicht befugt ift, find unmittelbar dem Exreluti.n3- 
gerichte zur Erledigung zu überfenden. 


II. Übertragung der Gefhäfte der Exehutionsgerichte in Yrag 

und Trieft. 

r 86. Für das Gebiet der königlichen Hauptftabt Prag wird, un⸗ 
befchadet der Beſtimmung des $ 19 der Erelutiongordnung, die Aus 
übung ber durch die Exekutionsordnung den Exekutionsgerichten zu= 
gewiejenen gerichtlichen Gefchäfte dem E. k. Bezirlsgerichte der Alt und 
Sojefftadt in Prag, für das ftädtifhe und außerftädtifche Gebiet von Trieft 
dem k. k. Bezirksgerichte in Bivilfachen in Trieft Übertragen. 

Das k. E. Bezirlägeridt der Alt und Sofeiftadt in Prag bat das 
Pfändungsregifter für das gefamte Gebiet von Prag, das k. k. Bezirks⸗ 


*) Für den XX. Bezirk, Brigittenau, befteht Fein befonderes Be— 
zirksgericht. 
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gericht in Zivilſachen in Trieft für das ſtädtiſche und außerſlädtiſche Ge⸗ 
biet von Xrieft zu führen. 

87T. Die Beftimmung des 8 8 gilt auch für die im Stadtgebiete 
von Prag vorzunehmenden zwangsweiſen Räumungen und Übergaben von 
unbeweglichen oder geſetzlich für unbemweglich erklärten Sachen, Schiffs: 
mühlen oder auf Schiffen errichteten Bauwerken. 

Die Beſtimmung des 8 5 gilt auch für Eingaben, die an ein vom 
Exekutionsvoſlzuge ausgefchloffene® Bezirksgericht in Prag und Trieſt 
gelangen. 


III. Exehutionsvoluug au anderen Orten mit mehreren 
Besirksgeriten. 

88. Befinden fih am Site eines Gerichtshofes zwei Bezirksçerichte, 
von welchen der Sprengel des einen das Stadtgebiet umfaßt, während der 
Sprengel de3 anderen auf das Gebiet außerhalb der Stabt ſich erftredt, 
fo bat jedes dieſer VBezirkägerichte nah Maßgabe der Zuftändigleitspor- 
fchriften des 8 18 der Erelutionsorbnung für feinen Sprengel ala Exe⸗ 
kutionsgericht einzufchreiten. 


IV. Exehutionsuollgug in Sachen der Bezirksgerihte für Kandels⸗ 
und Seefaden. 

89. Den Bezirkögerichten für Handeld- und Seeſachen fommt eine 
Beteiligung am Erefutionsvollguge nicht au. Soll der Exekutionsvollzug 
am felben Orte ftattfinden, fo obliegt er auch in den Rechtsſachen, welche 
dei dem Bezirkögerichte für Handeld- und Seeſachen als Ertenntnisgericht 
anhängig waren, dem fonft für diefen Ort und die einzelne Sache zum 
Einfchreiten al3 Exekutionsgericht berufenen Gerichte. 


V. Wirkfamkeitsdeginn und Äbergangsbeſtimmungen. 

8 10. Diefe Verordnung tritt am 1. Jänner 1898 in Wirkſamkeit. 

8 1l. An diefem Tage haben die nad den Beitimmungen ber 
Erelutiondordnung und ber gegenwärtigen Verordnung vom Cinfchreiten 
als Exekutionsgericht ausgefchloffenen Gerichte an die in Hinkunft zum 
Einichreiten als Exelutionzgericht berufenen Gerichte zu übertragen: 

1. die Alten über erefutive und ficherftellungsmweife Sequeftrationen, 
die vor dem 1. Jänner 1898 bewilligt wurden und an biefem Tage noch 
nicht aufgehoben find (Art. XXXII, Abf. 3, ES. 3. ED.); 

2. die Alten über exrelutive Feilbietungen von Liegenfchaften, melde 
tor dem 1. Sänner 1898 bewilligt wurden, falls an diefem Tage die Ter⸗ 
mine zur Bornahme ber Weilbietung noch nicht angeorbnet waren 
(Art. XXXIII, Abſ. 1 und 3, EG. 3. ED.). 

8 12. Die Alten über Diejenigen exekutiven Feilbietungen von 
Liegenſchaften, binfichtlid welcher die am 1. Jänner 1898 bereits rechts⸗ 
Träftig anberaumten Feilbietungstermine nicht abgehalten merben, weil 
ver Erelutionsführer von dem Yeilbietungsverfahren abfteht oder das⸗ 
jelbe einftweilen ruhen läßt, find an dag nad den Beftimmungen ber 
Erefutiondordnung und der gegenmwärt'gen Verordnung zum Einſchreiten 
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als Erelutionsgericht berufene Gericht zu übertragen, fobalb das Feil⸗ 
bietung3verfahren nad Inkrafttreten ber Exelutiondorbnung wieder aufs 
genommen wird (Art. XXXIIL, Ubf. 2 und 8, EG. 3. ED.). 

Wird die Aufnahme des Feilbietungsverfahrens nad) Intrafttreten 
der Erekutionsorbnung unmittelbar bei demjenigen Gerichte beantragt, 
das nad den Beitimmungen der Crelutionsorbnung unb ber gegen- 
wärtigen Verordnung zum Einſchreiten als Exekutionsgericht berufen 
iſt, fo Hat dieſes bie Alten der Exekutionsſache von Amts wegen herbei⸗ 
aufchaffen. 

8 13. Die Beitimmungen bes 8 12 gelten auch betrefi3 der Akten 
über eine vor dem 1. Jänner 1898 eingeleitete Exekution auf bewegliche 
Sachen, Rechte oder Forderungen, die am 1. Jänner 1898 noch nicht 
weiter, al3 zur rechtäfräftigen Begründung eines erefutiven Pfandrechtes 
zu Gunften bes betreibenden Släubigers vorgefchritten ift (Urt. XXXIV, 
Abſ. 2, ES. z. ED.). 

Diefe Alten find ebenfalls anläßlich der erften nad) Inkrafttreten ber 
Erelutiondordnung in der fraglichen Erefutionsfache vorfommenden Amts⸗ 
handlung an das zum Einfchreiten als Exekutionsgericht berufene Gericht 
zu übertragen ober von Ießterem von Amts wegen herbeizufchaffen. 

8 14. Um bie Übertragung ber im 8 11 bezeichneten Atten an das 
zum Einfchreiten als Exekutionsgericht berufene Gericht vorzubereiten, 
find bei fämtlihen Gerichtähöfen I. Inftanz, fowie bei fämtlichen in 
Wien und Prag befindlichen Bezirkägerichten die Indizes und Regiftraturs- 
alten, und zwar in Anfehung der anhängigen Sequeftrationen für bie 
Zeit der Iebten fünf Jahre und in Anſehung ber in 8 11, 8. 2, bezeicdh- 
neten Feilbietungen von Liegenfchaften für die Zeit ber letzten zwei Jahre 
durchzuſehen. Die Exelutionsſachen, welche übertragen werben müflen, 
find in ein Verzeichnis zu bringen. Die Verzeichnifie Haben lediglich die 
Namen und Regiitratursbezeichnungen zu enthalten. 

Mit diefen Verzeichnifien find die Alten am 1. Jänner 1898 dem zu⸗ 
ftändigen Erxefutionsgerichte zu überjenden. 

8 15. Depofitenmafien, welche zu exefutiven ober ficherftellungs- 
weifen Sequefirationen*) gehören (8 11, 8. 1), find gleichzeitig mit der 
Überfendung der Alten an das Erefutionägericht zu übertragen. Eine 
Übertragung von Depofitenmaffen aus ben Depofitenhauptbücern bes 
Gerichtöhofes in diejenigen eines Bezirksgerichtes am Site des Gerichts⸗ 
hofes findet jedoch nicht ftatt; bei den übergebenen Maſſen iſt erfichtlich 
zu machen, an welches Bezirlögericht die Maſſe Abergegangen ift. 

8 16. Die Exekutionsgerichte haben bie ihnen gemäß 88 11 bis 13 
übertragenen Erefutionsjadhen in das Regifter E einzutragen und das 
neue Altenzeichen ber alten Regiftratursbezeicinung in Bruchform bei- 


III 15/97 
zuſetzen, 3- B. E 2j788° 


*) Ebenſo zu übertragenen Mobilarerefutionsfällen gehörige, etwa 
porhandene Maffen. — Siehe die eingehenden Anordnungen des Präfi- 
diums des Landesgerichtes in Wien v. 18. Dezember 1897 (Jur. Blätter 
1898, ©. 6, @er. Beit. 1898, ©. 16). 
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enthalten. — Zur Bornahme von fog. Frivamäßigen Berfteigerungen, 
einfchließlich der Verteilung bed Meiftbots und Beftimmung der Spezial- 
maffetoften ift das Erefutiondgericht zuſtändig. — Geichäftsverteilung 
88 19, 8.4, 21, 8. 4, GO. — Negifter für Exekutionsſachen 88 232, 
2383, 238R, 233b, 233306 GD., IMV. v. 15. Oftober 1898, ZMVB. 
Nr. 80. 

9) Insbeſ. auf ben Rechtsweg veriviefene Widerſprüche, welche bei 
der Verteilung bes Meiftbotes oder der Ertragsüberjchüfie erhoben wurden. 
88 232, 128, Abf. 4, 286, Abſ. 1. 

Klage auf Herausgabe ber Urkunde betreffend eine überwiejene For⸗ 
derung gegen einen dritten Beſitzer, 8 306, Abſ. 2. — Die Klage auf 
Bahlung einer überwieſenen Forderung ift dagegen nicht beim Exekutions⸗ 
gericht anzubringen. 

Die beim Exekutionsgericht anzubringenden Klagen find in Die Prozeß⸗ 
tegifter C oder Ch einzutragen. 8 226 ED. 

4) Die Oppoſitionsklage ift bei dem bewilligenden Gerichte zu erheben, 
8 85, Abſ. 2; ebenjo die Klage gegen die Erefutionsbemilligung , 8 36, 
Abſ. 2. Die Exſzindierungsklage ift vor dem Erefutionsbeginne (8 83) 
beim bemilligenden, nad dem Exelutionsbeginne beim Exekutionsgerichte 
zu erheben. 8 87. — Die Exſzindierungsklage aus Anlaß einer politifchen 
Exekution ift bei dem Bezirksgerichte zu erheben, in deſſen Sprengel ſich 
zur Beit der Anbringung der Klage die Gegenftände ganz oder zum Teile 
befinden. Urt. III ES. 3. ED. — Für die Klage eines Dritten auf 
vorzugsmweife Befriedigung aus dem Erlöſe gepfändeter Sachen ift vom 
Beginn bed Erekutionsvollguge® an das Exekutionsgericht zuftändig. 
8 258. — Tie Klage auf Leiftung des Intereffeg wegen Nichterfüllung 
der dem Berpflichteten obliegenden Verbindlichteit oder auf Erfah bes da⸗ 
durch verurſachten Schadens Tann nad) Wahl des betreibenden Gläubigers 
bei dem fonft Hiefür zuftändigen Gerichte oder bei dem Exekutionsgerichte 
angebracht werben. 8 368, Abf. 2. — Pie Klage auf Einftellung ber 
Erefution nad) Art. XXIX (Differenzgefhäft) und XXX (Kartell) EG. 
3. ED. tft bei dem bemwilligenden Gerichte zu erheben. — Der Antrag 
auf Unterlaffung des Vollzuges einer bemwilligten Erelution zur Sicher⸗ 
ftellung oder auf Aufhebung und Einſchränkung ift vor dem Exekutions⸗ 
beginne (8 33) beim bewilligenden, nad) dem Beginne beim Exekutions⸗ 
gericht zu ftelen. 8 377, Abf. 3. 


4. Die Zuftändigfeit des Exekutionsgerichtes ift dagegen nicht 
begründet für die Klage einiger Miterben gegen die übrigen auf 
Anertennung ihres Anfprudes aus einer infolge Ur- 
teilg im Erbteilungsprozeſſe gelegten Rechnung. €. vd. 
31. Oltober 1900, 3. 14660, Gaz. 1901:1. 

5. Das Erefutiondgericht ift nicht bereditigt, den Vollzug 
einer Exekution wegen Unzuläffigfeit des beiwilligten Exekutions⸗ 
mittel3 abzulehnen. €. vd. 19. November 1901, 3.15677, 3. 1902:85. 

6. Seine Zuftändigkeit erlifcht erft mit Ausführung des 
Berteilungsbefhluffed E. v. 12. Februar 1901, 3. 1712, 
amtl. ©. 375. 
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Für die Zufländigkeit des Exekutionsgerichtes iſt es ohne Belang, ob 
die Sache ſonſt zur ſachlichen Zuſtändigkeit eines Gerichtshofes gehören 
würde. (Für die Klagen der 88 38537 wurde dies in 8 38 nur des⸗ 
Halb beſonders ausgeſprochen, weil 8 38 dieſen aus 8 17 abzuleitenden 
Satz hinſichtlich dieſer Klagen auch für das bewilligende Gericht gelten 
laſſen will.) 

Beim Exekutionsgerichte find auch bie auf exekutionsfähige Beſchlüſſe 
im Zuge des Exekutionsverfahrens abzielenden Anträge zu ſtellen; ſiehe 
8 1, 3. 1, Anm. 2a bis i, 1 bis n. 

Anträge auf Einſtellung, Einſchränkung, Aufſchiebung oder Wieder⸗ 
aufnahme der Exekution ſind vor dem Exekutionsbeginne bei dem be⸗ 
willigenden (8 33), ſpäter beim Exekutionsgerichte anzubringen. 8 45, 
Abſ. 2. — Das Geſuch um Einſtellung der Exekution bezw. die Klage 

- auf Einſtellung ber von ber öſterr Boden-Kredit-Anſtalt und der 
öfterr.zungar. Bank geführten Exekution find beim Landesgerichte in 
Wien anzubriugen. Art. 127 Statut ber Boden-Krebit-Anftalt, $ 55; 
Statut der Hypothekar⸗Kreditsabteil. der Öfterr..ungar. Bank, Urt. IV 
EB. 3. ED. 

Die Erelutionsgerichte haben auch Aber alle im Laufe eine? Exe⸗ 
tutionsverfahren? aus Anlaß desfelben fich ergebenden Zwiſchenfälle 
und Streitigkeiten zu verhandeln und zu entfcheiden, für welche font das 
die Erelution bewilligende inländifche Gericht zuftändig ift, wenn 
die Töniglih ungarifchen oder kroatiſch-ſlavoniſchen Gerichte 
wie bisher die Exekution jelbft anordnen und um deren Vornahme un 
mittelbar das zum Vollzuge berufene inländifche Gericht (Exekutions⸗ 
gericht) erfuchen. (Gilt aber nicht für die Erelution zur Sicherftellung 
auf Grund Froatifch-Jlavonifcher Erekutionstitel.) IMB. v. 13. Tezeniber 
1897, RGB. Nr. 285, IV und X. 


6 18. Sofern im gegenwärtigen Gejeße nichts anderes 
angeordnet wird,*) ift al3 Exefutionsgericht einzufchreiten 
berufen: | 

1. wenn die Erefution auf ein im Inlande gelegenes 
und in einem öffentlichen Buche eingetragenes unbemwegliches 
Gut oder auf bücherlich eingetragene Rechte an einem ſolchen 
Gute geführt wird, unbefchadet der Beitimmungen des 8 19, 
das Bezirkägericht, bei welchem fich die Einlage über das 


818 1. Als erfte Erefutiondhandlung ($ 18, 3. 4) 
ft anzujeben: 

bei Erelution zur Erwirfung einer Handlung, die durch 
einen Dritten nit vorgenommen werden kann, die Zu— 
ftelung de3 mit Androhung eines Zwangsmittels verbundenen 
Vollzugsauftraged. €. v. 31. Dezember 1900, 3. 1706? %. 63. 

bei Erefution auf ein inländifches Patentrecht die Eintra- 
gung des erekutiven Pfandrechtes in das Patentregifter. E. v. 
30. $uli 1901, 3. 10083, amtl. ©. 461. 
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betreffende unbewegliche Gut befindet, wenn ſich aber dieſe 
Einlage bei einem Gerichtshofe erjter Inftanz befindet, das 
Bezirksgericht am Site dieſes Gericht3hofes;*) 

2. wenn die Erefution auf im Inlande gelegene, jedod) 
in einem öffentlichen Buche nicht eingetragene unbewegliche 
oder gejeglich für unbemweglich erflärte Sachen, auf eben da- 
ſelbſt befindlide Schiffmühlen oder auf Schiffen errichtete 
Bauwerke geführt wird, das Bezirkögericht, in deffen Sprengel 
die Sache, und zwar bei Echiffmühlen und auf Schiffen er- 
richteten Bauwerfen bei Beginn des Erelutionspollzuges, ?) 
gelegen ilt; 

3. bei der Erefution auf Forderungen, fofern fie nicht 
bücherlich fichergeftellt find (3. 1), das in 8 4, 3. 6 bezeich- 
nete inländijche Bezirkögericht; | 2 

4. in allen übrigen Fällen dasjenige inländijche Bezirks⸗ 
gericht, in deflen Sprengel fich bei Beginn de3 Erefutions- 
vollzuges die Sachen befinden, auf welche Erefution geführt 
wird, oder in Ermangelung folder Sahen das Bezirks⸗ 
gericht, in Defjen Sprengel die erfte Erefutionshandlung tat- 
fählid) vorzunehmen ift.*) a) 

1) 88 19, 21; 327, Abf. 1 u. 3, 828, 885. Der Drittſchuldner Tann 
die Erflärungen gemäß $ 301 auch vor jenem Gericht zu Protofoll geben, 
weiches das Bahlungsverbot zugeftellt hat. 8 301, Ubi. €. 

2) Bon mehreren Bezirlögerichten beftellt das bemwilligende Gericht 
eines zum Erelutionsgerichte, 8 20. Wenn jedoch durch Verordnung eines 
diefer Bezirksgerichte ausschließlich mit ben Geſchäften bes Exekutions⸗ 
vollzuges — wurde ($ 23), entfällt diefe Wahl. 


) & 

4) Die Gerichtsftände der ED. find ausfchließliche. 8 51. 

a) Bei Exekution auf bücherlich nicht fichergeitellte Forderungen ift 
zum Einfchreiten als Exekutionsgericht das Bezirksgericht berufen, bei 
welchem ber Berpflichtete feinen allgenieinen Gerichtäftand in GStreitfachen 
bat. Sit ein folder für den Verpflichteten im Inlande nicht begründet, 
fo ift das inlänbifche Bezirksgericht Erefuriondgericht, in deſſen Sprengel 
der Trittfchuldner feinen Wohnfig, Sit oder Aufenthalt Hat, und wenn 
deffen Wohnfig, Sitz oder Aufenthalt unbekannt oder nit int Geltungs⸗ 
gebiete der Erefutionsordnung gelegen wäre, das Bezirkögericht, in deſſen 
Sprengel der Ort gelegen ift, an welchem fich das für die Forderung ein» 
geräumte Pfand befindet. (IM. zu 8 18 ED.) 

$ 19. Wenn die Erefution auf ein unbewegliches, in 

einer Landtafel, in einem Berg oder Eiſenbahnbuche ein« 
getragene® Gut oder auf bücherlic) eingetragene Rechte 
an einem folchen Gute geführt wird, fo ift der Gerichtshof!) 
Erefutionsgericht, bei welchen: fich die Landtafel, das Berg⸗ 
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oder das Eifenbahnbuch befindet, worin das Gut eingetragen 
iſt. Diefer Gerichtshof Tann jedoch, fofern ſich eine folche 
Mabregel als zweckmäßig darftellt, von Amts wegen oder auf 
Antrag die Erledigung einzelner Teile des Erelutionsver- 
fahrens und insbefondere auch die geſamte, dem Exekutions⸗ 
gerichte in — einer Zwangsverwaltung obliegende 
Mitwirkung dem Gerichtshofe übertragen, 2) in Dee Sprengel 
das unbewegliche Gut, auf welches Exekution geführt wird, 
gm oder zum größeren Teile gelegen iſt. Gegen dieſen 
eſchluß findet ein Rekurs nicht ftatt. 


1) Über die Statthaftigleit ber Übertragung richterlicher Amtshand⸗ 
Iungen an einen beauftragten Richter im Erelutionsverfahren vor ben 
Gerichtähöfen (8 19 ED.) hat der oberfte Gerichtähof dem Juſtizmini⸗ 
fterium laut IJME. dv. 9. Juli 1900, 8. 13893, nachftehendes Gutachten 
erftattet: 

1. Der Richter, welcher in einem bei einem Gerichtähofe anhängigen 
Erelutionsverfahren außerhalb des Cenates einfchreitet, iſt nicht beauf- 
tragter Richter, fondern Einzelrichter. 

2. Der Einzelrichter Teitet den Berfleigerungstermin, er hat alle Be⸗ 
fugniffe, weldhe nad) der Exekutionsordnung dem Richter während des 
Berfteigerungstermines zuftehen. 

Er erteilt und verfagt den Zuſchlag; dem Eenate tit bloß die Ver⸗ 
handlung und Entfcheidung über den Widerſpruch gegen die Erteilung des 
Zuſchlages und die Einftellung des Verfteigerungsverfahrensd im Falle des 
8 188, letzter Abf., ED. vorbehalten. 

3. In allen anderen Fällen, in welchen die Erefutiondordnung in 
einem bei einem @erichtähofe anhängigen Erefutionsverfahren eine Tags 
fagung oder eine mündliche Berhandlung vorfchreibt, hat diefelbe vor dem 
Einzelrichter zu beginnen. Berfelte hat Submittierungen, Anträge, An 
meldungen und Erklärungen entgegenzunehmen, Konitatierungen borzu: 
nehmen und Vergleiche zu protofollieren. Erſt im Falle widerfprechen- 
der Barteienerflärungen ift die Verhandlung vor dem Senate fortzufegen. 

Die Beihlußfaffung nad) einer Tagfaguna oder mündlichen Verhand⸗ 
Iung fteht in allen Fällen dem Eenate zu. (Pleniſſimarbeſchluß v. 19. Juni 
1900, ®räj. 163.) . : 

2) In formeller Beziehung (Eintragung in das Exekutionsregiſter) 
zu behandeln wie ein Erſuchen um Erefutionsvollzug. 8232, Abſ. 2, SD. 


6 20. Wenn «3 mit Rüdfiht auf die Grenzen ver- 
fchiedener Bezirfsgerichtsiprengel ungewiß iſt, welches Bezirks⸗ 
gericht nach 8 18 als Exekutionsgericht einzuſchreiten be— 
rufen iſt, oder wenn ſich im Falle des 8 18, 3.1, am Sitze 
des Gerichtshofes mehrere Bezirksgerichte befinden, hat das 
die Erefution bewilligende Gericht von Aınts wegen oder auf 
Untrag eines der hienady in Frage fonımenden Bezirke» 
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erichte zum Erefutionsgericht zu beſtellen.) Gegen diefen 
Beihluß findet ein Rekurs nicht ftatt. 

ı) Wenn einem biefer Bezirksgerichte gemäß 8 28 ED. bie Geſchäfte 
des Exekutionsvollzuges ausfchließlich übertragen find (Wien, Brag, Trieft) 
ift diefes Gericht zum Exelutiontgericht zu beftellen. 

6 21. Wenn von einem Gläubiger wider denjelben 
Verpflichteten gleichzeitig bei mehreren Gerichten desfelben 
Oberlanbesgerihtsfpsengelß Erefution geführt wird, fo kann 
das Oberlandesgericht auf Anzeige des die Exekution bewil- 
ligenden Gerichtes oder eines der zum Exelutionsvollzuge 
berufenen Gerichte ſowie auf Antraga) einzelne Alte des 
Erelutionsvollzuges einem diefer Gerichte ausichließlich über- 
tragen.*) Bur Antragitellung ift ſowohl der betreibende 
Gläubiger wie der Berpflichtete befugt. 

Diefe Anordnung ift zu treffen, falls ſich eine folche 
Mapregel zur Vereinfahung des Erefutionsverfahrend, zur 
vorteildafteren Verwertung der Erefutiondobjelte oder zur 
Zerminderung der Erefutionskoften geeignet darftellt. 


Bei Beitimmung des Erefutionsgerichtes ift auf den 
Wert und die Beichaffenheit der einzelnen Erefutionsobjefte 
auf die befonderen Anforderungen der bewillinten Exekutions⸗ 
mittel und auch auf den Umfang NRüdfiht zu nehmen, in 
welchem jedes der mehreren in Frage kommenden Gerichte 
nad den Vorfchriften dieſes Gejeged am Exekutionsvollzuge 
mitzuwirken Hätte. 


Durch eine Antragftelung im Sinne des erften Abſatzes 
wird der Fortgang des Erefutionsverfahrens nicht aufgehalten. 
Gegen die Entſcheidung über einen foldhen Antrag jowie 
gegen eine von Amt3 wegen angeordnete Übertragung des 
Erefutionsvollzuges findet ein Rekurs nicht ftatt. Das Dier- 
landesgericht kann vor der Enifcheidung den in Frage fonı=- 
menden Erefutionsgerichten oder einzelnen derjelben eine 
Anßerung abfordern.?) 

2) Formelle Behandlung (Eintraguug in das Erefutiondregifter des 

Erelutiondgcrichtes und bes vollziehenden Berichtes), 8232, letzter Abſ., SD. 

2) Eine befondere, das Berfteigerungsverfahren betreffende formelle 
Anordnung für diefen Fall fiehe in $ 136. 

a) Der Antrag, ben Exekutionsvollzug in mehreren, zwiſchen den» 
felben Parteien bei verfchiedenen Gerichten anhängigen Erefutionsverfahren 
bei einem diefer Gerichte zu vereinigen, fann vom bitreibenden Gläubiger 
oder vom Verpflichteten, je nach dem Stande des Verfahrens, bei bem 
zur Erefutionsbewilligung berufenen Gerichte oder beim Exekutionsgerichte, 
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und außerdem jeberzeit unmittelbar bei dem Oberlanbesgerichte angebracht 
werben. Das Anbringen beim Gerichte erfter Inftanz hat den Vorteil, 
daß diefes ſich bei Vorlage des Antrages an das Oberlanbesgericht ſo⸗ 
gleich über alle für die Entfcheidung wichtigen Umftände äußern, bie etwa 
erforderlichen Alten überfenten und dadurch zur Abkürzung des Ver⸗ 
fahrens wefentlic) beitragen kann. (FM. zu 8 21 ED.) 


6 22, Wenn ein Gläubiger wider denfelben Berpflich- 
teten auf mehrere Liegenichaften abgefonderte Erefutionen 
führt, deren Vollzug dem nämlichen Gerichte oder benad)- 
barten Gerichten desſelben Oberlandesgerichtöfprengel3 obliegt, 
und Die bewilligten Erefutionsmittel gleichartig find oder 
doch eine Zuſammenfaſſung des Erefutionsvollzuges ermög- 
lichen, jo fanın eine Verbindung!) des Vollzuges diefer Ere- 
futtonen angeordnet werden, fall3 fich eine ſolche Maßregel 
zur Bereinfachung des Erefutionsverfahrend, zur vorteii= 
bafteren Verwertung der Erefutionsobjefte oder zur Ber- 
minderung der Erelutionsfoften geeignet darftellt. 


Diefe Anordnung kann das zum PBollzuge fämtlicher 
Erefutionen berufene Gericht von Amts wegen oder auf An⸗ 
trag treffen. Bei Beteiligung mehrerer Erefutionsgerichte 
fann die Verbindung nur von dem Oberlandesgerichte, und 
zwar auf Anzeige eines der Erefutionsgerichte oder auf An- 
trag angeordnet werden; das Oberlandesgericht kann zugleic) 
den gemeinfamen Erefutionsvollzug einem der Exekutions⸗ 
gerichte ausschließlich übertragen (8 21, Abjab 3).)*) 

Zur Antragftellung ift ſowohl der betreibende Gläubiger 
wie der Verpflichtete befugt. Durch die Antragftellung wird 
der Fortgang des Erefutionsverfahrend nicht aufgehalten. 
Gegen die Anordnung des Oberlandesgerichtes findet ein 
Rekurs nicht Statt. Das Oberlandesgericht kann vor feiner 
Entjcheidung den in Frage kommenden Erefutionsgerichten 
oder einzelnen derfelben eine Äußerung abfordern. 

1) Formelle Behandlung (Eintragung in das Erelutionsregifter) 88 232, 


Abf. 3, 233, Abſ. 1, GO.; (Altenbildung) 270, Abi. 2, GO. 
2) Siehe 8 136. 


822, 1. Der Vollzug zweier auf die beiden Hälften 
eined Haufe gefondert geführten Erefutionen kann zum 
Zwede gemeinfaner Verfteigerung der ganzen Liegenichaft verbuns 
den werden. E. v. 19. Februar 1901, 3. 2191, amtl. ©. 368. 

2. Die Verweigerung der beantragten Verbindung 
des Exekutionsvollzuges kann nicht angefochten werden. E. v. 
24. Ottober 1899, 3. 15293, Sig. 725. 
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6 23. Befinden fih an einem Orte mehrere Bezirks⸗ 
gerichte, jo kann einem oder einzelnen berfelben im Berord- 
nungöwege die Ausübung der gejamten, durch das gegen- 
wärtige Geſetz den Erelutionsgerichten zugewiejenen gericht- 
lichen Geichäfte für diefen Ort übertragen werden.!) 

Die Namen der gemäß $ 5, Abſatz 3 der Jurisdiltiong- 
norm?) zur felbftändigen Belorgung der Geſchäfte des Exe⸗ 
kutionsvollzuges berufenen Richter (Exefutiondtommiffäre)®) 
jowie die Enthebung von den Funktionen eines Erikutiong- 
kommiſſärs find jeweils durch Anichlag an der Gerichtstafel 
befanntzugeben. 

1) Diefes Gericht führt auch das Pfändungsregifter. 8 254, Abſ. 2. 

2) Dur Verfügung des Vorfteherd des übergeorbnneten Oberlandes⸗ 

gerichtes Tann einzelnen der zur felbftänbigen Ausübung bes Richter⸗ 
amtes befugten richterlichen Beamten des Bezirkägerichtes die ausſchließ⸗ 
liche, felbftändige Beſorgung ber gefamten, ben Bezirkögerichten in An= 
fehung des Erefutionsvollzuges und in Grundbuchsfachen obliegenden Ges 
fhäfte übertragen werben. 8 5, Abf. 3, IN. 

Beichwerden über die Art des Erelutionsvollzuges an ben Erefution!z 

fommiflär. 8 68. — Ebenſo 8 78, letter Abſ. GOG. 

8) Gejchäftsverteilung 88 19, 8. 4, 21, 8. 4, GO. 

Verordnung des Auftizminifters vom 24. Juni 1897, RGB. 

Nr. 157, betreffend Bie Ausübung Der den Exrekutionsgerichten 
angewieſenen gerichtlichen Gefchäfte. 

Auf Grund des Artikels XLI des Einführungsgefeßes zur Exekutions⸗ 

ordnung (Gef. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78) und des 8 23 ber Exe⸗ 
futiondordnung (Gef. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 79) wird verordnet: 


I. Übertragung der Gefhäfte der Exckutionsgerichte in Wien. 


81. Für das Gebiet ter f. k. Reichshaupt⸗ und Nefidenzftadt Wien 
wird die Ausübung der durch die Erefutionsorbnung den Exekutions⸗ 
gerichten zugewieſenen gerichtlichen Gefchäfte im nachfolgend bezeichneten 
Umfange dem Bezirlögerichte der inneren Stabt I in Wien übertragen. 

Diejenigen Abteilungen tes k. k. Bezirkögerichtes der inneren Stadt I 
in Wien, welde zur Ausübung der dieſem Bezirfögerichte ala Exekutions⸗ 
gericht zulommenden gerichtlichen Geſchäfte berufen find, bilden eine Ex⸗ 
pofitur des Bezirkägerichtes, die ihren Standort im Juftizpalafte Hat und 
die Bezeiknung: „R. k. Exekutionsgericht Wien” führt. *) 

8 2. Tem Erefutionsgerihte Wien wird vorbehaltlih der Be⸗ 
ftimmung des 8 3 übertragen: 

1. die Ausübung der gefanıten gerichtlichen Geſchäfte des Exekutions⸗ 


*) Erfuchen um den Vollzug einer Erefution, die in den Zuſtändig⸗ 
keitskreis des k. k. Crefutionsgerichtes fallen, find unmittelbar an das 
Erelutionsgeriht in Wien, nicht an das Bezirksgericht Innere Etabt I zu 
richten (Mitt. IMBB. ©. 2549/1901). 
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verfahrend und der Exekution zur Eicherftellung, die nach Borfchrift des 
8 18 der Erefutionsordnung einem der in ven Bezirken I bis IX befind- 
lichen Bezirksgerichte als Exekutionsgericht zugewieſen find; 

2. die Ausũbung der geſamten gerichtlichen Geſchäfte des Exekutions⸗ 
verfahren® und der Erefution zur Sicjerftellung, die nach Vorfchrift des 
8 18, 3. 3 und 4, der Exekutionsordnung einem ber in ben Bezirken X 
6i8 XIX *) befindlichen Bezirkögerichte als Erelutiondgericht zugewieſen find. 

Bei Erelutionen (Erefutiondhandlungen) auf unbewegliches Bermögen, 
auf gefeglich für undemeglich erllärte Sachen, auf Schiffsmühlen oder auf 
Bauwerke, die auf Schiffen errichtet find, ferner bei Exekutionen (Exe⸗ 
kutionshandlungen) auf bücherlich eingetragene Rechte an unbeweglichen 
Caden hat, unbefchadet der Beſtimmung des 8 19 ber Erefutiongorbnung, 
in den Bezirfen X bis XIX dasjenige Bezirksgericht als Erefutionsgericht 
einzufchreiten, bei dem fich die Einlage über da3 unberwegliche Gut ober in 
befien Sprengel ſich die Sache befindet, auf welche Erefution geführt wird 
(8 18, 8.1 und 2, ED.). 

8 3. Bei den auf Grund gerichtlicher oder aufergerichtlicher Kündi⸗ 
gungen, gerichtlicher Räumungs= und Übernahmsaufträge oder anf Grund 
gerichtlicher Erkenntniffe im Beftandverfahren im Stattgebiete von Wien 
vorzunehmenden zwangsweiſen Räumungen und Übergaben von unbeweg- 
lichen oder gejeglich für unbeweglid) erflärten Sachen, von Schiffsmühlen 
oder auf Schiffen errichteten Bauwerken Hat nicht das Erefutionsgericht 
Wien, fondern dasjenige Bezirkögericht als Exekutionsgericht einzufchreiten, 
in defjen Sprengel die Erefutionshandlung vorzunehmen ift. 

8 4. Das Erefutiondgeriht Wien hat das Pfändungsregifter (8 254 
ED.) für das gefamte Gebiet von Wien zu führen. 

8 5. Alle für das Erefutionsgericht einlangenden Eingaben find in 
defien Einlaufftelle im SJuftizpalafte abzugeben. 

Den Exekutionsvollzug betreffende Eingaben, die an ein Bezirkögericht 
in Wien in Rechtsſachen gerichtet werden, in welchen es den vorftehenden 
Beitimmungen zufolge die dem Erefutiondgerichte zugewieſenen gerichtlichen 
Geſchäfte auszuüben nicht befugt ift, find unmittelbar dem Erefuti:n3= 
gerichte zur Erledigung zu überjenden. 


II. Übertragung der Gefhäfte der Exehutionsgeridte in Prag 

und Trieſt. 

r 86. Für das Gebiet der königlichen Hauptſtadt Prag wird, uns 
befchadet der Beftimmung des $ 19 der Exekutionsordnung, die Aug 
übung der durch idie Exekutionsordnung den Exekntionsgerichten zu— 
gewieſenen gerichtlichen Gefchäfte dem k. k. Bezirksgerichte der Alt- und 
Sofefftadt in Prag, für das ftäbtifche und außerftädtifche Gebiet von Trieft 
dem k. k. Bezirk2gerichte in Zivilfachen in Trieft Übertragen. 

Das k. k. Bezirlageridt der Alt: und Sofeiftabt in Prag Hat das 
Pfändungsregifter für das gefamte Gebiet von Prag, das k. k. Bezirks⸗ 


*) Für den XX. Bezirk, Brigittenau, befteht Tein befonderes Be— 
zirlsgericht. 
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gericht in Zivilfachen in Trieft für das ſtädtiſche und außerfläbtifche Ge⸗ 
biet von Xrieft zu führen. 

87. Die Beftimmung des 8 8 gilt auch für die im Stadtgebiete 
von Prag vorzunehmenden zwangsweiſen Räumungen und Übergaben von 
unbeweglichen oder gefeglich für unbeweglich erklärten Sachen, Schiffs- 
mühlen oder auf Schiffen errichteten Bauwerken. 

Die Beftimmung des 8 5 gilt aud) für Eingaben, die an ein vom 
Exekutionsvollzuge ausgefchloffenes Bezirksgericht in Prag und Trieft 
gelangen. 


III. Exekutionsvoſſzug au anderen Orten mit mehreren 
Bejirksgeridten. 


8 8. Befinden ſich am Site eines Gerichtshofes zwei Bezirksgerichte, 
von welchen ber Sprengel des einen das Stadtgebiet umfaßt, während ber 
Sprengel des anderen auf das Gebiet außerhalb der Stadt ſich eritredt, 
ſo Hat jedes biefer Bezirfägerichte nach Maßgabe der Zuſtändigkeitsvor⸗ 
fchriften des 8 18 der Erelutionsorbnung für feinen Sprengel ala Exe⸗ 
kutionsgericht einzufchreiten. 


IV. Exehutionsvollgug in Saden der BSejirksgerihte für Kandels⸗ 
und Seefaden. 

89. Den Bezirkögerichten für Handeld- und Seeſachen fommt eine 

: Beteiligung am Erelutionsvollguge nicht au. Soll der Erefutiongvollzug 

am felben Orte ftattfinden, fo obliegt er auch in den Rechtsſachen, welche 

bei dem Bezirkögerichte für Handels- und Seeſachen als Erfenntnisgericht 

anhängig waren, dem fonft für dieſen Ort und bie einzelne Sache zum 
Einfchreiten als Exekutionsgericht berufenen Gerichte. 


V. Wirkfamkeitsheginn und Äbergangsbeſtimmungen. 

8 10, Diefe Berorbnnung tritt am 1. Jänner 1898 in Wirkfamkeit. 

811. An diefem Tage haben die nad den Beftimmungen ber 
Erelutiongordnung und der gegenwärtigen Verordnung vom Einfchreiten 
ald Exekutionsgericht ausgeſchloſſenen Gerichte an die in Hinkunft zum 
Einfchreiten als Exekutionsgericht berufenen Gerichte zu übertragen: 

1. die Alten über exekutive und ficherftelungsweife Sequeftrationen, 
die vor dem 1. Jänner 1898 bewilligt wurden und an dieſem Tage noch 
nicht aufgehoben find (Art. XXXII, Abi. 3, EG. 3. ED.); 

2. die Alten über exelutive Yeilbietungen von Liegenfchaften, welche 
vor dem 1. Jänner 1898 bewilligt wurden, fall3 an biefem Tage die Ter⸗ 
mine zur Vornahme der eilbietung noch nicht angeorbnet waren 
(Art. XXXIII, Abſ. 1 und 3, EG. 3. EO.). 

8 12. Die Alten über diejenigen erefutiven Feilbietungen von 
Liegenſchaften, Hinfichtlich mweldjer die am 1. Jänner 1898 bereits rechts⸗ 
Träftig anberaumten Feilbietungstermine nicht abgehalten werden, weil 
der Erefutionsführer von dem Yeilbietungsverfahren abfteht oder das⸗ 
jelbe einftweilen ruhen läßt, find an das nad) den Beltimmungen der 
Exekutionsordnung und der gegenwärt'gen Verordnung zum Einſchreiten 
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als Exelutionsgericht berufene Gericht zu Übertragen, ſobald das Keil: 
bietungsverfahren nad Inkrafttreten ber Exekutionsorbdnung wieber aufs 
genommen wird (Art. XXXIIL, Abſ. 2 und 8, EG. z. ED.). 

Wird die Aufnahme des Feilbietungsverfahrens nach Anfrafttreten 
der Erekutionsorbnung unmittelbar bei demjenigen Gerichte beantragt, 
das nach den Beftimmungen ber Exekutionsordnung unb ber gegen- 
wärtigen Verordnung zum Einfchreiten als Erelutionsgericht berufen 
ift, fo Hat dieſes bie Ulten der Exefutionsfadhe von Amts wegen berbei- 
zuſchaffen. 

8 13. Die Beſtimmungen des $ 12 gelten auch betreffs der Akten 
über eine vor dem 1. Jänner 1898 eingeleitete Erefution auf beivegliche 
Saden, Rechte oder Forderungen, die am 1. Jänner 1898 noch nicht 
weiter, als zur rechtsfräftigen Begründung eines erefutiven Pfandrechtes 
zu Gunften bes betreibenben Gläubigerd vorgefchritten ift (Urt. XXXIV, 
Abſ. 2, EG. z. ED.). 

Diefe Alten find ebenfalls anläßlich der erſten nach Inkrafttreten ber 
Exekutionsordnung in der fraglichen Exekutiousſache vorfommenden Amt3« 
handlung an das zum Einfchreiten als Erefutionsgericht berufene Gericht 
zu übertragen ober von letzterem von Amts wegen herbeizufchaffen. 

8 14. Um bie Übertragung ber im 8 11 bezeichneten Akten an das 
zum Einſchreiten als Exekutionsgericht berufene Gericht vorzubereiten, 
find bei fämtlihen @erichtähöfen I. Inftanz, fowie bei fämtlichen in 
Wien und Brag befindlichen Bezirtsgerichten die Indizes und Regiftraturs- 
alten, und zwar in Unjehung ber anhängigen Sequeftrationen für bie 
Beit der Iebten fünf Jahre und in Anfehung ber in 8 11, 8. 2, bezeich⸗ 
neten Feilbietungen von Liegenfchaften für die Zeit der legten zwei Jahre 
durchzuſehen. Die Erelutionsfachen, welche übertragen werben müſſen, 
find in ein Verzeichnis zu bringen. Die Berzeichniffe haben lediglich die 
Namen und Regiftratursbezeichnungen zu enthalten. 

- Mit diefen Verzeichnifien find die Alten am 1. Jänner 1898 dem zu⸗ 
ftändigen Erefutionsgerichte zu überſenden. 

8 15. Depofitenmaffen, welche zu exekutiven ober ficherftellungs- 
weifen Sequeftrationen*) gehören (8 11, 8. 1), find gleichzeitig mit der 
Überfendung der Alten an das Erekutionsgericht zu übertragen. Eine 
Übertragung von Depofitenmafien aus den Depofitenhauptbüchern des 
Gerichtshofes in diejenigen eines Bezirksgerichtes am Site des Gericht3- 
Hofes findet jedoch nicht ftatt; bei den übergebenen Maſſen ift erfichtlich 
zu madjen, an welches Bezirfögericht die Maſſe Abergegangen ift. 

8 16. Die Exekutionsgerichte haben die ihnen gemäß 88 11 bis 13 
übertragenen Eretutionsjadhen in das Regiſter E einzutragen und das 
neue Ultenzeihen der alten NRegiftratursbezeichnung in Bruchform bei⸗ 
n 8 III 15/97 
zuießen, 3. B. "E 2798 ° 

*) Ebenſo zu übertragenen Mobilarerefutionsfällen gehörige, etwa 
vorhandene Maffen. — Siehe die eingehenden Anordnungen des Präfi- 
diums des Landesgerichtes in Wien v. 18. Dezember 1897 (Yur. Blätter 
1898, ©. 6, ®er. Zeit. 1898, ©. 16). 
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Die Gefchäftszahl wird jedoch nur auf Grundlage tes neuen Alten- 
zeichen? gebildet. 

8 17. Bon ber Überfendung der Alten an das Exekutionsgericht 
find die Barteien unter Benennung des Gerichte, dem bie Alten übers 
geben wurden, und unter Angabe derjenigen Beftimmungen ber Exekutions⸗ 
ordnung zu benachrichtigen, auf welche fi die fachliche Zuftändigfeit des 
neuen Gerichte gründet. 

8 18. Alle zur Durdführung biefer Verordnung erforderlichen 
Borarbeiten find ohne Verzug in Angriff zu nehmen. 


Bollftredungsorgane. 


524. Als Vollftredungsorgane fchreiten die bei ein- 
zelnen Gerichten beftellten Vollitredungsbeamten,!) Beamte 
der Gerichtäfanzlei?) und Gerichtädiener?) ein.*) 
| Wo befondere Vollitredungsbeamte nicht beitellt find, 
kann der Vollzug einzelner wichtiger oder ſchwieriger Boll- 
ftredungshandlungen Notaren?) übertragen werden. 


2) Sie find richterlicde Beamte im Sinne des Gef. dv. 12. Juli 1872 
RGB. Nr. 112, Art. XII EG. 3. IN. 

Sie Tönnen bei einzelnen Gerichten nad; Maßgabe des Bedarfes 
beftellt werden, 8 17 ZN. — Dnalififation, Prüfung und Kautionspflicht 
der Bollfitredungsbeamten, 8 18 IN. — Ernennung $ 23 GOG. — Status 
u. Rang 8 3, 8. 4, Erfordernifie 88 5, 6; Kaution 8 17, Vorbereitungs⸗ 
dienft 88 19—25, Kanzleiprüfung 88 33—44, KpB. v. 18. Yuli 1897, 
RGB. Nr. 170 (bei 8 49 GOG.). — Ablehnung 8 26 IR. Giehe auch 
Inſtr., Abſchn. I, B. 3, 4. Darüber enticheidet der Gerichtsvorſteher, 
fein Rechtsmittel, 8 26 IN. 

2) Zunächſt die Beamten ber Erelutiondabteilung, nötigenfal3 au . 
ſolche der Zuftellungsabteilung, 8 329, Abi. 2, SD. 

3) Ernennung 88 23, 62 GOG. (auch die Dienersgehilfen werden in 
Hinfunft von den Oberlandeögeridhten ernannt). — Erforbernifle 88 14, 
15 KpV. v. 18. Juli 1897, RGB. Nr. 170 (bei 849 GOG.). — Gerichts⸗ 
diener dürfen zur Vornahme der Beichreibung und Schähung ber Liegen 
fchajten nicht verwendet werden, 8 144, Abſ. 1. 

Die Leitung des Verfteigerungsterming und der Berfteigerung obliegt 
dem Richter, 8 177, Abſ. 3. 

Die Teilung einer unbewegliden Sadje, einer Vermögensmaſſe, bie 
Berichtigung einer ftreitigen Grenze ijt Durch einen richterlichen Beamten 
auszuführen, 8 351, Abſ. 1. — Schwierigere Geſchäfte des Exekutions⸗ 
vollzuge® follen nah Möglichkeit durch Kanzleibeamte vorgenommen 
werben; fo in&befondere: die Übergabe einer im Miteigentume ftehenden 
Siegenfchaft an den Verwalter, die Vorbereitung und Bewirkung eines 
Verlaufes aus freier Hand, ber nicht durch Vermittlung eines Handels⸗ 
mäklers geicdhieht, die Abgabe urkundlicher Erflärungen bei Veräußerung 
oder bei Überweifung von Wertpapieren, Verfteigerungen von wertvollen 
Gegenftänden, Kunftobjelten und Sammlungen, die Verpachtung von 
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Liegenſchaften oder Erträgniſſen im Wege öffentlicher Verſteigerung, die 
Verteilung größerer Verkaufserlöſe, die Vornahme von Handlungen zur 
Erhaltung oder Ausübung der Rechte aus Wechſeln, indoſſablen Papieren 
u. &. 8 335, Abſ. 2, GO. — Über die Verwendung der Diener und ihre 
Beaufſichtigung fiehe auch 88 330-334 SD. — 

Die Bezüge der Gerichtsdiener an Zehrgeldern, Ganggeldern und 
Zuſtellungsgebühren find geregelt durch die MB. v. 22. Auguſt 1899, 
RGB. Nr. 162 (f. unten). — 

Eine Ausrufergebühr kommt den Gerichtsdienern nicht zu: Hfd. 
dv. 10. Februar 1840, JGS. Nr. 407, IME. v. 30. Juni 1857, 8. 12939, 
. IMEB. ©. 284/1899. — 

Auf die geftellte Anfrage, ob dem Amtsdiener, wenn er ald Aus⸗ 
rufer bei einer NRealverfteigerung zugezogen wird, nebft dem Taggelde und 
der eventuellen Reiſekoſtenvergütung auch noch ein Behrgeld gebühre, 
wurde dem betreffenden Oberlanbesgerichtspräfibium mit dem Erlaß v. 
5. Februar 1902, 3. 22277 ex 1901, eröfinet: 

Es gehört zu den DVienftobliegenheiten der Diener der Gerichte, fich 
bei gerichtlichen PVerfteigerungen gegebenenfalls als Ausrufer verwenden 
zu lafien und es tft für diefe Verwendung allein weder eine befondere 
Entfhädigung nad) den Beftimmungen der Feilbietungsorbnung zuläffig, 
noch ift diefe Verwendung ald eine zehrgeldpflichtige Amtshandlung im 
Sinne der Vdg. v. 22. Auguft 1899, RGB. Nr. 162, aufzufafien. 

Bloß wenn ber Diener, um da3 Ausrufen bei einer ausmärtigen 
Zeilbietung vorzunehmen, den zur Vornahme ber Feilbietung abgeorb- 
neten Beamten begleiten muß, erlangt er nad) Maßgabe der Vdg. v. 
20. September 1900, RGB. Nr. 165, den Anfpruch auf das Taggeld, 
eventuell auch auf die Reiſekoſtenvergütung. 

Hingegen berechtigt die Tätigkeit als Ausrufer bei einer vom Diener 
felbft. gegen Bezug des Behrgeldes, eventuell auch Ganggeldes nad) Maß- 
gabe der 88 3 und 6 ber VBdg. v. 22. Auguft 1899, RGB. Nr. 162, vor⸗ 
genommenen Mobilarfeilbietung zu Teinerlei Mehraufrechnung. 

Auch den Kanzleigehilfen und Schreibern gebührt, wenn fie al3 Aus⸗ 
rufer verwendet werden, für dieſes Geichäft feine befondere Entlohnung. 
Wenn fie jedoch ausfchließlich zum Zwecke des Ausrufens einen fommiffio- 
nierenden Beamten begleiten, fo haben fie auf diefelben Gebühren An 
fprud), die ihnen nad) der MB. v. 3. Juli 1854, RGB. Nr. 169, für die 
Verwendung zu Kommiffionen außerhalb des Amtsortes bewilligt find. 
(IMB. ©. 39/1902.) 

*) Welche von den Gefchäften und Berrichtungen des Erefutionsvoll- 
zuges, die zufolge der regelmäßigen Gefchäftsverteilung oder befonderer 
Zuweiſung Kanzleibeamten der Zuſtellungs- und Exefutiongabteilung 
(Crelutionsabteilung) zufallen, fie Heldft vornehmen und welche fie durch 
die ihnen beigegebenen Diener ausführen Iaffen, das hat in Ermangelung 
einer richterlihen Verfügung und vorbehaltlich der Verfügungsgewalt des 
leitenden oder auffichtführenden Beamten der Abteilung, jeder Beamte zu 
beftimmen. 8 335, Abf. 1, GO. 

Ber unmittelbar auf Anordnung des Richters, Fraft befonderer 
Verfügung de3 leitenden (auffichtführenden) Kanzleibeamten der Zu— 


‘ 
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ftelungs®s ober Exefutionsabteilung (Exekutionsabteilung), auf Grund ber 
Gejchäftsverteilung ober infolge Anweiſung bed Beamten ober Kanzlei⸗ 
gebilfen ber Zuftellungs- und Exelutionsabteilung, dem bie fraglicdhe 
Erelutionsfache zugeteilt ift, Geichäfte des Erelutionsvollzuges vornimmt 
ift Vollſtreckungsorgan und, foweit fi nicht aus ihnen etwas anderes 
ergibt, allen Vorſchriften unterworfen, welche die Pflichten und bie 
geſchäftliche Tätigkeit ber Vollſtreckunggorgane beitimmen. 8 885, 
nf. 3, GO. 

Legttimationsurfunde. Jedes Bollftredungsorgan muß zum 
Nachweiſe feiner amtlichen Stellung eine auf feinen Ramen Tautende 
und mit feiner Photographie ausgeftattete Legitimationsurkunde befigen, 
die bei Vornahme von Erefutionshandlungen auf Verlangen ber Be⸗ 
teiligten vorzuzeigen ift. Dieſe Legitimationsurkunbe Hat das Voll⸗ 
firedungsorgan auch vorzumeljen, wenn es zur Beſeitigung von Wider⸗ 
ftand die Unterſtützung der Gicherheitäorgane oder ber Genbarmerie 
nachſucht oder die in den 88 29 und 81 ber Exekutionsordnung vor⸗ 
geichriebenen Anzeigen macht. 

Die Legitimationsurtunde ift auf einem von der k. k. Hof- und 
Staatsdruderei zu beziehenden Formulare vom Xorfteher des Gerichtes 
auszuftellen, bei welchem das Bollitredungsorgan jeweils verwendet wird; 
fie ift mit dem Gerichtäfiegel zu verjehen. Wenn bie Berechtigung des 
Bolftredungsorganes zum Geldempfange eingefchräntt wird, ift Dies und 
ber Betrag, bis zu welchen das Bollftredungdorgan zum Gelbempfange 
ermächtigt ift, in der Legitimationsurtunde anzugeben. 8 336 GO. 

Vollftredungsbeamte. Die für ein Geriht ernannten Bolls 
ftredung3beamten find ber Buftelungs- und Erelutionsabteilung zuzu⸗ 
weifen, wo aber befonvere Erefutionzabteilungen gebildet find, zu auf- 
fihtführenden Beamten diefer Erefutionsabteilungen zu beftellen. Die 
Geichäftsleitung in der Zuſtellungs- und Erelutiondabteilung darf einem 
Bolliiredungsbeamten nicht Übertragen werben. 

Wenn einer Zuſtellungs⸗ oder Erelutiongabteilung Bollftredungss 
beamte zugewieſen find, müſſen die Gefchäfte des Exekutionsvollzuges ihnen 
zugeteilt werben; zur Unterftügung Tönnen ihnen bei größerer Geſchäfts⸗ 
Yaft andere Ranzleibeamte und Kanzleigehilfen beigegeben werben. Eine 
Übertragung von Erefutionsgefchäiten an andere Ranzleibeamte ift dann 
nur infoweit zuläffig, ald die Gejchäfte des Exekutionsvollzuges troß ber 
Unterftägung durch Kanzleigehilfen von den Vollſtreckungsbeamten nicht 
bewältigt werben können. Dagegen müljen bie einer Zuſtellungs⸗ und 
Erefutionsabteilung zugewieſenen Bollftredungsbeamten in Verhinderungs⸗ 
fällen andere Kanzleibeamte der Wbteilung durch zeitweilige Übernahme 
ihrer dienftlihen Verrichtungen vertreten. 

Wo VBollftredungsbeamte beftellt find, tft die Unlegung von Sperren, 
die Vornahme von Verfiegelungen und Inventierungen und die freimillige 
Feilbietung beiveglicher Sachen vor allen anderen Beamten der Gerichts⸗ 
fanzlei den Bollftredungsbeamten zu übertragen. 

Alle Borfchriften, melde die Beamten oder Kanzleigehilfen betreffen, 
denen Erelutionsfachen zugeteilt find, finden auf die Bollftredungsbeamten 
Anwendung; fofern diefe als Vollſtreckungsorgane felbft tätig merben, 
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— — die für letztere erlaſſenen Beſtimmungen für fie Eeltung. 
337 

5) Die Notare fungieren hiebei als Gerichtskommiſſäre und es finden, 
ſoweit nicht die Exekutionsordnung Abweichendes beſtimmt hat, die 88 183 
bis 193 und der diebezügliche Gebührentarif 88 27-30 NO. v. 21. Mai 
1855, RGB. Nr. 94, Anwendung. Inſtr. Abſchn. IP. 2. — Wenn kein 
Notar zur Verfügung fteht, kann die Schätzung ausnahmsweiſe durch einen 
richterlichen Beamten vorgenommen werben. 8 23 Realfhägungsorbnung. 


Berordnung des Juftizminifters im Einvernedmen mit 
dem Finanzminiſter dv. 22. Auguſt 1899, RGB. Nr. 162, Über Bie 
Sehrselder, Gauggelder und Zuftelungssschüßren Der Diener 
Ber Gerichte. 


Auf Grund des Artilel3 XXXIV des Einführungsgefetes zur Zivil- 
prozeßordnung v. 1. Auguft 1895, RGB. Nr. 112, wird mit Wirkjan:- 
keit v. 1. September 1899 an nachfolgendes verordnet: 

8 1. Den Dienern der Gerichte gebührt für Amtshandlungen, die 
von ihnen in bürgerliden Rechtsangelegenheiten in der Eigenichaft ala 
Bollftredungsorgane oder (im Verfahren außer Streitfadden oder Konkurs: 
verfahren) als Gerichtsabgeordnete außerhalb der Amtslokalitäten vor⸗ 
genommen werden, das Zehrgeld und Ganggeld nad) Maßgabe der in den 
folgenden Paragraphen enthaltenen Beltimmungen. *) 

Vollſtreckungshandlungen, die Tediglich in einer Buftellung beflehen 
(3. 8. nad $ 294 ED.), gelten nicht al Amtshandlungen im Sinne des 
Abſ. 1. 

Selbſtändige Verrichtungen des Vollftredungdorganes nad) 8 386 der 
Geſchäftsordnung für die Gerichte erfter und zweiter Inftanz gewähren 
nicht den Anſpruch auf eine abgefonderte Gebühr, fondern bilden einen 
Beftandteil der nach Abſatz 1 gebührenpflichtigen Amtshandlung. 

8 2. Tas Behrgeld gebührt im Betrage von einer Krone für jede 
einzelne Amt3handlung der im $ 1 bezeid'neten Art, mit Ausnahme von 

Feilbietungen. 


*) Durch 8 16 obiger Verordnung find die Beſtimmungen der 85 19, 26 
und 27, Abf. 1, MB. v. 3. Juli 1854, RGB. Nr. 169 — infoweit ſich 
dieſelben auf die Gebühren der Dienerfchaft beziehen — außer Kraft ge⸗ 
ſetzt. — Es find daher für erfolglos gebliebene Erefutionen, die von dem 
mit der Bahlungsbetreibung Eetrauten Beamten nad) 8 104 GO. geführt 
werden, den Dienern feine Gebühren aus ben Berlagsgeldern auszube- 
zahlen. Da die Erfolglofigkeit der Exrefution zur Umwandlung der Geld- 
ftrafe in eine Freiheitsſtrafe ober zur Abſchreibung bes Koftenerfahes oder 
ber Gebühr führt und damit feftgeftellt erfcheint, dab ber Verpflichtete 
als arm im gefeslichen Sinne anzufehen ift, fo ift auf ſolche Bälle (in 
denen eben nur der Xerpflichtete zur Dedung der Gebühr herangezogen 
werben Tann) 8 10 der Verordnung analog anzuwenden. — Es wird ſich 
daher empfehlen, ſolche (vorausfichtlich erfolglos bleibende) Exekutionen 
gleichzeitig mit anberen vornehmen zu laſſen, bei welchen die Gebühren 
eindringlich fein werden. (Mitt. IMBB. S. 365, 366, 1899.) 
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Wird eine Bollftredungshandlung zur Einbringung einer Forderung 
dorgenommen, deren Betrag oder Wert hundert Kronen nicht überfteigt, 
jo gebührt das Behrgeld nur im Betrage von 50 Hellern. 

88, Für die Vornahme einer Feilbietung gebührt das Behrgeld im 
Betrage von zwei Kronen. 

8 4. Nimmt eine gebührenpflichtige Amtshandlung — ben Hin- und 
Rückweg ungerechnet — mehr als einen vollen Tag in Anſpruch, fo ge⸗ 
bührt das Behrgeld für die Yortfegung der Amtshandlung an einem folgen- 
den Tage neuerlid. 

85. Wenn der Diener eine Vollftredungshandlung mit Erlaubnis 
bes Gerichtövorftehers (8 30 ED.) zur Nachtzeit (8 45 ED.) vornimmt 
oder eine außerhalb ber Nachtzeit begonnene Amtsbandlung ber im 8 1 
bezeichneten Urt nicht vor Mitternacht zu beenden imftande war, gebührt 
ihm, falls er nicht nad 87 Anſpruch auf Zehrgelbzufchuß Hat, das Zehr⸗ 
geld in einem um 50 Prozent erhöhten Betrage. 

8 6.*), Wenn der Diener behufs Vornahme einer Amtshandlung ber 
im 8 1 bezeichneten Art eine Wegftrede — vom Abgange aus bem Ge- 
richtsorte big zur Rüdlehr — von mehr als 12°5 km zurüdzulegen bat, 
gebührt ihm für jeden über 13°5 km zurüdgelegten weiteren Kilometer ein 
Ganggeld von acht Hellern. 

Werden auf dem nämlichen Gange mehrere gebührenpflichtige Amts⸗ 
Handlungen vorgenommen, jo ift deren Geſamtzahl mit 12°5 zu multipli- 
zieren. Dad Ganggeld gebührt ſodann nur für jeden über die auf dieje 
Weife berechnete Kilometerzahl zurüdgelegten weiteren Kilometer im Be⸗ 
trage von acht Helfern. Die Verteilung des Ganggeldes auf die einzelnen 
Amtshandlungen erfolgt unter finngemäßer Anwendung des 8 7, Ubi. 2. 

Der Umftand, daß der Diener ein Maffentransportmittel benüßen 
kann, hat auf die Berechnung des Ganggeldes keinen Einfluß. 

87. Wenn der Diener genötigt ift, wegen Vornahme einer Amts 
handlung der im 81 bezeichneten Urt oder wegen der dur bie Rüdficht 
auf Zeit- und Koftenerfparung bedingten Vereinigung mehrerer foldder 
Antshandlungen über Nacht auszubleiben, jo gebührt ihm ein Zehrgeld⸗ 
zuſchuß von zwei Kronen für jede Übernachtung. 

Im zweiten $alle ift der Zehrgeldzuſchuß auf die vereinigten zehrgeld⸗ 
pflichtigen Amtshandlungen zu gleichen Teilen zu verteilen, es wäre denn, 
daß das Übernachten offenbar nur durch die auf eine oder einzelne diefer 
Amtshandlungen verwendete Zeit verurfacht wurde. 

8 8. Wenn durch Organe bed Gerichtes (Diener oder Zuſtell⸗ 
boten) Zuftelungen oder andere Amtshandlungen in Straffachen außer: 
Halb des Amtsortes vorgenommen werben, fo gebührt für jeden Gang 
ohne Rüdficht auf die Bahl ber vorgenommenen Amtshandlungen ober 
BZuftelungen ein Ganggeld von 60 Hellern, ferner, wenn die ganze zurüd- 
gelegte Wegesftrede mehr ald 12°5 km beträgt und auf demfelben Wege 
nicht auch ſchon ein Anſpruch auf Sanggeld für eine Amtshandlung in 
bürgerlidden Rechtsangelegenheiten entſtanden ift, überdies das Ganggeld 


*) Seänderter Wortlaut zufolge IMB. v. 14. Dezember 1901, REB. 
Nr. 212 
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nad 8 6, enblid unter ben gleichen Borausfegungen, wenn auf bem 
Gange übernachtet werben mußte, der Zehrgeldzuſchuß nad 8 7.*) 

Für einen Gang in Straffadhen, der durch einen Diener eines Ge⸗ 
tichtes in Wien tim Gemeindegebiete der Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
innerhalb der zweiten ober dritten der mit der Verordnung bed Juſtiz⸗ 
mintfteriums im Einvernehmen mit dem Yinanzminifterium v. 3. Aprit 
1892, RGB. Nr. 67, feſtgeſetzten Zonen vorgenommen wird, gebührt das 
Ganggeld nad) Abſ. 1.**) 

Für Dalmatien findet die Vorfchrift des eriten Abfchnittes nur in- 
fofern Anwendung, als nicht nad) 8 15 der Verordnung bes Juftizminiftes 
riums im Einvernehmen mit den Minifterien des Innern und ber Fi⸗ 
nanzen dv. 21. Juli 1897, 8. 15356, LOB. für Dalmatien Nr. 8 ex 1898, 
Buftellungen tin Strafſachen Toftenlo® zu beforgen find. 

8 9. Wenn durch Organe des Gerichtes (Diener oder Zuftellboten) 
Buftellungen in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten in oder außer Streitfachen 
an Orten ***) vorgenommen werben, tie vom Amtsorte mehr ala 3-8 km 
entfernt find, ift für jede Zuſtellung — ausgenommen jene, bie bei Vor⸗ 
nahme einer Amtshandlung der im 8 1 bezeichneten Art vollzogen wer⸗ 
den — eine Gebühr von 34 Hellern zu entrichten. 


= *) Geänderter Wortlaut zufolge IMDB. v. 14. Dezember 1901, RGB. 
. 21%. 

**) Mitt. IMVB. 1899, ©. 366: . . . 2. Unter Gang (8 8) kann nur 
die jebesmalige Wusfendung des Dieners (Boten) behufs Beforgung von 
BZuftellungen oder Vornahme anderer Amtshandlungen in Strafſachen 
außerhalb des Amtsortes verftanden werben, ohne Rüdficht auf die hiebei 
verwendete Beit.... . 

3. Die Sanggebühr im Sinne des 8 8 kommt dem Diener ohne Rüd- 
fit auf die Entfernung vom Amtsorte zu, doch muß die Amtshandlung 
außerhalb des Umtsortes vorgenommen fein. Als Amtsort aber gilt bie 
Ortſchaft, in deren Umfang das betreffende Gericht feinen Sib hat. 

4. Die Begleitung eines außerhalb des Amtsortes kommiſſionierenden 
Beamten in deſſen Wagen gewährt dem Diener an fich feinen Anfprud 
auf eine Gebühr. Solche Begleitung wird jedoch nur dann ftattzufinden 
haben, wenn der Diener an dem zur Vornahme der Amtshandlung be= 
ftimmten Orte zur Xornahme von Amtshandlungen 3.8. Zuſtellung von 
Zadungen u. f. w. benötigt wird oder etwa als Ausrufer bei einer aus⸗ 
nahmsweiſe an Ort und Stelle vorgenommenen Realverfteigerung mangels 
eine3 geeigneten Gemeinbeorganes verwendet werden muß. In dieſen 
Fallen ift aber dem Diener die für die betreffende Amtshandlung ent= 
fallende Gebühr (Ganggeld nad 8 8, Behrgeld nach 8 1) zuzuerkennen. — 

***) Die Gebühren der Beamten, Ranzleigehilfen, Schreiber und Kalku⸗ 
Ianten bei den gerichts- und ſtaatsanwaltſchaftlichen Behörden in Brag 
und befien Bororten für Amtshandlungen außerhalb bes Amtsgebäudes 
wurden mit der im Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium erlaffenen 
Berorbnnung des Juftizminifteriumg v. 20. Dezember 1902, RGOB. Nr. 243, 


geregelt. 
11* 
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Die Verteilung ber eingehobenen Zuftellgebühren auf die zuſtellenden 
Organe wird durch befondere Vorfchriften geregelt. 

Den Dienern in Wien gebührt für die BZuftelung von Zahlungsver⸗ 
boten an ben Drittfhulpner (8 29 ED.) in der zweiten oder britten Bone 
das im 8 9 der Verordnung bes Juftizminiftertums im Einvernehmen 
mit dem Finanzminiftertum v. 8. April 1893, RGB. Nr. 67, feitgefeßte 
Ganggelb. 

810. Wenn zur Entrichtung des Behrgelded, Zehrgeldzuſchuſſes, 
Ganggeldes oder der Buftellgebühr eine Partei verpflichtet ift, die das 
Armenrecht genteßt, fo ift die Amtshandlung oder Zuſtellung in ber Regel 
gebührenfrei vorzunehmen. 

Eine aus diefem Grunde gebührenfrei vorgenommene Amtshandlung 
bleibt bei Berechnung des Ganggeldes für eine weitere, auf demfelben 
Gange vorgenommene Amtshandlung, ſowie bei Berteilung bes Zehrgeld⸗ 
zufchuffes auf mehrere Amtshandlungen außer Betradjt. 

Nur wenn zu Gunften eines betreibenden Gläubigers, ber das Armen⸗ 
recht genießt, Vollftredungshandlungen vorgenommen werden, tritt die 
Pflicht zum Erfabe der Gebühr aus dem Erlöfe ein, falls ein folcher bei 
der Zwangsvollſtreckung erzielt wurde. 

8 11. Wenn zur Entrihtung des LBehrgeldes, Zehrgeldzuſchuſſes, 
Ganggeldes oder ber Zuftellgebühr eine Partei verpflichtet ift, für die im 
Sinne des 8 276 aBGB. ein Kurator beftellt worden ift, fo finb die Ge- 
bühren in einem Verzeichniffe vorzumerfen und bei Eintritt der im 8 26, 
Abſ. 2 der Verordnung der Minifter des Innern, ber Yuftiz und der 
Finanzen v. 8. Juli 1854, RGB. Nr. 169, bezeichneten Borausfegungen 
von ber Partei einzuheben. 

Dauert die Zahlungsunfähigteit der Partei über ein Jahr nad) rechts⸗ 
träftiger Entſcheidung der Angelegenheit, in welcher ver Kurator für fie 
beftellt wurbe, fo entfällt die Gebührenpflidt. 

8 12. Die Finanzprofuratur ift [zur Entrihtung der Zehrgelder, 
Behrgeldzufchüfle, Ganggelder und Zuftellgebühren gleich anderen Parteien 
verpflichtet. 

8 13. Die Buftellgebühren find nad) Vorſchrift der 88 369, Abf. 2 
und 104 u. ff. der Gefchäftsorbnung für bie Gerichte erfter und zweiter 
Snftanz einzuheben.*) 


*) Unmittelbare Einhebungpon Zehrgelderndurd Boll- 
ftredungdorgane. Tas Yuftizminifterium hat unterm 8. April d. J., 
8. 7179, an die Oberlandesgericht3präfidien in Wien und Prag den 
nachſtehenden Erlaß gerichtet: 

„Nach den dem Juſtizminiſterinm vorliegenden Berichten macht ſich 
bei manchen Gerichten das Beſtreben geltend, den im 8 104 ff. GO. an⸗ 
geordneten Borgang bei Einhebung der Zehrgelder für die Bollftredungs- 
organe dadurch zu vereinfachen, daß bei Gelegenheit des Erefutiongvoll- 
zuge das Behrgeld, fei es vom betreibenden Gläubiger, fei ed vom Ver⸗ 
pfliciteten, unmittelbar eingehoben wird. 

Für diefe Praxis wird namentlich der Umſtand ind Treffen geführt, 
daß die Gläubiger, die beim Vollzuge intervenieren, felbft den Wunfch 
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Buftellgebühren, die über Erſuchen eines anderen Gerichtes einges 
Hoben werben (8 105, Abſ. 8, GO.), find bei dem erfuchten Gerichte in 
Empfang zu ftellen. 

8 14. Die Behrgelder, Zehrgeldzufchüfle und Ganggelder in bürger- 
lichen Rechtsangelegenheiten find von dem BZuftellungsbeamten, oder, wo 
Erefutiond- und Buftelungsabteilungen beftehen, von deren Leiter zu be- 
meſſen und nach 88 104 ff. der Geſchäftsordnung einzuheben. Die Auss 
fertigung der Gebührenzettel obliegt dem bemefjenden Beamten. 

Die Richtigfeit der Bemeflung ift von Zeit zu Zeit durch den Gericht3- 
vorſteher an der Hand bes Reiſetagebuches, des Erefutionsbuches und der 
Alten mittels Stichproben zu prüfen. 

8 15. Die Ganggelder und Zehrgeldzuſchüſſe in Straffachen find nad 
Maßgabe des 8 5 ber Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 16. De- 
zember 1895, JMBB. Nr. 25, monatlich zu Yiquidieren unb aus bem 
Verlage zur Beftreitung der Koften der Strafrechtöpflege auszuzahlen. 

8 16. Die 88 15—23 der Verordnung der Minifter des Innern, der 
Juſtiz und der finanzen v. 3. Juli 1854, RGB. Nr. 169, dann die 
88 25, 26, Abſ. 1 und 3, 8 27, Abf. 1 und 8 29 diefer Verordnung, in⸗ 
foferne fie fi) auf die Gebühren der Dienerichaft beziehen, endlich 8 10, 
Abſ. 2 der Verordnung des Yuftizminifteriums im Einvernehmen mit dem 
Finanzminifterium v. 3. April 1892, RGB. Nr. 67, treten mit dem Be- 
ginne der Wirkſamkeit der gegenwärtigen Verordnung außer Kraft. 

Ebenfo treten mit dem Beginne der Wirkſamkeit ber gegenwärtigen 
Verordnung die Verordnung de3 Juſtizminiſters im Einvernehmen mit 


äußern, das Zehrgeld fofort zu entrichten, um der Mühe und der Spefen 
für die befondere Einfendung enthoben zu fein. Ebenfo hat ber Ver⸗ 
pflichtete, der beim Vollzuge die Zahlung leitet oder dem Vollftredungs- 
organe gegenüber die erfolgte Zahlung nachweiſt, ein dringendes Intereſſe 
daran, fich der Berpflihtung zur Zahlung des Zehrgeldes fofort zu ent⸗ 
fedigen, um das Auflaufen weiterer Exekutionskoſten zu vermeiden. 

Nach Anfiht des Yuftizminifteriums unterliegt es Teinem Anftande, 
wenn bie Bollftredungsorgane auch außer dem Yalle bes 8 96, Abſ. 3, 
SD. zur Einhebung des Zehrgeldes beim betreibenden Gläubiger oder 
- beim Verpflichteten ermächtigt werden, ſofern e3 fi) nur um die feften 
Gebühren im Betrage von 50 Hellern, einer Krone oder zwei Kronen 
Handelt, und diefe Ermächtigung nad) Analogie des 8 96 GD. unter An= 
gabe des einzuhebenden Behrgelded durch einen Vermerk auf den Akten 
(auffälliger Drud oder Stampiglie) oder fonft in fchriftlicher Form erteilt 
und der Partei vorgezeigt wird. 

Somie ſolche feite Gebühren nad) der Mitteilung im IMVB. v. J. 
1899, ©. 317, ins Reiſetagebuch nicht einzutragen find, fo hat auch deren 
Eintragung im Geldbuche zu unterbleiben, jedoch unbejchadet der nad) $ 14 
der Vdg. v. 22. Auguft 1899, RGB. Nr. 162, vorzunehmenden Bemeffung. 

ft nach einer folchen direkten Einhebung des Zehrgelded dem Gegner 
der zahlenden Partei eine Erledigung des Exekutionsgerichtes zuguftellen, 
fo ift in diefelbe ftet3 auch die Verftändigung von der erfolgten Gebühren 
entrichtung aufzunehmen." (JMVB. ©. 101/1902.) 
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dem inanzminifter v. 29. März 1899, RGB. Nr. 60, und die Verorbnung 
des Zuftigminifterd im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter v. 25. Mai 
1899, 8. 10410, 2GB. für Dalmatien Nr. 10, außer Kraft. 

Die im Einvernehmen mit den Minifterien des Innern und ber Fi⸗ 
nanzen erlaflene Verordnung des Juſtizminiſteriums v. 21. Juli 1897, 
3. 15856, LEB. für Talmatien Nr. 8 ex 1898, wird burch die Beſtim⸗ 
mungen der gegenwärtigen Verordnung nicht berührt. — 

Gebühren fürVBollftredungshandlungen der Diener. Da 
bei den Gerichten eines Oberlandeögerichtäfprengeld verfchtebenartige Auf⸗ 
fafjungen über die Anwendung der Minifterialverorbnung v. 22. Auguſt 
1899, RGB. Nr. 162, beobachtet worden find, fo hat das Juftizminifterium 
unterm 25. Oltober 1900, 3. 16473, die Erlaffung folgender Belehrung 
an biefe Gerichte genehmigt. 

1. Es ift bereit3 anerfannt, daß die Beftimmungen der Minifterial- 
verordnung dv. 22. Auguft 1899, RGB. Nr. 163, auch bei denjenigen Amts⸗ 
bandlungen ber Diener der Gerichte zu befolgen find, bie behufs zwangs⸗ 
weifer Eintreidung der in 8 104 GO. bezeichneten Gebühren, Strafen 
und Erfäße vorgenommen werden, unb in ben Mitteilungen des Juſtiz⸗ 
mintfterialvderorbnungsblattes ©. 365 ex 1899 darauf hingewieſen worben, 
wie man fich bezüglid) der Erfolglofigkeit ſolcher Erelutionen zu ver- 
balten bat. 

Da ſich neuerdings bei manchen Gerichten Zweifel in dieſer Richtung 
ergeben haben, fo wird zur Vermeidung einer unrichtigen Handhabung 
der odzitierten Vorfchrift bemerft, daß das Ausmaß des Behrgeldes fich 
bei ſolchen Exekutionen felbftverftändlich nur nach dem Betrage der ein= 
zuhebenben Gebühr, Gelditrafe 2c. (8 2 zit. Borfchrift) und nicht nach dem 
Betrage der anhängigen Rechtsſache richtet, und daB bei größerer Ent- 
fernung des Wohnortes des Berpflichteten die Amtshandblung nad Tun⸗ 
Tichleit womöglich gelegentlich anderer Amtshandlungen auszuführen ift, 
um ein allenfalld gebührendes Ganggeld bei foldyen zumeiſt geringfügige 
Beträge betreffenden Berrichtungen zu erfparen. 

Inſoweit es ſich um die Einbringung der geringen Beträge an rüd- 
ftändigen Buftellgebühren handelt, ift eine unverhältnismäßige Belaftung 
zahlungsfähiger und zahlungsmwilliger Parteien jchon deshalb ausgeſchloſſen, 
weil der ziwangsmeilen Eintreibung bie Zuftelung des Bahlungsauftrages 
vorangeht, wofür nach 8 107, Abſ. 3, GO. auch bei Zuftellung durch den 
Gerichtsdiener eine Gebühr nicht einzuheben ift, Daher ungeachtet ber Ver⸗ 
fäumnis der Entrichtung der. Gebühr gelegentlih der Zuftellung noch 
immer die Toftenloje Berichtigung ermöglicht wird. 

2. Im Falle des im 8 879, Abf. 2, GO. vorgefehenen gleichzeitigen 
Bollzuges mehrere Aufträge, welche gleichartige Exekutionen gegen den⸗ 
felben Zerpflichteten betreffen, ift die Bahl ber zehrgeldpflichtigen Amts- 
bandfungen nach der Zahl ber Hierbei felbftäudig, alſo unter Errichtung 
befonderer Bollftredungsprotofolfe vorgenommenen Exelutionsalte zu be⸗ 
meſſen. 

Über Vollzugshandlungen, die in Ausführung eines und desſelben 
Auftrages gegen denfelben Berpflichteten in verjchiedenen Lokalen desjelben 
Ortes vorgenommen werben, ift nur ein Protofoll aufzunehmen. 
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Die bloße Anmerkung des Vollzuges einer Erelutiondhandlung auf 
einem anderen Bollftredungsprotofolle oder die Erftattung eines Fehl⸗ 
berichtes hierüber zählen nicht als zehrgelbpflichtige Amtshandlungen. 

8. Ebenfo gebührt in jenen Fällen, in denen in einer und berjelben 
Exekutionsſache Bolftredungshandlungen gegen mehrere Berpflichtete vor⸗ 
zunehmen find, ohne Rückſicht auf die Entfernung der Wohnfite der Ver⸗ 
pflidhteten oder die Zeit der Vornahme der Amtshandlungen, das Behr- 
geld für jede einzelne diefer Volftredungshandlungen. 

Nur dann, wenn eine Exekutionshandlung gegen mehrere Berpflichtete 
vorgenommen wird, die entweber in gemeinjchaftlichkem Haushalte wohnen 
oder fonft in einer Gemeinſchaſt leben, und bie Vollzugshandlung fich 
auf das ihnen gemeinichaftliche Vermögen bezieht, zählt die Bollzugshand- 
lung nur als eine zehrgeldpflichtige Umtshanblung. (IMVB. ©. 2569/1900.) 

Verordnung des Juftizminifterd im Einvernehmen mit 
dem Sinanzminifter v. 20. September 1900, RGB. Nr. 165, über 
die Gebühren der Diener der Gerichte bei denjenigen Dienit 
reifen und Dienitsänsen, Die nicht unter Die Beſtimmungen Der 
Verordnung v. 232. Ungnit 1899, NEB. Ar. 162, fallen. 

Auf Grund des Artikels XXXIV bes Einführungdgefehes zur Zivil⸗ 
prozeBorbnung v. 1. Auguſt 1895, RGB. Nr. 112, wird folgendes ver⸗ 
ordnet: 

8 1. Bet allen von Dienern der Gerichte unternommenen Dienftreifen 
und Dienftgängen, bie nicht unter die Beſtimmungen der Verordnung dv. 
22. Auguft 1899, RGB. Nr. 162, fallen, alfo insbeſondere bei vorübers 
gehenden Zuteilungen zu anberen Gerichten, bei der Vornahme einer von 
Amts wegen und ohne Gehaltserhöhung verfügten Überfiedlung und in 
Fällen der Begleitung von tommiffionierenden Beamten durch einen Diener, 
gebührt den Dienern: 

a) das Taggeld, 

b) die Retjefoftenvergütung, 

e) die Überſiedlungsentſchädigung 
nad) Maßgabe der in den folgenden Paragraphen enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen. 

8 2. Das Taggeld ftellt fi) als eine Pauſchal⸗Entſchädigung für 
Zehr⸗ und allfällige Übernachtungskoſten de3 Dieners dar und beträgt für 
jeden Tag der Dienftreife, des Dienftganges und der vorübergehenden Bu: 
teilung zwei Kronen 50 Heller. 

83. Wenn ein Diener bei Gelegenheit von Dienftreifen und Dienft- 
gängen, die unter die gegenwärtige Verordnung fallen, Amtshandlungen 
vornimmt, bie in Gemäßheit der Berordnung v. 22. Auguſt 1899, RGB. 
Nr. 162, zehrgeldpflichtig find, jo gebühren ihm die betreffenden Zehr⸗ 
gelber neben dem Taggelde. 

8 4. Die Reifekoftenvergütung ftellt ſich als ein Erſatz der dem 
Diener für feine Perſon durch die Dirnfiretfe oder den Dienftgang ver- 
urjadhten Transportauslagen dar; fie gebührt dem Diener nad) Maßgabe 
folgender Beftimmungen: 

a) In Fällen, in denen der Diener einen fommiffionierenben Beamten. 
„ begleitet und tem Ießteren die Aufnahme einer beſonderen Fahr- 


168 Erekutiondordnung 6 24, 25. 


gelegenheit (Wagen, Barke) geftattet tft, hat der Diener diefelbe Fahr⸗ 
nelegenheit zu benüben, es entjällt daher ein Anſpruch auf Reije- 
toftenvergütung für den Diener. 

b) Wenn der Amtsort mit dem Reifeziele auf der ganzen Strede, ober auf 
Teilftreden, mitteld Mafientransportmitteln, wie Eifenbahn, eleftrifche 
ober Pferdebahn, Omnibus, Stellwagen, Dampfboot u. &., verbunden 
ift, der beitehende Yahrplan eine zweckentſprechende Benübung dieler 
Transportmittel geftattet und ber unter a) erwähnte Fall nicht ein- 
tritt, fo gebührt dem Diener die Vergütung des tarifmäßigen Yahr- 
preifes, und zwar bei Eifenbahnen nach der dritten, bei Dampf 
booten nad) ber zweiten und bei anderen Xransportmitteln, bei denen 
eine Teilung nach Klafien befteht, nach der unterfien Klaſſe. Hic- 
bei find etwa beftehende Sahrpreisermäßigungen zu berüdfichtigen. 

c) Für Streden, auf die weder der unter a) noch der unter b) erwähnte 
Fall Anwendung findet, hat der Diener auf eine Wegentichädigung 
im Betrage von fünf Hellern für jeden Kilometer de3 Hin- und Rück⸗ 
mweges Anfpruch; doch find die Wege zwiſchen der Eijenbahnftation 
oder dem Dampfboot-Lanbungsplage und dem unmittelbar angrenzen= 
den Amtsorte ober Neifeziele bei der Berechnung der Wegentichädi- 
gung außer Betracht zu laſſen. 

d) Bei Daınpfbootreifen gebührt bem Diener in Fällen, mo das Dampf⸗ 
boot nit am Landungsplatze anlegt, der Erfah ber tarifmäßigen 
Ein- und Ausſchiffungskoſten. 

e) Bet vorübergehenden Zuteilungen und bei Üiberfieblungen hat der 
Diener Anſpruch auf den Erſatz der tarifmäßigen Eifenbahn-, Dampf- 
boot: oder Poftgebühr für den Transport von 25 Kilogramm Reiſe⸗ 
gepäd, foweit bie betreffende Verfehrsanftait fein Freigepäck gewährt, 
ferner der mit dem Gepädstransporte verbundenen Manipulations= 
und Stempelgebühren. Bei Benüsung von Verkehrsanftalten, die 
die Gepädstrandportgebühren nach je 10 Kilogramm abftufen und 
fein Freigewicht gewähren, ift der Diener beredjtigt, den Erfah ber 
Transportgebühren für 30 Kilogramm anzufpreden. 


85. Wenn ein Diener bei Gelegenheit von Dienftreifen und Dienft- 
nängen, die unter die gegenwärtige Verordnung fallen, Amtshandlungen 
oder Gänge in Strafiachen vornimmt, die in Gemäßheit der Vdg. v. 
22. Auguſt 1899, RGB. Nr. 162, ganggeldpflichtig find, fo gebühren ihm 
2 betreffenden Ganggelder nur für die außerhalb der Reiferoute liegende 

trede. 

86. Bei Dienftgängen im Gebiete des Amtsortes findet ein An 
ſpruch auf Taggeld und Reiſekoſtenvergütung gar nicht, bei Dienftgängen 
und Dienftreifen in Ortfchaften, die vom Amtsorte nidht mehr ala 
3:8 Kilometer entfernt find, nur unter den in der MB. v. 3. Dezember 
1859, RGB. Nr. 221, feſtgeſetzten Bedingungen ftatt. 

8 7. Die Überfieblungsentfhäbigung ift nur bei der Bornahme einer 
bon Amts wegen und ohne Gehaltserhöhung verfügten Überfiedlung zu= 
läffig und ſtellt ſich als eine Pauſchalentſchädigung für alle diejenigen 
Auslagen bar, die mit der Dienftort3änderung verbunden find, zu deren 
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Dedung jedoch weder das Taggelb (8 2), nod) bie Heifeloftenvergütung 
(8 4) beftimnit ift. 

Die ÜberfiedIungsentfhädigung darf den Betrag von achtzig Stronen 
nicht überfteigen. . 

Der Diener hat bie ben Anſpruch auf Überſiedlungsentſchädigung be= 
grünbenden Auslagen mitteld Reiſerechnung nachzumeijen. 

88. Wenn ein Diener dauernd oder vorübergehend mit der Ge- 
fangenauffiht betraut wird, haben auf Dienftretfen und Dienftgänge, die 
von ihm in Ausübung der Gefangenaufficht unternommen werden, die für 
das Gefangenauffichtsperfonale zu erlaflenden Vorſchriften Anwendung 
zu finden. 

89. Dieje Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung in 
Wirkſamkeit. — 

Die Gebühren der Gerichtsdiener im Küftenlande bei Benützung 
des Seemweges find durch die MB. v. 20. Dezember 1900, 3. 23508, 
küſtenl. 2GB. Nr. 20, geregelt. 


Tätigkeit der Bollftredungsorgane. 


$ 25. Die Vollftredungsorgane haben fich bei Aus- 
führung der erteilten Aufträge innerhalb des ihnen dur 
Das Geſetz zugewieſenen Wirkungsfreifes zu Halten!) und die 
im einzelnen Falle vom Gerichte gegebenen bejonderen Wei- 
fungen genau zu beobachten.?) 

Die Vollitredungsorgane find berechtigt, die mittels 
der Erefution zu erzwingenden Bahlungen oder fonftigen 
Leiftungen in Empfang zu nehmen, °) über dag Empfangene 
wirkſam zu quittieren und dem Berpflichteten, wenn er durch 
die Leiftung feine Verbindlichkeit erfüllt hat, auf Verlangen 
die ihnen zu diefem Zwecke vom Gerichte oder vom betrei- 
benden Gläubiger eingehändigten Schuldurfunden auszu- 
liefern. Das Necht des Verpflichteten, nachträglich noch eine 
Quittung des Gläubiger zu fordern,?) wird hiedurc nicht 
berührt. Der Gläubiger kann während des Erefutionsver- 
fahrens die ihm als Gegenleiftung 'obliegende Übergabe einer 
Urkunde, einer Geldſumme oder fonftiger Sachen an den 
Berpflichteten rechtswirkſam durch die Vollftredungsorgane 
bewerfitelligen Taljen.?) 

Die Befugnis der Gerichtsdiener zum Geldempfange 
Tann im Verordnungswege in Anfehung höherer Geldbeträge 
eingeſchränkt werden.) Jede ſolche Einſchränkung ift auf 
ortsübliche Weiſe kundzumachen. 

1) Das Vollſtreckungsorgan darf nur ausnahmsweiſe ohne richterliche 

Weiſung mit der Vollziehung bed Auftrages innehalten. 8 46. 
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2) Die Alten über Gefchäfte des Exekutionsvollzuges find Tpäteftens 
am 2. Tage nach ber Vornahme, wenn aber ber Diener nicht mehr am 
Tage der Vornahme am Gerichtdorte wieder einlangt, ſpäteſtens am 
2. Tage nad feiner Rüdkunft vorzulegen. 8 932, Abſ. 2, SD. 

Protokoll über die Exekutionshandlungen des Bollitredungsorganes 
8 60. — Richterliche Weifung über Protofollvorlage 8 61. — Rein ab⸗ 
gefondertes Nechtsmittel gegen bie zur Durchführung einzelner Exe⸗ 
kutionsakte erlaffenen Aufträge 8 66, 8 515 8PO., 8 78. — Beſchwerde 
über die Art des Exekutionsvollzuges 8 68. 

3) Vor Beginn der Vornahme der erſten Exekutionshandlung Tann 
das Vollſtreckungsorgan den Verpflichteten, wenn er angetroffen wird, 
zur freiwilligen Leiftung auffordern. 8 379, Abf. 4, GO. 

Wird der Verpflichtete nicht angetroffen, wohl aber ein Angehöriger 
oder zur VBeforgung der Ungelegenheiten des Verpflichteten beftellter Be⸗ 
dienfieter (Prokuriſt, Geichäftsführer, Kaffter u. dgl.), fo ift die Auf- 
forderung an biefen zu richten. 

Sreimillige Leiftungen zur Erfüllung des zu vollftredenden Anſpruches 
oder eines Teiles dieſes Anfpruches Hat das Vollſtrekungsorgan, foweit 
ed zur Empfangnahne berechtigt ift, vom Berpflichteten oder von einer 
fonft zur 2eiftung bereiten dritten Perſon anzunehmen. 

Den gezahlten Betrag bat das Vollitredungsorgan dem etwa ans 
twefenden Gläubiger ober deſſen Vertreter, falls dieſer ausdrücklich auch 
zur Empfangnahme bes Streitgegenftandes ermächtigt ift, gegen Empfang? 
beftätigung auszufolgen oder mit Poſtanweiſung zuzuſenden. 

Wenn der Betrag, welchen der Verpflichtete zu leiften bereit ift, 
die Eumme überfteigt, welche das Volftretungsorgan in Empfang nehmen 
darf, und die unmittelbare Ausfolgung des Betrages an den betreibenden 
Gläubiger oder deſſen Vertreter nicht bewirkt werden Tann, tft nad) 
Abſchn. I, B. 12 (fiehe Anm. 6) vorzugehen. Inſtr. Abſchn. I, B. 20. 

Sofern die Zahlung unmittelbar an den betreibenden Gläubiger ober 
defien Vertreter geleiftet oder mittels Poſtanweiſung an ihn oder an das 
Gericht eingefenbet wurde, ift von ber Aufnahme eines Protofolles abzu⸗ 
fehben und nur in dem Berichte*) an das Gericht unter Unfchluß der 
Empfangsbeftätigung des betreibenden Gläubigers ober des Poftaufgabe- 
ſcheines oder unter Mitfertigung**) des betreibenden Gläubiger oder 
feines Vertreter8 auf die geleiftete Zahlung Hinzumweifen. Wenn das 
Vollſtreckungsorgan die Bafflung behufs Übermittlung an das Gericht oder 
an ben betreibenden Gläubiger übernommen Hat, ift die Zahlung im 
Prototofle*) zu beurfunden. Wenn nur eine Teilzahlung geleiftet wurbe, 
ift fie in jedem Salle in dem über die Exekutionshandlung aufzunehmens 
ben Protokolle zu beurfunden. 


*) Sebührenfreiheit des (in Form eines Protofolles erftatteten) 
Berichtes über Nihtvornahme einer Erelutiondhandlung. 
Der Bericht des Vollftredungsorganes über die Nichtvornahme einer Exe⸗ 
tutionshandlung unterliegt auch dann nicht der Stempelgebühr, wenn er 
unter Benügung des ED. Form. Nr. 158 in Form eines Protokolles aus⸗ 
gefertigt wird. Falls dagegen in dem Protokolle ein Antrag, über den 
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Eine an das VBollftredungsorgan geleiftete Zahlung ifl dem Ber 
pflidhteten auf Berlangen zu beftätigen. 

Nach vollftändigem Empfange der Leiftung bat das Vollſtreckungs⸗ 
organ dem Rerpflichteten die ihm zu biefem Behufe vom betreibenden 
Gläubiger Übergebenen Schuldurlunden (Schuldſchein, Wechfel famt Proteft 
a. dergl.) auszufolgen. 

Eine Teilzahlung ift auf der in den Händen des Bollftredungsorganes 
befindlichen Schuldurkunde durch die Formel abzuſchreiben: 

„Auf Abſchlag diefer Forderung hat N. RN. heute zu Handen des Ge⸗ 
fertigten den Betrag von... . . fl... kr. gezahlt. 

Datum und Unterfchrift des Volftredungsorganes 

unter Beifegung des Dienſtcharakters.“ 
(Inftr. Abſchn. I, B. 21.) 
*) 8 1423 abGB., Urt. 39, 54 WO. 


88 — Schuldiheine und andere Urkunden, Geldfummen oder 
fonftige Sadjen, die der betreibende Gläubiger dem Verpflichteten während 
des Erefutionsverfahrens durch das Bollftredungsorgan übergeben laſſen 
will (8 25 EO.), Hat er dem Bollftredungsorgane unmittelbar einzu⸗ 
händigen; es bedarf weder einer Antragftelung bei Gericht noch eines 
fchriftlichen Anfuchen® an die Zuftellungs- und Erelutionsabteilung. Falls 
der Erelutiondvollzug einem Gerichtäbiener übertragen ift und die zu 
übergebende Geldfumme den Betrag überfteigt, zu defien Empfangnahme 
der Gerichtsbiener berechtigt ift, hat der betreibende Gläubiger mündlich 
oder fchriftlich bei der Zuftelungs- und Exekutionsabteilung den Antrag 
zu ftellen, bie Übergabe der Geldjumme an den Verpflichteten durch ein 
dazu berechtigte Vollſtreckungsorgan bewerkftelligen zu laflen. 8 379, 
legter Abf., ED. 

Insbeſondere muß bei Wechfelforderungen der Wechfel und der Proteft 
vom Gläubiger dem Bollftredungsorgan behufs allfälliger Ausfolgung an 
ben Schuldner zur Verfügung geftellt werden. Inſtr. Abſchn. I, P. 23. 

Am einzelnen find den VBollitredungsorganen folgende Amtshand- 

lungen zugewieſen: Pfandweiſe Beſchreibung von Liegenichaften 8 90. 


vom Gericht zu enticheiben ift, 3. B. auf Zuſpruch von Exekutionskoſten 
oder auf Einftellung der Exekution, beurkundet wird, unterliegt das 
Protokoll der für protofollarifhe Anträge diefer Art beitimmten Stempel- 
gebühr (IME. v. 18. April 1899, IMVB. ©. 132/1899, in Erinnerung 
gebracht IMVB. ©. 205/1901). 

Durch den Beilchluß des Koftenverzeichnifieg wird bag an und für fich 
ftempelfteie Protokoll Er. Form. Nr. 158 Über die Nichtvornahme einer 
Erelutionshandlung zu einem ftempelpflichtigen Antrag (Prokokoll 1 K 
bezw. 24 h, Roftenverzeichnis Beilagenftempel 30 h bezw. 20h). FME. v. 
18. September 1902, 8. 57763, IMVB. ©. 272/1902. 

**) Diefe nur für Bivede der amtlichen Kontrolle beigefegte Mit- 
fertigung ſtellt keine gebührenpflichtige Empfangsbeftätigung im Ginne 
der TB. 47, lit. a, des GG. dar. FME. v. 23. Mai 1899, 3. 9536, 
IMVB. ©. 207/1899. 
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Übergabe der Liegenfchaft an den Verwalter 8 99, Abf. 2. Beſchreibung 
und Schäßung von Liegenfchaften (jedoch nicht durch Gerichtsdiener) 8 144. 
Übergabe der zugeichlagenen Liegenfchaft an den Erfteher 8 156, Abi. 2. 
Vornahme der Pfändung beiveglicher Sachen 88 253, 257. Durchführung 
bezw. Einleitung der Verwahrung gepfändeter Sachen (8 259) auf ge= 
rihtlichen Wuftrag; im Falle 8 259, Abſ. 5, aus eigener Entichließung. 
Abnahme des Bargeldes, Übernahme und event. Yusfolgung an ben be⸗ 
treibenden Gläubiger 8 261. Verkauf gepfändeter Gegenftände, die einen 
Börjen« oder Marktpreis haben, aus freier Hand 8 268, Ubf.2. Die 
Übernahme der Gegenftände zum Transport in die Aultionshalle und die 
Abgabe an die Wultionshalle 8 13 (12) der Min. Bogn. bei 8 274. 
Bornahme der Verfteigerung beweglicher Sachen 88 275, 273, 277, event. 
Unordnung des Berfteigerungdtermined 8 272. Wusfolgung des Ber 
fteigerurgserlöfes an ben betreibenden Gläubiger 88 288 ff. Pfändung 
und Abnahme von Wertpapieren u. ä. 8 296. Vornahme von Hand- 
Tungen zur Erhaltung und Ausübung der Rechte aus gepfändeten Wert: 
papieren 8 297. Inverwahrungnehmen eines für eine gepfänbete Forde⸗ 
rung beftellten Handpfandes 8 298. Übergabe von Papieren, an beren 
Beſitz die Geltendmachung einer überwieſenen Forderung geknüpft iſt, 
8305. Verkauf einer gepfändeten Forderung und Übergabe der über bie 
Forderung vorhandenen Urkunden an den Käufer 8 318. Beitreibung 
des Anfpruches auf Herausgabe ober Leiſtung körperlicher Sachen 8 327. 
Einführung des Verwalters in das zu vermwaltende Unternehmen 8 343, 
Abf. 1. Wegnahme beftimmter beweglicher Sachen, welche der Berpflichtete 
zu Übergeben hatte, 88 346, 347. Wegnahme der Urkunden und Werl: 
zeuge behufs Vornahme ber ſymboliſchen Trabition, Abgabe der dies⸗ 
fälligen Erklärungen, 8 318. Durchführung des Anjpruches auf Über- 
laffung oder Räumung von unbeweglichen Sachen (Delog’erung) 8 349. 
Übergabe, Verwahrung, event. Verkauf mwegzufchaffender Sachen 8 349, 
Abi. 2. Intervention behufs Befeitigung eines Widerftandes gegen bie 
Vornahme einer au duldenden Handlung und zum Schuße ber auszu— 
führenden Arbeit, 8 357. Vornahme der Verhaftung 8 360, Abſ. 2. Mit- 
wirfung beim Bollzuge einftweiliger Verfügungen 8 388. 

6) Beträge über 500 fl. in Empfang zu nehmen, find die Gericht3- 
diener nicht berechtigt; bis zu welchem Betrage innerhalb dieſer Grenze 
dem einzelnen Gericht3diener die Befugnis zum Geldempfange zu er: 
teilen ift, hat der Vorſteher des Gerichtes zu beftimmen. 8 333, Abſ. 1 
und 2, GO. Diele Beſchränkung gilt jedoch nicht für die Abnahme von 
Bargeld, wenn der zu vollftredende Anſpruch den Betrag von 500 fl. 
überfteigt. 

Gerichtsdiener, bie als Bollftredungsorgane verwendet werben, dürfen 
bei fonftiger Beftrafung im Disziplinarwege Geldbeträge nicht in Empfang 
nchmen, welche die Summe überfteigen, zu deren Empfangnahme fie vom 
Borfteher bes Gerichtes berechtigt erflärt wurden. 

Wil der Verpflichtete einen Geldbetrag übergeben, der höher tft, als 
der Betrag, den der Gerichtsdiener in Empfaug nehmen barf, fo ift 
der VBerpflichtete anzumeifen, den Betrag mittels Boftanweifung an ben 
Empfang3berechtigten oder an das Gericht abzufenden und dem Gerichtd- 
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Diener den Poftaufgabefchein behufs Vorlage an das Gericht auszufolgen. 
Inſtr., Abſchn. I, 2. 12. 

6 26. Die Vollftredungsorgane find befugt, ſoweit es 
der Zweck der Erelution erheifcht, die Wohnung des Ver- 
pjlichteten, deſſen Behältniffe, und wenn nötig, mit ent« 
fprechender Echonung der Perſon, jelbft die vom Berpflich- 
teten getragenen Kleider zu durchſuchen. Verſchloſſene Haus- 
und Bimmertüren und verfchloffene Behältniffe dürfen fie 
zum Zwecke der Exekution eröffnen laſſen.) Falls jedoch 
weder der Verpflichtete noch eine zu feiner Familie gehörige, 
oder eine von ihm zur Obforge beftellte erwachjene Perſon 
anmwejend wäre, find den vorerwähnten Erefutionshandlungen 
zwei vertrauenswürdige, groBjährige Perjonen männlichen 
Geſchlechtes als Beugen beizuziehen.?) 

Die Bollftredungsorgane können behufs Befeitigung eines 
ihnen entgegengeftellten Widerftandes®) die Unterftüßung der 
Sicherheitsorgane und erforderlichenfall3 auch der Gendar- 
merie*) unmittelbar nachſuchen. Wegen Erwirkung militä- 
riſcher Hilfe Haben fie fi) an den Vorfteher des Erefutiong«- 
gerichte3 zu menden. 

Bei Erefutionen gegen aktiv dienende Perfonen der be« 
waffneten Macht oder der Gendarmerie ift, wenn nicht Ge- 
fahr am Verzuge ift, behufs Befeitigung eines Widerftandes 
die Unterftügung des militärischen Worgejeßten des Ber- 
pflichteteten anzufuchen.?) 

1) Zur Vermeidung unndtiger Echäbigung fol dazu ein geeigneter 

Handiverfer zugezogen werben. Snftr., Abſchn. I, P. 13, Abf. 2. 

N Die Zeugen find in dem Protofolle über die Bollftredungshandlung 
nad) Namen, Stand und Wohnort aufzuführen, fie follen auch das Pro⸗ 
totol mit unterfchreiden. Inſtr., Abſchn. I, P. 13. 

8) Der Richter ift befugt, bei der Verfieigerung von Liegenfchaften 
alle zur Wahrung der Ruhe und Ordnung, fowie zur Hintanhaltung 
unerlaubter Verabredungen, Einfhüchterungen und fonftiger Verhinde⸗ 
rungen nötigen Verfügungen zu treffen und fie zwangsweiſe, erforders 
lichenfalls mit Unterfiüsung der Sicherheitsorgane, ducchzuführen, 8 177, 
Abi. 3. Dasſelbe Recht fteht auch dem Vollftredungsorgan zu. Giche 
8 32. 

4) Bergl. 88 29, 3683, 386, Abſ. 2, 8.1. 

IMV. v. 17. April 1899, IMBB. Nr. 15, betreffend da8 Ans 
ſuchen der geridtlihen Bollftredungsorgane um Unter- 
ftügung durch die Gendarmerie. An alle Gerichte. Aus Un- 
laß eines alles hat das k. k. Landesverteidigungsminifterium allen k. k. 
Zandesgendarmerielommanden zur entiprechenden Anweiſung der unter- 
ftehenden Mannfchaften bekanntgegeben, daß durch bie im 8 26, Ubi. 2, 
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ED. normierte Ermächtigung der gerichtlichen Bollitredungdorgane zum 
unmittelbaren Anſuchen von Gendarmerieaffiftenz bie Beſtimmungen bes 
8 45 der Dienftinftruttion für die Genbarmerie” (Betlage zum IJMEB. 
1895 Rr. 9), welche die Zuläffigfeit eines folchen unmittelbaren Anfuchens 
von „einer Gefahr im Berzuge” abhängig machen, modifiziert worden find, 
und die gerichtlichen Bollftredungsorgane dermal unter den in der Exe⸗ 
Yutionsordnnung felbft angeführten Borausfegungen die Gendarmerieajfiftenz 
ftet8 unmittelbar nachſuchen können. 

Auch hat das ?. ?. Landesverteibigungsminiiterium anerkannt, daß 
die Gendarmerieaſſiſtenz fowohl bei wirklich entgegengeitelltem, wie bei 
unmittelbar drohendem Widerftande vom gerichtlihen Vollſtreckungsorgane 
nachgeſucht werden Tann. 

Die Gerichte werden gleichzeitig aufmerkſam gemacht, daß bie Gen⸗ 
darmerieaffiften; im Sinne des $ 26 ED. in ber Regel erft dann nach⸗ 
zufuchen fein mwird, wenn die Iofalen GSicherheitäorgane, bezw. die zur 
Handhabung der Lokalpolizei zunächſt beftellten Gemeindeorgane zur Be⸗ 
feitigung eines wirklich ausgeübten oder eines mit Grund zu beforgenden 
Widerftandes tatfächlich nicht hinreichtenn oder aber hiezu nad) aller Vor⸗ 
ausficht nicht ausreichen würben. 

5) Das Anſuchen obliegt der Buftellungd- und EN: 
ed kann mündlich gefchehen. 8 384, 3. 1 und Abſ. 2, 


$ 27. Die Exelution darf nicht im — Umfange 
vollzogen werden, als es zur Verwirklichung des in der 
Exekutionsbewilligung bezeichneten Anſpruches notwendig ift.!) 

Bei der Erefution zur Hereinbringung don Geldforde- 
rungen?) ift ftet3 auch auf die bis zur Befriedigung des 
Gläubigers vorausfichtlich noch erwachjenden Koften?) Bedacht 
zu nehmen. 

1) Vergl. 8 14. — Anwendungsfall: Schluß der Verfteigerung, wenn 
der erzielte Erlös genügt, 8 279. — Die Erefution ift einzuſchränken, 
wenn fie in größerem Umfange vollzogen wurde, als zur Erzielung voll- 
ftändiger Befriedigung des Gläubigers notwendig tft. 8 41, Abf. 2; in 
der Regel nicht ohne frühere Einvernehmung der Barteien, 8 55, Abi. 2 
(IM. zu 8 41 ED.) — Befondere Fälle: 88 96, 263. 

2) Die Bewilligung der Erekution zur Verwirklichung evon anderen 
Anſprüchen fchließt die Bewilligung der Erelution für die Koften in ſich; 
8 369. Inſoferne bandelt es ſich auch hier um Exekution wegen Geld⸗ 
forderungen. 

2) 8 74. — Anwendungsfall: 88 279, 233, 284. 


$.28. In das Eigentum?) einer unter ftaatlicher Auf: 
ficht ftehenden, dem öffentlichen Berlehre dienenden Anftalt 
dürfen Exekutionsakte, welche geeignet wären, die Aufrecht- 


828. 1. Erekution gegen dag Staatseifenbahnärar 
mittel3 Pfändung der Kafjebeftände? E. v. 21. November 1900, 
3. 15425, Sig. 1190. — Bol. ED. 87, Nr. 1. 
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baltung des Öffentlihen Berfehres zu ftören, nur im Ein- 
vernehmen mit der Auffichtsbehörde und unter den von 
diefer Behörde im Intereſſe des öffentlichen Verkehres für 
notwendig befundenen Einjchränfungen vorgenommen 
mwerden.?) 

2) Bergl. Berbängung ber Haft gegen VBebienftete einer ſolchen An⸗ 
ftalt, 8 362. 

2) Der Auftellungs= und Erelutionsabteilung obliegt: Die Aufforde⸗ 
rung der Aufficht3behörbe einer unter ftaatliher Aufficht ftehenden, dem 
öffentlichen Berlehre dienenden. Anftalt, zur bevorftehenden Exekutions⸗ 
handlung einen Bertreter zu fenden, um bie im Intereſſe bes öffentlichen 
Verkehres für notwendig befundenen Einfchränfungen des Exekutionsvoll⸗ 
zuges zı bezeichnen (8 28 ED.). 8 384, 8. 2, GO. — Tie Aufficts- 
behörbe im Einne bes 8 28 ED. ift Hinfichtlich der eleftrifchen Straßen 
bahnen die k. k. Generalinfpeltion ber Öfterreichifchen Eifenbahnen (IJMBB- 
©. 281/102). — Auf das zur Inftandhaltung und zum Betriebe von 
Dampfſchiffahrt⸗, Flußüberfuhr⸗, Telegraphen⸗, Telephonunternehmungen 
und öffentlichen Lagerhäuſern gehörige, im Beſitze der Unternehmung be⸗ 
findliche Material findet eine abgeſonderte Exekution nicht ſtatt. Art XI 
EG. z. EO. 


6 29. Gegen eine in Ausübung des Dienſtes befind- 
liche?) Perſon der bewaffneten Macht oder der Gendarmerie 
darf mit dem Erefutionsvollzuge erft begonnen werden, nach⸗ 
dem dem vorgelegten Kommando diejer Perfonen von der 
Bewilligung der Erefution Anzeige gemacht wurde. 


1) D. i. eine in Vollziehung dienftliher Obliegenheiten begriffene 
Perſon. Vergl. 88 26, Abſ. 3, 363, Abſ. 1, 386, Abf. 2, 8. 1. — Exe⸗ 
Fution in militärifchen oder vom Militär befegten Gebäuden, 8 31. 

Buftellungen an altive Berfonen des Mannſchaftsſtandes ber bewaffneten 
Macht haben durch den Chef der zunächſt vorgejegten Kommanbobehörde 
zu erfolgen. 8 92 8P0. 

Bon der Bewilligung [der Exekution gegen eine in Ausübung des 
Dienftes befindliche Perſon ber bewaflneten Macht oder der Gendarmerie 
(8 29 ED.) ift dem vorgejebten Kommando (Behörde, Unftalt) des Ver⸗ 
pflichteten, wenn aber dieſes nicht befannt ift, dem im 8 148, Abi. 1, be⸗ 
zeichneten Kommando (dem Militärftationstommando des Aufenthaltsortes 
ber betreffenden Perfon oder, falls an diefem Orte ein folches Kommando 
fih nicht befindet, dem nächitgelegenen Militärftationstommando; bei 
Berfonen der Landivehr oder der Gendarmerie dem an dem Aufenthalts- 
orte befindlichen oder diejemTnächitgelegenen Landwehr oder auch Militär- 
ſtationskommando oder dem Gendarmerieabteilungstommando) Anzeige zu 
machen. Soferne die Anzeige fchriftlich erfolgt, ift mit dem Beginn des 
Exekutionsvollzuges bis zur VBeftätigung des Empfanges durch das Kom⸗ 
mando zu warten. Wird gegen den vom Vollftredungsorgane mündlich 
angezeigten Erefutionsvollzug vom Kommando Einfpradje erhoben, fo hat 
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dad Bolftredungetorgan darüber dem Richter mündlich zu berichten und 
deſſen weitere Weiſung einzuholen. 

Wenn gegen altio dienende Berfonen ber bewafineten Macht oder der 
Gendarmerie Haft verhängt werden fol (8 368 EO.), bat ſich das Exe⸗ 
futiondgericht an das nächſte Militär« (Landwehr:) Territoriallommando 
(Zandesgendarmerielommando) oder, wenn die Haftverhängung gegen Per⸗ 
fonen der Kriegsmarine im Küftengebiete ftattfinden fol, an das Hafen- 
abmiralat in Pola zu wenden. 8 179 GO. 

Die Anzeige hat, wenn fi) das Kommando am Site des Exekutions⸗ 
gerichtes befindet, durch das Vollftredungsorgan, und zwar durch Vor⸗ 
weifung des Erefutionsbefchluffes, 8 386, 3. 1 und Abſ. 3, GO., fonft 
ſchriftlich durch das Exekutionsgericht zu erfolgen. $ 179 GO. Bei ber 
mündlichen Anzeige bat das Vollftredungsorgan die Legitimationsurfunde 
vorzumeilen. 8 386 SD. 


6 30. An Sonn- und Feiertagen!) fowie zur Nadht- 
zeit?) dürfen Erefutionshandlungen nur in dringlicen Fällen 
mit Erlaubnis des Vorfteher3®) jenes Bezirksgerichtes vor⸗ 
genommen werden, in deſſen Sprengel die Erefutionshandlung 
itattfinden fol. 

Der Beichluß, durch welchen die Erlaubnis) erteilt wird, 
ift dem Verpflichteten auf Verlangen bet der Erefutiondhand- 
fung in fchriftlicher Faſſung vorzumeifen. 

Die Erteilung oder Verſagung dieſer Erlaubni3 kann 
durch ein Rechtsmittel nicht angefochten werden. 

1) Welche Tage als Feiertage zu gelten Haben, wird durch Verordnung 
beftimmt. 8 221 8PO., 8 78 ED. (Eiehe biefe Beitimmungen in 8 44 
GO.) 

Auf das Exekutionsverfahren haben die Gerichtsferien keinen Einfluß. 
8 223, Abf. 2, ZPO. — Anträge auf Bewilligung, Einſchränkung oder 
Aufhebung von einftweiligen Verfügungen find Yerialfachen. 88 224, 8.8, 
223, Ubf. 1, 8PO., 8 78. 

2) Bom 1. April bis 30. Eeptember von 9 Uhr abends bis 4 Uhr 
morgend; vom 1. Oltober bis 31. März von 9 Uhr abends bis 6 Uhr 
morgend. 8 45 GO. 

3) DO: per des zu beijen Vertretung berufenen Einzelrichtere, 8 46 GO. 

4) Diefe Erlaubnis Hat das Bollitredungsorgan von Amts wegen 
mündlich anzufuchen, wenn fonjt ter Erelutiongvollzug überhaupt nicht 
ftattfinden könnte oder doch ein erfolgreicher Vollzug der Exekution nicht 
zu gewärtigen wäre. 8 386, 8. 2, GO. 


$ 31. In den faiferlichen Hofgebäuden,!) in der Woh- 
nung eines Mitgliedes des Faiferlichen Haufes, ſowie in der 
Wohnung einer die Erterritorialität in Oſterreich genießenden 
Perfon können Erefutionshandlungen nur durch das Oberft- 
hofmarſchallamt?) vorgenommen werden. 
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Sn militärischen oder von Militär bejebten Gebäuden 
fann die Vornahme von Erefutionshandlungen®) erſt nad) 
vorgängiger Anzeige‘) an den Kommandanten des Gebäudes 
und unter Buziehung einer von dieſem beigegebenen Militärs 
perjon erfolgen. 

1) Siehe das Berzeichnig bei $ 32 IN. — Um die Bornahme von Ere- 
utionen in den Hofgebäuden hat das bewilligende Gericht das Erefutiong- 
gericht und dieſes das Oberfthofmarfchallamt zu erſuchen. — Buftellung 
oder Bornahme fonftiger gerichtlicher Alte gleichfalls durch das Oberſthof⸗ 
marſchallamt, 8 82, Abi. 4, IN. 

2) Tad Anſuchen ift vom Gerichte zu Stellen. 8 884, Iebter Ab⸗ 
fat, GO. 

3) Ebenſo Zuftellungen. 8 92 8PO. 

4) Die Unzeige gejchieht durch das Vollftredungsorgan und zwar durch 
Borweifung des Bejchluffes, womit die Erefutionshandlung bewilligt wird. 
8 886, 8. 8 und Abſ. 3, GO. Hiebei ift die Legitimationgurlunde vor⸗ 
zuweijen. 8 336 GO. — Die Anzeige hat nur ben Zweck, dem Komman⸗ 
danten die Gelegenheit zu geben, die Militärperfon zu bezeichnen, die bei 
der Bornahme der Erefution aus Gründen der Aufrechthaltung der Haus: 
ordnung zuzuziehen ift, Bericht des Ausſchuſſes des Abg. Hauf. v. 23. Mai 
1869, Nr. CXC/1869. — 

Bornahme von Erelutionshandlungen in militärifhen 
oder don Militär beſetzten Gebäuden. Da mitunter die Vor⸗ 
nahme von Erekutionshandlungen in militärifchen oder von Militär be- 
festen Gebäuden Berzögerungen erfuhr, weil der Kommandant oder deſſen 
Stellvertreter vom Vollſtreckungsorgan nicht angetroffen werden konnte, 
und zur Entgegennahme der Unzeige im Sinne bes $ 31, Abſ. 2, ED. 
feine Borforge getroffen war, hat das k. und k. Reichskriegsminiſterium 
mit dem an die Zerritoriallommanden der im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder gerichteten E. v. 29. November 1901, Präf. 6247, 
u. a. folgendes angeordnet: 

„Falls ber Kafernfommandant beim Erjcheinen des die borgängige 
Berjtändigung überbringenden gerichtlichen Organes nicht anivefend fein 
ſollte, iſt das Kaferninfpeltiongorgan zur Übernahme der Verftändigung 
und zur fofortigen Benachrichtigung des Kaſernkommandanten verpflichtet. 
Wäre das letztere untunlich, fo ift fofort der Stellvertreter im Kaſern⸗ 
An (B. 116 Dienftreglement, I. Teil) zu verjtändigen.” (IMVB. 

©. 8/1902.) — 

Mit der Vornahme von Erekutionen in militärifchen ober von Militär 
befeßten Gebäuden find nur folde Vollftredungsorgane zu betrauen, von 
denen anzunehmen ift, daß fie ihrer Aufgabe durch ein auch die militä- 
riſchen SInterefien berüdfichtigendes taltvolles Vorgehen vollftändig ge⸗ 
wachſen find. Wenn ein Gerichtödiener, der in diefer Hinficht volle Ge⸗ 
währ bietet, nicht zur Verfügung fteht, foll mit der Vornahme ſolcher 
Erelutionen ein Ranzleibeamter betraut werden. 

Da mit dem Beginn des Exekutionsvollzuges gewartet werden muß, 
bis dem Vollftredungsorgan eine Militärperjon beigegeben wird, empfiehlt 
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e3 ſich, daß ſich das Erefutiondgericht, wenn tunlich noch vor der Ents 
fendung des VBollftredungsorganes im Turzen Wege (3. B. durch telepho- 
nifche Anfrage, durch einen Boten u. bergl.) erkundigt, wann der Kafern- 
kommandant oder deffen Stellvertreter in der Kaferne zu treffen ift, und 
daß die Erefutton, falls nicht befondere Gründe beren fofortige Vornahme 
notwendig machen, zu der in jedem einzeinen Yalle oder ein für allemal 
im voraus befanntgegebenen Stunde vorgenommen wird. 
$ 32, Alle an einer Erefutionshandlung Betelligten 
tönnen bei deren Vornahme anmelend fein.!) Rerjonen, 
welche die Erefutionshandlung ftören oder fich unangemefien 
betragen, können vom Bollftredungsorgane entfernt werden. *) 

3) Dem betreibenden Gläubiger, der bei der Exekutionsvornahme an- 
wefend fein will, ift auf Wunſch das VBollftredungdorgan zu bezeichnen, 
welches mit dem Exekutionsvollzuge betraut ift, und bie Zeit befanntzu- 
geben, zu welcher die Erefutionshandlung vorgenommen werben foll. Findet 
ſich weder ber Släubiger noch fein Vertreter zur feftgefeßten Beit an Ort 
und Stelle ein, fo ift die Erefutionshandlung in Abweſenheit des Glaäͤu⸗ 
bigers vorzunehmen. 8 161, Abf. 3, GO. 

2) Siehe insbeſondere die Befugniſſe des Richters, der den Verſteige⸗ 
tungstermin leitet, 8 177, Abf. 3. Gilt auch für Vollftredungsorgane. 
— Unterftügung durch die Sicherheitsorgane und die Gendarmerie, 8 26, 
Abſ. 2. 

Beginn des Exekutionsvollzuges. 


6 33. Der Vollzug der Exekution ift als begonnen an- 
zuſehen,) jobald das Erſuchen um den Erelutiondvollzug 
beim Erelutiondgerichte eingelangt iſt, falls aber das zur 
Bewilligung der Exekution zuftändige Gericht zugleich Ere- 
futiondgericht ift, ſobald der et ur Bornahme der 
eriten Erefutionshandlung an das zu ik Ausführung be- 
ftimmte Organ gelangt ift.- 

1) 88 18, 87, 45, 75, 258, 377. 


Tod des Verpflichteten. 


$ 34. Stirbt der Verpflichtete nach Bewilligung der 
Erefution, jo Tann dieſe, jobald eine Erb3erflärung ange- 
braht oder ein Nachlaßfurator!) ernannt iſt, in An« 
jehung des Hinterlaffenen Vermögens ohne neuerliche Be⸗ 
willigung in Vollzug geſetzt oder "ortgefüihrt werden. Sonft 
muß der betreibende Gläubiger zu diefem Behufe die Be- 
ftelung eines einftweiligen Vertreters des Nachlaſſes bean- 


8 34. 1. Die Erbserklärung ift nur dann als angebracht 
anzufehen, wenn fie vom Abhandlungsgerichte angenommen iwurbe. 
€. v. 11. Februar 190%, 3. 1920, 38. 1902 : 268. 
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tragen.) Der — kann bei dem zur Abhandlung des 
Nachlaſſes?) oder bei dem zur Bewilligung der Exekution zu⸗ 
Ben erichte gejtellt werden. 

ine bei Lebzeiten des Verpflichteten begonnene*)a) 
Exekution auf Liegenichaften kann ohne vorherige Beftellung 
eine? einftweiligen Nachlaßvertreters fortgeführt werden, 
wenn die zur Einleitung der Zwangsverwaltung oder Zwangs⸗ 
verjteigerung notwendige bücherliche Anmerfung®) noch vor 
dem Zode des Berpflichteten erfolgt ift. 


I) Berlafienichaftsturator im Sinne 88 78, 128, 129 Verf. a. Sir. 

Beſchlüſſe, duch welche Exekutionshandlungen bewilligt werben, 
dürfen, falls ber Verpflichtete feit ihrer Erlafjung verftorben tft, ohne 
Erwirkung eines richterlichen Beſchluſſes ausgeführt werden, wenn buch 
Borlage ber betreffenden gerichtlichen Erledigung nachgewieſen wird, daß 
zum Nachlaſſe des Verpflichteten eine Erbserflärung angebracht und zu 
Gericht angenommen oder daß ein Nachlaßlurator ernannt wurde. Ber 
Nachweis iſt dem Beamten (Ranzleigehilfen) der Zuſtellungs⸗ und Ere- 
kutionsabteilung (Erefutiongabteilung), dem die fragliche Exekutionsſache 
zugeteilt ift, oder der Perſon zu erbringen, welche die Exekutionshand⸗ 
lung vornimmt. Gerichtödiener, welche bei Vornahme einer Exekutions⸗ 
handlung erfahren, daß ber Berpflichtete feit Erlafjung des Exekutions⸗ 
auftrages verftorben ift, haben, ohne einftweilen die Exekutionshandlung 
vorzunehmen, unter Borlage ber ihnen etwa übergebenen gerichtlichen 
Beicheide über die Erbserllärung oder Ernennung des Nachlaßkurators 
die Weifung des Beamten (Ranzleigehilfen) einzuholen, von dem fie den 
Auftrag erhalten haben. 

Ungeachtet de3 Mangels folcher Nachweifungen ift ber Exekutions⸗ 
auftrag dem Gerichte nicht zurüdzulegen, wenn der betreibende Gläubiger 
in der Zuftelung3= und Erelutionsabteilung die Erflärung abgibt, ohne 
Berzug die Beſtellung eines einftweiligen Bertreterd des Nachlaſſes bes 
antragen zu wollen. Diefe Erklärung ift durch einen kurzen Bermerk zu 
den Alien, den der Gläubiger zu unterfchreiben hat, feftzuftelen. Die 
biedurch bewirkte Verzögerung des Exekutionsvollzuges ift dem Richter 
unverweilt mündlich anzuzeigen. 

Der Beicheid über die Beftellung des Nachlaßkurators kann vom be⸗ 
treibenden Gläubiger unmittelbar in ber Zuſiellungs⸗ und Exekutions⸗ 
abteilung übergeben werben und tft ſodann bei ber Berichteritattung über 
ben Exekutionsvollzug dem Richter vorzulegen. Wenn bie Kurators⸗ 
beftellung nicht innerhalb vier Wochen der Buftellungs- und Exekutions⸗ 
abteilung nachgewieſen wird, ift mit ber BZurüdlegung bed Exekutions⸗ 
auftrages nicht Tänger zu warten. 8 387 GO. 

?) Der Untrag Tann in der Gerichtsfanzlei zu Protofoll genommen 
werben. 8 320, 8. 8, GO. — Gegen den Nachlaßkurator bezw. Kurator 
ad hoc kann auf Grund des gegen den Erblaffer ergangenen Exekutions⸗ 
titel® auch bie Exekution erſt beiwilligt werben. — Deltet, womit ber 
Kurator beftellt wirb, genügt ber Unforberung bes 8 9. — 8 547 abGB. 


12* 
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2) 8 105 ff. IR. 9 8 33. 5) 88 98, 184, Abi. 2. 

a) Dafür, ob eine bei Lebzeiten des Verpflichteten begonnene Exe⸗ 
kution auf Liegenfchaften nad) deilen Tode ohne vorherige Beſtellung eines 
einftireiligen Nachlaßvertreters fortgelührt werden kann, ift vermöge des 
Grundfahes des 829 aGG (vergl. 8 93 aGG.) der Zeitpunkt maßgebend, 
in weldyem das Erfuchen, bie Anmerkung ber Einleitung ber Zwangsver⸗ 
waltung oder der Biwangdverfteigerung zu vollziehen, bei ber Buchbehörde 
eingelangt tft; wenn bie Buchbehörde ſelbſt zur Bewilligung der Zwangs⸗ 
verwaltung oder Biwangsverfteigerung berufen war, ift zufolge der ob⸗ 
gedachten Beftimmung des Grundbuchsgeſetzes die Beit der Anbringung 
des Exekutionsantrages als der enticheidende Zeitpunkt anzufehen. (IM. 
zu 3 34 EO., 2. 1.) 

Mit dem Tode des betreibenden Gläubigers rüden deſſen Rechts⸗ 
nachfolger oder der Berlafienfhaftsfurator in das Erelutionsverfahren 
ein, ohne daß zu diefem Zwecke Unterbrechung ber Erelution oder förm⸗ 
liche Aufnahme bes Verſahrens durch bie Rechtsnachfolger oder durch 
den Kurator ftattfindet. Die Rechtänachfolger können über das Exe⸗ 
kutiousverfahren nad) Maßgabe der ihnen am Nachlaſſe zuſtehenden Rechte 
verfügen. 2:3 Belanntiwerben bes Todes bes betreibenden Gläubigers 
berechtigt das Exekutionsgericht an unb für fid) noch nicht, das Exekut ions 
verfahren einzuftellen oder aufzufchieben. (IM. zu 8 84 ED. P. 2.), 


Einwendungen gegen den Anfprud, 


6 35. Gegen den Anſpruch, zu deſſen Gunften Ere- 
fution bewilligt wurde, können im Zuge de3 Erelutiond- 
verfahrens nur injofern Einwendungen erhoben werden, als 
diefe auf den Anſpruch aufhebenden!) oder hemmenden?) 
Tatfachen beruhen, die erft nach Entftehung des dieſem Ver⸗ 
fahren zugrunde liegenden Erefutionstitel3 eingetreten find. 
Falls jedoch diefer Erefutionstitel in einer gerichtlichen Ent- 
fcheidung befteht, ift der Zeitpunft maßgebend, bis zu welchem 
der Berpflichtete von den bezüglichen Tatfachen im voraus⸗ 
— gerichtlichen Verfahren wirkſam Gebrauch machen 
onnte. 

Dieſe Einwendungen ſind, unbeſchadet eines allfälligen 
Rekurſes gegen die Exekutionsbewilligung, im Wege der 


8 35. 1. Einwendungen gegen den Anſpruch infolge Ab⸗ 
änderung der untergerihtlihen Entfeheidungen durch 
s Reviſionsinſtanz. €. v. 24. April 1901, 3. 1817, ZB. 
1901 :28. 

2. Einwendungen der Arbeiter Unfallverfiherungsanftalt 
gegen den mittel8 Schiedsgerichtserkenntnis feftgeftellten 
Entſchädigungsanſpruch auf Grund bes Befchluffes, wo⸗ 
durch die vom Schiedsgerichte bemeſſene Unfallsrente herabgeſetzt 
wurde. E. v. 5. Juli 1899, 3. 8450, Sig. 665, 
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Klage bei dem Gerichte geltend zu machen, bei dem die Be- 
willigung der Erelution in erjter Inftanz beantragt wurde. *) 
Einwendungen gegen einen Anfpruch, der ſich * einen der 
im 8 1, 8. 10 und 12 bis 14 angeführten Exekutionstitel 
ftüßt, find bei jener Behörde anzubringen, von welcher der 
Exekutionstitel ausgegangen ift. 

Alle Einwendungen, die der Berpflichtete zur Beit der 
Erhebung der Klage oder zur Beit des Einjchreiteng bei einer 
der im vorigen Abfabe bezeichneten Behörden vorzubringen 
imftande war, müſſen bei fonftigem Ausſchluſſe gleichzeitig 
geltend gemacht werden. 

Wenn den Einwendungen rechtsträftig ftattgegeben wird, 
ift die Exekution einzuftellen.) a) 

1) Bahlung 8 1412 abGB., Schulderlaß $ 1444 abGB., Kompenſation 

8 1438 abGB., insbeſondere, wenn über ben Anſpruch zuerft mit Teil- 
arteil und dann mit Enburteil über bie Kompenſationseinrede entichieden 
wird (IM. zu 8 391 ZED., P. 3), ferner Überweifung an Bahlungsftatt 
an den Berpflichteten 8 816, Überweifung an Bahlungsftatt an einen 
Dritten, Rovation, insbeſ. Verrechnung u. ä. 

2) Forderungs⸗ bezw. Anſpruchsſtundung durch ten Gläubiger, insbeſ. 
nachträgliche Zugeftehung von Ratenzahlungen, vergl.8 40, Abſ. 1. — Pfän⸗ 
dung der vollffredten Forderung durch einen Dritten (Bahlungsverbot) 
8 294. — Erwirkung bes Drittverbotes 8 379, 8. 3, 8 382, 3. 7. 

8) 88 179, 482 8PO. — Eiehe die befonderen Klagen auf Einftellung 
der Erefution durch die Bodenkreditanſtalt (Art. 127) und bie 
Öfterr.-zungar. Bank (8 55 Statut der Hypoth. Kreditsabteilung) bei 
Art. IV EG. 3. ED. 


3. Eine im Auslande erwirkte Ehetrennung beredtigt 
nicht zu Einwendungen gegen die Vollftredung von Unterhalts- 
anfprüchen, die fih auf einen gerichtlichen, anläglich der im In⸗ 
lande erwirkten Scheidung abgejchloffenen Vergleich gründen. €. 
v. 29. April 1902, 3. 1222, 88. 1902 : 48. 

4. Eine Prozeßkoſtenforderung gilt im Zeitpunlte der 
Rechtskraft des Urteils entſtanden; dieſer Zeitpunkt tft für die 
gutäffigteit der Einwendung maßgebend, daß Kompenfation der 

oftenforderung mit dem vollitredbarem Anſpruch eingetreten ift. 
E. dv. 12. September 1899, 3. 11322, Sig. 6995 10. Dezember 
1895, 3. 14499, &ig. 15644. 

5. Rah Bewilligung der Wiederverfteigerung können 
Einwendungen gegen den: Anfpruch nicht mehr erhoben werden. 
E. dv. 16. Juli 1901, 3. 10168, Präv. 1902: ©. 647. 

6. Segen die Erekution auf Grund eines Endbeſchluſſes 
(Befigftörungsverfahren) können nicht wegen eingetretenen Befiß- 
berluftes Einwendungen erhoben werben. E. v. 9. Jänner 1901, 
3. 8723, ©$. 190324. | ar | 
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“) 88 8-6. — Ausnahme von $ 17, Abſ. 2. — Bezirksgerichte find 
zufländig, auch wenn fonft die Sache vor einen Gerichtshof gehören 
würbe. 8 88. 

8) Die Koften trägt der betreibende Gläubiger. 8 75. 

Der Antrag auf Einftelung der Exekution fann mit ber Klage ver- 
bunden werben. 8 39, letzter Abſatz. — Nach Rechtskraft des Erkennt⸗ 
niffes im Sinne der Oppofitionsklage ift die Erefution, wenn fein Antrag 
porliegt, von Amts wegen und ohne weitere Bernehmung ber Parteien ein- 
zuftellen. Argum. 8 89, Ubf. 2, 8 45, Abſ. 8. — Wenn ber betreibenbe 
Gläubiger befriedigt wurde oder Stundung bewilligt hat, Tann ohue 
Klage auf Grund eines bloßen Antrages — ben Beweis vorausgeſetzt 
(8 55) — die Exekution eingeftellt werben; 840, Abf. 1. Wenn Zahlung 
nad dem Vollzugsauftrag erfolgte und dies nachgewwiefen wirb (Poſt⸗ 
anweiſungsrezipiſſe oder andere Öffentliche, öffentlich beglaubigte Urkunden), 
kann das Vollſtreckungsorgan mit dem Vollzug innehbalten; $ 46. 

Auffchtebung ber Exekution infolge der Klage 88 42, 3.5, 43, 44. — 
Siehe die inftruftionellen Beftimmungen der Gefchäftorbnung bei 8 44. 

Einihräntung der Exekution bei Einwendungen gegen einen Zeil der 
Erelution 8 41, Ubi. 1. 

a) Siehe IM. zu 8 39 ED., P. 3. 


Einwendungen gegen die Erelutionsbewilligung. 


6 36. Wenn der Berpflichtete beftreitet: 

1. daß die für die Fälligfeit oder Vollſtreckbarkeit des 
Anſpruches maßgebenden Tatfachen (87, Abjat 2)9 oder Die 
angenommene Rechtsnachfolge (8 9) eingetreten feien; 


7. Einftelung der Erelution, wenn ber betreibende Gläubiger 
den auf Tilgung bes Anfpruches geftügten Einwendungen entgegen- 
hält, daß er den Anſpruch nad Einleitung der Erelution ab- 
getreten habe? €. v.5. Zuli 1901, 3. 4935, Przeg. 1901: ©. 317. 

8. Wird Erefution durch zwangsweiſe Pfandrechtäbegründung 
geführt, fo tft die lage auf Löſchung des eretutiven Pfand» 
rechtes wegen nachträglich erfolgter Zahlung der Forderung 
bei dem Gerichte der gelegenen Sache anzubringen. €. v. 28. No» 
nn Dr 3. 17350, Sig. 775 (19. April 1899, 3. 5803, 

g. 584°). 

9. Uber Einwendungen, die gegen die Erelution zu Gunften 
einer Gebührenforderung deshalb erhoben werben, weil ber 
Zahlungsauftrag nachträglich aufgehoben und eine neuerliche Be- 
meſſung der Gebühr angeordnet wurde, haben bie politifchen Be- 
börden zu entjcheiden. ©. v. 9. DOftober 1902, 3. 13558, Gaz. 
1902 : 12. j 

8 86, 1. Über die Frage, ob Annahme einer Raten— 
zahlung nad Eintritt des Termindverluftes einen Verzicht auf 
die Einleitung der Erelution enthalte, Tann nicht im Wege des 
Rekurſes entichieden werden. E. v.1. März 1898, 3. 2867, Sig. 45. 
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- 2, wenn er beftreitet, daß er der Geſellſchaft, wider die 
der Erekutiondtitel erwirkt wurde, ala perfönlich baftender 
Gefellichafter angehörte, oder wenn er Einwendungen erhebt, 
die ihm wider den betreibenden Gläubiger aus beifen Perſon 
zuſtehen ($ 11); 

3. wenn er behauptet, daß der betreibende Gläubiger 
auf die Einleitung der Exekution überhaupt oder für eine 
einftweilen noch nicht abgelaufene Frift verzichtet hat,*) 

fo hat er feine bezüglicden Einwendungen, falls fie nicht 
mitteld Rekursa) gegen die Erefutionsbewilligung angebracht 
werden Tünnen, im Wege der Klage geltend zu machen. 

Die Klage ift bei dem Gerichte anzubringen, bei dem die 
Bewilligung der Erefution in erfter Inſtanz beantragt wurde. ?) 
Auf dieſe Klage finden die Beitimmungen des $ 35, vorlekter 
Abſatz, über die Verbindung aller Einwendungen, die der Ver⸗ 
pflichtete zur Zeit der Erhebung der Klage vorzubringen im- 
— war, ſinn — Anwendung. 

Wenn der Klage xrechtskraftig Hattgegeben wird, ift Die 
Erefution einzuftellen.*)d) 


1) Falls der Eintritt der Fälligkeit, Bollftredbarkeit oder Rechtsnach⸗ 
folge als durch Öffentliche oder Öffentlich beglaubigte Urkunden nachgemwiejen 
angenommen wurbe, nicht jedoch, wenn diesfalls ein gerichtliches Urteil 
erwirkt wurbe (8 10), wegen res iudicata. 

2) Exekutionsverzicht und sftundung. — Aus dieſem Grunde Tann 
auch ohne Klage auf rund eines Einftellungsantrages — den Beweis 
vorausgeſetzt (8 55) — bie Erefution eingeftellt werben. 8 40. — Bergl. 846. 

2) 88 8-6. Ausnahme von 8 17, Ubf. 2. Bezirksgerichte find zu⸗ 
ftändig, auch wenn fonft die Sache vor einen Gerichtshof gehören mwürbe. 
8 88. — Die Klage, womit bie Vollftredbarleit eines Notariats= 
aktes beftritten wird, ift nach 8 36 zu behandeln. Art. XVII EG. 


4, Die Koften trägt der betreibende Gläubiger, 8 75. 

Berbindung der Alage mit dem Einftelungsantrag zuläffig, 8 39, 
letzter Abſatz. — Nach Rechtskraft des Erkenntniſſes Einftelung von Amts 
wegen, falls nicht ohnehin ein Einftellungsantrag vorliegt, und ohne Ein- 
vernehmung ber Parteien. 88 30, Abſ. 2, 45, Abſ. 3. — Siehe bie 
inftruftionelfen Beſtimmungen ber Geſchäftsordnung bei 8 44. 

Aufichiebung der Exekution infolge Klage, 88 42, 3. 5, 43, 44. 

Einfhränfung der Erelution bei Einwendungen gegen einen Zeil der 
Erelutionsbewilligung, .8 41, Abf. 1. 

a) Im Relurfe dürfen neue Tatumftände und Beweiſe nicht vorge⸗ 
bracht werden (Gutachten bes Oberſten Gerichtshofes zu 8 520, 
BB, 2. 3). 

Einwendungen gegen die Exekutionsbewilligung, welche mittels Re⸗ 
kurſes gegen den Bewilligungsbefchluß Hätten angebracht werben können, 
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find durch Verfäumung des Rekurfes von ber nachträglichen Geltend⸗ 
machung im Wege der Alage nicht ausgeſchloſſen. Daß ber Partei ein 
gleich wirkſames und weit billigeres Rechtsmittel zur Verfügung geftanden 
ift, wird jedoch bei Entſcheldung über den Koftenerfab im Prozeſſe, und 
zwar insbefondere in Betreff der Frage, wie weit bie aufgetvendeten 
Koften zur zweckentſprechenden Rehtsverteidbigung notwen- 
dig waren (8 41 8PO.), wie in Betreff der Anwendbarkeit der Bor: 
fchriften des 8 51 ZPO. zu berüdfichtigen fein. (IM. zu 8 36 ED.) 
d) Siehe IM. zu $ 89 ED., P. 3. 


Widerſpruch Dritter. 


6 37. Gegen die Erefution kann aud) von einer dritten 
Berfon Widerfprucha) erhoben werden, wenn diefelbe an einem 
dur) die Erefution betroffenen Gegenftande, an einen Zeile 
eines ſolchen oder an einzelnen Gegenftänden des Zubehöres 
einer in Erefution gezogenen Liegenfchaft ein Hecht be- 
hauptet, welches die Vornahme der Erefution unzuläffig 
machen würde.!) 

Ein ſolcher Widerſpruch ift mittel3 Klage geltend zu 
maden; die Klage kann zugleich gegen den betreibenden 
Gläubiger und gegen den Berpflichteten gerichtet werden, 
welche in diefem Falle als Streitgenofien zu behandeln find. 

Für diefe Klage it, je nachdem fie vor oder nach Be- 
ginn?) des Erefutionsvollzuges angebradht wird, das Gericht, 
bei dem die Bewilligung der Erefution in erfter Inftanz be- 
antragt wurde,?) oder das Erelutiondgericht zuftändig.*) 

enn der Klage rechtskräftig ftattgegeben wird, ift die 
Exekution einzustellen. ®)b) 
1) Pfand⸗ und Vorzugsrechte eines nicht befißenden Dritten an be= 
weglihen Sachen machen die Erefution nicht unzuläffig, können nur mit 
Feſtſtellungsklage (8 228 ZPO.) geltend gemacht werden. Auf die Klage 


837. 1. Widerfpruchsflage Tann nur wegen materiell- 
rechtlicher Anjprüde (Eigentum, Belig u. |. w.) erhoben 
werden; wegen der Unzuläffigfeit einer abgejonderten Exekutions⸗ 
führung auf die Liegenichaft ift die Erefutionsbewilligung mittel3 
an anzufehten. E. vd. 21. Dezember 1899, 3. 18367, 

g. 803; 

der Miteigentümer der gepfändeten bewegliden 
Sachen kann jedoh nur Einſchränkung der Erelution auf den 
Anteil des Verpflichteten verlangen. €. v. 1. Mai 1901, 3.14918, 
Not, 1902:2; 

der Fruchtgenußberechtigte kann gleichfalls nicht Wider- 
fpruchöflage erheben; es iſt nur bei der Zwangsverſteigerung auf 
den Beſtand dieſes Nechtes aufmerkſam zu machen und auf defien 
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kann bei hinreichender Beſcheinigung der Erlös ber verfauften Sachen 
einftweilen Hinterlegt werben. 8 258. 

Exſzindierungsanſprüche tn Betreff unbeweglider Sachen müflen 
vor Beginn der Berfteigerung geltend gemacht und fpäteftens im Ber: 
fteigerungstermine angemeldet werden, fonjt Tann nur ber Erlös in An 
fpruch genommen werden. 8 170, 8. 5. 

Erfzindierungsanfprüde in Unfehnng ter durch politifhe Ere- 
kution in Anfpruch genommenen Sadıen find nad) den Vorfchriften ber 
ED. und ZPO. bei dem Bezirksgerichte geltend zu machen, in deſſen 
Sprengel fih zur Beit der Anbringung der Klage die Gegenftänbe ganz 
oder zum Zeile befinden. Art. IIL EG. 3. ED, 

Das Geſetz Ichreibt nicht vor, daß dritte Perfonen, die gegen bie 
Exekution Widerfprudy erhoben Haben, vom Exekutionsvollzug benads 
tichtigt werben — fiehe aber Exek. Form. Nr. 160, Yorm. Buch Nr. 213. — 
Keinesfall3 Hat aber eine ſolche Benachrichtigung ftattzufinden, wenn nicht 


Wahrung Bedacht zu nehmen. €. v. 21. November 1899, 3. 11407, 
Sig. 756. 


2. Auch Rechte an Forderungen können mittel! Wider- 
ſpruchsklage geltend gemadt werden. E. v. 17. Jänner 1900, 
3. 311, %. 72; 7. Februar 1899, 3. 1563, Sig. 501. 

3. In der Widerfpruchsflage kann Seftftellung des Eigen- 
tums oder anderer Rechte an dem gepfändeten Gegenftande 
beantragt werden, wenn das zur Entfcheidung über den Wider- 
ſpruch zuftändige Gericht zugleich zur Entſcheidung über dieſen 
weiteren Antrag zuftändig iſt. E. v. 25. November 1902, 3. 15916, 
38. 1903: 25; 13. November 1900, 3. 14979, Sig. 1180; 

dagegen Tann ein Anſpruch auf Leiftung einer Geld— 
fumme mit der Widerſpruchsklage nicht verbunden werden. €. 
d. 13. November 1900, 3. 14979, Sig. 1180. 

4. Der mit dem Verlauf von Gegenftänden betraute Kom- 
miſſionär ift berechtigt, für feinen Kommtittenten in Anfehung 
der verlauften Gegenftände die Widerfpruchsflage zu erheben. €. 
v. 25. Mat 1898, 3. 6220, Sig. 19. 

5. Die Klage des Maffevermwalters, womit die Wirks 
fantkeit einer nach Konkurseröfinung vorgenommenen Pfändung 
angefochten wird, ift als Widerfpruchsklage anzufehen. €. v. 
14. Juni 1899, 3. 8981, Sig. 644. — Bgl. ED. 8 17, Nr. 1; 

desgleichen die Klage de8 Fauftpfandgläubigers auf Aus 
ertennung der Priorität feines Pfandrechtes vor dem an derjelben 
Sache erworbenen gerichtlichen Pfandrechte. E. vd. 30. November 
1899, 3. 17081, Sig. 779. | 

6. Auf Wertpapiere, die jemandem zur Verwendung - 
als Badium unter ausdrüdlidem Vorbehalte des Eigentums 
übergeben wurden, kann von Gläubigern des Empfängers troß ihres 
guten Glaubens nicht Erekution geführt werden. E. v. 21. Februar 
1901, 3. 17220, JB. 1901: 13. 

7. Widerfpruchsklage kann nicht mehr erhoben werden, jobald 
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die angeblich Berechtigten felbft, fondern etwa nur ber Berpflichtete Rechte 
Dritter in Anfehung der Erelutiondgegenftänbe behauptet hat. 

2) 8 88. 9 88 4—6, Ausnahme von 8 17, Abi. 2. 

* Ohne Rüdficht auf die fonftigen Beftimmungen über fachlidhe Zu⸗ 
ftändigteit, 8 88. 

%) Auch von Amts wegen, 8 39, Abſ. 8, unb ohne Einvernehmung 
der Parteien, 8 45, Abi. 3. — Einfchränfung der Erefution bei Wider⸗ 
ſpruch Hinfichtlich einzelner Objekte, 8 41, Abf. 1. — Aufſchiebung der 
Erefution infolge Klage, 88 42, 8.5, 43, 44. — Siehe bie inftruftionellen 
Beftimmungen der Geichäftsorbnung bei 8 44. — Über Einftellung nad) 8 39, 
8. 8, hinſichtlich der nicht mit Widerſpruchsklage angefochtenen Exekution 
fiehe Bemerkung bei 8 89, 8. 8.. 

a) Der dritte Inhaber beweglicher Törperlicher Sachen, auf welche 
Eretution geführt wird, kann nicht bie Exekutionsbewilligung mittels 
Rekurſes anfechten. Eraditet er die Exekutionsführung mit feinen eigenen 
Rechten an den Sachen unverträglidh, fo muß er mitteld Klage gegen bie 
Erelution Widerſpruch erheben (8 37 ED.). (IM. zu 8 262 ED.) 

db) Siehe JM. zu 8 39 EO., P. 3. 

6 38. Muß eine ber in den 88 35, 36 und 37 be- 
zeichneten Klagen im Sinne der vorftehenden Beitimmungen 
bei einem Bezirksgerichte angebracht werden, fo ift dieſes 
Geriht zur Verhandlung und Enticheidung über die Klage 
zuftändig, wenngleich die Streitſache font zur ſachlichen Zu⸗ 
ſtäändigkeit eines Gerichtshofes gehören würde.) 

1) Hinſichtlich des Exekutionsgerichtes derſelbe Satz in 8 17, Abſ. 2. 


Einftellung, Einſchränkung und Aufſchiebung 
der Erefution.!) 


6 39. Außer den in den 88 35, 36 und 37 angeführten 
Fällen ift die Erefution unter gleichzeitiger Aufhebung aller 
bis dahin vollzogenen Exekutionsakte einzuftellen:*) 


da8 gepfändete Bargeld, an dem der Kläger Eigentum be- 
bauptet, vom Vollſtreckungsorgan dem Vertreter des betreibenden 
Gläubigers an Zahlungsftatt ausgefolgt worden ift. E. v. 13 No- 
vember 1900, 3. 14979, Sig. 1180; 

desgleichen ift Die Widerfpruchsflage abzumeifen, wenn der Kläger 
zwar zur Zeit der Erelutionspornahme Eigentümer des zwangs⸗ 
weife abgenommenen Geldes war, diefes aber nachher mit an- 
derem Gelde vermengt wurde. E. v. 27. März 1900, 3.4190, Sig. 949. 

8 Falls die Erelution im Auslande vollzogen wird, 
kann die Widerſpruchsklage auch nach Beginn des Exekutionsvollzuges 
bei dem tnländifchen Gerichte der Erelutionsbewilligung angebracht 
werden. €. v. 8. November 1898, 3. 14983, Sig. 372. 

839. 1. Eine Erefution, die ang irriger Benennung 
des Gläubiger im Urteile zu Gunften einer beftimmten 
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1) Anträge auf Einftelung, Einfhränfung oder Wufichiebung ber 
Erelution find mittunlichfter Befchleunigung zu erledigen. 8162, Abſ. 1, GO. 

2) Richterliche Entſcheidungen, durch welche die Einftelung (Auf⸗ 
Hebung), Einichränfung oder Aufichiebung der Exekution, einzelner Eger 
Tutionshandlungen oder einftweiliger Verfügungen oder die Wiederauf- 
nahme einer aufgejhobenen Erelution bewilligt wird, ferner Rekurser⸗ 
lebigungen, durch melde Exekutionsaufträge aufgehoben oder abgeändert 
werben, find der Zuftellungs= und Erefutionsabteilung (Erelutiongabtetlung, 
Buftelungsbeamter) des eigenen Gerichtes in ber Weiſe befanntzugeben, 
daß ihr das Konzept des Befchluffes oder des rechtäfräftigen Urteiles über 
die Klage, womit Einwendungen gegen den Anſpruch oder gegen bie Ere- 
tutionsbewilligung oder ein Widerfprud Dritter geltend gemacht wurde, 
oder die Rekurserledigung felbft zur Einficht vorgelegt werben (Vid. Zu- 
ſtellungs⸗ und Erelutionsabteilung o. ä.). 

In gleicher Weife find alle während eines Erefutionsverfahrens ein⸗ 
langenden Mitteilungen anderer Gerichte oder Behörben in Urfchrift zur 
Einfiht vorzulegen, welche die im erften Abſatze erwähnten Vorgänge 
betreffen, oder von benen das Vollſtreckungsorgan fonft Kenntnis erhalten, 
muß, damit beim Exekutionsvollzuge die mitgeteilten Tatſachen und Ver: 
fügungen berüdfichtigt werden. Soferne nicht der fonftige Inhalt ber 
Mitteilung eine richterliche Beichlußfaffung notwendig macht (3. B. 8 70 
abi. 2, ED.), Hat das Gericht Tediglich ihre Vorlegung an die Zuftellungs- 
und Erelutiondabteilung mittel3 des Vermerkes „Vid. Zuftelungs- und 
Erelutionzabteilung“ o. &. zu verfügen. 

Der Beamte (SKanzleigehilfe), dem bie fragliche Exekutionsſache zu⸗ 
geteilt ift, hat die Einfichtnahme durch feine Unterfchrift auf den Alten 
zu betätigen, ven Beſchluß im Exekutionsbuche anzumerken und wegen 
beflen Berwirllihung ohne Verzug die erforderlihen Vorkehrungen zu 

‚treffen. 8 163, Abf. 1 bis 8, SD. 
-- Ynträge auf Einftellung der Exekution können in der Gerichtskanzlei 
zu PBrotofoll genommen werden. 8 820, 8. 2, SD. 


1. wenn ber ihr zu Grunde liegende Erefutionstitel 
durch rechtöfräftiges Urteil für ungültig erkannt, ?) AuiaaoDen 
oder font für unwirkfam®) erklärt wurde; 


8) 3. 8. infolge einer Nichtigfeitäflage, 8 529 ZRO. 

8.8. infolge Wiederaufnahmsflage, 8 530ff. ZPO. — Klage auf 
Aufhebung eines Schiebsfpruches, 88 595 ff. ZPO. Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Erkenntnis eines Börfenfchiedsgerichtes, Art. XXIIIEGS.3. 8PO. 

6) 8. 8. infolge Unwirkſamkeitsklage gegen das Erkenntnis eines 
Börfenfchiedsgerichtes, Art. XXV ES. 3. ZPO., infolge Anfechtungsklage, 
88 1237, Unfechtungögefeg v. 16. März 1884, RGB. Nr. 86. 

Koften des Verfahrens trägt der betreibende Gläubiger. 8 75. 


Perſon eingeleitet wurde, kann nicht zu Gunften des wahren Gläu- 
biger8 aufrechterhalten iwerden,. wenn nachträglich das Urteil in 
biefem Punkte berichtigt wird. E. v. 24. September 1901, 3. 13499, 
38. 1901: 112. 
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2. wenn die Erelution auf Sachen, Rechte oder Forde⸗ 
rungen‘) geführt wird, die nach den geltenden Borichriften 
der Exeutton überhaupt oder einer abgejonderten?) Erelutiong- 
führung entzogen find; 
°) 88 250, 251, 290, 291, 262, 830; Art. VI bis X EG. 5. EO. — 
Urheberrechte, 8 14, Gef. v. 26. Dezember 1895, RGOB. Nr. 197. 

?) 8 252, Art. XI ES. 3. ED. — Über den Antrag auf Einftellung 
der Exekution aus diefem Grunde muß das Exekutionsgericht ſelbſt ent- 
fcheiden, eine Verweiſung auf den Rechtsweg findet nicht ftatt. 


3. wenn die Erelution auf Grund von Urteilen oder 
Vergleichen, die gemäß 8 2 der Bivilprogeßordnung ohne 
Mitwirkung eines gejehlichen Vertreters zuftande gefommen 
find,®) auf ſolches Vermögen eines Minderjährigen geführt 
wird, auf das fich feine freie Verfügung nicht erfiredt; 

8) „Insbeſondere bebarf der Minderjährige in Rechtöftreitigfeiten, 
welche nur dasjenige zum Gegenftande haben, worüber er zufolge ber 
88 151, 246 und 247 abGB. frei verfügen darf, nicht ter Mitwirkung 
feines geſetzlichen Vertreters." 8 2 8P0. 


4. wenn die Erekution gegen eine Gemeinde oder eine 
als öffentlich und gemeinnüßig erklärte Anjtalt gemäß 8 15 
für unzuläſſſg erklärt wurde; 
5. wenn die Erelution aus anderen Gründen durch 
rechtskräftige Enticheidung für unzuläffig erklärt wurde; ®) 
9) 8 28, Unzuläffigteit ber Exekution auf Grund eines Schieds⸗ 
ſpruches wegen Differenzipiel oder Kartell, Art. XXIX, XXX EG. 3. ED. 


6. wenn der Gläubiger das Erefutionsbegehren zurüd- 
gezogen hat, wenn er auf den Bollzug!P) der bewilligten 


2. Die Einftelung der Erefution auf Sachen, Rechte 
und Forderungen, die der Erelution entzogen find, 
fann bei politifher Exekution mitteld Rekurs oder Beſchwerde 
an die Verwaltungsbehörden oder auch, fofern fich das Begehren 
auf einen Privatrechtötitel gründet, mittels gerichtlicher Klage be- 
gehrt werden. €. v. 27. Juni 1900, 3. 9132, Sig. 1072; 

ob eine gerichtliche Erefution aus diefem Grunde einzu⸗ 

ftellen fei, ift ohne Berweifung auf den Rechts weg vom 
Erekutionsrichter nach Einvernehmung der Parteien und amtlicher 
Erhebung felbftändig zu entfcheiden. E. v. 5. März 1901, 3.3048, 
amtl. S. 304; 3. Jänner 1899, 3. 17687, F. 100. 
3. Die Erekution gegen einen Minderjährigen unter- 
liegt feiner Beſchränkung, wenn die vollftredbare Forderung „zu 
Handen feines Vormundes“ eingeflagt und die Klage dem Bor- 
munde ordnungsmäßig zugeftellt wurde. E. dv. 24. Juli 1902, 
3. 10276, 38. 1902: 451. 
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Erefution überhaupt oder für eine einftweilen noch nicht ab- 
gelaufene Friſt verzichtet bat, oder wenn er von der Fort- 
jebung des Erelutionsverfahrens abgeftanden ift;'') 

2) Bergl. 8 86, 8. 3: „Berzicht auf die Einleitung der Exekution.“ 

11) Bei Einftelung des Berfteigerungsverfahrens aus diefem Grunde 
fann nicht vor Ablauf von ’/, Jahr neuerliche Verſteigerung beantragt 
werben. 88 200, 8.3, 282, Abſ. 1. Uber das Verhältnis ber Einftellung 
ber Erelution zur Einftelung des Berfteigerumgsverfahrens fiehe 8 200, 
3. 3, Anm. 

Im Falle der Einftellung nad) $ 39, 3.6, und 40 ED. ift das zwangs⸗ 
weife begründete Pfandrecht nicht von Amts wegen zu Töfchen. 

Unträge auf Einjtellung der durch zwangsweiſe Pfandrechtsbegründung 
vollzogenen Exekution und Aufhebung der bisher vollzogenen Exelutions⸗ 
alte unterliegen der Ctempelpflicht für Eingaben um bücherliche Ein 
tragungen. FME. v. 2. Mai 1901, 8. 13043, JMEB. ©. 132/1901. 

Ein Vorbehalt „Eiftieren unter Vorbehalt beliebiger Reaffumierung“ 
ift bedeutungslos. — Ein Überlegen der nicht zur Vornahme von Barteien- 
verhandlungen beftimmten Termine, insbefondere zur Schägung und zur 
Berfteigerung iſt nur aus Gründen zuläffig, die die Durchführbarkeit 
de3 Zermind in Frage ftellen. Andere Termine dürfen nur aus 
nahmsweiſe aus den Gründen des 8 134 ZPO. erftredt werden. 
8 78 ED. 


7. wenn der Berpflichtete im Falle des 8 12 nad Be- 
willigung der Erefution in Ausübung feines Wahlrechtes eine 
andere als diejenige Leiftung bewirkt hat, auf welche die 
Exekution gerichtet iſt; a) 

a) Wenn ber Verpflichtete nach Bewilligung der Exekution in Aus— 
ũbung ſeines Wahlrechtes ($ 12 ED.) eine andere als die Leiſtung be— 
wirkt bat, auf welche die Exekution gerichtet iſt, ſo kann er entweder Ein: 
ftelung der Exekution nad) 8 39, 8. 7, ober nad) 8 40 ED. beantragen 
oder die Aufhebung feiner Verbinblichfeit mittels Klage nadı 8 35 ED. 
(Einwendungen gegen den Anſpruch) geltend machen. Im erfteren Falle 
fann big zur Enticheidung über den Einftelungsantrag Aufichiebung der 
Erelution nad) 8 42, 8. 3, EO., Iebterenfall3 aber bis zur Entfcheidung 
über die Klage Auffchiebung nad) 8 42, 8. 5, CD. bewilligt werben. 
(JM. zu 8 39 EO.., P. 1.) 


8. wenn ſich nicht erwarten läßt, daß die Fortſetzung 
oder Durdführung der Erefution einen die Koften dieſer 
Erefution überfteigenden Ertrag ergeben mwird.1?)b) 


4. Einftelung der Erefution wegen vorausſichtlich zu 
geringen Ertrages (3. 8) darf nur auf Antrag ftattfinden. 
E. v. 10. Dezember 1902, 3. 16625, 38. 1903 : 159; 

bei folcher Einftelung fommt es bloß darauf an, ob die Ere- 
kution einen Überfehuß über die Koften des Exekutionsverfahrens 
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19) Verzicht des betreibenden Gläubigers auf ben Erfab der Exekutious⸗ 
Toften hindert nicht die Anwendung biefer dem Öffentlichen Recht angehören: 
ben Veftimmung (fiehe G8. Nr. 33/1857, 48/1898). 

Wird nur in Anfehung eines Teiles der in Exekution gezogenen 
Gegenftände Widerſpruchsklage nach 8 87 ED. erhoben und Aufſchiebung 
der Erelution nad) 8 42, 3. 5, ED. bewilligt, fo ift zu eriwägen, ob bie 
Fortſetzung und Durchführung der Erelution nad) Ausfcheibung ber in ber 
Klage angesprochenen Gegenitände einen die Koſten dieſer Erefution über- 
fteigenden Ertrag ergeben dürfte. Sollte letzteres zweifelhaft fein, wird es 
fih empfehlen, wenn möglich, auf denfelben Tag, an weldem die Ver⸗ 
handlung über die Klage ftattfindet, au eine Einvernefmungstagfagung 
im Sinne des legten Abſahes des 8 89 ED. anzuordnen und ben in den 
Beitraum bis zu biefer Tagſatzung fallenden Berfteigerungstermin vor⸗ 
läufig abzuſetzen. Eine Einftelung der Erelution nad 8 39, 3. 8, ED. 
wird jedoch erſt nach rechtskräftiger Beendigung des Widerſpruchsprozeſſes 
ausgefprodhen werben können. 

In gleicher Weife wird das Berfahren nad) 8 39, letzter Abſatz, ED. 
einzuleiten fein, wenn fid) bei Prüfung der Akten sum Zweck der Be⸗ 
willigung des Verkaufes herausftellt, daß ein Teil der gepfänbeten Yahr- 
niffe nicht mehr vorhanden ift und der Wert ber übrigen Gegenftänbe 
die Anwendung bes 8 39, 3. 8, ED. rechtfertigen würde. 

d) Eine Einftelung der Erelution wegen vorausfichtlicher Ergebnis- 
Iofigfeit der Durchführung der Exekution (8 39, 8. 8, ED.) kann bei 
allen Arten der Exekution wegen Geldforberungen ftattfinden. Sie ift 


ergeben dürfte; ob die Koften des betreibenden Gläubigerd aus 
dem Ertrage Werben gededt werden können, ift ohne Belang. €. 
v. 11. Februar 1902: a 332. 19022395 4. Dezember 1901, 
2. I Präv. 1902: ©. 616 (14. März 1900, 3. 3592, Sig. 9309): 

im Falle der Kumulierung mehrerer Erefutionen tft 
da8 Verhältnis der Geſamtkoſten jeder einzelnen Erekution zum 
Objekte diefer Erekution entjcheidend. E. v. 9. Auguft 1898, 
3. 10976, Sig. 273; 

die Koften des vorangegangenen Prozeffes dürfen bei 
Berechnung der Erekutionskoften nicht in Anjchlag gebracht werden. 
E. v. 13. September 1898, 3. 12195, Gaz. 1898 :5; 

es find vielmehr nur diejenigen Koften des Erekutionsver⸗ 
fahrens zu berückſichtigen, die mit der Durchführung des Erekutions⸗ 
fchrittes verbunden find, um deffen Vornahme e3 fich im einzelnen 
Falle handelt. €. v. 10. Dezember 1902, 3. 16625, 38. 1903 : 159. 

5. Ablehnung der Einftellung, ungeachtet auf der zu über» 
wetfenden Hupothelarforderung andere, deren Betrag weit 
überfteigende — ſichergeſtellt ſind? E. 7. April 1899, 
3. 4902, Sig. 573. 

6. "Nach Einftellung der Erekution ift eine neuerliche, auf 
Grund desfelben Titels begehrte Erelution bei dem- 
je en Gerichte zu beantragen, das die eingeftellte Exekution bes 

iigt hat. €. v. 30. April 1901, 3. 63%, FB. 1901: 21. 
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insbefondere zuläffig, wenn bie bevorftehende Berfteigerung einen bie 
Koften der Exekution Äberfteigenden Ertrag nicht erwarten läbt. (FM. zu 
8 39 ED., $. 2.) 

In den unter 8. 1, 6 und” angegebenen Fällen erfolgt 
die Einftelung nur auf Antrag, jonft kann fie auch von 
Amts wegen erfolgen; der Einftellung von Amts wegen hat 
jedoh in den unter 3. 2, 3 und 8 angegebenen Fällen, 
jofern nicht ſchon eine rechtskräftige Enticheidung über Die 
Unzuläffigfeit der Erefutionsführung ee eine Einver- 
nehmung??) der Parteien vorauszugehen. Wenn auf Geld- 
forderungen Erefution geführt wird, die dem Verpflichteten 
wider das rar oder einen unter öffentlicher Verwaltung 
ftehenden Fond gebühren, hat die dem Exekutionsgerichte 
erftattete amtliche Unzeige,!*) daß die Erefutionsführung nach 
den darüber beftehenden Vorfdriften unzuläffig fe, al3 An- 
Irag auf Einftellung der Erefution zu gelten. 

Wird auf Ungültig- oder Unwirkfamerflärung oder auf 
Aufhebung”) des Erekutionstiteld geklagt oder wird zur 
Geltendmachung von Einwendungen gegen den Anfpruch,!®) 
gegen die Erefutionsbewilligung!’) oder gegen die Zuläffig- 
Teit 1°) der Erefution lage erhoben, fo kann der Antrag auf Ein- 
ſtellungc) der Exekution mit der Klage verbunden werden.!?) 

18) Mündlich oder ſchriftlich, 855. — Nichterfcheinen einer Partei, 856. 

14) Rekursrecht der anweiſenden Behörde, 8 295, Abi. 2. 

15) Siehe Anm. 3 bis 5. 

16) DO:ppofitionsflage, 8 35. 

12) 8 36, 

8) Erfzindierungsflage, 8 37. — Urt. XXIX, XXX EG. 3. ED. 

19) Auch kann in dieſem und in den übrigen Fällen dieſes Para 
graphen, mit Ausnahme 3. 7, bis zur Entſcheidung über die Klage bezw. 
über ben Einftellungsantrag die Exekution aufgeichoben werden. 8 42, 

.1,2,3u. 5. 

: ce) Da infolge ber rechtskräftigen Entſcheidung über die Klage, 
womit Einwendungen gegen ben Anſpruch, gegen bie Exekutionsbewilli⸗ 
gung oder gegen bie Buläffigfeit ber Erelution geltend gemacht werben, 
beim Obfiegen bes Klägers die Exekution eingeftellt werben muß ($ 35, 
86, 87, letzter Abſatz, ED.), braucht in der Klage ein ausbrüdlicher An⸗ 
trag 8 —— der Exekution nicht angebracht zu werden. (IM. zu 
8 39, EO., P. 3. 


6 40. Wenn der betreibende Gläubiger nach Entftehung 
des Erelutionstitel3 oder bei gerichtlichen Entfcheidungen nad) 


8 40. 1. Der betreibende Gläubiger bat, fobald fein An⸗ 
ſpruch voltftändig getilgt tft, die Einftellung ber Erelution 
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q) 88 8—6. — Ausnahme von 8 17, Abi. 2. — Bezirkögerichte find 
zuftändig, auch wenn fonft die Sade vor einen Werichtähof gehören 
würbe. 8 88. 

6) Die Koften trägt der betreibende Gläubiger. 8 75. 

Der Antrag auf Einftelung der Exekution fann mit der Klage ver- 
bunden werben. 8 39, letzter Abſatz. — Nach Rechtskraft des Erlennt- 
niffes im Sinne der Oppofitionsflage ift die Erefution, wenn Tein Antrag 
vorliegt, von Amts wegen und ohne weitere Bernehmung der Parteien ein⸗ 
zuftellen. Argum. 8 39, Ubf. 2, 8 45, Abſ. 3. — Wenn ber betreibenbe 
Gläubiger befriedigt wurde oder Stundung bewilligt hat, Tann ohue 
Klage auf Grund eines bloßen Antrages — ben Beweis vorausgefegt 
(8 55) — die Erefution eingeftellt werben; 840, Abſ. 1. Wenn Zahlung 
nad) dem Vollzugsauftrag erfolgte und dies nachgewiefen wird (Poſt⸗ 
anweiſungsrezipiſſe oder andere Öffentliche, öffentlich beglaubigte Urkunden), 
Tann das Bollitredungsorgan mit dem Vollzug innebalten; 8 46. 

Aufſchiebung der Exekution infolge der Klage 8842, 3.5, 43, 44. — 
Siehe die inſtruktionellen Beftimmungen ber Geſchäftsordnung bei 8 44. 

Einſchränkung der Erelution bei Einwendungen gegen einen Teil der 
Erelution 8 41, Abſ. 1. 

a) Siehe IM. zu 8 89 ED., P. 3. 


Einwendungen gegen die Erelutionsbemwilligung. 


6 36. Wenn der Berpflichtete beftreitet: 

1. daß die für die Fälligkeit oder Vollſtreckbarkeit des 
Anfpruches maßgebenden Tatjachen (8 7, Abſatz 2)*) oder die 
angenommene Recdhtönadhfolge (8 9) eingetreten feien; 


7. Einftelung der Erelution, wenn der betreibende Gläubiger 
ben auf Tilgung des Anipruches geftügten Einwendungen entgegen- 
hält, daß er den Anſpruch nad Einleitung der Erelution ab- 
getreten babe? €. v. 5. Juli 1901, 3. 4935, Przeg. 1901: ©. 317. 

8. Wird Erelution durch zwangsweiſe PfandrechtSbegründung 
geführt, fo ift die Klage aufLöfchung des erelutiven Pfand» 
rechtes Wegen nadträgli erfolgter Zahlung der Forderung 
bei dem Gerichte der gelegenen Sache anzubringen. E. v. 28. No» 
vember 1899, 3. 17350, Sig. 775 (19. April 1899, 3. 5803, 
Sig. 584?). 

9. Über Einwendungen, die gegen die Erekution zu Gunſten 
einer Gebührenforderung deshalb erhoben werden, weil der 
Zahlungsauftrag nachträglich aufgehoben und eine neuerliche Be- 
mefjung der Gebühr angeordnet wurde, haben die politiichen Be- 
hörden a entfcheiden. E. v. 9. Oktober 1902, 3. 13558, Gaz. 
1902 : 12. : 

836. 1. Über die Frage, ob Annahme einer Raten: 
zahlung nah Eintritt des Terminsverluſtes einen Verzicht auf 
die Einleitung der Erelution enthalte, Tann nicht im Wege bes 
Rekurſes entfchieden werden. E. v. 1. März 1898, 3. 2867, Sig. 45. 
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- 2. wenn er beftreitet, daß er der Gejellichaft, wider die 
der Erelutionstitel erwirkt wurde, als perfönlich haftender 
Gefellichafter angehörte, oder wenn er Einwendungen erhebt, 
die ihm wider den betreibenden Gläubiger aus beiten Perſon 
zuſtehen ($ 11); 

3. wenn er behauptet, daß der betreibende Gläubiger 
auf die Einleitung der Exekution überhaupt oder für eine 
einftweilen noch nicht abgelaufene Friſt verzichtet hat,?) 

fo hat er feine bezüglicden Einwendungen, fall3 fie nicht 
mittels Rekursa) gegen die Erelutionsbewilligung angebracht 
werden können, im Wege der Klage geltend zu machen. 

Die Klage iſt bei dem Gerichte anzubringen, bei dem die 
Bewilligung der Erefution in erfter Inſtanz beantragt wurde.) 
Auf dieſe Klage finden die Beitimmungen des 8 35, vorlekter 
Abſatz, über die Verbindung aller Einwendungen, die der Ver- 
pflichtete zur Beit der Erhebung der Klage vorzubringen im- 
jtande war, Iinngemäße Anwendung. 

Wenn der Klage rechtskräftig jtattgegeben wird, ijt Die 
Erefution einzuftellen.*)b) 


1) Falls der Eintritt der Fälligkeit, Bollftredbarkeit oder Rechtsnach⸗ 
folge als durch Öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachgemiefen 
angenommen wurde, nicht jedoch, wenn diesfalls ein gerichtlicheg Urteil 
erwirft wurbe (8 10), wegen res iudicata. 

2) Eretutionsverzicht und sftundung. — Aus biefem Grunde Tann 
auch ohne Klage auf Grund eines Einftellungsantrages — den Beweis 
vorausgeſetzt (8 55) — die Erefution eingeftellt werben. 8 40.— Bergl. 846. 

2) 88 86. Ausnahme von 8 17, Ubf. 2. Bezirksgerichte find zu⸗ 
ftändig, aud) wenn fonft die Sache vor einen Gerichtähof gehören würde. 
8 88. — Die Klage, womit die Bollftredbarteit eines Notariats= 
attes beftritten wird, ift nach 8 36 zu behandeln. Art. XVII ES. 
. ED 


4 Die Koften trägt der betreibende Gläubiger, 8 75. 

Verbindung der Klage mit dem Einftellungsantrag zuläffig, 8 89, 
letzter Abſatz. — Nach Rechtskraft des Erkenntniſſes Einftelung von Amts 
wegen, falls nicht ohnehin ein Einftellungsantrag vorliegt, und ohne Ein- 
vernehmung ber Parteien. 88 80, Abſ. 2, 45, Abſ. 3. — Siehe die 
inftruftionellen Beftimmungen der Geſchäftsordnung bei 8 44. 

Aufſchiebung der Exekution infolge Klage, 88 42, 3. 5, 48, 44. 

Einfhräntung der Exekution bei Einwendungen gegen einen Zeil ber 
Exekutionsbewilligung, 8 41, Abſ. 1. 

a) Im Rekurſe dürfen neue Tatumſtände und Beweiſe nicht vorge⸗ 
bracht werden (Gutachten bes Oberſten Gerichtshofes zu 8 520, 
BBO., 8. 3). 

Einwendungen gegen bie Exelutionsbewilligung, welche mittels Re⸗ 
kurſes gegen den Bewilligungsbefchluß Hätten angebracht werben Tönnen, 
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find durch Verfäumung des Rekurſes von ber nachträglichen Geltend⸗ 
machung im Wege der Klage nicht ausgeſchloſſen. Daß ber Partei ein 
gleich wirkſames und weit billigeres Rechtsmittel zur Verfügung geftanben 
ift, wird jedoch bei Enticheidung über den Koftenerfag im Prozeſſe, und 
zwar insbefondere in Betreff der Frage, mie weit die aufgewendeten 
Koſten zur zweckentſprechenden Rehtsverteidigung notwen= 
Dig mwaren (8 41 8PO.), wie in Betreff der Anwendbarkeit der Bor: 
fchriften bed 8 51 3PO. zu berüdfichtigen fein. (IM. zu 8 36 ED.) 
d) Siehe IM. zu 8 39 EO., B. 3. 


Widerſpruch Dritter. 


6 87. Gegen die Erefution kann auch von einer dritten 
Berfon Widerjprucdya) erhoben werden, wenn diefelbe an einem 
durd die Erefution betroffenen Gegenjtande, an einen Teile 
eines ſolchen oder an einzelnen Gegenftänden des Zubehöres 
einer in Erefution gezogenen Liegenihaft ein Recht be- 
hauptet, welches die Vornahme der Erefution unzuläffig 
machen würde.) 

Ein folder Widerſpruch ift mittels Klage geltend zu 
maden; die Klage kann zugleich gegen den betreibenden 
Gläubiger und gegen den Perpflichteten gerichtet werden, 
welche in diefem Falle als Streitgenofien zu behandeln find. 

Für diefe Klage it, je nachdem fie vor oder nad) Be- 
ginn?) des Erefutionsvollzuges angebradht wird, das Gericht, 
bei dem die Bewilligung der Erefution in erfter Inſtanz be- 
antragt mwurde,?) oder das Erelutionsgericht zuftändig.*) 

Wenn der Klage rechtskräftig ftattgegeben wird, iſt Die 
Erefution einzuftellen. 5) b) 

1) Pfand⸗ und Borzugsrechte eines nicht befibenden Dritten an be- 

weglichen Sahen machen die Exekution nicht unzuläffig, können nur mit 
Feſtſtellungsklage (8 228 ZPO.) geltend gemadjt werben. Auf die Klage 


837. 1. Widerfpruchsflage kann nur wegen materiell- 
rechtlicher Anſprüche (Eigentum, Befig u. ſ. mw.) erhoben 
werden; wegen der Unzuläffigfeit einer abgejonderten Erelutions- 
führung auf die Liegenfchaft ift die Exekutionsbewilligung mittels 
zo anzufehten. &. vd. 21. Dezember 1899, 3. 18367, 

g. 803; 

der Miteigentümer der gepfändeten bewegliden 
Sachen Tann jedoh nur Einſchränkung der Erekution auf den 
Anteil des Verpflichteten verlangen. €. v. 1. Mai 1901, 3.14918, 
Not. 1902:2; 

der Fruchtgenußberechtigte kann gleichfalls nicht Wider- 
ſpruchsklage erheben; es ift nur bei der Ziwangsverfteigerung auf 
den Beftand dieſes Rechtes aufmerkfam zu machen und auf deflen 
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kann bei Hinreichender Beſcheinigung der Erlös der verfauften Sachen 
einftweilen hinterlegt werden. 8 258. 

Exſzindierungsanſprüche in Betreff unbeweglicher Sachen müſſen 
vor Beginn ber Verſteigerung geltend gemacht und ſpäteſtens im Ber: 
fteigerungstermine angemeldet werden, font kann nur ber Erlös in An- 
fpruch genommen werden. 8 170, 8. 5. 

Erfzindierungsanfprüde in Unfehnng ter durch politifhe Ere- 
Iution in Anfprud) genommenen Sacen find nad) den VBorfchriften der 
ED. und ZPO. bei dem Bezirksgerichte geltend zu machen, in deſſen 
Sprengel fi zur Zeit der Anbringung der Klage bie Gegenftände ganz 
oder zum Teile befinden. Urt. III EG. z. EO. 

Das Geſetz Ichreibt nicht vor, daß dritte Perfonen, die gegen bie 
Exekution Widerſpruch erhoben haben, vom Exekutionsvollzug benad:s 
tichtigt werden — fiehe aber Erel. Form. Nr. 160, Form. Buch Nr. 213. — 
Keinesfalls hat aber eine ſolche Benachrichtigung ftattzufinden, wenn nicht 


Wahrung Bedaht zu nehmen. ©. v. 21. November 1899, 3. 11407, 
Stg. 756. 

2. Auch Rechte an Forderungen können mittels Wider- 
fpruch8Hage geltend gemadht werden. €. v. 17. Jänner 1900, 
3. 311, $. 72; 7. Sebruar 1899, 3. 1563, Sig. 501. 

3. Inder Widerſpruchsklage kann Zeftftellung des Eigen- 
tums oder anderer Rechte an dem gepfändeten Gegenftande 
beantragt werden, wenn das zur Entſcheidung über den Wider- 
ſpruch zuftändige Bericht zugleich zur Enticheidung über dieſen 
weiteren Antrag zuftändig ift. E. v. 25. November 1902, 3. 15916, 
38. 1903: 25; 13. November 1900, 3. 14979, Sig. 1180; 

dagegen kann ein Anſpruch auf Leiftung einer Geld- 
fumme mit der Widerſpruchsklage nicht verbunden werben. €. 
dv. 13. November 1900, 3. 14979, Sig. 1180. 

4. Der mit dem Verlauf von Gegenftänden betraute Kom- 
miffionär ift beredtigt, für feinen Kommittenten in Anfehung 
der verlauften Gegenftände die Widerfpruchsflage zu erheben. 

v. 25. Mai 1898, 3. 6220, Sig. 195. 

5. Die Klage des Maffevermwalters, womit die Wirk 
ſamkeit einer nah Konkurseröfinung vorgenommenen Pfändung 
angefochten wird, ift als Widerſpruchsklage anzufehen. €. v. 
14. Juni 1899, 3. 8981, Sig. 644. — Bol. ED. 8 17, Nr. 1; 

desgleichen die Klage des Fauftpfandgläubigers auf An- 
ertennung der Priorität feines Pfandrechte vor dem an derjelben 
Sache erworbenen gerichtlichen Pfandrechte. E. dv. 30. November 
1899, 3. 17081, Sig. 779. | 
6. Auf Wertpapiere, die jemandem zur Verwendung - 
als Vadium unter ausdrüdlichem Vorbehalte des Eigentums 
übergeben wurden, kann von Gläubigern des Empfängers troß.ihres 
guten Glaubens nicht Erekution geführt werden. E. v. 21. Februar 
1901, 3. 17220, 38. 1901: 13. 

7. Widerſpruchsklage kann nicht mehr erhoben werden, jobald 
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die angeblich Berechtigten felbft, ſondern etwa nur ber Berpflichtete Rechte 
Dritter in Anfehung der Erelutiondgegenftände behauptet hat. 

?) 8 88. 9) 88 4—6, Ausnahme von 8 17, Ubf. 2. 

* Ohne Rüdficht auf bie fonftigen Beftimmungen über ſachliche Bus 
ftänbigfeit, 8 88. 

% Auch von Amts wegen, 8 39, Abſ. 2 und ohne Einvernehmung 
der Parteien, 8 45, Abſ. 8. — Einfhräntung der Erelution bei Wider- 
ſpruch Hinfichtlich einzelner Objekte, 8 41, Abſ. 1. — Aufichiebung der 
Exekution infolge Klage, 88 42, B. 5, 48, 44. — Siehe bie inftruftionellen 
Beftimmungen der Geihäftgorbnung bei 8 44. — Über Einftellung nad) 8 89, 
8. 8, hinfichtlich der nicht mit Widerfpruchsflage angefochtenen Erefution 
fiehbe Bemerkung bei 8 89, 8. 8.. 

a) Der dritte Inhaber beweglicher Törperlicher Sachen, auf melde 
Exekution geführt wird, kann nicht die Exefutiongbewilligung mittels 
Rekurſes anfechten. Eradjtet er die Erefutionsführung mit feinen eigenen 
Rechten an den Sachen unverträglich, fo muß er mittels Klage gegen die 
Erelution Widerſpruch erheben (8 37 ED.) (IM. zu 8 262 ED.) 

b) Siehe JM. zu 8 89 EO., 2. 3. 

6 38. Muß eine der in den 88 35, 36 und 37 bes 
zeichneten Klagen im Sinne der vorftehenden Beitimmungen 
bei einem Bezirkögerichte angebracht werden, jo ift dieſes 
Geriht zur Verhandlung und Enticheidung über die Klane 
zuftändig, wenngleich die Streitſache ſonſt 7— ſachlichen Zu⸗ 
ſtäändigkeit eines Gerichtshofes gehören wür 

1) Hinſichtlich des Exekutionsgerichtes derſelbe Satz in 8 17, Abſ. 2. 


Einſtellung, Einſchränkung und Aufſchiebung 
der Exekution.) 


6 39. Außer den in den 88 35, 36 und 37 angeführten 
Fällen ift die Erefution unter gleichzeitiger Aufhebung aller 
bis dahin vollaogenen Exekutionsakte einzustellen ;?) 


da8 gepfändete Bargeld, an dem der Kläger Eigentum be- 
hauptet, vom Bollftretungsorgan dem Bertreter des betreibenden 
Släubigers an Zahlungsftatt ausgefolgt worden if. E. v. 13 No- 
vember 1900, 3. 14979, Sig. 1180; 
desgleichen iſt die Widerſpruchstlage abzuweiſen, wenn der Kläger 
zwar zur Zeit der Erelutionspornahme Eigentümer des zwangs— 
weiſe abgenommenen Geldes war, dieſes aber nachher mit an⸗ 
— Gelde vermengt wurde. E. v. 27. März 1900, 3.4190, Slg. 949. 
8. Falls die Erelution im Auslande vobiitzogen wird, 
kann die Widerſpruchsklage auch nach Beginn des Erefutionsvollzuges 
bei dem inländifchen Gerichte der Erekutionsbewilligung angebracht 
werden. E. v. 8. November 1898, 3. 14983, Sig. 372 
839. 1. Eine Erekution, die — irriger — ung 
des Gläubigers im Urteile gu Gunſten einer beftimmten 
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1) Anträge auf Einftelung, Einfhräntung ober Aufidhiebung der 
Exelution find mittunlichfter Befchleunigung zu erledigen. 8162, Abſ. 1, GO. 

2) Richterliche Entfcheidungen, durch melde die Einftelung (Auf⸗ 
hebung), Einfchränfung oder Aufichiebung der Crelution, einzelner Eyes 
Zutionshandlungen oder einftweiliger Verfügungen oder bie Wiederauf- 
nahme einer aufgeihobenen Erelution bewilligt wird, ferner Rekurser⸗ 
ledigungen, durch welche Exelutionsaufträge aufgehoben oder abgeändert 
werben, find der Zuftellungs- und Erefutionsabteilung (Exekutionsabteilung, 
Buftellungsbeamter) des eigenen Gerichtes in ber Weife befanntzugeben, 
daß ihr das Konzept des Beſchluſſes ober bes rechtsfräftigen Urteiles über 
die Klage, womit Einwendungen gegen den Anſpruch ober gegen bie Exe⸗ 
tutionsbewilligung oder ein Widerſpruch Dritter geltend gemadjt wurde, 
oder die Rekurserledigung felbft zur Einficht vorgelegt werden (Vid. Zu- 
ſtellungs⸗ und Erelutionsabteilung o. ä.). 

In gleicher Weife find alle während eines Ereflutionsverfahrens ein⸗ 
langenden Mitteilungen anderer Gerichte oder Behörden in Urſchrift zur 
Einficht vorzulegen, welche die im erften Abfate erwähnten Borgänge 
betreffen, oder von denen das Bollftredungsorgan fonft Kenntnis erhalten, 
muß, damit beim Erelutionsvollzuge die mitgeteilten Tatſachen und Ver⸗ 
fügungen berüdfichtigt werben. Soferne nit der fonftige Inhalt der 
Mitteilung eine richterliche Beſchlußfaſſung notwendig macht (3. B. 8 70 
Abſ. 2, ED.), bat das Gericht Tediglich ihre Vorlegung an die Zuftellungs- 
und Erefutionsabteilung mittel3 des Vermerles „Vid. Zuſtellungs⸗ und 
Exekutionsabteilung“ o. ä. zu verfügen. 

Der Beamte (Kanzleigehilfe), dem die fragliche Exekutionsſache zu⸗ 
geteilt iſt, hat die Einſichtnahme durch feine Unterſchrift auf den Akten 
zu beſtätigen, den Beſchluß im Exekutionsbuche anzumerken und wegen 
deſſen Verwirklichung ohne Verzug die erforderlichen Vorkehrungen zu 

treffen. 8 163, Abſ. 1 bis 8, GO. 
Anträge auf Einſtellung der Exekution können in der Gerichtskanzlei 
zu Protokoll genommen werden. 8 820, 8. 2, GO. 


1. wenn der ihr zu Grunde liegende Exekutionstitel 
durch rechtskräftiges Urteil für ungültig erfannt,®) aufgehoben ? 
oder fonjt für unwirkfam?) erflärt wurde; 


2) 3. 3. infolge einer Nichtigfeitäflage, 8 529 ZPO. 

8. 8. infolge Wiederaufnahmsffage, 8 530ff. ZPO. — Klage auf 
Aufhebung eines Schtebsfpruches, 88 595 ff. ZPO. Nichtigfeitäbefchtverde 
gegen das Erkenntnis eines Börfenfchiedsgerichtes, Art. XXIILIEG.3. ZPO. 

5, 8. 8. infolge Unwirkſamkeitsklage gegen das Erkenntnis eines 
BVBörfenichtedsgerichtes, Art. XXV EG. 3. BPO., infolge Anfechtungsklage, 
88 1237, Unfechtungsgeieg v. 16. März 1884, RGB. Nr. 86. 

Koften des Verfahrens trägt der betreibende Gläubiger. 8 75. 


Perfon eingeleitet wurde, Tann nicht zu Gunften des wahren Gläu- 
biger8 aufrechterhalten werden, wenn nachträglich das Urteil in 
diefem Punkte berichtigt wird. E. v. 24. September 1901, 3. 13499, 
38. 1901: 112. 
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2. wenn die Erelution auf Sachen, Rechte oder Forde- 
rungen‘) geführt wird, die nach den geltenden Borichriften 
der Exekution überhaupt oder einer abgefonderten?) Erelutions- 
führung entzogen find; 
6) 88 250, 251, 290, 291, 252, 330; Art. VI bis X EG. 3. ED. — 
Urheberredite, 8 14, Gef. dv. 26. Dezember 1895, RGB. Ar. 197. 

) 8 252, Art. XI ES. 3. ED. — Über den Antrag auf Einftellung 
der Erefution aus diefem Grunde muß das Exekutionsgericht felbft ent⸗ 
iheiden, eine Berweifung auf den Rechtsweg findet nicht ftatt. 


3. wenn die Erefution auf Grund von Urteilen oder 
Bergleihen, die gemäß $ 2 der Zivilprozeßordnung ohne 
Mitwirkung eines gefeglihen Vertreters zuftande gefommen 
find,®) auf ſolches Vermögen eines Minderjährigen geführt 
wird, auf das ſich feine freie Verfügung nicht erfiredt; 

°) „Insbeſondere bedarf der Minderjährige in Nechtäftreitigfeiten, 

weile nur dasjenige zum Gegenftande haben, worüber er zufolge der 
88 151, 246 und 247 abGB. frei verfügen darf, nicht ter Mitwirkung 
feines geſetzlichen Vertreters." 8 2 8PO. 


4. wenn die Erefution gegen eine Gemeinde oder eine 
als öffentlich und gemeinnüßig erflärte Anftalt gemäß $ 15 
für unzuläffig erflärt wurde; 

5. wenn die Erelution aus anderen Gründen dur) 
rechtäfräftige Enticheidung für unzuläffig erflärt wurde; ®) 


0%) 8 28, Unzuläffigkeit der Exekution auf Grund eines Schieds⸗ 
ſpruches wegen Differenzipiel oder Kartell, Art. XXIX, XXX €. 3. ED. 


6. wenn der Gläubiger das Erefutionsbegehren zuriüd- 
gezogen hat, wenn er auf den Vollzug!) der bemilligten 


2. Die — der Exekution auf Sachen, Rechte 
und Forderungen, die der Exekution entzogen find, 
kann bei politifher Exekution mittels Rekurs oder Beſchwerde 
an die Verwaltungsbehörden oder auch, ſofern ſich das Begehren 
auf einen Privatrechtstitel gründet, mittel3 gerichtlicder Klage be- 
‚gehrt werden. €. dv. 27. Juni 1900, 3. 9132, Sig. 1072; 

ob eine gerichtliche Erefution aus diefem Grunde einzu 
ftellen fei, ift ohne Verweifung auf den Rechtsweg vom 
Erekutionsrichter nah Einvernehmung der Parteien und amtlicher 
Erhebung felbftändig zu entfcheiden. E. v. 5. März 1901, 3.3048, 
amtl. S. 304; 3. Jänner 1899, 3. 17687, F. 100. 
3. Die Erekution gegen einen Minderjährigen unter- 
liegt keiner Beſchränkung, wenn die vollftredhare Forderung „zn 
Handen feines Vormundes“ eingeflagt und bie Klage dem Bor- 
munde ordnungsmäßig zugeftellt wurde. E. v. 24. Juli 1902, 
3. 10276, 38. 1902: 451. 
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Erefution überhaupt oder für eine einftweilen noch nicht ab- 
gelaufene Zrift verzichtet hat, oder wenn er von der Fort- 
jegung des Erefutiondverfahrens abgeftanden ift;'') 

19 Bergl. 8 36, 3. 3: „Berzicht auf die Einleitung der Exekution.“ 

11) Bei Einftelung des Berfteigerungdverfahrend aus diefem Grunde 
fann nicht vor Ablauf von '/, Jahr neuerliche Xerfteigerung beantragt 
werden. 88 200, 8. 3, 282, Abf. 1. Über das Verhältnis der Einftellung 
der Erelution zur Einftelung des Berfteigerungsverfahrens fiehe 8 200, 
3. 3, Anm. 

Im Zalle der Einftelung nad 8 39, 8. 6, und 40 ED. ift das zwangs⸗ 
tweife begründete Pfandrecht nicht von Amts wegen zu Töfchen. 

Anträge auf Einftellung der durch zwangsweiſe Pfandrechtsbegründung 
vollzogenen Exelution und Aufhebung der bisher vollzogenen Exekutions⸗ 
alte unterliegen der Etempeipfliht für Eingaben um bücherliche Ein: 
tragungen. FME. v. 2. Mai 1901, 3. 13043, IJMBEB. ©. 1323/1901. 

Ein Vorbehalt „Eiftieren unter Vorbehalt beliebiger Reaffumierung“ 
ift bedeutungslos. — Ein Überlegen der nicht zur Bornahme von Parteien 
verbandlungen beftimmten Termine, in3befondere zur Schäbung und zur 
Berfteigerung ift nur aus Gründen zuläffig, die die Vurchführbarkeit 
des Termins in Frage ftellen. Andere Termine bürfen nur aus 
nabmsweife aus den Gründen bes 8 134 ZPO. erftredt iverben. 
8 78 ED. 


7. wenn der Verpflichtete im Falle des 8 12 nach Be- 
willigung der Erefution in Ausübung feines Wahlrechtes eine 
andere al3 diejenige Leiftung bewirkt hat, auf welche die 
Erefution gerichtet iſt; a) 

a) Wenn der Berpflichtete nad) Bewilligung der Erelution in Aus— 
ũbung feines Wahlrechtes (8 12 ED.) eine andere als die Leiftung be- 
wirkt bat, auf welche die Exekution gerichtet ift, jo Tann er entiveder Ein: 
ftelung ber Exekution nad) 8 39, 8. 7, oder nad) 8 40 ED. beantragen 
oder die Aufhebung feiner Berbinblichfeit mitield Klage nadı 8 35 ED. 
(Einwendungen gegen den Anfpruch) geltend machen. Im erjteren Falle 
fann bis zur Entſcheidung über den Einftelungsantrag Aufſchiebung der 
Erelution nad) 8 42, 8. 3, ED., lebterenfalls aber bis zur Entſcheidung 
über bie Klage Aufſchiebung nad) 8 42, 3.5, ED, bewilligt iverben. 
(JM. zu 8 39 ED, P. 1.) 


8. wenn ſich nicht erwarten läßt, daß die Fortſetzung 
oder Durdführung der Erefution einen die Koften diefer 
Erefution überjteigenden Ertrag ergeben wird.'?)b) 


4. Einftelung der Erefution wegen voraussichtlich zu 
geringen Ertraged (3. 8) darf nur auf Antrag ftattfinden. 
E. v. 10. Dezember 1902, 3 16625, 38. 1903 : 159; 

bei folcher Einftelung kommt e3 bloß darauf an, ob die Ere- 
Intion einen Überfehuß über die Koften des Erelutionsperfahrens 
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19) Verzicht des betreibenden Gläubigers auf den Erfab der Exekutious⸗ 
koſten hindert nicht die Unmwenbung biefer dem Öffentlichen Recht angehören: 
den Beſtimmung (fiche G8. Nr. 33/1857, 48/1898). 

Wird nur in Anſehung eines Teiles der in Exekution gezogenen 
Gegenftände Widerfpruchsflage nach 8 37 ED. erhoben und Auffchiebung 
der Erefution nach 8 42, 3. 5, ED. bewilligt, fo ift zu erwägen, ob bie 
Hortfegung und Durchführung der Erefution nad) Ausſcheidung ber in ber 
Klage angefprochenen Gegenjtände einen bie Koften diefer Exekution über- 
fteigenben Ertrag ergeben bürfte. Sollte letzteres zweifelhaft fein, wird e3 
fih empfehlen, wenn möglich, auf denſelben Tag, an welchem bie Ver⸗ 
handlung über die Klage ftattfindet, auch eine Einvernehmungstagfaßung 
im Sinne des legten Abfabes des 8 89 ED. anzuordnen und ben in ben 
Beitraum bis zu diefer Tagfabung fallenden Verfteigerungstermin vor- 
läufig abzufegen. Eine Einftellung ber Erelution nach 8 39, 8. 8, ED. 
wird jedoch erjt nach rechtsfräftiger Beendigung des Widerſpruchsprozeſſes 
ausgeſprochen werben können. 

In gleicher Weiſe wird das Verfahren nach 838, letzter Abſatz, ED. 
einzuleiten ſein, wenn ſich bei Prüſung der Akten zum Zweck der Be⸗ 
willigung des Verkaufes herausſtellt, daß ein Teil der gepfändeten Yahr- 
niffe nicht mehr vorhanden ift und ber Wert der übrigen Gegenſtände 
die Anwendung bes 8 39, 8. 8, ED. rechtfertigen würde. 

b) Eine Einftelung ber Exekution wegen vorausfichtlicher Ergebnis⸗ 
Tofigfeit der Durchführung der relution (8 39, 8. 8, ED.) Tann bei 
allen Arten der Exekution wegen Geldforberungen ftattfinden. Sie ift 


ergeben dürfte; ob die Koften des betreibenden Gläubigerd aus 
dem Ertrage werden gededt werden können, ift ohne Belang. €. 
v. 11. Februar 1902: 3. 1683, $B. 1902395 4. Dezember 1901, 
3.15701, Präv. 1902: ©. 616 (14. März 1900, 3. 3592, Sig. 9309); 

im Falle der Kumulierung mehrerer Erelutionen ift 
da8 Verhältnis der Gefamtkoften jeder einzelnen Erelution zum 
Objelte diefer Erekution entjcheidend. E. v. 9. Auguft 1898, 
3. 10976, Sig. 273; 

die Koften des vorangegangenen Prozefjes dürfen bei 
Berechnung der Exekutionskoſten nicht in Anfchlag gebracht werden. 
€. v. 13. September 1898, 3. 12195, Gaz. 1898: 5; 

es find vielmehr nur diejenigen Koften des Exekutionsver⸗ 
fahrens zu berüdfichtigen, die mit der Durchführung des Exekutions⸗ 
fohritte8 verbunden find, um defjen Vornahme e3 fih im einzelnen 
Falle Handelt. E. v. 10. Dezember 1902, 3. 16625, 33. 1903 : 159. 

5. Ablehnung der Einftellung, ungeachtet auf der zu über- 
weifenden Hupotbefarforderung andere, deren Betrag welt 
überfteigende Forderungen fichergeftellt find? E. 7. April 1899, 
3. 4902, Slg. 573. 

6. Nah Einftelung der Erefution tft eine neuerliche, auf 
Grund desfelben Titels begehrte Erelution bei dem— 
jenigen Gerichte zu beantragen, das bie eingeftellte Exekution bes 
willigt Hat. €. v. 30. April 1901, 3. 6320, JB. 1901: 21. 
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insbefondere zuläſſig, wenn bie bevorftehenbe Verfteigerung einen bie 
Koiten der Exekution Überfteigenden Ertrag nicht erwarten läßt. (IM. zu 
839 EO., B. 2.) 

Sn den unter 8. 1, 6 und 7 angegebenen Fällen erfolgt 
die Einjtelung nur auf Antrag, fonft Tann fie auch von 
Amts wegen erfolgen; der Einftelung von Amts wegen hat 
jedoh in den unter 3. 2, 3 und 8 angegebenen Fällen, 
jofern nicht ſchon eine rechtsfräftige Entfcheidung über die 
Unzuläffigkeit der Erxelutionsführung vorliegt, eine Einver- 
nehmung!?) der Parteien vorauszugehen. Wenn auf Geld- 
forderungen Erekution geführt wird, die dem Berpflichteten 
wider das Arar oder einen unter öffentlicher Verwaltung 
ftehenden Fond gebühren, hat die dem Exekutionsgerichte 
erftattete amtliche Anzeige,?*) daß die Erefutionsführung nach 
den darüber beftehenden Borfchriften unzuläffig jet, al3 Un- 
trag auf Einftellung der Erefution zu gelten. 

Wird auf Ungültig- oder Unwirkſamerklärung oder auf 
Aufhebung?) des Exekutionstitels geklagt oder wird zur 
Geltendmachung von Einwendungen gegen den Anfpruch,1®) 
gegen die Erelutionsbewilligung?‘) oder gegen die Zuläffig- 
teit !8) der Erekution Klage erhoben, jo fann der Antrag auf Ein- 
ftelunge) der Erelution mit der Klage verbunden mwerden.'®) 

18) Mündlich oder fchriftlich, 855. — Nichterfcheinen einer Partei, 856. 

14) Rekursrecht ber anweiſenden Behörde, 8 295, Abſ. 2. 

) Siehe Ann. 3 bis 5. 

18) Oppofitionsflage, 8 35. 

12) 8 36, 

18) Erfzindierungsflage, 8 37. — Urt. XXIX, XXX EG. 3. ED. 

9) Auch Tann in biefem und in den übrigen Fällen dieſes Para⸗ 
graphen, mit Ausnahme 8.7, bis zur Enticheidung über die Klage bezw. 
über den Einftelungsantrag die Exekution aufgeichoben werben. 8 42, 

.1,2,3 u. 5. 

: co) Da infolge ber rechtöfräftigen Entfcheidung über die Klage, 
womit Einwendungen gegen ben Anſpruch, gegen die Exekutionsbewilli⸗ 
gung oder gegen die Buläffigfeit der Exekution geltend gemacht werben, 
beim Obfiegen des Klägers die Exekution eingeftellt werben muß (8 35, 
36, 37, letter Abſatz, EO.), braucht in der Klage ein ausbrüdlicher An⸗ 
trag u — der Exekution nicht angebracht zu werden. (IM. zu 
8 39, EO., 8.3. 


6 40. Wenn der betreibende Gläubiger nach Entftehung 
des Exekutionstitels oder bei gerichtlichen Entjcheidungen nad 


840. 1. Der betreibende Gläubiger bat, fobald fein An⸗ 
ſpruch voliftändig getilgt tft, die Einflellung der Erelution 
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dem im 8 35, Abſatz 1, angegeben Pen befriedigt 
twurde,!) Stundung?) bemilligt oder auf die Einleitung der 
Erefution überhaupt oder für eine einftweilen noch nicht ab- 
gelaufene Frift verzichtet?) hat, jo kann der Berpflichtete, 
ohne vorläufig gemäß 88 35 oder 36 Klage zu erheben, die 
Einftelung‘) der Exekution in Antrag bringen.) Der Ent- 
iheidung über den Antrag hat eine Einvernehmung‘) des 
betreibenben ee boranzugehen. 

Erſcheint die Enticheidung nach den Ergebniffen diefer 
Einvernehmung von der Ermittlung und Feititellung ftreitiger 
Tatumftände abhängig, fo iſt der Berpflichtete mit feinen 
Einwendungen auf den Nechtsweg ”) zu verweiſen. 

1) Insbeſondere durch Kompenfation auf Grund eines Endurteiles 

gegenüber der mit Zeilurteil feftgeftellten Hauptforderung (ſiehe IM. zu 
8 391 8PO., P. 3). 

2) Forderungsſtundung. 

3) Grelutionsftundung, 8 36, 3. 3. 

4) Eventuell Einfchräntung, 8 41. 

5) Augleich auch Antrag auf Aufichiebung, 8 42, 8.3. — Ohne An- 
trag Tann Einftellung nicht erfolgen. — Ten Antrag hat das Vollſtreckungs⸗ 
organ zu beurfunden, wenn er vor ihm geftellt wird. — Diejer Antrag 
Tann in der Gerichtäfanglei zu Protokoll genommen werben. 8 820, 8.2, 
ED. — Siehe die eigentümlichen Einftellungsgefucdhe gegen Exeku⸗ 
tionsführung durch die Bodenkreditanſtalt (Art. 127 des Statuts) 
und bie Öfterr.-ungar. Bank (8 55 bed Statut der Hypothekar⸗ 
Kredit3abteilung) bei Art. IV ES. 3. ED. — Über da Vorgehen des 
Vollſtreckungs organes bei Zahlung durch den Verpflichteten (Bericht über 
Nichtvollzug oder Protokoll) fiehe $ 25, Anm. 

6) 88 55, 56. — Wenn der betreibenbe Gläubiger felbft den Antrag 
ftelt,, bedarf es folder Einvernehmung nicht (8 45, Abf. 3). Wenn ein 
folder Antrag nicht vorliegt, die Zahlung zu Handen des Bevollmächtigten 
erfolgte und eine auf Geldempfang Tautende Vollmacht nicht vorliegt, ift 
die Einvernehmung notwendig. 

Snfofern e3 nicht aus befonderen Gründen nötig ift, dem betreiben 
den Gläubiger die Ulteneinficht zu ermöglichen, dürfte der Weg ber 
fchriftlihden Einvernehmung in der Regel vorzuziehen fein. Es empfiehlt 


zu veranlaffen und wird durch Fortführung der Erelution ſchaden⸗ 
erjagpflichtig.. E. dv. 24. Zänner 1899, 3. 17511, Sig. 478. 

2. Er muß jedoh in der urteilßmäßig feitgeftellten 
Weife befriedigt werden (Erftattung einer in Anlage und Anord⸗ 
nung dem Urteile entfprechenden Rechnung). E. dv. 13. September 
1899, 3. 13766, 3. 103. 

3. In der Vorlage eine® Ausweiſes über die geleiftete 
Zahlung tft ſtillſchweigend der Antrag auf Einftellung der Exeku⸗ 
tion gelegen. E. v. 16. Oktober 1901, 3. 13500, 3B. 1902: 20. 
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ſich, dem betreibenden Gläubiger bei Abforderung einer ſolchen ſchriftlichen 
Außerung auch mitzuteilen, daß im Falle des Nichteinlangens einer 

ußerung der Einſtellungsbeſchluß gefaßt und angenommen würde, daß 
der Gläubiger auf eine Ausfertigung des Einſtellungsbeſchluſſes, ſowie 
auf ein Rechtsmittel gegen dieſen Beſchluß verzichte. Sollte mit dem 
Einſtellungsantrag ein Antrag auf Aufſchiebung der Exekution verbunden 
ſein, ſo wird es zweckmäßig ſein, die EF. Nr. 98 und 108 entſprechend 
zu vereinigen. 

7) Oppoſitionsklage, 8 35, wenn es ſich um Exelutionsverzicht oder 
⸗2Stundung handelt, Klage nach 8 36, 8. 3. — Wenn auf Grund des 
Einftelungsantrages Aufihiebung bemilligt wurde (8 42, 8. 3), ift für bie 
Einbringung ber Klage nad) Analogie von 8 231 eine Frift zu beftimmen, 
nad deren Ablauf auf Antrag die Wiederaufnahme der Erelution zu be= 
willigen wäre. 8 44, lebter Abf. 


6 41. Treten die in den 88 35 bis 37, 39 und 40 
bezeichneten Einjtellungsgründe nur Hinfichtlich einzelner der 
in Erefution gezogenen Gegenftände oder eines Teiles des 
vollftredbaren Anipruches ein, jo bat Statt der Einftellung eine 
verhältnismäßige Einfchränfung?!) der Erefution ftattzufinden. 

Außerdem ift die Erelution einzufchränfen, wenn fie in 
größerem Umfange vollzogen wurde, als zur Erzielung voll- 
ftändiger Befriedigung des Gläubiger3 notwendig ift.?)a) Der 
Entſcheidung über einen darauf gerichteten Antrag hat eine 
Einvernehmung ?) des betreibenden Gläubigerd voranzugeben. 

3) Der Untrag Tann in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen 
werben. 8 820, 3 1, GO. 

2) 827, Ubi. 1. Die Erefution kann auch eingefchräntt werben, wenn 
die fpäter vollzogene Exekution fih mit Rüdficht auf frühere Exekutionen 
als offenbar überflüffig barftellt. Die Einſchränkung feßt einen Antrag 
be3 Berpflichteten voraus. — Einſchränkung der Erefution durch zwangs⸗ 
weife Pfandrechtsbegründung, 8 96. „Urſprünglich vertragsmäßige Pfand⸗ 
rechte bleiben unter allen Umftänden aufrecht”, 8 96, Abf. 1. — Ein- 
ſchränkung ber Pfändung von beweglichen Törperlichen Sachen, 8 263. — 
Einſchränkung der Erefution zur Sicherftelung, 8 377, — einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung, 8 399, 8. 1. 

2) 88 55, 56. 

a) Die Einfchränfung einer Erelution, die im größeren Umfange 
vollzogen wurde, als zur Erzielung vollftändiger Befriedigung des Gläu⸗ 
biger3 notwendig ift, Tann von Amts wegen angeordnet werben (88 27 
und 61 ED.). Diefe Anordnung fol jebod) in der Regel nicht ohne frühere 





841. 1. Daß die gepfändete Forderung erheblich 
größer ift als der vollftredbare Anſpruch, ift für ſich allein noch 
fein genügender Grund zur Einſchränkung der Erefution. €. v. 
24. April 1902, 3. 5688, JB. 1902 : 37. 
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Einvernehmung ber Barteien erlafien werben (8 55, Ab]. 2, ED.) (IM. 
zu 8 41 ED.) 


$ 42. Die Auffchtebung (Hemmung) der Erekution kann 
auf Antrag angeordnet werden:! 

1) Aufichtebung Tann bewilligt werben, wenn Gefahr eines unerjeß- 
lichen oder ſchwer erfeglichen Nachteiles vorliegt. 8 44, Abf. 1. — Wenn 
aus der Auffchiebung Gefahr für die Befriedigung des Gläubigers droht, 
kann Sicherheit verlangt werben. 8 44, Abſ. 2. — Bereits vollzogene 
Exekutionsakte werben nur aufgehoben, wenn fonft ſchwer zu erjeßender 
Nachteil eintreten würde und wenn Sicherheit geleiftet wird. 8 43, Abſ. 2. 
— Siehe bie inſtruktionellen Beftimmungen ber Geſchäftsordnung bei 8 44. 
— Der Untrag auf Aufſchiebung Tann in ber Gerichtskanzlei zu Proto⸗ 
koll genommen werben. 8 820, 3. 2, ED. — Aufſchiebung nad) Erhebung 
des Widerjpruches gegen bie Exekutionsbewilligung auf Grund eines aus⸗ 
ländifhen Exekutionstitels. 8 83, Abſ. 2. — Aufſchiebung der Exekution 
infolge Beitreitung der Vollſtreckbarkeit eines Rotariatsaltes, Art. XVII 
EG. 3. ED. — Aufſchiebung infolge Nichtigkeitsbeſchwerde gegen ein Er- 
fenntnis des Börfenfchiedsgerichtes, Art. XXIII, Abſ. 8, ober infolge ber 
Unwirkſamkeitsklage gegen ein folches Erkenntnis, Art. XXV, Abſ. 2, EG. 
3- ZPO. — Ferner Aufſchiebung infolge des mittel3 Rekurs oder Klage 
wegen Differenzfpiel oder Kartell geltend gemachten Einftellungsbegehrens 
gegen die Exekution auf Grund eines Schtebsipruches, Urt. XXIX, Abſ. 2, 
XXX EG. z. ED. 

1. wenn eine Klage auf Ungültig- oder Unwirkfam- 
erlärung oder auf Aufhebung eines der im $1 angeführten, 
einer bewilligten Erelution zu Grunde liegenden Exekutions⸗ 
titel erhoben wird; 

2. wenn in Bezug auf einen der im 8 1 angeführten 
Erelutionstitel die Wiederaufnahme des Verfahrens oder die 
Wiedereinjegung in den vorigen Stand begehrt oder wenn bie 
Aufhebung eines Schiedsfpruces (8 1, 8. 16) im Klagemwege 
beantragt wird; ?) | 

2) Vergl. 8. 1 u. 2 mit 8 39, 8.1. 


842. 1. Die Bollftredung eines Befisftörungserfennt- 
nijfes darf nicht wegen einer von der unterlegenen Partei anges 
braten Negatorienflage aufgefhoben werden. E. dv. 22. Auguft 
1898, 3. 13004, F. 110. 

2. Keine Aufichiebung ber Erelution wegen Anhängigfeit 
der Revifion gegen das zu vollitredende Urteil. E. v. 11. Sep- 
tember 1902, 3. 12402, 38. 1902:452; 

wegen einer gegen ben betreibenden Gläubiger erftatteten 
Strafanzeige. €. v. 20. Dezember 1898, 3. 17270, Sig. 423; 

ober im Falle der Erefution durch zwangsweiſe Pfand— 
vehtsbegründung nad vollgogener bücherlicher Eintragung. 
E. d. 21. Mai 1901, 3. 7354, Ref, 1902: ©. 52. 
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3. wenn gemäß $ 39, 8. 2 bis 4, 6 und 8 oder 8 40 
die Einftellung der Exekution beantragt wird; 

4. wenn die Erelution wegen eines —— ſtatt⸗ 
findet, der von einer Zug um Bug zu bewirkenden Gegen- 
leiftung des betreibenden Gläubigerd abhängig ift, und der 
Gläubiger weder die ihm obliegende Gegenleiftung bewirkt 
bat, noch diefelbe zu bewirken oder fiherzuftellen bereit ift;?) 

3). 88 8, 25, Abf. 2. 

5. wenn eine der in den 88 35, 36 und 37 erwähnten 
Klagen erhoben wird, wenn aus anderen Gründen auf Un- 
zuläffigerflärung der Erefution gellagt wird ($ 39, 3. 5) 
oder wenn gemäß $ 35, Abſatz 2, Einwendungen gegen den 
Anipruch bei der Behörde erhoben werden, von welcher einer 
der im $ 1, 8. 10 und 12 bis 14 angeführten Erefutions- 
titel ausgegangen tft; 

6. wenn eine Einberufung der Berlafjenfchaftsgläubiger 
(8 813 abGB.) bewilligt wird;a) 

a) Wegen Einberufung der VBerlaffenichaftsgläubiger (8 42, 3.6, ED.) 
kann nicht im allgemeinen die Auffchiebung aller auf das Verlaſſenſchafts⸗ 
vermögen zu führender Erelutionen beivilligt werden, fondern es ift die 
Aufſchiebung ftet3 für jede einzelne Erefution bejonders auszufprechen. 
(IM. zu 8 42 ED. 2. 1.) 


7. wenn ber: die Erelution bewilligende Beichluß des 
Gerichtes mitteld Nekurst) angefochten wird;b) 

*) Ipso iure hemmt der Rekurs in ber Negel nicht. 8 67, Ubi. 2. — 
Bon der Bewilligung der Auffchiebung tft das erfuchte Gericht zu ver- 
fländigen.. 8 70. — Über die Buftänbigfeit zur Entſcheidung über einen 
Aufſchiebungsantrag fiehe 8 45, Abſ. 2, u. IM u8 5 CE. 

d) Die Aufſchiebung ber Erxelution wegen Erhebung be3 Rekurſes 
(84, 8. 7, ED.) ift auf den Fall der Anfechtung des Beſchluſſes be⸗ 
fhräntt, momit das Erelutionsverfahren bewilligt wird. 

In jedem Erefutionsverfahren kommt nur ein einziger, die Ere- 
kution bewilligender Beſchluß, nämlich derjenige vor, in welchem bie 
Barteien des Exekutionsverfahrens, der zu vollitredende Anſpruch, das 
Vermögen, auf welches Exekution geführt werben fol, und da3 anzuwen⸗ 


8. Wegen erhobener Widerſpruchsklage darf Aufſchie⸗ 
bung nur bewilligt werden, wenn bie Fortführung der Erelution 
den Kläger mit einem ſchwer erfeglichen Vermögensnachteile be- 
droht. ©. v. 5. Februar 1901, 3. 341, GH. 1901 :22. 

4. Die Zmwangdverfteigerung einer mit Hypotheken belafteten 
Verlaſſenſchaftsliegenſchaft kann nicht wegen Einberufung der 
Berlaffenihaftsgläubiger aufgefchobenmwerben. E. v. 23. Jän⸗ 
ner 1900, 3. 573, 3. 115. — Bgl. ED. 8 376, Nr. 1. 
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benbe Erekutionsmittel zum erften Male angegeben werben (8 63 ED.). Die 
fpätere Bewilligung einzelner Alte des Erelutionsverfahrens ift nicht Be⸗ 
willigung der Erefution, fondern erfolgt zur Durchführung und auf Grund 
der bewilligten Exekution. 

Wenn der betreibende Gläubiger bei Erefution auf Liegenfchaften zuerft 
nur zwangsweiſe Pfandrechtsbegründung (88 87 ff. ED.) beantragt und 
erit fpäter wegen Einleitung ber Bivangsverwaltung ober Zwangsver⸗ 
fteigerung befondere Anträge ftellt, fo tit allerdings jeber der beiden Be- 
ſchlüſſe (Bewilligung der Pfandrechtsbegründung — Bewilligung der Zwangs⸗ 
verwaltung oder Zwangsverſteigerung) ein bejonderer „bie Exekution be- 
willigender Beſchluß“, da Hier zwei verichiedene Exekutionsarten und 
Erefutionsverfahren in Yrage ftehen. 

Hingegen ift weder die Bewilligung bes Berlaufes bei Exekution auf 
bewegliche körperliche Sachen, noch die Bewilligung ber Überweifung ge⸗ 
pfänbeter Forderungen oder die Bewilligung einer Verpachtung der Er- 
trägniffe einer verwalteten Liegenſchaft u. ſ. w. ein bie Exekution be- 
willigender Beſchluß, und daher deren Anfechtung ein bereditigter Grund 
zur Aufichiebung ber Exekution. (IM. zu 8 42 ED., P. 2.) 


8. wenn gegen einen Vorgang des Erefutionsvollzuges 
Beichtverde geführt wird und die für die Enticheidung darüber 
erjorderlihe Einvernehmung der Parteien oder fonjtigen Be⸗ 
teiligten nicht unverzüglich ftattfinden Tann (8 68).5) 

d) Wenn gegen einen Vorgang des Exekutionsvollzuges Beſchwerde 
geführt wird (8 68 EO.), ift der Auffchiebung der Erefution (342, 8. 8, 
ED.) nach Zunlichkeit durch fofortige Abhilfe oder Entſcheidung über bie 
Beſchwerde vorzubeugen. Es darf weder wegen jeder foldhen Beſchwerde⸗ 
führung, noch bann immer eine Auffchiebung der Erefution ftattfinden, 
wenn behufs Entſcheidung über die Beſchwerde eine Tagfagung zur Einver- 
nebmung der Beteiligten anberaumt werden muß; folche Tagfagungen find 
vielmehr in der Regel fo anzuberaumen, daß für den Ball, als die Be- 
fhwerde verworfen würde, die Beſchwerdeführung auf bie Fortfegung des 
Exekutionsverfahrens überhaupt ohne Einfluß bleibt. 

In gleicher Weife hat das Gericht, wo fi von Amts wegen zu bes 
rüdfichtigende Einftelungsgründe ergeben, bei Anordnung von Verhand⸗ 
Iungen oder Einvernehmungen darauf zu adten, daß die Entfcheidung 
über die Einftelung womöglich ohne Unterbrehung des Erefutiong- 
verfahrens erfolgen Tann. 8 165 GO. 


6 43. Bei Aufihiebung der Exekution bleiben, fofern 
das Gericht nicht etwas anderes anordnet, alle Exekutionsakte 
einitweilen beftehen, welche zur Beit des Anfuchens um Auf- 
idiebung bereit in Vollzug gejebt waren. 


843. 1. Der unter Androhung eines Zwangsmittels er- 
gangene gerihtlihe Auftrag, eine Handlung vorzu— 
nehmen, tritt duch Bewilligung der NAuffchiebung außer 
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Die Aufhebung bereit3 vollzogener Exekutionsakte Tann 
das Geriht bei Aufichiebung der Exekution nur dann an- 
orbnen, wenn Die Aufrechthaltung diefer Akte demjenigen, 
der die Aufichiebung. verlangt, einen ſchwer zu erjeßenden 
Nachteil verurjachen würde und er überdies für die volle 
Befriedigung des zu vollftredenden Anſpruches Sicher⸗ 
heit!) leiſtet. 

Wenn nur in Anfehung einzelner der in Erefution ge- 
ogenen Gegenſtände oder eines Teiles des Anſpruches Gründe 
Yin die Aufichiebung der Erelution eintreten, tft die Exekution 
in dem einen Falle einftweilen nur Hinfichtlicy der übrigen 
Gegenftände,?) in dem anderen Falle aber nur wegen des 
duch den Auffchiebungsgrund nicht betroffenen Teiles des 
Anſpruches fortzuführen. 

2) Nach Borichrift 8 56 8PO., 8 78. — Eine Aufſchiebung ber Ere- 
ution oder Aufhebung von Exekutionsalten, die im richterlichen Beſchluſſe 
bon einer erft zu bewirkenden Sicherheitsleiftung des Verpflichteten ab- 
hängig gemacht tft, darf vom Bollitredungsorgane vor erfolgter Sicher: 
heitsletftung nicht berüdfichtigt werben. Infoferne wegen ber Auffchiebung 
ober Aufhebung ein Eingreifen de3 Vollftredungsorganes begehrt wird, 
ift der Beweis der Sicherheitäleiftung dem Beamten (Kanzleigehilfen) zu 
erbringen, dem die fraglidhe Exekutionsſache zugeteilt if. 8 163, 
Abſ. 4, SD. 

2) Wirkt ein Einftelungsgrund nur Hinfichtlich eines Teiles des in 
Erelution gezogenen Bermögens, jo darf bie wegen des Einftellungs- 
antrages begehrte Auffchiebung der Exekution gleichfalls nur in Beſchrän⸗ 
fung anf dieſen Teil bewilligt werden. 8 162, Abſ. 5, GO. 


6 44. Die Bewilligung der Exekutionsaufſchiebung hat 
u unterbleiben, wenn die Exekution begonnen oder fortge- 
het werden kann, ohne daß dies für denjenigen, der die 
Auffchiebung verlangt, mit der Gefahr eines unerjeblichen oder 
ſchwer zu erfegenden Vermögensnachteiles verbunden wäre. !) 

Wenn die Auffchiebung der Erefution die Befriedigung 
des betreibenden Gläubigers zu gefährden geeignet iſt, kann 
das Gericht deren Bewilligung von einer Sicherheitsleiftung®) 
des Verpflichteten abhängig machen. Treten erſt nad) Be- 


Kraft. €. dv. 10. Oktober 1899, 3. 15083, F. 119; 6. Juni 1899, 
3. 8663, F. 120. 

2. Die Aufihiebung einer Erelution zur Bewirtung 
von Unterlaffungen tft nur ſoweit zuläffig, als nicht dadurch 
dem betreibenden Gläubiger die Ziwangsmittel gegen fernered Zu- 
widerhandeln entzogen werben. E. v. 17. Juni 1899, 3. 11236, 
F. 121. 
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willigung der Aufichtebung Umftände ein, die eine foldhe 
Gefährdung mwahrjcheinlih machen, fo kann demjenigen, auf 
deſſen Anſuchen die Aufihiebung bewilligt wurde, auf Un- 
trag°) aufgetragen werden, innerhalb einer beitimmten Friſt 
Sicherheit zu leiften, widrigend die Exekution wieder auf- 
genommen werden würde. 

Bei Bewilligung der Aufichiebung hat das Gericht anzu⸗ 

geben, für wie lange die Erekution aufgefchoben fein ſoll.“) 

Ein aufgefchobenes Erelutionsverfahren wird, fofern nicht 

für einzelne Fälle etwa3 anderes angeordnet ift, nur auf 
Untrag?) wieder aufgenommen. 

1) Bei Entfcheidung über Auffchtebungsanträge (8 42 ED.) tft nicht 
bloß auf die mit der Fortjegung der Exekution für den Berpflichteten ver- 
bundenen Folgen Bedacht zu nehmen, fondern ebenfofehr die Rückwirkung 
der Exekutionsaufſchiebung auf die rechtzeitige und vollſtändige Befriedi⸗ 
gung des betreibenden Gläubigers zu erwägen und, foferne ein Anlaß 
zur Bejorgnis einer Gefährdung befteht, durch bie Auflage genügender 
GSicherheitsleiftung die Verwirklichung bes vollftredbaren Unfpruches außer 
Frage zu jtellen. 

Bei Enticheidung über einen Aufſchiebungantrag wird nad) Lage ber 
Sache auch darauf zu fehen fein, ob der Antragfteller die Einwendungen 
und Beichwerden, über welche unter einftweiliger Auffchiebung der Exe- 
fution verhandelt und entfhieden werden fol, ſchon früher mittels Re⸗ 
furfes gegen die Exekutionsbewilligung ober gegen einen anderen voraus⸗ 
gehenden Beichluß Hätte geltend machen können und ob dieſe Verſchiebung 
oder andere Umftände den Verdacht rechtfertigen, daß die Aufſchiebung 
der Exekution nur oder doch Hauptjächlich deshalb beantragt wird, um 
das Erefutiondverfahren und die Befriedigung des betreibenden Gläubigers 
zu verzögern. 

Wegen Erhebung bed Rekurſes kann nur in dem Kalle Aufſchiebung 
der Exekution bewilligt werden, als ber Beſchluß angefochten wird, 
womit die Exelution bewilligt wurde (8 42, 8. 7, ED.). 8 162, Abſ. 2, 
8,4, GO. 

2) Nach Vorſchrift des 8 56 ZPD., 8 78. — Siehe 8 163, Ubf. 4, 
GO. bei 8 483. 

3) Der Untrag kann in der Gerichtäfanzlei zu Protofoll genommen 
werden. 8 820, 8. 3,88. 

9) Das Ablaufen ber Frift, für melde die Auffchtebung ber Exekution 
bewilligt wurde, tft von der Buftellungs« und Exekutionsabteilung nur 
dann zu Überwachen, wenn dies in dem ihr mitgeteilten Auffchiebungs- 
beſchluſſe angeordnet wird oder das aufgefchobene Exekutionsverfahren nad) 
Vorſchrift des Gefehes von Amt? wegen wieder aufgenommen erben 
muß. Nach Wblauf der Frift ift wegen bes weiteren Vorgehens die richter- 
liche Weiſung mündlich einzuholen. 8 163, Abſ. 6, SD. 

5) Der Untrag Tann in ber Gerichtsfanglei zu Protokoll genommen 
werben. 8 820, 8.2, GO. 
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6 45. Durch die Beftimmungen der 88 39 bis 44 wird 
die Anwendung der bejonderen Vorſchriften nicht ausge- 
fchloffen, welche das gegenwärtige Geſetz in Anfehung einzelner 
Bollitredungsarten über die Einftellung,‘) Einſchränkung?) 
oder Aufichiebung?) der Exekution oder gewiffer Alte der- 
jelben enthält. 

Sofern nit für einzelne Fälle etwas anderes*) ange- 
ordnet ift, find Anträge auf Einftellung, Einjchränfung oder 
Aufſchiebung der Exekution, ſowie Anträge auf Wiederauf- 
nahme einer aufgefchobenen Erefution bei dem Gerichte, bei 
dem die Bewilligung der Erefution in erfter Inftanz beantragt 
wurde, oder beim Exekutionsgerichte anzubringen, je nachdem 
der Antrag vor oder nad) Beginn?) des Exekutionsvollzuges 
geitellt wird. a) 

Sofern nicht für einzelne Fälle etwas anderes) ange- 
ordnet ift oder ſchon eine rechtöfräftige Enticheidung über 
die Einftelung oder Einichräntung der Erefution vorliegt, 
hat über Anträge auf Einftelung oder Einfchränftung der 
Erefution, die nicht vom betreibenden Gläubiger ſelbſt ge- 
ftelt werden, eine mündliche Verhandlung der Parteien 
fattzufinden. 

2) Einftelung der Zwangsverwaltung von Amts wegen wegen 
Undurchführbarkeit 8 101; wegen Erreichung ihres Zweckes oder Ausſichts⸗ 
Iofigleit der Yortdauer Überhaupt oder ohne bejonderen, nidjt beftrittenen 
Koftenaufwand, ferner auf Antrag des Gläubigerd. 8 129. 

Einftelung de8 Berfteigerungsverfahrend von Amts wegen 
wegen Undurchführbarleit 8 134, wegen Nidjtvorlage ber Berfteigerungss 
bedingungen 8 145. — Nach Verweigerung des Zuſchlages, weil der 
Gläubiger nicht innerhalb eines Monates nad) Rechtskraft der Zuſchlags⸗ 
berweigerung auf neuerlichen Berfteigerungstermin angetragen bat, oder 
weil die Berfteigerung überhaupt nicht erneuert werben kann (3. B. wegen 
nicht erreichten geringften Gebotes bei Landgütern und Grundftüden 8 151) 
8 188, Abf. 2 u. 4. 

Einftellung des Verfteigerungsverfahreng von Amts wegen nad) Rechts⸗ 
Iraft des Beſchluſſes auf Berfagung des Zuſchlages wegen mangelnder 
Dedung ber Vorhypotheken 8 193; wegen Übernahme der Liegenjchaft bezw. 
ber gepfändeten Sade durch einen Dritten 88 200, 3. 1, 271; wegen 
Einlöfung der vollſtreckbaren Forderung 8 200, 3. 2; wegen Siftierung 
8 200, 8. 8, auch bei beweglihen Sachen 8 282; wegen Anbietens der 
Befriedigung des betreibenden Gläubiger 8 200, 8. 4, auch bei be= 
weglichen Sachen 8 282; Einstellung der Exrelution von Amts wegen, wenn 
der Gläubiger es unterläßt, innerhalb eines Monates nach Übergabe der 
Sade an ben Berwalter, in Betreff welcher der Anſpruch auf Herausgabe 
übertwiefen wurbe, die Einleitung der Zwangsverwaltung ober Bivang3- 
verfteigerung zu beantragen. 8 828, Abſ. 8. 
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Einftelung ber Exekution zur Sicherftellung 8 876. 

Aufhebung einftweiliger Verfügungen 8 399. 

2) Einſchränkung ber Erelution durch Pfandrechtöbegründung 8 96; 
der Pfändung 8 263; der Exekution zur Sicherftellung 8 877; einftweiliger 
Verfügungen 8 399, 8. 1. 

8) Auffchiebung des Berfteigerungsverfahrend und Cinleitung der 
Bwangsverwaltung 8 201. 

Aufihiebung des ne infolge eines Übernahms- 
antrages nach 8 200, 8. 1, 8 204, Abf. 1 

4), Einftelung und Einfchräntung fönnen ohne Rüdficht auf den Stand 
der Erefutionsfache beim bewilligenden Gerichte beantragt werben, wenn 
dieje Anträge mit den Klagen nach 8 35 und 36 verbunden werben. 8 39, 
letzter Abſatz. — Antrag auf Auffchiebung wegen Widerfpruch gegen die Exe⸗ 
fution auf Grund ausländifher Exrefutionstitel ftet3 beim bewilligenden 
Gerichte. 8 83, Abſ. 2. 

5, 8 38. — Wenn einem ſolchen Antrage ftattgegeben wird, ift das 
Exekutionsgericht unverweilt zn benachrichtigen. Diefes hat bie Mitteilung, 
wenn e3 nicht felbft etwas anzuordnen hat, bloß der Erefuttonsabteilung 
(Vid. Buftellungs- und Erefutionzabteilung) zuzufenden. 8 162, Abſ. 2 
ED. (fiehe bei 8 39). 

e) Bloße Einvernehmung (88 55, 56), findet ftatt in den Fällen 88 39, 
Abſ. 2, 40, Abſ. 1, 41, Ubi. 2; 271, 377, Abſ. 8. 

Keine mündliche Verhandlung oder Einvernehmung findet ftatt im 
Falle 88 200, 8. 3 u. 4, 208, Abſ. 2, 282, Abſ. 1. 

Eine Einvernehmung hat vorauszugehen der Einftelung von Amts 
wegen im alle $ 129, Abſ. 3. Ferner in der Negel der Einfhränfung 
von Amts wegen gemäß 8 41, letzter Abſatz. (Siehe IM. zu 8 41 GO.) 

a) Wenn zur Seit der Überreichung eines Rekurſes gegen die Exe- 
tutionsbewilligung das Erſuchen um den Exekutionsvollzug noch nicht an 
das Exekutionsgericht gelangt ift (8 33 EO.), hat über einen mit dem 
Rekurſe verbundenen oder gleichzeitig mit dem Rekurſe angebrachten An- 
trag auf Aufichiebung der Exekution (842, 8.7, ED.) das bie Exekution 
bewilligende Gericht zu entfcheiden. (FM. zu 8 45 ED.) 


646. Das Vollitredungsorgan darf ohne borgängige 
richterliche Weifung mit der Vollziehung der ihm aufgetragenen 
Erefutionshandlung nur dann innehalten,!) wenn ihm dar- 
getan wird, daß der betreibende Gläubiger nad) Erlaſſung?) 
de3 dom Vollftredungsorgan auszuführenden Auftrages des 
Erelutionsgerichtes befriedigt worden ift, Stundung be- 
willigt bat oder von ber Fortfeßung des Erelutionsverfahrens 
abgeftanden iſt. 

Iſt vom Berpflichteten eine beftimmte Summe Gelb zu 
leiften, fo genügt es, wenn er einen Boftaufgabejchein — 
legt, aus dem ſich ergibt, daß dieſe Summe nach dem im 
eriten Abſatze angegebenen Zeitpunkte zur Auszahlung an 


—— — — 
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Den Gläubiger bei der Poſt eingezahlt?) wurde. In allen 
übrigen Fällen muß der Nachweis der im erften Abſatze be- 
zeichneten Umftände durch in Urfchrift vorgelegte öffentliche 
oder Öffentlich beglaubigte Urkunden erbracht werden. 


1) Darüber ift an dad Erelutionsgericht zu berichten. 8 881, Upf 1, 
CD. Diejer Bericht ift, auch wenn er in Form eines Protololls verfaßt 
wird, ftempelfrei, außer es wäre darin ein Antrag beurkundet (fiehe Anm. 
bet 8 25). — Wenn Tein Antrag auf Einftellung geftellt wird, tft ber be- 
treibende Gläubiger, jofern er davon nicht fhon unmittelbare Kenntnis 
bat, lediglich zu benachrichtigen, daß und aus welchem Grunde die Ere- 
kution nicht vollzogen wurde. Einftellung unterbleibt, (Form. Nr. 99a, 
Nachtrag 3. Form. Bud.) 

Auch mit der Realichäßung oder Vornahme der Mobilarverfteigerung 
fann innegehalten werben. 

Die Einftelung der Erekution darf nur erfolgen, wenn ein Antrag 
auf Einftelung geftellt tworden ift. Den Antrag bat das Bollftredungs- 
organ zu beurfunden; wenn der Antrag nicht vom betreibenden Gläubiger 
geitellt worden ift, muß über den Antrag Einvernehmung ftattfinden. 88 39, 
45, Abſ. 8. — 

Der Beibringung befonderer Urfunden bedarf e3 nicht, wenn der be- 
treibende Gläubiger durch Mitfertigung des Berichtes des Bollitredungs- 
organes erklärt, daß er nach Erlaffung bes VBollzugsauftrages befriedigt 
worben ift, Stundung bewilligt hat, oder von der Fortjegung des Exe⸗ 
kutionsverfahrens abftehe. 

Wenn bei Vornahme des Exekutionsvollzuges der Verpflichtete oder 
für ihn ein Dritter den Gläubiger befriedigt, ober ber Gläubiger von der 
Fortſetzung des Exekutionsverfahrens abfteht oder dem KBerpflichteten 
Stundung gewährt, iſt dies in dem Protokolle über die Exekutionshand⸗ 
lung zu beurkunden. Die Vollziehung der aufgetragenen Exekutionshand⸗ 

lung tft auch in dieſem Falle zu unterlaſſen. Wenn unmittelbar vor Vor⸗ 
nahme der Exekutionshandlung die Zahlung geleiftet wird, iſt nach Abſchn. I, 
P. 21 (fiehe bei 8 25) vorzugehen. 

Tas Bollitredungsorgan darf deshalb, weil der Verpflichtete be= 
Bauptet, daß er nur gegen eine Zug um Bug au bewirkende Gegenleiftung 
feinerfeit8 zu leiften verpflichtet fei, mit dem Vollzuge des Exekutions⸗ 
auftrages nicht innehalten, ſondern der Verpflichtete ift Lediglich darauf 
aufmerffam zu machen, daß ihm freifteht, nach 8 42, 8. 4, ED. um die 
Auffchiebung der Erekution beim Gerichte anzuſuchen. Inſtr., Abſchn. T, 
P. 31. — (Anders wenn die Exekution nur gegen gleichzeitige Gegen⸗ 
leiftung bewilligt worben ift.) 

Wenn ber Berpflichtete beim Exekutionsvollzuge den Anſpruch des 
Glaͤubigers nur teilmeife befriedigt, fo ift hierauf infoferne Rüdficht zu 
nehmen, daß die Exekution nur in einem ſolchen Umfange zu vollziehen 
tft, al3 zur Tedung des unberichtigt aushaftenden Anfpruches erforderlich 
ericheint. Keinesfalls ift das Vollitredungsorgan bereditigt, wegen einer 
Zeilleiftung des VBerpflichteten die Exelution tvegen bes Schuldreftes auf- 
zuſchieben. Inſtr., Abſchn. I, B. 33. 
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2) Wenn der betreibende Gläubiger zwar nad Entflehung des Exe⸗ 
tutionstitel3, aber vor Erlaffung des Bollgugsauftrages befriedigt wurde, 
Stundung bewilligt hat oder von ber Fortſetzung des Exekutionsverfahrens 
abgeftanben ift, hat das Bolftredungsorgan bie Erelutionshanblung vor⸗ 
zunehmen, zugleich aber auch den Berpflichteien darauf aufmerffam zu 
maden, baß er beim Exelutiensgerihte die Einftellung (8 40 ED.) und 
allenfalls bis zur Entfcheibung über den Antrag die Auffchiebung der Exe⸗ 
tution (8 42, 3. 8, ED.) beantragen könne. Inſtr., Abſchn. I, P. 82. 

3) Dies trifft nur zu bei Sendungen mittel3 Poſtanweiſung ober durch 
die Poſtſparkaſſe (nicht verfchloflene Geldbriefſendungen); es können daher 
als Dokumente nur Poſtaufgabeſcheine über Poſtanweiſungen und Coupons 
eines Empfangserlagsſcheines der Poſtſparkaſſe in Betracht kommen. Siehe 
Inſtr., Abſchn. I, PB. 31. 


Eidliche Angabe (Offenbarungseid).) 


6 47. Wenn die Sachen, wegen deren Herausgabe 
oder Leiftung Exekution geführt wird, beim Berpflichteten 
nicht vorgefunden werden, fo bat er auf Antrag?) unter 
Eid anzugeben, wo fich diefe Sachen befinden, oder daß er 
fie nicht befige und auch nicht wifle, wo fie ſich befinden. 

Wenn der Bollzug einer Exekution wegen Geldfor- 
derungen erfolglos bleibt, weil beim Berpflichteten Teine 
Sadıen, die in Erelution gezogen werden konnten, oder nur 
ſolche Sachen vorgefunden wurden, deren Unzulänglichkeit 
mit Rüdfiht auf ihren geringen Wert oder auf die daran 
zu Gunften anderer Gläubiger bereitS begründeten Pfand- 
rechte fi Har ergibt, oder welche von dritten Perjonen in 


847. 1. Die Verhängung der Kuratel wegen Ber- 
chwendung befreit nicht von der Pflicht zur Leiftung des Offen- 
barung3eided. ©. v. 17. November 1896, 3. 13416, Sig. 15905; 
28. Auguft 1887, 3. 9098, Sig. 11723; 

dagegen tft der Gemeinſchuldner zum Offenbarungeide 
wegen erfolglofer Exekution nicht verhalten. E. v. 29. Mat 1900, 
3. 7223, Sig. 1018 (25. Juni 1889, 3. 8660, IB. 1889 2445 
12. Juni 1889, 3. 7006, Now. IV, 144 u. a.?); 

auch nicht ein früherer Kridar nad Aufhebung bes Kon- 
kurſes wegen einer vor der Konkurseröffnung fruchtlog geführten 
Erefution. €. v. 17. April 1888, 3. 3586, Sig. 13137. 

2. Ablegung des Offenbarungseides kann nur wegen Erfolg- 
loſigkeit des Vollzuges einer gerichtlichen Exekution begehrt 
werden. E. v. 13. Mai 1901, 3. 14102, amtl. S. 415 (29. Sep- 
tember 1899, 3. ?, Przeg. 1900: S. 104; 7. Mai 1895, 3. 5481, 
Sig. 15480?); 

borausgefegt daß die Exekution nicht bloß zur Sicher- 
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Anipruh genommen werden, jo bat der Verpflichtete auf 
Antrag?) ein Verzeichnis feines Vermögens vorzulegen, ben 
Drt, an dem fich die einzelnen Vermögensſtücke befinden, an⸗ 
zugeben, in Betreff feiner Yorderungen deren Grund und 
die Beweismittel zu bezeichnen und einen Eid dahin zu 
leiften, daß feine Angaben richtig und vollftändig feien 
und daß er von feinem Vermögen wiſſentlich nicht3 ver- 
fchwiegen habe. 

Das Erekutiondgeriht kann noch andere nad) den ge- 
gebenen Berbältniffen zur Ausmittlung der herauszugebenden 
oder in Erelution zu ziehenden Sachen dienliche Umſtände 
in den Offenbarungseid aufnehmen. 


ftellung geführt wird. €. v. 16. Juni 1886, 3. 7127, Sig. 11077; 
10. September 1884, Be 10130, Sig. 10148. 

3. Die Erfolglofigkeit des Exekutionsvollzuges ift nicht ſchon 
dadurch feftgeftellt, daß der betreibende Gläubiger von der Durch⸗ 
führung der Erefution mit der Behauptung abfteht, der 
vollſtreckbare Anfpruch finde feine Dedung. E. v. 10. April 1901, 
3. 4764, 38. 1901: 287. 

4. Solange andered Bermögen des Berpflidhteten 
(Liegenfchaften) vorhanden ift, aus dem der betreibende Gläubiger 
Befriedigung noch nicht geſucht hat, kann ungeachtet der Erfolglofig- 
keit der auf bewegliche Sachen geführten Erelution Offenbarungs- 
eid nicht aufgetragen werden. &. dv. 9. Jänner 1902, 3. 18046, 
33. 1902 :11; 21. März 1901, 3.3765, 38.1901 :240 (25. Juni 
1901, 2. — 38. 1902:319; 15. Juni 1900, 3. 8616, Präv. 
1901: ©. 262); 

beffen Auftragung ift dagegen zuläffig, wenn bei der Pfändung 
vom Berpflichteten nur folhe Forderungen namhaft gemacht 
werden, auf die im Wege des Zahlungsperbotes ($ 294 
ED.) Erekution geführt werden müßte. €. v. 26. September 1900, 
3. 11863, Sig. 1129. 

5. Offenbarungseid kann nicht aufgetragen werden, wenn der 
Erefutionsvollzug bloß deshalb erfolglos blieb, weil die beim Ver⸗ 
pflichteten vorgefundenen beweglichen Sachen ald Zubehör einer 
Liegenfhaft nit abgefondert in Erekution gezogen werden 
dürfen. €. v. 2. April 1901, 3. 4634, amtl. ©. 399. 

6. Auftragung des Offenbarungdeided wegen Erfolglofigkeit 
der Exekution auf beweglihe Sachen, obwohl der vollftred- 
bare Anſpruch grundbüderlich fihergefteltt ift? E. v. 
20. Februar 1901, 3. 2320, Ref. 1902: ©. 32. 

7. Berluft der Berechtigung, Offenbarungseid zu verlangen, 
wenn der vollſtreckbare Anſpruch zu Gunſten Dritter gepfän- 
det ift? €. v. 2. Mai 1896, 3. 4485, Sig. 600. 

8. Von demjenigen, der nur bis zur Höhe des Nach⸗ 
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Der Anordnung der Eidesleiftung hat die Einverneh- 
mung?) des Berpflichteten voranzugehen. Die Eidesleiftung 
darf erſt nach Rechtskraft des Beſchluſſes erfolgen, wodurch 
die Ablegung) des Offenbarungseides angeordnet wird. 

!) Anträge auf Leiftung des Offenbarungseides (8 47 ED.) find zu 
den Alten bes wider die eidespflichtige Perjon anhängigen Exekutionsver⸗ 
fahreng zu nehmen. 8269, lebt. Abf., GO. — Auf Grund erfolglofer ab- 
miniftrativer Erektion findet eidliche Angabe nicht ftatt. 

2) Der Antrag Tann in der Gerichtsfanzlei zu Protololl genommen 
werben. 8320, 8. 3, GO. 

3) 88 55, 56. 

% Form des Eides Urt. XL EG. 3. 8PO. 8 78. 


6 48. Die Anberaumung einer Tagfabung zur Leiftung 
eines Offenbarungseides tft durch Anfchlag an der Gerichte- 
tafel öffentlic) bılannt zu machen. 

Die Ausfage und die Ablegung des Eides erfolgt öffentlich.) 

Wenn der Verpflichtete bei der hiezu anberaumten Tag- 
ſatzung nicht ericheint oder die Leiftung der Ausfage und des 
Eides verweigert, hat das Erekutionsgericht zur Erzwingung 
der eidlichen Ausfage auf Antrag die Haft zu verhängen. Die 
in Gemäßheit der 88 360 His 366 zu vollziehende Haft endet 
mit Ablegung der Ausfage und des Eides und darf in ihrer 
Gefamtdauer ſechs Monate nicht überjchreiten.a) 

Der verhaftete Verpflichtete Tann zu jeder Zeit bein Be- 
zirfögerichte des Haftorted beantragen, zu der ihm aufge- 
tragenen eidlichen Ausſage zugelaffen zu werden. Dem Un- 
trage iſt ohne weiteres Verfahren ftattzugeben. b) 


laſſes haftet, kann bei erfolglofer Erefution nur Offenbarungs⸗ 
eid nah Art. XLII des Einführungsgejeges zur ZPO. gefordert 
werden. €. v. 10. April 1901, 3. 4764, 38. 1901 :287. 

9. Die Ablegung des Offenbarungseides kann von dem in⸗ 
ländifhen Gerichte aufgetragen werden, dad um den Vollzug 
einer im Auslande (Ungarn, Kroatien) bewilligten Ere- 
fution erſucht if. &. v. 14. September 1897, 3. 11241, Sig. 
161055 28. Dezember 1894, 3. 15386, Sig. 15346, 21. Septem⸗ 
ber 1886, 3. 10830, Sig. 11173; 31. März 1885, 3. 3703, Sig. 
10507 u. a. 

10. Sofern eine Erefution wegen Erfolglofigkeit nicht durch⸗ 
geführt werden kann, ift der Ablauf der Monatsfrift ($ 74, Abf. 2 
ED.) für den Koftenerfaganifpruh ohne Belang €. v. 
20. Auguft 1902, 3. 11831, Gaz. 1902 : 12. 

8 48. 1. Auch der das Armenrecht genießende betreibende 
Gläubiger muß für die Haft- und Verpflegskoften Vorſchuß er- 
legen. E. dv. 20. November 1888, 3. 13398, Sig. 12447. 
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3) Ausnahme von 8 59, Abſ. 1. 

a) Zur Erzwingung ber eidlichen Ausſage darf in jeber einzelnen 
GStrafverfügung die Haft für nicht länger als für die Dauer von zwei 
Monaten verhängt werden (8 861 ED.). Nach Ablauf der in der Strafver⸗ 
fügung angegebenen Haftzeit ift ber Berpflichtete von Anıt3 wegen aus der 
Haft zu entlafien. In jeder Strafverfügung ift den Berpflichteten unter je- 
weiliger Beftimmung einer neuerlichen Frift für die Ablegung der eib- 
lichen Ausfage befanntzugeben, in welcher Dauer die Haft bei fortgefebter 
Bermweigerung ber Ausfage wider ihn verhängt werden würde. Der Voll⸗ 
zug der angedrohten weiteren Haft erfolgt nur auf Antrag des betreibenden 
Gläubigerd (8 354 ED.); der Antrag kann nicht vor Ablauf der feft- 
geſetzten neuerlichen Frift geftellt werben. (IM. zu 8 48 ED., P. 1.) 

Wurde die gegen den Verpflichteten wegen Berweigerung bes Offen⸗ 
barungseides verhängte Haft aufgehoben, weil ber betreibende Gläubiger 
den Koſtenvorſchuß nicht rechtzeitig erneuerte, fo gilt Die durch die lebte 
Strafverfügung verhängte Haft verbüht (8 366 ED.) Es tritt damit 
zugleih die in dieſer Etrafverfügung beftimmte neuerliche Frift für die 
Ablegung der eidlihen Ausſage gerade fo in Wirkſamkeit, wie wenn bie 
Haft in der feftgefegten Dauer vollzogen worden wäre, ohne daß ſich 
‚der Berpflichtete zur Leiftung des DOffenbarungseides bereit erflärt hätte. 
Daher Tann ber betreibende Gläubiger nad) Ablauf dieſer Friſt Vollzug 
der angedrohten weiteren Haft begehrten. (IM. zu 8 48 ED., BP. 3.) 

db) Beantragt der verhaftete Berpflichtete, zur eiblichen Ausfage 
zugelaffen zu werden, fo ift dieſem Antrage ohne weiteres Verfahren, und 


— — 


— — 


insbeſondere ohne vorherige Einvernehmung des betreibenden Gläubigers, 


durch Anberaumung einer Tagſatzung zur eidlichen Ausſage ſtattzugeben 
(8 48, Abſ. 1 u. 2, ED.) Die Tagſatzung iſt auf tunlichſt kurze Zeit 
anzuberaumen. (IM. zu 8 48 ED., P. 2.) 


6 49. Wer den Offenbarungseid gemäß $ 47, Abſatz 2, 
geleiftet hat, ift zur nochmaligen Leitung des Eides aud) 
dritten Gläubigern gegenüber nur dann verpflichtet, wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß er ſpäter Vermögen erworben 
babe. Gleiher Glaubhaftmachung bedarf e3, wenn nad 
Bollftredung der im 8 48 gedachten ſechsmonatlichen Haft 
gegen den Berpflichteten neuerlich behufs Erzwingung der 
eidlichen Angabe über den Beſtand jeines Vermögens die 
Haft verhängt werden ſoll. 


Ber den Offenbarungseid abgelegt hat, weil die Sachen, 
die er herausgeben oder leiften jollte, bei ihm nicht vorge- 
funden wurden, Tann auf Antrag desjelben betreibenden 


849. 1. Wegen eined® nach dem Gefege vom 16. März 
1884, RGB. Nr. 35, abgelegten Offenbarungseides kann Be- 
fheinigung fpäteren Bermögenderwerbes nicht gefordert 
werden. €. v. 19. März 1901, 3. 17719, 38. 1901:241. 
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Släubigerd und wegen desſelben Anſpruches zur nochmaligen 
Leiftung des Eides nur dann verhalten werden, wenn glaub- 
haft gemacht wird, daß fich feither die Sachlage in Be ug 
auf die Innehabung der Sachen oder das Willen des Ber- 
pflichteten geändert hat.?) 


1) IMV. v. 16. Juni 1902, IJMBB. Nr. 28, betreffend bie Ein= 
führung eines Vormerkes über abgelegte Offenbarung 
eide (88 47ff. ED.) Un alle Gerichte. 


Um zu ermöglichen, daß auf abdgelegte Offenbarungseibe von Amts 
wegen Rüdficht genommen merben könne, und um bem vorzubeugen, daß 
wegen Unkenntnis bes bereit? abgelegten Eides bie Leiftung bes Dffen- 
barungseides mehrmals beantragt werde, wird verfügt, daß bie Bezirks⸗ 
gerichte am Sitze der Gerichtshöfe und diejenigen ländlichen Bezirks⸗ 
gerichte, bei denen es das Oberlandesgerichtspräſidium wegen bes Um⸗ 
fanges ihrer Erelutionsgefchäfte anzuordnen findet, einen Vormerk über 
abgelegte Dffenbarungseide (88 47 ff. ED.) nad) dem folgenden Formulare 
zu führen haben: 


Vor⸗ und Zuname, 


Beichäftigung und Bor» und Buname 


Der 
des betreibenden | Offenbarungseid | Alten 


Wohnort des Vers wurde abgelegt | zeichen | 
pflichteten Gläubigers — 





Soferne nicht der Geſchäftsumfang die Führung eines beſonderen 
Namensverzeichniſſes notwendig macht, iſt dieſer Eidesvormerk alphabetiſch 
nach dem Namen des Verpflichteten anzulegen. 


Die Eintragung in dieſem Vormerk hat nach der Eidesablegung zu 
erfolgen und iſt mittels bes auf das Eidesprotokoll zu ſetzenden Alten⸗ 
vormerkes „Eid. B.“ zu verfügen. 


Eine Ausdehnung biefes Vormerkes auf nicht abgelegte Eide oder 
auf bie Bollftredung verhängter Haft tft unftatthaft. 

Perſonen, bie ein rechtliches Interefle daran gaubhaft machen, ift bie 
Einfihtnahme in den Eidesvormerk zu geftatten (8 73 ED., 8 884 GO.). 

Die Gerichtskanzlei (Kanzleiabteilung) hat bei Einlangen von Ans» 
trägen nad) 8 47 ED. aus dem Eidesvormerke für das laufende und das 
legtvergangene Jahr zu ermitteln, ob der Werpflichtete in dieſer Zeit 
einen ſolchen Eid abgelegt Hat; das Ergebnis dieſer Ermittlung ift auf 
der Eingabe, bevor fie dem Richter vorgelegt wird, kurz anzumerken. 
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Berfahren. 


6 50. Die gefeplichen Beftimmungen über die Beiziehung 
eines fachmänniſchen Latenrichter8!) finden auf die Ausübung 
der Gerichtsbarkeit im Erelutionsverfahren keine Anwendung.a) 

87, Abſ. 2, IN. 

a) Im Laufe eines Erefutionsverfahrens und aus Anlaß besfelben 
fi) ergebende Brozefle, welche nad) dem Geſetze bei dem Gerichte ber 
Erelutionsbewilligung anhängig gemacht werben müffen (3. B. 88 85, 36, 
37 ED.), find, falls dieſes Gericht ein Handels⸗ oder ein Handels⸗ und 
Seegericht ift, ohne Beiziehung eines fachmänniſchen Latenrichters zu ver: 
bandeln und zu entiheiden. (Gutachten bes Oberſten Gericht3- 
hofes zu 8 50 ED.) 

6 51. Die im gegenwärtigen Gefebe angeordneten Ge- 
richtsſtände) find ausſchließliche. Vereinbarungen?) der 
Parteien über die Zuſtändigkeit der Gerichte im Exekutions⸗ 
verfahren find wirkungslos. 

2) Bur Bewilligung, 88 3-6, 375, 387; zum Vollzuge, 88 17—20; zur 

Einftellung, Einſchränkung, Aufidiebung und Wiederaufnahme, 845, Abf. 2. 

2) 8 104 IM. 

Im Erelutionsverfahren, ſowie bei Erlaffung einftwetliger Verfügungen 
hat das Gericht, ohne an die Angaben ber Parteien gebunden zu fein, 
die für Die Buftänbigfeit maßgebenden Berhältniffe von Amts wegen zu 
unterfuchen. Es Tann zu diefem Zwecke von ben Beteiligten alle nötigen 
Aufllärungen fordern. 8 41, Ubi. 2, IN. 

Iſt im Exekutionsverfahren oder im Verfahren bei Erlaffung einft- 
meiliger Berfügungen ein anderes al3 das angerufene Gericht zuftänbig, fo 
bat letzteres feine Unzuftändigleit in jeder Lage bed Verfahrens von 
Amts megen oder auf Antrag durch Beſchluß auszufprechen und, fofern 
ihm bie Beitimmung bes zuftändigen Gerichtes nad den Berhältnifien 
des einzelnen Falles möglich ift, die Rechtsſache an das zuftändige Gericht 
zu überweifen. Bon biefem ohne vorhergehende mündliche Verhandlung 
zu faſſenden Überweifungsbefclufie find die Parteien zu verftändigen. 
8 44, Abſ. 1 u. 2, IM. 


6 52, Am Erekutionsverfahren!) können die Parteien 
und jonjtigen Beteiligten ſowohl in Perjon, als durch Be- 


8 50. 1. ®o ein befonderes Handelsgericht nicht befteht, dürfen 
mit dem Erelutionsverfahren zufammenhängende Klagen, die vor 
das Handel3gericht gehören, aber bei dem zur Ausübung der 
allgemeinen GerichtSbarkeit berufenen Gerichtähofe angebracht werden, 
nit wegen Unzuftändigfeit abgewiejen werden. E. v. 8. April 
1902, 3. 1995, Ref. 1902: ©. 88. 

852%. 1. Der Returs de Subftitutiongfuratorg 
gegen die NEN der Erekution auf ein Subftitutionsver- 
mögen bedarf nicht der Unterſchrift eines Advolaten. €. v. 13. Zuni 
1899, 3. 8976, Sig. 641. — 
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vollmächtigte“) handeln. Die Vertretung durch Advolatena) 
ift im Exekutionsverfahren weder vor den Bezirkögerichten, 
noch vor den GerichtShöfen erfter Inftanz?) geboten. 


1) Dagegen gelten Hinfichtlich des Unmwaltszwanges in den aus Anlaß 
einer ——— entſtehenden Prozeſſen die Beſtimmungen der 88 26, 27, 
29 8P0. 

e) Um zum Mitbieten zugelaſſen zu werben, bedarf der Vertreter 
einer in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Urkunde erklärten Voll⸗ 
macht. 8 180, Abſ. 2. 

Aus demſelben Grunde wie im 8 80, Abſ. 1, 8PO. tft auch beim 
eriten Einfchreiten eines Bevollmächtigten im Gxefutionsverfahren Bor: 
lage der Vollmacht zu fordern. 8 78. 

Nachweis der Bevollmädhtigung im Eretutionsverfahren. 
Der Nachweis der Bevollmächtigung bed einfchreitenden Rartelenver- 
treter8 ift auch im Erelutionsverfahren zu erbringen. Gemäß 881, 8.8, 
8PO. ermächtigt die Prozeßvollmacht kraft Geſetzes auch zur Einleitung 
der Exekution wider den Prozeßgegner, zur Vornahme aller im Exeku⸗ 
tionsverfahren auf Seiten des Exekutionsführers vorkommenden Hand⸗ 
lungen und zur Erwirkung des Sicherungsverfahrens. Es genügt daher 
zur Einleitung und Fortführung des Verfahrens, wenn ber für ben be⸗ 
treibenden Gläubiger einfchreitende Vertreter Prozeßvollmacht Hat und 
wenn in dem beim Prozeßgerichte eingebrachten Geſuche um Exekutions⸗ 
bewilligung auf bie in den Alten erliegende Prozeßvollmacht Hinge- 
tiefen wird. 

Die Erelutionsbewilligung durch das bewilfigente Gericht enthält 
implicite bie Beftätigung, daß bie im Geſuche bezogene Prozeßvollmacht 
tatfähhlih dem bemilligenden Gerichte vorliegt. Der Nachweis der Bes 
vollmädjtigung gegenüber dem betvilligenden Gerichte reicht demnach aud) 
aus gegenüber dem Exekutionsgerichte, infoferne e3 ſich um bie Legiti⸗ 
mation zu den im Erefutionsverfahren vorfommenden Anträgen und Ers 
Märungen Handelt. Insbeſondere ift die Berückſichtigung eines Eins 
ftelungsantrages bes betreibenden Gläubigers nicht davon abhängig, daB 
dem Exekutionsgerichte die Vollmacht des einfchreitenben Bertreterö vor⸗ 
gelegt wird. 

Der Hinmwet3 auf die Prozeßvollmadit, ſei e3, daß fie beim bewilli⸗ 
genden oder beim Exekutionsgerichte erliegt, genügt weiteres auch dann, 
wenn nur die Empfangnahme von Exelutionskoſten in Frage fteht, da bie 
Prozeßvollmacht die Ermächtigung zur Empfangnahme ber Prozeßkoſten 
umfaßt (8 81, 8. 4, ZPO.) und die Koften des Exekutionsverfahrens 
unter den weiteren Begriff der Prozeßkoften fallen (8 78 EO.). 

Wenn der Verpflichtete unmittelbar an ben Bertreter bes betreibenben 
Gläubigers die Zahlung geleiftet Hat, wird das Exekutionsgericht infolge 
des Einftellungsantrages des Berpflichteten die Einvernehmung bes bes 
treibenden Gläubigerd auch dann anzuordnen haben, wenn ber Nachweis 
nicht vorliegt, daß der Vertreter des betreibenden Gläubigers zur Empfang 
nahme des GStreitgegenftandes ermächtigt ift. 

Falls dagegen das Erelutionsgericht felbft Gelbbeträge, die nicht 
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Tediglich auf Prozeh- oder Exekutionskoſten zu verrechnen find, an ben 
Bertreter des betreibenden Gläubiger? auszufolgen Hätte, muß beachtet 
werben, baß bie Prozeßvollmacht nicht die Ermäditigung zur Empfang» 
nahme des Streitgegenftandes umfaßt. Es muß deshalb dem Exekutions⸗ 
gerichte der Beſtand einer auf die Empfangnahme des Gtreitgegenftandes 
geftellten Bollmadyt urkundlich nachgemwiefen werden. Enthält fchon bie 
Prozeßvollmacht eine folde Erklärung, jo Lönnen fich die Parteien bie 
Koften ber Beibringung einer weiteren Vollmacht eriparen, indem fie in dem 
Erelutionsantrage bie Bitte ftellen, daB die Vollmacht dem Exekutions⸗ 
gerichte überfendet wird. Einem foldhen Antrag wird in der Regel ftatt- 
zugeben fein. 

Kann die Vollmacht aus irgend einem Grunde dem Erefutionsgeridhte 
nicht vorgelegt werben, fo genügt ed, wenn das Prozeßgericht beftätigt, 
daß eine auf Geldempfang lautende Prozeßvollmacht in feinen Alten 
erliegt. 

8) Rekurſe im Exekutionsverfahren bedürfen nad) Maßgabe des 8 520 
ZPO. der Apvolatenfertigung (vergl. 8 3 IN.). — Für den Koftens 
anfprud) der Partei, welche nicht durch einen dem Abvolaten- oder Nota⸗ 
riatsſtande angehörigen Bevollmächtigten vertreten ift, ailt aud) hier 8 42, 
Abſ. 2, 3PO., 8 78 ED. 

Ausfolgung des Erelution3erlöfes an den zum Geld- 
empfang bevollmädtigten Bertreter des betreibenben 
Giäubigerd Mit den Erläflen vom 12. April 1901, 8. 6811, unb 
26. Zänuer 1903, 8. 121, wurde den Oberlandetgerichtspräfidien nach⸗ 
ſtehendes eröffnet: 

Dem Zuftizmintfterium ift zur Kenntnis gefonmen, daß fi mitunter 
Anitände ergeben, wenn das Erefutionsgericht Teine Kenntnis davon hat, 
daß ber Vertreter bes betreibenden Gläubigers feine Berechtigung zum 
Geldempfang vor dem die Exekution bewilligenden Gerichte ausgewieſen 
hat. Infolgedeſſen werben in foldden Fällen die eingehobenen Schuld⸗ 
beträge oder Berfteigerungserlöfe dem betreibenden Gläubiger direft aus: 
gefolgt, was oft deſſen Intentionen nicht entſpricht. 

Das k. k. Präſidium wird deshalb erſucht, die unterſtehenden Ge⸗ 
richte im Sinne der folgenden Ausführungen zu belehren. 

Sofern es ſich um den auch im Exekutionsverfahren erforderlichen 
Nachweis der Bevollmächtigung überhaupt oder der Bevollmächtigung zum 
Empfang der Exekutionskoſten handelt (88 30, 81, 3. 3 und 4, ZPO. und 
8 78 EO.), genügt es, wenn im Erelutionsantrage auf Die beim bemilli= 
genden Gerichte erliegende Prozeßpollmacht hingewwiefen wird, denn die 
auf Grund eines ſolchen Antrages erfließende Exekutionsbewilligung ent- 
hält implizite auch die Beftätigung des im Exekutionsantrag behaupteten 
Vorliegens der Prozeßvollmacht. Wenn es fich aber um die Ausfolgung 
des Streitgegenſtandes ſelbſt Handelt, muß die Berechtigung zur Empfang⸗ 
nahme beſonders nachgewieſen werden, da ſich die Prozeßvollmacht darauf 
nicht erftredt (8 31, 8. 4, 8PO.). 

Bon Amts wegen Die beim bewilligenden Gerichte erliegende Voll⸗ 
macht dem Exekutionsgerichte einzufenden oder ihm doch vom Borhandens 
fein einer auf Empfanguahme des Streitgegenftandes lautenden Vollmacht 
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Mitteilung zu machen, tft nicht empfehlenäwert, weil eriteres für bie 
Barteien, die bei verſchiedenen Gerichten Exekution zu führen gebenten, 
mit Weiterungen verbunden, Ießteres aber in vielen Fällen — zum Bei⸗ 
fpiel bei mittlerweiliger Änderung der tatſächlichen Berhältnifie — zwecklos 
wäre. 

Dagegen wird das betwilligende Gericht einem Untrage bes betreiben- 
den Gläubigers auf Überfendung der Vollmacht regelmäßig ftattzugeben, 
ober, wenn dagegen aus irgend einem Grunde, insbefondere wegen Bor- 
lage der Alten an die Nechtsmittelinftanz, ein Hindernis entgegenfteht, 
dem Exekutionsgerichte daS Vorhandenſein einer zum Geldempfang er- 
mächtigenden Prozeßvollmacht zu beftätigen haben. Hiezu find bei Ge⸗ 
richten, wo fich folche Fälle häufiger ereignen, Stampiglien zu verivenden. 
(IMBB. ©. 105/1908.) 

a) Schriftliche Rekurfe müflen auch im Exekutionsverfahren mit ber 
Unterſchrift eines Advokaten verjehen fein (5 520 ZPO. und $ 78 EOD.). 
(IM. zu 8 32 EO.) 

6 53. Die im Erefutiondverfahren vorfommenden An- 
träge!) Können, fall3 in diefem Geſetze nichts anderes?) be- 
ſtimmt ift, mittels Schriftfaßes?) angebracht oder mündlich 
zu gerichtlihem Protofoll‘) erklärt werden. Wird ein An- 
trag mündlich vorgebradht, fo Hat das Gericht die zur 
Stellung eine dem Gefege entjprechenden Antrages nötige 
Anleitung zu geben. 

Falls ein Antrag mittels Schriftfag angebradht wird, 
find fo vieleb) gleichlautende Ausfertigungen des Schriftfaes 
zu überreichen, dab jedem der Gegner eine Ausfertigung 
zugeftellt und überdies eine für die Gerichtsaften zurüd- 
behalten werden kann; Abſchriften der Beilagen des Schrift⸗ 
fates find dem Gegner nicht zuzuftellen. Sofern nad) Bor- 
fchrift de3 Gefehes von der Beſchlußfaſſung über den Antrag 
außer dem Gegner noch andere Perfonen zu verftändigen 
find, hat der Antragfteler dem Schriftſatze die hiezu erfor- 
derlihen Rubrikena) beizulegen. 

Eine Abfchrift des Protofolles über einen mündlich vor- 
a Antrag ift dem Gegner bei der Mitteilung des 

efchluffeg nur dann zuzuftelen, wenn das Protokoll für 
die Beurteilung der Geſetzmäßigkeit des gefaßten Beſchluſſes 
wefentliche, aus dem Beſchluſſe jelbft nicht erfichtlihe Un- 
gaben enthält. 

1) Insbeſondere auch der Antrag auf Bewilligung ber Exekution 
durch einen Gerichtshof. (8 320, 8. 4, GO.) 

2) Nechnungslegung über die Verwaltung in ber Regel fchriftlich. 
8 115, Abf. 2. — Bei Verwaltungen von geringerem Umfange auch zu 
Protokoll (Gerichtsfanzlei). (8 320, 3. 4, SD.) 
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3, 88 74-76 8P0. — 8 78. 

*) Das Gefuh um Exekution auf bewegliche Vermögen auf Grund 
eines Bahlungsbefehles im Mahnverfahren Tann durch einen WRegiiter- 
eintrag erfeßgt werden. Die Aufnahme eine® Protokolles unterbleibt 
dann. 8 59, Ubi. 8, GOG. Bon biefer gefeglihen Ermächtigung Hat 
die Geihäftsorbnung Teinen Gebrauch gemacht. Das Regiſter M ift für 
die Beurkundung folder Anträge nicht eingerichtet. 

Anträge auf Bewilligung der Erefution auf bewegliche Törperliche 
Sachen und auf Bewilligung von Erelutionshandlungen (Erekution zur 
Sicherftelung) durch Pfändung von Gegenftänden des beweglichen Ber- 
mögens, Anträge auf zwangsweiſe Räumung gerichtlich oder außergericht- 
ih gekündeter Beftandgegenftände Tönnen in der Gerichtskanzlei 
zu Brotofoll genommen werden. Außerdem noch zahlreiche andere im 
Laufe des Erefutiondverfahrens vorkommende Anträge. 8320, B.1ff., GO. 

Über Mitteilungen, die feinen Antrag enthalten, ift fein 
Brotofoll aufzunehmen, fondern nur ein Furzer Bermer? in den Akten 
zu machen. 8 88 GD., fiehe bei 8 55. 

6) Ehenjo 3 80 8PO. — Es genügen alfo in der Regel zwei Aus- 
fertigungen und eine Rubrik. — Wenn der Verpflichtete den Einftellungs- 
antrag de3 betreibenden Gläubigers mit unterfchrieben und auf Zuftellung 
einer Ausfertigung des Schriftfages verzichtet hat, genügt es, den Antrag 
in einer Ausfertigung anzubringen. 

a) Insbeſondere müfjen behufs Verftändigung der Beteiligten dem 
Antrage auf Bewilligung der Bmangsverfteigerung die erforderlichen 
Rubriken mit den Adreſſen der zu verftändigenden Perfonen angeſchloſſen 
fein. (IM. 3. 8 133 EO., P. 2 u. 3.) 


6 54. Der Antrag auf Erefutionsbewilligung muß 
neben den fonft vorgejchriebenen!) befonderen Angaben und 
Belegen enthalten: 

1. die genaue Bezeichnung des Antragftellerd und de3- 
jenigen, wider welchen die Erefution geführt werden foll, 
fowie die Angabe aller für die Ermittlung des Erefutions- 
gerichtes wejentlichen Umftände; 

2. die beftimmte Angabe des Anfpruches, wegen deſſen 
die Exekution ftattfinden fol, und des dafür vorhandenen 
Erefutionstiteld. Bei Geldforderungen find auch der Betrag, 

g 54. 1. Die Angabe, daß die zu bollitredende Reftforderung 
ungefähr 1000 K betrage, genügt nit. E. dv. 18. Oktober 1898, 
3.13767, Gaz. 1898 : 6. 

2. Bei Erelution auf Liegenfchaften, die im Mit- 
eigentum mebrerer Perfonen ftehen, ift der Anteil des 
BVBerpflichteten durch Angabe einer beftimmten Verhältnisziffer zu 
bezeichnen. ©. v. 22. Jänner 1901, 3. 536, Gaz. 1901 :7. 

3. Bei Erefution auf „Eigentum3- und Befigrechte” 
des BVerpflichteten an Liegenfchaften, in deren bücherlichem Beftge 
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welcher im Exekutionswege eingebracht werden foll, ſowie bie 
a Nebengebühren anzugeben; 

. die Bezeichnung der anzumendenden Exekutions⸗ 
mittel)a) und bei Erefution auf dad Vermögen, die Be- 
zeichnung der Vermögensteile, auf welche Erefution geführt 
werden foll, fowie des Ortes, wo fich diefelben befinden, und 
endlich alle jene Angaben,) welche nach Beſchaffenheit des 
Falles für die vom bemwilligenden Gerichte oder vom Exe⸗ 
futionsgerichte im Antereffe der Erefutionsführung zu er- 
laſſenden Verfügungen von Wichtigkeit find. 

Stützt fi) der Antrag auf einen der im $ 1, 8. 8, 10 
bis 12 und 14 angeführten Erelutionstitel oder auf den 
von einem Ötrafgerichte erlaffenen Strafbeſchluß (8 1, 8.9), 
fo muß vom betreibenden Gläubiger eine Beftätigung der 
erfennenden oder verfügenden Behörde darüber beigebradjt 
werden, daß die Enticheidung oder Verfügung einem die 
Bollitredbarfeit hemmenden Nechtszuge nicht unterliegt. Bei 
Schiedsſprüchen (81, 3.16), tft eine Beftätigung der Schieds⸗ 
richter über den Eintritt der Rechtskraft und Vollitredbarteit 
des Schiedsfpruches beizubringen. 

1) Beugnis über Vollftredbarkeit eines ausländifchen Exekutionstitels, 

8 80, 8. 3. — Zwangsweiſe Pfandrechtäbegründung: Auszug aus bem 
Katafter, 8 90, Abſ. 2; Beicheinigung Über ben Bell oder Mitbeſitz bes 
VBerpflichteten, 8 91. — Bmangsverfteigerung: Beicheinigung über das 
Eigentum bezw. den Befiß oder Mitbefib des Verpflichteten und über die 
an ber Liegenfchaft beftehenden Rechte (Grundbuchsauszug, Hypotheken⸗ 
zertififat), 8 183. — Zwangsverſteigerung von Bergwerken, 8 242. 
Stempelbehandlung der Rechtskraftbeſtätigung auf Ur— 
teilen und Beſchlüſſen. Die zivilgerichtlichen Urteilen und Beſchlüſſen 
auf Anſuchen einer Partei beigeſetzten Rechtskraftklauſeln unterliegen 
ber Gebühr von 2 K. Dagegen genießen die Rechtskraftklauſeln, Die den 
im Strafverfahren ergangenen Urteilen und Befchlüffen, wenn aud) auf 
Erſuchen einer Partei beigefegt werden, die Stempelfreiheit nad) 8 380 
StPO., FME. v. 10. Dez. 1902, 3. 27251, IMBB. ©. 368/1902. 





fih ein Anderer befindet, ift anzuführen, daß dem Werpflichteten 
gegen den bücherlichen Befiger auf Grund eines Rechtstitels der 
Anſpruch auf bücherliche Befigüberlaffung (Herausgabe) der Liegen- 
ſchaft aufteht. E. v. 5. Oftober 1898, 3. 13473, Sig. 325. 

4. Soll vor der Einantwortung auf einzelne Erbſchafts- 
ſachen mit der Beſchränkung des $ 822 abGB. Erefution geführt 
werden und find mehrere Erben vorhanden, jo muß angegeben 
werden, welcher Anteil dem Verpflichteten als Miterben gebührt oder 
welche bejtimmten Sachen ihm als Legatar zuzufallen haben. E. v. 
19. Juni 1901, 3. 8779, Not}. 1901: 37. 
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Stempelbehandlung der Rechtskraftbeſtätigung hin— 
fihtlih der im Auslande zu vollftredenden Urteile. 
In Beantwortung einer Anfrage bat das !. T. Finanzminifterium mit 
den €. v. 7. u. 31. Jänner 1901, 8. 75688, eröffnet, daß die auf 
Urteile tnländifcher Gerichte zum Bmede der Erelutionsdurdhführung im 
Auslande auf Anſuchen der Partei gefebte Beltätigung der Rechts⸗ 
kraft der Gebühr von 2 K nad) TP. 1168, aa des Gef. v. 13. Dez. 
1882, RGB. Nr. 89, unterliegt. Es ift daher die Gebühr für ein amt- 
liches Zeugnis nicht einzubeben, wenn bie Bartet nicht ausdrücklich um 
die Ertetlung ber Rechtskraftbeſtätigung anfucht, fondern die Rechtskraft 
infolge des bei dem inländifchen Gerichte eingebrachten Erelutionsgefuches, 
fei e8 auf dem Erefutionstitel felbft, jet eg in dem amtliden Schreiben 
an das ausländische Gericht, beftätigt wird. (IMBEB. ©. 31/1901.) 

Abſchriften für bie grundbüderlihe Urkundenſamm— 
lung bei den Eintragungen im Laufe des Erelution3- 
verfahrens. Bei den Gerichten eines Oberlandesgerichtäfprengels find 
darüber Zweifel rege geworden, in melden Yällen Abſchriften von Ur- 
funden zur grundbücherlichen Urkundenſammlung zu nehmen find, falls 
die Eintragung ‚in das Grundbuch im Zuge des Exekutionsverfahrens 
ftattfindet. 

Dad Yuftizminifterium eröffnete mit dem Erlaſſe vom 5. November 
1899, 8. 24006, dem Oberlandesgerichtspräfibium, daß ſich nad) feiner 
Anſicht dieſe Frage auf Grund ber folgenden Erwägungen beantworten laſſe. 

Nach 8 6 des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes iſt von jeder Urkunde, 
auf Grund deren eine bücherliche Eintragung erfolgt, beim Grundbuch 
eine beglaubigte Abſchriſt zurüdzubehalten. Die Urkundenfammlung 
fol die Eintragung im Hauptbude, die nach 8 5 des allgemeinen Grund⸗ 
buchsgeſetzes nur die mejentlihen Beſtimmungen der bücerlichen Rechte 
zu enthalten hat, ergänzen und jederzeit einen Einblid in die Grundlagen 
der Eintragung geftatten. Als Grundlage einer Eintragung kommt aber 
eine Urkunde nur dann in Betradt, wenn fie bie unmittelbare Baſis 
bildet, auf die Hin die Eintragung angefucht und bewilligt worden tft, und 
wenn der Srundbuchseintrag den Hauptgegenftand des Antrages bildet. 
Dagegen erfolgt die Eintragung nicht auf Grund einer Urkunde im Sinne 
des allg. Grundbuchsgeſetzes, wenn fich die bücherliche Eintragung lediglich 
ala notwendige Begleiterfheinung an einen gerichtlichen, zunächſt nicht 
den Grundbuchsakt betreffenden Beſchluß oder an einen Exekutions⸗ 
vorgang anſchließt. Wo fi die bücherliche Eintragung nicht als das 
Biel der Bewilligung, fondern lediglich al3 die Folge oder Durchführung 
des einem anderen Bivede dienenden Beſchluſſes darftellt, bildet nicht die 
Urkunde, die dem bewilligenden Gerichte vorlag, die Grundlage der 
bücherlichen Eintragung, fonbern diefe findet ihre Baſis in dem gericht- 
lichen Beſchluſſe ſelbſt, deſſen Beftandteil fie tft. Aus dieſem Beichluffe 
ift in ſolchen Fällen alles zu entnehmen, was zum Verſtändnis Des Ein- 
trage3 erforderlich ift, die etwa wünſchenswerte Ergänzung oder Auf⸗ 
Härung bes Grundbuchseintrages ift fomit aus ben Akten des Grund⸗ 
buchsgerichtes zu gewinnen. Der Urkunde, bie etiva vorliegt, mangelt es 
an feldftändiger Bedeutung für den Grundbuchseintrag. 
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Bon diefem Gefihtspuntte aus ſcheint bie Beibringung einer Urkunden⸗ 
abſchrift entbehrlich zu fein: bei Bewilligung der Bivangsverwaltung und 
bücherlichen Anmerkung der Zwangsverwaltung (88 98 u. 874 ED.), bei 
der Löfchung dieſer Anmerkung (8 129 ED.), bei Bewilligung der Zwangs⸗ 
verfteigerung und Anmerkung ber Einleitung bes Berfteigerungsverfahreng 
(8 134 ED.), bei Eintragung des Beräußerungs- und Belaftungsverbotes 
in den Fällen ber 83 148 u. 384 ED. und bei Löſchung dieſer Anmerkung 
(8 188 ED.), bei Anmerkung der Anberaumung des Verfteigerungstermines 
(8 173 ED.), des Bufcdlages (88 183 u. 199 ED.) und der Berfagung 
des Zufchlages (8 186 ED.) und bei Erteilung und Berfanung ber gericht- 
lichen Genehmigung eines nad) 8 200, 8. 1, ED. geftellten ÜUbernahms⸗ 
antrages, bei Löſchung ber auf ein eingejtelltes Berfteigerungsverfahren 
ſich beziehenden bücherlichen Anmerkungen (8 207 ED.), bei Einverleibung 
des Erfaganfpruches im Falle des 8 222 ED., bei Anmerkung der Über- 
weifung zur Einziehung einer bücherlid) fichergeftellten Horderung (8 322 
ED.) und bei der bücherlichen Übertragung einer an Bahlungsitatt über- 
wieſenen bücherlich fichergeftellten Forderung, fowie bei Löſchung des für 
den betreibenden Gläubiger nad) 8 320, Abſ. 1, ED. eingetragenen Pfand⸗ 
rechtes (8 324 ED.). ; ö 

Die Beibringung von Urkundenabfdriften ift ſchließlich auch entbehr- 
lich bei der bücherlichen Einverleibung des Eigentumsrechtes des Erftehers 
und bei Löfchung der Anmerkungen des Berfteigerungsverfahrens (8 237 
ED.), ſowie bei Löſchung der auf der verfteigerten Liegenfchaft eingetra= 
genen, vom Erfteher nicht übernommenen Laften und Rechte (8 237 ED.). 
Insbeſondere bedarf e3 nicht der Beibringung von Abſchriften des Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluſſes, des Meiftbotöverteilungsbeichluffes, von Quittungen 
der Gläubiger u. dgl. Hier fteht zunädjft Die Erfüllung der Berfteigerungss 
bedingungen in Frage, eine Unterſuchung, die nit das Vorhandenſein 
der Vorausfegungen für die Bewilligung eines Grundbuchsgeſuches zum 
Gegenſtande hat, fondern die ganz dem Gebiete des Erelutionsrechtes 
angehört. Es Handelt fid) vor allem um den Abichluß des Verfteigerungs- 
verfahrens, bem gegenüber die bücherlihen Eintragungen als bloße 
Durhführungsmaßregein in den Hintergrund treten. Übrigens Iafien 
fi die urkundlichen Grundlagen für derlei Eintragungen von den Par- 
teien nie volftändig befchaffen, weil das mefentlichfte Berbindungsglied 
der Urkundenreihe, die Berfteigerungsbebingungen, den Barteien nicht 
ausgefertigt werden. Es bedarf fomit ftet3 der gerichtlichen Alten zur 
Herftellung des Bufammenhanges. Mit Rüdficht auf die Wichtigleit der 
betreffenden Befchlüffe für den Grundbuchsverkehr empfiehlt es fich, in 
den Fällen der 88 222 und 237 ED. auch dann eine Ausiertigung bes 
die Eintragung bewilligenden Befchluffes zu den Grundbuchsakten zu 
bringen, wenn das Exekutionsgericht zugleih Grundbuchsgericht ift 
(8 157 &D.). 

Dagegen iſt für die Urkundenfammlung beizubringen: eine Abjchrift 
des Erefutionstiteld bei der Einverleibung des Pfandrechtes zur zwangs⸗ 
weiſen Piandrechtsbegründung (ß 88 ED.) und bei der Anmerkung der 
Bollitredbarkeit eines Pfandrechtes (8 89 ED.), ferner eine Abfchrift des 
Erekutionstiteld bei der Einverleibung bes Pfandrechtes für die vollftred- 
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bare Forderung im Range der Anmerkung bes Berfteigerungsverfahreng 
(3 208 ED.) und bei der Einverleibung des Pfandrechtes für die voll» 
ftredbare Forderung auf eine bücherlich fichergeitellte Yorderung, bezw. 
bei der bücherlidden Anmerkung der Bolliitredbarkeit (8 320 ED.), fowie 
bet Vormerkung des Pfandrechtes ala Exekution zur Sicherftellung (8 874 
ED.), endlich eine Abichrift des Exelutionstiteld und der etwa zur Nach⸗ 
mweifung der Vormänner gemäß 8 22 des allg. Grundbuchsgeſetzes er- 
forderlichen Urkunden bei den bücherlichen Eintragungen behufs Erefution 
eines Anſpruches auf Einräumung, Übertragung, Beſchränkung oder 
Aufhebung eines bücherlichen Rechtes (8 850 ED.). 

In diefen Fällen hat der im Exekutionsverfahren geitellte Antrag 
zunädft die Begründung eines bücherlichen Rechtes oder bücherlicher 
Wirkungen eines beitehenden Nechtes zum Gegenitande.. Dan bezweckt 
und erreicht bücherlidhe Sicherftellung oder Durchführung des vollſtreck⸗ 
baren Anſpruches und damit das zunächſt gefegte wirtichaftliche Biel ver 
zwangsweiſen Geltendmachung des Anſpruches. Auch in biefen Fällen 
ift die Beibringung der Abichriften entbehrlich, wenn fie fehon in der 
Urfundenfammlung vorhanden find ($ 19, IMV. v. 12. Jänner 1872, 
RGB. Nr. 5), und es kann ftatt der Abjchrift unter den Vorausfegungen 
beö 8 90 des allg. Grundbuchsgeſetzes auch die Urfchrift bei der Urkunden 
fammlung zurüdbehalten werden. (Mitteilung des IMVB. S.363- 8365/1899.) 

2) Bet Erelutionsanträgen zum Zwecke der Verwirklichung von An- 
fprüchen auf Herausgabe oder Überlaffung von Sachen und auf Hanbd- 
lungen oder Unterlaflungen find im erften Antrage das zur Dedung 
der Koften zu verwendende Vermögen des Verpflichteten, ſowie die des— 
halb anzuwendenden Erelutionsmittel anzugeben. 8 369. 

8) Insbeſondere Die genauen Adrefien aller Beteiligten, welche ver- 
ftändigt werden müflen. Bei Pfändung von Forderungen müſſen bie 
Ramen der Drittfchuldner der einzelnen Forderungen angegeben werben, 
fofern es fich nicht um die in 8 296 bezeichneten Forderungen handelt. 

a) In einer Eingabe Tönnen gleichzeitig Anträge auf Anwendung 
verfchtedener Exekutionsmittel geftellt werden (8 14 ED.). Solchenfalld 
tft über alle Anträge in einem Beichluffe zu enticheiben.*) Diefe Berbin- 
dung in ber Eingabe und im Befchluffe ift auf den Exekutionsvollzug 
ohne Einfluß; inmwieferne der Exekutionsvollzug tatſächlich vereinigt 
werben kann, iſt nad der Art der Erefutiongmittel und nach den Vor: 
ſchriften der 88 21 und 22 ED. zu geurteilen. (IM. zu 8 54 ED.) 


6 55. Die gerichtlichen Entſcheidungen und Verfügungen 
im Eretutionsverfahren ergehen, fomweit in dieſem hide 
nicht etwas anderes!) geboten ift, ohne vorherige mündliche 


*) Wenn Aomplilationen au beforgen find, empfiehlt es fi, mit ab- 
gefonderten Beſchlüſſen Über die Anträge zu enticheiden. 


855. 1. Die nah der ZPO. zuläffigen Beweisauf— 
nahmen können ftattfinden, ohne daß dabei Diejenigen Yornı= 
erforderniffe der Beweisaufnahme beobachtet werden müßten, bie 
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Verhandlung. Eine vom see angeordnete Einvernehmung ?) 
der Parteien oder jonftigen Beteiligten tft an die für münd— 
lihe Verhandlungen geltenden Vorjchriften?) nicht gebunden. 
Sie kann mündlich oder durch das Abfordern fchriftlicher 
Außerungen,?) und erfterenfall3 ohne gleichzeitige Anweſen⸗ 
heit der übrigen einzuvernehmenden Perjonen und ohne Auf- 
nahme eines Protofolles gejchehen; es genügt ein Turzer 
ſchriftlicher Aktenvermerk über das Ergebnig der Einver- 
nehmung. Ebenjowenig erfordert die Einvernehfmung, daß 
jeder der zu befragenden Perſonen Gelegenheit gegeben wird, 
fih über die von den übrigen Perſonen abgegebenen Er: 
Härungen zu äußern.®) 

Ale für eine beantragte richterliche Enticheidung oder 
Verfügung weſentlichen Umjtände find von dem Antragfteller 
zu bewetjen.‘) Ausgenommen den Antrag auf Bewilligung 
der Erefution,”) Tann das Geriht auch vor Beichlußfaflungen, 
für die ed das Geſetz nicht verlangt, behufs Feititellung der 
erheblihen Zatjachen die mündliche oder fchriftliche Einver- 
nehmung einer oder beider Barteien oder jonftiger Beteiligter 
anordnen?) und dieſe zur Beibringung der nötigen Urkunden 
und anderen Beweiſe auffordern. 

Das Gericht kann jedoch die ihm nötig fcheinenden Auf- 
Härungen auch ohne Vermittlung der Parteien oder fonftigen 
Beteiligten einholen und zu diefem Bivede von Amts wegen 
alle Hiezu geeigneten Erhebungen pflegen und nach Maßgabe 
der Vorfchriften der Bivilprozeßordnung die erforderlichen 
Beicheinigungen oder Beweisaufnahmen?) anordnen. 

) Mündliche Verhandlungen: über Anträge auf Einftellung 
ober Einſchränkung der Exekution, 8 45, Abſ. 8 (ſofern nichts anderes 
beſtimmt); — über den Widerſpruch gegen die Bewilligung der Exekution 
auf Grund im Auslande errichteter Exekutionstitel, 8 88, Abſ. 2; — 
zur Erfedigung der Verwaltungsrechnung und zur Verhandlung über die 
Anſprüche des Verwalters, 8 116; — zur Verhandlung fiber bie Ber- 
teilung der Ertragsüberjchüffe, 8 123; — zur Feftftelung ber von ben 
gejeglihen Vorfchriften in zuläffiger Weife abweichenden Verfteigerungs- 
bedingungen, 8 162; — zur vorläufigen Feftitellung des Laftenftandes, 
8 164; — über ben Widerſpruch gegen bie Erteilung des Bufchlages, 
8 185; — über den Antrag, die Liegenjchaft zu übernehmen und bie 
Berfteigerung einzuftellen, 88 200, 8.1, 203; — über den Einftellungs- 





nur, als zum Wefen der mündlichen Verhandlung gehörig, auf- 

geiteltt find (Einvernehmung von Sachverſtändigen ohne Benadh- 

ea der Parteien). €. dv. 31. Auguft 1898, 3. 11461, 
g. 819. j 
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antrag des einlöfenden Pfandgläubigers, 88 200, 3. 2, 208; — über ben 
Untrag des Berpflichteten auf Anifchiebung des Verfteigerungsverfahreng 
und Einleitung der Zwangsverwaltung, 88 201, 2038; — über die Ber: 
teilung des Meifthotes von Liegenfchaften, 88 209 ff., and von Lörperlichen 
beweglichen Sachen, 8 285; — über den Widerſpruch gegen die Bewilligung 
einer einftweiligen Verfügung, 8 3985 — über Anträge auf Aufhebung 
oder Einſchränkung einftiweiliger Berfügungen, 8 399, Abſ. 2. 

2) 88 11 Abf. 2, 89 Abſ. 2, 40 Abſ. 1, 41 Ubf. 2, 47 Abſ. 4, 91, 
107 Abſ. 2, 108 Abf. 2, 112 Abſ. 2 u. 3, 114 Abſ. 2, 129 Abſ. 8, 133 
Abſ. 3, 142 Abſ. 3, 157 Abſ. 2, 206 Abf. 2, 237 Abſ. 2, 240 Abſ. 1, 
259 Abi. 6, 268 Abſ. 3 u. 4, 271 Abſ. 1, 280 Abf. 1, 303 Abf. 3, 307 
Abi. 1, 309 Abf. 3, 310 Abſ. 4, 312 Abſ. 3, 317 Abf. 2, 331 Wbf. 2, 
387, 351 Abſ. 1, 358, 377 Abſ. 3, 401 Abſ. 2; 88 12 n. 30 Realſchätzungs⸗ 
ordnung (bei 8 144). 

3) Für die mündliche Verhandlung gilt insbefondere die Vorſchrift 
ber 88 412, 425 8P0., $ 78. — Öffentlichteit, Protofollierung, $ 59. 

Über die Statthaftigfeit der Übertragung richterlicher Amtshandlungen 
an einen beauftragten Richter im Erefutionsverfahren vor Gerichtähöfen 
fiehe Gutachten des Oberften Gerichtshofes bei 8 19. 

*) Die Einvernehmung von Berfonen, die fih nicht am Orte des 
Berichtes aufhalten, Tann duch das Abfordern fchriftlicher Äußerungen 
erjegt werden. 8 86, Abſ. 2, SD. 

Über Mitteilungen von Barteien oder anderen Beteiligten, die, ohne 
einen Antrag zu enthalten, für Ladungen, Erſuchen oder andere gericht⸗ 
liche Verfügungen Bedeutung haben, ift . . . . fein Brotofoll aufzunehmen, 
jondern es find ſolche Mitteilungen durd einen furzen, von der Gerichts⸗ 
perfon zu unterjchreibenden Vermerk in den Alkten feftzuftellen, wobei 
gegebenen Falls zum Nachweiſe des Datums oder zur Sicherftellung der 
Richtigkeit anderweitiger Umftände (3. B. bei Belanntgabe einer Wohnungs- 
änderung) bie Unterfchrift des UÜberbringer® der Mitteilung begehrt 
werden kann. 8 88 GD. 

5) Keine kontradiktoriſche Verhandlung, 88 176 fi. ZPO. 

6) Bon einer Beftreitung durch den Gegner ift die Beweispflicht 
nicht abhängig, 3 266 8PO.; doch ift Notorietät zu beachten, 8 269 ZPO. 

”) 83. — Giehe die Ausnahme von diefem Grundfage bei 8 3, Anm. 4. 

8) Kein abgejonbertes Rechtsmittel, 8 66. — 8 515 ZPO. 8 78. 

9) Insbeſondere die Einvernehmung von Sachverſtändigen. — Gegen 
die Zuziehung von Sachverftändigen zu den Bewertungen im Meiſtbots⸗ 
verteilungsverfahren fein Nelurs, 8 239, 8. 7. 


6 56. Wird nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes eine 
mündliche Verhandlung!) anberaumt oder vom Gerichte die 


8 56. 1. Ungeachtet der nicht erjchienene Gegner als dem 
Antrage zuftimmend anzufehen iſt, hat das Gericht bei Entjchei- 
dung über einen Einftellungsantrag deſſen geſetzliche Begrün— 
dung zu prüfen und nötigenfalls entiprehende Erhebungen zu 
pflegen. E. v. 7. Juni 1900, 3. 8093, Sig. 1039. 
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Einvernehmung?) von Parteien oder fonftigen Beteiligten an- 
geordnet, fo feht das Nichtericheinen der zur Verhandlung 
oder zur invernehmung gehörig geladenen Perionen der 
Aufnahme und Fortfegung der Verhandlung und der ge- 
richtlichen Beichlußfaffung nicht entgegen. ®) 

Wenn der Verhandlung oder Einvernehmung ein Antrag 
u Grunde liegt, fo find, fall das Geſetz nichts anderes be- 
Himmt,ı) diejenigen Perſonen, welche troß gehöriger®) Ladung 
nicht erjcheinen, al3 dieſem Antrage zuftimmend zu be- 
handeln.a) Der weſentliche Inhalt des Antrages und die 
mit dem Nichterjcheinen verbundenen Rechtsfolgen find in der 
Ladung anzugeben. 


Die vorjtehenden Beitimmungen gelten auch für die Ver- 
jaumung von Friften,®) die für ſchriftliche Erklärungen oder 
Äußerungen der Parteien oder fonftigen Beteiligten gegeben 
werden. 

1) 88 55, Anm. 1. CEinzelrichter bei Gerichtshöfen fiche Gutachten 

des OGH. bei 8 19. 

2) 8 55, Anm. 2. 

3) Vergl. die Folgen der Berfäumung im Bivilprogefle, 8 144 ZPO. 

9) Zur Berbandlung über die Verwaltungsrechnung eingebradite 
fhriftlihe Erinnerungen der geladenen aber nicht erichienenen Perſonen 
können beachtet werden. 8 116, Abſ. 2. 

Hinſichtlich der Verteilung des Meiftbote® bedarf ed, damit von 
den geſetzlichen Normativbeftimmungen abgegangen werben Tann, ber aus⸗ 
drüdlichen Einigung der davon betroffenen berechtigten Perjonen. 8 214, 
abi. 2. 

5) Belannıgabe des Inhaltes des Antrages und Androhung der Ver⸗ 
fäumnisfolgen. — BZuftelung zu eigenen Handen ift nur vorgeichrieben 
für das Verſteigerungsedilt, 8 171, Abſ. 5, und ben Beſchluß auf einft: 
weilige Verfügung, 8 395. 

6) Erftredung der richterlichen Friften zuläffig nad 8 128 8PO., 
8 78. — Die gefeglichen Friften find unerfiredbare Notfriften, 8 58. — 
Wiedereinfegung findet nicht ftatt, 8 58. 

a) Berjonen, die troß gehöriger Ladung zu einer anberaumten 
Zagfagung nicht erfcheinen, aber fih dann ohne Ladung (8 57, Abſ. 2, 
ED.) zur erfiredten Tagfabung einfinden, Tönnen bet Iebterer gegen 
den Untrag, der den Gegenftanb der Verhandlung oder Einvernehmung 
bitdet, nicht mehr Widerfprud erheben (8 56, Abi. 2, ED.) und eben» 
fowenig bei der erftredten Tagfagung Anträge, Erinnerungen und Ein- 
mwendungen nachholen (8 57, Abf. 1, ED.), zu deren Anbringung die erfte, 
von ihnen verfäumte Tagfagung beftimmt gewejen if. (IM. zu 8 56 
ED, P. 1.) 

Wer infolge feined Nichterfcheinens oder der VBerfäumung einer Friſt 
al3 einem Antrage zuftimmend zu behandeln ift, wird dadurch allein vom 
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Rekurſe gegen die auf Grund der Verhandlung oder Einvernehmung 
(Äußerung) ergebende Entjcheidung über den Antrag keineswegs aus= 
geichlofien. Inwicferne ihm im einzelnen Sale die Befugnis zufteht, 
gegen. diefe Entfcheidung Rekurs zu erheben, ift nach den bezüglichen Ge⸗ 
feßesbeftimmungen zu beurteilen. Die Anfechtung ift aber, fo oft das 
Präjudiz des 8 56, Abſ. 2, ED. den Beſchwerdeführer bindet, infoferne 
fachlich befchräntt, als nur folche Beſchwerden von der ſäumigen Bartei 
vorgebracht werden dürfen, die fi mit ihrer Zuftimmung zum geftellten 
Antrage vereinbaren laſſen. 

Das PBräjudiz der Einwilligung in den Antrag gilt nicht bloß für 
die erfte Inftanz, fondern für das gefamte Exekntions- und Rechtsmittel» 
verfahren. (IM. zu 8 56 ED., B. 2.) 


6 57. Anträge, Erinnerungen und Einwendungen, zu 
deren Anbringung eine Tagjagung beftimmt ift,!) können von 
den zur jelben nicht erjchienenen, gehörig geladenen Per- 
ſonen nadhträglih nicht mehr vorgebradht werden.a) Das 
Gleiche gilt von der Verſäumung einer Tagſatzung, bei 
welcher ein Widerfpruch?) erhoben werden Fonnte. 


Bon der Erftredung einer zur mündlichen Verhandlung, °) 
zur Einvernehmung von Parteien oder fonitigen Beteiligten, *) 
zur Anbringung von Anträgen, Erinnerungen und Einmwen- 
Dungen oder zur Erhebung eines Widerjpruches bejtinmten 
Tagſatzung find die troß gehöriger Ladung zur erjten Tag- 
fagung nicht erjchienenen Perſonen nicht zu verftändigen. 

1) 8.8. zur Erledigung der gelegten Verwaltungsrechnung 8 116, 
zur Berteilung der Ertragsüberſchüſſe $ 123, zur Feſtſtellung ber 
Berfteigerungsbedingungen 8 162, zur Verteilung des Meiftbotes 8 209 ff. 

2) 3. B. Widerſpruch gegen den Zuſchlag $ 182 (diefer muß vor 
Schluß bes Berfteigerungsprototolles erfolgen). — Gegen bie Berüdfich- 
tigung gewifler Poften bei der Verteilung der Ertragsüberfchüffe $ 128, 
und bei der Metftbotsverteilung 8 213. 

3) Siehe 8 55, Anm. 1. — Die Tagfabung zur vorläufigen Feftftellung 
de3 Laftenftandes darf nicht erjtredt werden, 8 164, Abſ. 2. — Vie 
Schägung tft überhaupt keine zur Vornahme von Parteihandlungen be= 
jtinmte Tagſatzung. Sie kann nur von Amts wegen überlegt werden. 

2) Siehe 8 55, Anm. 2. 

a) Siehe IM. zu $ 56 ED., P. 1. 

6 58. Die im gegenwärtigen Geſetze beftimmten Friften?) 
find, wenn nicht bezüglich einzelner derjelben etwas anderes?) 
angeordnet iſt, unerjtredbar.?) 

Eine Wiedereinjfegung in den vorigen Stand findet wegen 
Verſäumens einer Friſt oder einer Tagfagung nicht ftatt;*) 
dies gilt jedoch nicht für die im Laufe eines Exekutionsver⸗ 
fahrens und aus Anlaß desjelben fich ergebenden Prozefje,°) 
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Einvernehmung?) von Parteien oder fonftigen Beteiligten an- 
geordnet, fo feht das Nichtericheinen der zur Verhandlung 
oder zur Einvernehmung gehörig geladenen Perionen der 
Aufnahme und Fortfegung der Verhandlung und der ge- 
richtlichen Beichlußfafjung nicht entgegen. ®) 

Wenn der Verhandlung oder Einvernehmung ein Antrag 
u Grunde liegt, fo find, falls das Geſetz nichts anderes be— 
Mimmt,s) diejenigen Perfonen, welche troß gehöriger?) Ladung 
nicht erjcheinen, al3 diefem Antrage zuftimmend zu be— 
bandeln.a) Der wefentliche Inhalt des Antrages und die 
mit dem Nichterjcheinen verbundenen Rechtsfolgen find in der 
Ladung anzugeben. 


Die vorftehenden Beitimmungen gelten auch für die Ver- 

jaumung von Friften,®) die für fchriftliche Erklärungen oder 

ußerungen der Parteien oder fonftigen Beteiligten gegeben 
werden. 

1) 88 55, Anm. 1. Einzelrichter bei Gerichtshöfen fiche Gutachten 
des OGH. bei 8 19. 

2) 8 55, Anm. 2. 

2) Vergl. die Folgen der Berfäumung im Bivilprozefle, 8 144 83P0. 

9) Zur Berbandlung über bie Verwaltungsrehnung eingebradite 
fohriftliche Erinnerungen der gelabenen aber nicht erſchienenen Berjonen 
können beachtet werden. 8 116, Abi. 2. 

Hinſichtlich der Verteilung des Meiftbotes bedarf es, damit von 
den gejeslichen Normatindeftimmungen abgegangen werben Tann, der aus⸗ 
drüdlichen Einigung der davon betroffenen berechtigten Perjonen. 8 214, 
Abi. 2. 

5) Bekanntgabe des Inhaltes des Antrages und Androhung ber Ver⸗ 
fäumnigfolgen. — Zuftelung zu eigenen Handen ift nur vorgeichrieben 
für da8 Berfteigerungseditt, 8 171, Abſ. 5, und den Beichluß auf einft- 
weilige Verfügung, 8 395. 

®) Erftredung der richterlichen Friſten zuläffig nah 8 128 8PO., 
8 78. — Die gefeßlichen Friſten find unerfireddare Notfriften, 8 58. — 
Wiebereinfegung findet nicht ftatt, 8 58. 

a) Berjonen, die troß gehöriger Labung zu einer anberaumten 
Zagfagung nicht erfcheinen, aber fih dann ohne Labung (8 57, Abſ. 2, 
ED.) zur erfiredten Tagfabung einfinden, Tönnen bei letzterer gegen 
den Antrag, ber den Gegenftand der Verhandlung ober Einvernehmung 
bildet, nicht mehr Widerfprud; erheben (8 56, Abi. 2, ED.) und eben 
ſowenig bei ber erftredten Tagfagung Anträge, Erinnerungen und Ein- 
wendungen nachholen (8 57, Abſ. 1, ED.), zu beren Anbringung bie erfte, 
von ihnen verfäumte Zagjagung beftimmt gewejen if. (IM. zu 8 56 
ED., P. 1.) 

Wer infolge feines Nichterfcheinens oder der Verſäumung einer Frift 
als einem Antrage zuftimmend zu behandeln ift, wird dadurch allein vom 
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Refurfe gegen die auf Grund ber Berhandlung oder Einvernehmung 
(Äußerung) ergebende Entſcheidung über den Antrag keineswegs aud- 
geſchloſſen. Inwieferne ihm im einzelnen Falle die Befugnts zufteht, 
gegen. diefe Enticheidung Rekurs zu erheben, ift nad) den bezüglichen Ge⸗ 
febesbeftimmungen zu beurteilen. Die Anfechtung ift aber, fo oft das 
Präjudiz des 8 56, Abſ. 2, ED. den Beſchwerdeführer bindet, infoferne 
fahlich befchräntt, als nur ſolche Beſchwerden von ber fäumigen Partei 
vorgebracht werden dürfen, die fi) mit ihrer Zuftimmung zum geflellten 
Antrage vereinbaren laſſen. 

Das Präjudiz der Einwilligung in den Antrag gilt nicht bloß für 
die erſte Inſtanz, ſondern für das geſamte Exekutions- und Rechtsmittel⸗ 
verfahren. (IM. zu 8 56 EO., P. 2.) 


6 57. Anträge, Erinnerungen und Einwendungen, zu 
deren Anbringung eine Tagjagung beftimmt ift,*) können von 
den zur ſelben nicht erjchienenen, gehörig geladenen Per- 
ſonen nachträglich nicht mehr vorgebracht werden.a) Das 
Gleiche gilt von der Verſäumung einer Tagſatzung, bei 
welcher ein Widerjpruch?) erhoben werden fonnte. 


Bon der Erftredung einer zur mündlichen Verhandlung, ?) 
zur Einvernehmung von Parteien oder fonjtigen Beteiligten, *) 
zur Anbringung von Anträgen, Erinnerungen und Einmwen- 
dungen oder zur Erhebung eines Widerfpruches beſtimmten 
Taglagung find die troß gehöriger Ladung zur erjten Tag- 
fagung nicht erfchienenen Perſonen nicht zu verftändigen. 

1) 3.8. zur Erledigung ber gelegten Verwaltungsrechnung $ 116, 
zur Rerteilung der Ertragsüberſchüſſe 8 123, zur Feſtſtellung ber 
Berfteigerungsbedingungen $ 162, zur Verteilung des Meiftbotes 8 209 ff. 

2) 3. B. Widerſpruch gegen den Zuſchlag $ 182 (diefer muß vor 
Schluß des Berfteigerungsprotofolles erfolgen). — Gegen die Berüdfich- 
tigung gewiſſer Poften bei der Verteilung der Ertragsüberſchüſſe $ 128, 
und bei der Meijtbotsverteilung 8 213.: 

3) Siehe 8 55, Anm. 1. — Die Tagfagung zur vorläufigen Feſtſtellung 
des Laftenftandes darf nicht erftredt werden, 8 164, Abſ. 2. — Die 
Schägung tft überhaupt Teine zur Vornahme von Parteihandlungen be= 
jtimmte Tagfagung. Sie Tann nur von Amts wegen überlegt werben. 

2) Siehe 8 55, Anm. 2. 

a) Siehe JM. zu 8 56 EO., 8. 1. 

6 58. Die im gegenwärtigen Gejeße beſtimmten Sriften?) 
find, wenn nicht bezüglich einzelner derjelben etwas anderes?) 
angeordnet tft, unerjtredbar.?) 

Eine Wiedereinjegung in den vorigen Stand findet wegen 
Berfäumens einer Frift oder einer Tagjagung nicht ftatt;*) 
dies gilt jedoch nicht für die im Laufe eines Erefutionsver- 
fahren? und aus Anlaß desſelben ſich ergebenden Prozefie,°) 
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die nach den Beitimmungen der Zivilprozeßordnung zu ver- 
handeln und zu entfcheiden find. 


’) Beremptorifche Briften zur Vornahme dev Barteihanb- 
lungen: 

8 Zage zur Ergänzung des Meiftboted auf den Betrag bes höchſten 
Überbotes. $ 197. 

3 Tage fpäteftend vor dem Berfteigerungstermin zum Antrage auf 
Übernahme der zu verfteigernden Fahrniffe um den Schätzungswert mehr 
ein Biertel. 8 271. 

5 Tage zur Nachweilung ber behaupteten Unrichtigteit der bei der 
Feſtſtellung bes Laftenftandes vorliegenden Behelfe. 8 165. 

1 Woche. Bon Woche zu Woche find die Koften der Haft vorzu⸗ 
fdießen. 8 866. 

8 Tage Rekursfrift. 8 65, Abſ. 2. 

8 Tage von der PVerftändigung von der Verſteigerungsbewilligung 
zum Antrage auf Feftftelung des Laftenftandes. 8 164, Abf. 1. 

8 Rage fpäteftend vor dem Berfteigerungstermine muß bie Be: 
richtigung des Meiltbotes gefordert werben, fonft braudyt der Erfteher 
die Boft nicht bar zu bezahlen, fondern Tann fie übernehmen. 88 171, 
Abſ. 2, 223. 

. 8 Tage fpätejtens vor dem Berfteigerungstermine zum Antrage auf 
Übernahme der Liegenſchaft um den Schäungswert mehr ein Viertel. 
8 202, Abſ. 1. 

14 Tage Frift zum Rekurſe gegen die Entjcheibung über den Antrag 
auf Erefution auf Grund ausländiſcher Erekutiongtitel. 8 83, Abf. 3. 

14 Tage zum Rekurſe gegen die Bewilligung der zwangsweiſen Pfand⸗ 
rechtsbegründung durch Einverleibung des Pfandrechtes. 8 88, 8. 2. 

14 Tage zum Widerfpruche gegen bie Erefutionsberwilligung auf Grund 
eines ausländiſchen Erefutionstitels. 8 83, Abſ. 2. 

14 Zage zum Untrage auf Ernennung eines anderen Verwalters. 
8 108, Abf. 2. 

14 Tage nad) Rechtskraft des Zufchlages ift ein Biertel des Meift- 
botes bar zu erlegen. 8 152. 

14 Tage nad) Berlautbarung der Zufchlagserteilung zur Anbringung 
eines Überbotes. 8 196. 

14 Tage nad) Verftändigung des VBerpflichteten von der Bewilligung 
der Verfteigerung zum Antrage auf Aufſchiebung des Verfteigerungsver- 
fahren und Einleitung der Bivangsvermwaltung. 8 202, Abf. 1. 

14 Zage nah Buftelung des Einſtellungs⸗ oder Aufſchiebungs⸗ 
beſchluſſes Haben die dadurch zunächft nicht betroffenen betreibenden Glaäu⸗ 
biger zu erfläreu, daß fie das Berfteigerungsverfahren fortfegen wollen. 
8 206. 

14 Tage nad) Rechtskraft der Einftellung bes Berfteigerungsverfahrens 
tönnen die betreibenden Gläubiger begehren, daß in ber Rangordnung 
der Anmerkung für die vollitredbare Forderung das Pfandrecht eingetragen 
werde. 8 208. 

14 Tage bei fonftiger Exekution zum nachträglichen Erlage des Meift- 
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botsbetrages, welcher auf eine als nicht anrechenbar erfannte Forderung 
entfällt. 8 285. 

14 Tage zur Erhebung des Widerſpruches gegen eine einftweilige 
Verfügung, falls der Gegner der gefährdeten Partei nicht vorher ver⸗ 
nommen mwurbe. $ 397. 

1 Monat nach Beendigung oder Einftelung der Exekution zum Be⸗ 
gehren um Koftenerfag. 8 74. 

1 Monat nad) der Berftändigung von ber Bewilligung ber Ber- 
fteigerung muß das Wiederlaufsrecht ausgeübt werden, ſonſt wirb e3 ge= 
löſcht. 88 133, Abſ. 4, 150, Abſ. 2. 

1 Monat nad) Rechtskraft des Zufchlages ift der nad) Abzug bes er⸗ 
legten Viertels und nah Abfchlag der übernommenen Schulden erübri- 
gende Meiftbot zur Hälfte zu erlegen. 8 152. 

1 Monat nad Rechtskraft der Bufchlagsverfagung muß die An⸗ 
beraumung eines neuerlichen Berfteigerungstermines beantragt werben, 
fonft wird das Verfahren eingeftellt. 8 188. 

1 Monat zur Geltendmachung des auf ben Rechtsweg veriviefenen 
Widerſpruches gegen die Meiftbotsverteilung und die Verteilung der Er: 
tragsüberfchüffe. 8 231, Ab. 2, 128, Abſ. 4. 

1 Monat nach Übergabe der Sache, hinſichtlich deren der Anſpruch 
auf Herausgabe dem betreibenden Gläubiger überwiefen wurde, muß diefer 
den Antrag auf Biwvangsverwaltung oder Bivangsverfteigerung ftellen, 
fonft wird die Exefution eingeftellt. 8 328, Ab. 3. 

1 Monat nad Zuſtellung bes Belchlufies, mit welchem eine einft- 
weilige Verfügung bewilligt wurde, ift die Vollziehung nicht mehr ftatt- 
haft. 8 896. 

2 Monate nad) Rechtskraft des Zufchlages zum Erlage des noch nicht 
berichtigten Meiftbotsreftes. 8 152. 

1 Jahr zur Stellung des Berlaufsantrage® nad) dem Tage ber 
Pfändungsvornahme bei — Erlöſchung des Pfandrechtes. 8 256, 
Art. XXXVII EG. 3. ED 


Monitoriſche grift: 


14 Tage zur Erflärung des Drittfchuldner3 über eine Forberungs- 
pfändung. 8 801. 

Snftrultionelle Friften: 

Am 2. Tage nach der Vornahme, bezw. Rückkunft des Bollitredungs- 
organes find die Alten über Geichäfte des Exekutionsvollzuges vorzulegen. 
8 332, Ubi. 2, CD. (bei 8 60). 

Am 3. Tage jpäteftens vor dem VBerfteigerungstermine muß dem 
Erelutionsgerichte die Enticheidung des Rekursgerichtes über die vorläufige 
Feſtſtellung des Laftenftandes zugehen. 8 167, Abſ. 3. 

8 Tage zur Zuſtellung des Beſchluſſes, durch den der Raftenftand 
vorläufig feftgeftellt wird. 8 167. 

8 Tage zur Buftelung des Beichluffes über bie Erteilung bes Zu⸗ 
fhlages. 8 183, Abf. 1. 

8 Tage zur Berlautbarung und Anmerkung der Erteilung des Zu— 
ſchlages. 8 183. 
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8 Tage nad) dem Berfteigerungstermine zur Buftellung des Beſchluſſes 
über den Widerfpruch gegen den Zuſchlag. 8 185, Abſ. 3. 

8 Tage zur Buftellung des Beichluffes über das überbot, zur Un- 
merkung und Verlautbarung bed Kuſchlages. 8 199, Abf. 1. 

14 Tage ſpäteſtens vor dem Berftelgerung termine hat das Gericht 
zu prüfen, ob die Buftellungen und Bekanntmachungen orbnungsmäßig 
erfolgt find. 8 175. 

14 Tage; nad; Ablauf von 14 Tagen ſeit Rechtskraft der Einftellung 
des Verfteigerungsverfahrens Hat dad Gericht von Amts wegen die auf 
dasſelbe fi) beziehenden bücherlihen Anmerkungen zu löfchen. 8 207. 

14 Tage follen Liegen zwiſchen der Belanntmadjung der Tagfabung 
zur Meiftbot3verteilung durch Unfchlag an der Gerichtötafel und der Tag: 
fagung. 8 209, Abſ. 4. 

14 Tage nad) Rechtskraft des Befchluffes, mit welchem eine einftweilige 
Verfügung aufgehoben wird, darf erft die von der gefährbeten Bartei er- 
legte Sicherheit ausgefolgt werden. 8 400. 

8 Wochen follen liegen zwiſchen der Verfteigerungsbemwilligung und 
der Vornahme ber Schäßung. 8 140, Abſ. 1. 

3 Wochen. Wenn innerhalb 3 Wochen nicht der Verlauf aus freier 
Hand bewirkt werben kann, iſt auf Antrag die Berfteigerung zu bewilligen. 
8 270, Abſ. 2. 

3 Wochen müfjen liegen zwiſchen Pfändung und Verfteigerung von 
beweglichen Sadjen. 8 273. 

1 Monat. Die Verhandlung über die Verwalterrechnung ift nicht 
über einen Monat hinaus anzuordnen. 8 116. 

1 Monat bis 3 Monate müflen liegen zwiſchen ber Ausſchreibung 
des BVerfteigerungstermines und diefem Termine. 8 169. 

2 Monate darf die Dauer der Haft in einer einzelnen Strafverfügung 
nicht überfchreiten. 8 8361. 

3 Monate müffen Tiegen zwiſchen der Bewilligung der Berfteigerung 
von Liegenſchaften und dem Berfteigerungstermine. 8 169. 

6 Monate. Bor Ablauf von 6 Monaten darf bei Landgütern und Grund- 
ftüden die neuerliche Einleitung des Verfteigerungsverfahrens nicht beantragt 
werben, wenn das geringfte Gebot nicht erzielt wurde. 8 161, Abſ. 3. 

6 Monate. Vor Ablauf von 6 Monaten fann in alle 8 188 Feine 
neue Berfteigerung beantragt werden. $ 188. 

6 Monate. Ebenfo, wegen derfelben vollftveddaren Forderung, wenn 
der betreibende Gläubiger von der Fortfegung der Erefution abgeftanden 
ift. 8 200, 8. 3. 

6 Monate darf da3 Gefamtausmaß der Haft bei Erzwingung von 
Handlungen nicht überfteigen. 85 354, 48, Abſ. 3. 

1 Jahr. Eine Schägung, die einem fpäteren Verfteigerungsverfahren 
zugrunde gelegt werden fol, darf nicht Alter fein. 8 142. 

1 Jahr. Das Berfteigerungsverfahren ift aufzujchieben, wenn inner: 
halb 1 Jahres aus den Ertragsüberſchüſſen bie voliftredbare Forderung 
getilgt werden Tann. 8 201, Abi. 2. 

1 Zahr darf da8 Gefamtausmaß der Haft bei Erzwingung bon 
Unterlaffungen nicht überfteigen. 8 355, Abf. 1. 
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*) Eine mittelbare Verlängerung ber Yriften zur Berichtigung des 
Meiftbotes Iiegt in der zugelaffenen purgatio morae. 8 154, Abf. 1. 

s) KRotfriften, 8 1238 ZPO. — Die richterlidhen Friſten find erftredbar, 
3. 8. 8 101. — 8 128 ZRO., 8 78. 

4) 8 146 ZPO. 

5, Siehe 8 17, Abf. 2. 

$ 59. Die mündliche Verhandlung')a) im Exekutions⸗ 
verfahren ift nicht öffentlich.?) 

Bei jeder ſolchen mündlichen Berhandlung ift durch den 
Richter oder?) einen beeideten Schriftführer ein Brotofoll 
aufzunehmen. 

Dasſelbe Hat die Namen der bei der Tagſatzung an- 
wefenden Barteien und fonjtigen Beteiligten, ferner eine 
furze Angabe über den Gang und Inhalt der Verhandlung, t) 
über die während der Tagjagung geitellten, nicht vor Be— 
Ihlußfafjung wieder zurüdgezogenen Anträge und endlich die 
vom Gerichte verfündeten Entjcheidungen und Verfügungen 
zu enthalten.) Den Anweſenden jteht e3 frei, zur Wahrung 
ihrer Rechte die protofollarijche Feitjtellung einzelner Punkte 
oder einzelner bei der Tagſatzung von ihnen ſelbſt oder von 
anderen abgegebenen Erklärungen zu verlangen. 

Tas Protokoll ift, fofern nichts anderes im gegen— 
wärtigen Geſetze angeordnet ijt,®) nur vom Richter und dent 
der Tagſatzung beigezogenen Schriftführer?) zu » unter- 
fchreiben.®) 

1) Siehe die Fälle bei $ 55, Anm. 1. 

2) Vergl. 8 171 ZPO. — Öffentlich ift der Verfteigerungstermin, 
88 177, 272, und die Tagfabung zur Leiftung des Offenbarungseides, 
8 48, Abi. 2. 

3) Ein Schriftführer braucht nicht zugezogen zu werden. — Anders 
im Prozeſſe, 8 207, 8. 1, 213 8PO., und bei der Verfteigerung einer 
Liegenſchaft, 8 194, 8. 1. 

*) Bergl. 8 209 3P0. 

5) Vergl. $ 208 ZPO. — Inhalt des Protololled über die Ver: 
teilungstagfagung, 8 213, Abf. 3. 

6) Das Protokoll über den Verfteigerungstermin ift von den Berfonen 
zu unterfchreiben, die beim Verfteigerungsafte als Bieter mitgewirkt oder 
gegen ben Zuſchlag Widerſpruch erhoben haben, ferner von allen Berfonen, 
welche Badien erlegt haben (Beftätigung der Ausfolgung) 8 149, Abf. 1, 
8 194, Abſ. 2 (gilt aber nicht für die Verfteigerung beweglicher Sachen, 
8 279, Abi. 2). 

7) Wenn ein folcher zugezogen wurbe (in der Reg.⸗Vorl. hieß es „vom 
Richter und dem der Tagſatzung etwa beigezogenen Schriftführer”; das 
Wort „etwa” wurde als überflüffig geftrichen). 

8) Gegen Beichlüffe, durch welche Tagfagungen anberaumt und_er- 
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ftredit werden, fein abgeſondertes Rechtsmittel. 8 66. — 8 515 8PO., 
8 78. 

a) Münblide Verhandlungen während eines bei einem Gerichtshofe 
erſter Inſtanz anhängigen Crelutionsverfahren? Haben vor einem aus 
drei richterlichen, zur Ausübung des Richteramtes befähigten Beamten 
beftehenden Senate ftattzufinden. Zritt in ber Perſon ber Senatsmit- 
glieder eine Änderung ein, bevor noch auf Grund der mündlichen Ber- 
handlung Beſchluß gefaßt wurde, fo ift die Verhandlung vor dem geänder= 
ten Senate nach Unalogie der Beſtimmung des 8 412, Abf. 3, ZPO. von 
neuem durchzuführen (8 425 8PO.). 

Für Senatsheichlüffe, die ohne vorhergehende mündliche Verhandlung 
gefaßt werden, hat die Borfchrift des 8 412, Abſ. 2, ZPO. Leine Geltung. 
(IM. zu 8 59 ED.) 


6 60. Uber die durch ein Vollftredungsorgan vor- 
genommenen Erefutionshandlungen!) ift von demjelben ein 
furzes Protokoll aufzunehmen.?) 

Das Protokoll hat Ort und Zeit der Aufnahme, die 
Namen der bei der Erefutionshandlung anmefenden beteiligten 
Perjonen,?) den Gegenftand der Erefutionshandlung und eine 
Angabe der wefentlihen Borgänge zu enthalten. Insbeſondere 
ift jede bei Vornahme einer Erefutionshandlung vom Ver— 
pflichteten oder für denjelben geleiftete Zahlung‘) im Proto- 
folle zu beurfunden.) Das Protokoll ift vom Bollftredungs- 
organe zu unterjchreiben. 

1) Insbeſ. pfandweife Beichreibung 88 90, 130. — Übergabe ber 
Liegenjchaft an den Verwalter zur Verwaltung und Einziehung der Er- 
trägnifje 8 99, Abſ. 2. — Beichreibung und Schätzung von Liegenjhaften 
88 140 ff. — Pfändung beweglicher, Törperlicher Sachen $ 258. — Ab⸗ 
nahme von Geld 8 261. — Verfteigerung beweglicher, Törperlicher Sachen 
und von Yorderungen 88 279, 318. — Ubnahme von Wertpapieren und 
Zegitimationzpapieren 8 296. — In⸗Verwahrungnahme eines für eine 
gepfändete Forderung beftellten Pfandes 8 298. — Wegnahme von be- 
weglidhen Sachen $ 346, von Werkzeugen und Urkunden zur ſymboliſchen 
Tradition 8 348. — Einführung in den Beſitz unbeweglicher Sachen und 
Räumung von folden 8 349. — Vollzug der Haft 8 360. 

Bei Unausführbarfeit von Erefutionsaufträgen ift in dem Falle, als 
das Hinderni3 vom Gerichte oder vom betreibenden Gläubiger befeitigt 
werden kann, mündlich beim Gerichte um Erlaffung ber erforderlichen An⸗ 
ordnungen oder Ermäcdtigungen anzuſuchen; fonft ift der erhaltene Auf- 
trag mit kurzem Berichte über die Gründe der Unausführbarfeit zurüd- 
zulegen. $ 380, Abf. 8, GO. 

2) Die Alten über Gefchäfte de3 Exekutionsvollzuges find ſpäteſtens 
am 2. Tage nad) deren Vornahme, wenn aber der Diener nicht mehr am 
Zage der Vornahme am Gerichtsorte wieder einlangt, fpäteftens am 
2. Tage nad) feiner Rüdfunft vorzulegen. Daß ein Auftrag nicht aus⸗ 
geführt werden Tann... hat der Gerichtsdiener dem Beamten ober 
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Kanzleigehilfen, von welchem er den Auftrag erhalten hat, unverzüglich 
nach feiner Rüdfunft zu melden. 8 832, Abi. 2, GO. 

2) Betreibender Gläubiger und Verpflichteter und deren Vertreter, 
dritte Perſonen, welche anf Gegenftände des Exekutionsvollzuges etwa 
Aniprühe erheben oder in deren Gewahrſam fich diefe Sachen befinden. 
Snftr. Abſchn. I, P. 36 

% Wenn der freitillig geleiftete, abgenommene oder hereingebradhte 
Gegenſtand oder Betrag dem betreibenden Gläubiger oder deflen zum 
Empfange ermädtigten Vertreter ausgefolgt wurde, ift dies durch eine 
Yurze vom Empfänger zu unterfertigende Empfangsbeftätigung*) auf dem 
Protokolle oder auf bem Berichte über die Nichtvornahme der Exekutions⸗ 
Handlung zu beurfunden. 

Erklärungen, welche von Dritten, insbeſondere über die Befis- und 
Eigentumsverhältniffe Hinfichtlich der Ge gen ände des ix ekutionsvollzuges 
abgegeben werden, ſind im une om weſentlichen Inhalte nad 
anzuführen. Inſtr., Abſchn. I, B. 36 

Das Protokoll fol im unmittelharen Anſchluſſe an die Vollſtreckungs⸗ 
Handlung und fomweit als möglich an Ort und Stelle aufgenommen werden. 
Inſtr., Abſchn. L, P. 87. 

Der Bericht über die Nihtvornahme einer Erefutionahanblung 
unterliegt auch dann nicht der Stempelgebühr, wenn er in Form eines 
PBrototolles (EF. Nr. 158) ausgefertigt wird. Wenn ein Antrag, 3. B. 
auf Koſtenzuſpruch oder auf Einftellung, beurkundet wird, ift das Protokoll 
ftempelpflichtig. Siehe FME. v. 18. April 1899, 8. 647, JMBB. 
©. 132/1899. 

Dies gilt aud) von dem Bericht, daß die Erefutionshandlung wegen 
Mangel an pfändbaren Sachen einen negativen Erfolg ergeben hat. 
FME. v. 23. Juni 1900, 8. 31374, IMVB. ©. 181/1900. 

Wenn dem Protokoll ein Koftenverzeichnis angefchloffen wird, ift das 
Protofol mit 1 K bezw. 24 h und das Koftenverzeichnis mit dem Bei 
lagenſtempel zu verjeben. FME. v. 18. September 1902, 3. 57768, 
IMVB. ©. 272/1902. 

5) Beurkundung von Aufforderungen und Mitteilungen 8 72, Abi. 2. 


6 61. Wenn eine Erefutionshandlung vom Vollſtreckungs⸗ 
organe nicht auftraggemäß?), ausgeführt wurde, hat das Ge- 
ridht von Amts wegen?) dem Bollftredungsorgane die Wei- 
fungen zu erteilen,?) welche zur Behebung der unterlaufenen 
Sehler oder ſonſt zum richtigen Vollzug der Erefutionshand- 
lung nötig find.) 

1) 8 25, Abſ. 1. Insbeſondere kann, wenn die Erefution in größerem 

Umfange vollzogen wurde, als zur Erzielung vollitändiger Befriedigung 
des Gläubiger notwendig ift, die Einfchränfung der Exekution von 


*) Diefe nur für Zwecke der amtlichen Kontrolle beigeſetzte Mitferti- 
gung ſtellt keine gebührenpflichtige Empfangsbeftätigung im Sinne ber 
TP. 47 lit. e GG. dar. FME. v. 23. Mai 1899, 8. 9536, IMVB. 
©. 207/189. 
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Amts wegen angeorbnet werben; in ber Segel aber nicht ohne frühere 
Einvernehmung der Barteien (IM. zu 8 41 ED.). 

Der Richter Hat die Rechtzeitigkeit des Exekutionsvollzuges zu über- 
wachen. Siehe 8 380, Ubf. 2, &D. Über die Friften zur Vorlage des 
— fiehe 8 332, Abſ. 2, GO. (bei 8 60 ED.). 

ber den Bollzug ber einzelnen Erefutionshandblungen ift ohne 
Auffhub an das Gericht zu berichten. Die Verichterftattung gefchieht, 
falls nicht beſondere Umftände eine eingehende Außerung notwendig 
madjen, durch Vorlage des vom Bollftredungsorgane aufgenommenen 
Protokolles, fonft durch einen möglichit kurz gefaßten und auf das Wefent- 
liche beſchraͤnkten Bericht auf dem Protokolle oder auf einem biefem 
beigelegten Blatte. In gleicher Weife ift zu berichten, wenn das Boll- 
ftredungsorgan mit der Erefutionshandlung nach 8 46 ber Exekutions⸗ 
ordnung innegehalten hat. 

Dem Berichte find die fonftigen Alten des Exekutionsvollzuges, wie 
Buftelungsfcheine, Niederfchriften u. ſ. mw. anzufchließen. 

Wenn mittel desſelben Beſchluſſes mehrere nacheinander vorzu⸗ 
nehmende Exekutionshandlungen aufgetragen find ober ber bewilligte 
Erefutionsvollzug ſich aus mehreren einander folgenden Exekutionshand⸗ 
Iungen zufammenfegt, wie bei dem Verlaufe von beweglichen körper⸗ 
lichen Sachen, bat ſich die Berichterftattung bis zur Vornahme der letzten 
Erelutionzhandlung, falls nicht das Geſetz die gerichtliche Verftändigung 
der Beteiligten von einzelnen Exekutionshandlungen forbert, auf eine 
mündliche Mitteilung über das bisher Gefchehene zu befchränften. So— 
ferne auch das Verteilungsverfahren dem Bollftredungsorgane zukommt, 
find die Alten erft nach defien Abfchluffe dem Gerichte vorzulegen. 

Wenn die Berichterftattung die Einholung einer richterlihen Be- 
ſchlußfaſſung über Anträge bezwedt, die im Protokolle beurkundet find, 
wie 3. B. über den Antrag auf Beitimmung von Koften und Gebühren 
nach 8 284 der Erefutionsordnung, ift in einem Vermerke auf dem 
Protofolle die Bitte um Belanntgabe des richterlichen Befchluffes beizu= 
fügen (3. B. „Um Beſchlußfaſſung über den Antrag auf Seite 3 wird 
gebeten“ o. ä.). 8 381 GO. 

Wenn die Exekutionshandlung nicht vorgenommen wurde, iſt ohne 
Vorlage eines Protokolles zu berichten. Siehe 8 380, Abi. 8, GO. (bei 
Unm. 1 zu 8 60), dann Inſtr., Abfchn. I, B. 36 (Anm. 4 zu 8 60). 

2) In der Regel anläßlih der Prüfung bes über bie Exelutions- 
handlung aufgenommenen Protofolles 8 60. — Beſchwerden gegen ben 
Borgang des Vollitredungsorganes $ 68. 

3) ‚Diefe Weifungen erteilt der Richter mündlid), bie Vollftredungs- 
organe Haben ſich die Belehrungen, die fie zur Ausführung übertragener 
Geihäfte bedürfen, vom Richter mündlich zu erbitten. Siehe 8 87 SD. 
— Auch im Verkehr zwiſchen den Gerichtsdienern und den Beamten ber 
Zuſtellungs⸗ und Exekutionsabteilung find fchriftliche Aufträge und 
Berichterftattungen ausgefchloffen. Die Weifungen darüber, worauf der 
Diener bei einzelnen Erefutionshandlungen zu achten hat, find dem Ge— 
richtsdiener mündlich zu erteilen. 8 332, letzter Abſ., ED. 

+) Kein abgefondertes Rechtsmittel 8 66, 8 515 8PO., 8 78. 
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Beſchlüſſe. 


F 62. Sofern nicht ein durch Klage eingeleiteter Streit 
zu entjcheiden ift oder das Geſetz etwas anderes anordnet, ') 
erfolgen die gerichtlichen Enticheidungen im Erefutionsver- 
fahren und alle in diefem Verfahren vorkommenden gericht- 
lihen Verfügungen durch Beichluß.”) 

1) Über den Widerſpruch gegen die Exefutionsbewilligung auf Grund 
eines ausländifchen Exefutionstitel® wird nad münbliher Verhandlung 
durch Urteil entſchieden. 8 83, Abſ. 2. 

2) „An feine Beſchlüſſe tft das Gericht injoweit gebunden, als bie- 
ſelben — bloß prozeßleitender Natur find.” 8 425, Abi. 2, 8PO., 
8 78 ED. 

Die Vorſchriften des 8 412 8PO. (Unmittelbarkeit) find auf Be⸗ 
ſchlüſſe des Gerichtes auf Grund mündlicher Verhandlung (ß 55, Anm. 1) 
finngemäß anzuwenden. 8 425, Abſ. 3, 8PO. — Bei Gerichtshöſen kann 
die Entſcheidung über Anträge auf onsbewilligung ohne vorläufige 
Beratung in einem Senate durch vom Vorſteher des Gerichtshofes hiezu 
beſtellte Mitglieder des Gerichtes als Einzelrichter erfolgen. 5 7, Abſ. 3, 
IN. Siehe darüber auch 8 10 GO. 


$ 63. Der Beſchluß, durch welchen die Exekution be- 
willigt wird,a) hat insbefondere?) zu enthalten: 

1. Namen, Wohnort und Beichäftigung des betreibenden 
Gläubigers und des DVerpflichteten; 

2. den zu vollitredenden Anjpruch unter genauer Be- 
zeichnung ſeines Inhaltes und Gegenftandes, fowie aller 
etwaigen Nebengebühren; bei verzinslichen Forderungen tft 
der Zinsfuß und der Tag anzugeben, von weldhem an die 
Zinſen rüdftändig find; 

3. die Angabe der anzumwendenden Erefutionsmittel; 

4. bei einer Erefution in das Vermögen de3 Berpflich- 
teten die Bezeichnung der zum Zwecke der Befriedigung des 
betreibenden Gläubigers heranzuziehenden Vermögensteile; 

5. die Bezeichnung des Exekutionsgerichtes. 





863. 1. Die Verzugszinſen für die Zeit ſeit Ablauf 
der urteilgmäßigen Leiftungsfrift können in die Erefutionsbemilli- 
gung einbezogen werden, wenngleich fich das Urteil auf Zuerken- 
nung des Kapital3 beſchränkt. E. dv. 22. Auguft 1902, 3. 12006, 
amtl. S. 471. 

2. Bon der Bewilligung der Erefution auf ein Subftitu- 
tionsdermögen tft der Subſtitutionskurator zu benachrichtigen; 
bievon ift der Eintritt der Rechtskraft des Bewilligungsbejchluffes 
abhängig. E. v. 13. Juni 1899, 3. 8976, Sig. 641. 


15* 
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1) Die Ausfertigung ift mit dem Gerichtsfiegel zu verfehen. 8216 &D. 
i 2 a die Bewilligung einer grunbbücherlichen Eintragung fiehe 

Das Gericht und die an der Beſchlußfaſſung beteiligten Richter find 
in der Ausfertigung bloß durch die Angabe der Abtellungsnummer zu 
bezeichnen. Diefe ift am Fuße bes Bejchluffes zum Datum Hinzugufeßen. 
8 193, Abf. 2, GO. 

a) Siehe über die Auffhiebung der Erefution wegen Erhebung des 
Rekurſes gegen den bewilligenden Beſchluß IM. zu 8 42 ED. P. 2. 
6 64. Außerhalb einer Tagſatzung gefaßte Beſchlüſſe 
find den Parteien und allen ſonſt nach Vorjchrift des Geſetzes 
von der Beichlußfaffung zu verjtändigenden Perſonen, ſofern 
nicht im einzelnen Yalle eine andere Form der Mitteilung 
angeordnet ift,!) durch Zustellung einer fchriftlichen Ausferti- 
gung (Befcheid)?) befanntzugeben. Ein Beicheid, durch welchen 
ein Antrag ohne Verhandlung oder Einvernehmung des Gegners 
abgewiejen wird, ijt leßterem nur auf Anjuchen des Antrag- 
ſtellers zuzuſtellen. 
Alle während einer — oder bei einer Exekutions⸗ 
handlung gefaßten Beſchlüſſe ſind zu verkünden. Dieſe Be— 
ſchlüſſe Sind den bei der Berfündung anweſenden Parteien 
und jonftigen Beteiligten in jchriftlicher Ausfertigung zuzu— 
itellen, injomweit diefen Perſonen ein abgejondertes Rechts⸗ 
mittel gegen den Beſchluß oder das Recht zur fofortigen 
Erefutionsführung auf Grund des Beichluffes zuſteht. An 
Parteien und fonftige Beteiligte, welche bei der Verkündung 
nicht anweſend waren, ift in dieſen Fällen und nebftdem in allen 
Fällen, in welchen die Leitung des Verfahrens es erfordert, 
die Zuftellung einer fchriftlichen Ausfertigung zu bewirken. 
Wenn hienach die BZuftellung einer fchriftlichen Aus- 
fertigung nicht zu erfolgen Hat, begründet die mündliche Ver⸗ 
fündung die Wirkung der Buftellung.?) 
1) Zuftellung einer Ausfertigung des Verfteigerungsediftes, 88 171, 
172, 372, Abſ. 2. 

2) Die Entwerfung ber Belchlußausfertigung kann, wenn dem ſchrift⸗ 
lid) angebrachten oder zu Protokoll erflärten Antrage ohne Einſchränkung 
willfahrt wird, ber Gerichtäfanzlei aufgetragen und die Burüdbehaltung 
einer Urſchrift oder Abfchrift durch einen kurzen Bewilligungsvermert auf 
der Eingabe oder dem Protofolle erjegt werden. $ 56, Abf. 4, GOG. 

Soferne nicht das Gejeb für die Beſchlußfaſſung Türzere Yriften 

anorbnet, müſſen bie bei der Tagfagung (Verhandlung) gefaßten, einer 
Ausfertigung bebürftigen Beichlüffe binnen zwei Tagen nad) der Tag⸗ 
fagung der Gerichtäfanzlei in fchriftliher Abfaſſung übergeben oder von 
der Gerichtöfanglei entworfen oder ausgefertigt, fein; bei der Tagſatzung 
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vorbehaltene Beichlußfaflungen, mit Wusnahme beſonders ſchwieriger 
Beſchlüſſe, welhe auf einem umfangreichen tatſächlichen Materiale be= 
ruhen ober fiber eine größere Anzahl widerftreitender Rechtsanſprüche zu 
enticheiben Haben, müflen innerhalb fünf Tagen nad) der Tagfabung 
erfolgen. Der Gerichtsvorfteher Tann aus wichtigen Gründen eine Ber: 
längerung dieſer Friſten geitatten. 

Die vorftehenden Beftimmungen find finngemäß auf Beſchlußfaſſungen 
anzumenden, bie nicht bei einer Tagfatzung ober auf Grund einer Tag- 
ſatzung (Verhandlung) ergehen. Die Friſten find in biefem Falle von ber 
Anbringung des Antrages zu rechnen. 8 127, Abf. 2 u. 3, GO. 

Die Privilegien der Krebitinftitute hinſichtlich ber BZuftellung fiehe 
bet Art. IV. 

Bur Orientierung der Finanzprokuratur Über den Anlaß ihrer 
Beritändigung und namentlich über den durch die intimierte Verfügung 
berührten Verwaltungszweig ober Fond find die erforderlichen aus den 
vorliegenden Alten, Grunbbucdsauszügen und =Luftren hervorgehenden 
Daten beizufügen. IME. v. 19. Jänner 1884, 8. 21085. Die Be⸗ 
zeichnung des Anlaſſes der Benachrichtigung hat In Türzefter Yorm auf 
dem Beicheide felbft, etwa durch einen befonderen Vermerk folgenden 
Inhaltes: ?. F. Sinanzproluratur in... . ., noe. des Steuerärars, noe. 
des Religionsfondes, noe. der röm.-fathol. Pfarrpfründe N. N. u. dgl. 
zu erfolgen. 

3) Bergl. 8 426 8PO. 

Hinfichtlich der Begründung der abweislichen und über widerftreitende 
Anträge gefällten Beichlüffe, ferner betreffs der Unterfertigung der Ur- 
ſchrift des Beſchluſſes, der Erteilung von Ausfertigungen, Auszügen, dann 
der Berichtigung und Ergänzung von Beſchlüſſen gelten bie 88 427 bis 
430 8PO., 88 78 79 GOG., 8 216 GO. — Rechtsmittelbelehrung bei 
Bezirkägerichten 8 432, Abſ. 2, 8PO., 8 78. 

Benadhridtigungen und Mitteilungen währenb des 
Erelutiongsvollzuges. Die vorgefchriebenen Benachrichtigungen (Ver⸗ 
ftänbigung) der Beteiligten von der Bornahme einzelner Exekutionshand⸗ 
Iungen ober fonftiger Gefchäfte und Vorkommniſſe des Exekutionsvollzuges 
haben durch Turze fchriftliche Mitteilungen zu erfolgen, die fich ftreng auf 
die Belanntgabe der im Geſetze bezeichneten Tatfachen und Aufträge zu 
befchränten haben. Soweit folde Mitteilungen nicht durch die gegen 
mwärtige Geſchäftsordnung der Zuſtellungs⸗ und Erekutionsabteilung (Ere- 
tutionsabteilung, Zuſtellungsbeamter) oder dem Bollftredungdorgane über- 
tragen find, follen fie in der Regel in der Gerichtskanzlei (Kanzleiabteilung) 
entworfen werden; die Borgänge und Umftände, über welche Mitteilungen 
gemacht werden müflen, können vom Richter in dem Altenftüd, auf Grund 
deſſen die Mitteilung erfolgt (Protokoll, Bericht u. f. w.), mit farbigem 
Stifte angezeichnet werden. Bet einfachen Mitteilungen und namentlich, 
wo Formularien verwendet werden, hat die Gerichtskanzlei ſogleich bie 
für die Beteiligten beftimmten Ausfertigungen berzuftellen; eine Urichrift 
der Mitteilung wird in dieſem Falle nicht zurüdbehalten, fondern die 
gefchehene Benachrichtigung durch einen Vermerk in den Alten beurkunbet. 
8 166, Abf. 1, GO. 
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Rekurs. 


6 65. Wider die im Exekutionsverfahren ergehenden 
—— chlüſſea) iſt das Rechtsmittel des Rekurſes 
zuläſſig, ſoweit das gegenwärtige Geſetz)) dieſelben weder für 
unanfechtbar erklärt, noch ein abgeſondertes Rechtsmittel wider 
ſie verſagt.?) 

Wenn nichts anderes angeordnet iſt,“) beträgt die Rekurs⸗ 

friſt acht Tage.9 

V Oder gemäß 8 78 bie Zivilprozeßordnung. 

2) Siehe IV. 

2) 14 Tage zum Rekurſe: Gegen die Entſcheidung über ben 
Antrag auf Exekution auf Grund ausländiſcher Exekutionstitel 8 83, 
Abſ. 3. — Gegen die zwangsweiſe Pfandrechtsbegründung durch bücher⸗ 
liche Einverleibung 8 83, 8. 2. — Ferner gegen die nachträgliche Ein⸗ 
verleibung eines Pfandrechtes im Range der Anmerkung des Verſteige⸗ 
rungsverfahrens 8 208, Abſ. 2, und nad) Analogie 8 88, 3. 2, gegen bie 
Bewilligung der Bormerkung ala E. zur Sicherftellung, 8 374. 

9) Infofern nichts anderes angeorbnet ift, gelten bie 88 514—528 
8PO., 8 78. 

Wenn in einer VBeichlußausfertigung zwei Befchlüffe enthalten find, 
binfichtlich welcher verſchiedene Rekursfriften gelten (3. B. zwangsweiſe 
Pfandrechtsbegründung und Pfändung beweglicher Törperlicher Sadjen), 
fo gilt die längere Rekursfriſt ohne Nüdficht darauf, welcher Teil bes 
Beichluffes in Beſchwerde gezogen tft. Wenn die Pfändung beweglicher 

Sachen auf Anmelden oder bie fogenannte fliegende Erefution (8 69, 











865. 1. Die Erefutiongbewilligung zu Öunften eines noch 
nicht bollftredbaren Anſpruches kann von jedem anderen, 
durch die berfrühte Srefutionsbewilligung bedrohten betreibenden 
Gläubiger mitteld Rekurs angefochten werden. E. v. 22. Oftober 
1901, 3. 14553, ZB. 1901: 49. 

2. Die Eniſcheidung des Rekursgerichtes, wodurch die Ein— 
ſtellung der Exekution aufgehoben und der erſten In— 
ſtanz neuerliche Entſcheidung aufgetragen wird, kann 
nur angefochten werden, wenn ſie den Vorbehalt der Rechtskraft 
enthält. E. v. 20. Juni 1901, 3. 9047, 38. 1901 :457; 3. Jänner 
1899, 3. 17697," %. 267; 

3. Eine während des Rechtsmittelzuges einge- 
tretene, für die Exekutionsbewilligung erhebliche Tatſache (Tod 
des Vorerben bei Exekution auf Subſtitutionsvermögen) darf von 
der Rekursinſtanz nicht berückſichtigt werden. E. v. 18. März 1902, 
3. 3573, 3B. 1902: 359. 

4. Im Falle der Beftätigung des angefochtenen erftrichter- 
lichen Beichluffes findet ein Weiterer NRechtszug nicht ftatt. E. v. 
23. März 1898, 3. 4234, Stg. 76. — Bol. ZPO. 8 517, Nr. 3 
EG. z. EO., Art. XIII, Anm. b, Nr. 1 und EO. 8 52, Nr. 
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Abſ. 1 ED.) beantragt wird, empfiehlt es ſich, dieſe Beſchlüſſe beſonders 
audzufertigen, um nicht die Rechtskraft der anderen Beſchlüſſe, die gleich⸗ 
zeitig beantragt werben, wie 3. B. zwangsweiſe Pfandrechtsbegründung, 
Bimwangsverwaltung oder Zwangsverfteigerung unbeweglicdher Sachen, durch 
die Verzögerung in ber Buftelung des Pfändungsbeichlufies betrefis der 
beweglichen Sachen -binauszufchieben. i 

Revifionsreturje gegen zwei gleihlautenbe Befchlüffe 
ſind ausgefchloffen, 8 538 ZPD., zuläffig jedoch: 

Gegen die Entſcheidung über den Antrag auf Erelution auf Grund 
ausländifcher Exrefutionstitel, 8 83, Abſ. 8 — und gegen den Meiftbot3- 
vertetlung3beichluß, 8 289, Abſ. 8. 

Reviſionsrekurs (aud) gegen difforme Enticheidungen) tft aus⸗ 
geſchloſſen: 

Gegen die Entſcheidung des Rekursgerichtes über die vorläufige Feſt⸗ 
ſtellung des Laſtenſtandes, 8 167, Abſ. 3. 

Gegen den die Exekution bewilligenden Beſcheid iſt der Rekurs beim 
bewilligenden Gerichte zu erheben. 8 520 ZPO. — Advolatenfertigung 
auf fchriftlichen Rekurfen, 8 520 ZPO., 8 52. 

Der Rekurs bezweckt im wefentlihen Überprüfung auf benfelben 
Grundlagen. Bergl. 88 35 Abſ. 2, 36 Abſ. 1, 83 Abf. 1, Art. XXIX, 
XXX EG. 3. ED. — Im Relurfe dürfen neue Tatumftände und Beweiſe 
nicht vorgebradit werben. (Gutachten des Oberften Gerichtshofes 
zu $ 520 8PO., P. 3.) 

Rekurſe des Berpflidteten unterliegen ohne Rüdficht auf den 
Wert des Streitgegenftandes dem Stempel von 1 K vom erften Bogen 
und 24 h von jedem weiteren Bogen. FME. v. 16. Dezember 1899, 
8. 35826, Beilage 1 FMVB 1900, IMVB. ©. 49/1900. 

a) Gegen die Amtshandlungen des Vollftredlungsorganes Tann zus - 
nächft nicht im Wege des Rekurſes, fondern nur im Wege der im 5 68 
bezeichneten Beſchwerde Abhilfe verlangt werden. Inwiefern gegen den 
Beichluß über die Beſchwerde Rekurs zuläffig ift, enticheibet fi nad) den 
gejeglichen Beflimmungen, welche zufolge des Inhaltes des Beichluffes im 
einzelnen Falle zur Anwendung fommen. (Siehe JM. zu 8 68 ED.) 

6 66. Gegen Beichlüffe, durch welche Tagſatzungen 
anberaumt oder erjtredt werden oder eine Einvernehmung 
der Parteien oder der fonft am Exekutionsverfahren beteiligten 
Perjonen!) angeordnet wird, ſowie gegen die zur Durd)- 
führung einzelner Erefutionsafte an die Vollftredungsorgane 
erlaffenen Aufträge?)a) ift ein abgejondertes Recht3mittel?) 
nicht geftattet. 

1) 855. 2) 88 25, 61. 9) 8 515 ZRO., 8 78. 

a) Auch wenn fie zum Biwede der Erledigung einer gegen dad Voll: 

ftredungsorgan angebrachten Befchtverde ergehen. (Siehe IM. zu $ 68 ED.) 


866. 1. Die refursgerichtliche Entjcheidung, wodurch ein 
MeiftbotSperteilungSbefhluß aufgehoben und neuer- 
lihe Einvernehbmung der Beteiligten angeordnet wird, 
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6 67. Die gerichtlichen Beichlüffe im Exekutionsver⸗ 
fahren können, fofern das gegenwärtige Geſetz nichts anderes 
beftimmt,') ſchon vor Ablauf der Rekursfriſt in Vollzug ge- 
ſetzt werden. 

Dem Rekurſe kommt eine die Ausführung des angefoch- 
tenen Bejchluffes Hemmende Wirkung nur in den im Geſetze 
befonder3 bezeichneten Fällen?) zu. 

1) Siehe IV. 

2) Siehe IV. Doch Tann die Aufichtebung der Exekution angeordnet 

werben, wenn gegen ben bie Exekution bemwilligenden Beſchluß Rekurs 
erhoben wird. 8 42, 8.7. 


Beſchwerden über die Art des Exekutionsvollzuges. 


6 68. Wer fih durch einen Vorgang des Exekutions⸗ 
bollzuges, insbefondere durch da3 vom Bollitredungsorgane 
bei einer Amtshandlung beobachtete Verfahren oder durch die 
Vermweigerung oder Verzögerung!) einer Erekutionshandlung 
für befchwert erachtet, Tann von dem mit der Aufficht über 
die Gerichtskanzlei betrauten richterlichen Beamten, von dem 
Exekutionskommiſſär?) oder von dem Vorfteher des Erelutiong- 
gerichtes, wenn aber das Vollſtreckungsorgan, deſſen Verhalten 
zur Beſchwerdeführung Anlaß gibt, von einem anderen Ge- 
tichte beauftragt wurde,?) auch von leßterem dawider Abhilfe 
verlangen.94) 

1) Alle der Zuſtellungs⸗ und Exekutionsabteilung (Exekutionsabtei⸗ 
lung, Zuſtellungsbeamter) übertragenen Geſchäfte und Verrichtungen des 
Exekutionsvollzuges müſſen ohne Verzug ausgeführt werben. Iſt für bie 
Erledigung im richterlichen Beichluffe oder durch eine anhangsmweife bei- 





fann nicht mittel8 abgefonderten Rechtsmittels angefochten werden, 
wenngleich die Enticheidung des NRekursgerichtes unter Vorbehalt 
der Rechtskraft erlajfen wurde. E. dv. 4. Februar 1902, 3. 1514, 
38. 1902 :269; 

ebeno ift Rekurs gegen die Entfcheidung der zweiten Inſtanz 
unzuläffig, womit dem erſten Richter unter nu der Meift- 
botöverteilung aufgetragen wird, vorerſt beim Gebübren- 
bemejfungsamte Erhebungen anzuftellen und fodann 
neuerdings das Meiftbot zu verteilen. ©. v. 24. April 1902, 
3. 5398, ZB. 1902 : 27. 

868. 1. Die Pfändung von Sachen, die dritte Per- 
fonen unter VBorweifung eines Urteils, das ihr Eigentumsrecht 
anerkennt, für ſich in Anfprub nehmen, fit nit Ans 
laß zum Rekurſe, fondern zur Befchwerdeführung. €. vd. 6. Mat 
1902, 3. 6303, 69. 1903: 1. 
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gefügte Weiſung des Richter eine beſtimmte Friſt vorgejchrieben, fo muß 
diefe Frift eingehalten werden; wenn dies vorausfichtlich nicht geichehen 
kann, ift dem Richter wegen Erteilung der etwa nötigen meiteren Anord- 
nungen Anzeige zu erftatten. 

Die Aufträge find, ſoweit als möglich, in der Reihenfolge zu er- 
ledigen, in der fie an die Zuftellungs= und Exekutionsabteilung gelangen. 
Aufträge, welche gleichartige Erelutionen gegen denfelben Verpflichteten 
betreffen und bem Bollftredungsorgane vor Beginn ber Exekutionshand⸗ 
lung zur Ausführung übergeben werben, find gleichzeitig zu vollziehen. 

Das Bolljtredungsorgan darf weder den Verpflichteten von ber be» 
vorftehenden Exelutiondhandlung, ehe es fi) an Ort und Stelle begeben 
bat, unter der Hand benachrichtigen, noch veranlaflen, daß ber Ver⸗ 
pflichtete hievon Kenntnis erhält. Vor Beginn der Vornahme der erften 
Exekutionshandlung Tann das Bollfirelungsorgan den Berpflichteten, wenn 
er angetroffen wird, zur freiwilligen Leiftung auffordern. 8 379, Abi. 1, 2 
und 4, GO. 

2) 8 5, Abſ. 3, IN., 8 23. °) 3.8. 8 327. 

* Wenn die für die Enticheidung über die Beſchwerde erforderliche 
Einvernehmung der Parteien oder ſonſtigen Beteiligten nicht unverzüglich 
ftattfinden Tann, Tann Auffchiebung der Erelution beantragt werben. 8 42, 
8.8, ED. Siehe jedoch 8 165 GO. bei 8 42 ED. 

Wenn die Beichwerden beim Gerichte angebracht werben und nit 
bei den in 8 78 GOG. (damit übereinftimmend 8 68 ED.) bezeichneten 
Berjonen, bedarf es Feiner Befchlußfaffung des Senates 8 37, 8. 14, GOG. 

a) Amtshandlungen des Bollftrelungsorganes können nicht im Re⸗ 
furöwege angefochten werden; wer fich durd fie befchwert erachtet, muß 
bon den im 8 68 ED. genannten Perſonen Abhilfe verlangen (8 78, 
leßter Abſatz, GOG.). 

Inwieweit gegen den Beſchluß über eine derartige Beſchwerdeführung 
Rekurs zuläſſig iſt, entſcheidet ſich nach den geſetzlichen Beſtimmungen, 
welche zufolge des Inhaltes des Beſchluſſes im einzelnen Falle zur An— 
wendung kommen. Gegen die zur Durchführung einzelner Exekutionsakte 
an das Vollſtreckungsorgan erlaſſenen Aufträge iſt, auch wenn ſie zum 
Zwecke der Erledigung einer gegen das Vollſtreckungsorgan angebrachten 
Beſchwerde ergehen, ein abgeſondertes Rechtsmittel nicht geſtattet (8 66 
ED.) (FM. zu 8 68 ED.) 


Erfuden an eine Behörde. 


669. Wenn der Vollzug der bewilligten Exekution 
nicht dem Gerichte zusteht, welches die Erefution bewilligt Hat, 
jo hat Teßteres das zum Einſchreiten al3 Exekutionsgericht 
berufene Gericht von Amts wegen um den Erefutionsvollzug 


869. 1. Der allgemein beeidete Dolmetih kann für die ihm 
bom Gerichte aufgetragene Überfegung eines den Erefutions- 
vollzug betreffenden Erſuchſchreibens (Parteifache) eine Gebühr 
fordern. €. d. 25. April 1900, 3. 5343, Sig. 983. 
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zu erfuchen.‘) Iſt das Exekutionsgericht einftweilen noch nicht 
befannt, jo fann dennoch das Erlucen auf Antrag des be- 
treibenden Gläubigerd, und zwar ohne Benennung des Ere- 
futionsgerichtes, ausgefertigt und dem Gläubiger behuf3 Aus- 
händigung an dasjenige Gericht übergeben werden, das nad) 
Geftaltung der Verhältniſſe zum Einthreiten als Exekutions⸗ 
gericht berufen fein wird. Das auf dieſe Art erſuchte Exe⸗ 
futionsgericht hat dem Gerichte, das die Exekution bewilligt 
hat, von dem Empfange des Erſuchens Mitteilung zu machen.?) 


Das Erefutionsgeriht Hat mit der Erlafjung der erfor- 
derlichen Erſuchſchreiben?) von Umts wegen vorzugehen, wenn 
ih) im Laufe eines Exekutionsverfahrens die Notwendigkeit 
ergibt, behuf3 Vornahme einzelner, außerhalb des Sprengeld 
des Erefutionsgerichtes*) zu bewirkender Erefutionsmaßregeln 
oder überhaupt zur Erledigung eined anhängigen Exekutions⸗ 
— die Mitwirkung eines anderen Gerichtes in An- 
ſpruch zu nehmen, oder wenn während eines Exekutionsver⸗ 
fahrens die Mitwirkung anderer Behörden notwendig wird. 


Bei Erſuchen, welche an außerhalb des Geltungsgebietes 
dieſes — befindliche Behörden gerichtet werden, ind die 
beionderen Vorjchriften zu beobachten, die für den gejchäftlichen 
Verkehr mit denjelben beftehen.®) 








2. Die Berwilligung einer im Auslande vorzunehmen- 
den Erefution kann vom inländifchen Richter abgelehnt werden, 
wenn öfterreichifche Urteile im fragliden Staate nicht vollftredt 
werden. E. v. 6. April 1880, 3. 4009, Sig. 7922. 

3. Dem im NAuslande zu vollftredenden Urteile bat das 
Prozeßgericht die Beftätigung der Rechtskraft und Voll— 
ftredbarteit zu erteilen. E. v. 24. Auguft 1880, 3. 9918, 
Slg. 8071; 

ebenso die Beftätigung der Zuftändigfeit des erkennen— 
den Gerichtes., E. v. 13. Juli 1880, 3. 8230, Sig. 8043. 

4. Lehnt da8 auswärtige Gericht die Erekutionsvor— 
nahme ab, jo ift eine weitere Einmifchung des inländischen Nich- 
ters unftatthaft. ©. vd. 16. Mai 1867, 3. 4064, Sig. 2801. 

5. Die Koften des Vollzuges find vom erjuchten aus- 
ländifchen Gerichte zu beftimmen. E. v. 12. Inli 1887, 3. 7847, 
Sig. 11667. 

6. Die Koften des von einem ferbifhen Gerichte für 
den betreibenden Gläubiger beftellten Vertreters find vom in- 
Ländifchen Gerichte beim betreibenden Gläubiger einzubeben. €. v. 
10. April 1888, 3. 3763, Sig. 12132. 
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1) Insbeſondere dürfen dfterr. Gerichte nicht unmittelbar Bahlungs- 
verbote an Behörden und Parteien im Wuslande und in Ungarn oder 
Kroatien erlafien. 

Erfuhen um Erelutionsvollzug. Soweit nicht die Bor- 
ſchriften des 8 157 (Erſuchen um bücherliche Eintragungen im Exekutions⸗ 
verfahren) zur Anwendung kommen, iſt jede Exekutionsbewilligung, ohne 
ihre Rechtskraft oder einen weiteren Antrag abzumarten, unvermeilt dem 
Erefutionsgeridhte mit dem Erſuchen um Erekutiondvollzug mitzuteilen. 

Die Mitteilung darf nicht deshalb aufgefchoben werden, weil das 
Erefutiondgericht erft auf weiteren Antrag bes Gläubiger eine Ber: 
fügung zu treffen hat. 

Soferne, wie bei zwangsweiſer Räumung von Beftandgegenftänden 
(8 19, 3. 4), die gerichtlichen Geſchäfte des Exekutionsvollzuges nicht ber 
Abteilung des Erelutionsgerichtes zugemwiefen find, in welcher die Exe⸗ 
fution bewilligt wird, hat die gleiche Mitteilung an die zum Vollzuge der 
Erefution berufene Gerichtsabteilung (Eretutionstommiffär) zu erfolgen. 

Diefe Mitteilung geichieht innerhalb des Gerichte durch Überfendung 
des Konzeptes des Bewilligungsbeſchluſſes, an andere inländijche Gerichte 
durch Üderfendung einer Befhlußausfertigung; letzteres gilt auch für die 
Mitteilung an da® Gericht, dem gemäß $ 23 der Exekutionsordnung die 
Ausübung der gefamten gerichtlichen Geſchäfte des Exekutionsvollzuges 
für einen Ort übertragen ift. Mit dem Beſchluſſe find zugleich der Ere- 
futionsantrag (die für die Gerichtsaften beitimmte Ausfertigung des 
Schriftiages oder das Protofoll) und feine Beilagen, die Ausfertigungen 
des Bewillungsbefchluffes, welche bet Bornahme der erften Exekutions⸗ 
handlung zugeftellt werden müffen, und nötigenfall3 eine für den Ere- 
futionsvollzug beftimmte Beichlußausfertigung zu überfenden. Bei dem 
Gerichte (Gericht3abteilung), welches die Exekution bewilligt hat, tft weder 
eine Ausfertigung bes fchriftlich überreichten Erelutiongantrages, noch 
die Urfchrift des Protofolles über den mündlich angebrachten Antrag zu= 
rückzubehalten. 

Das Erſuchen um den Exekutionsvollzug iſt in Urſchrift auf den Be⸗ 
ſchluß oder die Beſchlußausfertigung zu ſetzen, wenn es nicht ſchon im 
Beſchluſſe ſelbſt enthalten ift; 3.8.: „Dem Bezirksgerichte A (oder: der 
Abteilung V) mit dem Erjuchen um Exekutionsvollzug.“ 

Die Bewilligung der Berfteigerung einer Liegenſchaft ift allen Per— 
fonen, welche nad) dem Geſetze ($ 133 ED.) hievon zu benadjrichtigen 
find, durch das Erxefutiondgericht zuzuftellen; es müſſen daher in dieſem 
Falle nicht bloß für den Verpflichteten, fondern auch für den betreibenden 
Gläubiger und für die Terfonen, zu deren Gunften auf der Liegenfchaft 
ein Wiederkaufsrecht oder pfandrechtlich ſichergeſtellte Forderungen haften, 
Beichlußausfertigungen dem Erefutionsgerichte überſendet werben. 

Un die Stelle der Mitteilung der Exekutionsbewilligung an das Exe— 
tutionsgerit tritt in dem alle, als das Exekutionsgericht einftweilen 
noch nicht bekannt ift (8 69 ED.), die Übergabe ber in gleicher Weife 
mit dem Erſuchen zu verfehenden Beichlußausfertigung und ber jonftigen 
angegebenen Alten an den betreibenden Gläubiger. 

Die Mittellung der Exekutionsbewilligung und das Erſuchen um 
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Exekutionsvollzug find immer an das Gericht ober die Gerichtsabteilung 
zu richten, wenngleich bei dem ®erichte ein Vollſtreckungsbeamter beftellt 
ift und die Einleitung der Exelution oder die Vornahme der erften Exeku⸗ 
tionshandlung eine Mitwirkung des Richters nicht erfordert. 8 158 GO. 

2) Sogenannte „fliegende Erelution”. 8 70, Abſ. 3. Siehe 8 158, 
Abf. 7, ED. 2) 8 36 M. 

) Überfchreiten der Grenzen 8 33 IN. 

5) Ebenſo Art. XXXV EG. 3. 8PO. Siehe diefe Vorfchriften bei 
8 201 der Gefchäftsorbnung. — Die auf Erſuchen der Bartei zum Bived 
der Exekutionsdurchführung im Auslande auf die Urteile inländifcher Ge⸗ 
richte gejegte Beftätigung der Rechtskraft unterliegt der Gebühr von 2K. 
Eine Gebühr ift aber nicht einzubeben, wenn die Partei niit ausdrücklich 
um bie Erteilung der NRechtöfraftbeftätigung anfucht, fondern die Rechts⸗ 
fraft infolge des beim inländiſchen Gerichte angebrachten Exekutionsgeſuches 
jei e3 auf dem Exelutionstitel felbft, fei es in dem amtlichen Schreiben 
an das ausländiiche Gericht beftätigt wird. FME. dv. 7. u. 31. Jänner 
1901, 8. 75638, IMVB. ©. 31/1901. 


6 70. Bon der Erhebung des Rekurſes gegen die Exe- 
futiongbewilligung iſt das Exekutionsgericht durch das er- 
fuchende Gericht nur dann zu benachrichtigen, wenn lebteres 
infolge des Rekurſes die Vollziehung des angefochtenen Be- 
Schluffes aufgejchoben Hat.) Die rechtöfräftige Erledigung des 
Rekurſes ift dem Erelutionsgerichte nicht nur in diefem Falle, 
ſondern jedesmal zur Kenntnis zu bringen, wenn der die 
Erefution bemilligende Beſchluß infolge des Rekurſes aufge- 
hoben oder abgeändert worden iſt. 

Das Erekutionsgericht hat fodann je nach dem Inhalte 
der ihm zukommenden Mitteilungen alle zur Fortjegung oder 
zur Einftelung,®) Einfchränfung?) oder Auffchiebung‘) des 
Exekutionsvollzuges erforderlichen Anordnungen zu erlaffen. 

Ein gemäß $ 69, Abjag 1, dem betreibenden Gläubiger zur 
Beitellung übergebenes Erjuchen iſt diefem abzufordern, wenn 
die Aufhebung oder Abänderung des Beichluffes, durch den die 
Exekution bewilligt wurde, erfolgt, bevor das Erfuchfchreiben dem 
Exekutionsgerichte ausgehändigt wurde. 

i) Nach 8 42, 8.7. 9839. 9841, Abſ. 1. 9) 8 42. 


Belanntmahung durh Edilt. 


6 71. Su allen Fällen, in welchen die Verftändigung 
durch Edikt!) zu gefchehen hat, ift daS vom Gerichte auszu- 
fertigende Edikt an der Gerichtötafel anzufchlagen und durch 
ein- oder mehrmalige Einfchaltung in die zu amtlichen Kund⸗ 
madhungen im Lande beftimmte %eitung zu veröffentlichen.?) 
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Nah Ermeflen des Gerichte kann jedoch von Amts 
wegen oder auf Antrag verfügt werden, daß: 


1. das Edikt auch noch in anderen inländifchen oder in 
ausländifchen Zeitungen veröffentlicht werde, 


2. oder namentlich bei — Werte der Exekutions⸗ 
objekte, die Verlautbarung durch die Zeitung ganz unterbleibe 
und an deren ftatt die Berlautbarung durch das Amtsblatt 
bes Bezirkes oder durch Anheftung an die für öffentliche 
Kundmachungen beftimmte Stelle derjenigen Ortögemeinde zu 
erfolgen habe, in deren Gebiete die in Exekution gezogenen 
Gegenitände fich befinden oder die Erefution geführt wird, 
oder daß die Verlautbarung in diefer Gemeinde in fonft ort3- 
üblicher Weiſe geichehe. 

Die Parteien und fonftige Beteiligte können verlangen, 
daß mit der vom Gerichte angeordneten Bekanntmachung auf 
ihre Koften auch andere der im erften und zweiten Abſatze 
angegebenen Berlautbarungsarten verbunden werden.?) 


2) Aufforderung zur Anmeldung ber binglichen Rechte an einer im 
öffentlichen Buche nicht eingetragenen zu verfteigernden Liegenfchaft 8 145 
Abſ. 3. — Verfteigerunggebilt 88 169, 242, 272. — Edikt über Abberufung 
des Berfteigerungstermines (Einftelung oder Auffchtebung) 8 205, Abſ. 2. 

. Die Beltellung eines Kurator im Berfteigerungsverfahren braucht 
nicht durch Edikt befannt gemacht zu werden. 88 162, Abf. 2, 174. 

Anſchlag an der Gerichtstafel SS 48, 95, 183, 199, Abſ. 1, 209. 

Drtsühliche Verlautbarung 88 25, 95, 171, 205, Abſ. 2, 842. 

Anzeige in den Öffentlichen Blättern 8 342, Abf. 3. 

2) Der Verfteigerungdtermin iſt außerdem in ber Gemeinde, in 
welcher ſich die zu verfteigernde Xiegenfchaft befindet, in ortsüblicher 
Weife zu verlautbaren, 8 171, Iebter Abſatz. — Die Veröffentlidjung der 
Edilte durch Einfhaltung in bie Öffentlichen Blätter oder durch Anheftung 
an bie für öffentliche Rundmachungen beftimmte Stelle, die Beranlaffung 
ber Verlautbarungen, die auf ortsübliche Weife zu gefchehen haben, bie 
Bewirtung des Anſchlages an die Gerichtötafel fowie deren Wiederab- 
nahme und bie Borlegung ber Verlautbarungen an ben abfertigenden 
Beamten gehört zu den Obliegendheiten der Zuftellungs- und Ere- 
tution3abteilung. 8 37 GO. 

Die Koften der Ediltseinfchaltung oder anderer Berlautbarungen 
find von der Buftelungs= und Exekutionsabteilung unmittelbar dem mit 
ber Bahlung3betreibung betrauten Beamten mitteld Gebührenzettel3 be= 
Tanntzugeben. 8 101, Abi. 2, GO. 

Üper die Einhebung der Ediktskoſten, allenfalls vor Einfhaltung, fiehe 
Anmerkung bet 8 272. 

5 Die Entgegennahme und Erledigung folder Anträge obliegt ber 
Zuſtellungs⸗ undl&gelutiongabteilung; dem Begehren kann nur nad) Erlag 
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der Koften für die beantrage Verlautbarung ftattgegeben werben. 8 384, 
8.8 

Benn in Rechtsſachen gleicher Gattung zu gleicher Beit Belannt- 
machungen durch Edit ftattzufinden haben, fo find die Belanntmachungen 
welche durch Einſchaltung in den Zeitungen erfolgen follen, tunlichſt in 
ein Edikt zufammenzufajfen. Hievon ift abzufehen, falls dieſe Zu⸗ 
fammenfafjung den Bwed ber Bekanntmachung beeinträchtigen würbe. 
8 214 GO. 

Edikte find mit dem Gerichtsfiegel zu verſehen. 8 216 GO. 


DD! und Mitteilungen bei einer 
gefutionshandlung. 


6 72. Die bei einer Erefutionshandlung vorlommenden 
Aufforderungen und ſonſtigen Mitteilungen erfolgen, falls 
nicht im gegenwärtigen Geſetze etwas anderes beitimmt ift,*) 
mündlich. 

Aufforderungen und Mitteilungen, welche wegen Ab- 
weienheit der Perjon, an welde fie zu richten find, nicht 
mündlich gefchehen können, find derfelben fchriftlich zuzuſtellen.?) 
Die Befolgung diejer Vorfchrift ift im Protofolle zu bemerken. 

1) 3. 8. das Bahlungsverbot 8 294, die Aufforderung an den Dritt- 

ſchuldner zur Erklärung über die gepfänbete Forderung 8 301, das gericht- 
liche Drittverbot 88 878, 8. 3, 382, 8. 7, erfolgen fchriftlih. 

2) Die Verfaſſung diefer ſchriftlichen Mitteilungen obliegt dem Voll⸗ 

ftredungsorgan. 8 386, 8.4, GO. — Über die Beſchränkung des Inhaltes 
auf das notmwendigfte fiehe $ 160 GO. bei 8 64. 


Erefutiongaften.!) 


F 73. Die Parteien und alle fonftigen Beteiligten 
fönnen Einficht in die das Exekutionsverfahren betreffenden 
Alten begehren und auf ihre Koften von einzelnen Altenftücen 
Abſchriften verlangen. Solche Einficht- und Abichriftnahme 
fann auch dritten Perjonen, injomweit fie ein rechtliches In- 
terefle glaubhaft machen, vom Vorfteher des Exekutionsgerichtes 
geitattet werden.?) Durch die Abjchriftnahme dürfen jedoch 
Die gerade dringend benötigten Aktenſtücke dem Vollftredungs«- 
organe nicht entzogen werden. 

1) fiber bie Bildung ber Exekutionsakten fiehe 88 269, 270 GO. und 
IMB. v. 15. November 1898, IMVB. Nr. 34 (Ultenbehandlung im 
alle 2 Beitritts) bei 8 139, Alten über einftweilige Berfügungen 

272 SD. 
i 2) Einfiht in die Verfteigerungbehelfe 8 170, 8. 8. — Auskunft 
aus dem Pfändungfregifter 8 255. — Einficht in Prozeßakten 8 219 8PO. 
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Berfonen, die ein rechtliches Intereſſe daran glaubhaft machen, tft die 
Einfihtnahme in den Vermerk über abgelegte Offenbarungseide zu ge- 
ftatten (8 73 EO., 8 884 ED.) IMV. v. 10. Juni 1902, JMEB. 
Nr. 28. 

Die Alten müſſen unter Aufſicht eines Kanzleibeamten eingefehen 
werben. Brivatperfonen Alten in ihre Wohnung zu übergeben, iſt un- 
ftatthaft. Dagegen können Alten, bie vorausſichtlich in der nächſten Beit 
nicht bei &ericht benötigt werden, in berädfichtigungstwürbigen Yällen auf 
Begehren einem anderen Gerichte überfenbet werben, damit die Partei in 
der Gerichskanzlei dieſes Gerichtes in die Alten Einficht nehmen Tann. 
Die Bewilligung erteilt der Borfteher des Gerichtes; die Überjendung und 
Nüdfendung erfolgt auf Koften der Partei. 

Den richterlihen Beamten des Gerichtes fteht die Einſicht aller 
Alten zum Gebraude bei ihren Geſchäften unbeichränft zu. Andere 
Beamte Haben, unbefchabet der Beitimmung des $ 97 de3 Gebühren 
gefebes und der Vollzugsvorſchriften zu dem Geſetze Über die direkten 
Berfonaflfteuern, die Erlaubnis zur Alteneinficht beim Gerichtsporfteher zu 
erwirlen. 

Die vorstehenden Beltimmungen gelten ſowohl für bie Wlten ber 
nod im Laufe befindlihen Angelegenheiten, wie für die in die Regiſtratur 
gebrachten Alten und bie gerichtlich Hinterlegten Urkunden. 8 288, Abdf. 4 
5, 6, GO. 


Koiten der Erefution. 


6 74. Sofern nicht für einzelne Fälle etwas anderes 
angeordnet iſt,) bat der Berpflichtete dem betreibenden 
Gläubiger auf deffen Verlangen?) alle ihm verurjachten, zur 
Rechtsverwirklichung notwendigen Koften des Erekutionsver- 
fahrens zu erftatten; welche Koften notwendig find, hat das 
Gericht nach forgfältiger Erwägung aller Umftände zu be- 
ftimmen.a) 


874. 1. Zu den notwendigen Koften gehören die Koften 
des Antrage3 auf grundbücherliche Löſchung eines durch 
Urteil ungültig erklärten Pfandrechtes. E. v. 27. Februar 1900, 
3. 2930, Sig. 909. 

2. Die Koften der Beteiligung an der Pfändung be- 
weglicher Sachen find dem betreibenden Gläubiger zu erftatten, 
fofern die befonderen Berhältniffe des einzelnen Falles diefe Be- 
ons notwendig machen. &. vd. 4. Dezember 1900, 3. 16349, 

Ig. 12035 

die Koften des abgefonderten Antrages auf Verkauf 
gepfändeter beweglicher Sachen find dem betreibenden Gläubiger 
nicht zuzufpredden, wenn die beiden Erekutionsanträge bald auf- 
einander folgen und Fein Grund angeführt wird, der geeignet 
wäre, deren Nichtverbindung zu rechtfertigen. ©. v. 27. März 
1900, 3. 4351, &ig. 951, / 
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Der Anſpruch auf Erfah der nicht ſchon rechtskräftig 
zuerfannten Erefutionstoften erliicht, wenn deren gerichtliche 
Beitimmung nicht fpäteften® binnen einem Monat?) nad 
Beendigung oder Einftelung der Exekution begehrt wird. 

1) Koften der Verbindung mehrerer Berlautbarungsarten des Ediktes 

8 71, Abf. 3. — Koſten ber Beiziehung eines zweiten Sachverſtändigen 
zur Schäbung 8 143, Abſ. 2. — Koften ber Wiederverfteigerung 8 155, 
Abſ. 1. — Roften der Einſchaltung des Beſchluſſes, womit der Zuſchlag 
erteilt wird, in das Amtsblatt des Landes 8 183, Abſ. 4. — Im Falle 
der Einftelung des Verſteigerungsverfahrens infolge Verfagung des Zu⸗ 
ſchlages wegen nicht gebedter Vorhypothek hat der betreibende Gläubiger 
auf die Koſten des Verfteigerungsverfahrens keinen Anſpruch. 8 198. — 
Der Übernehmer der zu verfteigernden Liegenschaft und ber einlöfende 
Pfandgläubiger haben alle Koften zu tragen, $ 200, 3.1 u.2. Wenn 
der Antrag auf Einftellung des Verfteigerungsverfahrens gemäß 8 200, 
8. 1 u. 2 (freihändiger Verlauf, jus offerendi), abgewieſen wird, hat der 
Antragfteller alle Koften der Berhandlungen und Erhebungen zu tragen. 
8 208. — Die Koften vorgängiger Einvernehmung vor ber bücdherlichen 
Umfcreibung des Erftehers bezw. ber bücherlichen Löfchungen trägt ber 
Erfteher. 8 237, Abſ. 2. — Die Mehrloften der vorgängigen Schägung 
zu verfteigernder Fahrniſſe, fofern es ſich nicht um Roftbarkeiten, Waren= 
lager und andere Gegenftände hanbelt, deren Schäßung bei ber Berfteige- 


3. Dem Gläubiger, der vor Anbringung des Erelutions- 
antrage8, wenngleich erſt nach Ablauf der Leiftungsfrift befriedigt 
wurde, find die Koften der Vorbereitung des Erelutiong- 
antrages nicht zu erftatten. E. v. 8. Jänner 1902, 3. 17972, 
38. 1902 : 230. 

4. Der betreibende Gläubiger bat die Koften des vom 
Verpfliddteten mit Erfolg erhobenen Rekurſes zu er 
fegen (Rekurs gegen die Abweifung eines Einftelungsantrages, 
gegen einen Überweifungsbeihluß). E. v. 17. Mai 1901, 3. 6844, 
$ — u uni 1900, 3.9091, 3.254 (2. Oktober 1900, 3. 13465, 

. 197?). 

'5. Er hat ferner mangels befonderer Vereinbarung die Koften 
der Löſchungsquittung für eine erefutiv einverleibte Forde⸗ 
rung zu tragen. € v. 14. Juni 1899, 3. 6178, Notg. 
1901 : 15. 

6. Überhaupt gehören alle mit Ausftelung der Quittung 
verbundenen Koften, einjchließlich der Koften für Empfangnahme 
und Verbuchung des eingefandten Geldbetrages umd 
der darauf bezügliden Schreiben des PVertreterd an die Partei 
nicht zu den Erelutiongkojten und fallen dem betreibenden Gläu⸗ 
biger zur Laſt. €. v. 8. März 1899, 3. 3507, Sig. 543. 

7. War der betreibende Gläubiger genötigt, behufs Zurüd- 
weifungbon Anträgen, Widerfprühen oder Beſchwerden 
Dritter (Verwahrer der gepfändeten Sachen, Hypothelargläubi- 
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rung felbft nit tunlich ift, trägt ber antragftellende Gläubiger. 8 275, 
Abf. 2. — Im Falle des Verzichtes auf die Üiberweifung zur Einziehung 
hat der verzichtleiftende Gläubiger alle durch die Überweifung und durch 
die Einflagung der überwieſenen Forderung entſtandenen Koften zu tragen. 
8 311, Abſ. 3. — Wenn die VBollziehung der bewilligten Erelution zur 
Sicherftellung aus den Gründen 8 376, 3.1, 3 u.4, unterbleibt bezw. auf- 
gehoben wird, Bat der betreibende Gläubiger alle Koften zu tragen. 8 376, 
Abi. 2. 

Einftweilen bat jede Partei die durch ihre Prozeßhandlungen ver⸗ 
urſachten Koften felbft zu tragen. 8 40, Ubi. 1, 83PO., 8 78. 

Insbeſondere: Die Koften der Verwahrung find einftweilen vom be- 
treibenden Gläubiger, von mehreren nad) Verhältnis ihrer Forberungen, 
zu tragen. 8 259, Abf. 4. — Ebenfo die für den Drittfchuldner mit der 
Abgabe ber Erklärung über die gepfänbete Forderung verbundenen Koften. 
8 301, Abſ. 6. — Die Koften der Haft des VBerpflicditeten find vom be- 
treibenden Gläubiger von Woche zu Woche vorzufcjiehen. 8 866, Abſ. 1. 
— Die Mehrloften des Hausarrefte trägt der Verhaftete und hat 
fie vorzuſchießen. 8 386, Abſ. 3. -- Die Koften einer einftweiligen 
Verfügung find einftweilen von der antragftellenden Partei zu Ieiften. 
8 393. 

2) Borlegung des Koftenverzeichnifies. 8 52, Abi. 3, 3PO., 8 78. 

3) Bei der Verfteigerung von beweglichen Sachen vor Beendigung des 


ger, Drittfchuldner) zu relurrieren, fo find ihm die Koften des 
erfolgreichen Rekurſes von diefen Perſonen zu erfegen. E. v. 16. Ok⸗ 
tober 1901, 3. 14273, 38. 1902:2745 17. September 1901, 
3. 13193, 38. 1902:8; 21. Mai 1901, 3. 7404, IB. 1902:5; 
13. Oftober 1898, 3. 9676, Sig. 338 (28. März 1901, 3. 1392, 
Przeg. 1902: ©. 88?). 

83. Dagegen können dritte Perfonen (Eigentumdan- 
ſprecher) den Erſatz der Koften eines Rekurſes, den fie gegen 
Eretutionsbeichlüffe mit Erfolg erhoben haben, vom betreibenden 
Gläubiger nicht beanfpruchen. E. v. 6. Mai 1902, 3. 6303, GH. 
1903 :1; 

inSbefondere gebührt der Gattin des Verpflichteten, 
die wegen der von ihr auf gepfändete Sachen erhobenen Anfprüche 
refurriert, kein Erja der Rekurskojten. E. v. 6. Mai 1902, 3. 6303, 
GH. 19031; 

es fei denn, daß der betreibende Gläubiger durch fein Ber- 
ſchulden zur Einbringung des Rekurſes Anlaß gegeben Hat. €. 
v. 22. Oftober 1901, 3. 14553, ZB. 1901:49; 20. Juni 1899, 
3. 9319, Sig. 652; 

ebenfo haben Hypothelargläubiger die Koften eines 

egen die Meiftbotöverteilung mit Erfolg ergriffenen Rekurſes 

—* zu tragen. E. v. 30. Mai 1901, 3. 7896, IB. 1901: 35; 
1. Auguft 1900, 3. 10809, Gaz. 1900: 11. 

9. Die im Urteil ausgefprochene ſolidariſche Haftung 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 16 
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: Berfteigerungstermines 8 284, Abſ. 4. — Bei einem freihändigen Verlauf 
gilt 8 74, Abſ. 2, 8 288. 

a) Wenn bie gleichzeitige Anwendung mehrerer Exekutionsmittel 
beantragt wird, kann das Gericht die Exekutionsbewilligung nah Maß- 
gabe des 8 14 ED. beichränfen. Wenn von einer folden Beichränfung 
jedoch abdgefehen wird, kann da8 Gericht dem betreibenden Gläubiger 
den Erjab ber Koſten einzelner ber bemilligten Exekutionsmittel nicht 
etwa deshalb verweigern, meil die Anwendung ſämtlicher beiwilligten 
Erelutionsmittel zur Nechtöverwirklichung nicht notwendig if. (IM. zu 
8 74 ED.) 


75. Wenn ein Erekutionsverfahren aus einem der 
in 88 35,'1) 36°) und 39, 8. 1°) angeführten Gründe ein- 
geftellt wird oder deſſen Einftellung aus anderen, dem be- 
treibenden Gläubiger bei Stellung des Antrages auf Ere- 
futionsbewilligung oder bei Beginn‘) des Erefutionsvoll- 
zuges ſchon befannten Gründen erfolgen mußte, fo hat der 
betreibende Gläubiger auf Erfag der gefamten bis zur Ein- 
ftellung aufgelaufenen Erefutiongkoften feinen Aniprud). 

1) Oppofitionsflage. *) Klage mit Einwendungen gegen die Erefutions- 
bewilligung. *) Einftelung wegen Ungültigleit, Aufhebung oder Unmwirt- 
famerflärung bes Exekutionstitels. *) 5 38. 


6 76. Bei der vorausfichtlich letzten gerichtlichen Be— 
ftimmung der Exekutionskoſten find auch die Auslagen von 
Amts wegen zu berüdjichtigen, die durch das Einheben der 





für die Prozeßkoſten erftredt ſich nicht auf die Exekutionskoſten. 
E. v. 30. Dezember 1901, 3. 17371, Ref. 1902: ©. 52. 

10. Falls bloß das Bertaufsverfahren eingeftellt 
wird, muß die gerichtliche Beftimmung der Koften gleichfalls binnen 
Monatzfrift begehrt werden. E. v. 23. Jänner 1901, 3. 596, 
Gaz. 1901: 5. 

8 275. 1. Der betreibende Gläubiger bat keinen Anſpruch auf 
Erjag der Koften feines Einftellungsantrages, wenn der 
Verpflichtete nach Bezahlung der Schuld erflärt hat, felbft die Ein- 
ftellung veranlaffen zu wollen. ©. vd. 12. Sebruar 1901, 3. 1959, 
$H. 1901: 21. 

2. Die Koften de8 Antrages, die Erelution einzu— 
ſchränken, find, fal8 dem Antrage willfahrt wird, vom betreiben- 
den Gläubiger zu erfegen. €. v. 6. Auguft 1901, 3.10960, Präv. 
1902 :6©. 18. 

3. Die vom VBerpflichteten dem betreibenden Gläubiger be- 
ne Exekutionskoſten find zurüdzuerftatten, wenn die Erelution 
infolge Abänderung des Exekutionstitels durch die Revifi- 
onsinſtanz eingeftellt werden muß. E. v. 24. April 1901, 3. 1817, 
38. 1901228, 
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Exekutionskoſten entftehen dürften. Eine nachträgliche Be- 
ftimmung diefer Einhebungstoften findet nicht ftatt. 


Fruchtbringende Anlegung gerichtlich erlegter 
Barbeträge. 


6 77. Wenn fi) mit Rüdficht auf die Höhe der Be- 
träge, die wahrfjcheinliche Dauer des Erlage3 oder aus an- 
deren Gründen die fruchtbringende Anlage der im Laufe 
eines Erefutionsverfahrend zu Gericht erlegten Ertragsüber- 
ſchüſſe, Feilbietungserlöfe, Kaſſareſte oder anderen Bargeld- 
beträge empfiehlt, jo hat das Gericht von Amts wegen!) oder 
auf Antrag wegen deren fruchtbringender Anlage das Ge- 
eignete zu veranlaflen.?) Die näheren nung über 
die Art der Anlage und das hiebei zu beobachtende Verfahren 
find im Verordnungsmwege?) zu treffen. 

1) Weber Richter noch Staat Haften für die Unterlaffung. Art. XXIII 

EG. 3. ED. 

2) Wenn zinstragende Anlegung von Meiftbotsheträgen angeordnet 
wurbe, hat das Exekutionsgericht das Geeignete zu veranlafien. 8 236, 
Abi. 2. 

3) Die Bräfidenten ber Oberlandeögerichte Haben die Anftalten (Poſt⸗ 
ſparkaſſenamt, DOfterr.zungar. Bank, Sparlaffen) zu beftimmen, in welchen 
die einzelnen Gerichte ihres Sprengeld die während eines Erelutions- 
verfahren? zu Gericht erlegten Gelbbeträge mangel3 eines andermweitigen 
Antrages der Parteien frucdhtbringend anzulegen haben (8 77 ED.). Bei 
der Auswahl der Anftalten tft neben der Sicherheit der Anlage und dem 
Zinsfuße auch die Leichtigkeit des Einlegens, fowie der Kündigung und 
Wiederausfolgung der erlegten Beträge und ber Umftand zu berüdfichtigen, 
inwieweit nach den Einrichtungen der Anftalt felbft bei Erlägen für 
fürzere Beit der volle Zinſenbezug gefichert ift. Soferne died nach ber 
Einrichtung der Anftalt zuläffig tft und ohne Schmälerung der auf die 
einzelnen Maſſen entfallenden Zinſen gefchehen kann, dürfen die vom &e= 
richte zu bewirkenden Erläge auf ein gemeinfames, für das Gericht zu er⸗ 
öffnendes Konto erfolgen. 

Die Koften des Einlegend, Kündigend und Behebens find für jede 
Mafie aus den Binfen ber erlegten Gelbbeträge zu beftreiten; wo ber 
Gelbbetrag jo gering iſt, daß nad) der wahrjcheinlichen Tauer des Erlages 
dieſe Koften durch die Binfen nicht gededt oder nur unbebeutend über- 
ſchritten würden, tft von der fruchtbringenden Anlegung abzufehen. 

Der Erlag, fowie die Kündigung und Behebung ber eingelegten Be- 
träge find, falls der Vorfteher bes Gerichtes nicht? anderes beſtimmt, von 
bem Beamten zu bejorgen, ber das Geldbuch zu führen hat. Der Auftrag 
hiezu ift ihm vom Richter mündlich zu erteilen; die Auftragserteilung 
und gegebenenfall3 der Einpfang des zu erlegenden Gelbbetrages find durch 
kurze Schriftliche Erklärungen in den Alten zu beftätigen. Bei Gelbbeträgen, 
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- die ind Tepofitenamt erlegt wurden, ift der Auftrag zur fruchtbringenden 
Anlegung, Kündigung und Behebung nad) Maßgabe ber beftehenden Bor 
fchriften dem Depofitenamte zu erteilen und durch defien Organe auszu⸗ 
führen. 8 77 GO. 


Unmwendung der Zivilprozeßordnung. 


6 78. Soweit in dieſem Geſetze nicht? andere3 angeord- 
net ift,!) haben auch im Exekutionsverfahren die allgemeinen 
Beftimmungen der Zivilprozeßordnung über die Parteien, ®) 
das Verfahren?) und die mündliche Berbandlung,*) über den 
Beweis, die Beweisaufnahme?) und über die einzelnen Beweis⸗ 
mittel,®) über richterliche Beſchlüſſe) und über das Rechts⸗ 
mittel des Rekurjes®) zur Anwendung zu fommen.®) 

1) Das Bahlungsverbot darf nicht durch die Poſt zugeftellt werben. 

8 294, Abf. 3. — Befcheide, dur welche bücherliche Eintragungen be= 
willigt werden, find nad) Vorjchrift des allg. Grundb.-Geſ. zuzuftellen. 
Art. XIII, 8. 2, EG. 3. ED. 

2) 88 1—73 8P0. °) 88 74-170 ZPO. 

4) 88 171—225 ZBO. 

5) 88 266-291 ZPO. °) 88 292-383 ZPO. 

?) 88 425-430 ZPO. °) 88 514-528 8P0. 

9) Auf dag Urteil nach $ 83 finden die 88 390—424 und 88 461 ff. 
ZPO. Anwendung. 8 83, Abj. 2. 

Urmenreht im Erelutiondverfahren. Die Bewilligung des 
Armenrechtes erfiredt fid) auf das Nechtämittelverfahren und auf das in 
der Rechtsſache ftattfindende Erelutionsverfahren, vorausgefest, daß 
im letzteren Falle zwiſchen der rechtsfräftigen Beendigung des Prozeſſes 
and der Einleitung des Erefutionsverfahrens nicht mehr als ein Jahr ver= 
ftrichen ift. Sonft muß die Bewilligung des Armenrechtes für das Exe— 
Intiondverfahren mittels bejonderen Anſuchens bei dem Gerichte erwirkt 
werden, da3 zur Bewilligung der Exekution zuftändig it. 

Eine einftweilige Befreiung von der Berichtigung der Koften, welche 
durch den Vollzug einer Haft entftehen (8 306 ED., Gef. v. 27. Mai 1896, 
RGB. Nr. 79), tft mit der Bewilligung des Armenrechtes nicht verbunden 
8 2, MB. v. 23. Mai 1897, REB. Nr. 180, Über dag Armenredt 
und die Ausfertigung und Beftätigung von Zeugniffen zur 
Erlangung des Armenrechtes. 

über die Befreiung der armen Partei von der Entrichtung bes Zehr: 


878. 1. Das Erelutionsverfahren kann nicht wegen An- 
hängigteit eines Strafverfahren gegen den betreibenden 
—— unterbrochen werden. E. v. 5. April 1898, 3. 4684, 

lg. 91. 

2. Eine durch die ng geforderte Beſcheini— 
gung ift nach den Vorſchriften der ZPO. ($ 274) auszuführen. 
E. dv. 19. April 1898, 3. 5541, Sig. 126. 
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gelbes, Behrgeldzufchuffes, Ganggeldes oder der Buflellgebühr und bie 
nachträgliche Einbringung biefer Gebühren ſiehe 8 10, MB. v. 22. Auguft 
1899, RGB. Nr. 162, bei 8 24. 

Die Vorſchrift des 8 64, 3. 4, ZPO. über die protofollarifChe Auf: 
nahme der Klage und die Überfendung des Protofolles gilt auch für An- 
träge auf Exelutionsbewilligung und für Erklärungen armer Parteien im 
Erefutionäverfahren. 


Zweiter Titel. 


Erekution auf Grund im Auslande errichteter Akte 
und Urkunden. 


6 79. Auf Grund von Alten und Urkunden, die nicht 
zu den im $ 2 bezeichneten Erefutionstiteln gehören, aber 
außerhalb des Geltungsgebietes diejes Geſetzes errichtet und 
nach den daſelbſt geltenden gefeßlichen Beftimmungen exe 
tutionsfähig find, darf die Erefution oder die Vornahme 
einzelner Erefutionshandlungen?) im Geltungsgebiete Ddieles 
Geſetzes nur dann und in dem Maße ftattfinden, als die 
Gegenjeitigfeit Durch Staatöverträge oder durch darüber er- 
lafjene, im Reichsgeſetzblatte kundgemachte Regierungerflä- 
tungen?) verbürgt ift. 

1) Das Anſuchen um Foriſetzung einer im Auslande begonnenen Exe⸗ 

fution ift als Erſuchen um Einleitung der Zwangsvollſtreckung zu behandeln. 

?) Tie Vorſchriften über die Exekution auf Grund von ungarifchen 

und bosniſch-herzegowiniſchen Erelutionstiteln fiehe bei 8 86. 

Den Staatsvertrag mit Serbien fiehe bei 8 84. Die Vorſchriften 

über bie Korrefpondenz mit dem Auslande fiehe bei 8 201 GO. 


8 Deutſches Reid. 
Vdg. des AJuftizminifterd v. 21. Dezember 189, RGB. 
Nr. 253, womit die vom 1. Jänner 1900 an geltenden Bor: 


879. 1. Bei Erfuchen um Erefution auf Grund eines aus- 
ländifchen Erefutionstitels ift für das inländifche Gericht der In— 
halt des Exekutionstitels und nicht der des Erfuchend maß- 
gebend. E. dv. 8. Oftober 1901, 3. 8438, GH. 1902: 9. 

2. Gerichtskoſten, die durch ein im Inlande nicht voll— 
ſtreckbares ausländifches Urteil zuerkannt wurden, können im Inlande 
auch nicht mittel3 Klage begehrt werden. €. v. 23. April 1901, 
3. 1886, amtl. ©. 424. 

3. Über die Vollſtreckbarkeit eines auswärtigen Erfenntnifjes 
ift beim Vorhandenſein von Zweifeln die Belchrung des Juftiz- 
minifteriums einzuholen. €. v. 6. Oftober 1885, 3. 10844, 
Slg. 10724. 
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fhriftenderdeutfhen Bivilprozeßordnung über dieg wangs⸗ 
vollſtreckung aus ausländiſchen Urteilen und das Maß der 
durch dieſe Beſtimmungen verbürgten Gegenſeitigkeit be— 
kannt gemacht werden. 

Die im Deutſchen Reiche vom 1. Jänner 1900 an geltende Bivil- 
prozeßorbnung in ber Yallung bes Geſetzes vom 17. Mai 1898 (RGB. 
Nr. 25, S. 410ff.) enthält über die Zwangsvollſtreckung aus auslänbifchen 
Urteilen die nachſtehenden Vorſchriften: 

8 722. „Aus dem Urteil eines ausländifchen Gerichts findet die 
Bwangsvollftrefung nur ftatt, wenn ihre Buläffigleit durch ein Voll⸗ 
ftredungsurteil ausgeſprochen ift. 

Für die Alage auf Erlafiung deöfelben ift das Amtsgericht ober 
Zandgericht, bei welchem ber Schuldner feinen allgemeinen Gerichtsftand 
bat, und in Ermangelung eines foldhen dag Amtsgericht oder Landgericht 
zuftändig, bei welchem in Gemäßheit bes 8 28 gegen ben Schuldner Klage 
erhoben werden Tann.” 

8 723, „Das Bollitredungsurteil ift ohne Prüfung der Geſetzmäßig⸗ 
feit der Entfcheidung zu erlaflen. 

Das Vollitredungsurteil ift erft zu erlaffen, wenn das Urteil bes 
ausländischen Gericht? nad) dem für dieſes Gericht geltenden Rechte die 
Rechtskraft erlangt hat. Es iit nicht zu erlaffen, wenn die Anerkennung 
des Urteiles nad) 8 328 ausgeſchloſſen ift.” 

8 828. „Die Anerlennung des Urteild eines ausländifchen Gerichtes 
iſt außsgefchloffen: 

1. wenn bie Gerichte des Staates, dem das ausländifche Gericht an⸗ 
gehört, nach den deutfchen Gefegen nicht zuftändig find; 

2. wenn ber unterlegene Bellagte ein Deutſcher ift und ſich auf den 
Prozeß nicht eingelaffen Hat, fofern die den Prozeß einleitende Ladung 
oder Verfügung ihm weder in dem Staate des Prozeßgerichtes in Perſon 
noch durd) Gewährung deutjcher Rechtshilfe zugeftellt ift; 

3. wenn in dem Ürteile zum Nachteile einer beutichen Partei von 
den Vorſchriften des Art. 13, Abſ. 1, 8, oder ber Art. 17, 18, 22 bes 
Einführungsgefeges zum bürgerlichen Geſetzbuch oder von der Vorſchrift 
des auf den Art. 13, Abſ. 1, bezüglichen Teiles des Art. 27 desſelben 
Geſetzes oder im alle des Art. 9, Abſ. 8, zum Nachteile der Ehefrau 
eines für tot erflärten Ausländers von der Vorfchrift des Art. 18, Abſ. 2, 
abgewichen 1ft; 

4. wenn bie Anerkennung des Urteils gegen die guten Sitten ober 
gegen den Zweck eines deutſchen Geſetzes veritoßen würde; 

5. wenn die Gegenfeitigfeit nicht verbürgt ift. 

Die Borfchrift der Nr. 5 fleht der Anerkennung des Urteils nicht 
entgegen, wenn das Urteil einen nicht vermögensrechtlichen Anſpruch be- 
trifft und nad) den deutſchen Geſetzen ein Gerichtsftand im Inlande nicht 
begründet war.“ 

Die kaiſerlich deutsche Regierung hat erklärt, daß bei ber Anwendung 
diefer gefeglichen Beftimmungen im Deutjchen Reiche, fomweit die biäherige 
Praxis der dortigen Gerichte einen Schluß geltattet, alle jene Beichlüffe 
und Beſcheide öfterreichifcher Gerichte die Bivangsvollftredung begründen 
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Tönnen, welde einen Rechtsſtreit zwiſchen Parteien auf Grund eines 
beiden Parteien Gehör gewährenten, ordentlichen oder fummarifchen pro» 
zeſſualen Verfahrens erledigen, wobei es nicht barauf ankomme, ob die, 
Beichlüffe und Beicheide auch in ben äußeren Formen eines Urteiles er- 
Hangen find und ob auch tatfächlich beide Parteien verhandelt haben. 

Betreffs der Sprüde von Schiedsrichtern und Schietögerichten er- 
klärte die deutiche Regierung, daB auf fie zwar nicht die 88 722, 723, 
wohl aber die Borfchriften des zehnten Buches der deutfchen Bivilprozek- 
ordnung Anwendung finden. Nach der Rechtsfprechung des Neichägerichtes 
könne als Grundſatz gelten, daß aus einem ausländiſchen Schiedsſpruche 
bei den deutſchen Gerichten ein Vollſtreckungsurteil beantragt werben kann, 
foferne der Schiedſpruch gemäß den bezeichneten Vorſchriften der beutfchen 
Bivilprogeßortnung ergangen und nicht etwa nad) dem für das fragliche Rechts⸗ 
verhältnig maßgebenden ausländifchen Rechte als unwirkſam anzufehen ift. 

Für die Zwangsvollſtreckung im Deutfchen Reiche kommen ſonach die 
im 8 1 der ED. v. 27. Mai 1896 (RGB. Nr. 79) unter 8. 1, 2 und 3 
angeführten Erefutionstitel, einfchließlich der Entſcheidungen über die Koften 
bes Verfahrens, dann bie mit der Wirkung der Vollftredbarkeit aus⸗ 
geftatteten amtlihen Auszüge aus dem während des Konkursverfahrens 
aufgenommenen Liquidierungsprotofolle (8 1, 3. 7 der ED.) und die Urteile 
ber Gewerbegerichte (8 1, 3. 11 der EO.), endlich unter den im zehnten 
Bude der deutfchen Hivilprozekordnung, insbeſondere in den 88 1025, 
1026, 1039, 1041, 1042, 1045-1048 erwähnten Vorausſetzungen auch die 
einer Anfechtung vor einer höheren fchiedsgerichtlichen Inftanz nicht mehr 
unterliegenden Sprüche von Schiebsrichtern und Schiedögerichten (8 1, 
8. 16 der ED.) in Betradit. 

In diefem Maße ift auch Die Gegenfeitigfeit als verbürgt anzufehen, wenn 
es fi) gemäß 8 79 der Erekutionsordnung um Exekutionen auf Grund von 
Alten und Urkunden handelt, die im Deutfchen Reiche errichtet wurden. a) 

Die Bewilligung der Erefution oder der angeſuchten Erefutionshand- 
lung ift, gleichwie in ben Fällen des 8 81, 8. 2—4 der ED., dann zu 
verfagen, wenn bie Anerkennung des deutfchen Urteiled gegen den Zweck 
eine3 hierzulande geltenden Gefebes verſtoßen würde. 

Diefe Verordnung tritt am 1. Jänner 1900, an Stelle der bisher 
geltenden vom 10. Dezember 1897, RGB. Nr. 287, in Wirkfamfeit. 

a) 1. Der Auszug aus dem Liquidierungsprotofolle muß er- 
fehen laffen, daß der bei der Zagjagung anwefende Gemein— 
ſchuldner die angemeldete Forderung nicht beftritten Hat. €. v.- 
28. Februar 1901, 3. 1819, Not. 1901: 26. 

2. Auf Grund eines im deutichen Neiche erflofjenen Ur— 
teiles ift die beantragte Erefution ohne Einleitung eines Deli- 
bationsberfahrens zu bewilligen. €. v. 8. März 1899, 3. 3395, 
Slg. 5415 7. September 1898, 3. 11818, Sig. 302. 

3. Auf Grund eines Beitreibungsbefchlufjes einer 
taif. Deutfhen Oberpoftdireftion kann Erefution nicht 
ftattfinden. E. v. 15. Oktober 1902, 3. 14023, IB. 1903319. — 
Bgl. ED. 8 80, Nr. 3 und 4. 
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b. Italien. 


Bdg. d. Juſtizmin. v. 10. Dezember 1897, RGB. Nr. 288, 
womit die Borfchriften der ttaltenifhen Zivilprozeßord— 
nung über die Zwangsvollſtreckung aus ausländifhen Urs 
teilen und da3 Maß der durch diefe Beftimmungen ver- 
bürgten Gegenjeitigfeit befannt gemadt werden. 

Mit der Bdg. d. Zuftizminifteriums v. 29. September 1879, RGB. 
Pr. 120, wurde auf Grund einer Mitteilung ber Löniglih italienifchen 
Regierung belannt gemacht, daß die im Delibationdverfahren vorzuneh⸗ 
mende Unterfuhung fi) nicht mehr auf die Prüfung, ob ein zu voll» 
ftredendes fremdes Urteil nicht offenbar ungerecht fei, zu eritreden, ſondern 
nad) Art. 941 der italienifchen Zivilprozeßordnung auf die Prüfung fol- 
gender Punkte zu beſchränken habe: 

1. 0b da3 Urteil von einem Tompetenten Gerichte gefällt wurbe; 

2 ob der Fällung des Urteiles die vorfchriitsmäßige Ladung ber 
Barteien vorausging; 

3. ob die Parteien gefegmäßig vertreten waren, oder ob fie in gefeß- 
mäßiger Weiſe fontumaziert worden find; 

4. 05 da8 Urteil Beftimmungen enthält, welche der öffentlichen 
Ordnung oder dem öffentlichen Rechte des Inlandes widerftreiten. 

Nach einer neuerlihen Mitteilung der Löniglich italienifchen Regierung 
entſpricht dieſe Bekanntmachung aud) gegenwärtig dem Stande ber italie- 
nifchen Gefebgebung, und es ift nad) den bezüglichen Beſtimmungen der 
italienifchen Gefebe und nad) den allgemeinen Grundfägen des in Stalien 
geltenden internationalen PBrivatrechtes jeder Alt, welcher nach den Ge- 
fegen des Landes der Errichtung als Exekutionstitel gilt, and in Italien 
als folder anzufehen, unbefchadet der im vorftehenden bezeichneten Brü- 
fung im Velibationsverfahren. 

In diefem Maße iſt auch die Gegenfeitigleit als verbürgt anzufehen, 
wenn es fi gemäß 8 79 der Erekutionsordnung um Exekutionen auf 
Grund von Wlten und Urkunden bandelt, die im Königreiche Italien 
errichtet wurden. 


c. Liechtenftein. 


Vdg. d. Zuftizmin. dv. 10. Dezember 1897, RGB. Nr. 289, 
womit die im Fürſtentume Liedhtenftein für die Erelution 
dfterreihifher Erelutionstitel geltenden Vorſchriften und 
das Maß der dadurch verbürgten Gegenfeitigleit befannt 
gemacht werden. j 

Das im Fürftentume Liechtenftein in Wirkſamkeit ftehende, von ber 
fürftlich Liechtenfteinifchen Hoflanzlet feinem Wortlaute nad) befannt ge- 
gebene Gefeb v. 13. Zuli 1897, betreffend die im Fürftentume Liecdhten- 
ftein vollftreddaren Öfterreichifchen Exekutionstitel (Liechtenfteinjches Landes» 
geſetzblatt Nr. 4), beftimmt: 

Art. 1. „Bon dem Beitpuntte ber Wirkſamkeit der ED. v. 27. Mai 
1896 (RGB. Nr. 79) in den im Reichsrate vertretenen KRönigreichen und 
Zändern der öfterreichifch-ungarifchen Monarchie wird von den Gerichten 
des Fürftentumes Liechtenftein die Erefution in Gemäßheit der Borfchriften 
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der im Fürftentiime geltenden Geſetze auf Grund nachflehender, von ben 
dortigen Gerichten ausgegangener Exekutionstitel bewilligt werden: 

1. auf Grund von Endurteilen auch Teilurteilen der dortländigen 
Gerichte, wenn ein weiterer Rechtözug gegen biefelben anzgefchloffen oder 
doch ein die Erelution hemmendes Rechtsmittel nicht gewährt ift; 

2. auf Grund dortgerichtlicher Zahlungsaufträge, weldde im Mandats⸗ 
und Wechfelverfahren erlaflen wurden, wenn wider biefelben nicht recht- 
zeitig Einwendungen erhoben worden find; 

3. auf Grund von im Mahnverfahren erlaflenen bedingten Zahlungs⸗ 
befehlen, welche einem Widerfpruche (Einwande) nicht mehr unterliegen; 

4. auf Grund von Bergleichen, weldde über privatrechtliche Anſprüche 
vor einem Zivilgerichte abgefchloffen worden find, 

Art. 2. Diefe Erefutiondbewilligung kann nur erteilt werben, 
tvenn die Rechtsſache nach den im Fürſtentume geltenden Beftimmungen 
in ben im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern der öſter—⸗ 
reichiſch⸗ ungariſchen Monarchie gerichtlich entichieden werden konnte, die 
Rechtskraft des Exekutionstitels nachgewiefen ift und infolange die jen- 
feitige gleiche Behandlung biesfeitiger wie der eigenen Untertanen zu= 
gefichert tft. 

Art. 3. Der Gerichtsſtand des Vertrages wird nur in dem Falle 
der ausdrücklichen Unterwerfung unter die Gerichtsbarkeit des E. k. öfter: 
reihifchen Gerichtes oder in dem Falle anerkannt, wenn der Ort, an 
welchem Zahlung geleiftet oder eine andere Verbindlichkeit erfüllt werden 
ſoll, fowie die Klagbarkeit au diefen Orte durch eine ausdrüdliche Er- 
Härung des Verpflichteten feftgeftellt worden tft. 

Art. 4. Im übrigen finden die Beftimmungen des Gejebes v. 16. De⸗ 
zember 1891, Nr. 9 bes Liechtenfteinichen Landesgeſetzblattes, betreffend 
die Vollſtreckung ausmwärtiger zivilgerichtlicher Urteile im Fürſtentume 
Liechtenftein, injoweit diefelben durch die vorjtehenden Beftimmungen nicht 
ausgefchloffen werben, fubfidiäre Anwendung.” 

In diefem Maße ift aud) die Gegenfeitigfeit ald verbürgt anzufehen, 
wenn e3 fi) gemäß 8 79 der Exekutionsordnung um die Erelution auf 
Grund von Alten und Urkunden Handelt, die im Fürſtentume Liechten- 
ftein errichtet wurden. 

Das Liechtenfteiniche Landesgeſetz v. 16. Dezember 1891 wurde mit 
der Berordnung des Zuftizminifteriums v. 15. Jänner 1892, RGB. Nr. 12, 
bekannt gemacht. 


d. Rumänien. 


Bdg.d. Juftizminiftersv. 29. September 1900, RGB. Nr. 169, 
womit die Vorſchriften ber v. 1. September 1900 au gelten= 
den rumänifhen ZivilprozgeßBorbnung über die Exekution 
aus ausländifhen Urteilen und das Maß der durch diefe 
Beftimmungen verbürgten Gegenfeitigteit befannt gemacht 
werden. 

Die am 15. März 1900 kundgemachte und vom 1. September dieſes 
Jahres an wirkſame rumänische Zivilvrozeßordnung enthält im eriten 
Kapitel des fünften Buches, und zwar im erften Abfchnitte, der von den 
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Erefutionstiteln handelt, über bie Vollſtreckung auswärtiger gerichtlier 
Entſcheidungen die folgende Beftimmung: 

Art. 374. „Ein im Auslande gefälltes Erkenntnis kann in Rumänien 
nur volftredt werden, ivenn von dem @erichtähofe, in deffen Sprengel 
die Volfftredung ftattfinden fol, nad; Borladung der Barteien durch Urteil 
angeordnet worden tft, daB jened auswärtige Erlenntnis wit der Boll- 
ftredungstlaufel verfehen werde. 

Mit der Vollſtreckungsklauſel dürfen auswärtige Erlenntniffe nur 
dann verfehen werden, wenn fie von kompetenten Gerichten gefällt wur— 
den und feinem Rechtszuge mehr unterliegen, fowie feine gegen die Öffent- 
liche Ordnung verftoßenden Beftimmungen enthalten, was nad den 
rumänischen Geſetzen zu beurteilen ift, und wenn in Anfehung der Urteils- 
vollftredung zwiſchen den beiden Staaten &egenfeitigfeit befteht.“ 

Gemäß 8 79 der Erelutionsorbnung und zufolge ber laut Berorbnung 
des Auftizminifteriums v. 27. Oftober 1871, RGB. Nr. 131, ausgetaufchten 
Minifterialerflärungen ift die Gegenfeitigfeit Hinfichtlih der Exekution 
auf Grund von vollftredbaren Erkenntniſſen und Entſcheidungen der 
tompetenten Gerichte in Bivil-, Handels⸗-, See⸗ und Wechfelfachen als 
verbürgt auzufeben. 

Diefe Verordnung tritt fofort an Stelle der bisher geltenden v. 30. De⸗ 
zember 1897, RGB. Nr. 309, in Wirkſamleit. 


e. Ranton Waadt. 

Vdg. d. Juftizmin. dv. 10. Dezember 1897, RGB. Nr. 290, 
womit die im Kanton Waadt für die Erelution aus aug- 
Tändifhen Urteilen geltenden Borjchriften und das Maß 
der dadurch verbürgten Gegenfeitigleit befannt gemadt 
werden. 

Nah den Erklärungen des Staatsrates ded Kantons Waadt v. 
9. März 1897 Tann gemäß den Borfchriften des Bundesgeſetzes über 
die Schuldbetreibung und den Konkurs v. 11. April 1889 jedermann auf 
Grund der bloßen Behauptung, Gläubiger einer anderen im Kanton 
Waadt wohnhaften Perſon zu fein, ohne irgend einen Titel zu befigen, 
die Schuldbetreibung gegen dieſe Perſon einleiten. 

In diefer Hinficht Haben umſomehr alle auf Geldzahlung oder Sicher: 
heitöfeiftung lautenden, von Öfterreichifchen Gerichten gefällten Urteile, 
fowie auch alle öffentlichen oder Privaturlunden den. Charakter der Boll- 
ftre@barfeit im Kanton Waadt, unbeſchadet des Rechtes des Berpflichteten 
und dritter Berfonen, Widerſpruch („Rechtsvorſchlag“) zu erheben. 

Wenn das in Öfterreich gefällte Urteil mit dem „Exequatur“ des 
Ctaatsrates verſehen ift, wird zufolge der Erflärung diefer Behörde der 
gerichtliche Att des Vorzuges teilhaft, daß unter Berufung auf das Urteil 
die definitive Aufhebung eined vom Berpflichteten erhobenen, nicht be: 
gründeten Widerfpruches („Rechtsöffnung“) verlangt werben Tann. Das 
Sleihe gilt von in Ufterreich zuftande gekommenen gerichtlichen Ber: 
gleichen und gerichtlichen Anerfenntniffen. 

Nach Art. 519 der waadtländifchen Bivilprogekordnung wird das 
Erequatur unter folgenden Bedingungen erteilt: 
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1. das Urteil muß mit der Veflätigung der Tompetenten Behörbe des 
Zandes, wo es ergangen tft, über feine Rechtskraft und Vollftredbarteit 
verjehen fein; 

2. die Gegenfeitigfeit muß binfichtlih analoger Erlenntniſſe der 
waadtländiſchen Gerichte verbürgt fein. 

Das Erequatur wird verfagt: 

1. wenn das Erlenntnis nicht rechtskräftig ift; 

2. wenn das urteilende Gericht nicht zuftändig war; 

3. wenn durch die Vollftredung die öffentliche Ordnung geftört wer⸗ 
ben würbe. 

Hienach ift die @egenfeitigleit als verbürgt anzufehen, wenn es fi) 
gemäß 8 79 der Exekutionsordnung um Grefutionen auf Grund von Ur⸗ 
teilen waadtländiſcher Berichte, die auf Geldzahlung oder Sicherheits: 
leiftung lauten, oder auf Grund bort gefchloffener gerichtlicher Vergleiche 
hanbelt. 


6 80. Einem Erekutionsantrage,!) der fih auf ein 
Erkenntnis einer auswärtigen Gerichts- oder ſonſtigen DBe- 
hörde oder auf einen vor dieſen geichloffenen Vergleich?) 
gründet, iſt überdies nur dann ftattzugeben: 

1. wenn die Rechtsſache nad) Maßgabe der im Inlande 
über die Zuftändigkeit geltenden Beftimmungen im auswär- 
tigen Staate anhängig gemacht werden Tonnte;?) 

2. wenn die Ladung oder Verfügung, dur die das 
Berfahren ver dem auswärtigen Gerichte oder der auswärtigen 
Behörde eingeleitet wurde, der Berfon, wider welche Exekution 
geführt werden foll, entweder in dem betreffenden auswärtigen 
Gebiete oder mittel3 Gewährung der Rechtöhilfe in einem 
anderen Staatögebiete oder im Inlande zu eigenen Handen 
zugeftellt wurde; 


880. 1. Das ausländifche, als Gerichtsftand des Er- 
füllungsortes angerufene Gericht ift als zuftändig nicht anzu 
jehen, wenn nad) inländifchem Rechte weder der Gerichtsſtand des 
Erfüllungsorted® dort begründet war, noch ſtillſchweigende Unter: 
werfung ($ 43 ZN.) angenommen werden kann. E. v. 9. Mai 
1900, 3. 5021, Sig. 995; 

Unterwerfung unter ein unzuftändige® Gericht kann insbe— 
fondere nicht angenommen werden, wenn Berfäummisurteil 
gegen den Bellagten erging. PE. v. 16. Juli 1895, 3. 82, 
Sig. 15532 (17. Oftober 1893, 3. 12019, Sig. 148707); 

oder es dem Behlagten nach dem ausländifchen Gefege nicht 
möglih war, die Zuftändigfeit mit Erfolg zu beftreiten. 
€. dv. 30. Auguft 1898, 3. 11569, GH. 1898 : 45. 

2. Erjaßzuftellung der einleitenden Ladung oder Ver— 
fügung genügt nicht. E. v. 27. September 1899, 3. 14456, Präv. 
1900: ©. 285. 


852 Erekutionsordnung 66 80- 83. 


3. wenn das Erkenntnis gemäß dem darüber vorliegenden 
Beugnifje*) derausländifchen Gerichtd- oder jonftigen Behörde 
nad) den für lebtere geltenden Rechte einem die Vollftred- 
barkeit hemmenden Rechtszuge nicht mehr unterliegt. 

1) 8 88, Abſ. 2. 

2) Bei fonftigen Erelutionstiteln gelten diefe Erforberniffe nicht. 

3) Es genügt, wenn nur Überhaupt ein ausländifches Gericht, wenn⸗ 

gleich nicht jenes zuftändig war, das die Entſcheidung gefällt hat. 

4) Das Zeugnis muß beigebradyt werden. Siehe $ 54, Abſ. 2. Das 

Gericht ift nicht verpflichtet, Darüber Erhebungen zu pflegen. 

6 81. Die Bewilligung der Erefution oder der begehrten 
Erefutionshandlung ift ungeachtet des Vorhandenſeins der in 
den 88 79 und 80 angeführten Bedingungen zu verfagen:') 

1. wenn der Berjon, wider welche die Erefution geführt 
werden joll, die Möglichkeit, jich an dem vor dem auswär⸗ 
tigen Gerichte oder der auswärtigen Behörde ftattfindenden 
Verfahren zu beteiligen, infolge einer Unregelmäßigteit diefes 
Verfahrens entzogen war;?) 

2. wenn durch die Erefution eine Handlung erzwungen 
werden foll, welche nach den Rechte des Inlandes überhaupt 
unerlaubt oder doch nicht erziwingbar ift; 

3. wenn der Erefutionstitel den Berjonenftand eines 
Öfterreichifchen Staatsangehörigen betrifft und gegen leßteren 
vollzogen werden fol; 

4. wenn vermitteld der Exefution oder der begehrten 
Erefutionshandlung ein NRechtsverhältnid zur Anerkennung 
oder ein Anſpruch zur ————— gelangen ſoll, welchem 
durch das inländiſche Geſetz im Inlande aus Rückſichten der 
öffentlichen Ordnung oder der Sittlichkeit die Gültigkeit oder 
Klagbarkeit verſagt iſt.)2) 

1) Dieſe Vorſchrift gilt für alle ausländiſchen Exekutionstitel, auf 

Grund welcher nad verbürgter Gegenfeitigleit Exekution ftattfindet. 


3. Zur Hereinbringung der durch rechtskräftiges Urteil im Aus- 
lande zugeiprochenen Koften für die Anbaltung in einem 
Arbeitshanfe (Arbeitshans der Stadt Berlin) findet Erekution im 
Inlande nicht ftatt. E. v. 21. Oktober 1902, 3. 13361, $B. 1903 :1. 

4. Dem Erfordernifje der Rechtskraftsbeſtätigung wird bei Ur- 
teilen der Gerichte im Deutſchen Reiche durch die Beftäti- 
gung des Gerichtsfchreiberd genügt. ©. v. 18. Februar 1903, 3. 
2460, 38. 1903 : 160. 

8 81. 1. Zur Hereinbringung einer Entfhädigung wegen 
nit eingehaltenen Eheverſprechens kann Exekution nicht 
bewilligt werden. E. v. 14. Juni 1899, 3. 5792, Slg. 642. 
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2) Diefer Verfagungsgrund kommt gegenüber Akten und Urkunden, die 
in Ungarn, Fiume und Kroatien-Slavonien errichtet wurden, nicht in Bes 
tracht. IMV. v. 13. Dezember 1897, RGB. Nr.285, II, V u.1X (bei 8 86). 

8) Darunter fällt die Unflagbarleit von Unfprühen aus Epiel uud 
Wette. Bergl. Art. XXIX EG. 3. ED. 


6 82. Zur Bemwillung der beantragten Erefution oder 
Erefutionshandlung ijt der Gerichtshof erjter Inftanz') zu- 
ftändig,*) in deſſen Sprengel das in 8 4, 8. 6 bezeichnete 
Bezirksgericht gelegen ift. 

Der Antrag fann vom betreibenden Gläubiger, von dem 
ausländifchen Gerichte oder von einem anderen hiezu beru— 
fenen ausländifchen öffentlichen Organe geftellt werden.?) 

Das Gericht Tann im Bedarfsfalle vor der Entjcheidung 
über den Antrag die auswärtige Behörde, von welcher der 
Erefutionstitel herrührt oder welche die Bewilligung der 
Erefution beantragt hat, um Aufklärung erfuchen. 

1) Yusnahme von 8 4, 8. 6. 

2) Auch zur Bewilligung ber Erefution auf Grund bosniſch-herze— 
gomwinifcher Exekutionstitel. $ 86, Art. XIX EG. 3. ED., IMV. v. 
15. Dezember 1897, RGB. Nr. 286, IV (bei 8 86). 

Die königlich ungarifhen Gerichte können die Bewilligung ber 
Erelution bei dem zuftändigen inländifchen Gerichte (8 82 ED.) bean 
tragen oder wie bisher die Erefution felbft anordnen und um deren 
Bornahme unmittelbar das zum Bollzuge berufene inlän- 
diſche Geriht (Exekutionsgericht) erſuchen. 

Im letzteren Falle hat das Exekutionsgericht nach Maßgabe ver ge— 
ſetzlichen Vorſchriften und der vorſtehenden Beſtimmungen den Vollzug 
der Exekution anzuordnen und auch über alle im Laufe eines Exekutions⸗ 
verfahren® und aus Anlaß desfelben fich ergebenden Zwiſchenfälle und 
Streitigkeiten zu verhandeln und zu entfcheiden, für welche fonft das die 
Erelution bewilligenbe inländifche Gericht zuftändig iſt. IMB. v. 
13. Dezember 1897, RGB. Nr. 285, IV (bei $ 86). 

Edenfo die königlich kroatiſch-ſlavoniſchen Gerichte; Die Exe— 
fution zur Sicherftellung auf Grund kroatiſch-ſlavoniſcher Erefutiongtitel 
muß aber von dem Gerichtshofe erfter Inftanz (88 373, 375 ED.) beivilligt 
werben. IMV. dv. 18. Dezember 1897, RGB. Nr. 285, X (bei $ 86). 

3) Ausnahme von 8 3, Abf. 2. 


6 83. Wenn dem Antrage ftattgegeben wird, ohne daß 
die in den 88 79 bis 81 angeführten gejeglichen Bedingungen 


883. 1. Die Zuläffigkeit des Rekurſes gegen gleichfürmige 
Beichlüffe der unteren Inſtanzen erſtreckt fich nicht auf Beichlüffe, 
durch die der Bollzug der von einem ungarifchen Gerichte 
bewilligten Erefution angeordnet wird. €. v. 16. Mai 1899, 
3. 7636, Not}. 190146, 
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der Erefutionsbemwilligung vorhanden find, kann derjenige, 
wider den die Exekution bewilligt wurde, unbejchadet eines 
allfälligen Rekurſes,) gegen die Exekutionsbewilligung Wider- 
ſpruch erheben. 

Der Widerſpruch iſt bei dem nad) 882 in erſter Inftanz 
ur Bewilligung der Erefution berufenen Gerichte, und zwar, 

Sofern er fich nicht auf den Mangel der Gegenfeitigfeit oder 
auf einen der im 8 81, 3. 2 bi8 4 angeführten Gründe 
ftüßt, bei fonftigem Ausſchluſſe binnen vierzehn Tagen?) nach 
— der Exekutionsbewilligung zu erheben. Uber den 
Widerſpruch ift nach müntlicher Verhandlung?) durch Ur- 
teil?) (88 461 ff. der Bivilprozeßordnung)®) zu entjcheiden. 
Nach Erhebung des Wideripruches Tann das Gericht‘) auf 
Antrag die Auffchtebung?) der Exekution anordnen. 

Die Frijt zum Rekurſe gegen die Enticheidung über den 
Erefutionganirag beträgt vierzehn Tage.?) Gegen die Ent- 
10 uns über einen wegen Bewilligung oder Verweigerung 
der Erelution erhobenen Rekurs ift ein weiterer Rekurs auch 
dann zuläjfig, wenn das Gericht zweiter Inſtanz den ange- 
fochtenen erftrichterlichen Beſchluß beftätigt hat.®) 

1) Falls nicht nova vorgebracht werden müflen. 

2) Unerftredbar. $ 58. 

3) 8 59. Der Widerfpruch wird nicht zu den Progzeßregiftern, fondern 

bloß zu den Erefutiongalten genommen. 8 226, Abf. 2, ED. 

4) Ausnahme von $ 42. 5) Berufung. 

6) Das bewilligende Gericht, auch nach dem Beginne des Exekutions⸗ 
vollzuges. Ausnahme von 8 45, Abi. 2. 

7) 88 42 ff. 8) Ausnahme von 8 65, Ubi. 2. 

») Ausnahme von 8 528, Abſ. 1, 8PO., 8 78. 

Die Beitimmung des 8 83 findet in Anfehung der in Ungarn, 
Stume und Kroatien-SIapnonien errichteten Exefutionstitel Leine 
Anwendung IMV. v. 13. Dezember 1897, RGB. Nr. 285, II, V, IX 
(bei 8 86). 


$ 84. Die vorftehenden Beftimmungen kommen nicht 
zur Anwendung, Sofern in Staantöverträgen oder in Re— 
gierungserflärungen, die im Reichsgeſetzblatte kundgemacht 
find, über die Gewährung der Erekution und die Boraus- 
jegungen der Vollſtreckbarkeit ausländifcher erefutionsfähiger 
Alte und Urkunden abweichende Anordnungen enthalten find.!) 
1) Staat3vertrag dv. 6. Mai 1881, RGB. Nr. 88 ex 1882, zwiſchen ber 
Öfterr. ung. Monarchie und dem Königreiche Serbien wegen eines 
Rechtshilfevertrages. 
Art. J. Die Staatsangehörigen eines jeden vertragenden Teiles ſind 


— 
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berechtigt, vor den Gerichten des anderen vertragenben Teiles auch gegen 
Staatsangehörige dieſes Teßteren ihre Rechte zu verfolgen und zu ver: 
teidigen. Sie find hiebei von den Gerichten eines jeden der vertragenden 
Teile gleich den Inländern zu behandeln. — Juſofern die Bivilprozeß- 
gefebe eines oder des anderen der vertragenden Teile in Betreff des 
Gerichtäftandes, der Sicherheitäleiftung für Progeßloften und der Berfonal: 
Haft Vorſchriften enthalten, welche nur auf Ausländer anwendbar find, 
finden diejelben auf die Staatsangehörigen ber beiden vertragenden Zeile 
feine Unwendung. — Insbeſondere kommt den gehörig beglaubigten 
Auszügen aus Handelsbüchern, welche in dem Gebiete eines ber ver- 
tragenden Teile geführt werben, vor den Gerichten des anderen vertragen- 
den Teiles dieſelbe Beweistraft zu, wie den Auszügen aus den im In⸗ 
lande geführten Handelsbüchern. — Auch bei der Geltendmachung von 
Anfprühen gegenüber einer Konkursmaſſe werden die Staatdangehörigen 
eines jeden ber vertragenden Zeile volllommen gleiche Rechte mit ben 
Snländern genießen. 

Art. II. Die Gerichte der beiden vertragenden Zeile haben einander 
in bürgerlichen NRechtöangelegenheiten nach Maßgabe der folgenden Be= 
ftimmungen gegenfeitig Rechtshilfe zu leiſten. — Die Rechtshilfe findet 
in feinem Falle ftatt: 1. Wenn die Vornahme der beantragten Handlung 
nit zu dem Geſchäftskreiſe des erfuchten Gerichtes gehört. Kann jedoch 
das Hindernis durch Abgabe bes Geſuches an das zuftändige Gericht be= 
feitigt werden, jo Hat das erſuchte Gericht, ohne ein weiteres Verfahren 
einzuleiten, diefe Abgabe zu bewerkſtelligen. 2. Wenn eine Handlung 
des Gerichtes, einer Partei oder eines Dritten beantragt wird, deren Vor⸗ 
nahme nad) dem für diefes Gericht geltenden Rechte gefelich unzuläffig tft. 

Art. III. Über die Zuläffigkeit der nad) diefem Bertrage zu leiften- 
den Rechtshilfe und über die Rechtmäßigkeit der Verweigerung derfelben 
wird ausjchließlich von dem erfuchten Gerichte ober nach Maßgabe der 
Zuläffigfeit von den höheren Gerichten desjenigen der vertragenden Teile 
entſchieden, welchem das erfuchte Gericht angehört. 

Art. IV. Die Übermittlung der gerichtlichen Erfucjichreiben, ſowie 
der Beantwortungen derielben erfolgt auf diplomatifchem Wege. — Dem 
Erſuchſchreiben ift, wenn es nicht in der Spradje des erfuchten Gerichtes 
abgefaßt ift, eine deutfche oder franzöfifche Überfegung beizulegen. Das⸗ 
felbe gilt von jenen Beilagen eines Erſuchſchreibens, deren Inhalt dem 
erjuchten Gerichte befannt fein muß, um dem geftellten Erſuchen ent— 
Iprechen zu können. Der Beantwortung eines Erſuchſchreibens ift eine 
Überfegung der bezeichneten Art in dem Falle beizufegen, wenn die Ant- 
wort nicht in der Spracde des erfuchenden Gerichtes abgefaßt ift. 

Art. V. Die Koften der Rechtshilfe find von den erfuchenden Gerichten 
zu bezahlen. Die erforderlichen baren Auslagen Hat das erſuchte Gericht 
vorzuſchießen. Dieſe Grundfäte gelangen auch Im Falle einer Zwangs⸗ 
vollftredung zur Anwendung. 

Urt. VI. Die Gerichte eines jeden ber vertragenden Teile haben 
den von einem Gerichte de3 anderen vertragenden Teiles an fie ge: 
ftelten Erſuchen um Beranlaffung von BZuftelungen, Einvernehmungen 
von Barteien und Aufnahme von Beweiſen unter den Borausfeßungen 
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des Art. II. mit tunlichſter Befchleunigung zu entipredjen und das Er= 
gebnis der gepflogenen Amtshandlung unter Beifügung der betreffenden 
Mezepifle, Protokolle und fonfligen Altenftüde dem erfuchenden Gerichte 
mitzuteilen. Diele Beftimmung findet auch auf ſolche Erfuhen um Ber- 
anlaffung von Buftelungen, Einvernehmungen von Barteien und Auf⸗ 
nahme von Beweifen Anwendung, welche von ben Gerichten eines der 
vertragenden ‚Teile in Angelegenheiten des Verfahrens außer Streitfachen 
geſtellt werben. 

Art. VII. Eine Zwangsvollſtredung findet auf Grund der Beftim- 
mungen dieſes Vertrages nur wegen vermögensrechtlicher Anſprüche ftatt. 
-- Lie Bmangsvolfftredung erfolgt nach den am Orte der Vollftredung 
geltenden Borfchriften. 

Art. VIII. Unter den Vorausſetzungen des Art. II ift die Bivangs- 
vollſtreckung zuläffig: 1. Auf Grund von Urteilen, Mandaten und anderen 
Erkenntniſſen der Bivilgerichte eines jeden der vertragenden Xeile, infoweit 
und infolange diefelben nad dem für das erfennende Gericht geltenden 
Rechte die Zmangsvollftredung begründen. 2. Auf Grund ber in GStreit- 
fachen vor den Zivilgerichten eines jeden der vertragenden Zeile ge— 
fchloffenen Vergleiche, infoferne biefelben nach dem für das Gericht, vor 
welchem der Vergleich abgefchloflen wurde, geltenden Rechte die Zwangs⸗ 
vollſtreckung begründen. 3. Auf Grund von Erfenntniffen eines Schieds⸗ 
gerichtes, foferne dieſes letztere in Gemäßheit eines fchriftlichen Schieds⸗ 
vertrages ober einer gejehlichen Beftimmung, wodurch beftimmte Rechtsfachen 
der fchiedsgerichtlichen Kompetenz überwiefen werden, zur Entſcheidung 
der GStreitfache berufen war. 

Art. IX. Die Zwangsvolftredung auf Grund eines gerichtlichen 
Erfenntniffes findet nur ftatt: 1. Wenu die Zuftellung im Erfenntni3- 
verfahren an den Beklagten, gegen welchen das zu volljiredende Erkennt⸗ 
nis gefällt wurde, ordnungsmäßig erfolgt ift und demfelben nicht infolge 
einer anteren Unregelmäßigfeit des Verfahrens die Möglichkeit entzogen 
war, im Erfenmmtnisverfahren feine Rechte zu wahren. Die Zuftellung 
ift nur dann als ordnungsmäßig anzufehen, wenn bie den Prozeß ein= 
Yeitende gerichtliche Verfügung dem Bellagten in dem Gebiete, wo das 
Erkenntnis gefällt wurde, perjönlich, oder in dem Gebiete des anderen 
vertragenden Teiles durch die darum angefuchte zuftändige Behörde zu⸗ 
geftellt worden ift. 2. Wenn die Zuftändigkeit des Gerichtes, welches das 
Erkenntnis gefällt hat, nach den für das erfuchte Gericht geltenden Vor⸗ 
hriften begründet ift. 3. Wenn das Erfenntniögericht dem Erfenntnifie 
die Betätigung beigefügt hat, daß dasfelbe in Rechtskraft erwachſen ift. 

At. X. Auf Grund von Erfenniniffen, welche von Strafgerihten 
über vermögengrechtliche Aniprüche gefällt werden, findet eine Zwangs⸗ 
volljtredung nicht ftatt. 

Art. XI. Auf Grund eines gerichtlichen Vergleiches findet eine 
Zwangsvollſtreckung nur dann ftatt, wenn die Vollſtreckbarkeit desſelben 
durch das Gericht, vor welchem derſelbe geſchloſſen wurde, beſtätigt wird. 


Urt. XII. Auf Grund eines ſchiedsgerichtlichen Erkenntniſſes findet 
die Zwangsvollſlreckung nur dann ſtatt, wenn die Vollſtreckbarkeit des⸗ 
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felden durch ein Gericht des Gebietes, in welchem das ſchiedsgerichtliche 
Erfenninis gefällt wurde, beftätigt wird. 

Art. XIII. Mit dem Erſuchſchreiben um Gewährung der Zwangsvoll⸗ 
ftredung ift eine ämtliche Ausfertigung der Urkunde, auf deren Grund die 
Bwangsvollftredung erfolgen fol, famt der nach Art. III erforberlichen 
Überfeßung dem erfuchten Gerichte vorzulegen. — Über die Zuläſſigkeit der 

. Zwang3voliftredung entfcheibet das @ericht, in deſſen Sprengel die Voll⸗ 

ftredung3handlung ftattfinden fol, nad) vorhergegangener ſummariſcher Ber- 
handlung, welche fi) auf die Erörterung über das Vorhandenſein der in 
diefem Vertrage feftgefeßten Borausfehungen für die Bewilligung der 
Zwangsvollſtreckung zu befchränten bat. — Diele Verhandlung fol auf 
möglichft Turze Friſt und keinesfalls auf mehr ala 14 Tage nach dem 
Tage anberaumt werden, an welchem das Erfuchfchreiben um Zwangs⸗ 
volftredung an das erfudhte Gericht gelangt ift. 

Art. XIV. Weun das Erkenntnis oder der Bergleich, auf Grund deſſen 
die Zwangsvollſtreckung ftattfinden fol, fi auf einen Wechſel, einen Nota⸗ 
riat3alt oder auf eine andere Urkunde gründet, welche nach ben Landesgeſetzen 
als eine Öffentliche Urkunde anzufehen ift, und bie in Diefem Vertrage feitge- 
festen Borausfegungen für die Vemwilligung der Bivangsvollftredung durch 
die vorgelegten Urkunden hinreichend dargetan find, fo hat das erfuchte Ge⸗ 
richt zugleich mit der Unberaumung ber im vorigen Artifel bezeichneten 
Verhandlung die Zwangsvollſtreckung bis zur Sicherftellung zu bewilligen 
und die ungefäumte Bornahme derfelben zu verfügen. In foldhen Fällen 
ift eine beglaubigte Abſchrift des Wechſels, des Notariatsattes oder der 
denfelben gleichgeftellten Urkunde famt der nah Art. IV erforderlichen 
Überfegung dem Erfuchfchreiben beizuſchließen. Die auf dieſem Wege 
bewirfte Sicherftelung darf, bevor über die AZuläffigfeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung endgültig entſchieden iſt, nur in dem Falle aufgehoben 
werden, wenn für den geſamten Anſpruch des Exekutionsführers aus- 
reichende Sicherheit geleijtet wird. 

Art. XV. Wird in dem Erfuchichreiden um Zwangsvollſtreckung ein 
Bertreter de3 Exekutionsführers nicht namhajt gemacht, fo ift demfelben 
von dem Vollſtreckungsgerichte ein geeigneter Vertreter zu beftellen und 
hiervon das erjuchende Gericht (Art. V) in Kenntnis zu chen. 

Art. XVII. Die gegenwärtige Konvention wird 3 Monate nad) 
Austauſch der NRatififationen in Wirkfamleit treten und foll während 
10 Jahren von diefem Tage an, in Kraft bleiben. — Im Falle, daB Feiner 
ber beiden bertragenden Teile 12 Monate vor dem Ublaufe diefeg Termines 
feine Abficht, die Wirkungen dieſer Ubdereinfunft aufhören zu laſſen, 
notifiziert haben follte, bleibt diefelbe in Geltung bi zum Ablaufe eines 
Jahres von dem Tage ab, an welchem der eine oder der andere der ver⸗ 
tragenden Teile biefelbe gekündigt haben wird. a) 


a) 1. Bor Bollgug der VBerbotsbemilligung eines fer- 
biſchen Gerichtes ift die Zuläffigkeit der begehrten Rechtshülfe vom 
inländifchen Gerichte zu prüfen. E. v. 26. Mai 1866, 3. 5925, 
Sig. 11048, 
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Snternationales Übereintommen über ben Eifenbahn: 
fradtverfehr v. 14. DOftober 18%, RGB. Nr. 186/1892. 

Art. 56. Urteile, welche auf Grund der Veltimmungen biefeß über⸗ 
einkommens von dem zuftändigen Richter infolge eines kontradiktoriſchen 
oder eines Berfäumnisverfahrens erlafien und nad) den für den urteilenden 
Richter maßgebenden Geſetzen vollitredbar geworben find, erlangen im 
Gebiete jämtlicher Bertragsftanten Vollſtreckbarleit, uuter Erfüllung ber 
von den Geſetzen ded Landes vorgefchriebenen Bedingungen und Forma⸗ 
Iitäten, aber ohne daß eine materielle Prüfung bes Inhaltes zuläffig 
wäre. Auf nur vorläufig vollitredbare Urteile findet dieſe Vorſchrift 
feine Anwendung, ebenfowenig auf Diejenigen Beftimmungen eines Urteiles, 
durch welche der Kläger, weil derfelbe im Prozeſſe unterliegt, außer ben 
Prozeßkoſten zu einer weiteren Entſchädigung verurteilt wird. 

Eine Sicherfteluug für die Prozehloften kann bei Klagen, welche 
auf Grund des Internationalen Frachtvertrages erhoben werden, nicht 
gefordert werden. 


Übereinfommen zur Regelung einiger Fragen des inter: 
nationalen PBrivatreht3 (Haager Konvention) dv. 14. No— 
vember 1896, RGB. Nr. 85/1899, abgefchloffen zwiſchen Belgien, Spanten, 
Frankreich, Italien, Luremburg, Niederlanden, Portugal, Schweiz, 
Schweden: Norwegen, Ofterreih-Ungarn, Deutiches Reich, Dänemark, 
Rumänien und Rußland. 


ec. Sicherheitsleiftung für die Prozeßkoſten. 

Art. 11. Treten Angehörige eines der Bertragsftaaten in einem anderen 
diefer Staaten ald Kläger oder Intervenienten vor Gericht auf, fo darf 
ihnen, fofern fie in irgend einem der Bertragdftaaten ihren Wohnſitz 
haben, wegen ihrer Eigenfchaft als Ausländer oder deswegen, weil fie 
feinen Wohnfig oder Aufenthalt im Inlande haben, eine Sicherheitäleiftung 
oder Hinterlegung, unter weldjer Benennung es auch fei, nicht auferlegt 
werden. 

Art. 12. Entfcheidungen, wodurd der Kläger oder Intervenient, der 
nad Art. 11 oder nad) dem in dem Staate der Klagerhebung geltenden 
Rechte von der Sicherheitzleiftung oder Hinterlegung befreit war, in bie 
Prozeßkoſten verurteilt wurde, find in jeden der anderen Bertragsftaaten 
durch die zuftändige Behörde nach Maßgabe der dortigen Gefebe voll: 
ftredbar. 

Urt. 13. Die zuftändige Behörde hat ihre Prüfung darauf zu be= 
ſchränken: 

1. ob nach den Geſetzen des Landes, wo die Verurteilung erfolgt iſt, 
die Ausfertigung der Entſcheidung die für ihre Beweiskraft erforderlichen 
Vorausſetzungen erfüllt; 

2. 0b nad) denſelben Geſetzen die Entſcheidung die Rechtskraft erlangt hat. 


e. Berjonalhaft. 
Art. 17. Die Perſonalhaft, als Mittel zur Zwangsvollſtreckung ober 
bloßes Sicherungsmittel, in Bivils oder Handelsfachen, kann gegen Aus: 
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länder, die Angehörige eine? ber Vertragsftaaten find, in jenen Fällen 
nicht verhängt werben, in denen fie gegen Inländer unanmwenbbar fein würde. 


BZufagprotofoll zur Haager Konvention. 

Bu Urt. 11. Es gilt folgende Auslegung: Wenn einer der Vertrags: 
ftaaten mit einem anderen biefer Staaten ein Sonderablommen getroffen 
hätte, worin die Bedingung bes Wohnfiges (Art. 11) nicht vorkommt, fo 
find die Angehörigen des erfteren Staates in dem lebteren Staate von 
ber im Art. 11 erwähnten Sicherheitsleifiung und Hinterlegung felbft 
dann befreit, wenn fie nicht ihren Wohnfig in einem der Bertragsitaaten 
haben, und zwar in jedem Falle, auf ben dieſes Sonderablommen Au⸗ 
wendung findet. 


6 85. Für die Vornahme und Durchführung einer auf 
Grund ausländiicher erefutionsfähiger Alte und Urkunden 
bemwilligten Erefutionshandlung oder Erefution haben die Be— 
ftimmungen dieſes Gejeßes zu gelten.') 

1) Wenn der Erelutionsantrag nicht vom betreibenden &läubiger 
geitellt wurde (8 823, Abf. 2) und die Fortſetzung der Erelution von An⸗ 
trägen der Partei abhängig ift, ift ein Kurator (8 276 abGB.) zur 
Wahrung der Rechte des betreibenden Gläubigers zu beftellen. 


$ 86. Die Vorfchriften dieſes Titeld haben auch für 
die Erefution!) auf Grund von erefutionsfähigen Akten und 
Urkunden?) zu gelten, die in den Rändern der ungarifchen 
Krone errichtet wurden. 

Im Beftande der verbürgten Gegenjeitigfeit ($ 79) muß 
auf Grund gerichtlicher Erkenntniffe,?) die in den Ländern 
der ungarifchen Krone gefällt wurden, und auf Grund von 
gerichtlichen Bergleichen,?) die Dafelbft abgejchloffen wurden, 
die Erefution angeordnet werden, fofern nur: 

1. ein gerichtliche Zeugnis darüber beigebradht wird, 
daß das Erkenntnis einem die Bollftredbarfeit hemmenden 
Rechtszuge nicht mehr unterliegt, und 

2. feiner der im $ 81, 8. 2 bis 4 angeführten Ber- 
jagungsgründe vorliegt. 

9) Erefution zur Sicherftelung, 88 373, 875. — Erefution auf Grund 
bosnifher und hercegopinifcher Erekutionstitel, Art. XIX EG. 3. 
ED. — In Anfehung der Exekution zur Sicherftellung ift die Gegenfeitig- 
teit nur im Verhältnis zu Kroatien-Slavonien verbürgt. 

2) 8 79. 

3) Hinſichtlich anderer Exekutionstitel gilt insbefondere auch $ 81, 
doch ift Die Anwendung des 8 81, 3. 1 und 4, in Anjehung der Erefutiong- 
titel, die in Ungarn, Yiume und Kroatien-Slavonien errichtet wurden, 


886. Bol. ED. 89, Nr. 11. 
17,* 
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ausgefchloffen durch IMV. v. 13. Dezember 1897, RGB. Nr. 285, IL, 
V und IX. 


Form der Öfterrethifhen Erſuchſchreiben um Erelution in 
Ungarn. 

Berordnung des königlich ungarischen Juftizminifters vom 27. Dezember 
1898, 8. 48274/1898, Ger. Zeit. Nr. 19/1899. 

Da im Sinne bes 8 4 des LX. Geſetzartikels vom Jahre 1881 Die 
ungarifchen Gerichte über die aus Öfterreich Tommenden Requifitionen in 
Erefutionsfadhen nicht einfach nur deren Vornahme verfügen, fondern 
vorher die Erefution anordnen müfjen, da weiters in folchen Fällen die 
Grundlage des die Exekution anordnenden ungarifchen Gerichtsbeſcheides 
nicht das bei dem dfterreichifhen Gerichte überreichte Exekutionsgeſuch, 
noch auch der die Erefution bewilligende oder anorbnenbe Beſcheid des 
Öfterreichifchen Gerichtes, fondern dag Urteil oder der Vergleich und das 
Erjuchichreiben des öfterreichifchen Gerichtes bildet: demzufolge ift e8 auch 
nicht notwendig, daß ein oder mehrere Eremplare bes beim Öfterreichifchen 
Gerichte überreichten Exekutionsgeſuches oder der bie Exekution bewilligende 
oder anorönende Öfterreichifche GerichtSbefcheid überjendet werde, daher 
die Exefution auch ohne Übermittlung dieſer Alten auf Requifition des 
öfterreichifichen Gerichtes und auf Grund des überfendeten Urteil oder 
Vergleichs anzuordnen ift, vorausgefebt, daß fonft kein gefebliches Hindernis 
vorliegt und die in der Requifition enthaltenen Angaben genügende An- 
haltspunkte dafür bieten, daß die Erefution vollzogen werben fann. Wenn 
diefe Iegteren Angaben mangelhaft find, Tann deren Ergänzung gefordert 
werden. Zugleich fordere ich die Töniglichen Gerichte auf, daß fie in ihren 
an öfterreichifche Gerichte erlafienen Requifitionen, betreffend bie Exe⸗ 
fution der von ihnen in Bivilfachen gebradhten Befcheide, ftet3 zum Aus- 
drud bringen, daß die al3 Grundlage der Erelution dienende Entſcheidung 
in Rechtskraft erwachfen ift, oder daß diefelde im Sinne der ungarifchen 
Geſetze ohne Rückſicht auf allfällige Rechtsmittel vollftredbar ift. 


Ungern, Aiume, Aroatien-Slavonien. 


Bdg. d. Juſtizmin. v. 13. Dezember 1897, RGB. Nr. 285, 
betreffend die Erelution und bie Erefution zur Sicher— 
ftellfung auf Grund von Alten und Urlunden, die in den 
Ländern der ungarifhen Krone erridhtet wurden. 

Auf Grund bes Artikels XLI des Einfüihrungsgefeges zur Erelutions - 
ordnung (Gef. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78) wird verorduet: 


A. Erefution auf Grund von Altenund Urkunden, die iin 
den Ländern ber ungariſche n Krone, mit Yusnabme von 
Kroatien-Slavonien, errichtet wurden. 

I. Der ungarifche Gefebartifel LX vom Jahre 1881 Über das Exe⸗ 
kutionsverfahren enthält in ben 88 4 und 5 nachfolgende Beftimmungen: 

8 4. Huf Grund gerichtlicher Erfenntniffe und Vergleiche, welche 
in dem anderen Staate der; öfterreichzungarifhen Monarchie gebradit, 
reſpektive geichloffen wurden, iſt auf das Anſuchen der Gerichte dieſes 
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Staates die Erefution beim Vorhandenſein der Reziprozität unbedingt 
anzuordnen, den Yal ausgenommen, wenu bie Leiftung, deren Erfüllung 
im Exekutionswege burchaufegen beabfichtigt wird, mit einem vaterländifchen 
verbietenden Gejege Follidiert. 

85. In Fragen bezüglich des perſönlichen Status eines ungarifchen 
Staatsangehörigen können Erkenntniffe ausländifcher Gerichte gegen einen 
ungarifchen Staat3angehörigen im Inlande nicht vollzogen werben. 

Da nad) der Erklärung des königlich ungarifchen Zuftizminifters v. 
16. November 1897, 3. 61944, zufolge des eben zitierten $ 4 bes Ge- 
fegartiteld LX vom Jahre 1881 von den Füniglich ungarischen Gerichten 
die Exekution auf Grund der in $1, 8.1,5, 7,8 der Exekutionsordnung 
(Gef. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 79) bezeichneten im Geltungsgebiete 
der Exekutionsordnung errichteten Erefutiongtitel, 

ferner auf Grund von Bahlungsaufträgen im Wechjelverfahren, die 
im Geltungsgebiete der Exekutionsordnung ergangen find, 

und endlid auf Grund von Erkenntniſſen und Vergleichen angeordnet 
werden kann, weldje von Börjenfchiedsgerichten im Geltungsgebiete der 
Exekutionsordnung erlaffen oder vor diefen abgeichloffen wurden, 

fo darf in Ausübung der Gegenfeitigfeit gemäß 8 79 der Exekutions⸗ 
ordnung von den inländilhen Gerichten auf Grund nadjfolgender in 
Ungarn errichteter Alte und Urkunden die Erelution bewilligt und an— 
geordnet werden: 

1. auf Grund von Endurteilen und anderen in Streitfachen ergangenen 
Urteilen, Beihlüffen und Beſcheiden der Zivilgerichte, wenn ein weiterer 
Rechtszug dawider ausgeichloffen oder doch ein die Erefution hemmendes 
Rechtsmittel nicht gewährt ift; 

2. auf Grund vollftredbarer Zahlungzaufträge im Wechlelverfahren; 

3. auf Grund von Vergleichen, welche über privatrechtlidde Anſprüche 
vor Bivil- oder Strafgerichten abgefchloffen wurden; 

4. auf Grund der im Konkursverfahren abgefchloffenen, gerichtlich 
beftätigten Vergleiche, der während eines joldyen Verfahrens ergangenen 
rechtsträftigen gerichtlichen Beſchlüſſe und auf Grund der mit der Wirkung 
der Vollſtreckbarkeit ausgeftatteten amtlichen Auszüge aus tem während 
des Konkursverfahrens aufgenommenen Liquidierungsprotofolle ; 

5. auf Grund rechtskräftiger Erfenntniffe der Strafgerichte, melde 
über die privatrechtlihen Anfprüdje ergehen; 

6. auf Grund von Erlenntniffen der Börfenfchiedsgerichte (der den 
Börfenfchtedsgerichten gleichgeftellten Sondergerichte der Produften= und 
Getreidehallen), die einer Anfechtung vor einer höheren fchiedsgerichtlichen 
Snftanz nicht mehr unterliegen, und auf Grund der vor diefen Schieds— 
gerichten abgefchloffenen Vergleiche. a) 


a) 1. Keine Erekution auf Grund von Urteilen ungari- 
{her Börſenſchiedsgerichte, die nach den zur Zeit ihrer Er- 
laffung geltenden Vorſchriften im Inlande nicht erefutionsfähig 
waren. €. vd. 19. September 1899, 3. 8954, Sig. 703. 

2. Dem Bollzuge einer auf Bezüge aus dem Dienſtver— 
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II. Da nad) 84 de3 ungarifchen Geſetzartikels LX vom Jahre 1881 
bei Unordnung ber Erefution auf Grund der im biesfeitigen Staatögebiete 
errichteten exekutionsfähigen Alte und Urkunden das Vorhandenfein der 
in 8 81, 3. 1 und 4 der Erelutiongordnung angegebenen Bedingungen 
nicht in Betracht Tommt und die Exekution nur dann verfagt werden 
darf, wenn die Leiftung, deren Erfüllung im Exekutionswege burd)- 
zuſetzen beabfichtigt wird, mit einem ungarländifchen verbietenden Geſetze 
tollidiert, fo wird zur Herftellung vollkommener Gegenfeitigfeit gegenüber 
den Vorfchriften der 88 4 und 5 des ungarifchen Geſetzartikels LX von 
Yahre 1881 gemäß 8 84 ber Erefutionsorbnung verordnet, daß die Be- 
ftimmungen der 88 81 und 83 der Exekutionsordnung in Unfehung der 
oben bezeichneten, in Ungarn errichteten Erelutionstitel feine Anwendung 
finden und die inländifchen Gerichte bei Vorliegen eines ſolchen Ere- 
kutionstitels das Anſuchen eines königlich ungarischen Gerichtes um Un- 
ordnung der Erefution nur ablehnen dürfen, wenn die Leiftung, beren 
Erfüllung im Exekutionswege durchzufegen beabfichtigt wird, mit einem 
inländifchen verbietenden Geſetze Tollidiert oder wenn es fih um den 
Bollzug eines Erfenntniffes gegen einen öfterreichifchen Staatsangehörigen 
in Fragen des Perſonenſtandes eines folchen Handelt. 

III. Zur Wufrechthaltung der Gegenieitigfeit wird ferner gemäß 
8 84 ber Erefutionsordnung erflärt, daß Schiedsſprüche der ungarifchen 
VBörfjenichiedsgerichte, welche im Geltungsgebiete der Exekutionsordnung 
zur Bollftredung gelangen, tveder mittel3 Nichtigleitöbejchtverde (Urt. XXIII 
EG. 3. 3PO. v. 1. Auguft 1895, RGB. Nr. 112), noch mittel3 der Klage 
nah Urt. XXV des Einführungsgefeges zur Zivilprozeßordnung oder 
nad) 88 595, 596 der Bivilprozeßorbnung (Gef. v. 1. Auguſt 1895, RGB. 
Nr. 113) angefochten werben Tönnen. 

Dagegen fann bie auf Grund von Schiedsſprüchen ungarifcher Börfen- 
fchiedsgerichte im Geltungsgebiete der Exekutionsordnung eingeleitete Exe⸗ 
kution in gleiher Weile und in gleihem Maße wie die Exekution auf 
Grund der Sprüche inländiſcher Schiedögerichte auf Begehren des Ber: 
pflichteten aus den in Art. XXIX nnd XXX des Einführungsgefeßes zur 
Erelutionsordnung (Gef. v. 27. Mat 1896, RGB. Nr. 78) angegebenen 
Gründen aufgehoben und eingeftellt werden. Bet Anordnung ber Exe- 
fution auf Grund von Schiedsfprühen ungarifher Börſenſchiedsgerichte 
haben jedoch die inländifchen Gerichte Iediglich daS Vorhandenſein der 
unter I. und II. angegebenen Borausfegungen der Bollitredbarleit zu 
unterfuchen; wegen des Vorhandenſeins eines der in Art. XXIX und 
XXX des Einführungsgefeges zur Erelutionsordnung angegebenen Ein- 
ftellungsgründe darf die Anordnung der Erefulion nicht von Amts wegen 
abgelehnt werden. 








hältniffe bewilligten Exekution hat die Prüfung ihrer Zuläffig- 
feit nach üfterreichifchen Gefegen voranszugehen. &. v. 25. No- 
dember 1884, 3. 13265, Slg. 10268. 

3. Gegen eine andere als die im Erefutionstitel 
genannte Perſon kann die Erekution im Jılande nicht voN- 
zogen werden. €. dv. 8. Oktober 1901, 3. 8438, 38. 1903: 71. 
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IV. Ferner wird gemäß 8 84 der Erefutionsorbnung berorbnet, daß 
die königlich ungariichen Gerichte die Bewilligung der Exekution bei dem 
zuftändigen inländifchen Gerichte (8 82 ED.) beantragen oder wie bisher 
die Erekution felbft anorbnen und um deren Bornahme unmittelbar das 
zum Bollzuge berufene inländiihe Gericht (Exekutionsgericht) erjudjen 
können. 

Im letzteren Falle hat das Exekutionsgericht nach Maßgabe der ge—⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften und der vorſtehenden Beſtimmungen den Vollzug 
der Exekution anzuordnen und auch über alle im Laufe eines Exekutions⸗ 
verfahrens und aus Anlaß desſelben ſich ergebenden Zwiſchenfälle und 
Streitigkeiten zu verhandeln und zu entſcheiden, für welche ſonſt das die 
Exekution beiwilligende inländifche Gericht zuftändig ift. 


V. Nach der Erflärung des königlich ungarifhen Yuftizminifters v. 
23. Dftober 1897, 8. 58508, Tann zufolge $ 550 der im Gebiete der 
Stadt Fiume und deren Bezirk geltenden proviforifchen Zivilprozeßordnung 
v. 16. September 1852, deflen Wortlaut unter VI. angeführt ift, von den 
Gerichten in Fiume die Erefution auf Grund nachftehender, im Geltungs⸗ 
gebiete der Exekutionsordnung errichteter Alte und Urlunden angeordnet 
werden: 

1. auf Grund von rechtöfräftigen Urteilen der Bivilgerichte; 

2. auf Grund von reditäfräftigen Bahlungsaufträgen im Wechſel⸗ 
verfahren; 

3. auf Grund von Vergleichen, welche über privatrechtliche Anſprüche 
vor Bivil- oder Strafgerichten abgejchloffen wurden; 

4. auf Grund der im Konkursverfahren abgefchlofjenen gerichtlich be⸗ 
flätigten Vergleiche, der während eines folhen Verfahren? ergangenen 
terhtöträftigen gerichtlichen VBejchlüffe und auf Grund der mit der Wirkung 
der Vollſtreckbarkeit ausgeftatteten amtlichen Auszüge aus dem während 
des Konfursverfahreng aufgenommenen Liquidierungsprotofolle ; 

5. auf Grund rechtöfräftiger Erkenntniſſe der Sirafgerichte, welche 
über privatrechtliche Anſprüche ergehen; 

6. auf Grund rechtskräftiger Erlenntniffe der Börfenfchiedsgerichte 
und der vor dieſen Schledögerichten abgefchlofjenen Vergleiche. 


Temzufolge darf in Ausübung der Gegenfeitigfeit gemäß 8 79 der 
Eretutiondurdnung von den inländifchen Gerichten auf Grund der im vor⸗ 
hergehenden Abjate unter 8. 1 bis 6 bezeichneten, im Gebiete der Stadt 
Fiume und deren Bezirk errichteten Alte und Urkunden die Exekution 
bewilligt und angeordnet werden. Hiebei finden die unter Il. bis IV. 
enthaltenen Beſtimmungen finngemäße Anwendung. 


B. Exekution und Erelution zur Siderftellung auf Srund 
von Alten und Urkunden, die in Kroatien=Slavonien er— 
richtet wurden. 

VI Die in Kroatien Slavonien geltende Bivilprozekordnung vom 
16. September 1852 enthält über die Zwangsvollſtreckung ausmwärtiger 
Urteile nadhftehende Beſtimmungen: 
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8 550. Auf rechtsfräftige Urteile ausmwärtiger Gerichte haben bie 
inländiſchen Gerichte, fie mögen von einer fremden Behörde oder bon 
dem Gläubiger jelbft darum angegangen werben, foferne nicht in Beziehung 
auf einzelne Staaten befondere Vorſchriften beitehen, die Exekution, jedoch 
nur unter folgenden Bedingungen zu erteilen: 

1. Der fremde Richter muß nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen in 
diefer Sache die Gerichtsbarkeit auszuüben berechtigt geweſen fein, worüber 
in zweifelhaften Fällen von ihm felbft oder von dem Erelutionsführer Die 
erforberliche nähere Aufllärung verlangt werben fann. 

Das Urteil muß 

2. im Originale vorgelegt werben und die Rechtskraft desfelben ent- 
weder durch das Erſuchſchreiben des auswärtigen Richters oder, wenn 
das Exekutionsgeſuch von der Bartei felbft angebracht wird, durch ein 
Amtszeugnis*) desſelben Gerichtes (die Vollſtreckungsklauſel) be⸗ 
ſtätigt ſein. 

3. Die Exekution kann nur inſoferne ſtattfinden, als von den Gerichts⸗ 
behörden des Landes, worin das Urteil geſchöpft worden iſt, auch die Er- 
tenntniffe biefiger Gerichte mit gleicher Willfährigfeit in Vollzug gefebt 
werben, welches jedoch, jo lange man daran zu zweifeln feinen befonderen 
Grund Hat, zu vermuten ift. 

Ferner beitimmt 8 4 des Gef. dv. 17. Dezember 1876 (Nr. 1 Sbornik 
bon Jahre 1877): 

Die von den Gerichten der Länder ver ungarifchen Krone, für welche 
dieſes Geſetz Leine Wirkfamfeit Hat, wie aud) die von den Gerichten der 
im Reichörate vertretenen Königreiche und Länder bewilligten Erefutionen 
haben über Nequifitionen diefer Gerichte die Hierländifchen Gerichte nad 
den Beftimmungen dieſes Geſetzes zu vollziehen. 

VII. Zufolge dieſer Beltimmungen bat der Töniglich ungarifche 
Minifterpräfident auf Grund der Erklärung des Banus von Kroatien- 
Slavonien in feiner Zuſchrift vom 11. Dezember 1897, 8. 19913, erflärt: 

1. daß die kroatiſch-ſlavoniſchen Gerichte auf Grund des 8 550 der 
proviforifchen Hivilprozeßordnung, wie auch des 84 der Erelutionönovelle 
vom 17. Dezember 1876 geſetzlich verpflichtet find, ale von den k.k. 
öfterreihifchen Gerichten bewilligten Exekutionen — worunter auch Exe⸗ 
Kutionen zur Sicherſtellung verftanden werden — durchzuführen, und 
zwar ohne Rüdfiht auf den Titel, auf Grund deſſen die Exekution 
bewilligt wurde, jedoch mit der Beſchränkung, daß die Durchführung der 
Exekution mit den Beftimmungen der 88 36, 235 des Strafgefeßes vom 
27. Mat 1852 nicht im Widerſpruche fteht; 

2. wenn die Eroatifch: flavonifchen Gerichte unmittelbar vom Exe⸗ 
Futionsführer um Bewilligung der Erefution auf Grund eines öfter- 
reichiſchen Titels angegangen werden, jo kommen die 88 439 und 550 ber 


*) Diefes Amtszeugnis unterliegt Teiner befonderen Gebühr (2 K), 
wenn ber betreibende Gläubiger nicht ausdrücklich um deſſen Erteilung 
angefucht hat. Siehe FME. v. 7. u. 31. Jänner 1901, 3. 75638, IMVB. 
©. 31/1901. 
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proviforifchen Bivilprozeßorbnung zur vollen Anwendung, e3 werben alfo 
namentlih nur rechtskräftige gerichtliche Erkenntniſſe vollitredt. Der 
Ausdrud „Urteile im 1. Alinea bes 8 550 ber Bivilprozeßordnnung um⸗ 
faßt aud) Zahlungsaufträge und Zahlungsbefehle im Wechſel-, beziehungs- 
weife Mandatsverfahren und diefen ähnliche exekutionsfähige gerichtliche 
Erkenntniſſe und Vergleiche. 


" VOL Im Hinblide auf die angeführten gefeblichen Beftimmungen 
unb die mitgeteilten Erflärungen darf in Ausübung der Gegenfeitigfeit 
gemäß 88 79 und 373 der Exekutionsordnung (Gef. v. 27. Mat 1896, 
RGB. Nr. 79) von ben inlänbiichen Gerichten die Erefution auf Grund 
aller in Kroatien⸗Slavonien errichteten Akte und Urkunden bewilligt und 
angeordnet werden, weldye nad) $ 1 der Exekutionsordnung als Exekutions⸗ 
titel gelten. Auf Grund rechtsträftiger Erfenntniffe der Strafgerichte 
darf die Exekution nur infoferne ftattfinden, als dieſe über die privat- 
rechtlichen Anſprüche ergangen find. 


Die Erelution zur Sicherftellung darf nad) Maßgabe des $ 373 der 
Exekutionsordnung auf Grund von nod nicht rechtöfräftigen oder noch 
nicht unbedingt vollitredbaren zivilgerichtlichen Endurteilen und Zahlung3- 
befehlen bewilligt werden, die in Kroatien-Slavonien ergangen find. 


IX. Da nad) den unter VI angeführten Beſtimmungen der in 
Kroatien-Slavonien geltenden Prozeßgejebe bei Gewährung der Exekution 
auf Grund der im Geltungdgebiete der Exekutionsordnung errichteten 
erefutiongjähigen Alte und Urkunden das Borhanbdenfein der in 8 81, 
8. 1 und 4 der Erelutionsordnung angegebenen Bedingungen nicht in 
Betracht Fommt, fo wird gemäß 8 84 ber Exekutionsordnung verordnet, 
daß die Beitimmungen der 88 81, 8. 1 und 4 und 83 der Exekutions⸗ 
ordnung in Anfehung der oben bezeichneten, in Kroatien =Slavonien 
errichteten Exekutionstitel Feine Anwendung finden und die inländifchen 
Gerichte daher bei Vorliegen eines ſolchen Exekutionstitels die Bewilligung 
der Exekution oder der Exekution zur Sicherftellung nur ablehnen dürfen, 
wenn durch die Exekution eine Handlung erziwungen werben foll, melde 
nad) dem Rechte des Inlandes überhaupt unerlaubt oder doch nicht er- 
zwingbar ift, oder wenn der Exekutionstitel den PBerfonenftand eines 
öſterreichiſchen Staatsangehörigen betrifft und gegen lebteren vollzogen 
werben foll (8 81, 8. 2 und 3 ED.). 


X. Ferner wird gemäß 8 84 der Exekutionsordnung verordnet, daß 
die Töniglich kroatiſch-lavoniſchen Gerichte die Bewilligung der Erekution 
bei dem zuftändigen inländifchen Gerichte (8 82 der ED.) beantragen 
ober wie bisher die Erekution ſelbſt bewilligen und um deren Vornahme 
unmittelbar das zum Vollzuge berufene inländifche Gericht (Exekutions⸗ 
gericht) erſuchen können. 

In dem letzteren Falle hat das Exekutionsgericht nach Maßgabe der 
geſetzlichen Vorſchriften und der vorſtehenden Beſtimmungen den Vollzug 
ber Exekution anzuordnen und über alle im Laufe eines Exekutions⸗ 
verfahren? und aus Unlaß desfelben ſich ergebenden Biwifchenfälle und 
Streitigfeiten zu verhandeln und zu entfcheiden, für welche ſonſt das die 
Exekution bewilligende inländifche Gericht zuftändig ift. 
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Für die Bewilligung der Exekntion zur Sicherftellung auf Grund 
von kroatiſch flavonifchen Erefutionstiteln ift gemäß 8 375 der Exekutions 
ordnung ber dort bezeichnete Gerichtähof erfter Inftanz zuftändig. 


Kundm. v. 29. Jänner 1900, 8. 1555, IMVB. ©. 29/1900. 


Die kroatiſch-ſlavoniſchen Ortsgeridhte.*) 

Die Königlich Froatifch-flavonifche Landesregierung hat am 26. Februar 
1899 unter 8. 2489 folgende Verordnung erlaffen: 

8 1. Die Ortsgerichte in den Königreichen Kroatien und Slavonien 
haben fich an das ihnen übergeorbnete Königliche Bezirkögericht zu wenden, 
wenn fie eine Requifition an ein öſterr. Gericht für nötig halten, und 
das betreffende Fönigliche Bezirksgericht wird ſodaun das zuftändige dfterr. 
Gericht um die Vornahme der erbetenen Amtshandlung erfuchen. 

Den Ortsgerihten werden auch ſeitens öſterreichiſcher 
Gerichte feine Requifitionen zukommen. 

82. Wenn eine zur Buftändigkeit eines Ortsgerichtes gehörige 
Erefution im Gebiete der im Reichsrate vertretenen Königreihe und 
Zänder durchgeführt werden fol, kann um Exekutionsbewilligung nicht 
bei dem ſonſt zuftändigen DOrtsgerichte, fondern nur bei jenem Töniglichen 
Bezirksgerichte angeſucht werden, in deffen Sprengel das Ortsgericht 
gelegen ift. Bu diefem Zwecke hat der Erelutionsführer einen beglaubigten, 
mit der Erelutionsflaujel verjehenen Auszug aus dem Amtsbuche des 
Ortögerichtes beizubringen. Das Bezirksgericht wird ſodann das zu⸗ 
ftändige k. k. Gericht um den Vollzug der von ihm bewilligten Exekution 
erfuchen. 

Bosnien und Sercegovina. 


Vdg. d. IM. v.15. Dezember 1897, RGB. Nr. 286, betreffend 
die Erefution auf Grund von Akten und Urkunden, die in 
Bosnien und der Hercegopina errichtet wurden. 

Auf Grund des Artikels XLI des Einführungsgefetes zur Erefution?- 
ordnung (Gef. v. 27. Mui 1896, RGB. Nr. 78) wird verordnet: 

I. Die in Bosnien und der Hercegovina geltende Zivilprozeßordnung 
vom 14. April 1883 enthält über die Erefution audwärtiger Urteile und 
diefen gleichftehender Erfenntniffe nachfolgende Beftimmungen: 

8 464. Die Erekution zur Befriedigung wird erteilt auf Grund 
don Urkunden, welche das Geſetz als zur Erelution geeignet bezeichnet 
und denen, fomweit daß Geſetz nicht eine Ausnahme zuläßt, die Voll⸗ 
ftredungsflaufel beigeſetzt ift. 

*) Nach einer Mitteilung der königlich Troatifch- flavonifchen Landes⸗ 
regierung find die Ortsgerichte in den Königreichen Kroatien und Sla⸗ 
vonien zufolge der Trennung der Juſtiz von der politifchen Verwaltung 
und nad) dem Wortlaute des Geſetzes Über die Ortsgerichte v. 3. Oktober 
1876, LEB. Nr. 87, als reine Gerichte von den politifchen Gemeinde: 
ämtern völlig getrennt und mit einer ausschließlichen gerichtlichen Kom⸗ 
peten; bis 30 fl., bezw. in größeren Gemeinden und Städten bis 60 fl. 
und 100 fl. ausgeftattet (Mitteilung im IMVB. 1890, ©. 108). 
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8 466. Auf Urteile und andere dieſen gleichitehende Erkenntniſſe der 
Gerichte außerhalb des Geltungsgebietes dieſes Geſetzes ift die Voll⸗ 
ftredung3flaufel beizufegen, wenn fie mit der Beſtätigung verfehen find, 
daß fie einem bie Bollitredbarkeit hemmenden Rechtszuge nicht unter- 
liegen, infoferne die allgemeinen Vorausſetzungen der Gewährung ber 
Rechtshilfe eintreten und nicht durch Staatöverträge ober durch die in 
Aniehung einzelner Staatsgebiete beftehenden befonderen Borfchriften 
etwas anderes feitgefebt ift.. . . . 

Auf Urteile und diefen gleichitehende Erfenntniffe der Gerichte in 
der öſterreichiſch ungariſchen Monarchie, dann auf die vor diefen Gerichten 
zuftande gekommenen Vergleiche ift die Bollftredungsflaufel unter ber 
Borausfegung der Reziprozität beizufegen, ausgenommen den Fall, daß 
die Leiftung, auf welche die Erelution gerichtet ift, nach den im Geltungs- 
gebiete dieſes Geſetzes beflehenden Gejegen unzuläffig ift. 

8 467. Enthält das zu volljtredende Erkenntnis eines Gerichtes 
außerhalb des Geltungsgebietes dieſes Geſetzes eine Entiheidung über 
Statusfragen eines Ungehörigen des Geltungsgebietes dieſes Geſetzes, 
fo ift die Vollſtredungsklauſel infoweit nicht beizuſetzen, als die Ent⸗ 
fcheidung gegen die Perſon eines ſolchen Angehörigen vollzogen werden ſoll. 

II. Auf Grund diefer Beftimmungen bat das k. und k. gemeinfame 
Miniflerium in Angelegenheiten Bosniens und der Hercegovina am 
11. Dezeniber 1897 unter 8. 13804 namens der bosniſch⸗hercegoviniſchen 
Landesverwaltung die Erklärung abgegeben, daß die Gerichte in Bosnien 
und der SHercegovina die Vollitredungsklaufel auf nachitehende, im Gel⸗ 
tungsgebiete der Exekutionsordnung errichtete Alte und Urkunden bei- 
fegen werden: 

1. auf Urteile der Bivilgerihte und auf Beſchlüſſe und Beſcheide der 
Bibilgerichte, wodurch die Streitſache erledigt wird, wenn ein weiterer 
Rechtszug damwider ausgeſchloſſen oder dod) ein die Erefution hemmendes 
Nechtsmittel nicht gewährt tft; 

2. auf Beſchlüſſe und Beſcheide der Zivilgerichte, welche zwar nicht 
bie Streitfache erledigen, aber einen Ausſpruch über den Koſtenerſatz 
enthalten, wenn gegen letzteren Ausſpruch ein weiterer Rechtszug aus⸗ 
geſchloſſen oder doch ein die Exekution hemmendes Rechtsmittel nicht 
gewährt iſt und lediglich die Entſcheidung über die Koſten vollſtreckt 
werben foll; 

8. auf Vergleiche, welche vor Zivilgerichten über privatrechtliche 
Anſprüche abgeſchloſſen wurden; 

4. auf gerichtlich beſtätigte Vergleiche, die im Konkursverfahren 
abgeſchloſſen wurden, auf die während eine? ſolchen Verfahrens er⸗ 
gangenen rechtskräftigen gerichtlichen Beſchlüſſe und auf die amtlichen 
Auszüge aus dem während des Konkursverfahrens aufgenommenen Liqui— 
Dierungsprotofolle, foferne auf Grund eines folden Wuszuges wie auf 
Grund eines gerichtlichen Bergleiches gegen den Berpflichteten Exekution 
geführt werben Tann; 

5. auf nicht oder nicht mehr anfechtbare Urteile der Gewerbegerichte 
und bor denfelben abgefchloffene Vergleiche; 

6. auf Erlenntniſſe derjenigen Schiedsgerichte, welche auf behördlich 
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genehmigten Statuten beruhen, wenn das Erkenntnis (Schiedsſpruch) 
einer Anfechtung vor einer höheren ſchiedsgerichtlichen Inſtanz nicht mehr 
unterliegt, fowie auf Xergleiche, welche vor ſolchen Schiedsgerichten 
abgefchloflen wurden, falls ein gerichtliches Zeugnis barüber beigebradjt 
wird, daß das fchiedägerichtlihe Erkenntnis innerhalb der Grenzen der 
Buftändigleit des Schiedsgerichtes ergangen iſt oder im Vergleich eben- 
falls dieſe Srenzen eingehalten find. *) 

Der Nachweis, daB gegen die zu voliftredendenden Urteile, Befchlüffe 
und Beſcheide ein weiterer Rechtszug ausgeſchloſſen oder doch ein die 
Erefution hemmendes Nechtsmittel nidjt gewährt ift oder daß das 
ſchiedsgerichtliche Erkenntnis (Schiedsfpruch) einer Anfechtung vor einer 
höheren fchiedögerichtlichen Inſtanz nicht mehr unterliegt, muß durch ein 
gerichtliches Zeugnis erbracht werden. 

Den unter 1 bis 6 bezeichneten Alten und Urkunden wird jedoch die 
Bollitredungsflaufel nicht beigefeßt werben: 

a) wein die Leiftung, auf welche die Erefution gerichtet ift, nach den in 
Bosnien und der Hercegovina beftehenden Geſetzen unzuläffig ift, ober 
b) wenn ber Exekutionstitel den Status eines bosniſch-hercegoviniſchen 
Landesangehörigen betrifft und gegen letzteren vollzogen werden foll. 

Il. Im Hinblid auf die im vorftehenden angeführten geſetzlichen 
Beltimmungen und Erklärungen darf in Ausübung der Gegenſeitigkeit 
gemäß 8 79 der Erefutionsordnung (Gef. dv. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 79) 
von den inländifchen Gerichten auf Grund ber unter II, 8. 1 bis 6 an= 
geführten, in Bosnien-Hercegoving errichteten Alten und Urkunden, welche 
den unter $ 1, 3. 1, 5, 7, 11 und 16 der Exekutionsordnung angeführten 
gleichartigen Exekutioustiteln entipredhen, die Erefution bewilligt werben, 
foferne die im $ 86, 8. 1 und 2 der Exekutionsordnung bezeichneten 
Borausfegungen borliegen (Art. XIX de EG. 3. ED.). 

Den in Bosnien Hercegopina vor Livilgerichten errichteten Ver— 
gleihen find gleichzuachten Klagen, auf welden die Erklärung des Be- 
Magten angemerft ift, daß er ben Klageanſpruch vorbehaltlos anerfenne 
(8 67 der Bivilprogebordnung für Bosnien und die Hercegopina), falls 
mit dem Antrage auf Erefution dag mit ber Anerfennungsflaufel und 
mit der gerichtlichen Beftätigung der Vollſtreckbarkeit verſehene Exemplar 
der Klage beigebracht wird. 

IV. Bur Bewilligung der Erefution auf Grund von Alten und Ur= 
funden, die in Bosnien⸗Hercegovina errichtet wurden, tft der im 8 82 der 
Exekutionsordnung bezeichnete Gerichtshof erfter Inftanz zuftändig. 

Der Antrag kaun von dem betreibenden Gläubiger unmittelbar geftellt 
oder ed kann von den bosnifch-hercegopinifchen Gerichten um den Bollzug 
der Erefution erficht werden. 

Bei Erledigung eines amtlichen Erſuchens, das den Vorfchriften der 
Exekutionsordnung nit hinreichend Rechnung trägt, ift dem Erſuchen 
ohne Rückſicht auf diefen Mangel foweit zu entfprechen, als nach Lage 
der Sadıe m einzelnen alle ein Erelutionsvollzug ftatthaben kann. 

*) Inebeſondere ſindet keine Exekntion auf Grund wechſelrechtlicher 
Zahlungsaufträge und Mandate ftatt. 
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Wenn ein amtlihes Erfuhen um Bewilligung der Exekution oder 
un Exekutionsvollzug an ein zur Exekutionsbewilligung nicht zuftändiges 
Gericht einlaugt, fo ift dieſes Erſuchen von Amts wegen an dad zuftändige 
Gericht zu leiten. 


Bweiter Abſchnitt. 
Erelntion wegen Geldforderungen. 


Erſter Titel. 
Erekution auf das unbewegliche Vermögen. 


Erſte Abteilung. 
Zwangsweiſe Pfandrechtsbegründung. 


Bewilligung und Vollzug. 


6 87. Zu Gunſten einer vollſtreckbaren Geldforderung 
fann auf Antrag des betreibenden Gläubiger ein Pfandrecht 
an einer Liegenichaft des Verpflichteten oder einem diejem 
gehörigen Liegenſchaftsanteile) begründet werden.?) 


887. 1. Zwangsweiſe PfandrechtSbegründung an einem 
Zchengute wegen Wechjelverbindlichkeiten des verftorbenen Vor⸗ 
befigerd. E. v. 2. Juli 1896, 3. 7594, Sig. 15819; 

nicht aber an dem bücherlich eingetragenen Fruchtgenuß 
des Verpflichteten. E. dv. 3. Oftober 1900, 3. 12823, Sig. 1141; 

ebenfowenig an einer pfandrechtlich fichergeftellten Forderung, 
die nach den bücherlich angemerkten Beftimmungen des Schuld- 
fheine® vom Gläubiger unter Lebenden nit veräußert 
und nur mit Zuftimmung eine? Dritten gefündigt 
werden darf. €. v. 18. April 1901, 3. 5318, amtl. ©. 423. 


2. An einer pfandrechtlich fichergeftellten HeiratSgutsfor- 
derung kann zwangsweiſe Pfandrechtsbegründung nur jowweit ftatt- 
finden, als der berechtigte Ehegatte vertraggmäßig zu deren Zeffton 
beredtigt if. E. v. 30. Auguſt 1899, 3. 12308, Sig. 695. 


3. Auf eine mit einer Subftitution belaftete Liegen- 
haft Tann wegen Schulden des Erblafferd Erefution mittels 
Pfandreitsbegründung geführt werden. €. v. 25. Mai 1899, 3. 
8069, Sig. 622; 

der Einverleibungsbewilligung Tann der Zufaß beigefügt 
werden: „unbeſchadet der Subftitutionsrechte” der zu benennenden 
Subftitutionsderben. E. v. 6. Dezember 1899, 3. 17603, Sig. 789; 
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1) Exekution auf bücherlich fichergeitellte Yorberungen 88 320 ff. 

2) Bormertung des Pfandrechtes als Exekution zur Sicherftellung 
8 374. — In den Ländern, in welchen Berfahbüdjer geführt werden 
(Tirol und Vorarlberg), haben in Anſehung ber Erefution durch zwangs⸗ 
weife Pfandrechtsbegründung die bisher biefür geltenden gefeglichen Vor⸗ 
fchriften auch weiterhin zur Anwendung zu fommen. Urt. XVI, 8.1, EG. 
3. ED. 


1. Sn einem öffentlichen Buche eingetragene Liegenfchaften. 


6 88. Sofern die Liegenſchaft in einem öffentlichen 
Buche eingetragen ijt, erfolgt die Pfandrechtsbegründung 
durch bücherlihe Einverleibung des Pfandrechtes. 

Für die Bewilligung und den Vollzug der Einverleibung?) 
gelten die Beftimmungen des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes 
vom 25. Juli 1871, R. G. B. Nr. 95, mit der Maßgabe, daß: 


1. zur Bewilligung der Einverleibung nad) Verfchieden- 
heit des Erefutionstiteld eines der im $ 4, 8. 1 bis 4 be= 
zeichneten Gerichte, fofern aber dem Antrage ein anderer 
Erefutionstitel zu Grunde liegt, das Gericht zuftändig ift, 
bei dem fich die Einlage befindet, in der die Einverleibung 
erfolgen foll;®) 


dagegen können die Gläubiger der Subftitutionserben 
vor Eintritt des Subftitutiongfalles Pfandrecht3einverleibung auf das 
Subftitutionsgut nicht erwirken. E. v. 13. Februar 1900, 3. 1867, 
Sig. 886 (4. Jänner 1899, 3. 17869, Sig. 447). 


8 88. 1. Der Antrag auf zwangsweiſe Pfandrechtsbegründung 
ift abzuweifen, wenn die Identität des Verpflichteten und 
des Eigentümers der zu belaftenden Liegenfhaft zweifel- 
haft ift. E. v. 12. Zuli 1898, 3. 9683, Sig. 252. 

2. Einverleibung des erefutiven Plandrechtes für rüdftändige 
Erwerb- und Einkommenſteuer des Pächters auf die zum 
Betriebe des Gewerbes gewidmete Liegenjchaft des Verpächters? 
E, v. 22. Juni 1897, 5 7458, Sig. 16063. 

3. Bei zwangsweiſer Pfandrechtbegründung zu Gunften voll⸗ 
ftretbarer Forderungen kann der Eintragung eine andere al die 
Rangordnung des Anbringens nicht zuerfannt werden. €. 
v. 29. Dezember 1899, 3. 18541, Sig. 814; 

e8 wäre denn, daß die Borrangseinräumung zu Gunften 
des vollſtreckbaren Anſpruches urkundlich nachgewiejen würde. €. 
v. 21. Juni 1898, 3. 8512, Sig. 231. 

4. Das Gericht der Einlage ift insbeſondere auch zuftändig, 
wenn fich da8 Begehren um zwangsweiſe Pfandrehtsbegründung auf 
einen vollftre@baren Notariatsatt ftügt. €. v. 9. Oktober 
1900, 3. 13625, Sig. 1142; 
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2. die Friſt zur Einbringung von Rekurſen vierzehn 
Tage?) beträgt. 

Bei der bücherlichen Einverleibung des Pfandrechtes ift 
die Forderung, für die das Pfandrecht eingetragen wird, als 
pollftredbare zu bezeichnen. Dieje Einverleibung hat die 
Wirkung, dab wegen der vollftredbaren Yorderung auf die 
Liegenſchaſt oder den Liegenichaftsanteil unmittelbar gegen 
na —— Erwerber derſelben Exekution geführt werden 
ann. 


1) 88 77 ff. a6G. Es können jedoch derartige Exekutionsgeſuche bei 
Gerichtshöfen auch mündlich zu Protokoll angebracht werden. 8 53, Abſ. 1. 
— Für die Zuſtellung gelten die Vorſchriften des Grundbuchsgeſetzes 
Art. XIII, 8.2, EG. z. EO. — Der Antrag unterliegt bezüglich des erſten 
Bogens bei einen Wert des einzutragenden Rechts von nicht mehr als 
50 fl. dem Stempel von 1 K, bei einem Wert über 50 fl., jedoch nicht 
mehr ala 100 fl., dem Stempel von 1'/, K, und bei einem höheren Werte 
dem Stempel von 3 K, welche Gebühren, wenn mehrere Liegenichaften, 
bezüglich derer die öÖffentlihen Bücher bei verſchiedenen Amtern geführt 
werben, zugleid in Exelution gezogen werden, fo oftmal zu entrichten 
find, als die Zahl der Ämter beträgt (ZME. v. 28. April 1898, 8. 21424; 
FMWVB. Nr. 8; IMBB. S. 108/1898). 

?) Um den Bollzug der Eintragung ift unmittelbar das Grundbuchs⸗ 
gericht zu erfuchen. 8 157, Abf.1, ED. Solche bücherliche Eintragungen 
find, wenn fie in einer anderen Abteilung des Grundbuchsgerichtes be⸗ 
willigt oder angeordnet werden, ohne eine Beſchlußfaſſung oder Verfügung 
des Leiterd.der Grundbuchdabteilung auf Grund des in Urſchrift vorzu⸗ 
legenden Beichluffes (Vid. Grundbuchsabteilung) zu vollziehen. 8 157, 
Abſ. 2, GO. — Für die Urfundenfammlung ift eine Abjchrift des Exe⸗ 
kutionstitels beizubringen. Siehe IME. v. 5. November 1899, 3. 24006 
bei 8 54. 

3) Ausnahme von 8 65, Abſ. 2. — Diefe Ausnahme gilt auch für 
die Vormerkung des Pfandrechtes als Erefution zur Sicherftellung. 8 374, 
abf. 1. 

*) Auch Tann dann der Antrag auf Bewilligung des Verſteigerungs⸗ 
verfahrens unmittelbar beim Exelutiondgericht geftellt werden. $ 138. 


6 89. Sit eine Forderung vollftredbar geworden, für 
die ſchon auf Grund einer dem Eintritte der Vollftredbarfeit 








oder auf ein rechtöfräftiges Erkenntnis eines Strafgerichtes. 
E. dv. 10. Zuli 1900, 3. 9714, Sig. 1087. 

5. Die Frift zum Rekurſe wider die zur Sicherung von Geld» 
forderungen bewilligte Vormerkung des Pfandrehtes be— 
trägt gleichfall8 vierzehn Tage. E. v. 7. Mai 1902, 3. 6527, Not. 
1902:38; 12. März 1902, 3. 3278, NotZ. 1902238; 23. April 
1901, 3. 5458, amtl. S. 4105; (16. November 1898, 3. 15273, 
Sig. 376?). 
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vorausgehenden Beitellung ein Pfandrecht einverleibt war, 
jo ift auf Antrag des betreibenden Gläubigers die bücherliche 
Anmerkung der Bollftredbarkeit zu bemwilligen.) 

An Anfehung der Bewilligung und des Vollzuges der 
Anmerkung haben die Beftimmungen de3 allgemeinen Grund» 
buchögefeßes vom 25. Juli 1871, RGB. Nr. 95, mit den 
in $ 88 angeführien Abweichungen zu gelten. Durch dieſe 
Anmerkung erlangt die Forderung unmittelbare Vollſtreck⸗ 
barkeit gegen jeden jpäteren Erwerber der Liegenfchaft oder 
des Liegenfchaftsanteiles.?) 

1) Die Forderung muß gegen den Eigentümer der Liegenfchaft voll= 
ftredlbar geworben fein. 8 21 a8&. — Über die formelle Behandlung 
fiehe Anm. 2 bei 8 88. — Für die Urkundenfammlung ift eine Abſchrift 
des Erefutionstiteld beizubringen. Siehe IME. v. 5. November 1899, 
3. 24006, bei $ 54. -—- Der Antrag unterliegt lediglich dem gewöhnlichen 
Eingabenftempel von 24 h oder 1 K, je nachdem der Wert de3 einzu= 
tragenden Rechtes ohne Nebengebühren 50 fl. nicht überfteigt oder mehr 
als 50 fl. beträgt ( P. 3u.4 FME. v. 28. April 1898, 3. 21424, FMVB. 
Nr. 8, IMBB. ©. 108/1898). 

Tabulareingaben um bücherliche Anmerkung der Bollftredbarkeit des 
eingeffagten Zinfenbetrage® bei dem famt Binfen einverleibten Kapital 
unterliegen den Stempel von 24 h ober 1 K, je nachdem der Wert der 
einzutragenden Binfen 100 K nicht überfteigt oder mehr als 100 K bes 
trägt. Ron den über diefe Geſuche bewilligten bücherlihen Anmerkungen 
entiälft feine Eintragungsgebührt. FME. v. 8. September 1900, 8. 24784, 
IMVB. ©. 247/1900. ‘ 

Anträge auf Einftelung der durch zwangsweiſe Pfandrechtöbegrün= 
dung vollzogenen Exekution und auf Aufhebung der bisher vollzogenen 
Exekutionsakte unterliegen der Stempelpfliht wie Grundbuchgeingaben. 
FME. v. 2. Mai 1901, 3. 13043, IMVB. ©. 1932/1901. 

2) 8 138. 


2. Bücherlich nicht eingetragene Liegenschaften. 


$ 90. Wenn die Liegenfchaft, an der oder an deren 
Anteil für die vollftredbare Forderung ein Pfandrecht be- 
gründet werden fol, in ein öffentliches Buch nicht aufge- 
nommen ift,') jo ift zum Erwerbe des Pfandrechtes die vom 
Erefutionsgerichte auf Grund der Erekutionsbewilligung vor⸗ 
zunehmende pfandweife Bejchreibung der zu prändenden 
Liegenſchaft erforderlich. 

Dem Antrage auf Erelutionsbewilligung iſt in dieſem 
Falle ein die Liegenichaft betreffender Auszug aus dem 
Kataſter beizulegen. 

Die Pfändung kann nur für eine ziffermäßig beftimmte 
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Geldfumme ftattfinden;*) die ziffermäßige Angabe der vom 
Berpflichteten zu leiltenden Nebengebühren®) ift nicht not- 
wendig. *) 

1) Die Exekution auf bie fogen. „Beſitzrechte“ (3.8. aus einem 
Kaufvertrage) ift in 88 325 ff. geregelt. — Infofern durch „Verfachung“ 
ein Pfandrecht begründet werden Tann, bedarf es ber pfandweiſen Be- 
fhreibung nit. Art. XVI, 8. 1, EG. 3. ED. 

2) Bergl. 8 14 aGG. 

2) Im Pfändungsprotofolle. Im bewilligenden Beſchluſſe find die 
Nebengebühren genau anzugeben, 8 63, 8. 2. 

9 Auch Gerichtsdiener Lönnen zur Vornahme ber pfandweiſen Be⸗ 
[hreibung abgeorbnet werden; anders bei der Schäßung, 8 144. 


6 91. Die pfandweiſe Befchreibung ift nur dann vor- 
zunehmen, wenn und ſoweit die zu pfändende Liegenichaft 
im Beſitze oder Mitbefige?) des Verpflichteten fteht. Sofern 
diefer Bei weder dem Erelutionsgerichte befannt ift, noch 
durch Vorlage urfundlicher Bejcheinigung glaubhaft?) gemacht 
wird, hat der Anordnung der pfandweilen Beichreibung eine 
Einvernehmung?) de3 Berpflichteten über die Frage des 
Siegenfchaftäbehites vorauszugehen.*) 

1) Beſitz Im Gegenfab zur Junehabung: vergl. 8 253, Abſ. 1, „Ge⸗ 

wahrfame bed Berpflichteten”. 

2) 8 274 BPO. 3) 8 55. 9 Ausnahme von 8 3, Abſ. 2. 


6 92. Bon der angeordneten pfandweilen Beichreibung 
ift der Verpflichtete unter Belanntgabe von Ort und Zeit zu 
benachrichtigen.) 

Die pfandmweile Beichreibung hat in der Urt zu ge— 
ſchehen, daß die Beftandteile der Liegenfchaft nah Kultur» 
gattung, Ausmaß und Grenzen unter gleichzeitiger Bezcich- 
nung der Perſon des Beſitzers und, falls die Liegenfchaft 
mehreren Perjonen gehört, der Mitbefiter, ſowie unter An- 
führung der Nummern der Kataftralparzellen, aus welchen 
fi die zu pfändende Liegenfchaft zuſammenſetzt, in einem 
Protokolle?) verzeichnet werden, und in das ‘Protokoll die 
Erflärung aufgenommen wird, daß dieſe Liegenfchaft oder 
der dem Verpflichteten gehörige Anteil derfelben zu Gunften 
der vollftredbaren Forderung des zu benennenden Gläubigers 
in Pfändung genommen fei; auch ift der Wohnort des 
Gläubiger und feines Vertreterd anzugeben. 

Die Forderung tft im Protokolle nad) Kapital und 
Nebengebühren?) unter Bezugnahme auf den Erekutionstitel 
anzugeben und al3 vollfiredbare zu bezeichnen. 


Gef. Sig. VI, 8. Exekutionsordnung. 18 
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Das Protokoll über die Vornahme der pfandweifen Be- 
ſchreibung ift dem Erelutionsgerichte vorzulegen. t) 

1) Durh das Bollitredungsorgan mittel® Turzer fchriftliher Mit- 
teilung; wenn der Pfändungs⸗ oder Verfteigerungsbeichluß auf Erfuchen 
des bewilligenden Gerichtes durch das Erekutionsgericht zugeftellt werben 
fol, ift die Benachrichtigung mit der Buftellung bes Pfändungs: oder 
Berfteigerungsbeichluffes an ben Terpflichteten zu verbinden. $-886, 8.5 
und Abſ. 2, ED. 

Wenn die Pfändung oder Berfteigerung einer bücherlich nicht ein⸗ 
getragenen Liegenihaft vom Exekutionsgerichte felbft bewilligt wird, iſt 
die Benachrichtigung des Verpflichteten von der Unordnung der pianb: 
weifen VBejchreibung, fowie von deren Ort und Beit (8 92 ED.) in den 
Beichluß Über die Erefutionäbewilligung aufzunehmen und dieſer Beſchluß 
behuf3 Einfügung der Ungabe Über Drt und Zeit der pfandweiſen Be- 
fhreibung vor Abgabe zur Ausfertigung der Zuftellungs- und Exekutions⸗ 
abteilung (Erelutionsabteilung, Zuſtellungsbeamter) kurzer Hand vorzu= 
legen. 8 167 GO. 

2) 8 60, 

3) Biffermäßige Angabe der Nebengebühren nicht notwendig. 8 90, 
Abſ. 3. — Das Kapital ift mit dem im bewilligeuden Beſcheide z iffer- 
mäßig beitimmten Betrage anzugeben. Jnſt., Abſchn. II, B. 2. 

4) Aufträge zur Verbefferung, 8 61. 


6 93. Die zur genauen Ermittlung!) des Pfandgegen- 
ftandes erforderlichen Erhebungen find nötigenfalld an Ort 
und Stelle zu pflegen. 

Wird hiebei eine das Eigentumsrecht des Verpflichteten 
begründende oder beweifende Urkunde vorgefunden, fo ift die 
geichehene Pfändung auf diefer Urfunde anzumerken. ®) 

Vom Bollzuge der pfandweijen Beichreibung hat das 
Erefutionsgericht den betreibenden Gläubiger wie den Ber- 
pflichteten zu verftändigen. 

2) Wenn ber tatfächlicdhe Stand der Liegenfhaft mit den Angaben bes 
Katafterauszuges nicht übereinftimmt, wenn zum Beiſpiel eine ala Acker 
bezeichnete Parzelle als Wieje benützt wird, ober wenn einzelne Parzellen 
fi) nicht im Beſitze des Verpflichteten befinden, indem etiva die Ungaben 
des Kataſters don vornherein unrichtig waren oder dur Verlauf, 
Tauſch u. dgl. unrichtig geworben find, fo tft nur der tatſächliche Beſitz⸗ 
ftand der Beſchreibung zu Grunde zu Iegen und im Protololfe auf bie 
Abweichungen vom Katafterauszuge hinzuweiſen. 

Eine Beichreibung des auf der Liegenſchaft befindlichen Zubehörs Hat 
zum Zwecke der zwangsweiſen Pfandrechtäbegründung nicht ftattzufinden. 
Inſtr., Abſchn. I, P. 8. 

2) Das Formular ift in Juſtr., Abſchn. IL, P. 4, feltgeitellt. 


6 94. Eine fpäter zu Gunften anderer vollftredbarer 
Forderungen bemwilligte Pfändung derjelben Liegenjchaft iſt, 
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folange die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der erften pfand- 
weijen Bejchreibung unbeftritten ift, durch Anmerkung auf 
den bereit3 errichteten Protokolle zu vollziehen.) Yu der 
Anmerkung ift der Gläubiger zu benennen, auf deifen Antrag 
die weitere Pfändung ftattfindet, und es ift deſſen vollitred«- 
bare Forderung im Sinne de3 892 zu bezeichnen. Auch ift 
der Wohnort des Gläubigerd und jeines Vertreterd anzugeben. 
1) Die Bornahme der Unmerlung obliegt der Zuftellungs- und Exes 
Intionsabteilung, wenn fi) aber das Brotofoll beim Richter oder in 
Verwahrung feines Kanzleibeamten (Kanzleigehilfen) befindet, letzterem. 
174 GO. 
e Muß kraft des Beichluffes außer der Anmerkung noch anderes vor⸗ 
gefehrt werden, zu deſſen Ausführung die Buftelungs- unb Exekutions⸗ 
abteilung berufen ift, wie 3. B. die Berftändigung der Gemeinde von 
Liegenſchaftspfändungen, die Vornahme eines Anfchlages an der Gerichts⸗ 
tafel u. ſ. w., fo ift der Beſchluß nad vollgogener Anmerkung auf dem 
Protokolle der Zuſtellungs⸗ und Erelutionsabteilung in Urſchrift zur Eins 
ficht vorzulegen. 8 174 GO. 


6 95. Jede durch pfandmweife Beichreibung!) oder durch 
Anmerkung am Pfändungsprotofolle?) vollzogene Liegen- 
ſchaftspfändung ift in der Gemeinde, in welder fich die 
Liegenſchaft befindet, durch die Gemeindeorgane in ort3- 
üblicher Weiſe zu verlautbaren?) und überdied durch An- 
ſchlag an der Gerichtätafel des Erefutionsgerichtes befannt 
zu machen.?) 

98 90. 289. 

2) Die Mitteilung an den Gemeindevorſteher über die pfandweiſe 
Beſchreibung von Liegenſchaften oder deren weitere Pfändung zum Zwecke 
der Verlautbarung dieſer Pfändungen in der Gemeinde und die Bekannt⸗ 
machung der Pfändungen durch Anſchlag an ber Gerichtstafel (8 95 
EO.) obliegt der Zuſtellungs⸗ und Exekutionsabteilung; ſoferne die Zu⸗ 
ſtellungs⸗ und Exekutionsabteilung voneinander getrennt ſind, tft erſtere 
von ber Exekutionsabteilung um die Bewirkung des Anſchlages kurzer 
Hand zu erfuchen. 8 384, 8. 4, SD. 


Einſchränkung der Eretution. 


6 96. Hat der betreibende Gläubiger durch die zwangs⸗ 
weiſe Pfandrechtöbegründung allein oder in Verbindung mit 
anderen, von ihm fchon früher für die vollitredbare For⸗ 
derung erworbenen Pfandrechten an Liegenichaften (8 89)*) 
eine größere Sicherheit erlangt, als das Geſetz für die An- 
fegung von Pupillengeldern?) erfordert, jo kann auf Antrag 
des Verpflichteten vom Erekutiondgerichte die Aufhebung des 
zwangsweiſe begründetena) Pfandrechtes oder deſſen Ein- 

18* 
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ſchränkung, insbejondere auch die Einjchräntung des für die 
volfftredbare Forderung auf mehreren Liegenjchaften oder 
Liegenichaftsanteilen haftenden Pfandrechtes auf eine oder 
einzelne diefer Liegenfchaften angeordnet werden, fofern die 
übrigbleibende Sicherheit den Borjchriften über die Anlegung 
von Pupillengeldern noch entipridht. Bei diefer Einjchrän- 
tung bleiben unter allen Umftänden urſprünglich vertrag3- 
mäßige Pfandrechte aufrecht.®) 

Der Berpflichtete Hat die feinen Antrag begründenden 

Umftände zu bemeijen. 
Der Beihluß darf erft nah Eintritt der Rechtskraft in 
Vollzug geſetzt werden.*) 

1) Vertragsmäßig Pfandrechte, hinfichtlich deren die Anmerkung der 
Bollftredbarkeit erfolgt if. °) 8 230 abGB. 

3) Es können alfo nur die im Exekutionswege begründeten Pfanb- 
rechte aufgehoben werden. — Spezialfall gegenüber dem allgem. Grundſatz 
des 8 41, Abſ. 2. — Daher Hat ber Enticheidung eine Einvernehmung 
des betreibenden Gläubigers (nicht eine mündliche Verhandlung nad) 8 45, 
Abſ. 3) vorauszugehen. 8 41, Abſ. 2. 

H Rekurs hat hemmende Wirkung; Ausnahme von $ 67, Abſ. 2. _ 
Ahnliche Einſchränkung 3 263. 

a) Auf Grund der Beftimmungen des 8 96 ED. kann nicht die Löfchılng 
der bei vertragsmäßigen Pfandrechten eingetragenen Anmerkung ber Boll- 
ftredtbarteit begehrt werben. (IM. zu 8 96 ED.) 


Zweite Abteilung. 
Zwangdverwaltung. 


Anwendbarkeit der Zwangdverwaltung. 


6 97. Die Zmwangsverwaltung!) ift auf Antrag des 
betreibenden Gläubiger?) zum Zwede der Tilgung der voll- 
ftredbaren Forderung aus den Nutungen und Einkünften 
von Liegenichaften oder Liegenichaftsanteilen des Berpflich- 
teten zu bewilligen.a) | 


897. 1. Zwangsverwaltung ift ausgeichloffen, wenn der 
Mieter der zu verwaltenden Liegenjchaft vereinbarungs- 
gemäß dem Eigentümer nur den nad Berichtigung der Hypothekar⸗ 
zinfen, Steuern und fonftigen Auslagen jeweils erübrigenden Reft 
‚bes Mietzinfes auszufolgen hat. E. dv. 12. Juli 1899, 3. 10385, 
‚Ref, 1900: ©. 21. i 

2. Erektion auf künftig fällig, werdende Mietzing- 
forderungen dur Pfändung und Überweifung ftatt mittels 
Zwangsverwaltung? €. v. 28. Februar 1899, 3. 2980, Sig. 529. 
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Die Zwangsverwaltung findet indbejondere auch hin⸗ 


ſichtlich der en und Einkünfte von Fideilommmiß-®) 
f 


und Lehengütern 


att, infofern dieſe Erträgnifje nach den 


beftehenden Geſetzen über Famlien⸗Fideikommiſſe und Lehen 
der Erefution überhaupt unterworfen find.) 


1) Bu unterfcheiden von ber „einitweiligen Verwaltung” einer ver- 
fteigerten Liegenfchaft 88 158 ff. — Altenbilbung 8 270 GO. 

2) Event. eines ausländifchen Gerichtes oder eines anderen ausländi- 
fchen Öffentlichen Organe, 8 82, Abi. 2. 

8) 8 642 abGB. 

4) Zwangsverwaltung von Rechten $ 834, von gewerblichen Unter- 
nehmungen, 88 341 ff., Zwangsverwaltung als Exekution zur Sicher⸗ 
ftelung 8 874. — Verwaltung bemwegliher Sachen als einftweilige Ber- 


_ fügung zur Sicherung von Geldforberungen 3 379, 3. 1. — Verwaltung 
beweglicher ober unbemwegliher Sachen, auf welche fi) der zu fichernbe 


Anſpruch bezieht, 88 382, 8. 2, 388. 

Berhältnts der politifhen Segqueftration zur Zwangs— 
verwaltung. Per Erlaß des Finanzminifteriums v. 18. Jänner 1898, 
8. 58418 ex 1897, mit dem den Finanzlandesbehörden im Hinblide auf 
die Beitimmungen der neuen Erelutionsorbnung Weifungen über bie 
Durchführung der politifchen und bie Einleitung der gerichtlichen Exekution 
erteilt werben, enthält nachſtehende mit dem Zuftizmintfterium vereinbarte 
Beltimmungen über das Berhältnis der politifchen Erelution zur gericht- 
lichen Exekution: 

Punkt 7, Abſ. 1 u. 2: Die Sequeſtration der Erträgniſſe unbeweg⸗ 
liher Güter ift nur dann und infolange zuläflig, als nod) feine 
gerihtlihe Bwangsvermwaltung berfelben eingeleitet tft. Im Falle 
der abminiftrativen Sequeftration ift der Verwalter in ber Hegel ber ge- 
richtlichen Berwalterlifte bes betreffenden Gerichtshoffprengels (8 106 ED.) 
zu entnehmen. 

Punkt 7, Abf. 3: Gleichzeitig mit der Einleitung einer politiichen 
Sequeſtration iſt [immer] *) auch die Einverleibung bes exekutiven Pfanb- 
rechtes für den bezüglihen Rüditand, ſowie die Anmerkung der abmini- 
ftrativen Zwangsverwaltung im öffentlichen Buche zu erwirken. 

Wird für eine abminiftrativ fequeftrierte Liegenfchaft nachträglich 
die gerihtlihe Zwangdverwaltung bewilligt, fo tft die 
politifhe Sequeftration jofort einzuftellen und der gericht— 


lichen Zwangsverwaltung im Sinne des $ 108 ED. beizutreten. 


*) Bon der gleichzeitigen zwangsweiſen Pfandrechtsbegrünbung und 
bücerlichen Anmerkung der politifchen Sequeftration kann ſtets bann ab⸗ 
gefehen werben, wenn es ſich nur um die Einbringung von nicht länger 
als brei Jahre rüdftändigen, von der Liegenſchaft zu entrichtenden Steuern 
ſamt Zufchlägen oder fonftigen von der Liegenfchaft zu entrichtenden öffent- 
lichen Abgaben und nicht länger als drei Jahre rüditändigen Verzugs- 
zinfen diefer Steuern und Abgaben Handelt (Abänderung des P. 7 bes 
oben angeführten Erlaſſes). FME. dv. 20. Dezember 1898, B. 40848, 
IMVB. ©. 23/1899. 
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Der abminifirativ beftellte Berwalter hat dann im Yalle, als das 
Gericht ihn nicht beibehalten, fondern einen anderen Verwalter beftellen 
ſollte, ſoſort Rechnung zu legen, melde fodann von ber Epefutions- 
behörbe an das Gericht zu leiten ift. (Mitteilung des IMVB. ©. 27, 
28/1898.) 

a) Auch wenn vorher zwangsweiſe Pfandrechtsbegründung erwirft 
wurde, ift die Bewilligung ber Bivangsverwaltung ein befonderer „Die 
Erelution bewilligender Beſchluß“, da Hier zwei verſchiedene Exekutions⸗ 
arten und Erelutionsverfahren in Frage ftehen; daher kann infolge Re— 
kurſes nad) 8 42, 3.7, die Auffchiebung der Exekution bewilligt werben. 
(Siehe JM. zu 8 42 ED., B. 2.) 


Einleitung. 


1. In einem öffentlichen Buche eingetragene Liegenfhaften. 


$ 98. Bei Liegenfchaften, die in einem öffentlichen 
Buche eingetragen find, bat das Gericht, das die Zwangs⸗ 
verwaltung bewilligt, das Gericht, bei welchem fich die Ein- 
lage über die Liegenfchaft befindet,!) von Amts wegen zu 
— die Zwangsverwaltung bei der betreffenden Liegen⸗ 
ihaft im Laftenblatte bücherlich anzumerfen,a) wenn es aber 
ſelbſt Buchbehörde ift, diefe Anmerkung von Amts wegen 
anzuordnen.) Sn der Anmerkung ift der Name des be— 
treibenden Gläubiger® und die vollitredbare Forderung 
anzugeben. 

Diefe Anmerkung hat die Folge, daß die bewilligte 
Smangsverwaltung gegen jeden fpäteren Erwerber?) der 
Liegenjchaft durchgeführt werden Tann. 

Bugleich mit der Veranlafjung der bücherlichen Anmer- 
fung iſt das Erefutionsgericht?) um den Vollzug der Zwangs⸗ 
verwaltung zu erjuchen. 

1) Bei ftäbtifchen Liegenfchaften wird dieſes Gericht in ber Regel nicht 
Exekutionsgericht fein, fondern das (ein) Bezirksgericht am Sige des Buch⸗ 
gerichtshofes. 88 18, 8. 1, 20, 23. 

2) Anträge auf Bewilligung ber Zwangsverwaltung ober auf Ein- 
leitung bes Verſteigerungsverfahrens unterliegen bezüglich bes erften Bogens, 





8 98. 1. Die Zwangsverwaltung von Liegenfchaften, die fich 
zwar im Befite bes Verpflichteten befinden, aber im Grundbude 
einer anderen Perſon zugeſchrieben find, Tann nicht be= 
willigt werden. €. v. 18. Oftober 1898, 3. 13767, Gaz. 1898: 6. 

2. Ablehnung der bücherlicden Anmerkung und des Vollzuges 
der Zwangsverwaltung eines einzelnen von mehreren dem 
VBerpflichteten gehörigen Liegenfhaftsanteilen. €. v. 
15. Zuli 1901, 3. 3340, Not. 1903 : 17. 
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wenn auf ber in Exekution gezogenen Liegenschaft ein Vfandrecht zu Gunften 
der vollſtreckbaren Forderung bes betreitenden Gläubigers noch nicht ein- 
getragen ift, bei einem Wert non nicht mehr als 50 fl. dem Stempel von 
ı1K, beim Wert über 50 fl., jedoch nicht mehr als 100 fl. dem Stempel 
von 1'/, K, bei einem höheren Wert dem Stempel von 8 K, welche Ge⸗ 
bühren, wenn mehrere Liegenjchaften, bezüglich derer die öffentlichen 
Bücher bei verichtedenen Ämtern geführt werben, zugleich in Erekution 
gezogen werden, fo oftmal zu entrichten find, als die Zahl der Ämter beträgt. 

Sit dagegen auf der in Egelution gezogenen Liegenihaft das Pfand- 
recht zu Gunften der zu volliiredenben Forderung des betreibenden Gläu⸗ 
bigers fchon eingetragen, fo unterliegen die Anträge auf Bewilligung ber 
Bwangsverwaltung oder auf Einleitung des Berfteigerungdverfahrens 
lediglih dem gewöhnlichen Eingabenftempel von 24 h oder 1 K von 
jedem Bogen, je nachdem der Wert des einzutragenden Rechtes ohne Neben⸗ 
gebühren 50 fl. nicht überfteigt oder mehr als 50 fl. beträgt. (P. 2 u. 3, 
TIME. v. 28. April 1898, 3. 21424, FZMIB. Nr. 8, IMVB. ©. 108/1898.) 

Die Anmerkung ber Bivangsverwaltung unterliegt, wenn nicht ſchon 
ein Pfandrecht einverleibt ift, der Halben Eintragungsgebühr, 
8 9 taif. 8. v. 26. Dezember 1897, RGB. Nr. 305. Hiebet find Binfen 
und Koften, fofern fie nicht ſelbſtändig ben Gegenftand ber Exekutions⸗ 
führung bilden, nicht in Anſchlag zu bringen. FME. v. 5. Jänner 1899, 
3. 56323, IMVB. ©. 91/1899. 

Bdg. des Juſtizminiſteriums v. 31. Juli 1902, 3MVB. 
Nr. 35, betreffend bie Mitteilung gebührenpflidtiger An— 
mertungen der Zwangsverwaltung und der Einleitung 
des PBerfteigerungsverfahren? zur Gebührenbemefjung. 

Nach) 8 9 ber Taif. 8. v. 26. Dezember 1897, RGB. Nr. 305 (über 
die Gerichtägebühren), unterliegen die in den 88 98 u. 184 ber ED. 
vorgefehenen bücherlihen Anmerkungen der Bmangsverwaltung und 
der Einleitung des Berfteigerungsverfahrens (des Beitrittes zu einem 
folden, 8 139 EO.), wenn nicht ein Pfandrecht zu Gunften der betreffen- 
ten Forderung des betreibenden Gläubiger auf der in Exekution ge= 
zogenen ober auf einer anderen unbeweglichen Sache bereit bejteht und 
die Gebühr für deſſen Eintragung entrichtet worden ift, der Hälfte der 
für die Pfandrechtseintragung (nach TP. 45 B) entfallenden Gebühr und 
bat hiebei die Beftimmung des 5 6, C b des Gef. v. 13. Tezember 1862, 
RGB. Nr. 89, betreffend die Entrichtung der Gebühr mittel Stempel» 
marken, Anwendung zu finden. 

Um den Gebührenbemefiungsorganen die Ausübung ihres Bemeſſungs⸗ 
rechtes in dem Falle zu ermöglichen, daß die Gebühr nach $ 9 der zitierten 
kaiſ. 8. nicht mittels Stempelmarken entrichtet wurde, werden die Ge⸗ 
richte angemwiefen, in finngemäßer Anwendung des 8 47 GG., beziv. 
des Abf. 3, lit. b des FME. v. 2. Dezeniber 1850, RGB. Nr. 470, in 
allen Fällen, wo bie für die bücherliche Anmerkung entiallende Gebühr 
nicht bereit3 in Stempelmarfen. beigebracht wurde, Abfchriften derartiger 
Anmerkungsbeſchlüſſe dem zuftändigen Steueramte mittels des Buftellungs- 
buches für. Sebügrenftüde (IMB. v. 26. Dezember 1897, IJMVB. Nr. 49) 
zum Zwecke ber Gebührenbemeflung mitzuteilen. 
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Die Mitteilung obliegt demjenigen Gerichte, das ben Vollzug der An- 
merlung dem Grundbuchdamte unmittelbar verordnet. — 

Wenn die Anmerkung in einer anderen Abteilung bes Grundbuchs 
gerichtes bewilligt oder angeorbnet murbe, ift fie im Grundbuche ohne 
eine Beſchlußfaſſung oder Verfügung des Leiters der Grundbuchsabteilung 
auf Grund des in Urſchrift vorzulegenden Beſchluſſes (Vid. Grundbuch) 
zu vollziehen. 8 157, Abſ. 2, GO. — Die Bewilligung der Zwangsver⸗ 

. waltung und die bücherliche Anmerkung der bewilligten Zwangsverwal⸗ 
tung (8 98 ED.) darf nicht deshalb aufgefchoben werben, weil die Er- 
nennung des Verwalters nicht fogleich erfolgen kann. Soferne ſich in 
Iegterer Hinſicht Schwierigleiten ergeben, weil unter den im amtlichen 
Berzeichniffe angeführten Perfonen feine den befonderen Anforberungen 
des Falles entfpricht oder mweil eine in das amtliche Verzeichnis nicht auf- 
genommene Perſon zum Verwalter vorgefchlagen wirb (8 107, 8.1 u. 8, 
ED.), Hat daher das Erelutionsgericht unverzüglich nad) Bewilligung ber 
‚Bwangdverwaltung ober nad) Einlangen des Erſuchens um den Vollzug 
ber Zwangsverwaltung bie bücherlihe Anmerkung zu veranlaflen und 
gleichzeitig wegen Ernennung des Verwalter die erforderlichen Einver- 
nehmungen oder Erhebungen einzuleiten. Nach beren tunlichft zu be= 
fchleunigendem Abſchluſſe ift der Verwalter mittels befonderen Beſchluſſes 
zu ernennen. 8 169 GO. 

3) Insbeſondere auch gegen bie hereditas iacens ohne vorherige 
Beitellung eines Nachlaßvertreters. 8 34, Abf. 2. — Wirkung gegen 
über anderen Erelutionen und Bucheinträgen, 88 103, 104. — Statt der 
Anmerkung ift in Tirol und Vorarlberg ber Bewilligungsbefcheib zu ver⸗ 
fadhen, Art. XVI, 8. 2, EG. 3. ED. 

*) 88 18, 19. — Tas Gericht, das um bie Eintragung einer bücher- 
Yihen Anmerkung erſucht wird, welche fid) auf ein bei einem anderen Ge⸗ 
richte anhängiges Erekutionsv.rfahren bezieht (Anmerkung der Zwangs⸗ 
verwaltung, der Ginleitung des Berfteigerungsverfahrens u. f. w.), hat 
den Vollzug der Anmerkung unverweilt dem Exekutionsgericht befannt- 
zugeben. Die Mitteilung ift von dem mit ber Führung bed Grundbudhes 
betrauten Beamten (Grundbuchsamt) ohne weiteren gerichtlichen Auftrag 
zu bewirken. 8 159 GO. 

a) Wenn die Zwangsverwaltung nur in Beſchränkung auf einzelne 
Parzellen der Liegenſchaft oder phyfiihe Teile einer Parzelle geführt 
wird, ift in der bücherlichen Anmerkung anzugeben, daß die Verwaltung 
— den beſtimmten Liegenſchaftsteil beſchränkt ſei. (IM. zu 
8 131 ED.) 


699. Sobald das Erefutionsgericht eine Zwangsver⸗ 
mwaltung bewilligt oder um den Vollzug einer bewilligten 


8 99. 1. Der Verpflichtete kann über die Liegenfchaft oder 
einzelne ihrer Zeile nur injoweit verfügen, als dadurch der 
Zweck ber Zwangsverwaltung nicht berührt wird (Berechtigung 
zur Veräußerung altertümlicher Gitter gegen N — neue). 
E. v. 30. Jänner 1902, 3. 17879, amtl. ©. 5 
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Zwangsverwaltung erjucht wird, hat es einen Berwalter!) 
zu ernennen und den Berpflichteten zu verjtändigen, daß er 
fich jeder Verfügung über die von der Erekution betroffenen 
Erträgnifle?) zu enthalten Habe und fi an der Gefchäfts- 
führung des Berwalterd gegen deſſen Willen nicht be» 
teiligen dürfe. 

Diefer Beihluß ift dem betreibenden Gläubiger, dem 
Berpflichteten, dem ernannten Verwalter und der Yinanz- 
profurator, innerhalb deren Amt3gebiet das Grundftüd ge- 
legen ift, Ana Ten. Zugleich hat das Erefutionsgericht 
anzuordnen, daß die —— dem Verwalter durch das 
Vollſtreckungsorgan zur Verwaltung und Einziehung der Er- 
trägnilje übergeben?) werde. 

Wird gegen den Miteigentümer einer Liegenfchaft die 
Zwangsverwaltung des ihm zuftehenden Liegenfchaftsanteiles 
bewilligt, jo find nebft den in Abſatz 2 bezeichneten Perjonen 
und Behörden auch die Übrigen Miteigentümer von dem Be- 
fchluffe des Exekutionsgerichtes zu verftändigen. Die Über- 
gabe der Liegenjhaft an den Verwalter findet in diefem alle 
nur nad Maßgabe der dem Berpflichteten zuftehenden Befip- 
rechte ftatt.*) 

1) 88 106-108. — Um bie nadjteiligen Yolgen, bie die Ablehnung 
des ernannten Verwalter mit fich bringt, zu vermeiden, wurden die 
Gerichte angewiejen, in allen aud nur Halbiwegs zweifelhaften Fällen 
noch vor der Beftelung des Zwangsverwalters fi auf die möglichft ein⸗ 
fache und rafche, jedenfalls aber auf eine für den in Augficht genommenen 
Berwalter Toftenloje Art (3.8. im Wege der münblichen Befragung durch 
den Gerichtödiener, durch telephonifche Anfrage, nad} auswärts aber 
mittel® Korrefpondenglarte und beigefügter Untwortlarte u. &.) die Ge- 
wißheit von der Bereitiwilligleit der in erfter Linie und ber in eventum 
in Ausſicht genommenen Berfonen zur Übernahme des Amtes zu ver- 
Schaffen und ſodann erſt mit ber Beſtellung und mit der Erlafjung der im 
8 99 ED. vorgeichriebenen Berftändigung an den Berpflidhteten vorzu- 
gehen. Iſt das Erelutiondgericht nicht in der Lage, einen tauglidden und 
zur Übernahme des Amtes bereiten Berwalter zu bejtimmen und unter- 
läßt es ber betreibende Gläubiger, eine folche Perſon innerhalb der ihn 
biezu erteilten unb nad) Zulaß ber 88 128 ZPO. u. 8 78 ED. erftred- 
baren Friſt in Antrag zu bringen, fo fann darin je nach Lage des Falles 
ein Verzicht auf den Exekutionsvollzug erblidt und ſodann nad) voraus⸗ 
gegangener Androhung dieſer Nechtsfolge auf Antrag (des Berpflichteten) 
gemäß 8 89, 3. 6, ED. bie Einftelung ber Exekution ausgeſprochen 
werden. 

2) 8 119, 

Damit beginnen die Befugnifie des Verwalters, 8 109, Abi. 1. — 
Die abe der Liegenichaft an den Verwalter findet an Ort und Stelle 
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der zu übergebenden Liegenfchaft ftatt und kann nur in Anweſenheit bes 
Verwalter vorgenommen werben. Bum Behufe der Übergabe find nötigen- 
falls die Srundftüde zu begehen und dem Verwalter die Grenzen anzu= 
zeigen. Der Verpflichtete ift zur Mitwirkung aufzuforbern, erforderlichen 
fans find aber audy andere Perſonen, welche über die Lage und Be— 
Ichaffenheit der Liegenichaft Auffchluß geben können, wie Gemeindevorſteher, 
Wirtſchafts- oder Betriebsbeamte, ferner längere Beit auf ber Liegenfchaft 
bedienftete Perjonen, Slurhüter, Jäger und Forſtwarte oder andere Auf- 
fiht8perfonen beizuziehen. Die Wohn: und Wirtichaftsgebäube find zu 
befichtigen, wobei der Verwalter dem Auffichts- und Dienftperfonale, ſowie 
den Mietern mit dem Beifügen verzuftellen ift, daB Die Verwaltung ber 
Liegenschaft und bie Einziehung der Erträgniffe von nun an bem Ver— 
walter zuftehe, an den man ſich auch in allen Ungelegenheiten, welche ben 
Wirtichaftsbetrieb betreffen, zu menten habe. 

Auf der Liegenfchaft befindliche Vorräte, insbefonbere Waren, ges 
fchlagenes Holz, Saat-, Zutter- und Gtreuvorräte und Helzmateriale, 
ferner auf der Liegenfchaft befindliche Viehftüde und das auf der Liegen- 
ſchaft befindliche Zubehör find zu verzeichnen. 

Ferner ift nach Tunlichfeit zu ermitteln, ob und welche abgejonberten 
Früchte oder fällig gewordenen Einkünfte ber Liegenſchaft ſchon vor 
Übergabe der Liegenfhaft an ben Verwalter von Gläubigern des Ver⸗ 
pflichteten gepfändet wurden. Die zur orbnungsmäßigen Wirtſchafts⸗ 
führung erforberlihen Bücher und Schriften, Schlüffel und fonftigen Be⸗ 
helfe (lnsbeſondere Steuerbüchel, Sparkaſſebüchel, Affelurranzbogen u. dgl.) 
find dem Berpflichteten abzunehmen und unter Verzeichnung im Proto- 
folfe dem Verwalter zu übergeben. 

Das über die Einführung des Verwalters aufgunehmende Protokoll 
ift auch von dem Bermalter zu unterfertigen. Im Falle der Enthebung 
des biäherigen und ber Einführung eines neuen Verwalters find an ber 
Hand des früheren Übergabsprotofolled die mittlerweile eingetretenen Ver⸗ 
änderungen im Stande der übergebenen Liegenichaft feltzuftellen und 
durch Protofoll zu beurkunden. Inftr., Abſchn. UI, P. 7. 

Wenn dem Erelutionsgerichte bei Erlaffung des Auftrages zur Ein- 
führung in die Berwaltung fchon ein Antrag des betreibenden Gläubigers 
wegen Aufforderung dritter Berfonen zur Leiftung an den Verwalter 
vorliegt, muß der Auftrag an die Exekutionsabteilung ober an das Voll: 
ftredungsorgan, diefe Aufforderung zu bewirken, mit dem Auftrag zur 
Einführung des Verwalters verbunden werden. 8 166, Abf. 2, ED. 
(fiehe bei 8 110 EO.). 

9) Solche Übergaben folen nad) Möglichleit durch Kanzleibeamte 
(nicht durch Gericht3diener) vorgenommen erben. 8 885, Abi. 1, GO. — 
Gegen bie im 8 99 bezeichneten Beichlüffe kein Rekurs. 8 132. — Rüd- 
übergabe nad) Einftelung der Verwaltung und Aufhebung der Beſchrän⸗ 
tungen be3 Verpflichteten. 8 180. 


-$ 100. Wenn das Erefutionsgericht, bevor ein Ver⸗ 
walter ernannt ift, davon verjtändigt wird (8 99, Abſatz 1), 
daß die Zwangsverwaltung noch einem anderen Gläubiger 
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bewilligt wurde, fo ift dem zu ernennuenden Verwalter auf- 
zuiragen, die Verwaltung auch zu Gunften dieſes letzteren 
Gläubigers zu führen.‘) 

Wird einem Gläubiger die Bmangsverwaltung einer 
Liegenjchaft bewilligt, für welche bereit? auf Antrag eines 
anderen Gläubiger ein Verwalter ernannt ift, fo hat das 
Exekutionsgericht feinen neuen Verwalter zu beitellen, fondern 
dem bereit3 ernannten Verwalter aufzutragen, die Verwaltung 
auch zu Gunjten de3 neu binzugelommenen Gläubiger3 zu 
führen.) Bon dieſem Beichduffe ift nebit dem neuen 
Gläubiger und den in 8 99, Abſatz 2 bezeichneten Perſonen 
und Behörden auch jeder Gläubiger zu verjtändigen,®) der 
bis dahin die Zwangsverwaltung dieſer Liegenjchaft er- 
wirft hat.*) 

1) 8 125. 5) 8 108, bj. 2, beitretender Gläubiger. 

2) Diefe Berftändigung Hat au im Falle des Abf. 1 einzutreten. 

*) Gegen bie im $ 100 bezeichneten Beſchlüſſe kein Rekurs. 8 132. 


6 101. Iſt die Zwangsverwaltung nad dem Stande 
de3 öffentliden Buches undurdhführbar,!) jo hat das Ere- 
futionsgericht von Amts wegen?) oder auf Anzeige der Buch⸗ 
behörde?) nach Beichaflenheit des Falles a) entweder das 
Berfahren einzuftellen oder dem betreibenden Gläubiger aufe 
zutragen, innerhalb einer nach Ermeflen zu beitimmenden 
Friſt) die Bejeitigung des wahrgenommenen Hindernifjes 
darzutun. Nach frudtlofem Ablaufe diefer Friſt ift das 
Verfahren von Amts wegen einzuftellen.®) 

1) Weil 3. B. der Verpflichtete nicht bücherlicder Wormann ifl. — 

Das Erelutiondgericht bat bei Prüfung diefer Borausfeßungen jelbftändig 
vorzugehen und e3 ift für das Exekutionsgericht nicht bindend, wenn bie 
Undurchführbarteit ſchon dem bemilligenden Gerichte befannt war. 

2) Wenn e8 ſelbſt Buchgericht ift. 

3) Diefe Anzeige ift durch eine kurze Mitteilung auf ben zurück⸗ 
zufendenden Alten zu erftatten. 8 168 GO. 

4), Erftreddar, 8 128 ZPRO., 88 78, 58. 5 

2) Borherige Einvernehmung oder mündliche Berhandlung nicht not= 
wendig. 8 45, Abſ. 1. 

a) Wenn die Bivangsverwaltung nad dem Stande des öffentlichen 
Buches undurhführbar ift, hängt es keineswegs vom freien Entichluffe 
des Erefutionsgerichtes, fondern lediglich von der Art des Hinderniffes 
ab, ob ba8 Berfahren einzuftellen ober dem betreibenden Gläubiger vor⸗ 
erſt zur Befeitigung bes Hinderniſſes eine Friſt zu beftimmen ift. Letz⸗ 
teres wird ftet3 dann gejchehen müſſen, wenn das Hindernis möglichers 
weife innerhalb angemeflener Zeit wegfallen Tann oder ſich bejeitigen 
läßt (3. 8. der Verpflichtete ift nicht als Eigentümer einverleibt, es ift 
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aber gegen bie Abweifung des Einverleibungsgefuches ein Rekurs an- 
bängig, der im Grundbuche angemerft ift). Wenn Hingegen da3 Schwinden 
des Hinderniſſes unmwahrfcheinlich oder doch nicht entfprechend bald zu er- 
warten ift, wird die Einftellung ber Exekution zu beichließen fein. 

Der Einftellungsbefhluß, fowie der Beſchluß, durch welchen eine 
Frift für den Nachweis ber Befeitigung bes Hinderniffes beftimmt wird, 
kann duch Rekurs angefochten werben. Der Rekurs Tann auch auf 
Ummanblung des Einſtellungsbeſchluſſes in eine Friſtbeſtimmung ge= 
richtet fein. 

Tas Gleiche gilt, wenn ein Verfteigerungsverfahren nad) dem Stande 
des Öffentlichen Buches undurchführbar ift (8 136, Abf. 4, ED.) (IM. 
zu 8 101 ED.) 


2. Bücherlich nicht eingetragene Liegenfchaften. 


$ 102. Bet Liegenfchaften, die in ein öffentliches Buch 
nicht eingetragen find, hat das Gericht, welches die Zwangs⸗ 
verwaltung bewilligt, wenn e3 nicht ſelbſt Exekutionsgericht 
ift, das Erelutionsgericht von der Bewilligung der Zwangs⸗ 
verwaltung zu verjtändigen und um den Vollzug zu erjuchen. 

Das Erefutionsgericht Hat, fobald es eine Zwangsver⸗ 
waltung bewilligt oder um den Vollzug einer bewilligten 
Zwangsverwaltung erfucht wird, in Gemäßheit der 88 99 und 
100 vorzugehen. Die bemilligte Zwangsverwaltung ift in 
dent Protofolle Über eine vorausgegangene pfandweije Be- 
ſchreibung!) der Liegenfchaft (88 ff.) anzumerfen.®) 

Nach Übergabe der Liegenichaft?) an den Verwalter kann 
die bewilligte Zmangsverwaltung gegen jeden fpäteren Er- 
werber der Liegenfchaft durchgeführt werden. *) 

1) Wefentlich nur Beſtellung bes Verwalterz, Einführung in bie Ver⸗ 
waltung und Berftändigung der Beteiligten; pfandweiſe Beſchreibung ift 
Teine Vorausfegung; anders bei Verfteigerung, 8 1834. 

?) Die Anmerkung obliegt der Zuftelungs- und Exekutionsabteilung; 
wenn ſich aber das Protololl beim Richter ober in Verwahrung feines 
Kanzleibeamten befindet, letzterem. 8 174 SD. 

3) Vergl. 8 98, Abſ. 2. 

*) Die vorftehende Beitimmung gilt nicht für die Verfachbuchländer. 
Urt. XVI, 8. 2, EG. 3. EO. 


Wirkung der Einleitung. 


$ 103. Nach bücherlicher Anmerkung der Zwangs⸗ 
verwaltung oder nach Übergabe der in ein öffentliches Buch 


8108. 1. Zu den Erträgniffen gehört die Brandſchaden— 
verſicherungsſumme (3. B. für Feldfrüchte, die nach Anmerkung 
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nicht eingetragenen Liegenichaft an den Verwalter kann, ſo⸗ 
lange die Zwangsverwaltung nicht rechtskräftig eingeftellt 
iſt, ) auf die Erträgniffe der Liegenſchaft, unbeichadet ſchon 
früher daran erworbener Rechte,“) nur im Wege der Zwangs⸗ 
verwaltung Exekution geführt werben. 

Sobald im Sinne des erften Abfabes die Zwangsver⸗ 
waltung einer Liegenfchaft eingeleitet wurde, Tann, folange 
fie nicht ara eingeftellt ift, zu Gunften weiterer voll« 
ftredbarer Forderungen eine bejondere Zwangsverwaltung 
derfelben Liegenſchaft nicht mehr eingeleitet werden. Alle 
Gläubiger, welchen während diefer Beit die Zmangsverwaltung 
der Liegenfhaft bewilligt wird, treten damit der bereit3 ein- 
eleiteten Bwangsverwaltung bei;®) fie müffen dieje in der 

age annehmen, in der fie ſich zur Zeit ihres Beitrittes be— 
findet. Bon da an haben die beitretenden Gläubiger diefelben 
Rechte, als wenn die Zwangsverwaltung auf ihren Antrag 
eingeleitet worden wäre. 

1) 8 129, 

- 2% Die Veräußerung ſchon abgefonderter und früher gepfändeter 
Früchte erfolgt eventuell durch den Verwalter, ebenſo Einhebung gepfän- 
beter Einkünfte. 8 119, Abſ. 3. 

3) Der früher beftellte Verwalter führt die Zwangsverwaltung auch 
für die fpäteren Gläubiger. 8 100, Abf. 2. — Anträge auf Exekutions⸗ 
bemilligung, die den Beitritt zur Folge Haben, find im Erelutionsregifter 
unter befonderen Regifterzahlen einzutragen, der Beitritt zu dem früheren 
Verfahren tft aber anzumerten. 8 233, Ubi. 4, GO. — Altenbildung 
8 270, Abſ. 2, GO. u. IMV. dv. 15. November 1898, JMBB. Nr. 34, 
betreffend die Ultenbehandlung im Falle des Beitritts, fiehe bei 8 139. 


6 104. Für die Priorität des Befriedigungsrechtes des 
betreibenden Gläubigers ift bei bücherlich eingetragenen Lirgen« 
ichaften der Beitpunft maßgebend, in welchem das Erſuchen 
um den Vollzug der Anmerkung bei der Buchbehörde ein- 
gelangt ift, oder wenn die Buchbehörde felbft zur Bewilligung 
der Zwangsverwaltung berufen war, der Beitpunft der An- 
bringung des Antrags auf Zwangsverwaltung (529 aGG.). Der 
betreibende Gläubiger, zu deſſen Gunften die Anmerkung 


— 


der Zwangsverwaltung verbrannt find). E. v. 21. Dezember 1899, 
3.18367, Sig. 803; v. 14. Dezember 1899, 3. 18022, Sig. 797. 

. 2. Während der Anhängigkeit einer von politifhen Be- 
börden eingeleiteten Sequeftration kann nicht abgefonderte 
gerichtliche Pfändung des Mietzinjes ftattfinden. E. v. 11. Dezember 
1901, 3. 16859, Ref. 1902: ©. 22. } 
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erfolgt, geht in Bezug auf die Befriedigung feiner vollftred- 
baren Forderung ſamt Nebengebühren!) aus den Erträgniffen 
allen Perjonen vor, die erft nach dieſem Zeitpunkte bücherliche 
Rechte an der Liegenfchaft erwerben oder die Zwangsverwaltung 
erwirten.?) 

Bei Liegenſchaften, die in einem öffentlichen Buche nicht 
eingetragen find, beftimmt fich dieſe Priorität nach dem 
Beitpunfte, in dem das Erfuhen um den Vollzug der 
Zwangsverwaltung beim Crekutionsgerichte eingelangt ift, 
oder, wenn das Erefutionsgericht felbft zur Bewilligung der 
Bmwangsverwaltung berufen war, nad) dem Zeitpuntte, in 
dem der Antrag auf Zwangsverwaltung geftellt wurde. Wird 
das Erelutionsgeriht am nämlidhen Tage um den Vollzug 
der Biwangsverwaltung derjelben Liegenjchaften zu Guniten 
verjchtedener Gläubiger erfucht oder wird von verfchiedenen 
Släubigern am nämlichen Tage der Untrag auf Bewilligung 
der Zwangsverwaltung bei dem zu dieſer Bewilligung be- 
zufenen Exekutionsgerichte gejtellt, fo ftehen die Befriedi- 
gungsrechte diefer Gläubiger in gleicher Rangordunung.?) 

1) Dreijährige Binfen und fonftige Rüdftände (3. 8. rüditändige 

Renten), PBrozeß- und Exekutionskoſten. 8 125, Abſ. 1. 

2) In diefer Rangorbnung kommt der betreibende Gläubiger, wenn 
fpäter die Liegenfchaft verfteigert wird, zum Zuge, wenngleich diefer Gläu- 
biger weber pfandrechtlich fichergeftellt, noch dem Berfteigerungsverfahren 
beigetreten ift. 8 218, Abf. 3. — Im alle der Berfahung der An: 
merkung richtet fich die Priorität nach) dem Tage der Berfadhung, Art. XVI, 
8. 2, EG. 3.60. 98135, Abf. . 


Wohnungsräume des Verpflichteten. 


$ 105. Wohnt der Verpflichtete zur Zeit der Bewil⸗ 
ligung der Zwangsverwaltung auf dem derſelben unterwor⸗ 
fenen Grundſtücke oder in den zu verwaltenden Hauſe, To 
find ihm während der Dauer der Zwangsverwaltung die für 
ihn und für feine im gemeinfamen Haushalte mit ihm 
lebenden Yamilienglieder unentbehrlichen Wohnungsräume zu 
überlaflen.‘) Uber den Umfang diefer Räume entjcheidet 
das Exekutionsgericht.) Wenn der Berpflichtete die PVer- 
waltung der Liegenichaft gefährdet, können ihm die über- 
laſſenen Wohnungsräume vom Erefutiondgerichte auf Antrag 
entzogen werden.?) 

Kranke und Wöchnerinnen können zur Räumung ber 
Wohnung nicht Angie werden, folange fie dieſelbe ohne 
Gefährdung ihrer Gejundheit nicht verlafien können. 
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1) Ebenfo bei der Zwangsverwaltung eines Ausgebinges. $ 330, 
Abi. 2. Siehe Leitfaden für Zivangsverwalter, B. 14—16. 

2) Kein Relurs, 8 132. Allenfalls nad Einvernehmung der Parteien, 
8 55, Abſ. 2. 

3) Dagegen Rekurs, 8 65. 


Ernennung de3 Verwalters. 

6 106. Die Gerichtshöfe erfter Inſtanzi) haben nad) 
Einverneymung der Berwaltungs- (Berg-) Behörden und der 
Gemeindebehörden des Gerichtähofiprengel3, jowie der land⸗ 
wirtfchaftlichen und montaniftifchen Körperfchaften und Vereine, 
deren Wirkſamkeit fich auf diefen Sprengel bezieht, ein Ber- 
zeichui3 jener Perjonen zu verfaffen, welche vermöge ihrer 
Geſchäftskenntnis und Verläßlichleit zum Amte eines Ver- 
walter3 beſonders tauglich find und zur Übernahme folcher 
Berwaltungen fich bereit erflären.?) 

Diefes Verzeichnis iſt fämtlichen Gerichten des Gericht3- 
bofiprengel3 mitzutetlen, fodann im Laufe eines jeden Jahres 
zu überprüfen und nach den gegebenen Verhältniffen richtig- 
zujtellen oder durch Aufnahme neuer Perfonen zu ergänzen. 
Alle derlei Änderungen find den Gerichten des Sprengels 
befanntzugeben. 

Aus der Zahl der in dieſes Verzeichnid aufgenommenen 
Berfonen bat das Erefutionsgericht die ihm mit Rüdjicht 
auf die Lage und Beichaffenheit der zu verwaltenden Liegen- 
[haft und die fonftigen Umftände des einzelnen Falles am 
gesignefiten erſcheinende Perjönlichkeit auszumählen und zum 

erwalter ernennen.?) 

a In einem Senate von 10 ftimmführenden Mitgliedern oder in 
einer Berfammlung aller ftimmführenden Mitglieder des Gerichtshofes. 
8 36, 8. 4, 806. | 

2) Die Bildung der Verwalterliſte ijt durch die 88 155—156 GO. 
geregelt; fie ift nad) je 5 Jahren nen anzulegen, inzwiſchen aber zu be= 
richtigen und nad) Maßgabe des Bedarfes zu ergänzen. Die Mitwirkung 
der I. f. politifchen und Bergbehörden und der Gemeinden bei Anlegung, 
Berichtigung und Ergänzung der amtlichen Verzeichniffe der Zwangsver⸗ 
mwalter ift geregelt durd) die MB. v. 5. Mai 1897, RGB. Nr. 116 (fiehe 
XIII in der Ausgabe der GO.). 

2) Gleichzeitig Tann auch der Zeitpunkt für die jährliche Rechnungs⸗ 
fegung und für den periodifchen Erlag der Ertragsüberſchüſſe beftimmt 
werben. 8 115, 

‚6 107. Das Gericht kann eine in das amtliche Ver⸗ 
vn der Verwalter nidyt aufgenommene Perfon zum 
walter ernennen: | 
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1. wenn fich unter den im amtlichen Zerzeichniffe ange- 
führten Perſonen feine findet, welche den befonderen Anfor- 
derungen entjpricht, die im einzelnen Yale an den Ber- 
alter geftellt werden müffen; 

. 2. wenn der gemäß $ 106 ernannte Verwalter die 

Übernahme der Verwaltung ablehnt und feine der übrigen 

in das amtliche BerzeichniS aufgenommenen Berfonen im 

einzelnen Falle zur Führung der Verwaltung geeignet fcheint; 

3. wenn e3 im einzelnen Sale mit Rückſicht auf die 
hiefür namhaft gemachte Perſon oder aus anderen wichtigen 
Gründen im Intereſſe einer vorteilhaften Verwaltung und 
einer Verminderung der Verwaltungstoften gelegen ift, eine 
beitimmte vorgejchlagene Perſon, die nicht in das amtliche 
Verzeichnis aufgenommen ift, zum Verwalter zu ernennen. 

Bor der Ernennung eines Verwalters, der nicht in das 
amtliche Verzeichnis eingetragen tft, ift der betreibende Gläu- 
biger und, wenn nicht Gefahr im Verzuge ift, der VBerpflichtete 
einzuvernehmen.!) Die Erhebungen, die fonft noch zur Be- 
urteilung der Eignung einer vorgeihhlagenen Perſon oder 
überhaupt zum Zwecke der richtigen Auswahl des Berwalters 
nötig ericheinen, hat da Geriht von Amt? wegen vor- 
zunehmen. 

1) 88 55, 56. — Die Bewilligung der Bwangdverwaltung und bie 
bücherlihe Unmerkung der bewilligten Bmangsverwaltung (8 98 ED.) 
darf nicht deshalb aufgeichoben werten, weil die Ernennung bes Ver⸗ 
walters nicht fogleich erfolgen fann. Siehe $ 169 GO. (bei 8 98). 

$ 108. Der ernannte Verwalter ift an Eidesflatt zu 
verpflichten. ?) s 

Der betreibende Gläubiger, fowie der Berpflichtete können 
innerhalb vierzehn Tagen nad) Belanntgabe des ohne ihre 
Einvernehmung ernannten Berwalters unter Darlegung ihrer 
Gründe beim Erefutionsgerichte die Ernennung eines anderen 
Verwalter beantragen.?) Sofern nicht Gefahr im Berzuge 
ift, hat der Entfchetdung über den Antrag die Einvernehmung?) 
des Verwalters und, je nach der Berton des Antragftellerg, 
des Verpflichteten oder des betreibenden Gläubigers voraus⸗ 
ugeben. 

* ” Hiebei ift bem Verwalter ein Exemplar des Leitfabens für 
Zwangsverwalter gegen Erfab der Koften einzuhändigen. IMB. v. 
5, April 1899, IMVB. Nr. 14. 

2) Der Antrag Tann in ber Gerichtskanzlei zu Protokoll gendmmen 
werben. 8 820, 8. 8, GO. 

3 88 65, 56. 
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Geſchäftskreis des Vermalters. 

$ 109. Die dem Verwalter nach Mafigabe de3 Ge- 
jeges zuſtehenden gejchäftlichen Befugniffe und Berechtigungen 
— N der Übergabe der Liegenichaft an den Verwalter!) 
in Kraft. 

Der Berwalter bat, unbeichadet der im Fideiflommiß- 
und Lehendverhältnifie begründeten bejonderen Berpflich- 
tungen und Beichränfungen, alle zur ordnungsmäßigen und 
vorteilhaften wirtichaftlichen Benübung der ihm übergebenen 
Liegenfchaft dienenden Veranftaltungen zu treffen. 

Er ift Eraft feiner Bejtelung befugt, alle Nutzungen und 
Einfünfte aus der verwalteten Liegenjchaft an Stelle des 
Berpflichteten — und darüber zu quittieren, und 
überhaupt alle Rechtsgeſchäfte und Rechtshandlungen vor- 
zunehmen und alle Klagen anzuftrengen, welche zur Durdy- 
führung der Zwangsverwaltung erforderlich find. ?) 

Auf Antrag find dem Verwalter vom Erefutionsgerichte 
für feine Gefhäftsführung und über die Art und Weije der 
Zwangsverwaltung Anweiſungen zu erteilen. Der Verwalter 
jelbft ſowie jeder beteiligte Gläubiger kann insbefondere auch 
beantragen, daß das Erefutionsgericht diejenigen zur Zahlung 
vorgefchriebenen Steuern und Laften, ſowie Diejenigen lau= 
fenden Abgaben, Auslagen und fonftigen Zahlungen nad) 
Betrag und Fälligkeit bezeichne, die der Verwalter unmittel- 
bar aus den Verwaltungserträgniffen bezahlen darf.?) 

1) 88 99, Abſ. 2, 102, Abf. 2. 

N, Zu Verfügungen, welche nicht im gewöhnlichen Wirtichaftäbetriche 
inbegriffen find, und zu Maßregeln von bejonderer Wichtigkeit ift Zus 
ftimmung des Gerichtes erforderlih. 8 112, Abſ. 1. 

Bu Verfügungen, welde die Verwaltung und Bewirtichaftung ges 
wöhnlich mit ſich bringt, ift der Verwalter befugt, infofern fie zur Durch⸗ 
führung der Ziwangsverwaltung erforderlid find. — Zwangsverwaltung 


bon Bergmwerlsberechtigungen 8 240, — von gewerblichen Unternehmungen, 
8 343. 


8109. . 1. Aus Rechtsgeſchäften und Rechtshand— 
lungen de8 Zwangsverwalters, die der Zuftimmung de3 
Erekutiondgerichtes nicht bedürfen, kann nicht der Zwangsverwalter 
perfönlich, jondern nur die Zwangsverwaltung oder der Verwalter 
in Vertretung der Zwangsverwaltung geflagt werden. E. v. 17. April 
1901, 3.4443, ©3. 1901 :39. 

2. Der Zwangsverwalter genießt bei Erfüllung feiner Ob- 
liegenheiten den Schuß des 8 68 Strafg. PE. dv. 2. September 
1902, 3. 12215, ©H.1903 28. 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 19 
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s) 8 120. — Der Entſcheidung bat eine Einvernefmung (8 55) vor⸗ 
anzugehen. 8 112, Abſ. 2. — Gegen die Enticheidung lein Relurs. $ 132, 
8. 3. — Die gerichtlichen Eingaben des Zwangsverwalters unterliegen 

nah Maßgabe des Wertes ber Forderung des betreibenden Gläubigers 
tem Stempel von 1 K bezw. von 24 h vom Bogen. FME. v. 13. März 
1902, 3. 5054, JMBB. ©. 71/1902. 


6110. Dritte Berfonen, welchen 2eiftungen an den 
Verpflichteten obliegen, die ſich ald Einkünfte der verwalteten 
Liegenſchaft darftellen,!) find auf Antrag?) des Verwalters 
oder des betreibenden Gläubiger vom Erefutionsgerichte auf- 
zufordern,) die rüdjtändigen fowie die bis zur Einftellung 
der Zwangsverwaltung fällig werdenden Leiltungen an den 
Verwalter zu entrichten. 

Nach diefer Aufforderung können fie an den Berpflich- 
teten nicht mehr gültig leiften. Früher erfolgte Zahlungen 
an den Berpflichteten find ungültig, wenn bewiejen wird, 
dab den Dritten zur Zeit der Zahlung die Bewilligung der 
Bwangsverwaltung oder die Übergabe der Liegenfchaft an den 
Verwalter befannt war. 

2) 3. B. Miet: und Padıtzinje. 

2) Der Antrag kann in der Gerichtäfanzlei zu Protofoll genommen 

werben. 8 320, 8. 3, GO. 

3) Dagegen fein Rekurs, 8 132, 3. 1. — Bon der Einftellung find 
- fie durch ben Verwalter zu verftändigen. $ 130. — Die bei der Zwangs⸗ 

verwaltung vorfommende Aufforderung dritter Berfonen, ihnen obliegende 
Leiftungen ftatt an den Berpflichteten an den Verwalter zu entrichten 
(8 110 ED.), kann von dem Gerichte der Zuftellungs- und Exekutionsab⸗ 
teilung (Exekutionsabteilung, Buftelungsbeamter) aufgetragen werben. 
Diefer Auftrag muß mit dem Auftrage, die Liegenfchaft dem Verwalter 
zu übergeben (8 99 EO.), verbunden werben, wenn dem Exekutionsgerichte 
bet Erlafjung legteren Auftrages ſchon ein Antrag des betreibenden Gläu- 
bigerd wegen Bewirkung jener Aufforderung vorliegt. Die Aufforderung 
kann auch mündlich in der Urt gefchehen, daß das Vollſtreckungsorgan 
den Inhalt der Aufforderung in einem Protokolle beurfundet und biefes 
von allen Perſonen unterfchreiben läßt, an welche es bie beurfundete 
mündliche Aufforderung zur Bahlung an den Verwalter gerichtet Hat. 
Letztere Form der Aufforderung wird namentlich bei der Benachrichtigung 
ber Mietparteien bon Häufern ober anderen größeren. Gruppen von 
Bahlungspflidhtigen zu mählen fein, die innerhalb des bemfelben Boll: 
j.redungzorgane zugewiejenen örtlichen Gebietes wohnen. 8166, Abſ. 2, ED. 


6 111. Die Bewilligung der Zwangsverwaltung ift auf 
die in Anſehung der verwalteten Liegenfchaft beitehenden 


8 111. 1. Die Veräußerung der Nutzungen des Grundſtückes 
durch I Zwangdvermwalter — * Liegenſchaftspä ter 
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Miet⸗ und Pachtverträgea) ohne Einfluß. Der Verwalter 

kann jedoch ſolche Verträge unter den fonft hiefür maß- 

gebenden Bedingungen kündigen, Klage wegen Räumung 
erheben und neue Mietverträge für die ortsüblide Dauer 
abſchließen. Zur Verpachtung der Liegenichaft oder einzelner 

Zeile derjelben bedarf der Verwalter der Genehmigung!) de3 

Erelutionsgerichtes. 

Dem Berwalter Tann auf Antrag geftattet werden, ein- 
zelne oder die gefamten Erträgniffe der Liegenihaft im 
Wege Bffentliher Berfteigerung an den Meiftbietenden zu 
verpachten.?)b) 

1) Der Erteilung der Genehmigung Hat eine Einvernehmung voraus- 

zugeben. 8 112, Abſ. 2. 

j 2) Verpachiung der Erträgniffe des fequeftrierten Gutes in Exelu⸗ 

tionsſachen ber unter ftaatlicher Aufficht Kreditgefchäfte betreibenden An— 
ftalten fiehe MB. v. 28. Oktober 1865, RGB. Nr. 110, bei Art. V ES, 
3. EO., und in Exekutionsfällen der pridtlegierten Banlen, Art. IV EG. 
3. EO. 

Die Verpachtung einzelner ober ber gefamten Erträgniffe ber 
Liegenſchaft im Wege der öffentlichen Verfteigerung ift unter finngemäßer 
Anwendung der Borfchriften über bie Verfteigerung gepfändeter beweg⸗ 
liher Sachen (Abſchn. II, P. 60 bis 74) vorzunehmen (3 340 ED.). Die 
Verfteigerung findet an einem Termine an Ort und Stelle der Liegen . 
fchaft Statt. Die Zuziehung eines Auzrufers kann unterbleiben, ein Va⸗ 
dium Haben die Bieter nicht zu erlegen. 

Angebote, welche nicht wenigftend ein Drittel des Ausrufspreifes 
“ erreichen, bürfen nicht berüdiichtigt werden. Wenn das Gericht ein höhercs 

geringfte8 ®ebot beſtimmt Hat, ift dieſes maßgebend. 

Sofern nit mit gerichtlicher Bewilligung etwas anderes beftimmt 
wurde, find die Pachtzinſe für ein Jahr im vorhinein zu entrihten und 
von dem Erfteher bei der Berfteigerung für das erite Jahr bar zu erlegen. 

Anbote des Berpflichteten oder des Verwalters dürfen nicht an= 
genommen werden. Inftr., Abichn. II, P. 9. 

Die Verpachtung von Liegenfchaften oder Erträgniffen im Wege öffent: 
licher Berfteigerung ſoll nad) Möglichkeit durch Kanzleibeamte (nicht Diener) 
vorgenommen werben. 8 335, Abi. 2, SD. 

Die Verpachtung der Erträgniffe wird fich inshejondere dort emp⸗ 
fehlen, wo e3 zur Erzielung der Erträgniffe geringerer Arbeit bedarf, 
3. B. bei den Erträgniſſen eines Obftgartens, einer Wiefe oder wenn zur 
Beit.der Einleitung der Verwaltung die Ernte unmitteibar bevorfteht und 
fomit die widhtigften Arbeiten ſchon verrichtet find. Leitfaden für Zwange⸗ 
verwalter S. 45. j 


zur Beſitzſtörungsklage, wenngleich zur Veräußerung die Anweiſung 
bes Exekutionsgerichtes eingeholt worden if. E. v. 17. Auguſt 
1898, 3.11394, Sig. 288. 


19* 
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a) Sat ber Verpflichtete vor Einleitung der Zwangsverwaltung über 
Nugungen und Einkünfte der Liegenjchaft Beräußerungsverträge abges 
fhlofjen, die bei Beginn ber Bivangsverwaltung von ihm noch nicht oder 
noch nicht vollftändig erfüllt find, fo bleiben diefe Verträge für den Ber: 
walter infolange verbindlich, als fie nicht infolge Anfechtung durch einen 
Gläubiger (Gef. v. 16. März 1884, RGB. Nr. 36) vom Gerichte als 
unwirkſam erflärt find. (IM. zu 8 111 EO., B. 1.) 

d) Die Bewilligung ber Verpachtung der Erträgnifie einer verwal⸗ 
teten Liegenfchaft u. f. w. ift kein „die Exekution bemwilligender Beſchluß“ 
und daher deren Anfechtung fein berechtigter Grund zur Aufſchiebung ber 
Erekution (fiehe JM. zu 8 42 EO., B. 2). — Der Antrag, die Erträg- 
niffe der zu verwaltenden Liegenihaft im Wege öffentlicher Verſteigerung 
an den Meiftbietenden zu verpacdhten, kann vom betreibenden und jehem 
der Zwangsverwaltung beigetretenen Gläubiger, vom Berpflichteten und 
vom Bermwalter ſelbſt geftellt werden. (FM. zu 8 111 ED., P. 2.) 


6 112. Zu Verfügungen, welche nicht im gewöhnlichen 
Wirtichaftäbetriebe inbegriffen find, ſowie zu allen fonftigen 
Mapregeln von bejonderer Wichtigkeit bedarf der Verwalter 
der Zuftimmung des Erelutiondgerichtes.?)«) 


Sofern nicht Gefahr im Verzuge ift, Hat der Erteilung 
diefer Zuftimmung, der Erteilung der Genehmigung eines 
Pachtvertrages, jowie der Enticheidung über die im 8 109, 
Abſatz 4°) und $ 111, Abſatz 2°) erwähnten Anträge die 
Einvernehmung des betreibenden Gläubigers, des Berpflidy- 
teten und des Verwalters vorauszugehen. 


Wenn dem für einen Liegenfhaftsanteil beftellten Ver⸗ 
walter auch von den übrigen Miteigentümern die Verwal- 
tung — ift, jo müſſen vor der gerichtlichen Geneh— 
migung von Verfügungen, die nicht innerhalb des gewöhnlichen 
Wirtjchaftöbetriebes gelegen find, oder anderer Maßregeln 
von befonderer Wichtigfeit immer auch die von der Zwangs⸗ 
verwaltung nicht betroffenen Miteigentümer über den Antrag 
des Verwalters einvernommen werden. 

!) Vergl. 8 109, Abſ. 3. — Der Antrag kann in der Gerichtstanzlei 

zu Protokoll genonmen werden. 8 820, 8. 3, GO. 

2) Anweiſung über die Art ber Gejchäftsführung und über unmittels 
bare Bezahlung von Auslagen. 

8) Verpachtung durch Verfteigerung, fiehe insbeſondere Art. IV, lit. b, 
MB. v. 28. Oktober 1865, RGB. Nr. 110 (bei Art. V EG. 3. ED.) 

a) Es ift nicht zuläffig, bie zur Fortſetzung des Wirtfchaftsbetriebes 
während der Zwangsverwaltung erforderlichen Gelder, wenn ber betreis 
bende Gläubiger fie nicht vorjchießen will, mittels Darlehen zu beichaffen. 
Können diefe Gelder aus den Liegenſchaftseinkünften nicht bejtritten wer⸗ 
ben, fo tft bei Verweigerung entjprechender Vorfchußleiftungen ſeitens des 
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betreibenben &läubigers die Zwangsverwaltung einzuftellen (8 129, Abſ. 2, 
ED.) (IM. zu $ 112, ED.) 


Belohnung des Verwalter. 


6 113. Der Verwalter Hat Anspruch auf eine nach dem 
Undfange, der Schwierigkeit und der Sorgfalt feiner Ge- 
ſchäftsſührung zu bemeflende Belohnung und auf Erjab der 
von ihm beitrittenen Verwaltungsauslagen. Die Höhe der 
Belohnung wie des zu erjtattenden Aufwandes ſetzt das 
Erefutionsgeriht auf Antrag de3 Verwalters nach Ablauf 
der einzelnen NRechnungsperioden bei Enticheidung über Die 
Berwaltungsrechnung feft.') 

Das Erefutionsgericht kann den Verwalter auf feinen 
Antrag jederzeit ermächtigen, aus den Erträgniffen angemeſſene 
Vorſchüſſe zu entnehmen. 

1) 88 116, Abſ. 1, 124, 8. 1. — Es empfiehlt ſich, gleich bei Be- 
ftelung und Angelobung des Berwalterd einen feiten Satz für die Ent: 
Iohnung zu vereinbaren und zwar am beiten in Perzenten des Brutto- 
einganged. — Die Koften für die Anfchaffung des Leitfadenz für Zwangs⸗ 
verwalter (1 K) gehören auch zu “den Berwaltungsaudlagen. IMV. v. 
5. April 1899, IMVB. Nr. 14. 

Sereinbringung von Erfäben aus der Belohnung und den Erſatz⸗ 
forderungen des Verwalters, $ 118, Abf. 2. Abzüge an der Belohnung 
als Zwangsmittel gegen den mit der Rechnungslegung fäumigen Ber: 
walter, $ 115, Abſ. 3. 


Überwahung der Gefhäftsführung des Verwalters. 


$ 114. Das Erekutionsgericht hat die Gefchäftsführung 
des Verwalter zu überwachen und auf die Abftellung wahr- 
genommener Mängel und Unregelmäßigleiten der Gejchäfts- 
führung von Amts wegen zu dringen.) 

Es enticheidet, erforderlichenfal3 nah Einvernehmung 
des Verwalters und derjenigen Perſonen, für welche dieſe 
Entſcheidung von Belang ijt, über die vom Berpflichteten, 


von Miteigentümern der verwalteten Liegenichaft oder von 


beteiligten he wider die Zuläffigkett oder Angemejjen- 
beit einzelner Verwaltungsmaßregeln erhobenen Einwen- 


8 118. 1. Für die vom Gerichte beftimmte Entlohnung des 
Zwangsverwalters bat bei Unzulänglichleit der Vermwal- 
tungserträgniffe der betreibende Gläubiger aufzukommen, ohne 
dag es dazu eine befonderen gerichtlichen Ausſpruches bedürfte. 
E. dv. 26. Februar 1901, 3. 2676, $B. 1901 : 46. 
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dungen?) und über die wider das Verhalten des Verwalters 
vorgebradhten Erinnerungen.) Den hierüber ergebenden ge— 
richtlichen Verfügungen hat der Verwalter zu entiprechen. 

Das Exekutionsgericht kann von Amt3 wegen oder auf 

Antrag die Entlafjung des Berwalterd anordnen und einen 
neuen Verwalter ernennen?) Die in Anjehung der erften 
Ernennung des Verwalter gegebenen Beſtimmungen haben 
auch in diefem Tale Anwendung zu finden (88 106—108).*) 

1) Dagegen fein Rekurs. 8 132, B. 4. 

2) Sie können in der Gerichtslanzlei zu Protokoll geuommen werden. 
8 320, 8. 4, 80. 

3) Dagegen kein Rekurs. 8 132, 3. 5. 

4) Wo möglich it der neue Verwalter aus ber Verwalterlifte zu 
nehmen; binnen 14 Zagen nad) Berftändigung des betreibenden Gläubigers 
und bes Berpflichteten von der ohne Einvernehmung erfolgten Beftellung 
des nennen Berwalters kann die Ernennung eines anderen Berwalters be= 
antragt werden. 


Nehnungslegung. 


6 115. Falls das Erekutionsgericht nichts anderes an- 
ordnet, hat der Verwalter alljährlich zu der ihm bei feiner 
Ernennung vom Erekutionsgerichte im voraus zu bezeichnen- 
den Beit und überdies nach Beendigung der Verwaltung‘) 
Rechnung zu legen. Bei Verwaltung von fürzerer ald Jahres- 
dauer ift lediglih nad) Schluß der Verwaltung Rechnung zu 
legen. In welchen Berioden die ſich al3 Ertragsüberſchüſſe 
ergebenden Gelder an das Gericht abzugeben jind, hat das 
Erefutiondgericht bei Ernennung des VBerwalter3 oder nad) 
Beginn der Verwaltung unter Berüdjichtigung der Urt der 
Bewirtichaftung und der Hinfichtlich der Siegenihaftzeintünfte 
üblichen Fälligkeitstermine zu beftimmen. _ 

Die Rechnungslegung kann mittel3 Überreichung einer 
mit den nötigen Belegen verjehenen Rechnung, bei Verwal⸗ 
tungen von geringerem Umfange aber auch unmittelbar durd) 
gerichtliche Vorweiſung der Yufichreiber und Rechnungsbücher 
des Berwalterd und feiner Ausgabenbelege und durd) Proto- 
follierung der vom Verwalter bierzu mündlich gegebenen 
Aufflärungen gejchehen. Die protofollariiche Aufnahme jolcher 
—— kann der Gerichtskanzlei?) übertragen 
werden. 

Der mit der Rechnungslegung ſäumige Verwalter iſt 
durch Ordnungsſtrafen?) oder durch Abzüge an der Beloh⸗ 
nung?) für die Verwaltung zur Erfüllung ſeiner Pflichten zu 
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verhalten. Das Gericht kann ferner, falls dies nach Lage 
der Sache Erfolg verjpridht, einen Gerichtsabgeordneten oder 
jonftigen Rechnungsverftändigen beauftragen, die Rechnung 
auf Koften?) und Gefahr des ſäumigen Verwalters abzufaflen. 

2) Schlußrehnung 8 130. 

?) In der Gerichtskanzlei (Ranzleiabteilung) kann die mündlich er= 

ftattete Rechnung des Verwalters zu Protokoll genommen werden. 8 320, 
4, 

2) Bis 100 K, gegen Advokaten bi3 200 K. 8 220 8PO., 8 78. 

4) 8 118. 

5) Hereindringung 8 118, Abſ. 2. 


gs .0. Zur Erledigung der gelegten Rechnung, ſowie 
zur Berhandlung über die Anſprüche des Verwalters auf 
Belohnung und Erfah ſeines Aufwandes ift vom Erefutiond- 
gerichte eine Tagjagung anzuberaumen.!) Nebſt dem Ber- 
walter find zu diejer nicht über einen Monat hinaus anzu- 
ordnenden Tagſatzung der Berpflichtete und der betreibende 
Gläubiger?) zu laden. 


Dieje Berfonen können in der Zwifchenzeit die Rechnung 
beim Erefutionsgerichte einfehen und Dagegen oder gegen 
einzelne Poften mündlich zu Protofoll oder jchriftlich Erinne- 
rungen anbringen?) Bon den geladenen Perſonen, die weder 
bei der Tagſatzung erfcheinen, noch vor derfelben Erinnerungen 
angebracht haben, wird angenommen,*) daß fie die gelegte 
Rechnung als richtig anerlennen.d) Die Erinnerungen von 
Perjonen, die nicht bei der Tagſatzung erjcheinen, werden 
nur infoweit berüdjichtigt, al da3 Erefutiondgericht es für 
notwendig findet, die darin geltend gemachten Nechnungs- 
mängel von Amts wegen zum Gegenftande einer Aufllärung 
oder Berichtigung zu machen. Dieſe Rechtsfolgen find in 
der Ladung befanntzugeben.®) 

1) Mündliche Verhandlung nad 8 59. 

2) Die Hypothelargläubiger nicht. 

3) Die Erinnerungen Tönnen in der Gerichtskanzlei zu Protofoll ges 

nommen werden. $ 320, 8. 4, SD 

#8 57. 

5) Daher Haben fie auch Tein Rekursrecht, 8 117. — Auch nicht, wenn 
fie vor der Tagſatzung Erinnerungen gegen die Rechnung angebracht und 
ihre Erinnerungen das Erelutionsgeriht veranlaßt haben, die geltend 
gemachten Rehnungsmängel zum Gegenftande einer Aufllärung oder Ber 
rihtigung zu machen. (IM. zu $ 117 ED.) 

6) Sonft wäre die Ladung nicht „gehörig”, 8 57. 
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$ 117. Auf Grund der gemäß $ 116 zu beachtenden 
Erinnerungen und der vom Xerwalter darüber gegebenen 
Erläuterungen hat das Gericht über die Genehmigung der 
Berwaltungsrechnung zu enticheiden.!) Gleichzeitig ift die Dem 
Bermalter zu gewährende Belohnung und die Höhe des ihm 
zu erjegenden Aufwandes zu bejtimmen.?) 


Den zur Tagſatzung geladenen, jedoch bei derjelben nicht 
erichienenen Perjonen fteht der Rekurs gegen die Entjcheidung 
über die Verwaltungsrechnung nicht u 


1) Allenfalls durch bei der Tagſatzung zu verfündenden Beſchluß. — 
Jedenfalls Ausfertigung zuguftellen, 8 64, Abſ. 2. Der Preis bes „Leit- 
fadens für Zwangsverwalter“ Tann unter dem Titel „Roften der Ver⸗ 
waltung” in die Verwaltungsrechnung eingeftelt werden. IMV. v. 
5. April 1899, IMBB. Nr. 14. 

2, 8 113. 

a) Den zur Erledigung der Verwaltungsrehnung und zur Verhand⸗ 
lung über die Anſprüche des Verwalters geladenen Perjonen, die zur 
Tagfabung nicht erichienen find, fteht gegen die Entfcheidung über die 
Verwaltungsrechnung und über die Anfprücde bed Verwalters ein Rekurs 
auch dann nicht zu (8 117, Ab. 2, ED.), wenn fie vor der Tagſatzung 
Erinnerungen gegen die Rechnung augebradht und ihre Erinnerungen das 
Exekutionsgericht veranlaßt haben, die geltend gemachten Rechnungsmängel 
zum Gegenftande einer Aufklärung oder Berichtigung zu machen (8 116, 
Abſ. 2, ED.) (IM. zu 8 117 ED.) 


6 118. Auf die Erfüllung der dem Verwalter in der 
Nechnungserledigung vom Exekutionsgerichte erteilten Auf. 
träge hat das Erefutiondgeriht im Wege von Drdnungs- 
ftrafen,!) durch Abzüge an der —— Belohnung?) 
oder durch Zurückhaltung derſelben zu dringen. 

Dem Verwalter rechtskräftig auferlegte Erſätze ſind durch 
Einrechnung auf die ihm zugeſprochene Belohnung oder auf 
die ihm als Erſatz ſeines Aufwandes gebührende Summe,?) 


817. 1. Ob die von der Liegenſchaft zu entrich— 
tenden Steuern ($ 120, 3. 1 ED.) aus den Erträgniffen be- 
richtige wurden, hat das Gericht bei Entjcheidung über die Ver- 
waltungsrechnung von Amts wegen zu prüfen. E. vd. 4. Zuli 
1900, 3. 8987, $. 304; 

Ausſchlußdes Rechtsweges. E. v. 15. Mai 1901, 3.6848, 
Ref. 1901: ©. 114. 

2. Der Zwangsverwalter Tann ungeadtet Fern- 
bleibens von der Tagfagung die Entjeheibung über die Ver- 
waltungsrechnung mittel Rekurs anfechten. E. v. 24. April 1900, 
3. 5537, Präav. 1901: ©. 380. 








Rerwaltungserträgniffe. 297 


falls Died aber unausführbar wäre oder nicht vollen Erfolg 
hätte, durch Erefution auf da3 Vermögen des Berwalters 
bereinzubringen. Die Erelution hat das Exekutionsgericht von 
Amts wegen‘) einzuleiten. 
1) Bis 100 K, gegen Advokaten bi 200 K, 8 220 3PO., 8 78. 
2) 88 113, 117. 
2) 8 117, Abſ. 1. 
4) Ausnahme von 8 3, Abf. 2, u. 8 4. Derlei Erſätze find wie Ge- 
bühren und Strafen etuzuheben 88 104 ff. GO., nötigenfall3 wie Diefe 
zwangsweife einzubringen 8 110 ff. GO. 


Berwaltungderträgnifjje. 


6 119. Die Erträgniffe der verwalteten Liegenschaft find 
in Gemäßheit der nachfolgenden Bejtimmungen zur Berichtigung 
der ne el fomwie zur Befriedigung des betrei- 
benden Gläubigers und der ſonſt Berechtigten zu verwenden. 


Zu dieſen Erträgnifjen gehören alle dem Verpflichteten 
gebührenden, der Erekution nicht entzogenen Nußungena) und 
Einkünfte der Liegenſchaft, und zwar die nach Übergabe der 
Liegenſchaft an den Verwalter gewonnenen Srüchte, wie die 
zur Zeit dieſer Übergabe ſchon abgejonderten und auf der 
Liegenſchaft befindlichen Früchte, ferner die in diefem Beit- 
punkte fon fälligen, jedoch noch nicht eingehobenen Einkünfte, 
wie die erft nach Übergabe der Liegenschaft an den Verwalter 
fällig!) werdenden Einfünfte. 


Wenn abgejonderte Früchte ſchon vor Übergabe der Liegen- 
ſchaft an den Berwalter von Gläubigern des Berpflichteten 


8 119. 1. Eine vor Bewilligung der Zwangsverwaltung er: 
wirkte Pfändung der Mietzinsforderungen erftredt fich nicht 
auf Die nad Übergabe der Liegenihaft an den Verwalter fällig 
werdenden Mietzinfe. E. dv. 19. April 1900, 3. 5530, Sig. 975; 

ebenjowenig eine vor Bewilligung der Zwangsverwaltung 
ftattgefundene Zeſſion der Mietzinfe E. v. 5. April 1902, 
3. 3435, XB. 1902: 41. . 

2. Die zur Zeit der Übergabe der Liegenichaft an den Ver: 
walter vorrätigen Erzeugniſſe eiuer auf der Liegenfchaft be- 
triebenen Ziegelbrennerei, zu deren Betrieb der Verwalter nicht 
ermäditigt wurde, gehören nicht zu den Vermwaltunggerträgniffen, 
€. dv. 7. Mai 1902, 3. 6186, Ref. 1902: ©. 945 

wohl aber der Erlös für das Wirtſchaftsinventar, 
das durch die Verpachtung der Liegenfchaft entbehrlich und deshalb 
berfauft wurde. E. v.27. Dezember 1901, 3. 17598, amtl. ©. 518. 
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epfändet wurden, fo gehört nur der nach Berichtigung der 

fandforderung jamt Nebengebühren erübrigende Teil des für 
dieſe Früchte erzielten Erlöfes zu den Verwaltungserträgnifien ; 
fall3 nicht vom Gläubiger jelbft Erefution geführt wird, ob⸗ 
liegt die Beräußerungb) dem Verwalter. Dasjelbe gilt in 
Anfehung der bei Übergabe der Liegenichaft an den Verwalter 
bereit3 fälligen Einfünfte, die noch nicht eingehoben, aber ſchon 
gepfändet waren. 

2), Eine frühere Pfändung der in Hinkunft fällig werdenden Einkünfte 
hindert, foweit fie nicht fchon bei Tibergabe der Liegenichaft an den Ver⸗ 
walter fällig wuren, deren Einziehung und Behandlung als Verwaltungs⸗ 
erträgniffe nit. Abſ. 2 in fine. 

a) Die Nubung ber im 8 251, 3.3, ED. bezeichneten Tiere bes Ber- 
pflichteten gehört nicht zu denjenigen Erträgnifien einer verwalteten bäuer- 
lichen Liegenfchaft, welche zur Beric:tigung der Berwaltungdauslagen und 
zur Befriedigung des betreibenden Gläubigerd und der fonft Berechtigten 
zu verwenden find; fie ift vielmehr dem Berpflichteten zu überlaſſen. 

Desgleichen find die im 8 251, 8. 2, ED. bezeichneten Nahrungs⸗ und 
Feuerungsmittel dem Verpflichteten auch bei Zwangsverwaltung feiner 
Liegenſchaft zu belafien. (IM. zu 8 119 ED., B. 1.) 

5) Abgeſonderte Früchte, die vor Übergabe ber Liegenfchaft an ben 
Berwalter von Gläubigern des Terpflichteten gepfändet wurden, find durch 
den Verwalter (8 119, Abſ. 3, ED.) nicht mittel3 exefutiven Verlaufe, 
fondern aus freier Hand zu veräußern. (IM. zu 8 119 ED., P. 2.) 


Unmittelbare Beridtigung aus den Berwaltungs- 
erträgniffen. 


6 120. Die mit der Verwaltung und gewöhnlichen 
wirtichaftlihen Benügung der Liegenfchaft verbundenen Aus«- 
lagen find vom Bermwalter ohne weiteres Verfahren aus den 
Erträgnifien zu berichtigen. «) 


Zu diefen Auslagen gehören insbejondere:!) 





8 120. 1. Steuern und Öffentliche Abgaben ($ 120, 3. 1), 
Zinfen, Renten und fonftige wiederkehrende Leiftungen ($ 120, 3- 5) 
find aus ben Verwaltungserträgnifen nur infoweit unmittelbar 
zu berichtigen, als nicht die Anſprüche des Verwalters auf 
Erjag der Verwaltungsauslagen und auf angemeffene Belohnung 
dadurch beeinträchtigt werden. PE. v. 18. Dezember 1900, 3. 492, 
J.B. 151, Sig. 1214. 

2. Nahlaf-(Bermögensübertragungs-) Gebühren ge— 
hören nicht zu den unmittelbar zu berichtigenden Auslagen. €. 
dv. 6. Februar 1900, 3. 1068, Ref. 1900: ©. 66. 
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1. die zur Beit der Bewilligung der Zwangsverwaltung 
nicht länger als drei Jahre rüdjtändigen, ſowie die während 
der Ziwangsverwaltung fällig werdenden, von der Liegenschaft 
zu entrihtenden Steuern?) jamt Zufchlägen, die ſonſtigen von 
der Liegenichaft zu entrichtenden öffentlichen Abgaben, ſowie 
die nicht länger al3 drei Jahre rüdftändigen Berzugszinfen 
diefer Steuern und Abgaben; 

2. die dem Verpflichteten aus Verficherungsverträgen ob- 
liegenden Leiftungen, fofern diefe Verträge in Anfehung der 
verwalteten Liegenjchaft, einzelner Teile derjelben, des Zu⸗ 
behör3 oder der in die Verwaltung einbezogenen Vorräte ge- 
ſchloſſen find; 

3. Die während der Zwangsverwaltung fällig werdenden 
und die aus dem lebten Sabre vor Bewilligung der Zwangs⸗ 
verwaltung rüditändigen Beträge an Lohn, Koftgeld und 
anderen Dienftbezügen der bei Bewirtichaftung eines zur Forſt⸗ 
oder Landwirtſchaft beftimmten Grundftüdes oder zur 
Uberwachung und Inftandhaltung von Wohnhäufern verwen- 
deten Perjonen;?) erftredt fich die Zwangsvermaltung auf ge= 
werbfiche Unternehmungen, die mit dem forft- und Iandwirt- 
ſchaftlichen Betriebe verbunden find, fo find aud die Dienft- 
bezüge der in diejen Unternehmungen verwendeten PBerjonen 
im gleichen Umfange unmittelbar aus den Erträgniffen zu 
berichtigen; 

4. die Koften der Zwangsverwaltung,9 die Koften der 
Erhaltung und notwendigen Berbefjerung der Liegenichaft 
ii zur einjtweiligen Beftreitung diejer Koften geleifteten 

orſchüſſe; 

5. die während der Zwangsverwaltung fällig werdenden 
und die aus dem letzten Jahre vor Bewilligung der Zwangs⸗ 
verwaltung rückſtändigen Zinſen, Renten, Unterhaltsgelder und 
ſonſtigen wiederkehrenden Leiſtungen, die aus unangefochtenen, 
auf der Liegenſchaft ſichergeſtellten Forderungen und Rechten 
——— einſchließlich der aus Ausgedingen gebührenden 

iſtungen, ſowie die auf eine Kapitalstilgung berechneten 
Abſchlagszahlungen, welche kraft einer bereit3 vor Bewilligung 
der Zwangsverwaltung getroffenen, unanfechtbaren Verein 
barung dur Annuitäten oder durch gleichmäßige, in Zeit- 
abjcehnitten von höchſtens einem Sahre fällige Raten zu be- 
wirfen find. 

Die unmittelbare Berichtigung der unter B. 5 angeführten 
Ausgaben ift nur inſoweit ftatthaft, als die fraglichen Bezugs⸗ 
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rechte en Borrang vor dem Befriedigungsrechte®) 
des betreibenden Gläubiger genießen.) 

!) Der Verwalter Tann, wenn er Bmeifel hat, um eine Weifung an= 
ſuchen, 8 109, Abſ. 4. — Gegen bie diesbezüglichen gerichtlichen Weiſungen 
fein Rekurs, 8 132, 8.3. 

2) Grundfteuer: „Der Grundfteuer unterliegen alle Grundober⸗ 
flächen, welche im Wege der landwirtfchaftlichen Bodenkultur benützbar 
find und zwar aud) dann, wenn fie diefer Benützung durch eine bie 
Steuerfreigeit nicht begründende Widmung entzogen find.“ 8 1 Gef. dv. 
24. Mai 1869, RGB. Nr. 88. 

Bebäudefteuer: Hauszing- und Hausflaffenfteuer. „Der Gebäube- 
fteuer unterliegen alle Wohngebäude, fie mögen in geichloflenen Ort⸗ 
fchaften ober einzeln Liegen.” 8 1 Bat. v. 23. Februar 1820, Hfzb. v. 
29. Februar 1820, 3.351, PGS., Bd. 47, Anh. 7, ©. 699, und Bd. 48, 
Nr. 28. 

Die Gebändefteuer wird entweder nad bem Binsertrage, 88 4 ff. 
(Hauszinsfteuer), oder nad) der Klafiifilation (Hausklaſſenſteuer), 88 16 ff. 
Hd. v. 29. Februar 1820, bemeſſen. — Gef. v. 9. Februar 1882, RGB. 
Nr 17. 

Geſetzliches Pfandpredt für die Erwerbfteuer Für bie 
Erwerbfteuer ſamt Nebengebühren befteht ein gejegliches Pfandrecht 
mit dem Vorzugsrechte vor allen PBrivatpfandrechten an den ber Unter- 
nehmung ausfchließlidh ober voriwiegend gewibmeten und dazu eigens ein- 
gerichteten Realitäten der Steuerpflichtigen. 

Dieſes Pfandrecht fteht jenen rüdftändigen Ermerbfteuerbeträgen 
famt Nebengebüren, welche, vom Beitpuntte der exelutiven Veräußerung 
des Pfandobjeltes zurüdgerechnet, nicht länger als ein Jahr und ſechs 
Donate aushaften, unbedingt zu. 

In Anfehung älterer, jedoch nicht über drei Jahre vom Beitpunfte 
der erefutiven Veräußerung des Pfandobjeltes zurüdreichender Rüditände 
ift das erwähnte Vorzugsrecht davon abhängig, daß der Rüdftand längſtens 
binnen einem Jahre nach der Fälligkeit der betreffenden Steuerbeträge in 
den Öffentlichen Büchern fichergeftellt worben fei. 

Im Falle des Eigentumsmwechfeld bei einer nad) den borftehenden Be- 
ftimmungen haftenden Realität Tann dieſes Pfandreht mit obigen Be 
ſchränkungen zur Hereinbringung derjenigen Erwerbfteuerbeträge, melde 
aus der Zeit vor dem Erlöſchen des Eigentumsrechtes des Steuerpflicd;- 
tigen ausbaften, fowie zur Hereinbringung der Nebengebühren geltend 
gemacht werden. 8 76 Gef. v. 25. Oftober 1896, RGB. Nr. 220, be⸗ 
treffend die direkten Perfonaliteuern. 

Diefe Beſtimmung findet auch auf die Ermerbfteuer ber der Öffent- 
lihen Rechnungslegung unterworfenen Unternehmungen Anwendung. 
8 125 bes zit. Gef. 

Die von dem Erträgniffe eines Hauszinsfteuerfreien Hauſes zu 
entrihtende Eintommenfteuer ift eine Realſteuer. 

Die Wafferbezugsgebühren in Wien find als Wealfteuer 
anzufehen. 

Die Zins- und Schulfreuzer in Wien find nicht Konfurrenz- 
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beiträge im Sinne des Hofbelretes v. 4. Jänner 1836, IGS. Nr. 113, 
fie find Tein Zuſchlag zur Hauszingfteuer, fondern eine bie Mietpartei, 
treffende Gemeindeumlage, fie Haben mithin nicht die rechtliche Ratur einer 
von der Realität felbft zu entrichtenden Abgabe. 

Der an die Etelle der aufgehobenen Bergfrone ($ 268 aBG., 
8 2 Gel. v. 28. April 1862, RGB. Nr. 28) getretenen Einkom⸗— 
menfteuer und den Handel3fammerbeiträgen als Zufchlägen zu 
derfelben kommt bei Verteilung des Meiftbotes ber Bergrealität das Vor⸗ 
zugsrecht zu. 

Religionsfondsbeiträge. Inſoweit die Religionsfondsbeiträge 
nicht über 3 Jahre ausſtändig find, kommt denſelben und deren Neben⸗ 
gebühren ein den öffentlichen Abgaben und deren Nebengebühren nad)» 
ftehendes, Hingegen allen privatrechtlichen Forderungen vorgehendes geſetz⸗ 
liches Yfandrecht ad fructus bes unbeweglichen Vermögens der beitrags⸗ 
pflichtigen Pfründe oder regulären Kommunität zu. 8 22. 

Im Falle eines Konkurfes find die nicht über drei Jahre ausftändigen 
Religionsfondsbeiträge und Nebengebühren unmittelbar nach den äffent= 
lien Abgaben und deren Nebengebühren zu berichtigen. 8 23 Gef. v. 
7. Mai 1874, REB. Nr. 51 (Art. XIV, 8.2, EG. 3. ED.). 

Für die Vorzugsrechte der Realfteuern find maßgebend: Htzd. v. 
15. April 1825, IGS. Nr. 2089, und Hfd. v. 16. Eeptember 1825, 
IGG. Nr. 2132; AH. Entſchl. v. 30. November 1839; Hfyd. dv. 14. Februar 
1840, 8. 4645, PGS., Bb. 68, ©. 152; Juftiz-Hfd. v. 14. Februar 1840, 
IGS. Nr.409. Giehe den Wortlaut bei Manz, 21. Bd., 1. ZI., und 
bei 8 216. 

Die Bermögengübertragungsgebühren find nicht unmittelbar aus den 
Bermwaltungserträgnifien zu berichtigen. Vergl. 8 124, 8.2. 

3) Auch der Wirtſchafts- und Fabriksbeamten; vergl. dagegen $ 216, 3.3, 

9) Dazu gehört nicht die Entlohnung des Berwalterd. 88 113, Abf. 2. 
124, 3. 1. Der Preis des „Leitfadens für Zwangsverwalter“ (1 K) 
fann vom Zwangsverwalter unter dem Titel „KRoften der Verwaltung” 
in die Verwaltungsrechnung eingeftellt werden. IMV. v. 5. Upril 1899 
IMVB. Nr. 14. 

6) In zweifelhaften oder beftrittenen Fällen muß die Berichtigung 
der Verteilung der Ertragsüberichüffe vorbehalten werden. 8 124, 8.3. 

8) Iſt identiſch mit dem in 8124, 3. 3, gebrauditen Ausdruck „Vor⸗ 
rang vor dem betreibenden Gläubiger”. — Die Priorität des Befriedt- 
gungsrechtes richtet fi, mag die Forderung des betreibenden Gläubiger 
pfandrechtlich fichergeftellt fein oder nicht, nach dem bücherlidien Range der 
Anmerkung ber Bivangsverwaltung. 8 104, Abſ. 1. — Eiehe aud) über 
das Berhältnis des Befriedigungsrechtes zur bücherlichen Sicherftellung 
8 218, Abf. 3. 

?) Unmittelbar zu berichtigende Auslagen bei Bwangsverwaltung von 
Bergwerken, 8 241, — einer dem Bater am Vermögen feines Kindes zu⸗ 
ftehenden Fruchtnießung, 8 336, — einer gewerblichen Unternehmung, 8 344. 

a) Die zur Erhaltung und Bewirtichaftung der Liegenfchaft not= 
mwenbigen Auslagen einjchließlic der im 5 120, 8. 2 und 8, EO. bes 
zeichneten Leiſtungen (Berficherungsprämien, Tienftbezüge des Wiriſchafie 
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perjonales) find aus den Berwaltungserträgnifien vor den rüdftändigen 
und laufenden Steuern und Öffentliden Abgaben (8 120, 3.1, ED.) zu 
berichtigen (8 121, Abſ. 1, ED.). Die Öffentlichen Abgaben geniehen das 
Vorzugsreht vor den rüdftändigen und laufenden Zinfen, Renten, Unter: 
haltsgeldern u. |. tv. aus Forderungen und Rechten, die auf der Liegen: 
ſchaft fichergeftellt find (8 124 EO.). Der Verwalter barf daher bei ber 
unmittelbaren Berichtigung aus den Berwaltungserträgnifien Hypothelar- 
zinfen nicht vor den Verwaltungsauslagen bezahlen, fondern nur den- 
jenigen Teil der Erträgnifje zur Berichtigung der Binfen (8 121, Wbf. 2, 
ED.) verwenden, der nad Begleichung der Berwaltungsauslagen und 
der im 8120, 8.1, ED. bezeichneten öffentlichen Abgaben jeweils erührigt 
(IM. zu 8 120 ED.) 

6 121. Die zur Erhaltung und Bewirtſchaftung der 

Liegenichaft notwendigen Auslagen, einſchließlich der im $ 120, 
8.2 und 3, bezeichneten Leiftungen find aus den Erträgniffen 
vor den rüdftändigen oder während der Zwangsverwaltung 
fällig werdenden Steuern und öffentlichen Abgaben ($ 120, 
3. 2 zu berichtigen.) 
Für die im 8 120, 3.5 bezeichneten Zahlungen tft die 
nad) dem Stande des Öffentlichen Buches oder nad) Anhalt 
des Protofolles über die pfandweiſe Beichreibung!) den Be- 
zugsrechten jelbft zufommende Rangordnung maßgebend. 

1) 8 92. 


a) Siehe JM. zu $ 120 ED. 


Verteilung der Ertragsüberfchäffe.*) 


6 122. Die Verteilung der nach Abzug der unmittelbar 
berichtigten Auslagen ($ 120) erübrigenden Erträgnifie (Er- 
tragsüberjchüffe) hat in der Regel nad Erledigung jeder 
einzelnen VBerwaltungsredhnung!) ftattzufinden. Das Gericht 
fann jedoch jolche Berteilungen beim Vorhandenſein hinreichender 
Zahlungsmittel auf Antrag?) während des Laufes einer Rech— 
nungöpertode?) oder, wenn die Einleitung einer befonderen 
Verteilungsverhandlung wegen der Geringfügigfeit der jähr- 
lien Ertragsüberſchüſſe dem Gerichte unzweckmäßig erjcheint 
und die Rechte der Gläubiger durch eine ſolche Aufichiebung 
nicht leiden, auf Antrag?) oder von Amt3 wegen erft nad) 
Verftreichen mehrerer Rechnungsperioden vornehmen.) 
1) 88 115—117. 
?) Kann in der Gerichtskanzlei zu Protofoll genommen werben. 8 320, 
8. 3, GO 

*) Beilpiele für Verteilung der Ertragsüberſchüſſe wurden veröffent- 
licht laut Kundmachung des IM. v. 24. Februar 1900, 8. 8989, 
IMBB. ©.59/1900. 
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3) In ber Regel ein Jahr. 8 115. 
*) Gegen bie Beſtimmung des Beitpunltes ber Berteilung ber Er⸗ 
tragsüberfchüffe lein Rekurs. 8 132, 3.6. 


6 123. Zur Verhandlung über die Verteilung hat das 
Gericht eine Tagſatzung!) anzuberaumen. Bu diejer Ab außer 
dem PVerpflichteten und der Yinanzprofuratur (& 99)9) der 
betreibende Gläubiger und alle Berfonen zu laden, für welche 
nad) den dem Gerichte a Ausweiſen auf der Tiegen- 
Schaft oder auf den an der Liegenjchaft haftenden Rechten zu 
Geldleiftungen verpflichtende Forderungen und Rechte begründet 
find.?) Bon der Ladung dieſer leßteren Perſonen ift abzujehen, 
ſofern ihre Anſprüche aus den Erträgniffen unmittelbar be- 
zung wurden. *) 

te für die Anberaumung der Verteilungstagjaßung ſo⸗ 
wie für die Verteilung und die Verhandlung darüber not- 
mwendigen?) Auszüge aus dem öffentlichen Buche oder aus den 
Protokollen über die pfandweile Beichreibung®) der Liegen- 
Ichaft hat das Gericht von Amts wegen zu beichaffen. 

1) Münblihe Verhandlung. 8 59. Kein abgefondertes Rechts⸗ 
mittel. 8 66. 

2) innerhalb deren Amtsgebiet das Grundftüd gelegen ilt. 

3) Den Gläubigern, deren Anfprüce_ber Anmeldung unterliegen, find 
bei der Ladung die Folgen der Unterlafiung oder Verjäumung der Un 
meldung befanntzugeben. 8 127, Abſ. 3. Auch der Verwalter tft zu laden. 
88 124, 8. 1, 127, Abſ. 1. 

4) 88 120, 241, 336, 844. Wenn die Yorderung ded Gläubiger zu⸗ 
nächſt nur auf Zinjen und Annuitäten gerichtet ift, dieſe Anſprüche aber 
unmittelbar berichtigt wurden, fo braucht der Yorderungsberechtigte nicht 

geladen zu werben, weil das Kapital, wenn es nicht fällig ift, bei ber 
Berteilung nicht berüdfichtigt wird. Giehe 88 124, 8. 3, 125. 

5), Wenn das Erelutionsgericht, wie insbeſondere bei ftädtifchen Liegen- 
fchaften, nicht zugleich da® Grundbuchsgericht iſt. 8 18, 8. 1. 

8 9. 


6 124. Aus den zur Verteilung gelangenden Ertrags⸗ 


überjhüffen find in der nachſtehend angegebenen Reihenfolge 
zu berichtigen:a) 


8 123. 1. Der Pächter einer zwangsweiſe verwal— 
teten Liegenfhaft, der Erjag eines zum Vorteile der Liegen 
Schaft gemachten Aufwandes verlangt, bat diefen Erjaganfpruch 
‚außergerichtlich oder gerichtlich gegen den Verwalter geltend zu 
machen. E. 4. Juli 1901, 3. 9651, amtl. S. 446. 

8124 1. Zur Sicherung der borzugdweifen Befriedigung 
‚der Anſprüche des Verwalters ($ 124, 3. 1) hat das Ere- 
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1. die Anſprüche des Verwalters auf Belohnung und 
Erjag der von ihm beftrittenen Verwaltungsauslagen, ſoweit 
1 ih: ihon durch die gewährten Vorſchüſſe ($ 113) ge- 
edt ind; 

2. bie nicht länger als drei Jahre vor Bewilligung der 
Zwangsverwaltung rüdjtändigen, von der Liegenſchaſt zu ent- 
tichtenden?) Vermögensübertragungsgebühren und, ſoweit fie 
nicht Schon im Sinne des 8 120 unmittelbar aus den Er- 
trägniflen berichtigt wurden, die im $ 120, 8. 1 bezeichneten 
BE und öffentlichen Abgaben famt Berzugäzinfen; 

3. ſoweit nicht gleichfalls fchon deren Berichtigung gemäß 
8 120, 8.5 erfolgt ift, die während der Zwangsverwaltung 
fällig werdenden oder aus bem legten Sabre vor Bewilligung 
der Zwangsverwaltung rüditändigen Zinſen, Renten, Unter- 
haltsgelder und fonjtigen wiederkehrenden Leiftungen aus 
Forderungen und Rechten, die auf der Liegenfchaft fichergeftellt 
find, einjchließlich der im 8120, 8. 5 bezeichneten Kapitals- 
abichlagszahlungen, in der den Bezugsrechten ſelbſt zu— 
kommenden Rangordnung, vorausgeſetzt, daß diefen Bezugs— 
ne Vorrang vor dem betreibenden Gläubiger?) ge⸗ 
ührt 


kutionsgericht auf Antrag die en oder er 
Hinterlegung eines Teiles der Erträgniffe anzuordnen. PE. v 
18. Dezember 1900, 3. 492, 3.8.1851, Sig. 1214; 

ed find jedoch nur diejenigen Berwaltungsanslagen zu 
berichtigen, die vom Verwalter fon verrechnet und vom Gerichte 
N find. E. 0.20. Dezember 1899, 3. 18443, Präv. 1900 : 

167; 

die Gebühren für die Inventierung des Nachlaſſes des 
Verpflichteten gehören nicht zu den Verwaltungsauslagen. E. v. 
6. Februar 1900, 3. 1068, Ref. 1900: ©. 66. 

2. Wird die verwaltete Liegenfchaft verfteigert, jo find Die 
vor Erteilung de3 Zuſchlags fällig gewordenen Steuern 
aus den Ertragsüberichüffen zu berichtigen. E. v. 21. Februar 
1900, 3. 2325, Präv. 1900: ©. 325. 

3. Die Gebühren für den Bezug oder Mehrverbraud von 
Hochquellenwaſſer in Wien genießen das Vorzugsrecht der 
Steuern (8 124, 3. 2). €. v. 29. Jänner 1902, 3. 1079, Not. 
1902 :10; 

nicht aber die Zind- und Schullreuzer, die eine Die 
Mietpartei treffende Gemeindeumlage find. E. v. 21. März 1900, 
3.3688, Sig. 941. 

4. Nüdftändige Zinfen find aus den Ertragsüberſchüſſen 
nach der bücherlichen Rangordnung der men nn 
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1) Die Gebühr von Vermögensüberiragungen haftet auf der Sache, 
welche den Gegenftand ber Übertragung ausmacht, und geht allen, aus 
Privatrechtstiteln entipringenden Forderungen vor. 8 72 GG., 8. Pat. 
v. 9. Februar 1850, RGB. Nr. 50. 

Die Geſetzmäßigkeit der Bemeflung der Gebühr unterliegt nicht ber 
richterlichen Beurteilung, wohl aber der Beftand des für diefe Gebühr in 
Anſpruch genommenen geſetzlichen Pfandrechtes. 

2) Bergl. 88 120, Ubi. 2, 104, Abſ. 1, 126. Siehe Anm. 6 zu 
8 120. 

8), Die Anſprüche 3. 1-3 müſſen angemeldet werden, ſonſt werben fie 
nicht berüdfichtigt 8 127. — Das Vorrecht der Betriebsauslagen 
und Übrehnungsjhuldigleiten bei der Zwangsverwaltung einer 
Eifenbahn fiehe bei Art. XIII, 8. 1, EG. 3. ED. 

a) Sollten die dem Rerpflichteten aus Berfiherungdverträgen ob⸗ 
liegenden Leiftungen oder die Leiftungen an Lohn, Koftgeld und anderen 
Dienftbezügen des forjt- und landwirtfchaftlichen oder gewerblichen Per⸗ 
ſonals (8 120, 8. 2 u. 3, ED.) nicht vom Verwalter felbft unmittelbar 
aus den Erträgnifjen berichtigt worden fein, fo find fie bei Berteilung ber 
Ertragsüberſchüſſe (88 122 ff. ED.) als Abzugspoſten biefer Überſchüſſe, 
und zwar vor ben Anſprüchen bes Verwalter® auf Belohnung und Erſatz 
und vor den Steuern und öffentlichen Abgaben zu berichtigen (8 121 ED.). 
(IM. zu 8 124 ED.) 


6 125. Die nach Berichtigung diefer Zahlungen ver- 
bleibenden Summen find zur Tilgung der Forderung zu ver- 
wenden, zu deren SHereinbringung die Zwangsverwaltung bes 
willigt worden if. Beim Vorhandenfein mehrerer durch 
Zwangsverwaltung Exefution führender Gläubiger enticheidet 
der in 8 104 angegebene Beitpunft über die Reihenfolge der 
Tilgung ihrer Forderungen, fofern nicht einzelnen derjelben 
auf Grund eines vorher erworbenen Pfandrecdhtes!) der Vor⸗ 
rang gebührt. Der hiernach zurüditehende Gläubiger gelangt 
zum Buge, wenn jämtliche vorausgehende Forderungen der 
übrigen betreibenden Gläubiger mit den dreijährigen Zinſen 
und fonftigen Rüdjtänden, Prozeß» und Exekutionskoſten?) 
getilgt find. 


ohne Vorrang desjenigen Gläubiger3 zu berichtigen, der die Zwangs⸗ 
a erwirtt bat. E. v. 9. Juli 1901, 3. 9883, amtl. 

. 447. 
5. Die Berichtigung rüdftändiger Steuern, Zinfen und Anntis 
täten aus dem bei Verfteigerung derverwalteten Liegen— 
Ihaft erzielten Meiftbote gibt dem betreibenden Gläubiger 
und den Hypothelargläubigern, deren Forderungen infolgedeflen 
bei ber Meiftbotverteilung leer ausgingen, feinen Anſpruch auf 
Befriedigung aus den Ertragsüberihüffen. €. v. 19. April 1899, 
3. 5453, Sig. 583. 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 20 
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Forderungen, die untereinander in gleicher Rangordnung 
ftehen, find nad Verhältnis ihrer Geſamtbeträge?) zu tilgen. 
Die Forderungen der betreibenden Gläubiger gehen in Bezug 
auf die Befriedigung aus den Ertragsüberichüflen den länger 
als drei Jahre rüdjtändigen pfandrechtlich nicht fichergeftellten 
Steuern, Gebühren und öffentlichen Abgaben voraus. 

3) Oder einer Vorrangseinräumung. 8 218, Abf. 2. 

2) 8 104. „Nebengebühren”. °) Kapital und Nebengeblhren. 


$ 126. Der gemäß 88 124 und 125 nicht zur Ber- 
wendung gelangende Zeil der — uberlanlle iſt zur Be- 
richtigung derjenigen im 8 124, 3. 3 bezeichneten, während 
der Zwangsverwaltung fällig werdenden oder aus dem legten 
Sahre vor deren Bewilligung rüdftändigen Leiftungen!) zu 
verwenden, die dem We rechte des betreibenden 
Gläubigers in Range nacdhftehen. Ein nach Berichtigung aller 
diefer Anjprüche erübrigender Reit ift dem Verpflichteten zu- 
zuweijen. 

1) Binfen, Nenten u. dergl. und Annuitäten. 


6 127. Die im 8 124, 8. 1 bis 3 angeführten An- 
- fprüchea) werden bei der Verteilung nur infolge Anmeldens') 
der Gläubiger berüdfichtigt, Die Forderungen, zu deren Gunſten 
die Zwangsverwaltung bewilligt wurde, find jedoch von Amts 
wegen in die Verteilung einzubeziehen. 

Die Anmeldung hat bei Vermeidung des Ausſchluſſes 
von der jeweils in Frage ftehenden Verteilung ſpäteſtens bei 
der anberaumten Tagfagung zu geichehen; fie kann auch jchrift- 
lich?) erfolgen. In der Anmeldung iſt der beanſpruchte, aus 
den Ertragsüberfchüffen zuzumeiiende Betrag anzugeben. 

Den Gläubigern, deren Anſprüche der Anmeldung unter- 
liegen, find bei der Ladung die auf die Unterlafjung oder Ber- 
—— der Anmeldung geſetzten Rechtsfolgen bekannt zu 
geben 

!) Die Anmeldung kann in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen 

werden. 8 320, 8. 4, GO. 

2, Schriftfag in einem Exemplare. 8 53. 

a) Anſprüche auf rüditändige oder laufende Zinſen, Nenten, Unter: 

halt3gelder und fonftige wiederkehrende Leiftungen aus Forderungen und 
g 127. 1. Die Anmeldung der auf einer Hypothek pfand- 
rechtih fichergeſtellten Forderung durch den Superpfandgläu— 
biger kann das Anmelden des Hypothekargläubigers nicht erſetzen. 
€. v. 10. April 1900, 3. 4735, F. 321. 





Widerſpruch gegen Verteilung d. Ertragsüberſchüſſe. 307 


Rechten, die auf ber Liegenfchaft fichergeitellt find (8 124, 8. 3, ED.), 

dürfen, falls nicht für die Forderung Zwangsverwaltung bewilligt ift, 
bei Verteilung der Ertragsüberjhüffe immer nur infolge Anmeldens 
des Gläubiger berüdfichtigt werben. Ob deſſen Forderung der Bor: 
rang vor dem betreibenden Gläubiger gebührt oder ob fie dem Be⸗ 
friedigungsrechte des Iegteren im Range nachſteht (8 126 ED.), macht 
Dabei keinen Unterfchied. (Gutadten des Oberſten Gerichtshofes 
zu $ 127 ED.) 


$ 128. Bei der Tagfaßung ift über die erfolgten An⸗ 
meldungen und die von Amts wegen zu beachtenden Anjprüche, !) 
fomwie über die Reihenfolge und Art ihrer Befriedigung zu 
verhandeln. 

Widerfprüche, die hiebei gegen die Bezahlung einzelner 
angemeldeter oder von Amts wegen zu berüdfjichtigender For⸗ 
derungen oder ihrer Binfen aus den Ertragsüberichüffen, 
gegen Die beantragte Reihenfolge der Bezahlung, gegen die 
Höhe der auszufolgenden Beträge oder gegen die Berechtigung 
zur Empfangnahme der Zahlungen erhoben werden, find nur 
dann auf den Rechtsweg zu vermeifen, wenn die Entjcheidung 
über den Widerjpruch von der Ermittlung und Feititellung 
ftreitiger Tatumſtände abhängt. 

Zur Erhebung von Widerjprüchen find alle Gläubiger 
befugt, deren Anſprüche beim Ausfallen des beftrittenen Rechtes 
aus den Ertragsüberjhüffen zum Zuge fommen könnten; die 
Befugnis zum Widerſpruche fteht unter diefer Vorausſetzung 
insbejondere auch den Afterpfandgläubigern zu. Der Ber- 
pflichtete kann nur gegen die Berücdjichtigung folcher Anſprüche 
a erheben, für welche ein Exefutiongtitel nicht vor— 
iegt. 

Das weitere Berfahren bei Erhebung von Widerjprüchen, ?) 
die Rechtsfolgen der verfäumien Klagsanbringung,?) die Er- 
laſſung des Verteilungsbeichluffes,’)a) die Ausfolgung der zu— 
gewiejenen Beträge an die Berechtigten‘) und der Einfluß 
anhängiger Widerſpruchsprozeſſe auf die Ausführung des Ver- 
teilungsbeichluffes?) beſtimmen fich nad den für die Meiſt— 
bot3verteilung aufgeitellten Borjchriften. 

1) Jene, zu deren Gunften Bmangsverwaltung bewilligt wurde. 

8 127, Abf. 1. 
2) Gegen vollitredbare Unfprüche fteht dem Verpflichteten die Oppo⸗ 


8 128, 1. Gegen den vom Rekursgerichte beftätigten Ber- 
teilungsbeſchluß ift ein weiterer Rekurs nicht zuläſſig. E. v. 
11. Jänner 1899, 3. 170, Slg. 456. 


20 * 
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fitionsllage 8 85, event. ber Oppofitionsantrag 8 40 zu, aufberen Grund 
Auffhhiebung beantragt werben Tann, 8 42 ff. 

3) 88 213, Ubf. 2 und 8, 231—283. 4) 8 281, Abſ. 2. 

5, 8 281, Abſ. 1. 

6) 8 286, Abſ. 1. °) 8 236, Abſ. 3. 

a) Da im 8 128, lebter Abſatz, ED. nur betreff3 der Erlaffung 
des Verteilungsbeſchluſſes im Zwangsverwaltungsverfahren, nicht auch 
betrefi3 der Anfechtung dieſes Beichluffes auf die für die Meiftbots- 
verteilung aufgeftellten Vorſchriften verwiefen wird, findet die Sonder⸗ 
beftimmung über die Anfechtung bed Meiſtbotsverteilungsbeſchluſſes 
($ 239, letzter Abſatz, ED.) auf bie im Bimangsverwaltungsverfahren 
ergebenden Berteilungsbefhlüffe Teine Anwendung. Wurde ein folder 
Beſchluß vom Rekursgerichte beftätigt, fo ift ein gegen die Enticheidung 
bes Rekursgerichtes angebrachter Rekurs vom Gerichte erfter Inſtanz 
don Amts wegen zurüdzumeijen (88 528 ZBO. und 78 ED.) (IM. zu 
8128 ED.) 


Einftellung der Bmwangsperwaltung. 


6 129. Die Zwangsverwaltung tft von Amts wegen ein⸗ 
zuftellen, wenn ſämtliche Forderungen famt Nebengebühren 
getilgt find, zu deren Hereinbringung die Zwangsverwaltung 
bewilligt wurde. 

Das Erefutionsgericht kann die Einftellung der Zwangs⸗ 
verwaltung von Amts wegen oder auf Antrag anordnen, wenn 
die Fortdauer der Zwangsverwaltung bejondere, auß den 
Liegenſchaftseinkünften nicht beftreitbare Koſten erfordern würde 
und der betreibende Gläubiger den nötigen Geldbetrag nicht 
vorfchießt, oder wenn nad) den Verhältniffen die Erzielung 
von Erträgniffen,!) welche zur Befriedigung des betreibenden 
Gläubigers verwendet werden könnten, überhaupt nicht oder 
doch für längere Zeit nicht zu erwarten ift. 

Der Einttellung von Amts wegen hat eine Einvernehmung 
der Parteien vorauszugehen.?) 


8 129. 1. Der betreibende Gläubiger, auf deſſen Antrag die 
Zwangsverwaltung wegen vorausſichtlicher Unergiebigkeit einges 
ftelt wurde, kann fpäter neuerdings Zwangsverwaltung 
erwirten. ©. v. 9. Jänner 1900, 3. 19127, Sig. 836. 

2. Einftellung der Ziwangsverwaltung der Fideilommiß- 
nusungen wegen voraußsfichtlicher Unergiebigfeit. E. v. 21. Juni 
1898, 3. 8641, Sig. 234. - 

3. Der Antrag auf Siftierung der Zwangsverwal— 
tung unter Aufrechthaltung der bisherigen Exekutionsrechte ent» 
hält fein Abftehen von der Erekution, fondern ift als gefeglih un- 
zuläffig abzumetfen. €. v. 27. April 1899, 3. 6129, 5. 325. 
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Die Zwangsverwaltung ift ferner jederzeit auf Antrag 
des betreibenden Gläubigerd einzuftellen. Findet gleichzeitig 
zu Öunjten mehrerer Gläubiger Zwangsverwaltung ftatt,?) jo 
bat der nur von einem derfelben geftellte Untrag auf Ein- 
jtellung der Bwangsverwaltung bloß die Wirkung, daß diefer 
Gläubiger die Rechte und Pflichten eines betreibenden Gläu- 
biger3 verliert, die zu feinen Gunften vollzogene Anmerkung 
der Zwangsverwaltung gelöfcht wird und die Forderung diefes 
Gläubigers fünftighin lediglich nad) Maßgabe ihrer Ionftigen 
Sicherſtellung (88 120, 3. 5, 124, 3. 3 und 126) bei den 
Berteilungen der Erträgnifje berüdjichtigt mwird.*) 

2) Dagegen barf aus dem Grunde ber Ausfichtölofigkeit der Verwaltung 
die Einleitung nicht von vornherein verweigert werben. — Der ſchikanöſen 
Erefutionsführung ift durch Berfagung der Koften entgegenzumwirken. 
85 75, 74. Im alle der Einitellung Hat der betreibende Gläubiger die 
Koften, inZbefondere die Belohnung und die Barauslagen des Verwalters 
zu erlegen. $ 78 ED., 8 40 BED. 

?) Bei Anordnung der Einvernehmung ift darauf zu achten, daß die 
Enntſcheidung über die Einftellung wo möglich ohne Unterbrechung des Exe⸗ 
kutionsverfahrens erfolgen Tann. 8 165, Abf. 2, ED. 

3) 8 108, 

9 Bon dem Tage des Zufchlages der virfteigerten Liegenichaft geht 
eine früher bewilligte Bwangsverwaltung in eine Verwaltung zu Gunften 
des Erfteherd über. 8 161, Abſ. 1. Daher Rechnungslegung des früheren 
Berwalter® und Berteilung ber Ertragsüberihüffe nach Borfchrift der 

88 122—128. 8 161, Abf. 2. 

Berüdfichtigung der Forderung bes betreibenben Gläubigers bei der 

Meiftbotsverteilung im Range de Befriedigungstechtes. 8 218, Abſ. 3. 


6 130. Bon der Einftellung einer Zwangsverwaltung 
find der Verwalter, der Verpflichtete, der betreibende Gläubiger, 
die Sinanzprofuratur (8 99)!) und die etwaigen Miteigentümer 
der Liegenichaft zu verftändigen. 

Mit Rechtskraft des Einſtellungsbeſchluſſes erlangt der 
Verpflichtete wieder die Befugnis zur. Bewirtichaftung und 
Benügung der Liegenichaft, zur Einziehung der Erträgniffe 
und zur Verfügung über diefelben. Das Erefutionsgericht 
hat die bücherlicje Löichung?) der Anmerfung der Zwangs⸗ 
verwaltung von Amts wegen?) zu veranlaflen und den Ber- 





8130. 1. Die Schlußrechnung muß erftattet werben, 
wenn auch betreibender Gläubiger und Berpflichteter darauf ver- 
zichten und ſich mit dem Verwalter über die Entlohnung und Aus- 
folgung der Erträgniffe geeinigt haben. €. v. 7. Februar 1900, 
3. 1470, Sig. 881. 
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walter zur Übergabe der Liegenfchaft an den Verpflichteten, 
zur Send auun, jener Berjonen, die gemäß $ 110 zur 
Bahlung an den Verwalter aufgefordert wurden, jowie zur 
Erjtattung der Schlußrechnung‘) anzumelien. Ein aus der 
Schlußrechnung fich ergebender Reſtbetrag ift dem Verpflich- 
teten herauszugeben. 

2) innerhalb deren Amtsgebiet das Grundftüd gelegen ift. 

2), In den Verfachbuchländern die Verfachung bes Einftellungsbeid;Tuffes. 
Art. XVI, 8.2, EG. 3. ED. 

3) Die Gerichtskanzlei (Kanzleiabteilung) bat den Eintritt der Rechts⸗ 
kraft von Beichlüffen, durch welche die Zwangsverwaltung einer Liegens 
Schaft eingeftellt wird, von Amts wegen zu überwachen und vom Eintritte 
der Rechtskraft dem Richter unter Vorlage dir Alten mündlid Mitteilung 
zu machen. 8 164 GO. 

) 8115. 


Verwaltung von Liegenſchaftsanteilen. 


6 131. Soweit das Geſetz nichts anderes beſtimmt,!) 
find die Vorſchriften über die Zwangsverwaltung von Liegen⸗ 
ſchaften auch auf die Zwangsverwaltung von einzelnen Liegen— 
ihaftsanteilen zu beziehen.) 

2) Befondere Beftimmungen enthalten die 88 99, Abſ. 3, 112, Abj. 3, 

130, Abf. 1. 

a) Die Zwangsverwaltung kann auch in Beſchränkung auf einzelne 
Parzellen der Liegenihaft oder phyſiſche Teile einer Parzelle (3. B. des 
beftodten Teiles einer Waldparzelle) geführt werben. 

In der bücjerlihen Anmerkung der Biwangsverwaltung (8 98 ED.) 
ift in diefem alle anzugeben, baß die Verwaltung zunächſt auf den be= 
ftimmten Liegenichaftsteil befchräntt ſei. (FM. zu 8 131 GO.) 


Rekurs. 


6 132. Gegen die in den 88 99 und 100 bezeichneten 
Beichlüffe, ſowie gegen die Beichlüffe, durch melde: 

1. dritte Berjonen gemäß $ 110 von der Bewilligung 
der Bmwangsverwaltung und von der Ernennung des Ver— 
walters verftändigt werden; 

2. der Umfang der dem PVerpflichteten zu überlaffenden 
Wohnungsräume bejtimmt wird ($ 105); 

3. dem Verwalter Anweijungen über die Art und Weife 
der Verwaltung!) und über die Bezahlung der im 8 120 
bezeichneten Auslagen erteilt werden; 

4. das Erefutionsgericht die Abjtellung wahrgenommenet 
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Mängel und Unregelmäßigteiten der Geichäftsführung des 
Bermalterd anordnet;?) 

5. ein neuer Verwalter ernannt (8 114, Ab. 3) ober 

6. der Zeitpunkt der Verteilung der Ertragsüberfchüffe 
beftimmt wird ($ 122), findet ein Rekurs nicht ftatt. 

12) 8109. 9) 8 11a. 


Dritte Abteilung. 
Zwangsverfteigerung. ') 


Einleitung. 


$.133. Dem Antrage auf Bewilligung der Zwangs⸗ 

verfteigerung müſſen beiliegen:°)«) 

1. eine urkundliche Bejcheinigung, daß die Liegenſchaft, 
deren — begehrt wird, im Eigentume des Ber- 
pflichteten oder, falls die Liegenfchaft in ein öffentliches Buch 
nicht eingetragen ift, im Beſitze oder Mitbefite des Ver- 
pflichteten fteht; 

1) Aftenbilvung 8 270 GO. Hählblätter 8 399 GO. 

2) Befondere Erforberniffe bei der Zwangsverſteigerung von Gegen= 
ftänden des Bergwerkseigentumes. 8 242. — E3 wird fich empfehlen, aud) 
gleich den Entwurf der Verfteigerungsbebingungen vorzulegen, weil ſich 
ſonſt das Zwiſchenſtadium des 8 145 einfchiebt; 8 145, Abſ. 1. Uber die 
Stempelbehandlung des Antrages fiehe FME, v. 38. April 1898, 3. 21424, 
FMVB. Nr. 8, bei $ 98, Unm. 2. 

a) Dem Untrage auf Bewilligung ber Zwangsverſteigerung hat 
ber betreibende Gläubiger fo viele Rubriken beizulegen, ala erforderlich 
find, um ihn felbft und alle anderen in 8 133, letzter Abſatz, CD. ge⸗ 
nannten Beteiligten von der Exekutionsbewillizung zu benachrichtigen 


8 133. 1. Zur Hereinbringung der auf einem Liegen 
Ihaftsanteile baftenden Forderung kann Berfteigerung 
dieſes Anteile begehrt werden, wenngleich der Verpflichtete zur 
Zeit des Verſteigerungsanſuchens Eigentümer einer größeren An 
au von Piegenfchaftsanteilen if. E. v. 14. Juni 1898, 3. 8197, 

g. 220; 

oder wenn er Alleineigentümer der Liegenichaft iſt. E. v. 
25. Jänner 1900, 3. 719, Not}. 1901 :3. 

2. Die Zuftellung der Berfteigerungsbemilligung 
nach Zuftellung des Verſteigerungsediktes (8 169 ED.) begründet 
nur dann Nichtigkeit des borangegangenen Verfahrens, wenn dem 
Hypothekargläubiger durch dieje veripätete Zuftellung die Meöglich- 
feit entzogen wurde, feine Nechte zu wahren. E. v. 21. Mai 1901, 
3.7405. 38.1902: 5. 
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(8 58, Abſ. 2, ED.; vergl. 8 80 8PO.). Der Verpflichtete erhält 
eine Ausfertigung des Schriftfages (Brotofollgabichrift). (IM. zu 8 133 
ED., P. 2.) 

Am Scriftfabe ober auf den Rubriken find auch die für die Zu⸗ 
Stellung erforderlihen WUngaben über die Adreſſen der Hypothekar⸗ 
gläubiger und Wieberlaufsberecdhtigten "zu machen (8 54, B. 3, ED.: 
— alle jene Angaben, welche nach Beſchaffenheit des Falles für 
die vom bewilligenden Gerichte oder vom Exekutionsgerichte im Inter⸗ 
eſſe der Exekutionsführung zu erlaſſenden Verfügungen von Wichtigkleit 
ſind“). Sofern eine Adreſſe nicht angegeben und auch aus dem Grund⸗ 
buche nicht zu entnehmen tft, wird ber betreibende Gläubiger zur Er- 
mittlung und Angabe der fehlenden Adreſſe zu verhalten fein (88 84, 
85 3PO.; 88 86, 89 GO.). BZuftellung durch öffentliche Bekanntmachung 
kann nur ftattfinden, wenn bejcjeinigt wird, daß der Aufenthalt der 
betreffenden Perſon unbelannt ift (8 115 ZPO.) (IM. zu 8 133 
EO., P. 3.) 


2. eine urkundliche Beſcheinigung über die an der Liegen- 
fchaft beitehenden dinglichen Rechte und Laften und die 
bücherlich eingetragenen Beſtand⸗,“) Wiederfaufd-*) und VBor- 
Taufsrechte.) 

3) 88 1095, 1102, 1121 abB. 9 88 1068-1070 abGB. 

5) 88 1072, 1073, 1076 abGB. 

Bei Liegenichaften, welche in einem öffentlichen Buche 
eingetragen find, werden dieje Befcheinigungen durch Vorlage 
eines mit dem Ausfertigungsdatum verjehenen amtlichen 
Auszuges des öffentlichen Buches erbracht, aus dem der lebte 
Buchſtand zu erjehen ift.®) Bei anderen Liegenjchaiten kann 
der Anforderung der 8. 2 durch Vorlage amtlich beglau- 
bigter Abjchriften aller pfandweiſen Beichreibungen der * 
lichen Liegenſchaft und, wo ein Verfachbuch geführt wird, 
durch Vorlage eines mit dem Ausfertigungsdatum verſehenen 
und den legten Stand der Belaſtungen ergebenden Hypo⸗ 
ibefenzertifitates genügt werden. 

e) Der letzte Buchftand wird durch Die von Amts wegen erfolgenven 
Mitteilungen über fpätere Eintragungen ergänzt, welde das Buchgericht 
an das Erelutionsgericht zu erftatten hat, foferne nicht beide Gerichte im 
felben Gebäude untergebradjt find. 8170 SD. (bei 8 136). 

Wenn die Berfteigerung einer Liegenihaft ftattfinden foll, bie für. 
eine Simultaubppothet als Nebeneinlage haftet, und dem Antrag auf 
Bewilligung der Zivangsverfteigerung ein amtlidher Auszug bes öffent- 
lichen Buches über die als Haupteinlage haftende Liegenichaft nicht beis 
gegeben iff, fo hat das Grefutionsgericht dem betreibenden Gläubiger 
fogleich nach Einlangen des Erſuchens um Erefutionsvollzug aufzutragen, 
innerhalb einer beitimmten Friſt einen folchen Buchauszug vorzulegen. 
Aus dem Buchauszuge muß ber legte Buchftand ber Haupteinlage zu er- 
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ſehen jein. Rad fruchtloſem Ablaufe der Friſt ift der Buchauszug auf 
Koiten des betreibendeu Gläubigers durch die Gerichtsfanzlei (Kanzlei: 
abteilung) des Exekutionsgerichtes herbeizufhaffen (ß 313, 8. 8). 

Bar dem Berfteigerungsantrage ein Buchauszug Über die Hauptein- 
lage beigefügt oder bringt der betreibende Gläubiger, bevor er hiezu auf: 
geiordert wird, dieſen Buchauszug bei, fo ift unvermweiit defien Datum 
dem Gerichte der Haupteinlage befanntzugeben. 

Im übrigen haben die Vorichriften des 8 136 der Exekutionsordnung 
und bie Beitimmungen des vorangehenden Paragraphen der gegenmärti, en 
Geſchäftsordnung auf die Verfteigerung von Nebeneinlagen finngemäß An 
wendung zu finden. 8 171 GO. 


Wenn der betreibende Gläubiger bei Liegenfchaften, die 
in einem öffentlichen Buche nicht eingetragen find, eine ur- 
fundliche Beicheinigung über den Befit des Verpflichteten ſich 
nicht zu verjchaffen vermochte,”) hat der Entiheidung über 
den Berfteigerungsantrag auf Begehren des Gläubigers eine 
Einvernehmung des Verpflichteten über die Frage des Liegen- 
ihaft3befiged vorauszugehen. ) 

?) Bergl. 8 91. 8) Ausnahme von 8 3, Abf. 2. 


Bon der Bewilligung der Berfieigerung?)d) find nebit 
dent betreibenden Gläubiger und dem VBerpflichteten alle 
Perſonen zu verftändigen,'!”) für welche nad) den dem Ge- 
richte vorgelegten Ausweiſen auf der Liegenjchaft ein Wieder- 
kaufsrecht einverleibt ift oder pfandrechtlich fichergeitellte 
Horderungen Haften.!!)c) Den Wiederfaufsberedhtigten ift 
biebei mitzuteilen, daß fie ihr Recht bei fonftigem Aus- 
ichluffe innerhalb eines Monates nad) Zuftellung dieſer Ver- 
ftändigung auszuüben haben.'?) 

9) Hiebei zu beachten, baß vor Ablauf eines Halben Jahres 
. vom Berfteigerungstermine die neuerlide Einleitung eines Ver— 

fteigerungsdverfahrensnihtbeantragt werdentann bei Land— 
gütern und Grundfilden, wenn das geringfte Gebot nicht erzielt wurde. 
8 151, Abf. 3. — Ebenſo (allgemein) wenn der betreibende Gläubiger es 
verfäumt Hat, innerhalb eines Monates nad) Eintritt der Rechtskraft der 
Zuſchlagsverſagung auf eine erneuerte Verfteigerung anzutragen, 8 188, 
Abf. 2; oder wenn ber betreibende Gläubiger vor Beginu der Ber: 
fteigerung von ber Yortiegung der Erefution abgejtanden ift, 8 200, 3.3. 

10) Dagegen fein Rekurs, 8 239, 8. 1. 

1) Die Berftändigung erfolgt im Hinblid auf $ 164. 

Die Bewilligung der Verfteigerung einer Liegenſchaſt ift allen Ber: 
fonen, welche nad) nem Gefete (8 133 EO.) hievon zu benachrichtigen 
find, durch das Erelutionsgericht auzuftelen; es müſſen daher in diejem 
Falle nicht bloß für den Verpflichteten, fondern auch für den betreibenden 
Gläubiger und für bie Perfonen, zu deren Gunften auf der Liegenichaft 
ein Wiederfaufsrecht oder pfandrechtlich fihergeftellte Forderungen haften, 
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Beichlußausfertigungen dem Crekutiondgerichte Üüberfendet werden. 8 158, 
Abſ. 6, &D. 

Beftellung von Kuratoren. Bon der Beftellung von Kura⸗ 
toren ift im VBerfteigerungsverfahren Gebrauch zu maden, fobald Die 
Beſorgnis entfteht, daß die Zuſtellung an einen Beteiligten nicht mehr 
rechtzeitig beiwerkitelligt werden Tann und deshalb ohne Mitwirkung eines 
Kuratord die Durchführung der anberaumten Tagſatzung oder die Ub- 
haltung des Verfteigerungstermines nicht mit Eicherheit zu erwarten wäre. 

So oft eine Kuratorsbeftelung ftattfindet, ift der zunächſt für eine 
ober mehrere beftimmte Perfonen ernannte Kurator zugleih im voraus 
für alle übrigen Beteiligten zum Kurator zu beftellen, an welche in biefen 
Verfahren in ber Folge Zuſtellungen vergeblich verjucht würden ober 
nicht mehr redhtzeitig vorgenommen werben könnten. Die als unbeftellbar 
zurüdiangenden Schriftftüde find in dieſem Falle, folange nicht eine 
andere Verfünung des Gerichte ergeht, unmittelbar von der Yuftellungs- 
und Erefutionsabteilung (BZuftellungsabteilung, Zuftelungsbeamter) dem 
Kurator zu überjenden. 8 172 GO. 

Nenn auf der Liegenfhaft für auf Inhaber Tautende oder durch 
Indoſſament übertragbare Teilfhuldverfhreibungen Pfandredte 
haften, ift zue Wahrung der Nechte ein Kurator zu beftellen. 8 1 Geh. 
vd. 24. April 1874, RGB. Nr. 49. Die Beſtellung desſelben ift durch 
das Erefutiontgericht (wohl aud) durch das bewilligende Gericht) bei dem 
nad) $ 2 leg. eit. zuftändigen Gerichtähofe zu beantragen. Art. XXIV 
EG. 3. ED. — Wenn jedoch die Teilfchuldverichreibungen von einer 
Unternehmung ausgegeben wurden, die unter befonderer ftaatlidher Auf- 
ficht fteht, fo ift die für Die Unternehmung bejtimmte Ausfertigung ber 
Verfteigerungdbemwilligung dem zur Auffichtsübung berufenen Organe 
(Negierungstonmiffär) zuzuftellen; Unalogie aus 8 171, Abſ. 1. — 
Tasfelbe gilt für die Verftändigung von der Tagſatzung zur Feſtſtellung 
der VBerfteigerungsbedingungen, 8 162. — Berftändigung des Negierungs- 
tommifjärs, wenn auf ein Bermögensobjeft einer Anftalt Erefution geführt 
wird, welche berechtigt ift, unter ftaatlicher Aufſicht Pfandbriefe aus: 
auftellen. $3 Gef. v. 24. April 1374, RGB. Nr. 48. (Siehe bei Urt. VII 
Es. 3. ED.) 

‚2, Widrigend das Wiederfaufsrecht ohne Anſpruch auf Entſchädigung 
aus dem Meiftbote gelöfcht wird. 8 150, Ubf. 2. 

d) Auch wenn vor der Zwangsverſteigerung zuerft zwangsweiſe 
Tfandrecht2begründung (88 87 ff. ED.) erwirkt wurde, ift die Bewilligung 
der Bwangdverfteigerung als ein „die Erefution bewilligender Beſchluß“ 
anzufchen, da hier zwei verjchiedene Erekutiondarten und Exekutionsver⸗ 
fahren in Frage ſtehen; Daher kann wegen Erhebung des Rekurſes (8 42 3.7) 
die Aufichiebung der Exekution bewilligt werden. (FM. zu 842 EO., B. 2.) 

c) Perfonen, zu deren Gunften auf der zu verjteigernden Liegen⸗ 
Schaft ein Borlaufsrecht bücherlich einverleibt ift, werden von Der Be— 
willigung der Zwangsverſteigerung nidht benachrichtigt. Eie 
find lediglich durch Zuſtellung einer Wusfertigung des Verfteigerungs- 
ediltes zum Verfteigerungstermine zu laden (88 171, Abſ. 1, und 154, 
Abi. 4, ED.; 8 1076 abGB.). (IM. 3. 8 188 EO., P. 1.) 
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6 134. Bei Liegenihaften, die in einem öffentlichen 
Buche nicht eingetragen find, Hat das Erefutionggericht, ſo⸗ 
bald es die Beriteigerung bewilligt oder um den Bollzug 
einer bewilligten Berfteigerung erjucht wird, die pfandweiſe 
Beichreibung der Liegenſchaft (88 90 ff.) zu Gunſten der 
vollfiredbaren Forderung des betreibenden Gläubiger von 
Amts wegen anzuordnen.!)a) Tie bewilligte Verfteigerung 
iſt in dem Protokolle über die Vornahme der pfandweilen 
Beichreibung anzumerfen.?) 

Beiden in einem Öffentlichen Buche eingetragenen Liegen- 
Ichaften hat da3 Gericht, das die Verfteigerung bewilligt, °) 
das Gericht, bei welchem fich die Einlage über die Liegen- 
Ichaft befindet, von Amts wegen zu erſuchen, die Bewilligung 
der Verfteigerung bei der betreffenden Liegenfchaft bücherlic) 
anzumerfen (Anmerkung der Einleitung des Berfteigerungs- 
verfahren), wenn e3 aber ſelbſt Buchbehörde ift, diefe Aıı- 
merfung von Amts wegen anzuorden.‘) In der Anmerkung 
ift der Name des betreibenden Gläubigers und die vollitred« 
bare Forderung anzugeben. 

Wenn das Verfteigerungsverfahren nad) dem Stande 
des öffentlichen Buches undurdhführbar ift, hat das Exekutions⸗ 
gericht) nach den Borjchriften des 8 101°) vorzugehen. 

2) Dagegen fein Refurs, 8 239, B. 2. 

Wenn ſchon dutch pfandweiſe Befchreibung ein vollſtrekbares Pfand- 
zcht begründet ift, iſt bloß die bemwilligte Verfteigerung anzumerfen. 
8 138, Abſ. 2 (über die Vornahme fiehe Anm. 2). — In den Berfadh- 
buchländern wirb die Anmerkung durch die Verfachung des bemwilligenden 
Beſchluſſes erfebt; pfanbweife Beichreibung findet nicht ftatt, Art. XVI, 
3-2, EG. 3. ED. — Mit der pfandiveifen Beichreibung ift Die Schäßung 
zu verbinden, 8 143, Abſ. 4. — Gerichtidiener dürfen zur Schäbung nicht 
abgeordnet werben, 8 144, Abſ. 1. 

Wenn die Pfändung oder Verfteigerung einer bücherlich nicht ein= 
getragenen Liegenichaft vom Exekutionsgerichte ſelbſt bewilligt wird, iſt 
die Benachrichtigung des Verpflichteten von der Anordnung der pfands 
weiſen Beichreibung fomie von deren Ort und Zeit (8 92 ED.) in den 
Beichluß über die Erelutionsbemwilligung aufzunehmen und dieſer Beichluß 
behufs Einjügung der Angabe über Ort und Zeit ber pfandiveiien Be— 
Ichreibung vor Abgabe zur Ausfertigung der Zuftellungs: und Exekutions— 
abteilung (Erefutionsabteilung, Zuftellungsbeanter) kurzer Hand vor⸗ 
äulegen. 8 167 GO. 

Über die Gebührenpflicht der Anmerkung (halbe Eintragungd- 
gebühr) und die Mitteilung zur Gebührenbemefjung fiehe IMV. v. 31. Juli 
1902, IMVB. Nr. 35, bei 8 98. 

?) Die Vornahme der Anmerkung obliegt der Yuftelungs- und Eres 
futionsabteilung (8 384, 3. 5 GO.), wenn fi) aber das Protofoll beim 
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Richter nn in Verwahrung feines Kanzleibeamten befindet, Iebterem. 
8 174 GO. 

Bei Abweiſung bes PVerftelgerungsantrages ift trotz 8 99 aGG. bie 
Abweiſung anzumerlen, weil die Anmerkung tie eine Einverleibung den 
Rang fidhert (8 208 EO.). 

3) Daher unter Umſtänden zwei Erfuchen, eines an dad Grundbuchs⸗ 

. geriht um Anmerkung und bad zweite an das Exekutionsgericht. 

Die Anmerkung, die in einer anderen Abteilung des Grundbuchsgerichtes 
bewilligt oder angeordnet wurde, tft im Grundbuche ohne eine Beſchluß⸗ 
fafjung oder Berfügung des Leiterd der Grundbuchdabteilung und zwar 
auf Grund des in Urjchrift vorzulegenden Beſchluſſes (Vid. Grundbuch) 

"zu vollziehen. 8 157 GO. 

Das Gericht, das um Eintragung einer büderlihen Anmerkung er⸗ 
ſucht wird, welche fi auf ein bei einem anderen Gerichte anhängiges 
Erelutiongverfahren bezieht (Unmerlung der Zwangsverwaltung, der Ein- 
leitung des Verfteigerungsverfahrend u. f. w.), hat ten Vollzug der An⸗ 
merkung unverweilt dem Exekutionsgerichte befauntzugeben. 

Die Mitteilung iſt von dem mit der Führung des Grundbuches be= 
trauten Beamten (Grundbuchgamt) ohne weiteren gerichtlichen Auftrag zu 
dewirfen. 8 159 GO. 

+) Segen die Unordnung ber Anmerkung kein Rekurs. 8 239 8. 1. 
— Die Anmerkung unterliegt, wenn nicht ſchon ein Pfandrecht einverleibt 

- ift, der Halden Eintragungsgebühr. 8 9 kaiſ. ®. v. 26. Dezember 1897, 
. RGBE. Nr. 305. 

5), Daher davon das Exekutionsgericht, nicht das bemilligenbe zu 
verftändigen ift. 

6) Erteilung einer Friſt Jur Befeitigung des Hinderniffes, fonft Ein- 
stellung. 

a) Ta die pfandweiſe Befchreibung und die Schäßung ber in einem 
Öffentlichen Buche nicht eingetragenen Liegenſchaften gleichzeitig vorzus 
nehmen ift (8 143, Abſ. 4, EO.), Die pfandweiſe Beichreibung zur Siche- 
rung der Priorität de betreibenden Gläubigers aber fogleih nach Be⸗ 
willigung der Berfteigerung oder nad) Einlangen des Erſuchens um den 
Bollzug der bewilligten Verfteigerung angeordnet werden muB ($ 134, 
Ubi. 1, ED.), jo darf in einem foldden Falle mit der Schätzung nicht bis 
zum Ablaufe der im 8 140, Abf. 1, ED. beftimmten Frift gewartet werben. 
(IM 3. 8 134 ED.) 

$ 135. Die Anmerkung der Einleitung des BVerfteige- 

rungsverfahrens hat die Folge, daß die bewilligte Berfteige- 
rung gegen jeden fpäteren Erwerber!) der Liegenjchaft durch- 
geführt werden Tann, und daß der Gläubiger, zu deflen 


8 135. 1. Die bücdjerlihe Einverleibung des Eigen- 
tumsrechtes des Erfteher wird durch eine nad Anmerkung 
der Einleitung des Berfteigerungsverfahrend vorgenommene umd 
.grundbücherlich vollzogene Veräußerung der Liegenfchaft nicht ge⸗ 
hindert. E. v. 11. Juni 1901, 3. 8354, 3B. 1901: 392. 








— 
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Gunſten die Anmerkung erfolgt, in Bezug auf die Befriedi⸗ 
gung feiner vollftredbaren Forderung ſamt Nebengebühren 
aus dem PVerfteigerungserlöfe allen Perjonen vorgeht, welche 
erit ſpäter bücherliche Rechte an der Slegenfchaft eriverben 
oder die Berfteigerung diefer Liegenfhaft erwirken.) Für 
die Priorität des Befriedigungsrechte des betreibenden Gläu« 
bigers ift der Beitpunft maßgebend, in welchem das Erjuchen 
um den Vollzug der Unmerfung bei der Buchbehörde ein- 
gelangt ift, oder wenn die Buchbehörde jelbft zur Bewilli- 
gung der Berfteigerung berufen war, der Beitpunft der An⸗ 
bringung des Verfteigerungsantrages ($ 29 aGG.).?) 

1) Insbeſondere Yortführung der Erefution gegen ben ruhenden 
Nachlaß, ohne daB ein einftweiliger Nachlaßvertreter ernannt werben 
müßte. 8 34, Abf. 2. 

2) Wenn für die vollitredbare Forderung früher ein Pfandrecht er- 
worden wurde, tft nicht der Rang der Anmerkung, fondern die Prio⸗ 
rität des Pfanbrechtes maßgehend. 88 190, Abf. 1, 216 3. 4. Die An= 
merfung ber Berfteigerung wirkt im Falle der Einftellung wie eine An= 
merkung der Rangordnnung für die nachträgliche Pfandrechtseinverleibung 
(Friſt 14 Tage). 8 208. : 

3), Die Priorität der Verfachung bes bewilligenden Beſchluſſes richtet 
ſich nad dem Tage ber Berfahung. Art. XVI, 8. 2, EB. z. ED. 


6 136. Sofern der Vollzug des Verfteigerungsver- 
fahren3 in Anſehung mehrerer, in den Büchern verfchiedener 
Gerichte eingetragenen Liegenſchaften gemäß 88 21 oder 22 
einem diefer Gerichte ausfchließlich übertragen wird, hat da3 
um Bollzuge de3 Verfteigerungsverfahrens berufene Gericht 

en übrigen Gerichten, bei welchen das öffentliche Buch über 
einzelne der zu verfteigernden Niegenjchaften geführt wird, 
das Datum des bezüglichen ihm vorliegenden Buchauszuges 
befanntzugeben. 


Jedes diefer Gerichte Hat jodann dem zum Vollzuge 
des Verfteigerungsverfahrens berufenen Gerichte über die jeit 
Ausfertigung de3 Buchauszuges neu eingetragenen Rechte 
und Laften Mitteilung zu maden. Hiebei ift anzuzeigen, 
was au3 den Alten über Wohnort und Wohnung der neu 
eingetragenen Berechtigten und über die Perſon ihrer Ver- 
treter befannt ift. 

In gleicher Weije ift das zum Vollzuge des Verjteige- 
rungsverjahrens berufene Gericht von jeder weiteren Neu» 
eintragung zu benachrichtigen,!) bis von ihn entweder um 
Löſchuug der Anmerkung der Einleitung de3 Verſteigerungs— 
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verfahrens oder um Anmerkung der vollzogenen Verſteigerung 
erſucht wird. 

Wenn das Verſteigerungsverfahren nach dem Stande 
des öffentlichen Buches in Anſehung einzelner Liegenſchaften 
undurchführbar iſt, ſo iſt dies dem zum Vollzuge des Ver⸗ 
ſteigerungsverfahrens berufenen Gerichte mitzuteilen.?) Die 
Beftimmungen des $ 101°) Haben in diefem Falle mit Ein- 
fchränfung auf die fraglichen Liegenfchaften finngemäße 
Anwendung zu finden.a) 

1) Muß bei einem Gerichte ein VBerfteigerungsverfahren über eine 
Liegenſchaft durchgeführt werden, deren bücherliche Einlage fih bei einen 
anderen Gerichte befindet, fo hat das Gericht ber bücjerlichen Einlage, 
fobald es um die Aumerkung ber Einleitung des Berfteigerungsverfahrend 
erfuht und ihm das Datum des Buchauszuges bekanntgegeben wird, der 
dem Erefutiondgerichte vorliegt, diefem bie im $ 136, Mbf. 2 u. 3, der 
Exekutionsordnung bezeichneten Mitteilungen von Amt3 wegen zu machen. 
Hievon iſt nur abzuiehen, wenn fich das Erelutiondgericht und der Ges 
richtshof, bei dem das Öffentliche Buch über bie Liegenfchaft geführt wird, 
in demfelben Gebäude befinden. 

Mitteilungen über den Grundbuchftand und bie neuen bücherlichen 
Eintragungen, die in Gemäßheit des 8 136 der ED. und der Beftimmungen 
des vorangehenden Abſatzes erfolgen müſſen, find von dem mit der Führung 
des Grundbuches betrauten Beamten (Grundbuchsamt) ohne weiteren ges 
richtlichen Auſtrag zu bewirken. 8 170 GO. 

Wenn die Verfteigerung einer Liegenſchaft ftattfinden fol, die für 
eine Simultanhypothet als Nebeneinlage haftet, fo tit dad Datum des 
Buchauszuges ber Haupteinlage unvermeilt dem Gerichte der Hauptein⸗ 
lage befanntzugeben. Im übrigen haben die VBorfchriften des 8 136 ED. 
und bes 8170 GO. auf die Berfteigerung von Nebeneinfagen finngemäße 
Anwendung zu finden. Siehe 8 171 GO. (bei 8 133, Am. 6). 

2) Diefe Anzeige ift durch eine kurze Mitteilung auf den zurüd- 
zujendenden Alten zu eritatten. 8 168 GO. 

3) Erteilung einer Friſt zur Befeitigung bes Hinderniffes, fonft Ein- 
ſtellung. 

a) Siehe JM. zu 8 101 ED. 

$ 137. Die Vorſchriften des 8 136 find bei Verſteige⸗ 
rung von Dan finngemäß anzumenden, die in einem 
öffentlichen Buche nicht eingetragen find, fofern pfandweiſe 
Beichreibungen der zu verfteigernden Liegenfchaft nach den 
Beltimmungen dieſes Geſetzes aud) von einem anderen Ge— 
richte als demjenigen vollzogen werden können, welches zur 
Vornahme der PVerjteigerung berufen ift.') 

1) Dies ift ber Fall, wenn ein nicht eingetragenes unbewegliches Gut 
fih auf mehrere Bezirksgerichtsſprengel erftredt, 88 18, 3.2, 20. — Tie 
Mitteilung neuer pfandweifer Beichreibungen obliegt der Buftellungs= und 
Erefutiongabteilung. 8 384, 3. 6, GO. 
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Bewilligung des Berjteigerungsverfahrens durd 
das Erelutionsgeridt. ; 


6 138. Gläubiger, für deren vollftredbare Forderung 
ſchon ein Pfandrecht an einer Liegenfchaft rechtsfräftig be— 
gründet ijt,!) Tönnen den Antrag auf Bewilligung der Zwangs⸗ 
verfteigerung unmittelbar bei dem Erefuionsgerichte ftellen. ?) 

Bei Liegenfchaften, die in einem öffentlichen Buche nicht 
eingetragen And; ift die bewilligte Verfteigerung in dem 
Protofolle über die vorausgegangene pfandmweije Bejchreibung 
der Liegenfchaft (88 90 ff.) anzumerken.) 

1) Entweder von vornherein zwangsweiſe begründetes Pfandrecht, 8 87, 

oder vollſtreckbar gewordenes vertragsmäßiges Pfandrecht, 8 89. 

?) Ausnahme von 8 4. 

?) Die Bornahme der Anmerkung obliegt der Zuftelungs- und Exe⸗ 
kutionsabteilung ($ 384, 3. 5, GO.), wein ſich aber das Protokoll beim 
Richter oder in Verwahrung feines Kanzleibeamten befindet, feinem Kanzlei⸗ 
beamten. 8 174 GO. — In den Berfacdhbuchländern ift der bewilligende 
Beichluß zu verfachen. Urt. XVI, 8. 2, EG. 3. ED. 


Beitritt. 

$ 139. Nach bücjerliher Anmerkung der Einleitung 

des Verfteigerungsverfahrens kann, folange leßteres im Gange 
it, zu Gunften weiterer vollitredbarer Forderun se ein be= 
ſonderes Verfteigerungsverfahren Hinfichtlich derjelben Liegen- 
ſchaft nicht mehr eingeleitet werden. Bei Liegenfchaften, die 
in einem öffentlichen Buche nicht eingetragen find, entjcheidet 
der Beitpunft der pfandweifen Beichreibung oder der An— 
merfung der Berfteigerungsbewilligung auf dem Protokolle 
I = U aanene pfandweije Beichreibung ($ 138, 

bſatz 2). 

le Gläubiger, welchen während der Anhängigfeit eines 
Berfteigerungsverfahrens die Zmangsverfteigerung derjelten 


8 138. 1. Die Zmwangsverfteigerung zu Öunften einer Forde- 
rung, für die auf Grund eines vollftredbaren Notariats— 
aktes ein vertraggmäßiges Pfandrecht eingetragen ift, muß beim 
Buchgerichte beantragt werden. €. v. 17. Juli 1901, 3. 10242, 
ZB. 1901 : 377. 

8 139. 1. Wird, während das Verfteigerungsperfahren betreff3 
einzelner Zeile einer Liegenjchaft anhängig ift, einem 
anderen Gläubiger die Verfteigerung der ganzen Liegenichaft be— 
willigt, fo ift legtere abgefondert durchzuführen. E. v. 8. Juni 
1900, 3. 8069, F. 343. 
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Liegenfchaft bewilligt wird, ireten damit dem bereit3 einge- 
Veiteten Berfteigerungsverfahren bei;?) fie müflen dieſes in 
der Lage annehmen, in der es fih zur Leit ihres Bei- 
tritte3 befindet. 

Bon da an — die beitretenden Gläubiger dieſelben 
Rechte, als wenn das Verfahren auf ihren Antrag eingeleitet 
worden märe.?) 

Das Erefutionsgericht, das nad den im Abſatz 1 be- 
zeichneten Alten die Berfteigerung der nämlichen Liegenichaft 
bewilligt oder um den Vollzug einer bewilligten Berftei- 
gerung erſucht wird, hat den Gläubiger, der den Berftei- 
gerungsantrag geftellt hat, zu verftändigen, daß und welchem 
anhängigen Verfteigerungsverfahren er beigetreten fei. Bon 
jedem Beitritte hat das Erelutionsgericht außerdem den 
Berpflichteten, ſowie diejenigen Gläubiger zu verftändigen, 
auf deren Antrag das Berjteigerungöverfahren eingeleitet 
wurde oder die ſchon früher beigetreten find.*) 

1) In den Berfachbuchländern enticheidet der Tag ber Verfachung des 
Beichluffes, mit welchem das Verſteigerungsverfahren beiwilligt wurbe. 
Art. XVI, 8.2, EG. 3. EO. Wenn auf verfchiebene ideelle Anteile 
Erelution geführt wird, oder auf einen ibeellen Anteil und auf das Ganze, 
findet fein Beitritt ftatt, weil verſchiedene Exrefutiondobjette vorhanden 
find. Der Berfteigerungstermin ift, wenn möglich, auf benfelben Tag 
onzufeßen. 

2) Anträge, welche den Beitritt zur Yolge Haben, find unter neuen 
Zahlen in das Regifter einzutragen, der Beitritt ift aber beim früheren 
Eintrag anzumerten. 8 233 GO. — Mltenbilbung 8 270, Abſ. 2, SD. 

FZMB. v. 15. November 1898, IMVB. Nr 84, betreffend die 
Aktenbehandlung im Falle des Beitrittes zu einem Ere- 
futionsverfahren und die Auſbewahrung des Pfändungs— 
protofolles. Mn alle Gerichte. 

Zur Anbahnung eines gleichmäßigen Vorgehens findet dad Zuftiz- 
minifterium anzuordnen: 


Beitritt zu einem Egelutiondverfahren. 

81. Wenn nah den Beitimmungen der Exekutionsordnung ein 
Gläubiger einem bereit3 eingeleiteten Biwangdvermwaltungs-, Zwangsver⸗ 
fleigerung8 = oder Berfaufsverfahren (88 103, 139, 267 ED.) beitritt, ift 
gemäß 8 283, Abf. 4, ED. da3 Verfahren unter der Zahl ber zuerft bes 
willigten Exekution fortzuführen. ZTer Antrag oder Beſchluß, infolge 
defien der Beitritt ausgeſprochen wird, erhält das Altenzeichen ber Exe⸗ 
kutionsſache, in welcher er angebracht oder erlaflen wurde (beitretende 
Exekutionsſache); er ift jedoch nach Bewilligung des Beitrittes mit der 
Urſchrift des den Beitritt bewilligenden Beichlufies des Erefutionsgerichtes 
zu den Alten der Erelutionsfache zu nehmen, welcher ber Gläubiger bei- 
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tritt (führende Erefutionsfache), und mit deren Aktenzeichen, ſowie mit 
ber fi nach diefen Alten ergebenden Orbnungsnummer und Blattzapl 
zu verfehen. 

Die übrigen Schriftftüde, die fich in ber beitretenden Exekutionsſache 
bis zur Bewilligung des Beitrittes beim Exekutionsgerichte angefammelt 
haben (Pfänbungsprotofole u. a.), find ohne Änderung ihres Akten⸗ 
zeichens den Alten ber führenden Exekutionsſache beizulegen, jeboch hier 
weder in den Altenrüden einzubeften, noch) mit neuen Ordnungsnummern 
oder Blattzahlen zu verjeben. Bloß auf dem Aktenrücken oder Alters 
dedel ift daS bisherige Altenzeichen mit roter Tinte zu durchſtreichen und 
das Altenzeihen der führenden Exelutionsfadhe anzugeben: 3. B. „Bei- 
getreten zu E 1640/98". 

Auf dem Wltenrüden oder Altenbedel ber führenden Exekutionsſache 
ift mittels Ausfüllung des Vorbrudes Datum und Blaitzahl des den Bei- 
tritt beiwilligenden Befchluffes anzugeben und das Altenzeichen beizufügen, 
unter dem die beitretende Sadje im Exekutionsregiſter eingetragen ift. 

Nach Bewilligung bes Beitrittes find alle weiteren, die führende ober 
beitretende Exekutionsſache betreffenden Eingaben, Brotofolle, Berichte, 
Zuſtellungsſcheine u. a., infolange zu den Alten ber führenden Erefutions- 
fache zu nehmen, als nicht die durch den Beitritt gefchaffene Verbindung 
diejer Exekutionsſachen infolge Einftellung der Erefution oder bes Ver⸗ 
fteigerungs= oder Verkaufsverfahrens aufgehoben ift. 

Inſoferne jedoch Beichlußausfertigungen, welche die beitretende Sache 
betreffen, mechaniſch vervielfältigt werden, ijt überdies eine Ausfertigung 
zu den Alten der beitretenden Sade zu bringen. Es empfiehlt fi au, 
durch einen Vermerk in den Alten der beitretenben Sache auf die zu den 
Alten ber führenden Sache genommenen Echriftftüde, welche die beitretende 
Sache betreffen, hinzuweiſen. 

8 2. Wenn hinſichtlich mehrerer Gegenſtände ein Exekutionsakt be⸗ 
willigt wird, der den Beitritt zu verſchiedenen früher bewilligten Exe— 
kutionen zur Folge Hat, find die im 8 1, Abſ. 2 u. 3, dieſer Verordnung 
bezeichneten Echriftftüde nach ben dort gegebenen Borfchriften zu den Alten 
einer der führenden Erefutiongfadhen zu nehmen, während zu den Alten 
der übrigen führenden Exekutionsſachen je eine Ausfertigung des den Beis 
tritt bewilligenden Beſchluſſes gelegt wird. 

Die weiteren Eingaben, Protokolle u. dgl. find zu ben Alten der⸗ 
jenigen Exekutionsſache, zu welcher fie gehören, wenn fie aber gleichzeitig 
mehrere Exekutionen betreffen, zu den Alten derjenigen führenden Sache 
zu nehmen, zu welchen bie übrigen Urfchriften genommen murben. 

83. Wenn bie Erelution oder das Verfteigerungs- ober Berfaufs- 
verfahren in Anſehung eines beinetretenen Gläubigers eingeftellt wird, ift 
der Beitrittsvermerk auf dem Altenrüden oder Aktendeckel der führenden 
Erelutionsfadhe zu durchſtreichen. Desgleichen ift ver Name des beitreten- 
den Gläubigerd beim Wegijtereintrage der führenden Exekutionsſache 
(Spalte 3 des Regiſters E) und der Beitrittsvermerk beim Üegifter- 
eintrage ber beitretenden Sadje (Spalte für Bemerkungen des Regiſters E) 
und auf dem Altenrüden ober Aktendeckel biefer Sache dur Streihung 
zu löſchen. 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 21 
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Diejenigen Schriftftüde der ausſcheidenden Erefutionsface, welche von 
ben Alten der führenden Erelutiongfache abgefondert blieben (8 1, Abſ. 3), 
find nicht nıehe bei den Alten ber führenden Erelutionsfadhe, fonbern nach 
Maßgabe tes Standes ber Sache und nach dem eigenen Aktenzeichen ge- 
ordnet aufzubewahren. Dagegen find die als integrierende Beftanbteile 
zu den Akten ber führenden Exekutionsſache genommenen Schriftftüde ter 

- ausfheidenten Erefutionsfache troß Löfung der Verbindung in den Alten 
der führenden Exekutionsſache zu belaffen. 

Die nad) Aufhebung ber Verbindung in der ausjcheibenden Exekutions⸗ 
fache etwa entftehenden weiteren Schriftftüde find zu den bejonderen Alten 
zu nehmen, folange nicht burch neuerliche Zulafiung des Beitrittes zu 
einem fchon eingeleiteten Erefutionsverfahren wieder eine Verbindung 
mit anderen Alten nach Maßgabe des 8 1 diefer Verordnung herge⸗ 
ftelt wird. 

84 Wenn die Erelution ober das Beriteigerungs- oder Berlauf3- 
verfahren in Anfehung der führenden Exekutionsſache eingeltelt, das 
Verfahren aber auch nur von einem ber beigetretenen Gläubiger fort- 

. gefegt wird, find alle weiteren Schriftftüde ungeachtet jener Einftelung 
nad) wie vor zu den Alten der bisher führenden Exekutionsſache zu 
nehmen. Die durch den Beitritt gefchaffene Verbindung der Alten 
dauert in dieſem Falle fo Iange fort, bis die Erelution, das Verfteige- 
rungs- oder Berlaufsverfahren nicht nur Hinfichtlich der führenden Exe⸗ 

kutionsſache eingeftellt ift, fondern auch hinfichtlich keines der beigetretenen 
Gläubiger fortgefeßgt wird. Wenn nad) dieſem Zeitpunkte eine ber 
früher verbundenen Erefutionsverfahren wieder fortgeſetzt wird, jo iſt 
diejenige Erelutiongfache als führende zu behandeln, in welcher zuerft bie 
Hivangsverwaltung, die Zwangsverſteigerung oder der Verkauf bewilligt 
worden ift. 

85. Falls gleichzeitig ein jelbftändiges und ein ſolches Exekutions⸗ 
verfahren ftattfindet, das den Beitritt zu einer anhängigen Erelution zur 
Folge hat, find für die felbftändige Erefution auch felbftändige Alten zu 
bilden. Bu den Alten der Exekutionsſache, welcher beinetreten wird, find 
nur Beihlußausfertigungen zu nehmen. Wenn 3. B. ber Verlauf der 
gepfänbeten Gegenftände A, B und C gleichzeitig bewilligt wird und hin⸗ 
fichtlich der Gegenitände A und B jchon ein Verkaufsverfahren im Buge 
ift, ift beim Erefutionggerichte der Beſchluß des bewilligenden Gerichte? 
und der Vollzugsbeſchluß des Erefutiondgerichtes zu den felbftändigen Alten 
siber den Verlauf der Sache C zu nehmen, während zu den Alten über 
den Verlauf der Saden A und B nur Ausfertigungen des Vollzugs⸗ 
beſchluſſes und der weiteren Beichlüffe gebracht werden. Hierauf ijt bei 
Verfaſſung der Zuftelungsverfügung Rüdficht zu nehmen. 


Aufbewahrung der Bfändungsprotololle. 
8 6. Zur Erleichterung ber Gejhäftsbehandlung wird zugelaflen, 
DaB die Pfändungsprotokolle den Exekutionsakten nicht beigeheftet, fondern 
Wie Urkunden ($ 261 CD.) unter offenem Umſchlage (Eouvert) beigelegt 
werden. 
3) Im Falle der Einftelung aus einem nicht alle Gläubiger betreffen- 
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den Grunde müflen die übrigen Gläubiger die Erklärung über die Fort- 
ſetzung binnen 14 Tagen abgeben. 8 206, Abf. 1. 
*) Die Beitimmungen über den Beitritt gelten auch für Die privif. 
Kreditinftitute. Siehe Art IV u. V ES. 3. ED. 


Beihreibung und Shäbung. 


$ 140. Das Exekutionsgericht hat die Schägung der 
zu verjteigernden Liegenſchaft anzuordnen;!) die Schäßung 
jol nicht vor Ablauf von drei Wochen feit der Bewilligung 
der Berfteigerung vorgenommen mwerden.?) Bon der anbe- 
raumten Schäßung find der Verpflichtete und der betreibende 
Släubigera) unter Belanntgabe von Ort und Zeit zu be- 
nachrichtigen. 

Falls nicht Thon dem OEL Ang enirage ein Auszug 
aus dem Katafter oder eine amtliche Beftätigung über den 
jährlichen Betrag der von der Liegenichaft zu entrichtenden 
ordentlichen Steuern beiliegt, hat das Erefutionsgericht dieſe 
ae für die Schägung von Amts wegen herbeizu- 
ichaffen 

Zugleich mit der Schäßung iſt das auf der Liegenſchaft 
befindliche Zubehör derfelben (88 294 bis 297 abGB.; 88 117, 
118 und 121 aBG.)9 zu Gunften der vollitredbaren For- 
derung des betreibenden Gläubigers zu bejchreiben und zu 
ihägen.°) 

1) Wenn pfandweiſe Befchreibung ftattfindet, 8 134, Abſ. 1, gleich: 

zeitig mit dieſer, 8 148, Abf. 4. — Da die pfandiweife Befchreibung zur 
Sicherung der Priorität des betreibenden Gläubigers fogleich nach Be⸗ 


81 1. als der Verfteigerung der bon einem Kredit- 
inftitute Matatengemä ermittelte Wert als Schätungsiwert zu 
Grunde gelegt wird, ift da8 Zubehör der Liegenichaft vor 
der Verfteigerung von Amts wegen zu befchreiben. E. v. 27. März 
1888, 3. 3422 und 3105, Sig. 12117 und 12116. 

2. Anftalten die unter Auffiht der Staatöverwal- 
tung ftatutenmäßig Kreditgeſchäfte betreiben, fünnen 
auch eine gerichtliche aonung begehrten. E. v. 3. Dezember 
1889, 3. 12072, GH. 1890 : 

3. Iſt nachträgliche — Schätzung notwendig, wenn 
eine durch beſondere ſtatutariſche Begünſtigung oder nach Art. IV 
lit. c der MB. v. 28. Oktober 1865, RGOB. Nr. 110, von der 
Erwirkung der Schägung befreite Anftalt das Ver— 
fteigerungsverfahren beantragt hat, nach ihrem Ausscheiden aber 
das Berfahren von den beigetretenen Gläubigern fort- 
geſetzt wird? €. v. 6. Februar 1900, 3. 15503, Sig. 874. 


21* 
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williguug der Verſteigerung oder nad Einlangen des Erfuchens um ben 
Vollzug der bemwilligten Berfteigerung angeoronet werben muß (8 134, 
Abſ. 1, ED.), darf mit der Schägung nit bis zum Ablaufe ber breis 
wöchentlichen Yrift gewartet werden (IM. zu 8 134 EO.). — Bel der 
Biwangsverfteigerung eines außer Betrieb befindlichen und unfahrbaren 
Bergbaues feine Schäßung. 8 245. 

2) Darauf ift feine Sanktion geſetzt. — Die Tagfabung zur vor⸗ 
läufigen Feitftelung des Laftenftanbes findet erſt nach der Schäbung Statt. 
8 164, Abſ. 2. — Die Beichreibung und Schäbung ber Liegenihaft und 
des Zubehbrs ift an Ort und Stelle vorzunehmen. Die Anberaumung 
der Schätzung und die Benachrichtigung des Verpflichteten und des bes 
treibenden Gläubigerd von Ort und Zeit der Schäßung obliegt dem Bolls 
ftredung3organ. Diejes hat Tag und Stunde der Schäbung redizeitig 
dem Richter anzuzeigen und um Ausfertigung der Labungen an die zur 
Schätzung beizugiehenden Sadhverfiändigen zu erſuchen (8 386, 3.6, &D.). 
Juſtr., Abſchn. I, P. 15. 

3) Dieſe Herbeiſchaffung obliegt der Zuſtellungs- und Exekutions⸗ 
abteilung. 8 384, 3.7, GO. — Erforderlichenfalls hat das Bollftredungss 
organ bie Herbeifhaffung diefer Urkunden von der Buftellungs- und Exes 
futionzabteilung zu verlangen. Weun wegen der Kürze der Beit auf das 
rechtzeitige Einlangen der auf diefe Weije requirierten Kataſterauszüge 
und Steuerdaten nicht gerechnet werden klann, ift es dem Vollſtreckungs⸗ 
organe unbenommen, im furzen Wege durch Einfiht in bie Kataftral- 
operate und Entnahme von Notizen fich die für die Schäßung erforberlichen 
Daten zu beſchaffen. Inſtr., Abſchn. II, P. 15. 

Auf Requifition der Exekutionsgerichte auszufolgende Auszüge aus 
dem Katafter (Grundbeſitzbogen) find gebührenfrei auszufertigen, wenn es 
ſich um Auszüge handelt, die nebft dem Namen bes Beſitzers nur den Ges 
famtflächeninhalt und Reinertrag des den Gegenftand des Beſitzbogens 
bildenden Beſitzes enthalten. 

Ebenſo iſt von der Entrichtung einer Gebühr für parzellenweiſe Aus⸗ 
züge aus den Beſitzbögen in den Fällen abzuſehen, in welchen der Auszug 
nicht mehr als 5 Parzellen enthält. 

Hingegen find für die Ausfertigung einer vollftändigen Abfchrift des 
Beſitzbogens oder eines die Anfäte von mehr als 5 Barzellen enthalten= 
den Auszuges aus dem Befibbogen die Vergütungskoſten nah P. Nr. 12, 
bezw. 13 lit. A des mit dem FME. v. 6. Dezember 1895, 3. 49113, feft- 
gefeßten Tarifes zu berechnen. Über den Betrag ift eine Juxte auszu⸗ 
iertigen und dem Gerichte mit dem Erjuchen mitzuteilen, die Einzahlung 
beim Steueramte zu veranlaflen. 

Die Beftätigung über ben jährlichen Betrag der zu entrichtenden orbent- 
Iihen Steuern ift unentgeltlich zu erteilen. 

Den in den vorbezeichneten Richtungen von den Gerichten geftellten 
Anforderungen hat das Steueramt mit möglichfter Beichleunigung ſpäteſtens 
aber binnen 14 Tagen zu entfprechen. Aus dem FME. v. 13. Februar 
1898, 3. 6892, Kundm. IMBB. ©. 59/1898. 

Die Koften für die Herftelung von Abſchriften ober Auszügen ber 
Grundbefigbögen find als Exekutionskoſten zu behandeln, zunähft vom 
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betreibenben Gläubiger einzuheben und dem betreffenden Eteueramte ab⸗ 
zuführen. Kundm. JM. v. 8. März 1898, 8. 5511, IMBB. ©. 60/1898. 

Bon den Gerichten zum amtlichen Gebrauche von Amts wegen bei⸗ 
geichaffte Katafterausgüge und VBeltätigungen über die Höhe der Jahres 
fteuern find ftempelfrei auszufertigen, dagegen unterliegen ſolche Auszüge 
und Beftätigungen, die auf Untrag einer Partei ausgefertigt werden, den 
in ber Tarifpoft 2 f, bezw. Tarifpoft 116 a, aa feſtgeſetzten Gebühren. 
ZME. v. 3. Juni 1898, 3. 9540, Beilage zun FMBB. Nr. 10, ©. 67, 
ZIDSB. ©. 157/1898. 

* Allg. BG., Raif. Pat. v. 23. Mai 1854, REB. Nr. 146. 

8 117. Alle Taggebäude, Werkftätten und Anlagen, welde zur 
Ausübung der verliehenen Bergbauberechtigung erforderlich find oder von 
dem Befiter des Werkes dazu beitimmt werben, haben mit bemijelben 
ein Ganzes auszumachen. Die Widmung diefer Realitäten zu Beſtand⸗ 
teilen des Werkes muß ſowohl in dem Bergbuche eingetragen, al3 in den 
Grund⸗ oder anderen Öffentlihen Büchern, worin fie etwa vorkommen, 
angemerlt werben. 

Sind auf die Iehteren Güter Hypotheken vorgemerkt, fo kann die 
Vereinigung nur mit Zuftimmung ber vorgemerften Hypothekengläubiger 
erfolgen. Sollten biefe ihre Zuftimmung dazu nicht erteilen, fo fteht 
ed dem Beſitzer frei, entweder die vorgemerkte hypothezierte Schuld oder 
den gerichtlich zu erhebenden Schätzungswert derſelben bei Gericht zu 
Hinterlegen. 

8 118. Welche anderen, obgleidy nicht unmittelbar zum Werkbetriebe 
dienenden unbeweglichen Güter der Bergbauunternehmer mit dem Werte 
benügen und durch die Anmerkung in den öffentlichen Büchern zu einem 
Ganzen mit demſelben vereinigen will, bleibt, injoferne die politifchen 
Vorſchriften nicht entgegenftehen, der Wahl des Beſitzers überlafjen, in- 
foferne diefer Vereinigung die in bem Öffentlichen Buche vorhandenen 
Eintragungen nicht im Wege jtehen. 

Sm Galle Hypothelarforderungen darauf haften, hat die Beſtimmung 
des 8 117 zu gelten. 

8 121. Auf bas Bergwerkszugehör findet eine abgefonderte Exekution 
nicht Statt. 

Als Zugehör jedes Bergwerkes find insbefondere die bei demſelben 
befindlichen, zum Betriebe desſelben beftimmten Tiere, Mafchinen, 
Werkzeuge und Gerätichaften, die vorhandenen Material-, Natural oder 
anderen Vorräte, und die noch nicht im kaufrechten Buftande nad) der 
Beichaffenheit des Gewerbsbetriebes befindlichen Erze und Hüttenprodufte 
anzufehen. — 

Hinfichtlic des Begriffes „Bubehör” enthält die Inſtr. f. d. Voll⸗ 
ftredungsorgane Abſchn. II, B. 13 u. 14, ausführliche Erläuterungen. — 

Die auf der Liegenfchaft ftehenden Früchte insbefondere Die Wein- 
oder Obfternte find nicht als Zubehör mitzufchägen, fonft ergeben fich 
Echwierigkeiten, wenn die Früchte zur Beit der Verfteigerung nicht mehr 
vorhanden find. J 

6) Ebenſo 8 143, Abſ. 4. — Uber den Vorgang bei Schätzung des 
Zubehörs ſiehe 8 22 RSchO. (bei 8 144), insbeſondere iſt das Zubehör 
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für jede Liegenschaft abgefonbert anzugeben. — GSiftierung der Schätzung 
infolge eines vorausfichtlich ftatthaften Einftellungs- oder Aufihiebungs- 
antrages, 8 202, Abf. 2. 

Gegen die Anordnung ber Befchreibung und Schägung und gegen bie 
Eiftierung ber Vornahme nad) 8 202 kein Rekurs. 8 239, 8. 2 u. 6. 

a) Die Dienſtbarleits-, Ausgedings- und fonftigen Reallaftberechtigten 
find von der anberaumten Schäßung nicht zu benadjrichtigen; fie können 
jedoh bei deren Bornahme anmwefend fein (8 32 ED.) (IM. zu 8 140 
ED., 2. 1.) 

Bei Erefutionsführungen privilegierter Krebitinftitute, bei welchen 
der Verfteigerung ein anderer als der durch gerichtliche Schätzung er⸗ 
mittelte Wert zu Grunde zu legen tft (Art. IV und V de3 EG. zur ED.), 
findet eine gerichtliche Schägung des Liegenfchaftszubehörg und der auf 
der Liegenfchaft Iaftenden Dienftbarkfeiten, Ausgedinge und anderen Real» 
lafteı (8 144, Abſ. 2, ED.) nur ftatt, fofern beides in ber ftatutarifch für 
die Verfteigerung maßgebenden Wertfumme nicht berüdfichtigt ift. (IM. 
zu 8 140 ED., P. 2.) 


6 141. Inwieweit bei Gebäuden!) an Stelle der Wert- 
erhebung durch Schäßung die Ermittlung des Wertes der 
Liegenſchaft auf Grund des für die Bemeſſung der Real- 
ftenern wejentlichen Ertrages derfelben oder der Kahresiteuer- 
leiftung erfolgen fann, wird im Verordnungsmwege feitgejeht. °) 

Die Beftimmungen des Geſetzes über den Schäßungs- 
wert?) find auch auf den im Sinne des erften Abſatzes er- 
mittelten Liegenichaftswert zu beziehen. 


1) Bei Grundftüden Tann die Schätzung nicht durch den Steuermwert 
erfegt werden. Dagegen tft bei ber Berechnung des Laftenftandes im Falle 
des 8 166 und der Berechnung der effektiven Belaftung aus Simultan- 
hupothefen bei der Meiftbotsverteilung (8 222, Abf. 4) auch bei Grund: 
ftüden der Steuerſchätzwert zu Grunde zu legen. 

2) Eine foldhe Verordnung wurde bisher noch nicht erlafien. Die 
IM. dv. 10. Juli 1897, RGB. Nr. 174, regelt bloß die Ermittlung des 
Steuerſchätzwertes der mit einer Simultanhypothek belafteten Liegenjchaften 
für die vorläufige Feſtſtellung des Laftenftandes und bie verhältuismäßige 
Verteilung des Meiftbotes. 

Wenn die Hypothekarkreditsabteilung der öſterreichiſch— 
ungariihen Bank die Berfteigerung der ihr verpfändeten Liegenfchaft 
für notwendig erachtet (8 39), fo ift der nad) den 88 16 und 17 bei 
der Beleihung von ihr ftatutenmäßig ermittelte, im Exekutionsgeſuche an⸗ 
gegebene Wert als Schägungdwert und Ausrufspreis anzunehmen. Es 
bedarf daher feiner erefutiven Schägung, feines Ausweiſes der Tegtjährigen 
Staatsfteuer, keines Verzeichniffes der einzelnen Beftandteile und Teiner 
Beichreibung der verpfändeten Liegenſchaft. 8 47 der mit G. dv. 27. Zuni 
1878, RGB. Nr. 66, rüdfichtlih mit G. v. 21. Mai 1887, REB. Nr. 51, 


faif. Vog. dv. 21. September 1899, RGB. Nr. 176, Beilage Ia fund- 
gemachten Statuten. 
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Eine Schätzung findet au nicht ftatt in Betreff der allg. Öfterr. 
Bodentreditanftalt (Art. 120 der nit ME. v. 1. Juni 1864, RGB. 
Nr. 49, Tundgemadten Statuten), dann jener Unftalten, melde unter 
Auffiht der Staatäverwaltung ftatutenmäßig,Xreditgeichäfte betreiben 
(MB. v. 238. Oktober 1865, RGB. Nr. 110, Art. IV c); ebenfo 8 66 
des Statuts der galiziſch ſtändiſchen Kreditanftalt (galiz.Boden= 
kreditverein), Pat. v. 3. November 1841, IJGS. Nr. 569. Siehe bei 
Art. IV EB. z. ED. 

Die Hypothelenbant bes Königsreihes Böhmen hat bag 
Recht, die crefutive Schätzung von Lantgütern nur auf die jämtlichen 
Gebäude, den fundus instructus und die fonftigen Rechte und Aucessoria 
zu bejchränten, welches Schätungsrejultat unter Burechnung des Grunb- 
und Bodenwertes, welcher bei der Darlehensbewilligung angenommen 
wurde, den Ausrufspreis zu bilden hat. Es fteht ihr jedoch frei, in ein- 
zelnen Fällen, wo fie ed nötig findet, die gerichtliche Schägung des ganzen 
Reales zu begehren. 8 61 ber mit Kundm. bes Stattkalters f. Böhmen 
v. 2. Auguſt 1888, LGB. Nr. 43, verlauibarten Statuten. Art. IV u. 
V EG. 3 EO. 

Über die Schätzung bei Exekutionen der privilegierten Kreditinſlitute 
ſiehe auch JM, zu 8 140 EO., P. 2. 

Die Wertfeſtſtellung des Kreditinſtituts kann vom Gerichte nicht ge= 
ändert, fie muß aber erforderlichenfallg ergänzt werden (gefonderte Wert⸗ 
augabe für Häufer und für Grundftüde wegen geringiten Gebots, Er: 
mittlung des Zubehörs, Ermittlung und Wertfeftftellung in Unfehung von 
Tienitbarleiten und Reallaften). 

” Insbeſ. Berechnung bes geringften Gebotes 8 151, ferner 8 166, 
8 200. 


6 142. Die Anordnung der Schäßung der Liegenjchaft 
hat auf Antrag!) des betreibenden Gläubiger oder des Ber- 
pflichteten zu unterbleiben, wenn die Liegenjchaft aus Anlaß 
eines früheren, vor Schluß der PVerfteigerung eingeftellten«) 
Berfteigerungsverfahrens geſchätzt wurde, ie nicht mehr 
als ein Jahr verftrichen ift und eine wejentliche Veränderung 
in der Beichaffenheit der Liegenjchaft inzwijchen nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. Unter der gleichen Vorausſetzung kann von 
der neuerlichen Beichreibung und Schäßung des Zubehörs 
einer Liegenſchaft abgejehen werden, falls ich mährend des 
feit dem ne Erefutionsverfahren verftrichenen Jahres 
weder Beichaffenheit, noch Umfang de3 Zubehörs weſentlich 
geändert haben. 

Wird einem folhen Antrage ftattgegeben, jo wird Die 
Beichreibung?) des Zubehör durch Anmerkung auf dem bei 
der früheren Beichreibung aufgenommenen Protofolle voll« 
zogen?) und das Ergebnis der früheren Bejchreibung oder 
Schätzung dem PBerfteigerungsverfaßren zu Grunde gelegt. 
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Über einen folden Antrag ift nad Einvernehmung?) 

des Gegnerd zu enticheiden.®) 

1) Der Antrag kann in ber Gerichtöfanzlei zu Protokoll genommen 
werben. 8 320, 3. 8, GO. 

2) Zum Behufe der Bugrunbelegung ber Schäßung tft eine Anmerkung 
auf dem früheren Schäßungsprotofolle nicht notwendig. 

3) Die Bornahme der Anmerkung obliegt der Zuſtellungs⸗ und 
Eretutionsabteilung, wenn fi aber das Protokoll beim Richter oder 
in Verwahrung feines Kanzleibeamten befindet, letzterem. 88 384, B. 5 
174 GO. 

9) 88 55 u. 56. °) Dagegen fein Rekurs. 8 239, 8.8. 

a) Bon der Schägung der Liegenfhaft Tann abgefehen werden, wenn 
fett der in einem früheren Berfteigerungsverfahren vorgenommenen 
Schätzung nit mehr als ein Jahr verftrichen tft. Wann dieſes frühere 
Verfteigerungsverfahren eingeftelt wurde, tft unentſcheidend. (FM. zu 
8 142 ED.) 


6 143. Zur Schägung von Liegenschaften find je nach 
den Erfordernillen des alles ein oder zwei!) beeidete Sach— 
verftändige beizuziehen; find Grundftüde verſchiedener Kultur- 
gattung zu ſchätzen, jo können, wenn dies behuf3 richtiger 
Ermittlung des Wertes unerläßlich erjcheint, für die einzelnen 
Arten von Grundſtücken bejondere Sachverſtändige beige- 
zogen werden. 

Für die Schätzung Des Liegenichaftszubehörs genügt in 
der Regel die Beiziehung eines einzigen beeideten Sachver- 
ftändigen. Der Verpflichtete wie der betreibende Gläubiger 
fönnen die Mitwirkung eines zweiten Sacdhverftändigen be- 
antragen,?) wenn fie die dadurch verurfadhten Mehrkoften zu 
erjegen?) fich bereit erflären und den zur Dedung diejer 
Koſten voraussichtlich erforderlichen Betrag in der Gericht3- 
Tanzlei erlegen.) | 

Die Sadpverftändigen werden vom Erefutionsgerichte 
ernannt.?) Auf Antrag?) des betreibenden Gläubigers oder 
des Verpflichteten kann wegen Befangendeit®) eines ernannten 
Sachverftändigen oder aus anderen Griinden an deſſen Stelle 
vom Erekutiondgerichte ein anderer Sachverftändiger er- 
nannt werden. 

Die Beichreibung”) und die Schäbung der in einem 
Öffentlichen Buche nicht eingetragenen Liegenſchaften und 
ihres Zubehörs find gleichzeitig vorzunehmen. Ebenfo ift die 
Schätzung einer bücherlich eingetragenen Liegenfchaft ſtets 
mit der Bejchreibung und Schäßung ihres Zubehörs zu 
verbinden.) 
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1) Siehe 88 9 fi. der Realſchätzungsordnung (bei 8 144) über bie 
Zahl und Auswahl der Schäßleute. 

2) Der Antrag Tann in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen 
werben. $ 320, 8. 3, GO. 

3) Der betreibende Gläubiger ohne Anſpruch auf Erſatz durch ben 
Berpflichteten. Ausnahme von 8 74. 

Wenn bie Beiziehung eines ziveiten Sachverftändigen in der 
Gerichtskanzlei beantragt wird, iſt von der Gerichtsfanzlei zugleich der 
zur Dedung der Mehrloften vorausfichtlic erforderliche Betrag befannt- 
zugeben. $ 320, lebt. Abf., GO. — Gegen ben Beſchluß, durch den Die 
Zahl der Sacverftändigen beſtimmt wird, Tein abgefonderter Relurs. 
8 239, Abſ. 2, 8 515 BPOD., 8 78. 

5) Kein abgejonderter Rekurs. 8 239, Abi. 2. 

©) Bergl. 8 355 ZPO., 8 19, Abſ. 3, ZN. Die Ablehnung wegen 
Befangenheit muß vor dem Beginn der Schäbung angebracht werben. 
8 355 ZPO., 8 78. Der Antrag auf Beitellung eines anderen Sachver⸗ 
ftändigen aus anderem Grunde (3. B. wegen Unfähigleit zur Löfung 
feiner Aufgabe) iſt zeitlich nicht beſchränkt. 

?) 8 134. ®) 8 140, Abſ. 3. 

6 144. Mit der Vornahme der Beichreibung und 
Schätzung ift das VBollftredungsorgan zu beauftragen. Gerichts⸗ 
diener dürfen zu diejen!) Alten nicht verwendet werden. 

Bei der Schätzung von Liegenjchaften ift anzugeben, 
welchen Wert die Liegenfchaft bei Aufrechthaltung der fie 
belaftenden Dienjtbarfeiten, Ausgedinge und anderen Real» 
laſten, ſowie welchen Wert fie ohne dieſe Belaftung bat; 
außerdem find die auf der Liegenjchaft laſtenden Dienftbar- 
feiten, Ausgedinge und anderen Reallajten für ſich zu ſchätzen 
und die ihnen entiprechenden Kapitalsbeträge?) im Schäßungs- 
protofolle anzugeben. 

Für die Beſchreibung des Liegenichaftszubehörs haben 
die Beftimmungen der 88 253,?) 254,*) Abſatz 1, und 257°) 
finngemäß Anwendung zu finden. 

Über die Art der Beitellung und Auswahl der Sach— 
verjtändigen, über die bei ver Schägung zu beobachtenden 
Grundſätze, über das hiebei einzufchlagende Verfahren und 
über die Entlohnung der zu Schäßungen beigezogenen Sad) 
verjtändigen find im Verordnungswege befondere Vorſchriften 
zu erlafjen. 

1) Sur Überprüfung des Beftandes und des Wertes des Zubehörs 
bei Zugrundelegung einer früheren Schäßung können auch Gerichtädiener 
verwendet werden. 

2) Bon Bedeutung mit Rüdficht auf 8 225. 

s) Berzeichnung und Beichreibung ber Gegenftände in einem Proto= 
tolle. Biffermäßige Bezeichnung der vollftredbaren Forderung und An⸗ 
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gabe von Namen und Wohnort bes Gläubigers und feines Vertreters. 
Anmerkung der von dritten PBerfonen erhobenen Anfprüce auf Zubebörs« 
gegenftände. 

Die VBeichreibung des Liegenſchaftszubehörs ift nach den Vorſchriften 
über bie Pfändung beweglicher Sachen vorzunehmen. 

Die Beſchreibung und Schäßung des Zubehör Tann in einem befons 
deren Protokolle erfolgen oder in das Protokoll über die Schätzung der 
Riegenichaft aufgenommen werben. Die befchriebenen Gegenftände find 
ausdrüdiih als Zubehör der beitimmt zu benennenden Liegenihaft zu 
bezeichnen. ine Berwahrung ber beichriebenen Zubehörsgegenftände 
findet nicht Statt. Inſtr., Abſchn. II, P. 12. 

4) Vorlage des Beſchreibungsprotokolles an das Gericht. 

5) Unmerfung auf bereit? vorliegenden Beichreibungsprotofollen. — 
Ebenfo 8 142, Abf. 2. 


Berordbuung der Minifter ber Juftiz, des Innern und 
des Aderbaues v. 25. Juli 1897, RNEB. Nr. 175, über bie 
Schätzung von Liegenfhaften (Mealſchätzungsordnung).“) 

Auf Grund des Wrt. XLI des Einführungsgefeges zur Exekutions⸗ 
ordnung (Gef. dv. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78) werben in Gemäßheit 
des 8 144 ber Erelutiongorbnung (Gef. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 79) 
über die Art der Beitelung und Auswahl der Sachverftändigen für 
Schätzungen von Liegenfchaften, über die bei ſolchen Schägungen zu 
beobachtenden Grundfäge und über das hiebei einzufchlagende Berfahren 
nachfolgende Vorſchriften erlafien: 


I. Beflellung der Schäglente. 

81. Die ftändig beeideten Sachverftändigen für die Schägung von 
Häufern und von mittleren und Meinen land» und forftwirtichaftlichen 
Befigungen nebft den auf ſolchen bejtehenden inbuftriellen Anlagen werben 
duch die Bezirksgerichte beftellt, welche als Exekutionsgerichte einzu⸗ 
ſchreiten berufen find. 

Die VBeftelung der ftändig beeideten Sacjverftändigen für die 
Schätzung von größeren land- und forftwirtichaftlihen Gütern, von 
Nealitäten de3 montaniftifchen Betriebes oder ſolchen mit größeren in- 
duftriellen Anlagen erfolgt durch die Oberlandesgerichte. 

Die Zahl ber nad Abſatz 1 und 2 zu beftellenden Eachverftändigen 
(Schägleute) ift nad Maßçabe des Bebarfes fo feitzufegen, daß in allen 
Zeilen des Gerichtöfprengels hinreichend viele, dort wohnhafte Sachver⸗ 
ftändige zur Verfügung ftehen und namentlich kei Schägungen ber in 
Abſatz 1 bezeichneten Liegenjchaften die Beiziehung von Sachverftändigen, 
die nicht in der Nähe der zu fchägenden Liegenſchaften ihren Wohnfig 
Haben, möglichft vermieden werben Tann. 

8 2. Bu Sadpverftändigen dürfen nur eigenberedhtigte, vollkommen 
vertrauenswürdige, durch Körpergebrechen an der Ausübung ihres Amtes 


*) Siehe die Beifpiele für Chägungsprotofolle IMVB. ©. 2237/1898. 
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nicht behinderte Perſonen beftellt werden, welche bie erforderlichen Fach⸗ 
fenntniffe befißen. 

Bei Beftellung der im 8 1, Abf. 1, bezeichneten Sachverſtändigen ift 
insbefondere darauf zu fehen, daß fte mit den Berhältniffen, die anf den 
Mert der Liegenfchaften in der Umgebung ihres Mohnfigee Einfluß 
nehmen, und mit den bafeldft bei Verkäufen und Pachtungen gangbaren 
Preiſen vertraut ſind. 

In Gegenden, wo häufig auf kleinen oder mittleren landwirtſchaft⸗ 
lichen Gütern zugleich landwirtſchaftliche Imduftriegewerbe betrieben 
werden (3. B. Müllerei, Brennerei), ift nach Zunlichfeit dafür zu forgen, 
daß ſich unter den für den Bezirk beitellten Schäßleuten auch einer oder 
mehrere befinden, die vermöge ihrer Berufsftellung die Eignung zur Be- 
mwertung der durch foldde Gewerbe bedingten Einrichtungen befigen. 

Bu Sadiverftändigen für die Schäkung von Gebäuden mit höherem 
Werte find nad Tunlichkeit nur Berfonen zu beftellen, die gemäß 8 9 
des Gef. v. 26. Dezember 1893, RGB. Nr. 193, den Befähigungsnach⸗ 
weiß zum Antritte eines zur Wusführung von Hochbauten an dem 
betreffenden Orte berechtigenden Gewerbes befißen. 

8 3. Die Bezirksgerichte und Oberlanvesgerichte Haben im Auguft 
1897 die erforberlichen Einleitungen zu treffen, damit für ihre Sprengel 
die nah Maßgabe ber SS 1 und 2 zu beftellenden Schägleute mit 1. Jänner 
1898 ihre Tätigfeit beginnen können. 

Bu diefem Zwecke haben die Gerichtshöfe erfter Inſtanz eine Lifte 
ber bei ihnen bisher ſtändig berideten Sachverftändigen für die Schäßung 
von Liegenfhaften der im 8 1, Ab. 1, bezeichneten Art den Bezirks⸗ 
gerichten ihres Standortes mitzuteilen, welche berufen fein werben, als 
Erefutiondgerichte einzufchreiten. 

Die Bezirtsgerichte haben unter Benützung der mitgeteilten gifte ein 
Verzeichnis der in ihren Sprengeln für derartige Liegenschaften bisher 
beftellten Schäßleute, welche fich als folche bewährt haben, anzulegen. 
Iſt deren Zahl Meiner, als die nach 8 1, Tebter Abſatz, für die Zukunft 
feftzufeßende Zahl, fo find bie Vorſteher der Gemeinden, in deren Gebiet 
neue Schäßleute zu beftellen fein werben, aufzufordern, innerhab 14 
Tagen Vorſchläge für die Beſtellung zu erftatten. Hiebei find ihnen bie 
für die Veftelung maßgebenden Momente (82), ferner wenn im Umkreiſe 
großer Gemeinden an mehreren Orten Schäßleute zu beftellen find, die 
Gegend befanntzugeben, in welcher der Echäßmann feinen Wohnfig 
haben foll. 

Wenn der Vorſteher des Vezirkögerichtes gegen eine von einem 
Gemeindevorfteher vorgefchlagene Perſon Bedenken trägt, hat er auf 
geeignetem Wege weitere Nachforſchungen zu pflegen. 

Das Berzeichniß der beizubehaltenden Schätzleute mit den allenfalls 
eingeforderten Borfchlägen der Gemeindevorfteher ift, und zwar foweit 
e3 angeht, gleichzeitig mit den Alten, betreffend die Berwalterlifte (8 128 
der Gefchäft3ordnung für die Gerichte erfier und zweiter Inſtanz) der 
Tanbesfärftlichen politifchen Bezirksbehörde zu überſenden. 

Diefe Hat darüber ihre gutächtliche Äußerung unter finngemäßer 
Anwendung der Abfähe 2 und 4 des 8 4 der Verordnung der Minifter 
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ber Juſtiz, des Innern und bes Aderbanes von 5. Mai 1897, RGEB. 
Nr. 116, ſpäteſtens bis 1. November an das Bezirksgericht abzugeben. 
Die Einholung de3 Gutachtens forftwirtichaftlicdher Vereine oder fach: 
kundiger Bertrauensmänner entiällt hinfichtlich der zur Schätzung forſt⸗ 
wirtfchaftliher Liegenichaften vorgejchlagenen Forſtwirte, wenn diefe im 
Sinne der jeweild geltenden Borfchriften bie Befähigung für den forft: 
techniſchere Staatsbienft oder jene zur felbftändigen Wirtihaftsführung 
erlangt haben. 

Auf Grund der eingelangten Gutachten ift unter forgfältiger Wür⸗ 
Digung ber für oder gegen die Eignung vorliegenden Gründe mit der 
Beſtellung der Sadveritändigen in ber erforberlihden Anzahl und mit 
deren Beeidigung vorzugehen. Wird auf diefe Weile die feitgefehte Zahl 
der Sachverftändigen noch nicht erreicht, fo ift fie Durch nachträgliche Ein⸗ 
bolung von Borichlägen der Gemeindevorfieher und Begutachtung der⸗ 
felben zu ergängen. 

In Städten mit eigenem Statut ift der Vorfteher der Gemeinde um 
einen Borichlag und gleichzeitig um fein Gutachten über Eignung und 
Vertrauenswürdigkeit der von ihm vorgeichlagenen, fowie der beizu- 
behaltenden Sacdverftändigen zu erfuchen. 

Ob eine zum Schägmanne für Gebäude vorgeichlagene Perfon den 
Beiähigungsnachweis nad dem Geſetze v. 26. Dezember 1898, RGB. 
Nr. 193, befigt, Hat die begutachtende politiihe Behörde (dev Vorfteher 
ber Gemeinde in Städten mit eigenem Statut) dem Bezirkägerichte bes 
tanntzugeben. Die Urt des gelieferten Befähigungsnachmweijes ift in 
dem Berzeichnifle der Schäßleute erſichtlich zu machen. 

8 4. Die bei den einzelnen Gerichtshöfen ftändig beeibeten Schätz⸗ 
leute für Güter der im 8 1, Abſ. 2, bezeichneten Art find dem Ober⸗ 
Iandesgerihte mit dem Gutachten belanntzugeben, ob ber betreffende 
Schäsmann ſich als foldher bewährt habe und zur Wiederbeftellung vor⸗ 
geichlagen werbe. 

Tas Oberlaudedgericht hat die Zahl der nah 8 1, Abſ. 2, au be⸗ 
ftellenden Schägleute und die Gegenden, wo dieſe nach Tunlichkeit ihren 
Wohnſitz haben follen, feftzufegen und famt dem Berzeichnifie der zur 
Wiederbeftellung geeigneten, und zwar fo meit e3 angeht, gleichzeitig mit 
dem Grjuden um Benennung von Biwangsverwaltern, ber politifchen 
Zandesbehörbe, in Anjehung der Realitäten bes montaniftifhen Betriebes 
aber der Berghauptmannfcaft befanntzugeben. 

Die politiihen Landesbehörden und Berghauptmannfchaften Haben 
ihre Vorſchläge unter finngemäßer Anwendung ber Abſätze 2 und 3 bed 
8 6 ber Berordbnung vom 5. Mat 1897, RGB. Nr. 116, ſpäteſtens bis 
1. November an das Oberlandesgericht zu überfenden. Die Einholung 
de3 Gutachtens fachlicher Körperichaften und Vereine entfällt Hinfichtlich 
der Yorftwirte bei Borhandenfein der im 8 3, Abſ. 6, bezeichneten Vor⸗ 
ausfegung und Hinfichtlih der zur Schäbung von Bergwerken vor: 
gefhlagenen Montaniftifer, wenn diefe nad Vorſchrift des Gef. v. 
31. Dezember 1893, RGB. Nr. 12 ex 1894, die Eignung ald Be: 
triebgleiter von Bergbauen befißen. 

Wegen der Beftellung von Sachjverftändigen zur Schäßung inbuftrieller 
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Anlagen hat die politiſche Landesbehörde ſich mit der Handels- und Ge⸗ 
werbekammer ins Einvernehmen zu fegen. 

Das Dberlandesgericht hat mit der Beſtellung ber Schäßleute nad) 
Abſ. 7 des 8 3 vorzugehen. 

Die Beeidigung der beftellten Schägleute erjolgt bei dem Bezirks⸗ 
gerichte ihres Wohnſitzes. 

Das Verzeichnis der von dem Oberlanbesgerichte beftellten Schätz⸗ 
leute ift allen Gerichten erfter Inftanz mitzuteilen. 

85. Schaͤtzleute, welche fi als ſolche nicht bewähren, Die Ver⸗ 
trauenswürbigleit einbüßen, bie Eigenberedhtigung verlieren, auf ihr 
Anſuchen von der Beitellung enthoben werden, ober deren weitere Ver⸗ 
wendung wegen Kränflichleit, hohen Alters, Wohnfigänderung ober aus 
anderen Gründen untunlid) wird, find aus dem Verzeichniffe der Schäb- 
leute auszufcheiden. 

Wenn fi dadurch, ober weil die feſtgeſetzte Zahl fi) als unzu⸗ 
teichend erwieſen bat, die Notwendigkeit der Beſtellung eines Schäbmannes 
in Bufunft ergibt, fo find hiefür die Borfchriften der 88 3 und 4 finn- 
gemäß anzuwenden. 

8 6. Kommt ein Gericht in Kenntnis, Daß bei einem vom Ober⸗ 
landezgerichte beitellten Schäbmanne ein Ausſcheidungsgrund eingetreten 
ift, fo Hat es hievon ſogleich dem Oberlandesgerichte Mitteilung zu 
maden. 

Das Oberlandesgericht hat die burd Ausscheiden oder Neubellellung 
eintretenden Veränderungen in dem Verzeichniſſe Der Sacdjverfländigen von 
Fall zu Fall der Redaktion des Berorbnungsblattes des k. k. Juſtiz⸗ 
minifteriums3 befanntzugeben. ’ 

Die Gerichte erfter Inftanz werden angewiefen, bie durch das Ber 
ordnung3blatt (Rubrik: Mitteilungen) tundgemachten Änderungen fogleich 
in ihren Liften burchzuführen. 

Das Oberlandesgericht Hat das Verzeichnis mit Beginn des Jahres 
1900 unb fodann jeweils von 5 zu 5 Jahren, ohne Einholung neuerlicher 
Gutachten der Berwaltungsbehörben über die beizubehaltenden Schäßleute, 
zu tevidieren und zu ergänzen und den Gerichten erfter Inſtanz neu mit» 
zuteilen. 

87. Die Ausfhreidung eines Konkurſes für die Beftellung eines 
Schägmannes oder die Beftellung eines folchen über die nah 81, Abf. 3, 
ſeſtgeſetzte Zahl hinaus ohne Feftftellung des Bebürfniffes nach Erhöhuug 
diefer Zahl ift unftatthaft. 

AufdasBebürfnis des zu Beftellenden,fich Durch Die Beiziehung ald Schäß- 
mann eine Einkommensquelle zu verfchaffen, darf Feine Nüdficht genommen 
werden. Ebenſowenig darf bie Beftellung von der Belleidung eines öffent⸗ 
lien Amtes (3. B. Mitgliedfchaft in der Gemeinbevorftehung oder im 
Gemeindeausſchuſſe) abhängig gemacht werben. 

Perfonen, welche in die Lifte der Zimangsverwalter aufgenommen find, 
können zu Schäßleuten beftellt werben. 

8 8. Die von den Bezirkögerichten für die Schägung mittlerer und 
Heiner land» und forftwirtichaftlicder Güter beftellten Sachverftäntigen 
ind vor der Beeidigung über bie Pflichten ihres Amtes zu belehren. Nach 
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Bedarf können fämtliche für den Bezirk beftellten Schäßleute diefer Urt 
oder einige berfelben zeitiveife zu gemeinfamen Beſprechungen über den 
Vorgang bei der Schägung und die anzııwendeuden Bewertungsmethoden 
vorgeladen werben. 


II. Auswahl der Echäßlente. 

89. Bei ber Auswahl der einem Schätzungsakte beizuziehenden 
Schäßleute hat ba3 Gericht zunächſt zu beurteilen, ob tie Beiziehung eines 
einzigen genügt, oder ob deren mehrere beigezogen werben müffen.*) 

Zur Schätzung von Berlaufsobjelten, auf welchen fich Gebäude nicht 
befinden, ferner von land» und forfiwirtichaftlichen Gütern, deren Wert 
nad) den bereit3 vorliegenden Gerichtsakten (älteren Schägungen, Ber- 
laffenfchaftsaften, Kaufverträgen) oder nach den dem Gerichte befannten 
Berbälinifien eine von jedem Oberlandeögerichte für feinen Sprengel oder 
für einzelne Teile besfelben feitzufegende Summe vorausſichtlich nicht 
überfteigen bürfte, tft, fofeen nicht nad) der Vorfchrift des 8 148, Abſ. 1, 
der Exekutionsordnung mehrere Sachverſtändige beigezogen werben müſſen, 
oder andere Gründe eine foldde Ausnahme als geboten ericheinen laffen, 
um ein verläßliches Schäßungsgutachten zu erlangen, nur ein Sachver⸗ 
ftändiger beizuziehen. Die Summe darf den Betrag von 5000 fl. nid;t 
überfteigen. 

Dasſelbe gilt für Wohngebäude, die mit einem land ober forftivirt- 

ſchaftlichen oder Induftriebetriebe nicht zufammenhängen, wenn der bors 
ausfichtliche Wert bei einem der Hauskfaffenfteuer unterliegenden Objekte 
10000 fi., bei einem der Hauszinsſteuer unterliegenden Objelte 50000 fl. 
nicht überfteigt. 
Müſſen wegen bes Vorkommens von Grunditüden verichiedener Kul- 
turgattung in einem Schäßunggobjelte oder wegen ded Zuſammentreffens 
von Grundftüden mit Gebäuden der nuter 8 3, Abſ. 4, bezeichneten Art 
oder wegen des Betriebes von Induftriegewerben oder Bergwerfen mehrere 
Scäbleute beigezogen werben, fo hat jeder derjelben dag Schäyungsgut- 
achten für die in den Bereich feiner Fachlenntniffe fallenden Gegenftänte 
abzugeben; über den aus der Summierung der einzelnen Werte ſich er: 
gebenden Gefamtmwert haben fich aber alle zu äußern. In folden Fällen 
ift ein zweiter Schägmann für ein und dasfelbe Fach nur dann beizuziehen, 
wenn bejondere Gründe dies geboten erfcheinen laſſen, um ein verläßliches 
Schätzungsgutachten zu erlangen, namentlich wenn von den übrigen Schäß- 
leuten eine wenn aud) nur oberflädhliche Mitbeurteilung des Schätzwertes | 
vermöge ihrer Fachkenntniſſe nicht erwartet werden kann, und der Wert | 
bes Teilobjektes vorausfichtlich ein bedeutender fein bürite. 

In allen Fällen, in welchen das Gericht für die Schätzung eines 
ganzen Verkaufsobjeltes oder eines beftimmten Teiles besfelben nur 
einen Schäsmann beftellt Hat, können der Berpflichtete, wie ber be⸗ 
treibende Gläubiger die Mitwirkung eines zweiten Schäbmannes nach 
8 143, Abſ. 2, der Exekutionsordnung beantragen. 





*) Gegen die Beltimmung der Bahl ter Sacverftänbigen fein abge 
ſonderter Rekurs. 8 239, Abſ. 2, ED. 
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8 10. Nah Beitimmung der Zahl der beizuziehenden Schägleute hat 
das Gericht die Auswahl unter den zur Verfügung ftehenden Berfonen 
unter Bedachtnahme auf die Entfernung ihres Wohnfiges von der zu 
fchägenden Liegenihaft und auf ihre befondere Eignung für den einzelnen 
Hal zu treffen. In allen Fällen ift auch darauf Bedacht zu nehmen, ob 
nicht die aus ber örtlichen Lage oder aud anderen Verhältnifien zu ver⸗ 
mutenben Beziehungen zu den Barteien Bedenken gegen die volle Unbe= 
fangenheit erweden. 


8 11. Den Schäßungen Peiner oder mittlerer land- und forftwirt- 
ſchaftlicher Güter ſoll als zweiter Schätzmann in der Regel immer die 
nämliche Berfon beigezogen werden, ber durch Intervention bei Schäßungen 
in verjchtedenen Gegenden die Möglichkeit Beh wird, einen über das 
Nachbarſchaftsverhältnis Hinausreichenden UÜberblid über die Bodenwerte 
und die darauf Einfluß nehmenden Momente zu gewinnen. Hiezu find 
Schäßleute von befonderer Erfahrung, mit raſcher Auffaffung und ge⸗ 
übtem Bid für die wirtfchaftlichen Verhältniſſe zu beftimmen. Diefelben 
tollen nach Tunlichkeit ihren Wohnfig in der Nähe des Gerichisſitzes, 
bezw. des Mittelpunttes eines Umkreiſes von mehreren Gemeinden haben, 
für deren Gebiet fie in der bezeichneten Weife verwendet werben. 


8 13. Wenn ausnahmämweife die Beiziehung eines ftändig beeideten 
Schätzmannes untunlich erfcheint, weil 3. B. in der Lifte des Oberlandes⸗ 
gerichtes ein folder mit den für den einzelnen Fall erforderlichen Fach⸗ 
Tenntniffen nicht vorfommt, hat das Exekutionsgericht einen Sachverſtän⸗ 
digen nach vorausgegangener Vernehmung der Parteien und nötigenfalls 
nad Erkundigung bei fachlichen Unterrichtsanftalten, Körperſchaften oder 
Vereinen für den einzelnen Schäßungsaft zu beitellen und zu beeiden. 


8 13. Um die Vereitlung der Amtshandlung durch das Ausbleiben 
eine3 borgeladenen Schätzmannes zu vermeiden, kann der Gerichtskom⸗ 
mifjär gegen nachträgliche Genehurigung durch das Erefutiondgericht einen 
anderen geeigneten Schägmann aus der betreffenden Lifte (8 1, Abf. 1 
und 2) beiziehen. 

Wenn im Buge der Schätung einer Liegenfhaft von größerem Um— 
Tange die Notwendigkeit eintritt, einen Shägmann mit Fachkenntniſſen 
befonderer Art beizuziehen, welche die vom Gerichte Ernannten nicht be- 
fiten, fo Hat der Gerichtäfommiffär rechtzeitig die Ernennung eines ſolchen 
zu veranlafjeı. 


II. Bei der Shäbung au beobachteude Grundſütze. 

8 14. Wenn die zu fohäbende Liegenfchaft in einem öffentlichen 
Buche eingetragen ift, Hat die Schäbung ftet3 den Wert eines Grund- 
buchſstkörpers anzugeben. Sind mehrere Grundbuchskörper zu ſchätzen, 
welche als ein Ganzes bemwirtichaftet werden, jo hat die Schäßung anzu⸗ 
geben, welchen Wert jeber Grundbuchskörper für fich allein, und welden 
alle zuſammen als Wirtichaftöganzes Haben. 

Iſt die Liegenfchaft in einem Öffentlichen Buche nicht eingetragen, To 
ift jede Liegenſchaft für fich zu bewerten, iweldhe nach) dem vom Gerichte 
für zuläffig erfannten Autrage bes betreibenden Gläubigers ein jelbitän- 
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diges Verkaufsobjekt zu bilden hat. Werben mehrere Verkaufsobjekte als 
ein Ganzes bewirtichaftet, jo iſt nach Abſ. 1 vorzugehen. 

Bergwerke famt Bubehör (88 86, 117, 118, 121 des allgemeinen Berg- 
geſetzes) find nach Vorſchrift bes 8 254 des allgemeinen Berggefebes zu 
ſchaͤtzen. 

8 15. Die Wertermittlung bat regelmäßig zu erfolgen, entweder 
dur Feſtſtellung des Verkanfswertes (Verkehrs⸗, Handels⸗, Marktwert) 
nach Flächenmaßeinheiten (bei Gebäuden nach Objekten) oder durch Kapi⸗ 
taliſierung des jährlichen Reinertrages. 

816. Die Wertermittlung durch Feſtftellung des VBerlaufs- 
wertes ift vorzugsweiſe anzuwenden: 

a) bei unverbauten Brundftüden, welche nach ihrer Lage als Baugrund 
zu verwerten find ;*) 
b) bei nicht der Hauszinsfteuer unterliegenden Gebäuden, mit denen 


*) Borgang bei Schägung einer nur zu geringem Teil 
verbauten Bauparzelle. Im Sprengel eines ftädtifchen Bezirks 
gerichtes finden fi) an ber Peripherie der Stadt öfters Bauparzellen, 
deren unverbaute Fläche weitaus größer und wertvoller ift, als der ver⸗ 
baute Teil, weil die darauf befindlichen, ter Hauszinsfteuer unterliegen 
ben Kleinen Gebäude einen fehr geringen Binsertrag abwerfen. Da der 
Grundwert bet Ermittlung bes Durchfchnittes im Sinne des 8 16, Abſ. 3, 
der Realſchätzungsordnung nur mit ber Hälfte zur Geltung Tommt, bietet 
die duch diefe Borfchrift angeorbniete Bewertungsmethode nad; Anficht 
des Bezirksgerichtes feine Garantie dafür, daß ber fchließlich refultierende 
Schägwert der richtige Ausdruck des wahren Wertes einer folden Bau⸗ 
parzelle jei. 

Tas Zuftizminifterium bat mit dem €. v. 12. April 1901, 3. 1257, 
dem Bezirkögerichte eröffnet, daß es in ſolchen Fällen gegen ein Abgehen 
von der Regel des 8 16, Abf. 3, RSchO. Teine Einwendung erheben 
tönne, weil zwar auf dem Grunde ein hauszinsfteuerpflichtiges Gebäude 
fteht, im allgemeinen Berfehre ‘aber ‚bereit? mit der Möglichkeit einer 
intenfiveren Verwertung der Liegenſchaft für andere Biwede gerechnet 
wird, als jene, denen fie derzeit dient. Zatfächlich ift daher in erfter 
Linie nicht da8 Gebäude, fondern der Grund als foldher das eigentliche 
Wertobjekt. 

Auf Grund der Vorſchriften der Realſchätzungsordnung wird in der⸗ 
artigen Fällen die Wertermittlung durd) eftftellung des Verkaufswertes 
nach 88 15 und 17 eintreten. Dabei wird ftetd das Binserträgnis ber 
Baulichleiten ein wichtiges Mittel der Kontrolle für den von dem 
Schägmanne angenommenen Bauwert bilden. Auch wird von einfchnei= 
dender Bedeutung die Beurteilung fein, ob die Annahme der Schäßlente, 
daß es ſich gegebenen Falls um eine folhe Realität handelt, ben tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſen entipridht, da durch eine zu hohe Bewertung bie 
Möglichkeit der Erefutionsführung Teicht ausgeſchloſſen werben tönnte. 
Jedenfalls werden, was in den vorliegenden Schäßungsprotofollen vers 
mißt wird, Grund» und Baumwert nad Flächenmaßeinheiten zu ermitteln 
fein. (JMBB. ©. 1183/1901.) 
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ein land⸗ oder forfiwirtichaftlicher oder Inbuftriebetrieb nicht ver= 

bunden ift; 

c) bei mittleren und Heinen lands und forftwirtfchaftlichen Befihungen ; a) 

d) bei einzelnen land» und foritwirtichaftlihen Grundſtücken, melde 
nicht als Beftandteil eines Wirtfchaftsganzen zum Verkaufe gelangen 
follen; 

e) bei Grunbftüden, melde (wie 3. B. Wälder in abgelegenen, vom 
Verkehre abgefchnittenen Gegenden, Zabrilen außer Betrieb, noch 
nicht in Betrieb gejeßte Bergbaue, ſowie folche, die feit längerer Beit 
außer Betrieb geſetzt finb) zur Zeit der Schägung einen Ertrag nicht 
liefern können, einen foldden aber vorausfichtlich in früherer oder 
fpäterer Zukunft liefern werben (Bufunftäwerte). 

Die Shägung burd; Kapitalifierung des Reinertrages bat 
vorzugsweiſe zu erfolgen bei großen land und forftwirtichaftlichen Gütern, 
dann ſolchen mit im Betriebe befindlichen montaniftifchen oder inbuftriellen 
Unternehmungen. 

Gebäude, welche der Hauszinsſteuer unterliegen, famt ben 
dazu gehörigen unverbauten Flächen, find ftet8 einer zweifachen Bewertung 
zu unterziehen, nämlich jener nad) dem Fapttalifierten Bindertrage und 
jener nad) dem Grund⸗ und Baumerte. Der Durchſchnitt aus beiden Be⸗ 
wertungen iſt als Schätzwert anzunehmen. **) 


**) Wertermittlung hHauszinsjteuerpflidtiiger Gebäude 
mit land= und forſtwirtſchaftlichem Betriebe. Tas Juſtizmini⸗ 
fierium hat mit E. v. 23. April 1902, 8. 4955, einem Oberlandesgeridjte 
auf deflen Anfrage nachſtehendes eröffnet: 

Nach 8 16, Abf. 3, RESchO. find Gebäude, welche der Hauszinsſteuer 
unterliegen, ftet3 ber Dort vorgeichriebenen zweifachen Bewertung zu unters 
ziehen. Hievon wird eine Ausnahme auch für den Fall nicht gemacht, 
daß Die zu einer Heinen oder mittleren Iand= und forftwirtichaftlichen 
Beſitzung gehörigen Wohn- und Wirtſchaftsgebäude, mögen fie auch nicht 
nur nicht vermietet fein, fondern ſich zur Vermietung gar nicht eignen, 
gemäß 81, lit. a Des Gef. v. 9. Februar 1882, RGB. Nr. 17, hauszins⸗ 
fteuerpflichtig find. Da für derlei Befigungen die Wertermittlung durch 
Feftftelung des Verkaufswertes nur vorzugsweife, nicht ausnahmslos an- 
zumenten ift ($ 16, Ab}. 1, RSchO.), wird ſich als notirendige Folge er= 
geben, daß in ſolchen Fällen entweder diefe Wertermittlung auf bie 
Grundfiüde zu beſchränken und der ermittelte Verkaufswert der letzteren 
dem nad 8 16, Abf. 3, ermittelten Gebäudemwerte zuzuzählen, oder daß 
auch auf die Grundftüde die Ertragswertermittlung anzuwenden ift. Doch 
wird auch im letzteren alle der abgejoudert Fapitalifierte Reinertrag ber 
Grundftüde dem Gebäudewerte zuzuzählen fein. Daß bei der Kapitahıfierung 








a) 1. Die zum Betrieb einer Mühle dienende Wafjer- 
fraft ift bei Schätzung der Mühle nach ihren: gegenwärtigen Ber- 
faufswerte, ohne Rüdficht auf die Möglichkeit einer borteilhafteren 
en zu ſchätzen. E. v. 1. März 1899, 3. 2036, Präv. 
1899: ©. 636. 
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Bei anderen Liegenfchaften, fowie wenn von einer ber im Abf. 1 
und 3 bezeichneten Methoden abgegangen werben fol, haben die Schäß- 
leute bie Gründe für die Wahl ber angemwendeten Beiwertungsart an⸗ 
zugeben. 

8 17. Bei direkter Feſtſtellung des Verkaufswertes ift auf bie in 
der Gegend gangbaren Berkaufspreije für Liegenichaften gleicher Be⸗ 
Ichaffenheit, vorkommenden Falls auch auf bie üblichen Pachtzinſe, bei 
Wäldern auf den Holzbeitand Rüdfiht zu nehmen. Der Serichtsfom- 
mifjär ſoll fich nicht mit allgemeinen Angaben der Schäßleute hierüber 
begnügen, fondern darauf hinwirken, baß Tontrete Fälle angeführt wer⸗ 
ten, nötigenfalls fi) durch Erfundigungen bei Bertrauensmännern die 
Grundlage für die Beurteilung verfchaffen, ob die Annahmen der Schäß- 
leute den tatſächlichen Berhältniffen entiprechen. Stets find babei Die 
Gebäude und bie Srundftüde abgeſondert und die letzteren wieber nad 
Kulturgattungen, nötigenfalls Bonitätsflaflen, und Ylächenmaßeinheiten 
zu bewerten. 

8 18. Bei der Schägung von land⸗ und forftwirtfchaftlichen Be⸗ 
ſitzungen durch Rapitalifierung des jährlichen Reinertrages ift der Brutto⸗ 
ertrag, den die einzelnen zu dem Schätzungsobjekte gehörigen Wirtſchafts⸗ 
teile liefern, feitzuftelen; davon find tie fämtlichen mit der Bewirt⸗ 
ſchaftung verbundenen Auslagen, ferner die auf den Grundſtücken laften- 
den Steuern und fonftigen Öffentlichen Abgaben (mit Einfchluß der Patro⸗ 
natslaften, Kirchen, Schul» oder andere Gibigfeiten u. &.) in Abzug zu 
bringen. Die mit dem Gute verbundenen Realrechte (3. 8. Fiſchereirechte, 


de3 Neinertrages ber Grundftüde der vom Oberlandesgerichte für and: 
und forftwirtfchaftlicde Beſitzungen, dagegen bei der Kapitalifierung des 
Ertrages ver Gebäude der für Häufer feſtgeſtellte Zinsfuß anzumenden tft, 
wenn nicht eine Abweichung nad 8 19, Abſ. 2, RSchO. ftattfindet, ergibt 
fi) aus dem erften Abſatze des 8 19. 

Bei Ermittlung des Meinertrages der hauszinsſteuerpflichtigen Ge⸗ 
bäubde, mögen diefe nun nur Wohnräume oder nur Wirtfchaftsräume ober 
beide vereinigt enthalten, muß nad) 8 20 RSchO. für die derzeit unver- 
mieteten Räumlichkeiten ein entjprechendes Zinsäquivalent eingeftellt wer⸗ 
den, wie ja ein ſolches auch der Hauszinsfteuer für Scheuern nad) dem 
AME. dv. 17. Februar 1898, 3. 9442 (abgedrudt in der Manz’fchen Ge- 
febausgabe, 21. Bb., T. Abtlg. bei 8 22 der Inftruftion zur Erhebung 
der Hauszinserträgnifie) zu Grunde gelegt wird. Dabei wirb ebenſowohl 
auf das durch Vermietung folder Räume zu erzielende Erträgnis, als — 
wegen bed Zuſammenhanges folcher Gebäude mit der von ihnen aus be- 
triebenen Landwirtihaft — auf die Höhe des Mietzinfes Bedacht zu 
nehmen fein, ben ber Unternehmer (Eigentümer oder Pächter) für bie 
Miete anderer Räumlichkeiten zum Zwecke feines Wirtichaftsbetriebes 
entrichten müßte. Werben diefe beiden Momente miteinander verglichen 
und dabei ſtets die Bmwedbeitimmung für den Wirtichaftäbetrieb im 
Auge behalten, fo dürften fi) Ertragsbewertungen ergeben, bie nicht in 
kraſſem Mißverhältniffe zu dem Grund- und Baumerte ftehen. (IMmVBB. 
©. 111/1902.) 
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verbüdjerte Bannrechte, Anteile an Alpenweiden ober anderen gemein 
ſchaftlichen Gütern, radizierte Gewerberechte) find nach ihrem Erirage 
dem Gutsertrage zuzufchlagen. Die Gebäude find, fofern fie zur Bewirt⸗ 
fhaftung nötig und wenigfteng in mittlerem Bauzuftande find, nicht be- 
fonders in Anfchlag zu bringen; die einem mittleren Bauguftande ent- 
ſprechenden jährlichen Erhaltungskoſten bilden eine Abzugspoft von dem 
Bruttoertrage; darüber Hinausreichende Herſtellungskoſten, welche durch 
quantitative oder qualitative Mängel der Gebäude bedingt werben, find 
von dem Tapitalifierten Reinertrage in Abſchlag zu bringen. Andere ber 
Hauszinsfteuer nicht unterliegende Gebäude find nad) ihrem Ertrage zu 
bewerten. Für Gebäude und Grundſtücke, welche ſich als reines Bolup- 
tuare darftellen, iſt der bei eventueller Vermietung oder Verpachtung zu 
erzielende Ertrag abzüglich ber Erhaltungstoften und fonfligen Laften in 
Anfchlag zu bringen. Wenn eine Bermietung oder Verpachtung untunlich 
erfcheint, ift der Verkaufswert zu ermitteln unb dem Tapitalifierten Rein- 
ertrage zuzufchlagen. 

Bei Wäldern ift der Wert nad den allgemeinen Grundſätzen ber 
Waldivertrechnung zu ermitteln; der Reinertrag ift ftet3 abgeſondert zu 
Tapitalifieren. 

8 19. Nach welchem Binsfuße der für land- und forftwirtfchaft- 
liche Liegenſchaften oder für Gebäude ohne land» unb forſtwirtſchaft⸗ 
lichen oder induſtriellen Betrieb ermittelte Reinertrag zu Tapitalifteren tft, 
hat jedes Oberlandesgericht für feinen ganzen Sprengel oder für deſſen 
einzelne Teile bis Ende 1897 und fodann alljährlich bi3 Ende Dezember 

für das nächſtfolgende Jahr feitzufegen”) und im Amtsblatte der be- 


*) Bog. d. Juſtizmin. v. 24. Oltober 189, IMVB. Nr. 41, 
betreffend bie Seftfegung des Rapitalifierungszinsfußes 
für die Shätung unbewegliher Güter nad) dem Ertrage. Un 
die Oberlandesgerichte. 

Das Zuftizminifterium hat bie von den Oberlandesgerichten eritatteten 
Anzeigen über den gemäß 8 19 RSchO. für die Jahre 1898 und 1899 
feftgefegten Rapitalifterungszinsfuß dem Aderbauminiftertum mitgeteilt und 
findet im Einvernehmen mit Teßterem für den Vorgang, ber Tünftig bei 
Feſtſtellung des Kapitalifierungszinsfußes einzuhalten ift, folgende Geſichts⸗ 
punkte bekanntzugeben: 

Die Feſtſtellung des gemeinen Wertes von Liegenſchaften durch Er⸗ 
mittlung des reinen Ertrages hat nach 8 16 RSchO. vorzugsweiſe An⸗ 
wendung zu finden bei großen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Gütern und 
bei ſolchen mit im Betriebe befindlichen montaniſtiſchen oder induſtriellen 
Unternehmungen. Denn bei Liegenſchaften dieſer Art find — im Gegen⸗ 
ſatze zu kleinen oder mittleren land» und forſtwirtſchaftlichen Gütern — 
die zur Ertragsermittlung erforderlichen Grundlagen in der Regel zu be⸗ 
ſchaffen, die zugezogenen Schäßleute befien auch das nötige Maß von 
Fachbildung, um Die Ertragsberechnung aufzuftellen, und während in feinen 
und mittleren land⸗ und forftwirtichaftlidden Gütern ein fo häufiger Ver⸗ 
tehr befteht, daß fich meift Lokal beftimmte Unfichten über den Verkaufs⸗ 
wert herausbilben, pflegt dies bei der Seltenheit des Verfehres mit großen 


22* 
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treffenden Landeszeitung kundzumachen. Die Binsfußbeftimmung hat 
abgejondert für die Kapitalifierung bei Gebäuden, bei landwirtſchaftlichen 
und bei forftwirticaftliten Liegenichaften unter WBerüdfittigung ber 


Gütern und bei dem Zuſammenwirken ter verjchiedenen indivibuellen Mo⸗ 
mente, die für ben Erwerb folder Güter mitfpielen, in Anfehung lebterer 
regelmäßig nicht einzutreten. 

Durch bie Ertragzermittlung fol den Kaufluftigen bie ficherſte 
Grundlage geboten werben, je nach ſeinen perſönlichen Verhältnifſſen das 
Kapital zu beſtimmen, das er behufs Erzielung des. Ertrages zu ins 
veſtieren bereit iſt. Sofern es ſich aber darum Handelt, durch Kapitali⸗ 
ſierung bed Ertrages einen auf rein objektiven Momenten fußenden 
Durchſchnitiswert zu ermitteln, der dem weiteren Erxelutionsverfahren 
als Grundlage dienen foll, wird wohl in erfter Linie Davon auszugeben 
fein, daß gerade bei großen Gütern .rationeller Weife foviel Kapital 
inveftiert werden kann, als einer durch den Ertrag gebedten Tandes- 
üblichen Berzinfung gut angelegter Kapitalien entjpriht. Als Maßftab 
für die Höhe des Tandesüblichen Zinsfußes kann dabet vor allem ber 
Zinsfuß der pupillarficheren Hypothefen angenommen werben. Um befien 
durchfchnittliche Höhe Für verfchiedene Kulturen und für bie nach gleick⸗ 
artigen wirtfchaftlicden Verhältniſſen fich abgrenzenden Gebiete zu er- 
mitteln, find gemäß 8 19 RSchO. die Gutachten der dafelbft bezeichneten 
Körperichaften einzuholen. 

Die Erfahrung lehrt jedoch, daß nicht nur bei Kleinen und mittleren, 
fondern aud) bei großen lands und forftwirtfchaftlichen Liegenichaften vers 
ſchiedene Urſachen zuweilen zeitlich und örtlich zufammenwirken, um eine 
über die bezeichnete Grenze fteigende oder Hinter ihre zurückbleibende 
Tendenz ber Güterpreife herbeizuführen. Im erften Galle zeigt ſich ber 
Ermerber geneigt, mit einer geringeren, al3 ber landesüblichen Berzinjung 
fi) zufrieden zu geben, wenn er Kapital in Grund und Boden inveftiert, 
im zweiten Falle ftellt er den Anſpruch auf eine höhere Berzinfung. 

Derlei wirtichaftliche Erfcheinungen Tönnen bei Feſtſetzung des Kapi⸗ 
talifierungszinsfußes nicht unberädfichtigt bleiben, wenn aud) nicht ver- 
fannt werden fol, daß darin regelmäßig eine nicht ganz zweifelfreie 
Zendenz zum Ausdrude kommt. Es wird ftet3, wenn ſolche Erſcheinungen 
zu Tage treten, forgfältiger Erwägung bedürfen, bis zu welchem Grabe 
ihnen Rechnung zu tragen ift. Dabei darf nicht außer acht gelafien werben, 
daß gerade die Feftfegung dieſes Zinsfußes ein Mittel an die Hand gibt, 
hier korrigierend, mäßigend und vermittelnd einzuwirken, ohne daB man 
fi) dabei mit den jemeiligen Anfchauungen des Verkehrs in bireften 
Widerſpruch ſetzen dürfte. 

Die Erfenntnisquellen für derartige Momente, die vom durchſchnitt⸗ 
lien landesüblichen Zinsfuße abzugehen raten, werben zum Teile bie 
Gutachten der land» und forftwirticyaftiichen Körperichaften bilden können. 
"Daneben wird e8 aber nicht zu vermeiden fein, Daß Die Oberlandesgerichte 
fih Einblid in das durch die Verſteigerung tatjächlid) hergeſtellte Ber- 
hältnis zwiſchen dem bei Ertragsſchätzungen ermittelten Jahresertrage 
und dem erzielten Xerfteigerungserlöfe verfchaffen. Hiezu kann der Weg 
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durchſchnittlichen Ertragsfaͤhigkeit jeder dieſer drei Gruppen zu erfolgen. 
Bor der Beſtimmung des Zinefußes iſt das Gutachten der größeren 
Hupothelarfrebitinftitute und im Wege der politiichen Landesbehörde auch 
jenes der etiva in dem betreffenden Gebiete beftehenden land» und forft- 
wirtfchaftlichen, bezw. technifchen Vereine oder Körperichaften einzuholen. 
Wo kumulative Waiſenkaſſen beftehen, ift aud) auf deren Zinsfuß Bedacht 
gu nehmen. 

- Mine Abweichung von dem feftgefeßten Binsfuße ift nur zuläffig, wenn 
ihn die Schäbleute übereinftimmenb unter Durlegung der Gründe als für 
den Lontreten Yal zweifellos unrichtig erklären. *) 


einer auf die Mefultate eine? Jahres gerichteten Umfrage bei den erjten 
Inſtanzen gewählt werden. Es wird aber, wenigitens für die Folgezeit, 
vielleiht genügen, wenn die Daten hei Gelegenheit der Borlage von Alten 
an da3 Oberlandesgericht und ber Vornahme von Bifitationen gelammelt 
werden. Dur die Beachtung diefer Geſichtspunkte wird, wenn ihnen 
bie Oberlandesgerichte volles wirtichaftliches Verſtändnis entgegenbringen 
and bei Beichaffung der Grundlagen für ihren Beſchluß mit Umficht zu 
Werke gehen, nicht nur der nad) 8 30 RSchO. erfolgende Ausſpruch bes 
Gerichtes über ben Schäbtwert an Verläßlichleit und Autorität gewinnen, 
fondern im Laufe der Beit auch ein gewiß nicht zu unterfchägendes 
Material für die Beurteilung der Bewegung der Güterpreife und ihrer 
Urſachen zu Tage gefördert werden. 

Um den beteiligten Miniftrien hierin fortlaufend Einblid zu ge: 
währen, werden die Oberlandesgerichte angewieſen, alljährlich die von 
ihnen gemäß 8 19 RSHD. gefaßten Beichlüffe mit kurzer Auführung der 
Grüube anzıızeigen. 

*) Bdg. d. Juſtizmin. v. 25. April 1900, IJMBB. Nr. 22, be⸗ 
treffend die Anweudungdes$819, Abſ. 2, der Realſchätzungs- 
ordnung. An alle Gerichte. 

Die Vollſtreckungsorgane, welche der Hauszinsſteuer unterliegende 
Gebäude zu ſchätzen Haben, und die mit der Prüfung der vorgelegten 
Schägungsoperate befaßten Gerichte werden darauf aufmerkſam gemacht, 
daß eine Abweichung van dem durch das Oberlaudesgericht feſtgeſetzten 
Kapitaliſierungszinsfuße im Sinne bes 8 19, Abſ. 2, RSchO. namentlid) 
Darauf gegründet werden kann, daB das Gutachten des oder der Sadı- 
verftändigen nad Art und Lage des Objektes, nad) ber wirtfchaftlichen 
Lage der Mieter, nad) der mehr oder minder ficheren und leichten Ber- 
mietbarkeit und dem Auflaufen außerordentlicder Erbaltungstoften unter 
fpezialifierter Darlegung der in Betracht kommenden Verhältniſſe einen 
Prozentfab für angemeſſen erklärt, der außer dem landesühlichen Zins⸗ 
fuße auch noch einen Arbeitd- und Gefahrenprozentfab enthält, in dem 
die Mehrarbeit der Verwaltung und das Riſiko der Kapitaldanlage zum 
Ausdrude komnit. 

Wenn in ſolchen Fällen bei einem von der Hauszinsfteuer zeitlich be= 
freiten Gebäude die Stenererfparnis im Sinne der Berordnung der 
Miniiter der Yuftiz, des Innern nnd des Aderbaues v. 25. April 1900, 
AGB. Nr. 80, zu berechnen ijt, find die Sachverſtändigen nötigenfalls 
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Für Bergwerke hat bie Kapitalifierung nad einem zehuprozentigen 
Binsfuße zu erfolgen. 

Der bei Liegenjchaften mit induftriellen Anlagen — einſchließlich von 
Urproduktionen (3. B. Steinbrüche, Biegeleien, Erbölgewinnung) — anzu⸗ 
wenbende Zinsfuß ift von ben Schätzleuten von Fall zu Fall feftzuftellen. 

8 230. Der Grund⸗ und Bauwert bei Gebäuden, welche ber Haus 
zinsſteuer unterliegen (8 16, Abſ. 8), febt fi aufammen aus dem nad 
8 17 ermittelten Verkaufspreiſe ber Grundfläche, auf welder das Ges 
bäude errichtet ift, famt unverba utem Bubehor, und aus dem Werte der 
Baulichleiten. 

In den Binsertrag iſt auch der für derzeit unvermietete Räumlich⸗ 
keiten zu erzielende Zins einzubeziehen. Bon dem Bruttoginſe find bie 
Jahresleiſtungen an Steuern und ſonſtigen öffentlichen Abgaben, die 
Brandſchadenverſicherungspraͤmie und der nach dem Bauzuſtande zu bes 
ſtimmende Durchfchnittäbetrag an jährlichen Erhaltungskoſten in Abzug 
zu bringen. 

Die durch fchlechten Bauzuftand bedingten, die jährlichen Erhaltungs⸗ 
foften überfteigenden Herftellungstoften bilden eine Abzugspoſt von bem 
endgültig ermittelten Durchſchnittswerte. 

[Für Gebäude, welche die Befreiung von ber Hauszinsflener genießen, 
ift bet der Ertragsbeitimmung auf bie noch erübrigende Dauer der Steuers 
freiheit entfprechend RNüdficht zu nehmen.) *) 


darauf zu vermweifen, daß in der Regel der von ihnen aus den oben be= 
zeichneten Gründen bei Ermittlung des Gebäudewertes nadı dem reinen 
Binsertrage angewenbete abweichende Kapitalifierungszindfuß nicht auch 
auf Die Kapitalifierung der Steuererfparnis wirb Anwendung finden Tönnen, 
mweil es fich bei der Iegteren nur um die Ermittiung des bei Durch» 
ſchnittlicher Verzinfung aus der Eskomptierung ber jährlichen Steuer- 
erfparnis fi) ergebenden Kapitald handelt. 

*) Berordnung ber Minifter der Juftiz, bes Innern und 
bes Aderbaues v. 25. April 10, RGB. Nr. 80, betreffend eine 
Abänderung der Berorbnung derjelben Minifter v. 25. Juli 1897, RGB. 
Nr. 175, über die Schäßung von Liegenſchaften (Realihäsungsordnung). 

An die Stelle de3 lebten Abſatzes des 8 30 der Realſchätzungsord⸗ 
nung (Verordnung der Minifter der Yuftiz, des Innern und bes Acker⸗ 
baues v. 25. Yuli 1897, RGB. Nr. 175) haben mit Wirkſamkeit dom 
Tage der Kundmachung diefer Berorbnung die nachfolgenden Borfchriften 
zu treten: 

Bei Gebäuden, welche bie zeitliche Befreiung von der Hauszinsſteuer 
genießen, ift zu dem nach den vorhergehenden Abfäten fich ergebenden 
Durchſchnittswerte (8 16, Abf. 8) der auf den Schäbungstermin berech⸗ 
nete Wert der Steuererfparnis binzuzufchlagen. 

ALS Steuererſparnis ftellt fi) der Betrag dar, um welchen das zeit« 
lich fteuerfreie Objelt an Steuern und BZufchlägen weniger zu entrichten 
bat, als wenn es der zeitlichen Steuerfreiheit nicht teilhaftig wäre. 

Bei der Ermittlung des reinen Bindertrages find die Jahresleiſtungen 
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821. Bei der Schäbung von Liegenſchaften iſt anzugeben, welchen 
Bert die Liegenjchaft bei Aufrechthaltung der fie belaftenben Dienftbar- 
feiten,, Ausgedinge und amberen Beallaften, fowie welchen Wert fie ohne 

diefe Belaftung bat; außerdem find die auf der Liegenfchait Iaftenten 


an Steuern in berjelben Höhe in Abzug zu bringen, wie wenn bag Ges 
bäude eine Steuerbefreiung nicht genießen würde. 

Der Wert der zeitlichen Steuererjparnis ift glei dem auf ben 
Schätzungstermin berechneten Tapitalifierten Betrage einer dekurfiven zeit- 
lid) begrenzten Nente in der Höhe der jährlichen Steuererfparnis und 
von der Dauer der noch fteuerfreien Jahre. Nach dem Ermeſſen der 
Sadjverftändigen können der Berechnung mit Rückſicht auf die in kür⸗ 
zeren Friften vorgeichriebenen Steuereinzahlungstermine auch Semeitral- 
renten zu Grunde gelegt werben, in wolchem Falle die halbjährige Steuer 
erſparnis und die Zahl der noch fieuerfreien Halbjahre die Berechnungs⸗ 
bafis bilden. Der Barwert der Rente ift zu berechnen nad) der Formel 

u — 1, 
W=E —— in welcher bedeuten: 

W den zu ermittelnden Kapitalsbetrag des Zeitwertes der Rente; 

E die Steuererfparnis für eine Rentenperiode; 

z den Rapitalifierungszinsfuß für eine Rentenperiode (das ift bei 
vier Prozent Kapitalifierungszinfen 104 für ganzjährige, 102 für halb⸗ 
jährige Rentenperioden u. f. w.); 

n die Unzahl der noch fteuerfreien Rentenperioden. 

Der Wert des Koeffizienten — kann aus der angeſchloſſenen 
Tabelle entnommen werden und ſodann die Berechnung nach den der 
Tabelle beigegebenen Muſterbeiſpielen erfolgen. (Die Tabelle. uud bie 

Mufterbeifpiele wurden hier nicht abgebrudt.) 

: Bei Feſtſtellung der Steuererfparnis ift auf die Verichiedenheit Rück⸗ 
fiht zu nehmen, die aus der, Behandlung der Steuerzufchläge fich ergibt. 
So beſchränkt fid) die Steuerbefreiung auf Grund des allgemein gültigen 
Gefeges v. 25. März 1880, RGB. Nr. 39, und ber Spezialgefehe v. 
8. Jänner 1891, RGB. Nr. 8, dv. 28. Juni 1895, RGB. Nr. 88, und v. 
10. Auguft 1895, RGB. Nr. 181, auf die Hauszinsſteuer ſamt Staat3- 
zufchlägen, während die Steuerbefreiung nad) der Allerhöchſten Ent⸗ 
fhließung v. 14. Mai 1859 und v. 27. Februar 1861, fowie nach den 
Geſetzen v. 9. Februar 1892, REB. Nr. 37, dann bei den Spezialgeſetzen 
dv. 11. Februar 1893, RGB. Nr. 23, dv. 5. April 1893, REB. Nr. 54 und 
55, dv. 14. Juni 1894, ROB. Nr. 117, v. 8. Auguſt 1895, RGB. Nr. 127 
und 128, v. 13, Upril 1896, RGB. Nr. 61, dv. 8. Februar 1897, ROB. 
Kr. 52 und 58, endlich nad der Faiferlihen Verordnung dv. 21. Auguſt 
1899, RGB. Nr. 167, in Berbiudung mit den betreffenden Landesgeſetzen 
auch die gänzliche oder teilweife Befreiung von den Landes=- und Ge: 
meindeumlagen umfaßt. Dabei ift ferner zu berüdfichtigen tie bei Ge- 
währung ber erweiterten Steuerfreiheit manchmal eintretende Belafiung 
der in einigen Ländern fonft umlagsfreien fünfprozentigen Eteuer mit 
Zuſchlägen. 
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Dienftbarkeiten, Ausgebinge und anderen Reallaften für fih zu fhägen 
und die ihnen entiprechenden Kavitalsbeträge im Schägungsprotofolle an= 
zugeben ($ 144, Abſ. 3, ter ED.). 

Auf der Liegenfhaft eingetragene Miet: und Pachtrechte find 
bei der Bewertung der Lienenichaft ſelbſt nicht in Betracht zu ziehen; " 
dagegen ift der Wert bed eingetragenen Beftandrechtes behufs Ermitt⸗ 
lung der dem Beſtandnehmer wegen ber vorzeitigen Aufhebung bes Be⸗ 
ſtandrechtes gebührenden Entfhädigung zu ſchätzen. 

Eingetragene Wiederkaufsrechte ſind bei der Schätzung nicht 
in Betracht zu ziehen (88 133, 150, Abſ. 2, der EO.). 

Wenn auf einer Ziegenfchaft Laften Haften, welche auf den Er— 
fteher von Rechts wegen übergehen (3. B. Patronatslaſten, Laften 
aus der Mitgliedfchaft in einer Waflergenofienichaft, 8 23 des Gef. v. 
30. Mai 1869, RGB. Nr. 93, Melivrationsdarlehen, 8 5, Abf. 2, bes 
Gef. dv. 6. Juli 1896, RGB. Nr. 144, Notwegedienftbarfeiten, 8 20 des 
Gef. v. 7. Juli 1896, RGB. Nr. 140), fo ift nur der Wert anzugeben, 
melden die Liegenfchaft bei AufrechtHaltung der Laft bat. Eine abge- 
ſonderte Schäßung des aus der Laft entipringenten Rechtes entfällt. 

Bum Bwede der Ermittlung bes Wertes der Liegenfchaft bei Auf- 
techthaltung der vorbezeichneten Laften ift die Daraus fich ergebende Er- 
tragsminderung, wenn bie Leiftung oder Duldung eine immerwährende 
ift, von dem Jahresertrage in Abzug zu bringen, wenn fie aber auf 
eine beftimmte Anzahl Jahre oder auf die Lebensdauer der berechtigten 
Ferlon beſchränkt ift, im erjteren Falle nad) der Anzahl der noch er- 
übrigenden Jahre (in Teinem Falle jedoch nad) einer mehr als zwanzig- 
jährigen Dauer), im zweiten Sale nad einer zehnjährigen Dauer zu 
Fapitalifieren, und das Kapital von dem ohne Bedacht auf die Belaftung 
ermittelten Liegenfchaftswerte in Abzug zu bringen. Bei Schägungen 
nad) dem Verkaufswerte ift von dieſem der Wert einer innmerwährenden 
Laſt mit dem Zwanzigfachen der jährlichen Ertragsminderung abzuziehen. * 

Die Bewertung der aus den Laſten entfpringenden Rechte hat nad 
dem Intereſſe des Berechtigten an der Aufrechthaltung der Laft, kapita⸗ 
‚lifiert bei zeitlich befchräntten Laſten oder folden auf Lebensdauer nach 
Borfchrift des Abſatzes 1, bei immermwährenden Laften nach dem vom Ober: 
Iandesgerichte für die betreffente Art von Liegenfhaften Tundgemadten 
Binsfuße, zu erfolgen. 

822, Der Befchreibung des Zubehörs (8 140 der ED., bezw. 8 121 
des aBG.) hat eine Feſtſtellung der für die Fortfegung des ordentlichen Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebes erforderlichen Vorräte, VBiehftüde, Werkzeuge und Gerät- 
ſchaften (8 296 abGB.) voranzugehen. Ein Abgang an diefem Erforders 
nifje ift in Protofolle zu beurfunden. Bei großen land⸗- und forftwirt- 
fhaftlihen Gütern kann eine gejonderte Befchreibung und Schätzung der 
vorhandenen Stücke unterbleiben, wenn ber Anſchaffungspreis der abs 
gängigen oder wegen ihres fchlehten Zuftanbes nacjzufchaffenden von dem 
Ertragswerte in Abzug gebradht wird. 

Sind mehrere Liegenfhaiten gleichzeitig zu ſchätzen, fo tft für jede 
abgejondert zu bewertende Liegenfchaft (8 14) das zu derſelben gehörige 
Zubehör beſonders anzugeben. 











Schägungsgrundfäge, ⸗Verfahren. 345 


IV. Berfahren. 

8 23. Schätzungen von Liegenfchaften find durch Vollſtreckungs⸗ 
vrgane (8 24 der ED.), mit Ausſchluß der Diener, vorzunehmen. 

Ob eine Schägungsbornahme wegen der Wichtigfeit und Schwierigkeit 
des Falles einem Notar zu Übertragen ift ($ 24, Abſ. 2, der ED.), hat 
das Gericht zu beitimmen. 

Ausnahmsweiſe Tann, wenn bem Gerichte zur Vornahme einer 

Schätzung weder ein taugliches Vollſtreckung zorgan, noch ein Notar zu 
Gebote fteht, vom Gerichtsvorfteher auch ein richterlicher Beamter ab⸗ 
georbnet werben (8 306 der GO. für die Gerichte erſter und zweiter 
Inſtanz). 
8 24. Beit und Ort ber Schatzung find dem Verpflichteten und 
dem betreibenden Gläubiger unter Bezeichnung der ernannten Schätz⸗ 
leute dur) das Bollitredungsorgan befanntzugeben ($ 386, 3. 6 der GO. 
für die Gerichte erfter und zweiter Anftanz). 

Perfonen, für welche auf der Liegenfchaft Dienftbarleiten, Aus- 
gebinge oder andere Reallaſten Haften, können ald an ber Exekutions⸗ 
handlung beteiligt, bei der Schäßung zugegen fein (8 32 der ED.). 

Die Beteiligten können durch den Gerichtstommifjär den Schäßleuten 
alle Erinnerungen machen Iaffen oder mit feiner Zuſtimmung feldft machen, 
welche fie zur Feſtſtellung des Schätzungswertes oder der denfelben beein 
fluffenden Momente für weſentlich erachten. Erinnerungen, welche dem 
Gerichtskommiſſär unangemeffen fcheinen, hat er zurückzuweiſen. 


8 25. Der zur Vornahme eier Schätzung abgeordnete Gericht3- 
Lommiflär Hat fi) aud der Mappe über die Lage der zu ſchätzenden 
Barzellen, aus dem Grundbuhe und dem Katafter über deren Kultur- 
‚gattung genau zu unterrichten, etwaige Abweichungen des Kataſters von 
dem Grundbuche zu erheben und, wenn e3 zur Identifizierung der PBar- 
zellen an Ort und Stelle nötig erfcheint, eine Planſkizze mittels Durch⸗ 
„zeichnen unter Schonung der Mappe abzunchmen. 


8 26. Die Schäßung ift mit möglichfter Ausnüßung der Zeit durch⸗ 
‚zuführen. Wenn wegen des Umfanges ber zu befichtigenden Liegenſchaften 
die Amtshandlung an einen Tage nicht beendet werben kann, ift fie ohne 
-Unterbredjung an den darauf folgenden Tagen fortzufegen. Nur wenn 
‚bei ber Schägung von großen land» und forfttirtichaftlichen Gütern ober 
Liegenſchaften mit inbuftriellen Anlagen oder montaniftifchen Betrieben 
‚wegen der vorzunehmenden umfangreichen Berechnung die fofortige Be⸗ 
‚wertung unmöglich ift, hat ber Gerichtäfommifjär hiefür eine kurze Frift 
oder eine befondere Tagſatzung im Gericht3lofale zu beitinnmen. 

8 27. Die Schäßung Hat in der Regel damit zu beginnen, daß bie 
zu ſchätzenden Liegenfchaften in Uugenfchein genommen werben. Der 
Augenſchein darf nur unterbleiben, menn jeder Bmeifel darüber aus- 
geihlofien ift, daß die Schäßleute die zu fchägende Liegenſchaft genau 
tennen, und daß der Wert fich auch ohne Augenſchein verläßlich beitimmen 
läßt. Bei Gebäuden und Wäldern darf der Augenichein nie unterbleiben. 
Machen in Yällen, in welchen von der Augenſcheinaufnahme nicht Umgang 
genommen werden kann, die Witterungsverhältniffe den Wugenichein 
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unmöglich, jo ift die Schäßung zu verſchieben, jedoch nicht für länger, als 
bis das Hindernis weggefallen ift. 

Wenn bei dem Augenſchein Hinfichtlich einer in einem öffentlichen 
Buche eingetragenen Liegenfchaft eine Nichtübereinftimmung des bücher: 
lichen Standes mit dem Befisitande, ober hinſichtlich einer tn einem öffent⸗ 
lichen Buche nicht eingetragenen Liegenfchaft ein Streit über den Befig- 
ftand fich ergibt, ift ba8 Streitobjelt durch Vernehmung der anweſenden 
Beteiligten und britter Ausfunftsperfonen feitzuftellen, und wenn ſich ber 
Streit nicht beheben läßt, abgefondert zu bewerten. 

Den Schägleuten find die aus den Akten erhobenen Bewertungs 
daten (Kataftralflächenmaß, Bonitätsklaſſe, KRataftralreinertrag und jähr⸗ 
liche Steuerſchuldigkeit jeder zu Ichäbenden Parzelle; falls bekannt ift, 
daß die Liegenihaft vor nicht allzulanger Zeit im Exekutionszuge oter 

“ zum Zwecke einer Hypothekarbelaſtung gerichtlich geſchätzt wurde, ber 
biebei ermittelte Schäßwert) befanutzugeben. Wenu auf einer Liegen- 
ſchaft öffentliche Abgaben Iaften, welche nicht als Zuſchläge zu den landes- 
fürftlichen Steuern eingehoben werden, 3. B. Beiträge zu Waflergenofjen- 
ſchaften, Patronatsleiftungen u. dgl, fo find auch diefe zu erheben und 
belanntzugeben. 

8 28. Das Schäbungsprotofol hat die einzelnen Parzellen, beren 
Flähenmaß und eine Beichreibung der zu ſchätzenden Liegenjchaften nach 
den auf den Wert Einfluß nehmenden Momenten zu enthalten. 

Solche Momente find: 

1. Bei Gebäuden die Angabe ber verbauten Grundfläche, die Art 
des Gebäudes, Höhe nad Stodwerfen, Zahl der Fenfteröffnungen, Bau⸗ 
und Bedachungsmaterial, Einteilung in Wohn⸗, Gefchäfts-, Stall⸗, Keller» 
räume, Größe derfelben, das Vorhandenfein gemölbter Räume, der Baus 
zuftand, die auf Feuersgefahr Einfluß nehmenden Momente, endlich die 
Örtliche Lage (in größeren Ortfchaften insbefondere auch in Bezug auf 
Verkehrszentren, Kommunikationsmittel u. dgl.). 

2. Bei land- und forftwirtfhaftliden Gütern die Lage der 
Behaufung, von welcher aus die Bewirtſchaftung ftattfindet (einzelnftehend 
oder in einer geichloffenen Ortichaft, Kommimilationsverhältnifie, mehr 
oder minder günftige Abfagverkältniffe), die Lage der Grundfiüde im 
Berhältniffe zur Behauſung und die daraus fi) ergebende mehr ober 
minder leichte Bemwirtfchaftung, die Bodenverhältnifie der Grundſtücke 
vorhandene Kulturgattung und, falls dieſe richtigen Wirtſchaftsgrund⸗ 
fägen nicht entipricht, Die Angabe, für welche andere Kultur ſich Die 
Liegenichaft offenbar beffer eignen würde, Qualität der Bewirtſchaftung, 
allfällige Melivrationsanlagen; bei Wäldern insbeſondere ber Standort 
und die Beftandverhältnifie, der Zuftand der Aufforftung, die Bringbar= 
feit der Forfiprodufte und deren Verwertung, die auf den Waldbefige 
laftenden Dienftdarkeiten, endlic” vorhandene, den Waldbetrieb beſchrän⸗ 
fende behördliche Verfügungen; bei häufig wiederkehrenden Elementar- 
ereigniflen deren mehr oder minder ſchädlicher Einfluß. 

3. Bei Grundftüden mit induftriellen Anlagen oder 
montaniftifden Betrieben in analoger Weiſe die vorhandenen 
Einrichtungen und die für den Betrieb maßgebeuden allgemeinen und 
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fpeziellen Bedingungen (in$befondere auch bie Waflerkraft). Bei Berg⸗ 
bauen ift auch auf die geologiſchen Verbältniffe, Handelölage, Inveſtitionen 
und auf die Menge be aufgejchlofienen Mineralgquantums Bedacht zu 
nehmen. 

In weldem Umfange auf die bezeichneten PBunlte im einzelnen alle 
einzugehen ift, hat der Gerichtsfommifjär nach der Größe und dem Werte 
des Schägungsobjeltes zu beurteilen. Es ift ftrenge darauf zu feben, 
daß das Schägungsoperat nicht einen Umfang gewinnt, vermöge befien 
der Zeit und Koftenanfivand für die Schätzung außer Verhältnis zu dem 
Ergebnifie fteht. 

8 29. Das Schatzungsgutachten bat in möglichſt leicht verftändlicher 
Weiſe die angewendete Beivertungd= und Berechnungsmethode und bie 
durch dieſe bedingten Grundlagen für den ermittelten Wert anzugeben. 
Nötigenfalls find die erforderlichen Anleitungen hiezu den Schäßleuten 
vom Gerichtäfommiflär zu erteilen. 

Trägt der Gerichtskommiſſär Bedenken gegen ba3 abgegebene Schätzungs⸗ 
autachten, bie duch Erinnerungen an bie Schäbleute nicht zu befeitigen 
find, fo hat er feine Äußerung im Protofolle beizufügen. 

8 30. Auf Grund bes vorgelegten Schäßungsoperates hat bag 
Gericht unter Anwendung der Grundſätze des 8 272 der Zivilprozeßord⸗ 
ordnung den Schäbungswert zu beftimmen, ber dem Erekutionsverfahren 
zugrunde zu legen ift. Dabei ift in&befondere auch Beſchluß zu faflen, 
ob eine bei Kapttalifierung bes Neinertrages vorgenommene Abweihung 
von dem feftgeießten Zinsfuße (8 19, Abſ. 2) für gerechtfertigt erfannt 
wird. Die nach $ 21 ermittelten, auf den Erfteher nicht von Rechts wegen 
üdergehenben Laften find bei Feflftelung des Schäßwertes nur dann in 
Abzug zu bringen, wenn fie der Erſteher gemäß 88 146, 3. 3 und 150 
der Exekutionsordnung ohne Anrechnung auf das Meiftbot übernehmen muß. 

Bor der Beichlußfaflung Hat das Gericht in fürzefter und einfachfter 
Form die ihm nötig fcheinenden Erhebungen gemäß $ 55 ber Exekutions⸗ 
ordnung zu pflegen: 

8) wenn zwei oder mehrere Schäbleute beigezogen wurben und zwiſchen 
ihnen eine Einigung über den Schägmwert nicht herbeigeführt werben 
fonnte; 

b) wenn Bebenten bes Gerichtsfommifjärs gegen das Schaͤtzungsgut⸗ 
achten vorliegen; 

c) wenn das Gericht die Befchreibung mangelhaft, da3 Gutachten unge 
nügend begründet findet, oder fonft Bedenken gegen ben ermittelten 
Schägwert trägt. 

Wenn dad Gutachten nur von einem Schäbmanne erftattet wurde, 
fann ein zweiter, wenn e3 von zwei Schäßleuten erftattet wurde, ein 
dritter einvernommen werben; demfelben Tann aufgetragen werben, vor⸗ 
ber die Liegenfchaft ohne gerichtliche Intervention zu befichtigen. 

8 31. Der von dem Gerichte Eeftimmte Betrag des Schätzungswertes 
ift dem betreibenden Gläubiger, dem nach 8145, Ubf. 1, der Exekutions⸗ 
ordnung die Borlage eines Entwurfes der Berfteigerungsbebingungent. 
aufgetragen wird, bezw. den Beteiligten, welche nad) 8 162 der Exekutions⸗ 
ordnung zur Feftftellung der Verfteigerungsbedingungen geladen werden, 
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in dem Auftrage oder in ber Ladung befanntzugeben. Um dies zu er» 
möglidyen, find bie allenfalls nad) 8 29 noch zu pflegenden Erhebungen 
mit größter VBefchleunigung durchzuführen. 

Auf Grund der gegen ben Betrag bes Schätzungswertes etiva. er: 
hobenen Einwendungen, bezw. auf Grund ber in bem Entwurfe ber 
Berfleigerungsbedingungen geſtellten Anträge ift über ben Betrag bes 
Schätzungswertes endgültig Beſchluß zu fallen und dieſer mit der Ber- 
ftändigung über die Verfteigerungsbedingungen (mit bem Verſteigerungs⸗ 
edifte, 8 171, Abi. 5, ED.) den Beteiligten befanntzugeben. 

8 32. Die Vorſchriften der 88 354 und 855 der Bivilprozekorbnung, 
über die Folgen des Nichterfcheinend und ber Weigerung von Sachver⸗ 
ftänbigen und üder deren Ablehnung find auch im Erekutionsverfahren 
finngemäß anzumenden. 


V. Shägnngen außerbald des Exehutionsserfaßrens. 

8 33. Die vorftehenden Beftimmungen find, foweit nicht gefeßliche 
Borichriften entgegenftehen, finngemäß aud) anzuwenden, wenn Schäßungen 
von Liegenfchaften vom Gerichte im Konkursverfahren vorgenommen 
werben. Auf fonftige gerichtliche Schägungen dagegen finden bie für die⸗ 
jelben bejtehenden Vorſchriften Anwendung. 

8 51. Die 88 1 bis 8 dieſer Verordnung treten mit 1. Wuguft 1897, 
bie übrigen Paragraphe mit 1. Jänner 1898 in Wirkſamleit. 


Borlegung der VBerjteigerungsbedingungen. 


6 145. Wenn nicht dem PBerfteigerungsantrage!) ein 
Entwurf der Verfteigerungsbedingungen beigelegt wurde, ift 
Dem betreibenden Gläubigera) ſogleich nach Einlangen der 
Protokolle über die Beſchreibung und Schäbung der Liegen- 
ſchaft aufzutragen,?) innerhalb einer beſtimmten Frift?) dem 
Erefutionsgerichte einen folcden Entwurf vorzulegen oder ſich 
über die Verfteigerungsbedingungen zu Protokoll zu erklären, 
widrigend das Berfteigerungsverfahren eingejtellt würde. *) 

Zu gleicher Zeit hat das Exekutionsgericht alle nötigen 
Ergänzungen, Richtigftellungen und Verbeflerungen der Be— 
ſchreibungs⸗ und Schäßungsprotofolle von Amts wegen oder 
auf Antrag zu veranlaffen. 

Bei Liegenſchaften, die in ein öffentliches Buch nicht 
eingetragen find,’) hat das Erefutionsgericht außerdem alle 
Perionen, welche dingliche Rechte an der zu verfteigernden 


8 145. 1. Kann im Falle einer Einftellung des Berfteige- 
rungsverfahrens wegen unterbliebener Vorlage der Ber- 
fteigerungsbedingungen vor Ablauf eines halben Jahres 
neuerlich Verfteigerung eingeleitet werden? E. v. 25. Oftober 1900, 
3.14188, Ref. 1901: &.175; 12. September 1900, 3.9884, Sig. 1118. 
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Liegenjchaft in Anspruch nehmen, durch Edift®) aufzufordern, 
ihre Rechte und Anfprüce innerhalb einer beftimmten Frift 
bei Gericht anzumelden, widrigend auf diefelben im Ber- 
jteigerungsverfahren nur infoweit Rüdfiht genommen würde, 
als fie ſich aus den Exekutionsakten ergeben. 


ı) 8 133. — Die für die Gebührenbimefjung beigebradjte Abfchrift der 
Verfieigerungsbebingungen ift gebührenfrei. IMWB. ©. 298/1901. 

2) Dagegen kein Relurs. 8 239, 3. 4. — Gleichzeitig ift dem Ee= 
treibenden Gläubiger ber vom Gerichte beitimmte Betrag bes Schätzungs⸗ 
wertes befanntzugeben. 8 31 Realſchätzungsordnung (bei $ 144). 

3) Erftredbar. 8 58, 8 128 8PO., 8 78. 

9 Bon Anti? wegen und ohne vorhergehende mündliche Verhandlung 
und Einvernehmung mit der Rechtswirkung tes 8 200, 8.3, ED. — 
Diefe Folge tritt nicht ein bei fogen. Fribamäßigen Berfteigerungen im 
Konfurfe. 

5) Insbefondere auch in den Verfachbuchländern. Art. XVI, 8. 4, 
ES. 3. ED. 

8 71. 

a) Die Aufforterung zur Vorlegung ber Berfteigerungsbedingungen 
ift, falls bis dahin Schon andere Gläubiger ten Verfteigerungsverfahren 
beigetreten find, nicht an alle betreibenden (beigeiretenen) Gläubiger, 
fondern bloß an den erften betreibeunden Gläubiger zu richten, 
auf defien Antrag dasjenige Verfteigerungtverfahren eingeleitet wurde, 
dem die übrigen betreibenden Gläubiger beigetreten find (8 139, Abſ. 2 
und 4, ED.) Zu ber Tagfagung zur Feftftelung der Verſteigerungs— 
bedingungen (8 162 ED.) find jedoch ſämtliche betreibenden (beigetretenen) 
Gläubiger zu laden. 

Unterläßt ter aufgeforderte betreitende Gläubiger die rechtzeitige 
Vorlegung ber Berfteigerungsbedingungen, fo ift gemäß ter Vorfdriit des 
8 206 ED. vorzugehen. Mit der an die anderen betreibenden Gläubiger 
zu erlaflenden Aufforderung, ſich Über die Fortfegung des Verfteigerungs- 
verfahrens zu erffären, ift jogleich die Aufforderung zu verbinden, bet 
Abgabe der Erllärung oder innerhalb einer beftimmten Zeit nad) Abgabe 
diefer Erflärung einen Entwurf der Berfteigerungsbedingungen vorzus 
legen oder fich Über dieſe Bedingungen zu Protokoll zu erllären. Werden 
dem Gerichte auf diefe Art mehrere Entwürfe vorgelegt, die vom Geſetze 
abweichende Bedingungen enthalten, fo find bei der Tagſatzung die Ver⸗ 
fteigerung3bedingungen auf Grund aller diefer Entwürfe vom Gericht 
feftzuftellen.” (IM. zu 8 145 ED.) 


Berfteigerungsbedingungen. 


.. 6 146. Die Verfteigerungsbedingungen haben zu ent- 
halten: 

1. die deutliche Bezeichnung der Liegenjchaft unter kurzer 

Angabe des mit derjelben zu verfteigernden Zubehörs und 
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bei Berfteigerung von Liegenfchaftsanteilen die Ungabe der 
Größe des Anteiles;t) 

2. Beftimmungen über die Art und Höhe der von den 
a au leiftenden Sicherheit (Badtum);?) 

3. die Bezeichnung der Dienftbarkeiten, Ausgedinge und 
anderen nicht zu den Hypotheken gehörenden Saiten, ®) welche der 
Erfteher ohne Anrechnung auf das Meiftbot Übernehmen muß; 

4. die Angabe des geringften Gebotes; *) 
: 5. an über die Berichtigung de3 Meift- 
ote3;® 
6. die Angabe des Zeitpunktes I den Übergang der 
Geſahr, der Nutzungen und der Laſten;?) 
Beftimmungen über den Zeitpunkt und die Voraus⸗ 


—— der Übergabe der Liegenſchaft an den Erſteher und 


der bücherlichen Einverleibung feines Eigentumsrechtes. 

2) Diefelben Angaben enthält auch das Edikt. 8 170, 8. 1. 

2) 8 147. 

3) Meallaften u. dgl. 8 150. Siehe Art. XIV, 8.1, EG. 3. ED. 

9) 8 151. 6) 88 152, 153. 

) 88 156 ff. 

Die Bimwangdverfteigerung mehrerer ein wirtfhaftlides 
Ganzes bildender Grundbuchskörper wird in vielen Fällen ein fehr ver- 
ſchiedenes Ergebnis haben, je nachdem bie Liegenichaften ald Ganzes oder 
einzeln verjteigert werden. Es ift beiſpielsweiſe möglih, daß bei einem 
Gefamtausgebote die Liegenfchaften unverfäuflich oder nur zu niedrigen 
Beträgen zu verkaufen find, während ein Einzelverkauf gute Preife er- 
gibt u. ä. 

Nur felten werden die verfchiedenen für die Kaufluft maßgebenden 
Verhältniſſe fo Har liegen, daß mit Beitimmtheit vorausgefehen werben 
tönnte, welche Art des Ausgebotes zu dem günftigiten Ergebniffe führen 
werde. Um bie Vorteile aller gegebenenfall3 anwendbaren Verfaufsarten 
auszunüsen und ein möglichit hohes Meiftbot zu erzielen, Tann es daher 
von Nutzen fein, fi) bei Bimangdverfteigerung von mehreren ein wirt- 
ſchaftliches Ganzes bildenden Grundbuchskörpern nicht auf eine einzige 
Art des Ausgebotes zu befchränten, fondern die Srundbuchstörper ſo⸗ 
wohl als Ganzes als aud einzeln, eventuell aud) in Gruppen, die fi 
aus den bejonderen Verhältniffen etwa ergeben, auszubieten. 

Auch das Ergebnis der Bmangsverfteigerung einer mit einer 
Dienſtbarkeit oder Reallaſt (Ausgedinge) belaſteten Liegen— 
ſchaft kann unter Umſtänden ein ſehr verſchiedenes fein; je nachdem die 
Verſteigerung unter der Bedingung der Übernahme der betreffenden Laſt 
ohne Anrechnung oder in Anrechnung auf das Meiſtbot erfolgt. Auch 
hier wird fich (in8befondere bei Gefährbung der Forderung eines der Laft 
im Range vorausgehenden Hypothefargläubigers) eine ähnliche bedingungs⸗ 
weife zmeimalige Verfteigerung als zmwedmäßige Löfung anbieten. 
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Die Bornahme einer folhen zweimaligen Verfteigerung ift grundfäß- 
ich nur dann zuläffig, wenn fie ſchon durch. die Verfteigerungsbebingungen 
geftattet ift. Derartige Berfteigerungsbedingungen dürfen nur nad vor⸗ 
ber angeoroneter mündlicher Verhandlung (88 162 u. 163 ED.) genehmigt 
werden. Bei Feftftellung der Bedingungen wird in jebem einzelnen Falle 
zu erwägen fein, ob die Genehmigung in Anfehung der beantragten be= 
dingungsweiſen Verfteigerung von der Zuftimmung einzelner in ihren 
Snterefien gefährdeter Perſonen (3. B. des Ausgedingers) abhängig zu 
machen wäre, und inäbefondere, ob diefe Buftimmung eine ausdrüdliche 
fein müfle, oder ob eine infolge Ausbleibens von ber Tagfahrt (8 56, 
Abſ. 2, ED.) anzunehmende ftillichtweigende Zuftimmung genüge. Berner 
muß, infoweit eine foldde Art ber Berfteigerung Abweichungen von dem 
gewöhnlichen Gange der Bmwangsverfteigerung notwendig macht, ber ein- 
zuhaltende Vorgang in den Berfteigerungsbebingungen vollftändig geregelt 
fein. Insbeſondere werden die Berfteigerungsbedingungen, bie für jede 
einzelne Art des Ausgebotes zuläffigen geringften Gebote enthalten und 
die Reihenfolge feititellen müffen, in welcher die verſchiedenen Arten bes 
Ausgebotes aufeinander folgen follen. 

Bei der Vornahme einer foldhen Berfteigerung hat der Exekutions⸗ 
kommiſſär vor allen die Kaufluftigen (hauptſächlich zur Vermeidung irr⸗ 
tümlicher Anbote) über den einzuhaltenden Vorgang zu belehren und 
namentlich aufmerfiam zu machen, daß ber Bieter, welcher bet ber einen 
Urt des Ausgebotes das höchſte Anbot gemacht hat, an dasfelbe bis zur 
Erteilung des Aufchlages gebunden bleibt, wenn auch inzwiſchen bei einer 
anderen Urt des Wusgebotes ein höheres Anbot gemacht wurde. Die 
Verfteigerung ift für jede einzelne Urt des Ausgebotes nad) der in den 
Bedingungen feitgefeßten Reihenfolge abgefondert vorzunehmen (beiſpiels⸗ 
weife dürfen nicht gleichzeitige Anbote auf das Ganze und auf einzelne 
Grundbuchskörper zugelaflen werden) und jebesmal zu fchließen (8 131 
ED.), ſobald bei ber betreffenden Verfteigerungsart ein höheres Anbot 
nicht mehr erzielt wird. Die Zufchlagserteilung Hat felbftveritändlich nur 
einmal und ziwar erft dann zu erfolgen, wenn feititeht, welche Berfteige- 
rungsart das höchſte Meiftbot ergeben Hat, alfo nad; Durchführung ſämt⸗ 
licher zugelaſſener VBerfteigerungsarten. 

Wenn ein Ausgedinge auf mehreren jelbftändigen Grunb- 
buchskör pern ungeteilt haftet und deshalb bei deren Übergang an ver⸗ 
ſchiedene Erfteher die Frage ftreitig werden kann, in welchem Verhältnifie 
jeder derfelben zur Gefamtleiftung beizutragen hat, wird der Erekutiond- 
fommiflär in der Regel darauf zu fehen haben, baß die ſolchenfalls ein⸗ 
tretenden NRechtsverhältnifie nach vorheriger Einvernehmung der Inter= 
eilenten (betreibender Gläubiger, Berpflichteter und Ausgedingsberechtigter) 
und unter ausdrücklicher Zuftimmung des Reallaftberechtigten ſchon in ben 
Verfteigerungsbedingungen geordnet werden. 

Berfteigerungsbedingungen, durch welche ber Eriteher verpflichtet 
werben joll, bie Gebäude der verfteigerten Liegenſchaft bei fonftiger 
Wieberverfteigerung zu verfichern, find unzuläffig. Denn die ED. flieht 
die Wiederverfteigerung nur wegen nicht rechtzeitiger oder nicht ordnungs= 
mäßiger Berichtigung des Meiftbotes vor. 
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Unzuläffig ift e8 auch, wenn in ben Berfleigerung&bebingungen bes 
ftimmt wird, daß alle Klagen, welche aus dem Rechtsverhältniſſe zwischen 
dem Grfteher und Hypothekargläubiger entftehen könnten, beim Per⸗ 
fonalgeridhtsftande de3 Gläubigers anzubringen find. Dieſe 
Beftimmung fteht im Widerfpruch mit 8 17 ED. und verftößt gegen bie 
Beftimmung des 8 51 ED., ber die Gerichtäftände ber ED. als aus⸗ 
fchließliche und Vereinbarungen der Parteien über bie Zuftänbigfeit der 
Gerichte im Exekutionsverfahren al3 unwirkſam erfiärt. 

Berfteigerungdbedingungen mit Übermälzung der Verfteige- 
rungstoſten aufden Erfteher find unzuläſſig. Tas Geſetz geitattet 
den Barteien nur injofern eine Einflußnahme, als auf Antrag vom Richter 
mit Zuftimmung des betreibenden Gläubigers ein höherer Betrag, ald der 
gejestich beftimmte (8 151 ED.) als geringftes Gebot fefigeftelt werben 
kann, immer muß es fi aber um einen ziffermäßig genau beftimmten 
Betrag handeln. Die Berfteigerungstoften find aus dem Meiftbot, nicht 
neben bemjelben zu berichtigen. Solche Zerfteigerungsbedingungen find 
auch unzwedmäßig. Denn der Erfteher wird bei feinem Unbot den Be— 
trag, den er aus dem Titel Koften zu zahlen haben wird und defien Höhe 
er nicht kennt, fo veranichlagen, daB er im ungünftigften Yal nicht mehr 
im ganzen zu zahlen bat, als nad) ſeiner Meinung dem Wert ber Liegen 
ſchaft entfpridht. Die Gläubiger werden fomit um jenen Betrag geſchädigt, 
mit dem ber Erfteher die Berfteigerungstoften zu hoch angeichlagen hat. 


Vadium. 


6 147. Wenn nicht auf Antrag vom Richter etwas 
anderes feſtgeſtellt wird,) muß die zu leiſtende Sicherheit 
zum mindeſten den zehnien Teil des Schätzungswertes der 
Liegenſchaft und des Zubehörs erreichen.a) 


Bon den PBerfonen, melde ſich namens des Staates, 
eines Landes oder einer unter ftaatlicher oder Sandesverwal- 
tung ftehenden Anftalt?) als Bieter an der Verfteigerung be- 
teiligen, ift feine Sicherheitsleiftung zu fordern. 

Sn den Berfteigerungsbedingungen kann dem Richter, 
der den Verfteigerungstermin leitet, die Ermächtigung?) erteilt 
werden, dem betreibenden Släubiger,*) fall3 er fih an der 
Verfteigerung beteiligt, oder Bietern, für die auf der Liegen- 
fchaft bücherlich fichergeftellte Forderungen haften, eine be— 
fondere Sicherheitäleiftung ganz oder teilmeije zu erlaffen.®) 


8147. 1. Der Antrag, von der gefeglich vorgeichrie- 
benen Höhe des Vadiums abzugeben, muß gehörig be— 
gründet werden; zur Nechtfertigung eines ſolchen Antrage3 von 
Amts wegen Erhebungen zu pflegen, ift das Gericht nicht ver— 
pflichtet. E. dv. 16. Dezember 1900, 3. 16771, 3. 354. 

“ 
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1) Es Tann ein größeres oder geringeres Vadium feitgeftellt werben. 
8 162. 

2) ZB. Religionsfond, kumulative Waiſenkaſſen, Landeshypotheken⸗ 
anſtalten u. dgl. 

Die öſterreichiſch-ungariſche Bank iſt berechtigt, bei Feil⸗ 
bietung einer ihr verpfändeten Liegenfhaft ohne Erlag des feſtgeſetzten 
Lizitationsvadiums mitzubieten (ß 11 lit. f, Statuten ber Hypothekar⸗ 
Preditsabtetiung der dfterr.-ungar. Bank, Gef. v. 27. Juni 1878, RGB. 
Nr. 66, rückſichtlich v. 21. Mai 1887, RGB. Nr 51, kaiſ. Bdg. v. 21. Sep⸗ 
tember 1899, RGB. Nr. 176, Beilage Ia; Art. IV. EG. z. ED.). 

3) Wenn jchon durch die Berfteigerungsbedingungen beftimmte Hypo⸗ 
thefargläubiger vom Erlag bed Vadiums befreit werben und ber Nichter 
diefe Bedingungen genchmigt, wird ber Beſchluß vorweggenommen, ber 
auf Grund einer Ermächtigung im Sinne des 8 147, Wbf. 3, im Vers 
fteigerungstermine zu faffen wäre. Die Befreiung beftimmter Perjonen 
vom Badium kann daher auch fon in den Berfteigerungsbedingungen 
borgejchlagen und vom Richter ohne Tagſatzung (8 162) genehmigt werben. 

*) Bon ber Befreiung bes betreibenden Gläubigers ift abzufehen, 
wenn für feinen Anſpruch kein Pfandrecht auf der Liegenſchaft haftet. 

5) Dagegen kein abgeionderter Rekurs. 8 239, Abi. 2. 

a) Eine Sicherheitäleiftung der Bieter durch Bürgfchaft ift unftatt: 
Haft. (IM. zu 8 147 ED.) 

6 148. Das vom Meiftbietenden erlegte Vadium ift 
bis zur volljtändigen Erfüllung!) der dem Erfteher nach den 
Verjteigerungdbedingungen obliegenden Verpflichtungen oder 
big zur rechtöfräftigen Verfagung des Zujchlages?) in gericht- 
licher Verwahrung?) zu Halten. 

Inſofern dem Meiftbietenden gemäß 8 147, Abſatz 3, 
die Sicherheitsleiftung erlaſſen wurde, iſt ihm fogleich nach 
Schluß der Berfteigerung die Veräußerung, Belaftung oder 
Verpfändung der bücherlich fichergeftellten Forderung zu unter- 
jagen und dieſes Verbot von Amts wegen im öffentlichen 
Buche bei der betreffenden Forderung anzumerken.9 Ein« 
tragungen, die gegen ihn nach diefer Anmerkung erwirkt 
werden, fünnen die Verwendung der Forderung zur Befrie- 
digung aller au3 der Berfteigerung wider den Meijtbietenden 
ſich ergebenden Anſprüche nicht hindern. 

1) Dad Vadium — fofern es in Bargeld geleiftet wurde — Tann in 

die lebte Meiftbot3rate eingeredjnet werden. 8 152, Abf 2. 

2) 8 188, Abi. 1. 

3) Erlag in der Gerichtsfanzlei (zum Geldbuch) ift nicht zugelaffen. 
gl. 88 261, 284, 285, 296, 366, 386, 393. 

4) Nach rechtskräftiger Verſagung des Zufchlages ift die Anmerfung 
zu löſchen. 8 188, Abſ. 1. — Gegen Nachweis der Erfüllung der Ver 
fteigerungsbedingungen auch ſchon früher. 8 287, Abſ. 1. — 8 149, — 
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Die vom Exekutionslommiſſär angeordnete Anmerkung ift im Gruudbuche 
ohne eine Beſchlußfaſſung oder Berfügung bes Leiters ber Grundbuchs⸗ 


abteilung und zwar auf Grund bes in Urfchrift vorzulegenden Beſchluſſes 


(Vid. Grundbuch) zu vollziehen. 8 157, Abſ. 2, ED. 


6 149. Den übrigen Bietern ift die geleiftete Sicher- 
heit am Schluffea) des Verfieigerungstermines zurüdzuftellen 
und die gejchehene Ausfolgung in dem über die Verfteigerung 
aufgenommenen Brotofolle !) unter Mitfertigung des betreffen- 
den Bieter3?) zu erwähnen. 

Der Meiftbietende kann die geleiftete Sicherheit jederzeit 
durch eine andere zuläffige Sicherftellung?) gleicher Höhe er- 
jegen und insbeſondere gegen nachträglichen gerichtlichen Er- 
lag des Vadiums in Barem oder in Wertpapieren die Auf- 
hebung des zufolge $ 148 erlaffenen Verbote und die bücher- 
liche Löfchung der Anmerkung?) erwirken. 

Jede ald Sicherheitsleiftung des Meiftbietenden bei Ge— 
richt verwahrte Sache haftet von der Beit ihrer Übergabe als 
Pfand?) für alle aus der Verfteigerung wider den Meift- 
bietenden fich ergebenden Aniprüche. 

1) 8 194. ?) Auch wenn er tatfächlich nicht mitgeboten hat. 

3) 8 56 ZED., 8 278. — Beitimmungsgemäß ift jedoch Sicherftellung 

dur Bürgichait nicht zugulafien. (Siehe IM. zu 8 147 ED.) 

Vdg. des Juſtizminiſteriums v. 15. Dltober 1901, IJMBB. 
Kr. 34, betreffend die Berwendung von Einlagebüdern ber 
VBoftfpartaffe ala Badium. Au alle mit dem Exekutionsvollzuge 
betrauten Gerichte. 

Die Gerichte werben darauf aufmerffam gemacht, daB nad Art. 17 
des Gef. v. 28. Mai 1882, RGB. Nr. 56, auf die bei dem Poſtſpar⸗ 
foflenamte eingelegten Spargelber, beziehungsweife anf die Boftiparkafien: 
Einlagebücher weder ein Verbot gelegt, noch ein Pfandrecht erworben 
werben kaun, und dab aud) die erefutive Einantwortung eines Poſtſpar⸗ 
kaſſenbuches nicht zuläffig iſt. 

Bufolge diefer durch Art. VI und IX, 3.4, des EG. 3. ED. aufredht 
erhaltenen Vorſchriften eignen ſich Poſtſparkaſſen⸗Einlagebücher nicht zur 
Annahme als Badium, zumal die Einlage nah den Einrichtungen des 
Poftiparkafienamtes gegen den Willen des Einlegers oder feines Rechts» 
nachfolgers oder Bevollmächtigen nicht realifiert werben kann. 

* Über die Manipulation fiehe Anm. 4 bei 8 148. 

5) Insbeſondere für den Ausfall am Meiftbote bei der Wiederver⸗ 
fteigerung, für Die Koften und für die Schäden. — Dagegen hat die vom 
Üdernehmer aus freier Sand (8 200, 8. 1) geleiftete Sicherheit den 
Charakter einer Konventionalftrafe. 8 204, Abf. 1. 

Mit nerichtliher Bewilligung kann in ben Berfteigerungsbebingungen 
beitimmt werden, daß das Vadium als Konventionalfirafe verfallen ſoll. 
88 215 8. 3, 162. i 
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a) Bietern, welche während ber Berfteigernug erllären, nicht weiter 
mitbieten zu wollen, und ihr Vadium zurüdfordern, darf die geleiftete 
Sicherheit, foferne es ohne erhebliche Störung des Berfteigerungsaktes 
geichehen Tann, ſchon vor Schluß bed Verfteigerungstermined gegen Be⸗ 

‚ ftätigung im Protofolle (ß 194, 3. 7, ED.) zurüdgeftellt werden. (IM. 
zu 8 149 ED.) 


Übernahme von Laften. 


6 150. Wenn nicht auf Antrag vom Richter mit Zu⸗ 
jtimmung des Berechtigten?) etwas anderes feftgeftellt wird, 
müſſen Dienftbarfeiten, Ausgedinge und andere Reallaſten, 
denen der Vorrang vor dem Berriedigungsrehte®) oder vor 
dem Pfandrechte des betreibenden Gläubiger3 zufommt, a) 
vom Erjteher ohne Anrechnung auf das Meiftbot, die dem 
betreibenden Gläubiger nachfolgenden derlei Laſten aber nur 
infofern übernommen werten, als fie nach der ihnen zu— 
fommenden Rangordnung in der Verteilungsmafle Dedung 
finden. Beim VBorhandenfein mehrerer betreibender Gläu⸗ 
biger find nur diejenigen Laften ohne Anrechnung auf das 
Meiftbot zu übernehmen, die dem in beſter Priorität?) ftehen- 
den betreibenden Gläubiger vorangehen.*) 

Nicht rechtzeitig Ba Wiederkaufsrechte ($ 133, 
Vetter Abſatz)) find nach Durchführung des Berfteigerungs- 
verfahrend I Anſpruch auf Entihädigung aus dem Meilt- 
bote®) zu löſchen. 

Für bücherlich eingetragene Beitandrechte bleiben die Vor— 
ichriften des S 1121 des abGB. maßgebend. ”) 

1) 8 56. 

?) Unmerkung der Einleitung des Verfteigerungsverfahrens 8 185. 
Diefe entfcheidet, falls nicht ein vollſtreckbares Pfandrecht geltend 
gemacht wird. 

3) Wenn vollftredbare Piandrechte geltend gemacht werben, entjcheibet 
der Rang des eriten Pfandrechtes, fonft die Priorität der erften Ber: 
fteigerungdanmerfung. 

*) 88 225 bis 227. — Die Entfchädigungsbeträge müſſen zur Ber- 
teilungstagfagung angemeldet werben. 8 211. — Unberührt bleiben die 
beftehenden Borfchriften über den Ubergang von Reallaften für 
tirhlide und Schulzwecke auf den Erfteher einer Liegenfcaft- 
Art. XIV, 3.1, EG. z. ED. 

5) Ein Monat nad) Verftändigung von der Verfteigerungsbemwilligung. 

®) Berfönlicher Entſchädigungsanſpruch gegen den Verpflichteten bleibt 
unberührt. — Sie werden deshalb bei der Schätzung nicht in Betracht 
gezogen. 8 21, Abf. 3, Realihägungsordnung (bei 8 144). 

?) „Bei einer notwendigen, gerichtlichen Veräußerung muß der Ber 
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ftandnehmer felbft in dem Falle, daß fein Recht als ein dingliches ein- 
getragen ift, dem neuen Käufer weichen. Nur in Rüdfiht auf bie Ent- 
fhädigung bleibt ihm fein Vorzugsrecht vorbehalten.” 8 1121 abGB. 

Der Enſchädigungsanſpruch des Beſtand nehmers Tommt in der Rang⸗ 
ordnung bes Beftanbrechte3 zum Buge. 8 227, Abſ. 2. — Solde Miet 
und Pachtrechte find bei der Bewertung der Liegenichaft felbft nicht in 
Betracht zu ziehen; dagegen ift der Wert des eingetragenen Beltanbrechtes 
behufs Ermittlung der dem Beſtandnehmer wegen ber vorzeitigen Auf» 
hebung des VBeftandrechtes gebührenden Entihäbigung zu ſchätzen. 8 21, 
Abſ. 2, Realſchätzungsordnung (bei 8 144). 

Wenn anf einer Liegenſchaft Laſten haften, weldhe auf den Erfteber 
von Rechts wegen übergeben (3. B. Batronatslajten, Laften aus der 
Mitgliedfchait in einer Waſſergenoſſenſchaft, Meliorationsdarlehen, Not- 
mwegedienftbarkeiten), jo ift nur der Wert anzugeben, welchen die Liegen- 
fhaft bei Aufrechthaltung der Laft Hat. Eine abgefonderte Schätzung 
des aus der Laſt entipringenden Nechtes entfällt. 8 21, Abf. 4, Real- 
ſchätzungsordnung. 

Sonſtige auf den Erſteher nicht von Rechts wegen übergehende 
Laſten ſind bei Feſtſtellung des Schätzwertes nur dann in Abzug zu 
bringen, wenn ſie der Erſteher gemäß 88 146, 8. 3, und 150 EO. ohne 
Anrechnung auf das Meiſtbot übernehmen muß. 8 30, Abſ. 1, Real- 
ſchätzungsorduung (bei 8 144). 

Meltorationsrenten. Wird das für die Meliorationsrente 
haftende Grundftüd mährend ber Ausführung oder nach der Bollenbung 
der Meliorationsarbeiten aus freier Hand veräußert oder zur Zwangs⸗ 
verfteigerung gebracht, jo gehen bie duch die Scwährung des Meliora- 
tiongdarlehens für den früheren Eigentümer begründeten Rechte und 
Pflichten von Rechts wegen auf den neuen Eriverber des Grundftüdes 
über; gegenteilige Bereinbarungen, insbefondere auch zumiberlaufende 
Beſtimmungen ber Berfteigerungsbedingungen find unwirkſam. 8 5, Abſ. 2, 
Gef. v. 6. Juli 1896, REGB. Nr. 144 (f. unter V). 

Notwegedienftbarleiten. Notwegedienſtbarkeiten find im Falle 
einer Biwangsveräußerung bes bienftbaren Gutes als eine Laft Diejes 
Gutes aufrecht zu erhalten und an den neuen Erwerber ohne Anrechnung 
auf den Kaufpreis zu überweilen. 8 20, Gef. v. 7. Zuli 1896, RGB. 
Nr. 140, betreffend die Einräumung don Notivegen. 

Hinfichtlih) der Anmeldung von Dienftbarkeiten in den Berfahbud- 
Ländern fiehe JMB. v. 2, April 1898, IMVB. Nr. 8, bei 8 12 Berf. 
Bog., Urt. XVI EG. 3. ED. 

Gutachten des Oberſten Gerichtshofes über bie Aus— 
legung des 8150 der Exekutionsordnung. Veranlaßt durch 
Denkſchriften, Petitionen und Beſchwerden, ſowie durch die literariſchen 
Erörterungen über die im 8 150 der Exekutionsordnung geregelte Be⸗ 
handlung von Dienftbarkeiten, Ausgedingen und anderen Reallaften bei 
der Bimangdverfteigerung von Liegenfhaften, wobei von mehreren Seiten 
die Auffaffung vertreten wurde, daß bei richtiger Auslegung diefer Ge⸗ 
fegesftelle ein Widerfpruch mit dem im 8 32 der Konkursordnung formus 
lierten Grundſatze des Immobiliarſachenrechtes nicht beflehe, hat das 
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Suftizminifterium dem Präfidium des Oberften Gerichtähofer das gefamte 
Material für die Beurteilung diefer Frage vorgelegt und für den Fall, 
als fi der Oberfte Gerichtshof mit Rückſicht auf die praftifche Bedeutung 
der Angelegenheit beftimmt finden follte, zur Yrage, ſei es durch Fällung 
einer grundſätzlichen Entjcheidung, fei es Durch Abgabe eines Gutachtens 
Stellung zu nehmen, um die Mitteilung des Ergebniffes erfucht. 

Der Oberſte Gerichtshof hat Taut der Note des PBräfidenten v. 16. Mai 
1902, ®r. 272/1, in der Sigung v. 13. Mat 1902 befchloffen, dem Juſtiz⸗ 
miniſterium das nachftehende Gutachten zu erftatten: 

Durch die Faſſung bes 8 150 der Exekutionsordnung wird dem 
Weſen nach die Behandlung von Dienftbarkeiten, Ausgedingen und anderen 
Reallaften in ihrem bücherlichen Berbältniffe zu den betreibenden Gläu⸗ 
bigern unter Wahrung des Privritätsprinzipes erörtert und dabei zum 
Ausdrude gebracht, daB zum Abbruche der bücdjerlichen Rangorbnung 
ſolche Laften dem Erfteher ohne Anrechnung auf dag Meiftbot grundfäglich 
nicht überwiejen werden dürfen. Daraus allein, daß in dieſer Geſetzes⸗ 
ftelle nur von den betreibenden Gläubigern die Rede ift, kann noch nicht 
gefolgert werben, daß von der Regel des 8 32 der Konkursordnung und 
des 8 29 aGG. abgewichen und eine Ausnahme von den Beitimmungen 
des 8 216, 3.4, der Exekutionsordnung geichaffen werden wollte, wonach 
Rechte und Laften nach der Rangordnung der bezüglichen bücherlichen 
Eintragungen zum Zuge gelangen. Dieſer Standpunkt des Gefehes erhellt 
unzweifelhaft aus den Berichten des Permanenzausſchuſſes des Abgeord⸗ 
netenhanfes und der Permanenzkommiſſion des Herrenhaufes, in welchen 
zwifchen betreibenden Bläubigern und anderen Pfandgläubigern nicht 
unterjchieden wird. Die entgegengefeßte Deutung des 8 150 der Ere: 
futiongordnung würde allen Regeln der Auslegung widerjtreiten und 
ließe ſich ſogar in Anſehung der zur Zeit der Wirkſamkeit der Exelutions⸗ 
ordnung bereit3 erworbenen Pfandrechte mit dem Grundfaße des $ 5 
abEB., daß Geſetze nicht zurückwirken, keineswegs in Einflang bringen. 

Durch die Überweifung derartiger Laften an ten Erfteher ohne Ans 
tehnung auf das Meiftbot ift die Benachteiligung der Pfandgläubiger 
nur dann ausgeſchloſſen, wenn bie Laft allen Pfandrechten vorgeht, daher 
ohnedies in eriter Neihe berüdfichtigt werben muß. 

In allen übrigen Fällen aber kann die Überweifung derartiger Laften 
an den Erfteher ohne Anrechnung auf das Meiftbot, joferne eine folche 
Überweifung nicht durch befondere gejegliche Borfchrift ausdrücklich an⸗ 
geordnet ift, nur dann ftattfinden, wenn dies nad) Lage des Falles Teine 
Benachteiligung ber vorangehenden Gläubiger zur Folge hat. (IMBB. 
©. 155, 156/1902.) 

a) Dienftbarkeiten, Ausgedinge und andere Reallaſten, die infolge 
gleichzeitigen Einlangens der fraglichen Eingaben mit dem Pfand» ober 
Befriedigungsrechte des betreibenden Gläubiger in gleiher Rang 
ordnung ftehen (829 aGG.), find mangels einer anderen Beftinnmung 
von Erfteher nur infoferne zu Übernehmen, als fie in der Verteilungs- 
maſſe Dedung finden. Bei Ermittlung, ob und in welchem Maße letzteres 
der Fall ift, muß neben dem Betrage, mit dem die Dienftbarkeit, Real: 
laft u. f. w. zu bewerten ift (88 225, 226 ED.), auf den lonkurrierenden 
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Anſpruch des betreibenden Gläubigers Nüdficht genommen und bei Unzu⸗ 
länglichleit der Verteilungsmaſſe Die erübrigende Summe nad) Berhältnis 
diefer Beträge auf bie in gleicher Rangorbnung ftehenden Rechte und 
Anfprücde verteilt werben (8 218, Abf. 1, ED.) (IM. zu 8 150 ED.) 


Geringftes Gebot. 


6 151. Gebote, die bei Häufern nicht die Hälfte, bei 
Landgütern und Grundftüden!) nicht zwei Drittel des 
Schätungswertesa) der legen lat und ihres Zubehöres er- 
reihen, dürfen bei der Derfteigerung nicht berüdjichtigt 
werden; auf Antrag Tann vom Richter mit Zuftimmung des 
betreibenden Gläubigers auch ein höherer Betrag als geringftes 
Gebot feitgeftellt werden. 

In den Verfteigerungsbedingungen ift das geringfte Gebot 
ziffernmäßig — 

Wird im Verſteigerungstermine weniger geboten,?) als 
da3 geringjte Gebot beträgt, fo darf der Verlauf der Liegen- 
ihaft nicht ftattfinden. Bei Landgütern und Grundftüden?) 
kann vor Ablauf eines halben Zahres vom Berjteigerungs- 
termine die neuerliche Einleitung eines Berfteigerungsver- 
fahrens nicht beantragt werden.‘) 

1) Tiktion des 8 230 abGB. — Bei Landgürern (behausten Grund: 

ftüdlen) beträgt das geringite Gebot ?/, vom Schäßungswert des Ganzen. 


8151. 1. Bei Orundftüden, die nach dem Negulierungs- 
plane und ihrer Lage al8 Baugründe zu dienen haben, beträgt 
das geringfte Gebot die Hälfte des Schätzungswertes. €. v. 
29. Sttober 1901, 3. 14658, Präv. 1902: &. 136; 18. April 1901, 
3.5138, amtl. ©. 403. 

2. Das geringfte Gebot ift mit zwei Dritteln des Schäßungs- 
wertes zu berechnen, wenngleich fih aufdem Landgute Fabriks— 
anlagen und wertvollere Gebäude (Billa) befinden. €. v. 
9. Zuli 1901, 3. 9772, amtl. ©. 444. 

3. Der Nichterzielung des geringften Gebotes fteht es gleich, 
wenn zum Berfteigerungstermine überhaupt feine Kaufluftigen 
erſcheinen. E. v. 4. Juni 1901, 8.8272, amtl. S. 435; 6. April 
1899, 3. 4949, Slg. 570; 

in beiden Fällen ift das BVerfteigerungsperfahren von Amts 
wegen einzuftellen. E. v. 27. November 1901, 3. 16144, 
Przeg. 1902: ©. 79; 

bei Häuſern kann dann fofort neuerlihe Einleitung 
eines Berfteigerungsperfahreng, nicht aber Fortfegung des 
Verfteigerungsverfahrend dur Anberaumung eines neuen Ver— 
— beantragt werden. E. v. 4. Juni 1901, 3. 8272, 
amtl. S. 435. 
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— Wenn dagegen die Irundftüde nicht dic Hauptfate bilden (3. 8. bei 
bürgerlihen Wohnhäufern in Märkten und Lleineren Städten), ift die 
Hälfte von Hausmwerte und ?/, vom Grundftüdswerte zu berechnen. Der 
Wert des Zubehörs ift zu dem Wert der Liegenichaft Hinzugurechnen. 

2) Dasfelbe gilt, wenn im Berfteigerungstermine kein Anbot ge- 
macht wurde. 

3) Das Berfteigerungsverfahren ift einzuftellen. 8 188, Ichter Abſatz. 
Bei Häufern Tann fofort ein neues KBeriteigerungsverfahren eingeleitet 
werden. 

4) Bei dem zur Crelutionsbewilligung berufenen @erichte, 8 133. 
Tiefe Beftimmung konmt nicht zur Anwendung bei Berfteigerungen im 
Konkurs. — Bei Wieberverfteigerung beträgt das geringite Gebot bie 
Hälfte des Schähungswertes, 8 154, Abſ. 3, bei Gegenitänden des 
Bergwerkseigentums ein Drittel, 8 24. Bei außer Betrieb geſetzten 
unfahrbaren Bergbauen fein geringftes Gebot, 8 245. — Bei beweglichen 
Saden ein Drittel (Metallwert), 8 277. --- Bei Verlauf von gepfändeten 
Sorberungen kein geringftes Gebot, 8 318. 

a) Ob bei Berechnung bes geringften Gebotes der Wert in Anſchlag 
zu bringen ift, den bie Liegenſchaft mit Rüdficht auf die fie Delaftenden 
Dienftbarkeiten, Ausgedinge und anderen Reallaften Hat, oder der Wert, 
ben fie ohne diefe Belaftung hat, richtet fich nad} den Beſtimmungen, welche 
die Berfteigerungsbedingungen über die Übernahme der Laften (8 150 
ED.) aufftelen. In dem Umfange, ald vom Erfteher Laften ohne Anred- 
nung auf das Meiftbot übernommen werben müflen, ift für das geringite 
Gebot der Wert maßgebend, den die Liegenichaft bei Aufrechthaltung 
diefer Laften hat. (Gutachten des Oberſten Gerichtshofes zu 
8 151 ED. P. 1.) 

Der Schaͤtzungswert, nach welchem das geringite Gebot berechnet wich, 
bildet auch Die Grundlage für die Berechnung des Übernahmspreifes der 
Liegenfchaft nah 8 200, 8. 1, ED. (Gutachten bed Oberften Ge— 
tihtshofes zu 8 151 ED., P. 2.) 

Bei der neuen Berfteigerung einer Liegenfchaft, die im erften Ver- 
fteigerungsverfahreng mangels eines das geringite Gebot erreichenden An- 
botes nit zum Berlaufe gelangte, ift das geringfte Gebot nicht nach den 
für Wiederverfteigerungen geltenden Vorſchriften, fondern wie bei der erlien 
Verſteigerung, je nach) ber Art der Liegenichajt, mit der Hälfte ober mit 
zwei Dritteln des Schäßungsiwertes (8 151, Abf. 1, ED.) feftzufegen. (IM. 
zu 8 151 EO., P 3.) 


Beridhtigung des Meijtbotes. 


6 152. Das Meijtbot ift zu einem Viertel innerhalb 
vierzehn Tagen nad) Rechtskraft des Zufchlages bar bei Ge» 





8152. 1. Den auf die vüdftändigen Zinfen und Pro- 
zeßkoften feiner eigenen Forderung entfallenden Zeil des 
Meiftbotes muß der Erfteher bar erlegen. E. v. 9. Jänner 1900, 
3. 93, Not. 1901:23. 
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richt?) zu erlegen. Bon weiteren Barerlägen tft der Erfteher 
in dem Maße befreit, als die Pfandgläubiger, deren Forde- 
rungen aus dem Meiſtbote vorausfichtlich zum Zuge gelangen, 
mit der Übernahme der Schuld durch den Erjteher einver- 
ftanden find®) oder pfandrechtlich fichergeftellte Forderungen, 
Dienftbarfeiten, Ausgedinge und andere NReallaften vom Er- 
fteher in Gemäßheit der Vorjchriften dieſes Geſetzes oder der 
Verfteigerung&bedingungen in Anrechnung auf das Meijtbot 
übernommen werden müflen;?) rüdjtändige Renten, Unter- 
re und andere wiederkehrende Leiftungen, rüdftändige 

infen der zur Übernahme beftimmten Forderungen ſowie 
Prozeß- und Erefutionskojten dürfen bei diefer Berechnung 
nicht in Anſchlag gebracht werden. *) 

Der Hiernach erübrigende Teil des reftlichen Meiftbotes 
muß in zwei gleichen Raten binnen zwei Monatena) nad 
Rechtskraft des Zuſchlages bar bei Gericht) erlegt werden; 
das al3 Badium bei Gericht erlegte Bargeld kann zur Er- 
gänzung der lebten Meiftbotsrate verwendet werden, wenn 
der Erjteher allen jonjtigen Beftimmungen der Berfteigerungs- 
- bedingungen entiprochen hat. | 

Der Erfteher hat das Meiftbot, foweit dasfelbe nicht auf 
Forderungen und Laften aufzurechnen ift,®) vom Tage der 
Erteilung des Zuſchlages bis zum Erlage zu verzinfen. 
Dieſe Binjen, ſowie die Zinſen der bar erlegten Meijtbots- 
raten fallen in die Verteilungsmaſſe.) 

. Die für die Erwerbung der Liegenschaft zu entrichtenden 
Übertragungsgebühren dürfen nicht in das Meiftbot einge- 
rechnet werden. 

Mit Zuftimmung des betreibenden Gläubigerd®) und 
. der auf der Liegenfchaft pfandrechtlich fichergeftellten Gläubiger 
können auf Antrag vom Richter andere Beftimmungen d) 
über die Berichtigung des Meiftbotes feftgeftellt werden. 

1) Erlag in der Gerichtskanzlei ift nicht zugelafien. Vgl. 88 261, 284, 

285, 296, 366, 386, 893. 

2) Bräfumption des Einverftändnifies ber @läubiger, wenn nicht 8 Tage 
vor dem Berfteigerungstermine die Berichtigung durch Barzahlung begehrt 
wurde. Bezieht fich jedoch nicht auf Simultanhypothelen und bedingte 
Forderungen. 88 171, Abſ. 2, 223, Abf. 1. 


2. Zür die Seftftellung der Art der Meiftbotsberichtigung ift 
ausschließlich der Grundbuchsftand maßgebend. E. v. 29. Mai 
1901, 3. 7686, amtl. ©. 421. 
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Das Einverftändni3 kann troß früherer entgegenftehenber sum 
auch Bei der Verteilungstagfagung erflärt werden. 8 223, Abf. 

3) Wenn fie im Meiftbote Dedung finden. 8 150. 

4) Sie find bar zu berichtigen. Nachträgliche Ergänzung bes Bar: 
erlages infolge erfolgreihen Widerſpruches gegen die Anrechnung, 8 235. 

5) Nicht in der Gerichtsfanzlei (zum Geldbuch). 

In einigen Oberlandesgerichtzfprengeln werden bisweilen Berfteige- 
rungsbedingungen vorgelegt, denen zufolge bie Berichtigung des Meift- 
botes, abweichend von ben VBeftimmungen des 8 152 ED., in der Weife 
geichehen fol, daß der Erfteher die nach Inhalt des Berteilungsbefchluffes 
bar zu bezahlenden Beträge binnen 14 Tagen nad) Rechtskraft diefes Be- 
ſchluſſes unmittelbar an die Berechtigten auszaplt. 

Derartige Bedingungen find unter Umftänden, namentlich wenn e8 
ſich um Heinere Liegenfchaften Handelt, geeignet, die Kaufluft zu vermindern, 
da der Erlag des zur Dedung der Barzahlungen nötigen Betrages bei 
Gericht für den Käufer in der Hegel bequemer und weniger koftfpielig fein 
wird, als die unmittelbare Zahlung an eine Mehrheit von Gläubigern. 

Um nun dem Erfteher die möglichite Beiwegungsfreiheit zu wahren, 
dürfte e8 auch, wo unmittelbare Zahlung vorgeichlagen wird, zivedmäßig 
fein, auf die Aufnahme einer Bufatbedingung zu dringen, traft deren es 
dem Erfteher freigeftellt wird, den bar zu bezahlenden Teil des Meift- 
botes in ber für bie unmittelbare Zahlung beftimmten Friſt bei Gericht 
zu erlegen. 

°) Bezüglich der auf Rechnung des Meifthotes übernommenen Schuld- 
beträge trägt der Erfteher die vertragsmäßige Berzinfung. 8 156. — Bon 
unverzinglichen übernommenen betagten Schulden find die gefeglichen Binfen 
in die Mafle zu entrichten. 8 223, Abſ. 4. 

2) 88 77, 215, 8.1. 9) 8 56. 

a) Das erfte Biertel des Meiftbotes muß, wenn nichts anderes beflimmt 
ift (8 152, letzter Abfab, EO.), bar bei Gericht erlegt werben, wenngleich 
mehr als drei Viertel des Meiftbotes inı Wege der Schuldübernahme durch 
den Erfteher zur Berichtigung gelangen werden. 

Die zweite Rate des Meiftbotes tft, mangels anderer Beftimmungen 
der Berfteigerungsbedingungen, am Tage nach Ablauf de3 erſten Monates 
feit Rechtskraft des Zufchlages, die lebte Hate nad) einem weiteren Monate 
bei Gericht zu erlegen. Bugleich mit jeber Rate find and) die vom Tage 
der Erteilung des Zuſchlages bis zum jeweiligen Erlagdtage zu beredh- 
nenden Binfen bes Meiftbotes oder des noch rüdftändigen Meiftbotsbetrages 
gerichtlich zu erlegen. (FM. zu $ 152 EO., P. 1.) 

5) Bon den gefeglichen Vorfchriften über die Berichtigung des Meift- 
botes kann nur abgegangen werden, wenn ſowohl ber betreibende Gläubiger 
und die beigetretenen Gläubiger, a.3 auch alle auf der Liegenfchaft pfand⸗ 
rechtlich fichergeftellten Gläubiger zuſtimmen (8 152, Abſ. 5, EO.). Diefe 
Buftimmung muß jeboch nicht eine ausprüdliche fein. Da über Abweichungen 
bon den gefeslichen Berfteigerungsbebingungen mündliche Verhandlung 
ftattfindet (8 162 ED.), zu ber nebſt den betreibenden (beigetretenen) 
Stäubigern auch Die Hhpothefargläubiger geladen werden, jo find gemäß 
der Vorſchrift des 8 56, Abſ. 2, ED. diejenigen betreibenden Gläubiger 
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und Hhpothefargläubiger, melde trog gehöriger Ladung zur Tagſatzung 
nicht erfcheinen, als mit den abweichenden Beftimmungen über die Be- 
richtigung des Meiftbotes einverftanden zu behandeln. Die erfhienenen 
Beteiligten müflen einhellig den abweichenden Bedingungen zuftimmen, 
eine Entfcheidung nad) Stimmenmehrheit der Erfchienenen ift unftatthaft. 

Das Gefagte gilt ohne Unterfheidung, ob nur hinfichtlich einzelner 
oder aller Hypotheken von den gejeßlichen Beitimmungen abgegangen 
werden fol. (IM. zu 8 152 ED.. P. 2.) 


6 153. Der Erfteher fann von ihm in Anrechnung 
auf das Meiftbot übernommene pfandrechtlich ficherneftellte 
Forderungen balbjährig fündigena) und ohne Nüdfiht auf 
die vertragsmäßig für die NRüdzahlung geltenden Beftim- 
mungen zurüdzahlen, wenn die vertraggmäßig von der For⸗ 
derung außer den Kapitalsabichlagszahlungen dem Gläubiger 
zu entrichtenden wiederfehrenden Leiftungen in ihrem jähr- 
lichen Gejamtbetrage vier von Hundert überjteigen.!) 

Sofern vertragamäßig Fürzere Kündigungafriften gelten, 
kommen diefe dem Erfteher zu ftatten. 

1) Die Anwendbarkeit diejer Beftimmungen kann nicht durch das Ge⸗ 

richt auf Antrag der Parteien ausgeichlofien werben. 8 162, Abſ. 1. 

Bei der Berechnung des Binsfußes find auch die unter bem Titel ber 
„Regiekoftenbeiträge” zu entrichtenden Leiftungen einzurechnen. In Gold 
zu eutrichtende Zinfen find auf die Landeswährung umzurechnen. — In⸗ 
foweit die Vorausfegungen bes 8 153 nicht zutreffen, übernimmt der Er- 
fteher die übernommenen Schulden mit deufelben Verbindlichkeiten Hinficht- 
li Berzinfung und Rüdzahlung, wie fie vorher beftauden haben. 

a) Der Erfteher behält das Recht auf halbjährige Küntigung folange, 
als nicht zwiſchen ihm und ben Hypothelargläubigern über die Kündigung 
und die Rüdzahlung der pfandrechtlich fichergeltellten Forderungen andere 
Vereinbarungen getroffen wurden. (IM. zu 8 153 ED.) 


Wiederverfteigerung. 


6 154. Wenn das Meiftbot vom Erfteher nicht recht- 
zeitig‘) und ordnungsmäßig berichtigt wird, findet auf An- 
trag?) die Wiederverfteigerung der Liegenſchaft auf Koften 


8 154. 1. Wegen Nichtberichtigung einer im Berteilungs- 
befchluffe zur Barzahlung zugemwiejenen Forderung kann 
nur Wiederverfteigerung beantragt, nicht aber Klage gegen den 
Srfteher erhoben werden. E. v. 11. März 1902, 3. 3276, IB. 
1902 x 22. 2 

2. Der Antrag des betreibenden Gläubigers, das ihm be- 
willigte Wiederverſteigerungs-Verfahren einzuftellen, 
darf nicht a limine abgewiejen werden; infolge eines ſolchen Antrages 
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und Gefahr des fäumigen Erftehers ftatt. Der Antrag fann 
vom betreibenden Gläubiger, von jedem mit feiner Forderung 
auf der Liegenichaft pfandrechtlich®) fichergeftellten Gläubiger, 
von den im 8 172, 3. 1, genannten öffentlichen Organen *) 
und vom Berpflichteten geſtellt werden. 

Die Wiederverfteigerung unterbleibt, wenn der ſäumige 
Erfteher vor Ablauf der Friſt zum Rekurſe gegen die Be— 
willigung der Wiederverfteigerung?) die rüdjtändigen, durch 
Barerlag zu berichtigenden Meiftbotsraten ſamt Bu bei 
Gericht erlegt. Mit Rechtskraft der Bewilligung der Wieder- 
verfteigerung verliert die erfte Verfteigerung ihre Wirkfamfeit.®) 

Die Wiederverfteigerung ift unter entiprechender An- 
wendung der für die erfte PVerfteigerung geltenden Vor— 
ſchriften durchzuführen.) Der neuerlichen Verfteigerung find 
die für die erſte Verfteigerung fejtgeftellten Verfteigerungs- 
bedingungen mit der Abweichung zu Grunde zu legen, daß 
das geringfte Gebot (8 151) bei der Wiederverfteigerung ſtets 
die Hälfte des Schäßungswertes der Liegenfchaft und ihres 
Bubehörs beträgt. 

Bon dem neuerlichen Berfteigerungstermine find aud 
jene Perjonen in Kenntnis zu feßen, für welche erft nad) 
Anberaumung der erften Verfteigerung dingliche Rechte und 
Laften begründet, oder Wiederkaufs-?) und Borkaufsrechte 
eingetragen wurden. 

ı) 8 152. Bon Amts wegen hat das Gericht die rechtzeitige Be— 
richtigung des Meiftbotes nicht zu überwachen und deshalb Aufträge zu 
erteilen. 

2) Der Antrag kann iu der Gerichtsfanzlei zu Protokoll genommen 
werben. 8 320, 3. 3, GO. 

3) Auch dom eingetragenen Beltandnehmer, da diefer eine gejegliche 
Hypothek für den Entihäbigungsaniprud) hat, 88 150, Abſ. 3, 216, 8. 4 
— nit aber vom Vorkaufs- oder Wieberfaufsberechtigten. 

9) Steuerbehörden und Finanzprofuratur. 

5) 8 Tage nad Zuftellung. 8 65, Abf. 2. 

°) Rüderftattung der Früchte und Einkünfte 8 157. — Abnahme der 
dem Erfteher übertragenen einftweiligen Verwaltung 8 160. 

?) Die Friſt des 8 169 gilt Hier nicht. 8 169, Abſ. 2. — Widerfpruch 
wegen mangelnder Tedung pfandbrechtlich fichergeftellter Anfprüche (8 184, 


find vielmehr die Beteiligten darüber zu vernehmen, ob die Ver— 
fteigerung3bedingniffe als erfüllt anzufehen find. E. v. 27. November 
1900, 3. 15752, Sig. 1199. 

3. Der ſäumige Erfteher darf bei der Wiederverfteigerung 
nit mitbieten. €. v. 6. Auguft 1901, 3. 8954, amtl. ©; 463. 
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8. 8) findet nicht ftatt. 8 190, Abſ. 3. — Der erfte Erfteher ift bei der 
Wiederverfteigerung als Bieter nicht zuzulaſſen; argum. 8 180. 

8) Mit der im 8 133, letzter Abſatz, bezeichneten Belehrung. 

6 155. Der jäumige Erfteher haftet für den Ausfall 
am Meiftbot, der fich bei der Wiederverjteigerung ergibt, für 
die Koften der Wiederverfteigerung und für alle fonft durd) 
feine Saumfal verurjadhten Schäden ſowohl mit dem Badium!) 
und den erlegten Meijtbotsraten wie mit feinem übrigen 
Bermögen. 

Der Ausfall am Meiftbot und die Koſten der Wieder- 
veriteigerung find von Amts wegen durch Beichluß des Exe⸗ 
kutionsgerichtes feftzuftellen; ſoweit dieſe Beträge nicht aus 
dem Badium und den erlegten Meijtbotsraten berichtigt 
werden können, findet zu ihrer Hereinbringung nad) Recht3- 
fraft?) des Beſchluſſes Erefution Statt.) Diefe kann vom 
betreibenden Gläubiger ſowie von jeder der übrigen auf das 
Meiftbot gewieſenen Perfonen beim Erekutionsgerichte bean- 
ne und zu Gunften der Verteilungsmaſſe durchgeführt 
werden. 

Auf den Betrag, um welchen das bei der Wiederver- 
fteigerung erzielte Meiſtbot das Meiftbot der erften Ver—⸗ 
fteigerung überjchreitet, bat der ſäumige Eriteher feinen 
Anſpruch. 

1) 8 149, Abſ. 8. 

2) Rekurs hat hemmende Wirkung; Ausnahme von 8 67, Abf. 2. 

3) Bewilligung durch das Exekutionsgericht. 8 4, 8. 1. 


Übergang der Gefahr, der Nutungen und Laften 
und Übergabe der Liegenidaft. 


$ 156. Die Gefahr der zur Verfteigerung gelangten ' 
Liegenjchaft geht mit dem Tage der Erteilung des Zu⸗ 
ſchlages a) auf den Erfteher über.!) Bon diefem Tage an 


8155. 1. Sofern mehrmalige Wiederpverfteigerung 
ftattfand, ift der Ausfall am Meiftbot nach dem ſchließlichen Er- 
gebniffe des gefamten Wiederberfteigerungsverfahrens zu berechnen; 
für Ddiefen Ausfall Haften jämtliche ſäumige Erſteher folidarifch. 
E. v. 6. Juni 1900, 3. 7720, Slov. Prav. 1902: S. 88. 

8 156. 1. Der Erfteher kann nicht begehren, daß ihm der- 
jenige Zeil der vor dem Zufhlagdtage eingehobenen 
Mietzinje, der auf die Zeit nah dem Zufchlage entfällt, aus 
dem Meiftbote zugewwiefen werde. €. v. 7. Mai 1902, 3. 6064, 
GH. 1903 :5; 
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grünen ihm alle Früchte und Einkünfte der Liegenfchaft. 
agegen hat er von da an die mit dem Eigentume der 
Liegenschaft verbundenen Laften, foweit fie nicht durch das 
Berfteigerungsverfahren erlöjchen, fjowie die Steuern und 
öffentlichen Abgaben zu tragen, welche von der Liegenschaft 
zu entrichten find, und die in Anrechnung auf das Meiftbot 
übernommenen Schuldbeträge?) zu verzinjen. 


Die Übergabe der Liegenfchaft fowie des veräußerten 
Zubehörs an den Erfteher und die bücherliche Eintragung 
feines Eigentumsrechtes?) Hat erft nach Erfüllung aller Ver⸗ 
jteigerung&bedingungen zu erfolgen. Die Übergabe der 
Liegenfchaft ift nach den Beitimmungen des 8 349°) zu 
vollziehen. 5) 


1) Wenn ber Zuichlag rechtskräftig wird, ift dag Eigentumsrecht mit 
dem Bufchlag erworben. 8 237. 

2) Den nicht auf Forderungen und Laften aufgerechneten Meiftbots- 
beitrag bat der Erfteher gleichfalls zu verzinfen; dieſe Zinſen fließen in 
die Verteilungsmalle. 88 152, Abi. 3, 215, 8. 1. 

3) 8 237. 9) Einführung in den Beſitz allenfall3 durd) das Boll: 
ftredungsorgan. 

a) AS Tag der Erteilung des Zuſchlages ift in dem alle, als der 
Zuſchlag gleich im Berfteigerungstermine erteilt und der Beſchluß ver- 
tündet wird ($ 183 ED.), der Tag de3 Verfteigerungstermines (Berlün- 
dung des Beſchluſſes) anzufehen; fonft gilt derjenige Tag als Tag der 
Zufchlagserteilung, an welchem biefe in fchriftlicher Ausfertigung dem 
Meiftbietenden zugeftelt wird (8 185, letzter Abſatz, ED.) (IM. zu 
8 156 EO., P. 1.) 

d) Die Übergabe ber verfteigerten Liegenfchaft an ben Erſteher Hat 
nur dann durch das Vollſtreckungsorgan zur geſchehen, wenn dies notivendig 
ift (8 349 EO.). Bon der Beiziehung des Vollftredungsorganes ift Daher 
namentlich abzufehen, wenn der Verpflichtete die Liegenichaft rechtzeitig 
freiwillig räumt oder der Erfteher als einftwetliger Verwalter fich Thon 
im Befige der Liegenfchaft befindet und feine weiteren Vorkehrungen wegen 
Räumung der Liegenichaft durch ben Berpflichteten erforderlich find. (IM. 
zu $ 156 EO., P. 2.) 


fofern er eine [don vor dem Zuſchlagstage fällig ge- 
wordene Annmität3rate bezahlt, kann er die darin enthaltenen, 
auf die Zeit nach) dem Zufchlagstage entfallenden Zinfen nicht auf 
das Meiftbot anrechnen. E. v. 4. September 1900, 3. 9075, 
Sig. 1112. 

2. Sit für die Aufteilung der Steuern zwiſchen Er- 
ftehber und Meiftbot der Zeitpunkt der Fälligkeit der Steuer 
oder die Zeit maßgebend, für die fie entrichtet wird? E. v. 20. März 
1901, 3. 3799, ©$H. 1902:2 4. April 1900, 3. 4681, Sig. 956. 
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6 157. Wenn der Zuſchlag redhtäkräftig aufgehoben 
wird, oder wenn er infolge der Bewilligung der Wieder- 
verfteigerung!) oder der gerichtlichen Annahme eines Über⸗ 
bote8?) feine Wirkſamkeit verliert, hat der Erfteher die be- 
zogenen Früchte und Einkünfte zurüdzuerftatten. Er darf 
jedoch, fall nicht wegen feiner Saumfal Wiederverfteigerung 
ftattfindet, die von ihm in der Zwiſchenzeit entrichteten 
Steuern und öffentlichen Ubgaben,a) die au Erzielung der 
Früchte und Einkünfte verwendeten Koften und die Binfen 
der gerichtlich erlegten Meiftbotsraten?)d) vom jeweiligen 
Erlagdtage an in Abrechnung bringen. 


Die Rüderftattung der bezogenen Früchte und Einkünfte 
ift vom Erefutionsgerichte auf Antrag einer der im 8 154, 
Abſatz 1,9 genannten Perfonen durch Beſchluß aufzutragen ; 
hiebei find die wegen Verwertung der Früchte nötigen An— 
ordnungen?) zu treffen. Bor Erlafjung des Beichluffes ift 
der frühere Erfteher einzuvernehmen.?) Nach Rechtskraft 
des Beichluffes”) kann vom betreibenden Gläubiger fowie 
von jeder der übrigen auf das Meiftbot gewieſenen Ber- 
jonen beim Erefutiondgerichte die Erefution auf das Ber- 
mögen des früheren Erfteher3 beantragt und zu Gunften der 
Berteilungsmaffe durchgeführt werden. 


Die erftatteten Beträge oder der für erftattete Früchte 

erzielte Erlös find in gerichtliche Verwahrung zu nehmen. ®) 

1) 8 154, Abf. 2. 9 8 198. 

3) Die von übernommenen Edulden an die Gläubiger etwa bezahlten 
Binfen darf er nicht in Abrechnung bringen. 

4) Pfandgläubiger, betreibender Gläubiger, Steuerbehörben, Finanz⸗ 
profuratur, Berpflichteter. 

5) Verlauf 88 268 ff. 9) 88 55, 56. 

5) Rekurs hat hemmende Wirkung; Wusnahme von 8 67. 

8) Sie fließen in die Verteilungsmaſſe. 8 215, 3. 4. 

a) Wenn der Zuſchlag infolge Bewilligung der Wiederver- 
fteigerung feine Wirkſamkeit verliert, hat ber Erfteher die bezogenen 
Früchte und Einkünfte zurüdzuerftatten, ohne daß er die in der Zwiſchen⸗ 
zeit von ihm entrichteten Steuern ınd Abgaben, bie auf Erzielung ber 
Früchte und Einkünfte verwendeten Koften ober die Binien des gerichtlich 
erlegten Meiftbotes davon in Abzug bringen darf. Das Recht zu ſolchem 
Abzuge fehlt ihm, ohne Unterfchich, ob ihn in Anfehung der nicht rechts 
zeitigen Berichtigung des Meiſtbotes ein VBerfchulden trifft oder nicht. 

Wird dagegen der Zuſchlag rechtskräftig aufgehoben ober verliert er 
durch die gerichtliche Annahme eines Überbotes feine Wirffamteit, fo darj 
ber Erfteher die früher erwähnten Steuern, Koften und Binfen von ben 
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zurüdzuerftattenden Früchten und Einkünften in Abrechnung bringen. 
(IM. zu 8 157 EO., 8. 1.) 

d) Binfen übernommener Hypothelen, welche er in der Bivifchenzeit 
an ben Gläubiger gezahlt Hat, darf der Erfteher von dem Zurückzuer⸗ 
ftattenden in feinem Falle in Abrechnung bringen, da dieſe Zinfen nicht 
in die Berteilung2mafie gelangt find und letztere auch feinen Anſpruch 
Deswegen gegen bie Hupothelargläubiger hat. Wohl aber kann der Erfteber, 
fobald er durch die Auſhebung oder das Unwirkſamwerden des Bufchlages 
aus dem durch den Zuſchlag begründeten NRechtsverhältniffe zum Hypo⸗ 
thefargläubiger wieder ausgeſchieden ift und feine Verpflichtungen aus den 
Berfteigerungsbebingungen erlofchen find, die Wiedererftattung bieier 
Binfen unmittelbar vom Hypotbhelargläubiger, nötigenfall3 mittel Klage 
fordern. (IM. zu $ 157 EO., P. 2.) 


Einftweilige Verwaltung. 


6.158. So lange die zur ®erfteigerung gelangte 
Liegenfchaft dem Erfteher noch nicht übergeben ift, Tann der 
betreibende Gläubiger und jeder auf der Liegenichaft pfand- 
rechtlich!) fichergeftellte Gläubiger beim Exekutionsgerichte 
den Antrag auf Anordnung einer einftweiligen Verwaltung’) 
der verfteigerten?) Liegenſchaft ftellen. 

Die Einleitung einer folchen Verwaltung fann auch vom 
Erjteher im Berfteigerungstermine‘) oder jpäter beantragt 
werden, fofern er nicht mit der Erfüllung der Befteigerungs- 
bedingungen jäumig ijt.°) 

1) Berg. 8 154. 

2) Term. techn. im Gegenjab zu Zwangsverwaltung. 

2) Bor der Berfteigerung lann nur Zwangsverwaltung erwirkt werden. — 
Diefelbe geht mit dem Bufchlag in eine Verwaltung zu Gunften des Er: 
fteher8 über. 8 161, Abſ. 1. 

%) Im Berfteigerungöprotofolle zu beurfunden. Der Belchluß kaun 
vom Richter fofort gefaßt und verkündet werden. 8 64, Abſ. 2. Dagegen 
fein Relurs. 8 239, 8. 5. 

5) Gegen die Anordnung der einftweiligen Verwaltung fein Rekurs. 
8 239, 3.5. — Einftweilige Berwaltung ift von Amts wegen anzuordnen, 
wenn ein Überbot rechtskräftig angenonımen wurde und bem früheren 
Erfteher die Liegenjchaft jchon übergeben war. 8 199, Ubf. 4. 


6 159. Auf diefe einftweilige Verwaltung find bie 
Vorſchriften über die Zwangsverwaltung mit folgenden Ab— 
weichungen finngemäß anzumenden:?) 





8 159. 1. Der BVerpflichtete hat während der einftweiligen 
Verwaltung keinen Anfprud auf Überlaffung der unentbehr- 
lihen Wohnungsräume E. y. 30. April 1901, 3. 6243, 
32. 1901 :289, 
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1. Sofern nicht im einzelnen Yale mit Rüdficht auf 
die Berfon des Erfteher3 oder aus anderen wichtigen Gründen 
dagegen Bedenken obwalten, Tann der Erfteher zum Ber- 
walter ernannt werden; 


2. die dem betreibenden Gläubiger?) eingeräumte Ein- 
Nußnahme auf die Verwaltung gebührt in gleihem Maße 
dem Gläubiger, welder die Verwaltung nach der Berftei- 
gerung beantragt hat, ſowie, falld er nicht ſelbſt Verwalter 
ift, dem Erfteher, infolange er mit der Erfüllung der Ver⸗ 
fteigerungsbedingungen nicht ſäumig ift; 

3. die Verwaltung endet mit rechtsfräftiger Einftellung 
des Verfteigerungsverfahrens oder mit Übergabe der Liegen- 
ſchaft an den Eriteher (8 156, Abfat 2); bei Anordnung der 
Übergabe der Liegenfhaft an den Erfteher hat das Ere- 
tutionsgericht die nad) 8 130 erforderlichen Aufträge?) a) zu 
erlaſſen; 

4. aus den Erträgniſſen find nur die Koſten der Ber- 
waltungd) und die im 8120, 3.1 5i8 3*) bezeichneten Aus⸗ 
lagen, jomweit fie während der Verwaltung fällig werden, zu 
berichtigen; die darnach erübrigenden Erträgnifle find ge- 
richtlich zu erlegen und werden dem Erfteher erjt nach Er- 
fülung aller Berfteigerungsbedingungen ausgefolgt; wenn 
der Zuſchlag früher rechtäfräftig aufgehoben wird, oder wenn 
er infolge Der Bewilligung der Wiederverjteigerung oder der 
gerichtlichen Annahme eines Überbotes feine Wirkſamkeit ver- 
liert, fallen die gerichtlich erlegten Erträgnifle in die Ber- 
teilungsmaffe ;°) 

5. an Stelle des Erftehers fann von Amts wegen oder ' 
auf Antrag®) ein anderer Verwalter ernannt werden,) wenn 
der Eriteher mit der Erfüllung der Verfteigerungsbedingungen 
fäumig wird oder wenn die Abnahme der Berwaltung 
aus anderen erheblichen Gründen notwendig oder zweck⸗ 
mäßig erjcheint. 

1) Die Einführung des Verwalter in bie einftweilige Ber- 
mwaltung einer verfteigerten Liegenjchaft ift nach den Borfchriften über 
die Einführung des Verwalter in bie Zwangsverwaltung vorzunehmen 

Wenn vom Erelutionggerichte angeordnet wird, daß dem Erfteher die 
einftweilige Verwaltung abzunehmen und ein anderer Verwalter, allens 
falls der neue Erfteher, einzuführen fei, ift an der Hand des Einführungs⸗ 
protofolleß der gegenwärtige Stand der Liegenfchaft genau zu ermitteln und 
zu Protokoll feftzuftellen. 

Im Übrigen ift bei der Abnahme der Verwaltung und bei ber Ein⸗ 
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führung des neuen Vermwalters wie bei der Einführung bes erften Ber» 
walter8 vorzugehen. Inſtr., Abſchn. II, P. 18. 

Für die Anmerkung der einftweiligen Verwaltung fit Teine Ein- 
trapungsgebühr zu entrichten. 89 kaiſerl. V. v. 26. Dezember 1897, 
RGB. Nr. 805. 

2) 88 105 Ab. 1, 108 Abſ. 2, 109 Abſ. 4, 110 Abſ. 1, 111 Abſ. 2, 
112 Abf. 8, 114 Abſ. 2 und 3, 116. 

3), Auftrag zur VBerftändigung der Mieter, Pächter u. dgl. . 

4) Treijährige Steuern und Abgaben; Berficherungaprämten, Dienftes- 
bezüge der Wirtſchafts- und Fabriksbeamten, Taglöhner, Arbeiter und 
Dienftboten. 

°) 8 215, 8. 2. 6, Der Antrag Tann in der Gerichtskanzlei zu 
Protofoll genommen werden. 8 230, 3. 3, GO. 

) Sofern nicht Gefahr im Verzuge ift, hat ber Enticheibung bie 
Einvernefmung des Erftehers, des betreibenden Gläubigers und Ber« 
pflichteten voranzugehen. 88 114, Abf. 3, 108, Ubi. 2. — Dagegen fein 
Rekurs. 8 132, 8. 5. 

a) Wenn die einftweilige Verwaltung: nicht ausfchließlich zu Gunſten 
des Erſtehers ftattgefunden Hat, ift bei Beendigung der Verwaltung 
Rechnungslegung zu fordern ($ 130 ED.) (IM. zu 8 159 ED., 2. 2.) 

d) Als Koften der Verwaltung (8 159, 8. 4, ED.) find aud) die An⸗ 
ſprüche des Verwalter auf Belohnung und auf Erfab der von ihm be⸗ 
ftrittenen Verwaltungsauslagen aus den Erträgniffen zu berichtigen; der 
Erfiteher als einftweiliger Verwalter Hat auf Belohnung Teinen Anfprud. 
(IM. zu $ 159 EO., PB. 1.) 


$ 160. Eine gemäß $ 158 angeordnete Verwaltung 
hat, wenn der Zuſchlag rechtsfräftig aufgehoben wird oder 
wenn er infolge der Bewilligung der Wiederverfteigerung?) 
oder der gerichtlichen Annahme eines Überbotes?) feine Wirk- 
ſamkeit verliert, biß zur Übergabe der Liegenichaft an den 
neuen Erjteher fortzudauern. Dem früheren Erfteher ift die 
Verwaltung abzunehmen. An Stelle des früheren Verwalter 
kann unter den in $159, 8. 1 angegebenen Borausfegungen 
der neue Erfteher auf feinen Antrag zum Verwalter er- 
nannt werden. 

2) 8 154, Abſ. 2. 2) 8 199, Abi. 1. 


$ 161. Eine vor dem Berfteigerungstermine zu Gunften 
eine3 Gläubiger3 eingeleitete Zmangsverwaltung!) geht mit 
dem Tage des Zufchlages ohne Unterbrechung in eine Ber- 
waltung zu Gunften des Erftehers über (88 158 bis 160). 
Der Verwalter ift von der Erteilung des Zuſchlages von 
Amts wegen zu verftändigen. An jeiner Statt fann unter 
den in 8 159, 8. 1 angegebenen Vorausfegungen?) auf Un- 
trag der Erfteher zum Verwalter ernannt werden. 


Gef. Sig. VI, 3. Erefutiongordnung. 24 
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Die Verteilung der Erirägniffe, die auf die Zeit vor 
dem Tage des Zuſchlages entfallen, hat nad) den Vorſchriften 
der 88122 bis 128°) zu gefchehen; wenn das Berfteigerungs- 
‘verfahren vor feinem Abſchluſſe eingeftellt wird, *) erfolgt die 
Verteilung der Erträgniffe ohne Rüdficht auf eine dazwiſchen⸗ 
liegende Verwaltung zu Gunften des Erſtehers. 

1) Berüdfichtigung der Forderung bei der Meilibotöverteilung. 8 218, 

Abi. 3. — Die Anmerkung der Bmangsverwaltung darf nicht gelöfcht 
werben, weil die Zwangsverwaltung wieder aufleben kann. 

2) Wenn Fein Bedenken obwaltet. 

3), Bunädft Auftrag zur Legung ber Verwaltungsrechnung, dann Tag⸗ 

fagung zur Verteilung der Ertragsüberichüffe. 

9 In biefem alle geht die einftweilige Verwaltung, welche ur⸗ 

ſprünglich Zwangsverwaltung ar, wieder in Zwangsverwaltung über 
und dauert als ſolche bis zur Einftelung nach 8 189 fort. 


Feititellung der Verfteigerungsbedingungen. 


6 162. Wenn die vom betreibenden Gläubiger vor- 
gefchlagenen?) Berjteigerungsbedingungen den gejelichen Bor- 
Ichriften?) entiprechen, bat das Erefutiondgericht dieſelben 
ohne vorhergehende mündliche Verhandlung zu genehmigen. 
Wenn jedod) der betreibende Gläubiger einen nach dem Ge- 
ſetze zuläffigen Antrag auf Feſtſetzung abweichender Be- 
dingungen ftellt (88 147,°) 150,*) 151,°) 152), ift vom 
Erefutiondgerichte eine Tagſatzung?) zur Feitftellung der Ver⸗ 
fteigerungsbedingungen anzuordnen. Bu diefer find der Ver⸗ 
pflichtete, der betreibende Gläubiger,a) ſowie alle Berfonen 
zu laden,®) für welche nad) Inhalt der dem Gerichte darüber 
vorliegenden Ausweiſe?) auf der Liegenjchaft dingliche Rechte 
und Laften!®) begründet find. 

Für Perfonen, deren Ladung vorausfichtlich nicht recht⸗ 
zeitig bewirkt werden fann!?) oder vergeblich verfucht wurde, 


8 162. 1. Anberaumung einer mündlichen Verhandlung, wenn 
«3 fraglich ift, ob die den geſetzlichen Vorichriften genügenden 
Berfteigerungsbedingungen auch im einzelnen Falle 
zweckentſprechend find? E. v. 10. Jänner 1902, 3. 18096, 
Ref. 1902: ©. 23. 

2. Wegen unzuläffiger Abweihungen von den gefeß- 
lien Berfteigerungsbedingungen kann nicht Vorlage geänderter 
Bedingungen unter der Androhung der Einftelung des Verftei- 
‚gerungsverfahrens (8 145 ED.) aufgetragen werden. E. v. 3. Jänner 
1899, 3. 17784, Sig. 442. 
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at das Gericht einen Kurator!?) zu beftellen, welchem die 

dung zu behändigen iſt. Someit ein Widerftreit der In⸗ 
tereflen nicht zu ——— iſt, kann die nämliche Perſon für 
mehrere Beteiligte uam Rurator bejtellt werden. Die Be- 
kanntmachung der Beftellung des Kuratord durch Edikt'?) 
kann unterbleiben. 

Der Kurator vertritt die Perſon, für welche er beitellt 
tft, bis Diele ſelbſt erjcheint oder dem Gerichte einen anderen 
Vertreter namhaft macht, oder ihre Intereſſen eine weitere 
Zertretung nicht mehr fordern. '*) 

I) Sie können ſchon dem Werfteigerungsantrag angeſchloſſen oder erft 
auf gerichtliche Aufforderung nad) der Schäßung vorgelegt oder au Pro⸗ 
tofoll erflärt werden. $ 145. 

2) 88 146 bis 161. — Wenn die Verfteigerungsbebingungen dem Geſetze 
widerſprechen, können fie ohne Anordnung einer Tagfagung geändert 
werden. 

s) Höhe des Vadiums. 9 Übernahme von Laften. 

5) Höheres geringſtes Gebot als im Geſetze normiert. 

6), Berichtigung des Meiſtbots. Siehe darüber JM. zu 8 152 EO., 

2 


P. 2. 

) Mündliche Verhandlung 8 59. 

e) Gleichzeitig ift den geladenen Perfonen ter vom Gerichte beftinmte 
Betrag des Schäbungswertes belanntzugeben. 8 31, Abſ. 1, Real- 
ihäsungsordnung (bei $ 144). 

9, Grundbuchsauszug, Abſchriften der pfandweilen Beichreibungen, 
Hypothekenzertifikat und Mitteilungen über fpätere Eintragungen gemäß 
8 186, Ubf. 2 und 3. 

10) Insbeſondere auch eingetragene Beſtandnehmer 88 1095, 1120 
abGB., 8 216, 3. 4. — Jedoch nicht Wiederfaufs- und Vorkaufs⸗ 
berechtigte. — Bezüglich der Vorkaufsberechtigten fiehe trotz 8 1073 ab GB. 
8 171, Abſ. 1, und $ 1076 abGB. — Wegen der Yabung von Befigern ein⸗ 

getragener Teilſchuldverſchreibungen (Pfandbriefe) fiehe 8 133, Aum. 9. 

1) Insbeſondere in letzter Stunde eingetragene Realgläubiger. 8 174. 

ie) Beftellung von Kuratoren. Bon der Beftellung von Kura= 
toren ift im Berfteigerungdverfahren Gebrauch zu machen, fobald die Be: 
forgnis entiteht, daß die Zuſtellung an einen Beteiligten nicht mehr 
rechtzeitig beiwerkftelligt werden kann und deshalb ohne Mitwirkung eines 
Ruratord die Durchführung der anberaumten Tagſatzung ober bie Ab— 
Haltung te3 Verfteigerungstermines nicht mit Sicherheit zu eriwarten wäre. 

So oft eine Kuratorsbeftellung ftattfindet, ift der zunächſt für eine 
oder mehrere beitimmte Perfonen ernannte Kurator zugleih im voraus 
für alle übrigen Beteiligten zum Kurator zu beftellen, an welche in dieſem 
Verfahren in ber Folge Zuftellungen vergeblich verfucht würden oder nicht 
mehr rechtzeitig vorgenommen werden könnten. Die als unbeftellbar zu⸗ 
rädlangenden Schriftftüde find in diefem Falle, folange nicht eine andere 
Verfügung des Gerichtes ergeht, unmittelbar von der Zuſtellungs⸗— und 

24* 
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Exekutionsabteilung (Buftelungsabteilung, Zuftelungsbeamter) dem Kura⸗ 
tor zu überjenden. 8 172 GO. 

13) 8 71. Beſtellung im Befchluffe, womit bie Tagſatzung angeordne 
wird, genügt. 

14) Wenn bie exekutive Feilbietung eines Gutes angefucht wird, auf 
welchem eine $orberung der galiziichen ſtändiſchen Kreditanftalt 
[oder der Hypothekarkreditabteilung ter öfterr.-ung. Banf] haftet, 
fo find dieſen Suftituten vor der Bewilligung des Gefuches bie 
von dem Exekutionswerber vorgelegten Feilbietungsbedingniffe zu bem 
Ende mitzuteilen, damit fie das ihnen zuſtehende Recht, auch ihrerfeits 

Feilbietungsbedingungen vorzufchlagen, binnen einer den Umftänden an⸗ 
gemefjenen Frift, die nicht unter 14 und nicht über 30 Tage fein darf, 
fo gewiß ausüben, wibrigens auf fpäter vorgeichlagene Bedingniſſe nicht 
NRüdjicht genommen werden würde; bie Unterlafjung diefer Mitteilung 
macht aber die Feilbietung nicht ungültig. MB. dv. 3. Juli 1859, RGB. 
Nr. 121. — Hinfihtli der öfterr.-ungar. Bank ift die Verordnung 
außer Wirkſamkeit getreten. Siehe Statut der Hypothelarkerbitabteilung 
der öfterr.zungar. Bank, Taifer!. V. v. 21. Ceptember 1899, RGB. Nr. 176 
(bei Art. IV EG. zu ED.). 

Dasfelbe Recht fteht der allgem. dfterr. Bodenfrebitanftalt 
(Art. 121 der mit ME. v. 1. Juni 1864, RGB. Nr. 49, Tundgemachten 
Statuten) und der Hypothelenbank des Königreihes Böhmen 

. (88 61 und 62 ber mit Kundm. des Gtatth. f. Böhmen v. 2. Auguſt 1888, 
LSB. Nr. 43, verlautbarten Statuten) zu. — Diefe nad Urt. IV EG. 
zu ED. aufrecht erhaltenen Privilegien fcheinen mit Rückſicht auf 8 162 
gegenſtandslos zu fein. 

a) Wenn mehrere betreibende (beigetretene) Gläubiger vorhanden find, 
find fämtliche zu laden. (IM. zu $ 145 ED.) 


6 163. Die Verhandlung über die Berfteigerungs- 
bedingungen«) ift nach Möglichleit ohne Erftredung der Tag- 
jagung zu Ende zu führen; bei diefer Verhandlung können 
von jämtlichen geladenen Perſonen Anträge auf Abänderung 
der vorgeichlagenen Berfteigerungsbedingungen geftellt werden. 
Auf Grund der Ergebniffe der VBerhandlungb) find die Ber- 
fteigerungSbedingungen unter Bedachtnahme auf die Bor- 
ichriften Der 88 147 big 157 vom Gerichte feftzuftellen.*) 

Wird bei einer zur Verhandlung über die Berfteigerungs- 
bedingungen anberaumten Tagſatzung die Einftellung oder 
Auffchiebung?) des Verfteigerungsverfahrens beantragt, fo darf 
erft nach Abweiſung diejes Antrages in die Verhandlung über 
die Verjteigerungsbedingungen eingegangen werden. Das Ge- 
riht Hat unter Würdigung aller Umstände zu bejtimmen, ob 
mit der Beichlußfaffung über die Verfteigerungsbedingungen 


bi3 zum Eintritte der Rechtskraft des Abweifungsbeichluffes zu 
warten ift. 
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2) Dagegen Rekurs 8 65. — Unzufäfiigen Berfteigerungsbedingungen 
Hat der Richter die Genehmigung zu verfagen (3. B. Verpflichtung des 
‚Eriteherd bei ſonſtiger Wiederverfteigerung, Die Gebäude zu verfichern, 
Prorogierung eines anderen Gerichtes als bes Erefutionsgerichtes [8 51], 
Belaftung des Erſtehers mit allen Exekutionskoſten, Verpflihtung des Er⸗ 
ſtehers zur Vorlage eines Verteilungsentwurfes). Einer vorausgehenden 

Verhandlung bedarf e3 nicht. — Bor Rechtskraft darf die Verfteigerung 
nicht vorgenommen werben. 8 169, Abſ. 3. Es kann jedoch gleich nach 
Feſtſtellung ber Verfteigerungsbedingungen ber Verfteigerungstermin an 
geordnet werden und mit der Verftändigung über die Berfteigerungsbebin- 
gungen die Berftändigung vom Berfteigerungstermine verbunden werben. 
8 170, Abf. 5. 

2) 88 200 ff. 

a) Eine Bewertung der Dienftbarkeiten, Ausgedinge und anderen Real⸗ 
Iaften, die vom Erfteher nur nad) Maßgabe ihrer Dedung durch die Ver⸗ 
teilung3maffe zu übernehmen find (8 150 ED.), findet bei Seftftellung ber 
Verfteigerungsbedingungen nicht ftatt. Diefe Bewertung Hat im Ber- 
teilungöverfahren auf Grund der Ergebniffe der Schäbung zu erfolgen 
(8 225 ED). (IM. zu 8 163 ED., %. 1.) 

Der Richter, vor welchem die Verhandlung über die Verfteigerung?- 
bedingungen ftattfindet, ift befugt, Die Geldbeträge zu übernehmen, melde 

ihm ber Berpflichtete mit dem Autrage übergibt, wegen voller Befriedi- 

. gung aller betreibenden Gläubiger das Verfteigerungsverfahren einzuftellen 
(3 200, 3. 4, ED.). (FM. zu $ 163 ED., P. 2.) 

Eine nachträgliche Abänderung der rechtskräftig feſtgeſtellten Ver: 
fteigerung3bedingungen ift ungeachtet der Zuſtimmung aller beteiligten 

- Gläubiger unzuläffig. (FM. zu $ 163 ED., P. 3.) 

d) Diejenigen betreibenden Gläubiger und Hypothekargläubiger, 
welche trotz gehöriger Ladung zur Taglagung nicht erfcheinen, find als 
mit den abweichenden Beitimmungen ber Berfteigerungsbedingungen 
tnsbefondere über die Berichtigung des Meiftbotes einverftanden zu be— 
handeln. 

Die erſchienenen Beteiligten müfjen einhellig den abweichenden Be- 
dingungen zuftimmen, eine Entfheidung nach Stimmenmehrheit der Er⸗ 
fchienenen tft unftatthaft. (IM. zu 8 152 ED., P. 2.) 


Borläufige Feititellung des Laftenitandes. 


6 164. Innerhalb acht Tagen!) nad) der Verftändigung 
von der PVerfteigerungsbemwilligunga) fann jeder Gläubiger, 
defien pfandrechtlich fichergeftellter Forderung der Vorrang 
vor dem Befriedigungsrechte?) oder vor dem Pfandrechte?) des 


8164 1. Die achttägige Frift gilt auch für die Gläu— 
biger, die zuc Zeit der Benachrichtigung von der Berfteigerungs- 
bewilligung ſelbſt das PVerfteigerungsverfahren betreiben. E. v. 
10. April 1900, 3. 4834, Sig. 961. 
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betreibenden Gläubiger zufteht, beim Erelutiondgerichte Die 
vorläufige Yeftitelung der dem betreibenden Gläubiger) 
vorangehenden Forderungen und Laften (vorläufige Feftftellung 
des Laftenftandes)*) beantragen.c) 


Zum Zwecke diefer Teftftellung hat das Gericht nad) 
Vornahme der Schäbung eine Tagjagung?) auf tunlichft Turze 
Zeit anzuberaumen und zu derjelben die im 8 162 bezeich- 
nefen Perjonen zu laden. Die Tagſatzung darf nicht erfredt 
werden.®) 

1) Unerfiredbar 8 58. — Zu diefem Behufe werden die Pfandgläubiger 
von ber Berfteigerungsbewilligung verftändigt. 8 133, letzter Abſatz, und 
zwar durch das Erelutionsgeridht. 8 158 GO. 

2) Tuch Anmerkung der Einleitung des Verſteigerungsverfahrens be⸗ 
grünteten. 8 135. 

2) Wenn ein vollfitedbares Pfandrecht (88 87, 89) geltend gemacht 
wird, ift der Rang des Pfandredhtes maßgebend; der antragitellende 
Bläubiger muß dieſem Pfandrechte vorgehen. 

4) 88 167, 184, 8. 8, 190, 191. 

6) Zweckmäßigerweiſe zu verbinden mit der Tagfabung zur Feftitelluug 
ber Berfteigerungsbebingungen. 8 162. 

6, Ausnahme von 8 134 8PO., 8 78. — Die Beftimmungen über die 
vorläufige Feſtſtellung des Laftenftandes finden leine Anwendung auf bie 
Berfteigerung eines außer Betrieb gejebten und unfahrbaren Bergbaues, 
8 245, Abf. 1. 

a) Wenn von mehreren Släubigern die Berfteigerung beautragt wirb, 
kann innerhalb acht Tagen nad) der Verftändigung von ber erften Ber- 
fteigerungsbewilligung jeder Gläubiger die vorläufige Feſtſtellung des 
Laftenftandes beantragen, befien Forderung dem Pfanb- oder Befriedigungs- 
techte eines der betreibenden Gläubiger vorangebt. (Gutachten bes 
Oberſten Gerichtshofes zu 8 164 ED. P. 1.) 

b) Wenn mehrere Gläubiger das Berfteigerungsverfahren betreiben 
(Beitritt), hat fich die Feftftellung des Lajtenftandes auf alle Forderungen 
und Laften zu erftreden, die dem dermalen in fchlechtefter Priorität ſtehen⸗ 
ben betreibenden (beigetretenen) Gläubiger vorangeben. (Gutachten bes 
Oberſten Gerihtshofes zu 8 164 EO., P. 2.) 

ec) Die Koften, welche den Släubigern durch ben Antrag auf vor- 
läufige Feſtſtellung bes Laftenftaudes, ſowie durch die Betetligung an bem 
Feſtſtellungsverfahren erwachien, find gemäß der Borjchrift des 8 74 EO., 
fomweit fie im einzelnen Falle zur Rechtsverwirklichung notwendig erfcheinen, 
als Exekutionskoſten anzufehen und niit diefen (8 216, 8.4, ED.) aus der 
Berteilungsmaffe zu berichtigen. 

Gläubiger, die einen Anſpruch auf Erfah von Exekutionskoſten nicht 
erheben können, weil fie nicht betreibende (beigetretene) Gläubiger find, 
tönnen den Erfah der turd) die vorläufige Feitftelung des Laftenitandes 
ihnen verurfachten Koften weder vom Antragfteller, noch aus der Ver⸗ 
teilungsmafje fordern. Inwiefern fie besiegen gegen ben Berpflichteten 
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Erfaganiprüde haben, beitimmt fid) nach dem zwifchen beiden beftehenden 
Rechtsverhältuiſſe. 

Hypothekargläubiger, deren Koſtenerſatzanſprüche Durch eine einverleibte 
Kaution ſichergeſtellt ſind, können die durch die vorläufige Feſtſtellung 
des Laſtenſtandes ihnen verurſachten Koſten nach Maßgabe dieſer Kaution 
aus ber Verteilungsmaſſe fordern. (IM. zu 8 164 ED., P. 3.) 


6 165. Die vorläufige Feftftellung des Laftenftandes 
erfolgt nach dem leßten Grundbuchsftande und nach den amt- 
lihen Mitteilungen und Ausweiſen, die dent Gerichte über 
die Belaftung der Liegenfchaft und über die bei der Meift- 
botöverteilung vorausfichtlich zu berüdfichtigenden Anſprüche 
und Rechte vorliegen. Wer bei der mündlichen Verhandlung 
die Unrichtigkeit folcher für die Feftftellung des Laftenftandes 
wejentlicher Angaben behauptet, insbejondere wer Angaben. 
über die Höhe oder Rangordnung von Anfprüchen und Laften 
bejtreitet,?) Die hiebei in Anfchlag zu bringen wären, oder wer 
geltend macht, daB diefelben ſchon ganz oder teilweife erlofchen 
find, muß feine Behauptung fpäteftens innerhalb fünf Tagen 
nah der Tagſatzung dem Gerichte glaubhaft machen, *) 
widrigens der Laftenftand nad) Inhalt der obbezeichneten 
Alten und unter Beobachtung der im 8 166 angegebenen 
Grundfäge feitgeftellt wird.?) 

1) 8. 8. Ertöfhung eingetragener Pfandrechte durh Zahlung (Ans 
nuitäten), Berjährung u. dgl. — Jeder nachfolgende Pfaudgläubiger, ſowie 
ber betreibende Gläubiger kann die dem Eigentümer zuftehende Löſchungs⸗ 
Mage erheben oder die Einleitung des WUmortifierungsverfahrens geltend 
machen. rt. XXVIII EG. 3. ED. 

2) 3. 8. Beifhaffung einer Erflärung ber Krebitinftitute über bie 
Höhe der derzeitigen Forderung, auch Altivtontobüdhel der kumulativen 
Waiſenkaſſen, Spar« oder Vorſchußkaſſen. 

3, Die gefeglichen Pianbrechte werden in dieſem Stadium nicht feft- 
geftellt. — Es müſſen jedoch Steuern, Gebühren u. dgl. fpäteiteng im Ver⸗ 
fteigerumgstermine angemeldet werden. 8172, Abi. 2. — Die bezüglichen 
Beträge find dann bei Beichlußfaffung über den Widerfpruch wegen man⸗ 
gelnder Dedung zum feftgeftelten Laftenftande zuzured;nen. 8 191. 


6 166. Eomeit fich nicht aus der mündlichen Verhand- 
fung oder aus den vorliegenden Alten etwas anderes ergibt, 
find bei der vorläufigen Feftftellung des Laftenftandes bedingte 
Horderungen?!) als unbedingt, betagte?) als fällig zu behan- 
dein; bei Anjprüchen auf wiederfehrende Leiftungen?) ift der 
gegenwärtige Kapitalswert*) des Bezugsrechtes anzuſetzen. 
Berzinslichen Forderungen muß, fofern fich nicht aus Der 
mündlichen Verhandlung oder aus den vorliegenden Aften 
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etwa3 anderes ergibt, ein einjähriger Zinfenrüditand Hinzu- 
geichlagen und unter derfeiben Beſchränkung auch bei Rechten 
auf den Bezug wiederfehrender Leiftungen ein einjähriger 
Nüdftand der fällig gewordenen Leiftungen angenommen 
werden. —— ſind bei jeder Siegentchaft nad) 
dem im 8 222, Abſatz 2, angegebenen Berhältniffe in Anſatz 
zu bringen; es find jedoch der Berechnung, wenn alle mit 
der Simultanhypothet belafteten Liegenfchaften verfteigert 
werden, jtatt der Reſte der Berteilungsmaffen die ermittelten 
Schäßwerte, wenn Hingegen nur einzelne der fimultan haf- 
tenden Liegenfchaften verfteigert werben, die Steuerfchäßmwerte®) 
fämtlicher fimultan haftenden Liegenfchaften zu Grunde zu 
legen. Die dazu nötigen Steuerdaten hat das Gericht von 
Amts wegen berbeizufchaffen. 

Forderungen von unbeftimmter Höhe‘) find nach dem 
angegebenen Hödjitbetrage in Anſatz zu bringen; vorgemerfte 
ssorderungen find nur zu berüdfichtigen, wenn die Recht— 
fertigungsfrift noch nicht abgelaufen iſt oder der Nechtferti- 
gungsprozeß ſchon anhängig gemacht wurde. 

Laſten und Rechte, die vom Erfteher ohne Anrechnung 
auf das Meiftbot zu übernehmen?) oder nah Durchführung 
des Verfteigerungsverfahrend ohne Anſpruch auf Entfehädigung 
zu löfchen find®) (8 150), bleiben bei der vorläufigen Feſt⸗ 
ftellung des Laſtenſtandes außer Anjah.?) 

1) Insbeſ. die Widerlage, 8 1230 abGB. 

2) Jusbeſ. das Heiratsgut, $ 1218 abGB. 

2) Rentenforderungen. 

9) Über die Berechnung wird bei Rechten von unbeſtimmter Dauer (auf 
Lebenszeit) in der Regel bad Gutachten eines Sachverſtändigen einzuholen 
fein. 8 55, Abſ. 8. 

5) Siehe die IMV. v. 10. Juli 1897, RGB. Nr. 174, bei 8 222. 

°) Kautionshypotheken, 8 14, Abi. 2, aGG. 

?) Dem Pfandredite, bezw. Befriedigungsrechte des betreibenden Gläu⸗ 
biger8 vorangehende Laften, insbeſ. Servituten und Ausgedinge; ferner 
Notwegedienftbarkeiten, 8 150, und andere von Rechts wegen übergehende 
Zaften (fiehe bei 8 150). 

8, Das Wiederlaufsrect. 

9), Ebenſo dus Vorkaufsrecht, $ 1076 abGB. — Nachträgliche Ergän- 
sung des feftgeftellten Laitenftandes. 8 206, Abi. 2. 


$ 167. Der Beichluß,t) durch welchen der Laftenftand 
vorläufig feitgeftellt wird, ift innerhalb acht Tagen a) nad) der 
Tagjagung dem Antragiteller, ſowie den übrigen zur Tag- 
fagung geladenen Berjonen in fchriftlicher Ausfertigung zu- 
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zuftellen. Die Feſtſtellung hat die Grundlage für die Be- 
urteilung der Buläffigleit eines Widerfpruches wegen man- 
gelnder Dedung piandrechtlich fichergeftellter Aniprüce zu 
bilden (88 190 ff.); fie ift für die fpätere Verteilung bes 
Meiftbotes nicht bindend. 

Gegen die Feitftellung kann von jeder der zur Tagfagung 
geladenen Perfonen Rekurs erhoben mwerden.°) 

Bei der Vorlage des Rekurſes hat das Erefutionsgericht 
dem Rekursgerichte milzuteilen, für welchen Tag der Ber- 
fteigerungstermin anberaumt ift. Die Entjcheidung über den 
Rekurs muß dem Erefutionsgerichte fpäteftens am dritten 
Tage vor dem anberaumten PVerjteigerungstermineb) zu⸗ 
gehen; gegen dieje Entjcheidung ift jeder weitere Rekurs un«- 

zuläffig.?) 

1) Ergänzung der Feſtſtellung des Laftenftandes 8 206. 

2) Gegen die nachträgliche Ergänzung des Lajtenitandes Fein Rekurs 
8 206, Abſ. 3. Wohl aber in diefem alle geg:n bie Bufchlagsverfagung. 

3) Auch wenn der Beichluß des Erefutionsgerichtes durch dag Rekurs⸗ 
gericht abgeändert wurde. Ausnahme von $ 528 3PO. 8 65. 

a) Der Beichluß, durch welchen der Lajtenftand vorläufig feftgeftelit 
wird, muß innerhalb acht Tagen nad) der Tagfayung dem Antragfteller 
und den übrigen zur Tagſatzung geladenen Perſonen zugeftellt werben. 
Es genügt nidht, daß innerhalb der acht Tage die Zuftellung vom Gerichte 
nur verfügt wird. Sofern die redjtzeitige Zuftellung anders nicht möglich 
.wäre, teil 3. B. einem Beteiligten vorbehalten werden mußte, für die 
- Fefiftellung des Laftenftandes weſeutliche Angaben nad) der Tagſatzung 
dem Gerichte glaubhaft zu machen (8 165 ED.), kann bei PBoftzuftellungen 
Erpreßauftellung oder Zuftellung durch die pneumatiſche Poſt angewendet 
(8 345 SD.) oder die Zuftellung ftatt der Poſt durch Gerichtsdiener aud- 
geführt werden (8 344, 3. 3, GO.). (IM. zu 8 167 ED., P. 1.) 

d) Der Berfteigerungstermin darf nicht deshalb verlegt werben, 
weil die Entſcheidung über den Rekurs gegen die Feſtſtellung des Laften- 
ftandes am dritten Tage vor dem Termin dem Erefutionggerichte nod) 
nicht zugegangen tft. E3 genügt, wenn dieje Refurgerledigung bei dem 
anberaumten Berfteigerungstermine felbft vorliegt, mag fie auch erft am 
nämlihen Tage beim Erefutionsgerichte eingelangt fein. (FM. zu $ 167 
ED., P. 2.) 


6 168. Der Perpflichtete, Sowie die übrigen zur Tag— 
Tagung erfchienenen Perjonen, die bei der Verhandlung mwiflent- 
lich Unrichtige3 vorbringen, haften dem betreibenden Gläu— 
biger für den ihm dadurch verurfachten Schaden;a) überdies 
Tann da3 Gericht gegen dieſe Perjonen Mutwillensfirafen !) 
verhängen. 

Der Antrag auf Schadenerſatz kann vom betreibenden 
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Gläubiger nah Durchführung des BVerfteigerungsverfahrens 
beim Erelutiondgerichte geftellt werden; das Gericht hat den, 
Schaden nach freier Überzeugung feftzuftellen (8 273 der 
ZPO). Nach. Rechtskraft des Beichluffes?) fann vom betreis 
benden Gläubiger beim Erefutionsgerichte wider den Schaden-. 
erfappflichtigen die Exekution beantragt werden. 

ı) Bis zu 300 fl. 8 220 ZPO. 8 78. 

2) Rekurs kat hemmende Wirkung. Ausnahme von 8 67. 

a) Der betreibende Gläubiger Hat insbeſondere Anſpruch auf Schaden⸗ 
erfag, wenn infolge wiffentlich unrichtiger Ungaben der Betrag, zu welchem 
ber Zuſchlag erfolgen darf, zu Hoch angefebt wurbe und deshalb nad 
Bermweigerung ber Bufchlagserteilung das Xerfteigerungdverfahren eins 
geftellt werden mußte. 5 

Der Antrag auf Schadenerſatz ift nad) rechtsfräftiger Einftellung ber 
Erelution bei dem Gerichte anzubringen, welches bie Verfteigerung vor⸗ 
genommen hat. (FR. zu 8 168 ED.) 


Berfteigerungtermin. 


6169. Nach Feftitellung der Verfteigerungsbedingungen!) 
beftimmt das Gericht mittels öffentlicher Belanntmacjung 
(Edikt)?) den Verfteigerungstermin. 


Diefer iſt nah Ermefjen des Gerichtes auf ein big zwei 
Monate?) Hinaus anzuberaumen. Zwiſchen der Bewilligung 
der BVerfteigerung und dem Perfteigerungstermine muß ein 
Beitraum von mindeftens drei Monaten liegen;?) auf Wieder- 
verfteigerungen und auf neuerliche Verfteigerungen infolge 
Verſagung des Zufchlages (8 188) findet letztere Beftimmung 
feine Anwendung. 


Bor Eintritt der Rechtskraft der Verfteigerungsbewilligung 
und vor rechtöfräftiger Feltitellung der Verfteigerungsbedin- 
gungen?) darf die Verfteigerung nicht vorgenommen werden. 


Sit zur Beit der Anberaumung des Berfteigerungs- 
termines die Friſt zur Anfechtung de3 die Verfteigerungs- 
bedingungen ſeſtſtellenden Befchluffes noch nicht verftrichen 
oder ein gegen diejen Beichluß angebracdhter Rekurs noch 
anhängig, fo Hat das Erefutionsgericht behufs Hintanhaltung 
einer Bereitlung des Verfteigerungstermincs bei der Termins⸗ 
anberaumung hierauf entiprechend Rüdficht zu nehmen. 

1) Verbindung der Berftändigung über Verfteigerungsbedingungen 
und Verfteigerungstermin zuläjlig. 8 171, Abf. 5. Die Rechtskraft des 
Beichluffes über Feſtſetzung der Berfteigerungsbedingungen muß nicht ab⸗ 
gewartet werden. 
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2) 8 71. Über die Einhebung der Ediktskoſten, allenfalls vor Aus—⸗ 
fertigung des Edikts fiehe Anm. bei 8 272. 

2) Wenn bie reift nicht wenigſtens einen Monat betrug, kann gegen 
den Zufchlag Widerſpruch erhoben werben. 8 184, 8. 1. 

9) Wegen Beritoßes gegen biefe Beſtimmung Tann ein Beſchluß mit 
Rekurs angefochten werben. 8 65. — Diefe Friſt gilt aber nicht bet 
Exekutionen der Öfterr.sungar. Bauf, 8 11, lit. c, ber Statuten ber Hypo» 
thefarsKrebitsabteilung der öfterr.-ungar. Bank, Taif. Bog. dv. 21. Sep⸗ 
tember 1899, RGB. Nr. 176 (fiehe bei Urt. IV), ferner bei fog. frida= 
mäßigen Berfteigerungen im Konkurſe. 

6) 8 168. 


6 170. Das Zerfteigerungseditt muß enthalten:?) 

1. die deutliche Bezeichnung der zur Verſteigerung ge- 
Tangenden Liegenfchaft unter kurzer Bezeichnung des mit der=- 
felben zu verfteigernden Zubehörs, die Ungabe des Wertes der 
Liegenichaft und des Zubehörs und bei Verfteigerung von 
Liegenjchaftsanteilen auch die Angabe der Größe des Anteiles. 
Bei Liegenichaften, die in einem öffentlichen Buche nicht ein⸗ 

etragen find, ift außerdem der gegenwärtige Beſitzer der 
iegenschaft zu nennen;?) 

2. Beit und Ort der Verfteigerung und Angabe des ge- 
ringften Gebotes; °) 

3. die Mitteilung, daß die Verjteigerungsbedingungen 
und die auf die Liegenfchaft fich beziehenden Urkunden, 
Schaͤtzungsprotokolle u. |. w. bei dem zu benennenden Erefu- 
tionsgerichte eingefehen werden können; 

4. die Belanntmadhung, daß von den Perjonen, für 
welche zur Beit an der Liegenfchaft Rechte oder Laften be- 
gründet find oder im Laufe des PVerfteigerungsperfahrens ?) 
begründet werden, nur diejenigen von den weiteren Vor— 
fommniflen des PVerfteigerungsverfahreng5) durch bejondere 
Zuſtellung verftändigt werden, welche im Sprengel des Ere- 
tutionggerichte8 wohnen oder dem Gerichte einen am Gerichtd- 
orte wohnhaften Zuftellung3bevollmächtigten namhaft machen, 
während alle übrigen durch Anfchlag bei Gericht von den 
Borfommnifien des weiteren Verfahrens in Kenntnis gejegt 
werden würden. In Unjehung der im 8 172, 8. 1°) be 


8170. 1. Ein auf Erfigung eines Teiles der ver— 
fteigerten Liegenfhaft gegründetes Eigentumsrecht kann 
mangels rechtzeitiger Anmeldung nach der Berfteigerung gegen den 
Erfteher nicht mehr geltend gemacht werden. E. dv. 10. Oftober 
1901, 3. 8759, ©3. 1903 : 11. 


3830 Exekutionsordnung 66 170, 171. 


zeichneten Öffentlichen Organe findet letztere Beſtimmung feine 
Anwendung; 

5. die Aufforderung, Rechte an der Liegenſchaft, welche 
die Berfteigerung unzuläffig machen würden, ?) jpätejtens im 
Berfteigerungstermine vor Beginn der Verjteigerung bei Ge⸗ 
richt anzumelden, widrigens fie in Anfehung der Liegenfchaft 
felbft nicht mehr geltend gemacht werden könnten. ®) 

1) Sonft Tann gegen den Bufchlag Widerfprud) erhoben werden. $ 184, 

2 


Das Edikt Tann auch einen Hinweis auf die Höhe des erforderlichen 
Badiums enthalten. 


VBerorbnung des Juftizminifteriums vom 3. Jänner 1901, 

IMVB. Nr.1, betreffend die Bezeihnung der Liegenſchaften 
dm Berfteigerungsedift. An alle mit dem Exekutionsvollzuge bes 
srauten Gerichte. 
2 Es wurde wahrgenommen, daß im Berfteigerungsebilt die zu ver⸗ 
fleigernde Liegenfchaft bisweilen Iediglich durch die Angabe der Grund⸗ 
buchseinlage bezeichnet wird. Da eine folche Bezeichnung, obwohl voll= 
Tommen beftimmt, body den mit ber Berlautbarung der Berfteigerung 
durch das Edikt angeftrebten praltifhen Zwed nicht erfüllt, wird anges 
ordnet, daß fläbtifche oder in größeren Ortichaften gelegene Häufer im 
Verſteigerungsedikt nicht bloß durch die Angabe der Grunbbuchseinlage, 
ſondern auch durch Ungabe des Gtabtteiles, der Gaſſe, Straße oder des 
Platzes und der Hausnummer zu bezeichnen find. 

Bei Landgütern, die einen eigenen Namen befiten, tft Diefer Name 
in das Edikt aufzunehmen. 

Wälder, Weingärten und Bauftellen find als ſolche im Edift anzu⸗ 
geben. Wenn die Liegenichaft für einen beftimmten Gewerbebetrieb ein- 
gerichtet ift, wie Mühlen, Fabriken, Gafthöfe, Gerbereien u. dgl., fol auch 
dies im Edilt angegeben werden. — 

Mit Erl. v. 10. Oktober 1902, Präf. 13469, Hat das Oberl.⸗Präſ. 
Graz den Gerichten des Sprengels aufgetragen, fchon im Edift anzugeben, 
welder Art bie zu verjteigernde Liegenſchaſt ift, 3. B. Bauernhof, Stall 

für 6 Rinder, x Ar Uder, Wiefe, Wald, fiodhohes Wohnhaus, 3 Zimmer, 
Weingarten u. f. m. Hinfihtlich des Bubehörs genüge eine ſummariſche 
. Bezeichnung, 3. B. Wirtfhaftsgeräte im Werte von .. . Giehe IMVBB. 
S. 293/1902. 

2) In deu Verfachbuchländern bei allen Liegenfchajten. Urt. XVI, 

3.4 EG. 3. ED. 


Abſ. 2. 

4) Diefe Vorſchrift ift in Bufammenhang zu dringen mit 8 173. 
Danach ift den bis zur Anmerkung des Berfteigerungstermines eins 
getragenen Berechtigten (8 173) jedenfall das Edikt zuzuftellen. — Weitere 
Berftändigungen erfolgen, einerlei ob die Adreſſaten früher oder fpäter 
eingetragen wurden, nur dann ad personam, wenn die Zuftellung im 


3) Bei außer Betrieb gejebten unfahrbaren Bergbaueu fiehe 8 245, 
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Sprengel bes Exelutiondgerichtes gejchehen Tann. 8 170 8. 4. — Bon 
der Wiederverfteigerung find aber auch Ipäter Eingetragene befouders zu 
verftändigen. 8 154, Abf. 4. 

8) Insbeſ. von der Einftellung oder Auffchiebung, 8 205, Abſ. 1, 
oder von einem neuen Berfteigerungstermine nad) Berfagung bes Zu⸗ 
fhlages (8 188). (IM. 3. 8 185, P. 8.) 

6) Zur Vorſchreibung und Eintreibung der Steuern, Bufchläge und 
fonftigen Öffentlichen Abgaben berufene Organe. 

?) Bergi. 8 37, Abi. 1. 

8) Auch wenn ber Erfteher im ſchlechten Glauben ift. Wenn der Zu⸗ 
fchlag nicht erfolgt, find derlei Rechte nicht präffudiert. 


Geſetz vom 7. Juli 1896, REB. Nr. 140, betreffend die Ein— 
räumung von Notwegen. 
8 18. Erlangt das Gericht Kenntnis von Änderungen in der Perſon 
des Eigentümers, welche nach Einleitung des Verfahrens hinfichtlich der 
Einräumung des Notweges bei den betreffenden Liegenjchaften eingetreten 
find, jo hat dasſelbe diefe Anderungen behufs Eintrittes der neuen Eigen 
tümer in das weitere Verfahren an Stelle ihrer Rechtsvorgänger zu be= 
rüdfichtigen. In jedem alle ift die durch die gerichtliche Entſcheidung 
geichaffene Nechtälage, twofern nach Einleitung des Verfahrens Eigentums⸗ 
änderungen vorfallen, auch für die Nechtönachfolger der in der Entfchei- 
„dung genannten Parteien und zwar ſelbſt dann verbindlih, wenn bieje 
das Eigentum auf Grund einer gerichtlichen Verfteigerung eworben haben. 
Es ſteht hiernach den im 8 17 vorgefchriebenen Amtshandlungen ein 
mittlerweile eingetretener Wechfel im Eigentume der betreffenden Liegen 
ſchaften nicht im Wege. Jedoch tft derjenige, weldyer eine Diefer Liegen⸗ 
ſchaften vor der gerichtlichen Verftändigung von der Grundbuchsamts⸗ 
banblung, beziehungsmweife Liegenfchaftspfändung ohne Kenntnis des Hin» 
ſichtlich des Notweges eingeleiteten Verfahrens im Vertragsmwege erworben 
bat, berechtigt, von dem Bertrage zurüdzutreten, worüber er fi) aber 
binnen der Friſt, welche ihm zum Rekurſe gegen den bezüglichen Gerichts— 
beicheid offen ftcht, der anderen Vertragspartei zu erflären hat. 


$ 171. Ausfertigungen des Verfteigerungsediftes find 
dem Verpflichteten, dem betreibenden Gläubiger und allen 
Terfonen zuzuftellen, für welche nach den dem Gerichte dar- 
über vorliegenden Ausweiſen auf der Liegenschaft oder an 


gs 171. 1. Wird nicht rechtzeitig Barzahlung be— 
gebrt, jo übernimmt der Erfteher auch diejenigen Schulden, die 
infolge ZahlungsverfäumniS dem Verpflichteten gegenüber fällig 
geworden find. E. v. 9. Jänner 1902, 3. 17460, 38. 1902 : 321. 

2. Die Erflärung oder das Schweigen bed Hypothekargläu— 
bigers über die Art der Befriedigung feines Anfpruches find für 
den eingetragenen Afterpfandgläubiger infofern bindend, 
als dadurch nicht deffen erworbenen Rechte beeinträchtigt werden. 
E. v. 29. April 1902, 3. 5083, JB. 1902 : 38. 
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Den auf diejer Liegenſchaft haftenden Rechten dingliche!) Rechte 
und Laſten beftehen oder Vorkaufsrechte?) einverleibt find. 
Wenn für auf Inhaber Tautende oder durh Indoſſament 
übertragbare Teilfchuldverichreibungen Pfandrechte haften und 
dieſe Teilfchuldverfchreibungen von einer Unternehmung aus- 
gegeben wurden, die unter bejonderer ftaatlicher Aufficht fteht, 
jo ift die für die Unternehmung bejtinnmte Ausfertigung des 

erjteigerungsediftes dem zur Aufiichtsübung berufenen Or⸗ 
gane (Regierungstommiflär)?) zuzuftellen. 

Gläubiger, für welche auf der Liegenschaft pfandrechtlich 
fichergeitellte Forderungen haften, mit Ausnahme der Simultan= 
pfandgläubiger und der Gläubiger mit bedingten*) Forderungen, 
find gleichzeitig aufzuforbdern, Tpäteftend acht Tage vor dem 
Verfteigerungsternine die Erklärung abzugeben,°) ob fie die 
Berichtigung ihrer Forderungen durch Barzahlung verlangen 
oder mit der Übernahme der Schuld durch den Erfteher unter 
gleichzeitiger Befreiung des bisherigen Schuldnersa) einver- 
ftanden find. Dabei ift ihnen mitzuteilen, daß, mer nicht 
Tpäteftend acht Tage vor dem Berfteigerungstermine die Be- 
richtigung durch Barzahlung fordert, mit der Übernahme ber 
Schuld durch den Erfteher und der Entlafjung jeines früheren 
Schuldners einverftanden gilt; ein nachträgliches Verlangen 
der Barberichtigung Tann nur mit Zuftimmung des Erftehers 
berüdfjichtigt werden. ®) 

Wenn das Pfandrecht für Forderungen eingetragen ift, 
die aus einem gegebenen Kredite, aus einer übernommenen 
Geſchäftsführung oder aus dem Titel der Gewährleiftung oder 
des Schadenerjages entftehen können,) ift an den Gläubiger 
außerdem die Aufforderung zu richten, ſpäteſtens im Ver⸗ 
fteigerungdtermine vor Beginn der Berfieigerung anzumelden, °) 
bi8 zu welchem Betrage ihm wider den PVerpflichteten auf 
Grund de3 fraglichen Rechtsverhältniſſes beftimmte Forde- 
zungen entitanden find. 

Dieje Anmeldungen und Erklärungen find beim Exekutions— 
gerichte jchriftlich oder mündlich zu Protokoll anzubringen. 

Die Zuftellung de3 Verfteigerungsebiftes erfolgt nach den 
für die Buftellung von Klagen maßgebenden Vorjchriften.®) 
Sofern das Erefutionsgeriht mit der Anberaumung bes Ber- 
fteigerungtermines nicht bis nach Rechtskraft des die Ber- 
fteigerungsbedingungen feſtſtellenden Beſchluſſes zu warten für 
angemefjen hält, ift die Verftändigung vom VBerfteigerungs- 
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-termine mit der Verftändigung über die Berfteigerungsbe- 
-Dingungen zu verbinden.) 

Der Verfteigerungstermin ift außerdem!) in der Ge- 
„meinde, in welcher a zu verjteigernde Liegenschaft be- 
findet, in ortsüblicher Weile zu verlautbaren. 

— 1) Insbeſondere auch eingetragene Beſtandrechte, $ 1121 abGB. 

2) Damit wird ver Vorſchrift des 8 1076 abGB. entſprochen. — Wieder⸗ 
kaufsberechtigten iſt die Ausfertigung nicht zuzuſtellen. 88 133, letzter 
Abſ., 150. 

3) 82 Gef. v. 24. April 1874, RGB. Nr. 49. Dem Regierungs⸗ 
kommiſſär ift, fall8 eine Gefährdung der Beliger von Teilſchuldverſchrei⸗ 
bungen zu beforgen tft, anheimgegeben, Die Beftellung eines Kurator zu 
veranlaflen. — Wenn fein Regierungsfommiffär befteht, muß ein Kurator 
beftellt werben. 8 1 leg. oit. — Die Beſtellung beantragt das Exe⸗ 
kutionsgericht beim zuftändigen Gerichtähof. Art. XXIV EG. z. EO. 

4) Jusbeſ. Widerlage 8 1230 abGB. — 88 220, 221. 

5) Diefe Erklärungen können in der Gerichtsfanzlei zu Protololl ge- 
nommen werben. 8 320, 8. 4, GO. — Unter den Vorausfegungen des 
8 152, letter Abſatz, Tann durch die Verfteigerungsbebingungen beftimmt 
werben, daß auch Simultanhypothelen vom Erfteher übernommen werben 
ſollen. 

6) Dagegen Tann das Verlangen der Barzahlung noch während der 
Berteilungstagfagung zurüdgezogen werden. 8 223, Abſ. 1. — Ohne 
Kündigung kann dem Gläubiger die Barzahlung einer nicht fälligen For⸗ 
derung nicht aufgedrungen werben. Gilt aud für pfandrechtlich fiher- 
geitellte Steuern, Gebühren und Abgaben. 8 172, Abf. 2. — Die Unter- 
laſſung oder nicht rechtzeitige Zuſtellung dieſer Aufforderung berechtigt 
nicht zum Wibderfpruc gegen die Erteilung des Zufchlages (fiehe JM. zu 
8 184 ED.) — Der Erfteher übernimmt bie Schulden unverändert hin⸗ 
ſichtlich Zinsffuß und NRüdzahlungsverbindlichkeiten, vorbehaltlich des 
Kündigungsrechtes unter den VBorausfeßungen des $ 153. 

) Kautionshypotheken 8 14 aGG. 

8) Eine Folge iſt auf die Unterlaflung nicht geſetzt. 8 211, Abſ. 1. 
gl. 8 172, Abſ. 2. — Die Anmeldung ift für die Feſtſtellung des Laften- 
ftandes ohne Bedeutung, weil für diefen Zweck der Höchſtbetrag in Rech 
nung geftellt wird. 88 166, Abi. 2, 191, Abf. 1. — Sie dient zur 
Orientierung der Bieter. 8 178, 8. 3. 

9) 88 106—108 BRO., 8 78. 

10) Insbeſ. wenn die PVerfteigerungsbedingungen ohne Tagſatzung 
genehmigt werden und Rekurs nicht wahrfcheinlich ift. 88 162, 168. - - 
Auf Grund der gegen den Betrag des Schätzungswertes etwa er- 
hobenen Einwendungen, beziehungsweife auf Grund ber in dem Entwurfe 
der Verfteigerungsbedingungen geftellten Anträge tft über ben Betrag des 
Schaͤtzungswertes endgültig Beſchluß zu fallen und diefer mit der Ver: 
ftändigung über die Verfteigerungsbedingungen (mit dem Verſteigerungs⸗ 
edilte, 8 171, Ubi. 5, ED.) den Beteiligten befanntzugeben. 8 31, 
Abſ. 2, Realfhägungsordnung (bei $ 144). 
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11) Außer der nad) 8 71 erfolgenben Beröffentlihung des Ediltes. — 
— Wegen eines Verftoßes Widerfpruch gegen ven Zufchlag. 8184, 8.2. 

a) Hypothekargläubiger, welche fich bereit erflären, daß ber Erſteher 
der Liegenfchaft die Schuld „unter gleichzeitiger Befreiung des bisherigen 
Schuldners” übernehme, entlaflen bamit Iebteren auch aus feiner etwa 
begründeten perfönlichen Berbindlichleit. Den Vorbehalt, ven Verpflich⸗ 
teten als Berfonalichulbner beibehalten zu wollen, kann der Hppothefars 
gläubiger nur dann madjen, wenn ber Berpflichtete jelbft Damit einvers 
ftanden ift. (IM. zu 8 171 ED.) 


& 172. Ausfertigungen des Verfteigerungsediftes find 
ferner zuzuſtellen:!) 

1. den öÖffentlihen Organen, weldhe zur Vorfchreibung 
und Eintreibung der von der Liegenichaft zu entrichtenden 
— Zuſchläge und ſonſtigen öffentlichen Abgaben berufen 
ind; 

2. wenn die Liegenſchaft Eigentum eines unter ſtaatlicher 
Aufſicht ſtehenden Vereines oder einer ſolchen Gefellſchaft oder 
Genoſſenſchaft iſt oder wenn zu Gunſten derartiger Vereine, 
Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften auf der zu verſteigernden 
Liegenſchaft Forderungen oder Rechte haften, dem zur Aus- 
übung der ftaatlichen Auflicht beftellten Regierungstommiflär;?) 

3. wenn die Liegenichaft Eigentum einer öffentlichen, 
unter ftaatliher Aufficht jtehenden Anftalt ift, der Auffichts- 
behörde,*) oder wenn die LTiegenfchaft zum Stammvermögen 
einer Gemeinde oder eines Bezirkes gehört, dem Landes- 
ausſchuſſe; 

4. wenn die Liegenſchaft Eigentum einer durch Ausſpruch 
einer Verwaltungsbehörde als öffentlich und gemeinnützig 
erklärten Anſtalt iſt,“) der ſtaatlichen Verwaltungsbehörde erſter 
Inſtanz, in deren Amtsbereiche ſich die Liegenſchaft befindet, 
oder wenn dieſe in einer Stadt mit eigenem Statut gelegen 
iſt, der politiſchen Landesſtelle. | 


8172. 1. Die Folgen nicht rechtzeitiger Anmeldung 
rüdftändiger Steuern treten ein, wenngleich diefe Steuern 
zur Zeit des Werfteigerungstermined noch nicht vorgefchrieben 
waren. E. v. 11. Dezember 1900, 3. 16592, 3. 381. 

2. Nicht angemeldete rüdftändige Steuern dürfen erft nad 
voller Befriedigung ſämtlicher betreibender und bei- 
getretener Gläubiger berihtigt werden. E. v. 30. Jänner 
1900, 3. 1317, Sig. 868; 

dagegen gebührt ihnen der Vorzug vor den übrigen auf der 
Liegenſchaft fihergeftellten Gläubigern E. v. 30. Jänner 
1900, 3. 1317, Sig. 868. 
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Die in 3.1 bezeichneten öffentlichen Organe find bei Zu- 
ftellung des Berfteigerungsediftes aufzufordern, a) in Anjehung 
der bereit3 pfandrechtlich fichergeftellten Steuern, Zuſchläge, 
Gebühren und fonftigen öffentlichen Abgaben fich gemäß 8 171, 
Abſatz 2, über die Art der Berichtigung dieſer Anſprüche zu 
erflären und überdies ſpäteſtens im Berfteigerungstermine vor 
Beginn der Berfteigerung die bis dahin rüdjtändigen, von 
der Liegenichaft zu entrichtenden, durch bücherliche Eintragung 
oder pfandweiſe Beichreibung noch nicht fichergeitellten®) 
Steuern, Zufchläge, Gebühren und fonjtigen öffentlichen Ab- 
gaben jamt Zinjen und anderen Nebengebühren anzumelden, 
widrigend dieſe letzteren Anſprüche, ohne Rückſicht auf das 
ihnen ſonſt zuftehende Vorrecht, erft nach voller Befriedigung 
des betreibenden Gläubigers aus der Berteilungämafje be- 
rihtigt werden würden.”?)) | 


ı) Wenn nicht alle in 88 171, 172 bezeichneten Berfonen verftändigt 
wurden, Wideripruch gegen den Zufchlag. 8 184, 8. 3. 

2) Wenn das Verſteigerunsverfahren eingejtellt wird, ehe biefe 
Organe verftändigt find, kann dieſe Werjtändigung unterbleiben. — 
Giehe die Vorſchriften bei Art. IV, Anm. 1, EG. 3. 8PO. — 
Steuerämter: Wenn die Sicherung oder Einbringung der direlten 
Steuern, Gebühren und fonftigen bezüglich ihrer Einbringung den Direften 
Steuern gleich gehaltenen öffentlichen Abgaben im gerichtlichen Wege 
durchgeführt wird, find infomweit, als ſich am Sitze des Exekutionsgerichtes 

- nicht der Amtzfig einer Finanzprofuratur befindet, auch die Steuerämter 
ermächtigt, in Vertretung der Finanzprokuratur alle nach der Exekutions⸗ 
ordnung vom 27. Mai 1896, RGB. Nr. 79, zuläjfigen Exekutionsamts⸗ 
handlungen einzuleiten und durchzuführen, fowie bei Exekutionen, melde 
von dritter Seite anhängig gemacht werden, im Interefje des Arars oder 
der beteiligten $onde zu intervenieren. MB. v. 18. Jänner 1898, RGB. 
Nr. 28. 

Im Interefie der Vereinfahung und Beichleunigung des Geſchäfts⸗ 
ganges® in Exekutionsſachen hat das k.k. Finanzminifterium mit dem 
Erlaß dv. 10. Oktober 1899, 8. 6919, veröffentlicht unter Nr. 201 des 
FMVB., nachſtehendes eröffnet: 

1. Die Anmeldung ber von einer Liegenſchaft zu entrichtenden direkten 
Steuern, Gebühren uud fonftigen, bezüglid) ihrer Einbringung den direkten 
Steuern gleich gehaltenen öffentlichen Abgaben (8 171 ED.) haben die im 
8 172 ED. bezeidjneten Öffentlichen Organe, Steuerämter, Gebühren- 
bemefjungsänter, Finanzkaſſen u. ſ. w. und nicht die Finanzprofuraturen 
zu beforgen, zumal die Ausfertigung des Verfteigerungsebifted im Sinne 
der bezogenen Geſetzesſtelle an biefe öffentlichen Organe zuzuſtellen ift. 
Die in einzelnen Verwaltungsgebieten allenfall® an die Finanzprokuratur 
gelangenden Ausfertigungen bes Berfteigerunggebiftez find von dieſer Be⸗ 
hörde ohne Verzug den betreffenden nad) dem vorhergejagten aut Uns 
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melbung ber bezeichneten rüdftändigen Abgaben Tompetenten öffentlichen 
Organen in geeigneter Weife mitzuteilen. 

3. Die Intervention bei der Tagfabung zur Meiſtbotsverteilung ob⸗ 
Tiegt wie biäher bei Gerichten am Sitze einer Finanzprofuratur biefer 
letzteren, und bet Gerichten, bie fich nicht am Site einer Finanzprofuratur 
befinden, nach Maßgabe ver hiefür beftehenden Vorſchriften den Steuer» 
ämtern. Mitteil. d. IMBB. ©. 8836/1899. 


Bdg. des AJuftizmin. vom 19. Auguft 1898, IMVB. Nr. 27, 
betreffend die Benachrichtigung der Unfallverfiderung?= 
anftalten und Krantenfajjen behufs Geltendmadhung rück— 
ftändiger Beiträge in Erelutionsfällen. An alle Gerichte. 


[Durch wiederholte Entſcheidungen bes k. k. Oberſten Gerichtshofes 
wurbe ſowohl den Beiträgen zu den Unfallverfiherungsanftalten mie ben 
Beiträgen zu den Krankenkaſſen (Gef. v. 30. März 1888, RGB. Ar. 93) 
ber Charakter einer auf dem verficherungapflichtigen Unternehmen haftenden 
öffentlid;en Abgabe zuerkannt. 

Im Hinblide auf diefen Stand ber Rechtsſprechung werden die Ges 
richte darauf aufmerkſam gemadt, daß die zur Vorſchreibung diefer VBei- 
träge berufenen Anftalten und Kaffen von ber Berfteigerung einer Liegen- 
Schaft gemäß 8 172, 8. 1, ED. dann zu verftändigen find, menn auf ber 
Liegenfchaft ein verficherungspflichtiges Unternehmen betrieben wird, oder 
wenn wenigftens nicht offenbar tft, daß folche Beiträge nicht in Betracht 
fommen. Bei der Verfteigerung von beweglichen Sachen findet eine jolche 
Berftändigung nicht ftatt, es ift jedoch bei der Verteilung bes Verkaufs⸗ 
erlsſes von beweglichen Sadjen, auf welchen ein Rüdftand von derartigen 
Verſicherungsbeiträgen Haften Lönnte, den Unftalten und Kaflen bie Ge- 
legenheit zu geben, ıhre Unfprüche anzumelden.) *) 

Welche Steuern von der Liegenfchaft zu entrichten find, fiehe $ 120, 
Unm. 2. 

8), „Vereine und Geſellſchaften, welche auf Gewinn berechnet find, dann 
alle Vereine für Bank, Kredit» und Verficherungsgeichäfte, fowie Renten⸗ 
anftalten, Sparfaffen und PBiandleihanftalten find von der Wirkfamleit 
dieſes Gefeßed ausgenommen und unterliegen den befonderen, hierauf bes 
züglichen Geſetzen.“ 81 des Vereinsgeſetzes v. 15. November 1867, RGOB. 
Nr. 184. 

Die vocbezeichneten ausgenommenen Vereine unterliegen ben Be⸗ 
ftimmungen des Vereinsgeſetzes v. 26. November 1853, RGB. Nr. 258, 
nach welchen zur Exrichtung derartiger Vereine bie vorläufige Einholung 
der Bewilligung der Staatsverwaltung erforderlich ift (88 1, lit. o, 2). 


*) Im Hinblid auf das fpäter gefällte Judikat des Oberften Gerichts⸗ 
hofes dv. 27. November 1900, Zub. 8. 150, hat eine VBerfländignng von 
der Verfteigerung von Liegenfhaften nur ftattzufinden, wenn nad) 8 76 
Berf.sSteuergei. für die Erwerbfteuer ein Pfandvorrecht beſteht. — Ein 
Pfandvorrecht an beweglichen Eachen befteht nicht und entfällt Daher eine 
Berftändigung, falls für die Rüdftände nicht ein gerichtliches Pfandrecht 
erwirkt wurde. (8 235, Abi. 3.) 
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Nach 8 22, VBereindgef. vom 26. November 1852, RGB. Nr. 258, bleibt 
der Staatsverwaltung vorbehalten, wenn es notwendig eradjtet wird, 
dem Bereine einen bon der hiezu berufenen Behörde zu beftimmenden 
landesfürftliden Kommiffär beizugeben. — Die (Gewerbe⸗) 
Genoſſenſchaften ftehen unter der Aufficht der Behörde, welcher bie 
Befugnis zufteht, über Beſchwerden gegen VBeichlüffe der Berfammlungen 
oder der Vorſtehung nach Einvernehmung beider Teile die Enticheidung 
. zu treffen, und welche zur Überwahung eines geſetzmäßigen Vorganges 
bet den Genofienfchaften eigene Kommiffäre beftellt. 8 127, Gewerbes 
novelle v. 15. März 1888, RGEB. Nr. 89. ae 
9) Wenn die Unftalt dem öffentlichen Verkehre dient, ift vorher- 
gehendes Einvernehmen mit ber AuffichtSbehörde notwendig. 8 28. 
5) 8 15. 
®), Dies iſt notwendig wegen 8 191. ) 8 216, 8. 2. 

a) Die Unterlaſſung ober nicht rechtzeitige Zuftellung biefer Auf⸗ 
forderung berechtigt nicht zum Widerfpruch gegen bie Erteilung des Zu⸗ 
ſchlages. (Siehe IM. zu 8 184 ED.) 

d) Solche Steuern, Zufhläge u. |. w. find nach voller Befriedigung 
bes betreibenden Gläubigers (des in chlechtejter Priorität ftehenden ber 
mehreren betreibenden Gläubiger) vor den Übrigen, dem Pfandrechte ober 
Befriebigungsrechte des betreibenden Gläubigers nachftehenden Forderungen 
und Rechten aus der Berteilungsmafle zu berichtigen. (Gutachten des 
DOberften Gerichtshofes zu $ 216, ED., B. 4.) 


6 173. Das Erelutionsgericht hat von Amts wegen zu 
verfügen, daß die Anberaumung des Verfteigerungstermines 
im fentrichen Buche bei der zu verfteigernden Liegenſchaft 
angemerkt?) werde. | 

Den Perfonen, zu Gunften deren vor Vollzug diefer An- 
merlung?) um Einverleibung binglicher Rechte und Laften 
oder eines Vorkaufsrechtes angelucht wurde, it, falls fie von 
der Berfteigerung noch nicht verftändigt find, eine Ausfertigung 
des Verfteigerungsediftes ($ 171, Abſ.2 und 3)9 zuzuftellen. 

5 In den Verfachbucjländern wird das Edikt verfacht. Urt. XVI, 

8. 2, 88. 3. ED. — Anmerkungen, die in einer anderen Ubteilung des 

Grundbuchsgerichtes bewilligt oder angeorbnet werben, find im Grund⸗ 

buche ohne Beichlußfaffung ober Verfügung der Grunbburheabteilung 
“ (vid. Grundbuch) zu vollziehen. 8 157, Abi. 2, GO. 

2) Nach Vollzug diefer Anmerkung eingetragene Gläubiger werben 
nicht befonders verftändigt. 8 170, 8. 4. 

3) Aufforderung zur Erklärung über Barzahlung und über ben 


Betrag der durch Kautionshypothek geficherten Forderungen — event. zu 
Handen eines Kuratord. 8 174. 


6 174. Für Perfonen, an melde bie Buftellung der 
Ediktsausfertigung vorausfichtlicy nicht rechtzeitig bewirkt 
werden Tann oder an welche die YZuftellung fruchtlos verſucht 


25* 
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wurde, hat das Gericht einen Kurator zu beftellen, dem die 
Ausfertigung zu behändigen ift (K 162, Abſatz 2 und 3)..) 
1) Wenn kein Intereſſenkonflikt, für mehrere derſelbe Kurator. 
Belanntmahung durch Edilt kann unterbleiben. — Siehe $ 172 SD. 
bei 8 183. 


6 175. Das Geriht Hat fich ſpäteſtens vierzehn Tage 
vor den Verfteigerungstermine durch Prüfung der Urkunden, 
welche zum Beweiſe der Kundmachung und der re zu 
dienen haben, die Gewißheit zu verichaffen, daß die in Be— 
ziehung auf die Belanntmahung und Zuſtellung des Ber- 
fteigerungsediftes erteilten Anordnungen befolgt wurden. Bet 
wahrgenommenen Mängeln find die erforderlichen Berichti- 
gungen, Ergänzungen und Kuratorsbeftellungen?!) in der Art 
zu verfügen, daß die Verfteigerung in dem für fie beftimmten 
Termine ungehindert vorgenommen werden Tann. 

1) 8 174. 


6176. Der Verpflichtete hat in der Zeit zwifchen ber 
Bekanntmachung und der Vornahme der Verfteigerung Kauf- 
9 — die Beſichtigung der Liegenſchaft und ihres Zubehörs 
zu geſtatten. 

Fiür die Beſichtigung find vom Gerichte auf Antrag!) 
unter tunlichfter Berüdfichtigung der Verhältniſſe des Ver⸗ 
pflichteten und der Anforderungen des ungeftörten Wirtſchafts⸗ 
betriebe3 beftimmte Zage und Stunden feftzujegen. Die Be- 
fihtigunggeit ift den Perſonen, welche in die Berjteigerungd- 
bedingungen und fonftigen Urkunden (8 170, 3. 3) Einficht 
nehmen, befanntzugeben. 
2) Der Antrag kann in der Gerichtöfanzlei zu Protokoll genommen 
werden. $ 320, 8. 3, GO. 


6 177. Der Verfteigerungstermin ift öffentlich;t) er ift 
in der Negel an der Gerichtöftelle abzuhalten. Aus wichtigen 
Gründen fann die Verfteigerung auf Antrag an dem Orte 
vorgenommen werden, an dem fich die Liegenfchaft befindet. 

Bei dem Termine find nebft den Verſteigerungsbedin⸗ 
gungen alle da3 Berfteigerungsverfahren betreffenden Urkunden, 
indbejondere der Katafterauszug, Die Beltätigungen über die 
Steuerleiftung, die Protololle Über die vorgenommenen Be- 
ſchreibungen und Schätzungen, ſowie die zum Nachweiſe der 
geichehenen Belanntmahungen und BZuftellungen dienenden 
Urkunden zur Einſicht aufzulegen. 

Die Leitung des Termind und der Verfteigerung obliegt 
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dem Richter. Er iſt befugt, alle zur Wahrung der Ruhe und 
Ordnung, ſowie zur Hintanhaltung unerlaubter Verabredun- 
gen,?) Einſchüchterungen und fonjtiger Verhinderungen von 
Anboten nötigen Verfügungen zu treffen und fie zwangsweiſe, 
erforderlichenfall3 mit Unterftügung der Sicherheit3organe,?) 
durchzuführen.) Er Hat über alle während der Verfteigerung 
von einzelnen Beteiligten vorgebrachten Einwendungen und 
Anträged) zu enticheiden,®) unbejchadet der Befugnis dieſer 
Perſonen, gegen die Erteilung des Zuſchlages ſpäter Wider- 
ſpruch zu erheben.‘) 

1) Ausnahme von $ 59. — Bei Gerichtshöfen leitet ihn ein Einzel- 
tihter; fiehe Gutachten des Oberften Gerichtshofes bei 8 19. 

2) Zur Befeitigung nadjteiliger Verabredungen bei öffent: 
lien Berfteigerungen wird erflärt: Verträge, wodurch jemand bei 
einer von was immer für einer Behörde veranftalteten öffentlichen Ver⸗ 
fteigerung als Mitbieter nicht zu erfcheinen, oder nur bis zu einem 
beitinmten Preife, oder fonft nur nach einem gegebenen Maßſtabe, oder 
gar nicht mitzubieten verfpricht, find ungültig, und auf die für die Er- 
füllung dieſes Verſprechens zugeficherten Beträge, Gefchenfe oder andere 
Borteile findet Fein Klagerecht ftatt. — Hinfichtlich desjenigen, was dafür 
wirklich bezahlt oder übergeben worden ift, hat die Anordnung bes 8 1174 
abEB. ihre Anwendung zu finden. Auch kann bie Gültigleit der Ver⸗ 
fteigerung aus bem Grunde einer foldhen unerlaubten Verabredung nicht 
angefochten werden. Hfd. v. 6. Juni 1888, JGS. Nr. 277. 

8) Huch der Gendarmerie. 8 26, Abi. 2. 

+) Insbeſondere können Perfonen, melde die Erelutionshandlung 
ftören oder ſich unangemeffen betragen, entfernt werden. 8 32. 

5) Insbeſondere über den Antrag des Erftehers auf Anordnung einer 
etuftweiligen Berwaltung. 8 159, Abf. 1, ferner $ 147, Ubi. 3. 

8) Kein abgefonderter Rekurs. — $ 239, Abf. 2. — 8 515 8PO., 
878. 88 184 ff. 

$6 178. Nach Aufruf der Sade find im Berfteigerungs- 
termine auf Verlangen die Verfteigerungsbedingungen zu ver- 
leſen. Sodann hat der Richter befanntzugeben: 

1. die Höhe der Steuern, Zuſchläge, Gebühren und 
fonftigen öffentlichen Abgaben ſamt Nebengebühren, deren 
Barzahlung verlangt wird ($ 172, letzter Abjah); 

2. die von den Gläubigern in Bezug auf die Berichtigung 
ihrer Anfprüche oder die Übernahme der Schuld durch den 
Erjteher abgegebenen Erklärungen (8 171, Abſatz 2); 

3. die Höhe der auf Grund eines Kredit- oder Kautions- 
ge vom Gläubiger angemeldeten Forderungen ($ 171, 

aß 5). 
Hierauf hat der Richter auf Befragen über Die Veriteige- 
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rungsbedingungen, über die Beträge der auf der Liegenfchait 
fichergeftellten Forderungen, über die vom Erjteher zu über- 
nehmenden Laſten, jowie über alle fonftigen die zu ver» 
jteigernde Liegenjchaft betreffenden Verhältniſſe, jofern uk 
aus den Alten zu entnehmen find, die erbetenen näheren Auf 
Härungen zu geben. Endlich ift die Reihenfolge!) zu ver- 
fünden, in welcher mehrere im jelben Termine zur Verfteige- 
tung gelangende Liegenfchaften desjelben Verpflichteten, oder 
Anteile an Liegenſchaften ausgedoten werden. 

1) Es ift zuläffig, mehrere Grundbuchskörper, die ein wirtichaftliches 
Banzes bilden, zufammen auszubieten und zuzuſchlagen, wenn alle Ber 
teiligten zuftimmen (8 56). Vorausgeſetzt, daß dies in den Berfteigerungs= 
bedingungen vorgefehen ift, kann auch vorerft einzeln ausgeboten (bedingte 


Anbote), und wenn das Ergebnis nicht befriedigt, kumulative Verfteigerung 
eingeleitet werben. 


$ 179. Hierauf wird zum Bieten aufgefordert. 

Die Aufforderung zum Bieten darf erjt nad Ablauf 
einer halben Stunde!) Seit der als Beginn des Termined 
feftgefeßten Zeit erfolgen.«) 

1) Bor Ablauf diefer halben Etunde darf der Termin nicht ald ver⸗ 

eitelt angejehen werben. 

a) Deshalb, weil zum Bieten aufgefordert wurde, bevor noch eine 
halbe Stunde jeit dem feftgeiebten Feginne des Verfteigerungstermines 
verftrihen war, Tann weder ein Widerſpruch gegen bie Erteilung bes 
Zuſchlages erhoben (8 184 EO.), noch gegen den auf Grund bed Ver⸗ 
fteigerungstermined ergebenden Beſchluß Rekurs angebracht werden 
(8 187 ED.). 


Die Einhaltung der im Geſetze vorgeichriebenen Friſt ift der Amts⸗ 

pflicht des Richterd anheimgegeben. (IM. zu 8 179 ED.) 

F 180. Der Berpflichtete ift vom Bieten im eigenen 
und im fremden Namen — 1) Gleiches gilt von 
dem den Termin leitenden Richter, dem Schriſtführer und 
Ausrufer.?) 

Anbote eines Vertreters dürfen nur zugelaffen werden, 
wenn deſſen Vertretungsbefugnis durch Öffentliche Urkunden 
oder durch Öffentlich beglaubigte Vollmacht nachgewielen ift. 
Diefe Urkunden find bei den Gerichtsaften zurüdzubehalten. 
Wenn dieſer Nachweis dem Richter vor Beginn der Ber-. 
fteigerung erbracht wird, kann er auf Antrag beim VBorhanden- 


8180. 1. Der Mitbieter, ber die Verfteigerung durch 
fein Berfchulden vereitelt, hat die Koften des neuen Termins zu 
erfegen. €. vd. 18. April 1899, 3. 5952, Sig. 581. 
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fein erheblicher Gründe geitatten, daß der Name des Vollmacht⸗ 
geber3 erft nach Schluß der Berfteigerung öffentlich befannt- 
gegeben werde. 

Vertreter des Verpflichteten find zum Bieten nicht zu- 
zulafien. 

Anbote, welche den feitgeftellten Berfteigerungsbedingungen 
nicht entiprechen, insbefondere die Anbote von Berjonen, welche, 
ohne vom Erlage eines Vadiums befreit zu fein, das in den 
Berfteigerungsbedingungen geforderte Badium nicht erlegt 
Haben, find nicht zuzulaflen.?) 

Seder Bieter, deffen Anbot von dem den Termin leitenden 
Kichter zugelafjen wurde, bleibt an dasfelbe gebunden, *) big 
ein höheres Anbot abgegeben wird. Durch Einftellung des 
Verfahrens wird der Bieter von feiner Verpflichtung frei.) 

2) Auch wenn er nicht Berfonalfchulpner ift. Ebenfo der fäumige Er- 
fteher bei der Wiederverfteigerung. 

2) fiber Ausrufergebühr fiehe bei 8 24. 

3, Wenn die Beitimmungen des $ 180 nicht beachtet wurden, oder 
wenn ein Bieter mit Unrecht zurückgewieſen wurde, Tann Widerfprud) gegen 
den Zufchlag erhoben werben. 8 184, B. 5. 

*) Wird praltifh, wenn der Zuſchlag verfagt wird. 8 185, Abſ. 2. 

5) Ebenfo, wenn infolge VBerfagung des Zuſchlages ein neuer Ver: 
fteigerungstermin anberaumt werden muß. 8 188, Abſ. 2. Siehe $ 185, 
Abſ. 2, „Eriterenfals . . . ." 


6181. Die Verfteigerung ift fortzufegen, folange höhere 
Anbote abgegeben werden. Auf Verlangen eines oder mehrerer 
Bieter Tann eine kurze Überlegungsfriit bewilligt werden. 
Die Verfteigerung ift zu fchließen, wenn ungeachtet einer 
zweimaligen Aufforderung!) innerhalb fünf Minuten nach der 
zweiten Aufforderung ein höheres Anbot nicht mehr abgegeben 
wird.a) Hierauf find die Anweſenden vom Richter aufmerkſam 
zu machen. 
Bor dem Schluffe der Verfteigerung hat ber den Termin 
leitende Richter das legte Anbot noch einmal vernehmlich be- 
fannt zu machen. Der Schluß der PVerfteigerung ift zu ver- 
fünden.?) 
1) Zwiſchen den beiden Aufforderungen muß nicht eine längere 
Pauſe Liegen. 

?) Wenn die Beftimmungen des 8 181 nicht beachtet wurden, Tann 
Widerfpruch gegen den Zufchlag erhoben werden. 8 184, 8. 5. 

a) Sp lange der Schluß der Verfteigerung nicht verkündet ift, können 
ungeadtet des Ablaufes von fünf Minuten jeit der zweiten Aufforderung 
(8 181, Abſ. 2, ED.) höhere Anbote abgegeben werden. (IM. zu 8181 ED.) 
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F 182. Nach Schluß der Verfteigerung find die Per- 
fonen, die mitgeboten haben, ſowie alle Anmejenden,!) die 
gemäß 88 171 bis 173 vom Berfteigerungstermine zu ver=- 
jtändigen waren, vom Richter über die Gründe, aus welchen 
gegen die Erteilung des Zuſchlages Widerſpruch erhoben 
werden fann,?) zu belehren und fodann zu befragen, ob und 
aus welchen Gründen fie Widerfpruch erheben. Ein Wider- 
Ipruch gegen die Erteilung des Zuſchlages wird nur berüd- 
fichtigt, wenn er im Berfteigerungstermine ſelbſt erhoben 
wird. Dasjelbe gilt für das Vorbringen von Tatſachen, 
. durch mweldye ein erhobener Widerfpruch entkräftet werden foll. 

Auf Erklärungen, welche nach Schluß des Berfteigerungs- 
protofolles erfolgen, auf Borbehalte und unbeftimmte Er- 
Härungen, fowie auf einen Widerſpruch, der ſich auf Um- 
ftände ftüßt, durch welche das Recht des Widerjprechenden 
nicht berührt wird, fit bei der Enticheidung über die Ertei- 
lung de3 Bufchlages fein Bedacht zu nehmen. 

1) Wer nicht anweſend war, ift aud) vom Relurfe gegen bie Erteilung 
des Bufchlages ausgeichloffen. 8 187, Abf. 1. 
2) 8 184. 


Erteilung des Zuſchlages. 


6 183. Wird fein Widerfpruch erhoben, fo iſt dem 
Meiftbietenden, dejlen Anbot der Richter für zuläffig befunden 
hat,t) der Zujchlag gleich im PVerfteigerungstermine mittels 
Beichlufles zu erteilen und dieſer Beſchluß zu verkünden. 
Der Beichluß ift überdies dem Berpflichteten, dem betreiben- 
den Gläubiger und dem Meiftbietenden innerhalb acht Tagen 
nach dem Berfteigerungstermine in ſchriftlicher Ausfertigung 
zuzuſtellen. 

In dieſer Ausfertigung ſind die verſteigerte Liegenſchaft, 
das auf den Erſteher ———— Zubehör, der Erſteher, das 
Gebot, für welches, und die Bedingungen, unter welchen der 
Zuſchlag erteilt wurde, zu bezeichnen. Die Angabe des Zu⸗ 
behörs kann durch Bezugnahme auf die bei Gericht liegenden 
Beichreibungs- und Schäßungsprotofolle, die Angabe der 
Bedingungen des Zufchlages durc Bezugnahme auf die ge- 
richtlich feitgeftellten Verfteigerungsbedingungen geſchehen. 





8183 1. Die achttägige Frilt zur Anmerkung der Er- 
teilung des Zuſchlages tft feine Präkluſivfriſt. E. v. 11. Juni 
1901, 3. 8354, 38. 1901: 392. 
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Die Erteilung des Zuſchlages ift innerhalb acht Tagen 
nach dent Verjteigerungstermine durch Anſchlag an der Ge- 
richtötafel zu verlautbaren und im öffentlichen Buche anzu- 
merfen?) (8 72 aGG.).s) In der Berlautbarung der Zu- 
Ichlagserteilung ift die Höhe des erzielten Meijtbotes, die 
für die UÜberreihung von Überboten offenftehende %rift?) 
und der Mindeftbetrag des zuläffigen Überbotes5) befannt- 
zumachen. 

Wer vom PVerfteigerungstermine zu verftändigen war, ®) 
fann beantragen,?) daß dieje Verlautbarung auf jeine Koften 
in die für. amtliche Kundmadhungen im Lande beftimmte 
Beitung eingefchaltet werde. 

Die Beltimmungen der Abſätze 3 und 4 kommen aud) 
dann zur Anwendung, wenn der Zuſchlag unter Abweiſung 
eine3 erhobenen Widerſpruches erteilt wird.) 

1) Wenn das geringfte Gebot nicht erzielt wurde, ift der Zuſchlag zu 

verjagen. 8 151, Abſ. 3. 

2) Ebenfo die Berfagung des Zufchlages. 8 186, Abf. 3. — Ebenfo 
die Erteilung oder VBerfagung der Genehmigung eines nach 8 200, B. 1, 
geftellten TÜhernahmsanerbietens (fiehe ZW. zu 8 200 ED., Pan. 5). 
— Wenn die Anmerkung in einer anderen Wbteilung bes Grundbuchs⸗ 
gerichte8 angeordnet wird, tft fie ohne Beſchlußfaſſung oder Verfügung 
des Leiter? der Grundbuchsabteilung (vid. Grundbud) zu vollziehen. 
8 157, Ubf. 2, GO. 

9) Art. XXVI EG. 3.60. — „Diefe Anmerkung bat die Folge, daß 
weitere Eintragungen gegen ben bisherigen Eigentümer nur für den Yall 
ein Recht bewirken, als die Verfteigerung für unwirkſam erllärt wird. 

Iſt eine Anfechtung der Berfteigerung entweder nicht erfolgt oder 
endgültig abgemwiefen worden, fo findet auf Anfuchen der Beteiligten die 
Löſchung aller nach der Anmerkung der erelutiven VBerfteigerung gegen 
den bisherigen Eigentümer erwirften Eintragungen und ber etiva in Bezug 
auf diefelben weiter vorgenommenen Eintragungen ftatt.” 8 72 aGG. 

In den Verfachbuchländern wird der Zuſchlagsbeſchluß verfacht. 
Art. XVI, 8. 2, EG. z. EO. 

9 14 Tage nach der Verlautbarung der Zuſchlagserteilung. 8 196. 

5).8 195. ©) 88 171, 172. 

”) Die Entgegennahme und Erledigung von folden Anträgen obliegt 
der Zuſtellungs- und Exekutionsabteilung; dem Begehren kann nur nad) 
Erlag der Roften für die beantragte Verlautbarung ftattgegeben werben. 
$ 384, 8. 3, GO. 

8) 8 185. 


$ 184. Eine Widerfpruch gegen die Erteilung bes 
Zuſchlages an den Meiftbietenden kann nur darauf geſtützt 
werden, daß: 

1. die Friſt zwijchen dem Tage, an welchem der Ver⸗ 
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jteigerungstermin anberaumt wurde, und dem Berfteigerungs«- 
termine nicht einmal einen Monat betragen bat;?) 

2. die Bekanntmachung des Berfteigerungstermines nicht 
den vorgeichriebenen Inhalt hatte?)a) oder nicht in der geſetz⸗ 
Tich beftimmten Art?) veröffentlicht wurde; 

3. nit alle vom Berfteigerungstermin zu verftändigen- 
den Perſonen verfitändigt wurden; ?) 

4. das Berjteigerungsverfahren ohne Rüdficht auf einen 
etwa gefaßten Einjtellungsbeichluß®) fortgejeßt wurde; 

5. bei der Verfteigerung die Beftimmungen der 88 180°) 
und 181) nicht beachtet oder ein Bieter mit Unrecht zurück⸗ 
gewielen wurde; 

6. bie Bedingungen, unter welchen das höchſte Anbot 
abgegeben wurde, von den feitgeftellten PVerfteigerungsbe- 
dingungen abweichen, oder das Anbot, für welches der Zu- 
ſchlag verlangt wird, nad) diejen erjteigerungsbedingungen 
nicht zugelafjen werden durfte; 

7. dem Meiftbietenden die Fähigfeit- zum Bertragsab- 
fchluffe oder zum Ermwerbe der zu verfieigernden Liegenjchaft 
fehlt oder das Höchfte Anbot Durch einen nicht gehörig aus« 
gewiefenen®) Bertreter abgegeben wurde; 

8. das höchſte Anbot nicht ausreicht, um die pfandredht- 
lich fichergeftellte, dem betreibenden Gläubiger vorausgehende 
Forderung des Widerſpruch erhebenden Gläubigerd jamt 
ihren Nebengebühren voll zu berichtigen.®) 

Die für den Widerſpruch angeführten Gründe find von 
Amts wegen feitzuftellen. 9) 

2) Entgegen 8 169, Abf. 2. °) 8 170. 3) 88 71 u. 171, Abſ. 6. 

4) 88 171, 172 (naditrägliche Sanierung, 8 186). Findet auf Ver⸗ 

fahbudjländer Feine Anwendung, Urt. XVI, 3.5, EG. 3. ED. 

6) 8 200. 


°, Ausſchließung des Verpflichteten und feines Bertreterd vom Bieten, 
Bulafiung eines Bevollmächtigten mit Verjchweigung des Machthabers, 
Bulaflung zum Bieten ohne Badium (Sanierung, $ 186, Abf. 2). 

7) Vorzeitiger Schluß der Verfteigerung. 

8) 8 180 (nachträgliche Sanierung des Mangels, 8 186, Abſ. 2). 

9) Widerſpruch wegen mangelnder Dedung, 88 190 bis 198. — Gilt 
nicht für Wiederverfteigerung, 8 190, Abf. 3, und nicht für Verfteigerung 
eines außer Betrieb gefebten und aufgehobenen Bergbaues, 8 245, Abi. 1. 

0) Die Gründe 3. 2, 8, 4, 6, 7 find von Amt? wegen zu beachten. 
8 186, Abi. 1. 

a) Daß die Hufforderung an die Hhpothelengläubiger, fi) über bie 
Berichtigung ihrer Forderungen zu erflären, oder die Aufforderung zur 
rechtzeitigen Anmeldung von Steuern und anderen Öffentlichen Abgaben 
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(88 171, Abſ. 2, u. 172, lebter Abſatz, ED.) unterblieben ift oder nicht 
gleichzeitig mit der Zuftellung bes Berfteigerungsedittes erfolgte, berech⸗ 
tigt nicht, gegen die Erteilung des Zuſchlages nad; 8 184, 8. 2, ED. 
Widerſpruch zu erheben. (ZM. zu 8 184, ED.) 


6 185. Über einen erhobenen Widerfpruch ift in der 
Regel!) glei im Verſteigerungstermine mittel3 Beſchluſſes 
zu entjcheiden.a) 

Verſagt der Richter infolge des Widerjpruches den Zu⸗ 
chlag, To ijt nad) Anhörung derjenigen Anweſenden, die vom 
Veriteigerungdtermine zu verjtändigen waren,?) mit Rüdficht 
auf die Beichaffenheit des geltend gemachten Mangels darüber 
zu enticheiden, ob die Berfteigerung, nötigenfall3 nach vor⸗ 
heriger Behebung des Mangels, fogleich wieder aufgenommen 
und forigefegt werde, oder ob zur Durchführung der Ber- 
fteigerung ein neuer Termin anzuordnen jel.d) Erfteren- 
fals find, ſoweit nicht die Gründe des für berechtigt er=- 
fannten Widerfpruches entgegenftehen, die Bieter, die bei der 
geichlofienen Verfteigerung mitgewirft haben, an ihre früher 
abgegebenen, nicht durch ein höheres Anbot entlräfteten An- 
bote gebunden.?) 

Wenn über einen erhobenen Widerſpruch nicht glei im 
Berfteinerungstermine entichieden werden Tann, jo ift ber 
Beichluß, mittels deffen über den Widerſpruch entichieden 
wird, innerhalb acht Tagen nach dem Beriteigerungstermine 
dem Meiftbietenden, dem betreibenden Gläubiger, dem Ber- 
pflichteten ſowie allen jonft jeweils zum Rekurſe berechtigten t) 
Perſonen in jchriftlicher Ausfertigung ($ 183, Abſatz 2) zu⸗ 
zuftellen. 

1) Über den Widerfprud aus dem Grunde bed $ 184, 8.8, ift 
immer gleich zu enticheiden. 8 191, Abſ. 2. — Streitigkeiten über ſolche 
Widerjprüde find nicht zu den Prozeßregiſtern zu nehmen. 8 226, 
Abſ. 2, &. 

2) 88 171, 172. 

3) Damit wird 8 180, Abi. 5, eingefchränlt. *) 8 187. 

a) Wenn der Richter infolge bed Widerſpruches gleih im Ver— 
fteigerungstermine ben Bufchlag verfagt und enticheidet, daß zur Durch⸗ 
führung der Verfteigerung ein neuer Termin anzuordnen fei, fo ift biefer 
Beichluß, ungeachtet feiner Berfündung im Berfteigerungstermine, analog 
den Beftimmungen bed 8 183, Abf. 1, ED. innerhalb acht Tagen dem 
Berpfiichteten, dem betreibenden Gläubiger, dem Meiftbietenden und allen 
fonft jeweils zum Rekurs berechtigten Perfonen in fchriftliher Aus⸗ 
fertigung zuzuftellen (8 64, Abi. 2, ED.) (IM. zu 8 185 EO., P. 1. 

d) Nach Rechtskraft des den BZufchlag verjagenden Beichluffes wird 
ein neuer Berfteigerungstermin nur auf Untrag bes betreibenden Gläu- 
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biger3 anberaumt (8 188, Abſ. 2, ED.), gleihgültig ob bie Rechtskraft 
infolge des Unterbleibens einer Unfechtung oder infolge Beltätigung ber 
Zuſchlagsverſagung durch das Rekursgericht eingetreten tft. (IM. zu 8 185 
ED., B. 2. 

A bes Ediktes, womit ber neue Berfteigerungstermin 
defannt gemadjt wird, find nur benjenigen dinglich Berechtigten zuzu⸗ 
ftellen, welche im Sprengel des Erefutionsgerichte® wohnen oder dem 
Gerichte einen am Gericht3orte wohnhaften Zuſtellungsbevollmächtigten 
namhaft gemacht haben (8 170, 3. 4, ED.). (IM. zu 8185 ED., P. 3.) 

6 186. Der Zuſchlag ift zu verfagen, wenn ein be= 
gründeter Widerfpruch erhoben wurde oder wenn das Bor- 
handenjein der im 8 184, 3.2, 3, 4, 6 und 7 angegebenen 
Mängel auf eine andere Weife offenbar mwurde.') 

egen des im $ 184, 8. 3 angeführten Umijtandes iſt 
der Zuſchlag nicht zu verfagen, wenn die nicht geladenen 
— deſſenungeachtet im Verſteigerungstermine erſchienen 
ind oder zu demſelben einen Vertreter entſendet Haben. Auf 
den Mangel eines gejegmäßigen Vadiums, ſowie auf das 
Tehlen de3 Nachweijes der Vertretungsbefugni3 oder Bevoll⸗ 
mächtigung iſt trotz Widerfpruches nicht Rüdjicht zu nehmen, 
wenn dieje Mängel vor Enticheidung über den Zujchlag durch 
nachträglichen Erlag oder Ergänzung der Sicherheit oder 
duch nachträgliche Betbringung der im 8 180 bezeichneten 
Urkunden befeitigt werden. 

Die Verfagung des Zufchlages ift im öffentlichen Buche 
anzumerfen.?) Dieje Anmerkung hat die Folge, daß im Falle 
der Aufhebung des Beichluffes in lee Inſtanz die Rechts⸗ 
wirkungen der Anmerkung der Verſteigerung ($ 72 aGG.) 
auf den Zeitpunkt der Anmerkung der Zuſchlagsverſagung 
zurückbezogen werden. 

2) Insbeſondere wenn ein zuläſſiges Anbot überhaupt nicht gemacht 

wurde, z. B. nicht das geringſte Gebot erzielt wurde. 8 151. 

2) Ebenſo die Verſagung ber Genehmigung eines nach $ 200, 8. 1, 
geſtellten Ubernahmsanerbietens (ſiehe IM. zu 8 200 EO., P. 5). — 
Wenn die Anmerkung in einer anderen Abteilung des Grundbuchsgerichtes 
bewilligt oder angeordnet wird, iſt ſie im Grundbuch ohne Beſchlußfaſſung 
oder Verfügung des Leiters der Grundbuchsabteilung (vid. Grundbuch) 
zu vollziehen. 8 157, Abſ. 2, GO. — In den Verfachbuchländern zu 
verfachen. Art. XVI, 8. 2, EG. z. EO. 

6 187. Der Beſchluß, durch welchen der Zuſchlag er- 

teift wird, kann nur von denjenigen Berjonen mittels Rekurs 

8 187. 1. Im Berfteigerungstermine nicht vorgebradte 


Widerſpruchsgründe können nicht mittel Rekurs geltend ge- 
macht werden. E. v. 13. Juni 1899, 3. 8435, Sig. 642. 
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angefochten werden, welche im Berfleigerungstermine an- 
wejenda) und wegen Erhebung des Widerſpruchs zu be- 
fragen waren.!) Die Unfechtung kann auf einen der im 
8 184 angeführten Umftände oder darauf gegründet werden, 
daß der Zuſchlag mit dem Inhalte des über den Berfteige- 
rungstermin aufgenommenen Protokolles oder anderer nad) 
Borjchrift dieſes Geſetzes bei der Enticheidung über den Zus 
ſchlag zu berüdjichtigender Akten nicht übereinftimmt,?) oder 
daß ſich das Meiftbot auf ein anderes Grundſtück bezieht. 
Wegen der im 8 184 angeführten Mängel Rekurs einzu- 
legen, find nur jene Perſonen befugt, welche wegen diejer 
Mängel im Verfteigerungstermine erfolglos Widerſpruch er- 
hoben haben. 


Die vom Gerichte als Erfteher bezeichnete Perſon kann 
die Erteilung des Zuſchlages auch dann anfechten, wenn ihr 
der Zuſchlag nicht, oder unter anderen al3 den in der Aus- 
fertigung des Zujchlagsbejchluffes?) angegebenen Bedingungen 
zu erteilen geweſen mwäre. 

Der Rekurs gegen die Verjagung des Zufchlages Tann 
nur darauf geftüßt werden, daß die Verſagung mit dem In⸗ 
halte des über den Berfteigerungstermin aufgenommenen 
Protofolle8 oder anderer nach Vorſchrift dieſes Geſetzes bei 


2. Perſonen, deren Rekurs zurüdgemwiejen wurde, weil fie im 
Verfteigerungstermine nit anwefend waren, fteht auch 
wegen meritorifcher Beſchwerden gegen die Zufchlagserteilung ein 
meiterer Rechtszug nicht offen. E. v. 20. September 1899, 3. 14000, 
Sig. 1900, ©. 129; 

ob den im Berfteigerungstermine nicht antvefenden Beteiligten 
da8 Verſteigerungsedikt zugeftellt wurde, ift unentfcheidend. 
E. v. 24. Jänner 1900, 3. 604, Ref. 1900: &. 23. 

3. Das Rekursrecht des Verpflichteten ift gleichfalls 
davon abhängig, daß er im Verfteigerungstermine anmefend war. 
€. dv. 12. September 1900, 3. 9884, Sig. 1118. 

4. Ein erſt nah dem Zuſchlage beftellter Kurator des 
Verpflichteten kann den Umftand, daß Letterer ſchon zur Zeit. 
der Erefutionsführung geiftesfrant und nicht prozeßfähig geweſen 
Ich mitteld Rekurs geltend machen. E. v. 20. April 1900, 3.5409, 

ig. 977. 

5. Bon Amts wegen zu beadhtende Mängel kann dag 
Rekursgericht wahrnehmen, obwohl es einen deswegen angebrachten 
Rekurs au formalen Gründen (Nichtanmwefenheit im Verſteige⸗ 
rungstermine) zurüdweifen mußte. €. v. 22. November 1899, 
3. 15045, Przeg. 1900: €. 132. 
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der Entſcheidung über den Zuſchlag zu berüdjichtigender 
Alten nicht übereinftimmt‘) oder daß feiner der in dieſem 
Geſetze angegebenen Berjagungsgründe vorliegt.) Zur An- 
bringung eines ſolchen Rekurſes iſt nicht berechtigt, wer im 
Verfteigerungstermine gegen die Erteilung des Zuſchlages 
Widerſpruch erhoben hat. 


Bon der Erledigung des Rekurſes find der Meiftbietende, 
der betreibende Gläubiger und der Berpflichtete in Kenntnis 
zu ſetzen, wenngleich fie nicht Beſchwerdeführer find. 

Die nad) der Rekursentſcheidung erforderlichen weiteren 
Verfügungen hat das Gericht eriter Initanz von Amts wegen 
zu treffen.®) 

1) Die anmwejenden Bieter und die anweſenden Kerfonen, welde nad) 

88 171—173 vom Berfteigerungstermin zu verftändigen waren. 8 182, 
Abf. 1. — Unterlaffen der Anfechtung der Äberbotsannahme gilt als Zu⸗ 
rüdziehung des Rekurſes. 8 198, Abi. 2. 

2) Gemäß 8 191, Abi. 8, kann die Enticheibung über den Wider⸗ 
ſpruch wegen mangelnder Dedung, 8 184, 8.8, auch nicht wegen Ulten- 
wibrigfeit (indbefondere Widerfpruch mit ber vorläufigen Feſtſtellung des 
Laftenftandes, 88 167, Ab. 1, 191, Abſ. 1) angefochten werden. (Siehe 
IM. zu 8 191 ED.) 

5) 8 188, Abſ. 2. 9 Siehe Unm. 2. 

5) Die Verſagung des Zuſchlages wegen mangelnder Dedung kann 
nicht angefochten werben, 8 191, Abf. 3, außer wenn nachträglich noch 
eine Ergänzung bes Laftenftandes ftattgefunden hat und diefer zu Hoch 
beziffert murde (berechtigt jedoch nur der hetreibende Gläubiger), 8 206, 
Abi. 3. — Siehe IM. zu $ 191 ED. 

6) 88 188, 157, 160. 

a) Beteiligte, die zwar im Verfteigerungstermine anweſend, aber 
gerade in tem Augenblide nicht zugegen waren, als der Richter die Frage 
ftellte, ob und aus weichen Gründen Wiberfprud) erhoben werde (8 182 
ED.), verlieren dadurch allein nicht das Relursrecht. Würden fie jedoch 
durch diefe Entfernung verhindert, rechtzeitig Widerfpruch einzulegen, fo 
tritt Verluſt des Rekursſsrechtes gemäß 8 187, Abſ. 1 und 3, ED. ein. 
(IM. zu 8 187 ED.) 


6 188. Nach Rechtskraft des den Zuſchlag verjagenden 
Beſchluſſes ift die vom Meiftbietenden geleijtete Sicherheit’) 
auf deſſen Unlangen zurüdzugeben, oder in dem Falle des 


188. 1. Wurde das geringfte Gebot nicht erzielt 
oder Find Kaufluftige nicht erichienen, fo tft das Verfteigerungs- 
verfahren fogleich einzuftellen, ohne den Ablauf der einmonat- 
lichen Frift abzuwarten. ©. v. 27. November 1902, 3. 16144, 
amtl. ©. 495. 
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8 148, Abſatz 2,°) das gegen den Meiftbietenden erlafjene 
Verbot aufzuheben und die bücherliche Anmerkung zu löfchen. 
Iſt eine erneuerte PVerfteigerung zuläflig,?) jo wird 
ish auf Antrag des betreibenden Gläubigers neuerlich ein 
erjteigerungstermin anberaumt. Dieſer Antrag muß jedoch 
innerhalb eines Monate‘) nad Eintritt der Rechtskraft der 
Bufchlagsverjagung beim Erefutionsgerichte angebracht werden, 
widrigend das PVerjteigerungsverfahren auf Antrag des Ber- 
pflichtetena) mit der Wirkung einzuftellen ift, daß wegen der- 
jelben vollſtreckkbaren Forderung vom betreibenden Gläubiger 
vor Ablauf eines halben a eine neuerliche Verfteigerung _ 
der in Erefution gezogenen Liegenfchaft nicht beantragt werden 
kann. Dieje Rechtsfolgen find dem betreibenden Gläubiger 
bei der Berftändigung von der Verſagung des Zuſchlages 
befanntzugeben. 

Der neue Berfteigerungstermin iſt unter Beobachtung 
der Vorſchriften über die Beitimmung und Belanntmadhung 
des erften Verjteigerungstermined® anzuberaumen, und es 
ift bei demfelben die Verfteigerung = Grund der für den 
früheren Termin feftgeftellten Berfteigerung3bedingungen vor- 
— Die Beſtimmung des 8 170, 3.4 gilt auch in 

ezug auf die Belannimadung des neuen Berjteigerungs- 
termines.b) 

Kann die Verſteigerung nach rechtäfräftiger Verjagung 
des Zufchlage3 nicht erneuert werden, jo hat das Gericht das 
Berjteigerungsverfahren einzujtellen.®) 

1) 8 148, 

2) Erlafiung der Sicherbeitsleiftung beim Beftande einer bücherlich 

fihergeftellten Forderung des Bieters. 

2) Unzuläffig insbejondere, wenn das geringfte Gebot nicht erzielt 
wurde. 8151, Abf. 3. — Bei Zuſchlagsverſagung wegen mangelnder 
Dedung. 8 198. — Siehe JM. zu 8 185 ED., P. 2. 

*) Unerftreddare Frift. 8 58, Abſ. 1. — Bei Berfteigerungen im 
Konkurfe tritt dieſe Säumnisfolge nicht ein. 

°) Insbeſondere im Falle, als das geringfte Gebot nicht erzielt wirb. 
8 151, Abf. 3. — Ohne vorhergehende Bernehmung. 8 45. — 14 Tage 
nad Rechtskraft Löfhung der Anmerkungen. 8 207. — 8 208. 

a) Der Berpflichtete Tann fogleih, nachdem bie Friſt von einem 
Monate feit Rechtskraft der Zuſchlagsverſagung verftrichen ift, die Ein- 
ftelung des Berfteigerungsverfahrens beantragen. Unterläßt er es, fo 
behält der betreibende Gläubiger folange die Möglichkeit, das Berfahren 
wieder aufzunehmen, als ein Antrag auf Einftellung nicht angebradt 
wird. Solange weder der eine, noch der andere Untrag angebracht 
wird, ruht das Berfteigerungsverfahren. (IM. zu 8 188 ED.) 
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d) Ausfertigungen des Ediktes, momit der neue Berfteigerungtermin 
befannt gemacht wird, find nur denjenigen binglich Berechtigten zuzu⸗ 
ftelen, welche im Sprengel des Exekutionsgerichtes wohnen ober dem 
Gerichte einen am Gerichtsorte wohnhaften BZuftellungsbevollmäcdtigten 
namhaft gemadt haben (8 170, 8.4, ED.) (IM. zu 8185 ED., P. 3.) 

6189. Die durch rechtäkräftige Erteilung des Zuſchlages 
erworbenen Nechte des Erſtehers können nicht deshalb ange- 
fochten werden, weil der Erefutionstitel, auf welchem vie 
Bewilligung der Bmwangsverjteigerung beruht, aufgehoben 
worden ift oder nachträglich aufgehoben. wird.) 
Der Erfteher Tann wegen Unrichtigfeit der Angaben, die 
in den Verfteigerung3bedingungen oder in den vor der Ver- 
jteigerung mitgeteilten Aften über die verjteigerte Liegenfchaft 
oder über deren Zubehör enthalten waren, feinen Anipruch auf 
Gemwährleijtung erheben. 

1) Bergl. hinfichtlich der Nechtsftellung bes Erſtehers auch $ 170, 8.5. 


Befondere Beftimmungen über den Widerfprud 
wegen mangelnder Dedung pfandrechtlich ſicher— 
geftellter Anſprüche. 


6190. Aus dem im $ 184, 8. 8 angeführten Grunde 
fann jeder Gläubiger Widerjpruch erheben, deſſen pfandredjt- 
lich fichergeftellter Forderung der Vorrang vor dem Befriedi- 
gungsrechte) oder vor dem Pfandrechte des betreibenden 
Gläubigers zufteht, ſofern auf Grund eines gemäß $ 164 
angebrachten Antrages?) die vorläufige Feititellung des Laſten⸗ 
ftande3 ftattgefunden hat. Ä 

Wenn mehrere Gläubiger das Perfteigerungsverfahren 
betreiben, 2) können nur diejenigen Gläubiger Widerſpruch er- 
heben, deren pfandrechtlich Jichergeftellte Forderungen dem in 
befter Priorität ftehenden betreibenden Gläubiger vorangehen. 

Bei der Wiederverfteigerung) ift ein Wideripruch wegen 
mangelnder Deckung pfandrechtlich Jichergeitellter Anſprüche 
($ 184, 3.8) unzuläffig. 

2) Anmerkung der Einleitung des Verfteigerungsverfahren?, 8 135, 
fofern nicht ein vollftredbares Pfandrecht (88 87, 89, 138) neltend ges 
macht wird, in welchem Yalle der Rang des Pfandredjtes maßgebend ift. 

2) Auch wenn dieſer Antrag nicht von dem Widerſpruch erhebenden 
Gläubiger geftellt worden ift. ü 

3) 8 139. 9 8 154. 

F 191. Der Berechnung, ob die Forderung des dem 
BZufchlage widerjprechenden Gläubiger8 im höchſten Anbote 
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volle Dedung findet, ift die vorläufige Feitftellung des Laften- 
ftandes (8 167 und 206)°) unter VBerüdjichtigung der zum 
Verfteigerungstermine angemeldeten?) Steuern, Bufchläge, 
Gebühren und fonjtigen öffentlichen Abgaben ſamt Neben- 
gebühren, fowie der nachträglich) etwa noch vorgefommenen, 
in das Grundbuch eingetragenen?) Änderungen zu Grunde 
zu legen. 

Über einen gemäß $ 184, 3. 8 erhobenen Widerfprud) 

it immer gleich im Verfteigerungstermine zu entjcheiden.*) 

Wegen Berüdfichtigung oder Abweifung eines folchen 

Widerjpruches Tann die Entjcheidung über den Zufchlag nicht 
angefochten werden.>)«a) 

2) Ergänzung ‚der vorläufigen Feſtſtellung des Laſtenſtandes, weun 
wegen Ausſcheidens eines vorangehenden betreibenden Gläubigers die 
Feſtſtellung nicht mehr alle dem erften betreibenden Gläubiger voran⸗ 
gehende Laften umfaßt. 

2) Zufolge 8 172, lebter Abſatz. 

3) Nicht aber bücherlich noch nicht durchgeführte Änterungen wie 
Bahlungen u. dgl. 

4) Vergl. 8 185, Ab. 1. 

5, Am Falle der nachträglichen Ergänzung bes Laſtenſtandes 
fann ber betreibenbe Gläubiger gegen die Zujchlagsverfagung Rekurs er⸗ 
heben. 8 206, Abf. 8. 

a) Für die Anfechtharfeit der Enticheidung über den Zuſchlag iſt 
in dem Falle, als ſich der Widerfpruch Tebiglich auf den im $ 184, 3.8, 
ED. angegebenen Grund ftüßt (mangelnde Dedung des Widerſpruch er= 
hebenden Gläubigers), ausſchließlich die Vorſchrift des 8 191, Abi. 3, 
ED. maßgebend. Insbeſondere Tann ein Rekurs nicht deshalb erhoben 
werden, weil angeblicd) die Entſcheidung über den gemäß 8 184, 8.8, 
ED. erhobenen Widerſpruch mit dem Juhalte der bei der Eutſcheidung 
nach Vorſchrift des Geſetzes zu berüdfichtigenden Akten nicht überein 
ſtimmt. 

Durch die Vorſchrift des 8 191, Abſ. 3, ED. iſt die Geltendmachung 
fonftiger vorhandener geleglicher Anfehtungsgründe nicht ausgeſchloſſen, 
aber die Einftelung bes Berfteigerungsverfahrens wird durch die Mög- 
Iichfeit diefer Anfechtung nicht berührt. (FM. zu $ 191 ED.) 

$ 192. Der Widerſpruch kann dadurd) entkräftet wer⸗ 

den, daß der Meiftbietende oder derjenige, der nächſt ihm 
das höchſte Unbot im Berfjteigerungstermine gemacht hat, ſich 
jogleih im Termine!) bereit erklärt, die Liegenjchajt um Das 
höchfte Anbot ſamt den: zur vollen Tedung des wider- 
Iprechenden Gläubigerd noch fehlenden Betrage*) zu erwerben. 
Wenn von beiden Berfonen ſolche Anerbieten gemacht werden, 
ift der Zufchlag dem Meiftbietenden zu erteilen. 


Geſ. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 26 
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2) Über den Widerſpruch wird immer gleich im Berfteigerungstermine 
erkannt. 8 191, Abſ. 1. 

2) Diefer Betrag tft Ergänzung des Meiftbotes (8 215, 8.1), daher 
bei Berechnung des fehlenden Betrages auh auf Gläubiger Bedacht zu 
nehmen ift, die ben Widerſpruch erhebenden Gläubiger vorausgehen, aber 

nicht Widerfpruch erhoben haben (nicht erichtenen find). 


6 198. Wird infolge des Widerjpruches der Zufchlag 
verfagt, fo iſt nach Rechtskraft des Beſchluſſes das Verfteige- 
rungsverfahren von Amts wegen einzuftellen.?) Der betreibende 
Gläubiger hat in dieſem Falle auf den Erfah der Koften 
des Berjteigerungsverfahrens feinen UAnfpruch;?) mehrere be- 
treibende Gläubiger haben die Koſten nad Verhältnis ihrer 
Forderungen zu tragen. 

2) Ohne weitere mündliche Serhandlung oder Einvernefmung. $ 45. 

?) Ausnahme von 8 74. 


Protofoll über den VBerfteigerungstermin. 


6 194. Das über den Verjteigerungstermin aufzuneh- 
mende Protofall hat ingbejondere!) anzugeben: 


1. die Namen des Richters, des Schriftführerd und der- 
jenigen anwejenden Perjonen, die vom Berjteigerungstermine 
zu verjtändigen waren; ?) 

2. die Beit des Beginned des Termins, der Aufforde- 
rung zur Abgabe von Anboten?) und des Schluſſes der 
BVerfteigerung;?) 

3. die Namen der Bieter und die von jedem derfelben 
geleitete Sicherheit; 

4. alle bei der Berfteigerung vorgelommenen, zuge- 
laſſenen oder vom Richter zurückgewieſenen Anbote;°) 

5. die im Termine verfündete Enticheidung über den 
Bufchlag; °) = 

6. bei Erhebung von Widerfprücen”) gegen die Ertei- 
Yung de3 Zuſchlages den Namen der Widerfpruch erhebenden 
Perſonen, die für den Widerjpruch angeführten Gründe, die 
vorgebrachten Beweife und das aus den Erklärungen der Bes 
teiligten fich ergebende Eachverhältni3; 

7. die Rüdjtelung des Vadiums an die Bieter.°) 

Das Brotofoll ift von den Perſonen zu unterjchreiben, 
die beim Verfteigerungsafte als Bieter mitgewirkt oder gegen 
den Zufchlag Widerfpruch erhoben haben.) Wird die Unter- 
ihrift verweigert, fo tft dies unter Angabe des hiefür geltend 
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gemachten Grundes in einem Anhange zum Protokolle zu 
veurkunden. 

Der Meiſtbietende hat auch die vorliegenden Verſteige⸗ 

tung3bedingungen zu unterfertigen.!®) 

1) Außerdem find zu protofollieren die fonft im Berfteigerungstermine 
vorfommenden Anträge, 3. B. der Antrag des Erfteherd auf Einleitung 
einer einftweiligen Berwaltung, 8 158, und die vom Gerichte verfündeten 

. Entfcheidungen und Berfügungen, 8 59, Abſ. 3, allenfall3 auch die An⸗ 
meldungen der Steuern, Gebühren u. f. w. im Termine, 8 172, Abf. 2. 
2) 88 171-173. 3) 8179, Abf. 2. 9 8 181, Abſ. 3. 
5) 8 180, Abſ. 4. 9) 88 183, 185, 186, 191, Abi. 2. 
)j gz 184. 8) 8 149. 

9) Außerdem haben die Kaufluſtigen die Rückſtellung des Vadiums 
durch die Mitfertigung zu beftätigen. 8 149, Abſ. 1. 

10) Die vom betreibenden Gläubiger behufs Mitteilung an das Ge— 

- bührenbemeflungsamt etwa beigebradhte, vom Gerichte zu vidimierende 

Abichritt der Berfteigerungsbedingungen genießt gemäß FMB. v. 30. Mai 

1850, RGB. Nr. 214, und FME. v. 26. Oftober 1868, 3. 34162, die bedingte 

. Stempelfreiheit für den Gebrauch zu dem bemerkten Zwecke. (IMBB. 
©. 2348/1901.) 


Überbot. 


6 195. Wenn das Meiftbot, für das der Zuſchlag er- 
teilt wurde, drei Viertel des Schäßungswertes!) der Liegen- 
ſchaft und des Zubehörs nicht erreicht, kann die Verfteigerung 
durch ein Überbot unwirkſam gemacht werden.?) 

Ein foldyes Überbot ift zu berüdjichtigen, wenn dem Über- 
Bieter Fein ihn vom Bieten im Verjteigerungstermine aus» 
ſchließendes Hindernis entgegenfteht?) und wenn er ſich bereit 
erlärt, einen das frühere Meiftbot mindeſtens um den vier- 
ten Zeil überfteigenden Preis zu entrichten und die für Die 
frühere Berfteigerung feitgejtellten Verfteigerungsbedingungen 
zu erfüllen.a) 

5 Oder des ſonſt ber Berfteigerung zu Grunde gelegten Liegenfchafts- 
wertes. 8 141, Abi. 2. 


8195. 1. Ein Überbot, in dem die Erklärung fehlt, daß der 
Überbieter die für die frühere VBerfteigerung Teftaste ten 
Bedingungen erfüllen wolle, tft abzuweiſen. E. uni 
1895, * 7774, Sig. 15521. 

Die Berabredung, ein Überbot zu unterlafjen, 
iſt — E. v. 15. Juni 1897, 3. 7189, Slg. 16058. 

Die Beſtimmungen über das uͤberbot ſind auf Feil- 
eh im Konkurſe anzumenden. E. v. 29. Auguft 1888, 
3. 10115, Sig. 12330. 


26* 
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2) Insbeſondere praktiſch, wenn geringes Minbeftgebot: fo bei Wieder» 
verſteigerung, 8 154, Abf. 8, bei Gegenjtänden des Bergwerlseigentumes, 
88 244, 245. 
2) Der Berpflichtete ober beflen Bertreter. 8 180, Abf. 1 u, 3. 
a) Siehe JM. zu 8 195 (bei 8 196). 


6 196. Das Überbot ift innerhalb vierzehn Tagen na 
Verlautbarung der Zuſchlagserteilung (8183, Abſatz 3 und 5 
beim Crefutionsgerichte anzubringen. Gleichzeitig ift dem 
Gerichte nachzuweiſen, daß der Überbieter den vierten Teil 
des von ihm angebotenen Kaufpreifes durch gerichtlichen oder 
notariellen Erlag von Bargeld oder von inländiichen Wert- 
papieren fichergeitellt hat,a) die fi) zur gerichtlichen Sicher- 
heit3leiftung eignen.?) 

Ein Zurüdziehen des Überbots tft unzuläffig. 

2) Bupillarfihere Wertpapiere, dann inlänbifche, an einer Börfe no» 
tierte Wertpapiere, welche nad) richterlichem Ermeſſen genügende Dedung 
bieten; wohl auch Einlagebücher einer inlänbiichen Sparkaſſe ober einer 
inländifhen Iandwirtfdhaftlichen oder fonftigen Vorſchußkaſſe. 8 56 8PO., 
8 78. — Rüditellung nad) rechtöfräftiger Annahme eines anderen Über- 
boted. 8 199. 

a) Der Überbieter hat nur den vierten Teil bes von ihm angebotenen 
KRaufpreifes, nicht auch das für die erfte Verfteigerung feftgejegte Vadium 
zu erlegen, Mit Eintritt ber Mechtökraft der gerichtlichen Überbots⸗ 
annahme muß jedoch der Überbieter den von ihm erlegten Teil bes 
Kaufpreifes auf den Betrag des nad den Berfteigerungsbedingungen 
zu beftellenden Vadiums ergänzen ($ 199, Abi. 2, ED.) (IM. zu 
8 195 ED.) 


F 197. Bon jedem lberbote ift der Erfteher zu ver⸗ 
ftändigen.a) Er kann die angebrachten Überbote dadurch ent» 
träften, daß er innerhalb dreier Tage,!) nachdem ihm das 
legte rechtzeitig eingelangte Überbot mitgeteilt wurde, fein 
Meiitbot auf den Betrag des höchften Überbot3 erhöht.?) Die 
Erklärung darüber ift beim Exekutionsgerichte mitteld Schrift- 
ja oder zu Protokoll abzugeben; fobald der Schriftfag beim 
Erefutiondgerichte eingelangt oder das Protokoll geichlofjen 
ilt, Tann die Erklärung nicht mehr zurüdgezogen werden. 

1) Unerftredbar 8 58. 

2) Die Erflärung kann in ber Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen 

werben. 8 320, 8. 4, GO. 

a) Mit der Berftändigung des Erſtehers von ben einzelnen ein= 


8 196. 1. Durch den verjpäteten Erlag der Sicher— 
ftellung wird das rechtzeitig überreichte Überbot unmirkjam. 
E. v. 17. Juni 1890, 3. 6837, JB. 1890 : 30. 
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Yangenden Überboten kann bis zum Ende der Ülberbotäfrift gewartet und 
fodann dem Erſteher gleichzeitig von allen innerhalb der Überbotsfrift 
rechtzeitig eingelangten Überboten Nachricht gegeben werben. (IM. zu 
8 197 ED.) 


6 198. Nach Ablauf der für die Erklärung des Er- 
ſtehers beſtimmten Friſt hat das Erefutionsgericht über Die 
Annahme der eingelangten Überbote Beichluß zu faſſen. Wenn 
‘der Eriteher das Meiftbot gemäß 8 197 erhöht, find ſämt⸗ 
fiche Uberbote zurüdzumeifen. Sonst ift unter mehreren 
Überbietern derjenige zuzulaffen, welcher den höchſten Preis 
‚angeboten hat; bei Gleichheit der Uberbote gibt das Zuvor⸗ 
Tommena) den Ausichlag. 

Der Erfteher, die Überbieter, der betreibende Gläubiger, 
der Verpflichtete, ſowie alle Perſonen, welche gegen die dem 
Überbote vorausgegangene Zuſchlagserteilung Rekurs erhoben 
haben, ſind von der Entſcheidung zu verſtändigen und können 
fie mittels Rekurs anfechten. Das Unterlaſſen der Anfech- 
tung der gerichtlichen Uberbotsannahme ſeitens derjenigen, 
welche gegen die Zuſchlagserteilung Rekurs erhoben haben,!) 
gilt als Zurücknahme dieſes Rekurſes. 

1) 8 187. 

Falls mehrere gleich hohe Üüberbote gleichzeitig mit der Poſt bet 
Gericht einlangen (8 66 GO.), ift für das Zuvorkommen der Tag der Ab- 
fendung maßgebend. J 

Werden mehrere gleich hohe Überbote am ſelben Tage bei Gericht 
überreicht, fo entſcheidet die tatſächliche Abgabe in der Einlaufſtelle über 
das Zuvorkommen. Die Parteien können fordern, daß bei Überreichung 

von Überboten in ber von ihnen verlangten Empfangsbeftätigung (8 62 
GO.) die Zeit der Überreihung genau nad Stunde und Minuten an- 
g geben werde. (IM. zu 8 198 CO.) 


..$199 Mit Eintritt der Rechtskraft einer gerichtlichen 
Uberbotsannahme verliert die frühere Verſteigerung ihre 
Wirkſamkeit.) Das Gericht hat von Amt3 wegen den früheren 
Buichlag aufzuheben und dem Überbieter den Zuſchlag zu er- 
teilen. Dieſer Beichluß ift dem Überbieter, deſſen Uberbot ange- 
nommen wurde, dem Berpflichteten, dem betreibenden Gläubiger 
und dem früheren Erfteher innerhalb acht Tagen nad) Rechts— 
Traft der Überbotsannahme in fchriftlicher Ausfertigung zu— 





8 198. 1. Die Beteiligung des Überbieterd an der ur— 
fprüngliden Verfteigerung als Mitbieter hindert die An- 
nahme des Überbotes nicht. €. v. 18. November 1891, 3. 13751, 
9. 1892 :1. 
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zuftellen ($ 183, Abſatz 2). Binnen derjelben Frift ijt die 
Erteilung des Zuſchlages durch Anſchlag an der Gerichtstafel 
zu verlautbaren und im Öffentlichen Buche anzumerken; dieſer 
Anmerkung kommt die Rechtswirkung einer Unmerkung der 
Verfteigerung ($ 72 aGG.)?) zu. Gegen den Beſchluß, durch 
—— Zuſchlag erteilt wird, iſt ein weiteres ÜÜberbot 
unzuläilig., N 

Der UÜberbieter, defjen Überbot angenommen wurde, gilt 
von dem Tage der Erteilung des Zuſchlages an als Erfteher 
und hat alle in Gemäßheit der Borjchriften dieſes Geſetzes 
und der Verfteigerungsbedingungen dem Erfteher obliegenden 
Berpflichtungena) zu erfüllen, dagegen bat er von diefem 
Tage auf alle use Anſpruch, die dem Erfteher nach 
den Borjchriften diejes Geſetzes oder nad) den Berfteigerungs«- 
bedingungen vom Tage der Zuſchlagserteilung an gebühren. 

Das in gerichtlicher Verwahrung befindliche Badiunı des 

früheren Erſtehers jamt den aufgelaufenen Zinfen, die von 
ihm ſchon erlegten Meiftbotsraten ſamt den hinzugelommenen 
Binfen und die von den nicht zugelafjenen Überbietern er- 
legten Gelder und Wertpapiere find zurüdzuftellen; in An⸗ 
jehung der al3 Badium dienenden Hypothekarforderungen ift 
gemäß $ 188, Abſatz 1, vorzugehen. | 

Eine nad $ 158 bemilligte einftweilige Berwaltung der 

Liegenichaft findet von Erteilung des Zufchlages an zu Gunften 
des Überbieters Statt. War die Liegenschaft ſchon dem Er⸗ 
jteher übergeben, fo hat das Erefutiondgericht von Amts wegen 
eine einftweilige Verwaltung (88 159 ff.) anzuordnen. 

2) Der frühere Erfteher hat Früchte und Einkünfte zurüdzuerftatten. 
8 157. — Die Verwaltung tft ihm abzunehmen. 8 160. 

?) Art. XXVI EG. 5. ED. — Siehe 8 183, Aum. 2. — Im ben 
Verfachbuchländern iſt die Erteilung des, Zuſchlages zu verfacdhen. Urt. XVI, 
3.2, EG. 3. ED. 

a) Hinfichtlic) des Badiums fiche IM. zu $ 195 ED. (bei $ 196). 


Einftellung und Aufihiebung des Verjteigerungs- 
verfahren3. 
6 200. Außer den fonft in diefem Geſetze bezeichneten 
a 1) ift das Verfteigerungsverfahren durch Beſchluß ein- 
zujtellen: 








8 200. 1. Der Antrag, die Liegenfhaft um einen ben 
Schätzungswert überfteigenden Preis zu übernehmen, Tann vom 
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1. wenn ein Dritter unter entiprechender Sicherheit3- 
leiftung?) die Liegenichaft um einen Preis übernehmen will, 
der ihren Schäßungswerta) um mindeſtens ein Viertel über- 
fteigt, und fich zugleich bereit erilärt, fämtliche bei Beftim- 
mung des Schäßungswertes®) al3 aufrecht bleibend in An⸗ 
ſchlag gebrachten Belaftungen ohne Anrechnung auf dieſen 
Preis zu übernehmen, jowie alle dem Berpflichteten zur Lait 
fallenden Koften zu tragen, dafern diefem Anerbieten von 
den auf das Meiſtbot gewiefenen Berfonen,*) die zur Ber- 
handlung über da3 Anerbieten erfchienen find und deren An- 
ſprüche durch den Übernahmspreis nicht unzweifelhaft voll- 
ſtändig gededt find, un wird;d) ein Widerjpruch des 
Berpflichteten hindert die gerichtliche Genehmigung des An- 
trages nicht, doch ift der Verpflichtete vor der Enticheidung 
einzuvernehmen;®) für die Verteilung des Übernahmspreifes 
jowie für die infolge einer folchen Übernahme zu bewirfenden 
bücherlichen Einverleibungen und Löſchungen haben die Vor⸗ 
ihriften der 88 209 bis 237 zu gelten; 

1) Allgemeine Einjtelungsgründe der 88 35, Abſ. 4, 36, Ubf. 3, 37, 

Abf. 4, 39, 40. 

Beſondere Einftelungsgrände Hinfichtli ber Bivangsveriteigerung: 

Nichtrechtzeitige Vorlegung der Berfteigerungsbedingungen, 8 145. 

Einftelung nach Verſagung des Zuſchlages bei Unzuläfligleit einer 

neuerlichen Berfteigerung und infolge Berfäumung des Antrages auf 
neuerliche- Berfteigerung, 8 188. 

Berfagung des Zufchlages twegen mangelnder Dedung, 8 193. 

2) Die Höhe des Vadiums dürfte ald Cynoſur dienen. 8 147. 

3) 88 144, 150. 

9 D. h. von jenen Berfonen, deren Forderungen und Anſprüche 

nicht ohne Einrehnung auf dag Meiftbot vom Erfteher zu übernehmen 
wären. 


betreibenden Gläubiger felbft geftellt werden. E. v. 16. Ok⸗ 
tober 1900, 3. 12203, Sig. 1149. 


2. Daß nicht, alle auf der Liegenfhaft Haftenden 
Anſprüche im Übernahmspreife volle Dedung finden, fteht 
der Genehmigung eines derartigen Antrages nicht entgegen. €. v. 
16. Oftober 1900, 3. 12203, Sig. 1149. 


3. Weder die Anmeldung eines Eigentumsanfprudes 
oder eines anderen Rechtes an der zu verſteigernden = anal, 
noch die vom Eigentumsaniprecher veranlaßte Einleitung de 
Strafverfahrens wider den Verpflichteten rechtfertigen für fich 
die Aufichiebung des Verfteigerungsverfahrend. E. v. 29. Dezember 
1900, 3. 139. Not3. 1903 :15. — Vgl. EO., 8 282, Nr. 1. 
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6) Die Ausgebliebenen werden ald zuftimmendb behandelt. 8 56, 
Abf. 2. 

°, „Einvernehmen“ nicht techniſch im Sinne 8 55; es hat eine münd- 
liche Verhandlung ftattzufinden. 8 208, Abſ. 1. (Siehe aber JM. zu 
8 200 ED., B. 3.) 

a) Der Schäbungsiwert, nach welchem das geringite Gebot berechnet 
wird, bildet auch bie Grundlage für die Berechnung des Übernahmspreifes 
der Liegenfchaft nah 8 200, 8. 1, ED. (Gutachten des Oberften 
Gerichtshofes zu 8 151 ED., P. 2.) 

Wenn der Antrag, bie Liegenihaft um ein Biertel „über den 
Schäbungsmwert“ oder um einen höheren Preis zu übernehmen ($ 200, 
8. 1, ED.), zu einer Zeit angebracht wird, da die Schägung nod nicht 
ftattgefunden hat, fo wird eine Verfügung, daß die Schägung bis zur Ent- 
ſcheidung über das Anerbieten zu unterbleiben habe (8 202, Tester Abſatz, 
ED.), in der Regel unftatthaft fein. Eine Ausnahme beftünde, wenn 
beifptelöweife von einem hiezu Berechtigten beantragt würde, ber Ve⸗ 
ftiimmung des Übernahmspreifes die in einem früheren Verfteigerungs- 
verfahren vorgenommene Schätzung zu Grunde zu legen (8 142 ED.). 
Letzteres wäre zuläffig, wenn dem bezüglichen Untrage des betreibenden 
Gläubigers ober des Verpflichteten von allen Berfonen zugeftinmt würde, 
von deren Zuftimmung die Genehmigung des Übernahmsanerbietend ab» 
hängig ift. (IM. zu 8 200 EO., P. 1.) 

Bon dem Übernehmer find diejenigen Belaftungen ohne Anrechnung 
auf ben für die Liegenichaft gebotenen Preis zu übernehmen, weldhe bei 

- der Beitimmung des Schätzungswertes als aufrecht bleibend in Anſchlag 
gebracht wurden. (IM. zu 8 200 ED., P. 2.) 

Die Beltimmung bed 8 56, Abſ. 2, ED. gilt auch für die Ladung 
zur Verhandlung über das Übernahmsanerbieten. Den auf dad Meift- 
bot getviefenen Berfonen müffen der wejentliche Inhalt des Untrages und 
die mit dem Nichterfcheinen verbundenen Rechtsfolgen in der Ladung an⸗ 
gegeben werden. 

Der Verpflichtete ift gleichfalls zur Verhandlung zu laden (8 208 ED.). 
Nah Beichaffenheit des Falles kann er aber auch einzeln mündlich eins 
vernommen oder zur Abgabe einer fchriftlichen Außerung aufgefordert 

- werden, weın ihm das Erſcheinen zur Tagſatzung beträchtliche Schwierig- 
feiten bereiten würde. (IM. zu 8 200 EO., P. 3.) 

Die gerichtliche Genehmigung des Übernahmsanerbietens tritt ſowohl 
in Anfehung des Überganges der Rechte und Laften, wie in Bezug auf 
die Verteilung bes Übernahmspreifes an Stelle der gerichtiichen Erleilung 
de3 Zuſchlages nad) Schluß der Verfteigerung. Es ift daher biefer Be- 
ſchluß wie fonft die Erteilung des Zufchlages zu verlautbaren und im 
Öffentlihen Buche anzumerken ($ 183 ED.). 

Ein Überbot findet bei foldyer Übernahme der Liegenschaft nicht ftatt. 
(JM. zu 8 200 ED., P. 4.) 

Um der Übernahme für den Kal ihrer Genehmigung durch die Rechts⸗ 
mitteltuftang die Priorität zu fihern, muß aud die in erfter Inſtanz be⸗ 
ichloffene Berfagung der gerichtlichen Genehmigung bücherlich angemerkt 
werden (8 186, Ubi. 3, ED.). (IM. zu 8 200 ED., %. 5.) 
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2. wenn ein Pfandgläubiger”) die vollitredbare Forde⸗ 
rung, wegen deren Berfteigerung bewilligt wurde, unter gleich” 
zeitigem Erja aller dem Berpflichteten zur Laft fallenden 
Koften einlöft und Einftellung der Verfteigerung beantragt; 
einen folden Antrag kann aud) der betreibende Gläubiger db) 
ftellen, der die Forderungen aller übrigen betreibenden Gläu- 
biger unter Erſatz der dem Verpflichteten zur Lajt fallenden 
Koften einlöft; 

) „Bor der Yellbietung des Gutes ift jedem darauf eingetragenen 
Piondgläubiger die Einlöfung der Forderung, wegen welcher die Feilbietung 
angeſucht tworben, zu geftatten.” 8 462 abGB. 

6) Der betreibende Gläubiger, der bie vollitredharen Forberungen 
der übrigen betreibenden Gläubiger unter Erſatz ber Koften eingeldft hat 
und bie Einftelung ber Exekution zu erwirken beabfichtigt (8 200, 8. 2, 
ED.), kann den Einftellungsantrag durch einen Bevollmädtigten anbringen 
laſſen. Er kann insbefondere den Verpflichteten felbft beauftragen, unter 
Nachweis der Einlöfung aller Forderungen diefen Antrag an feiner Statt 
vorzubringen. (IM. zu 8 200 ED., B. 6.) 

Über den Beitpuntt für die Stellung der Anträge nad) 8200, 8.18, 
fiehe JM. zu 8 200 ED., P. 7 (bei 8 202). 

3. wenn der betreibende Gläubiger vor Beginn der Ver⸗ 
fteigerung von der Fortjegung®) der Erelution abfteht;?) 
wegen der vollftredbaren Forderung des betreibenden Gläu- 
biger3 Tann vor Ablauf eine halben jahres feit der Ein- 
ftellung eine neue Berfteigerung nicht beantragt werden; 

8) Eine Umgehung biefer Borfchrift, etwa buch Antrag auf Über- 
legung des Schägungstermines, der Taglagung zur Feſtſtellung der Ber- 
fteigerungsbedingungen oder des Berfteigerungstermines, ift unzuläffig. 

9) Der Antrag auf Einftelung kann auch vom VBerpflichteten geftellt 
werben. — Über folche Anträge ift ohne mündliche Verhandlung zu ent- 
fcheiden. 8 203, Abf. 2. — Einftelung nach 8 200, 8. 3, ED. hat 
ſchwächere Wirkungen als Einftelung der Erelution nad) 839, 8.6. Im 
Hweife daher nur Einftelung des VBerfteigerungd- oder Verkaufsver— 
fahrend, e8 wäre denn, daß ber Erklärung desubetreibenden Gläubigers 
die Abſicht zu Grunde liegt, nicht bloß von der Fortſetzung bes Verfteige- 
rungs⸗ oder Berfaufsverfahrend abzufehen, fondern die Exekution end— 
gültig aujzugeben. 

Ein „Siitieren des Verfteigerungs» oder Berfaufsverfahrens gegen 
Vorbehalt beliebiger Reafjumierung” u. dor. ift ausgefchlofien. Ein ſolcher 
Antrag iſt entweder abzumweijen oder mit der Einftellung nad) 8 200, 8.8, 
ED. zu beantworten. 

Bei Berfteigerungen im Konkurſe kann die PVerfteigerung jederzeit 
wieber fortgejebt werben. 


4. Wenn der Verpflichtete vor Beginn der Verfteigerung 
allen betreibenden Gläubigern die volle Befriedigung ihrer 
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vollitredbaren Forderungen ſamt Nebengebühren und die 
Bezahlung der bis dahin aufgelaufenen Koften des Verfteige- 
rungsverfahrens anbietet, Die dazu erforderlichen Geldbeträge 
dem Richter, der den Berjteigerungstermin leitet,c) über⸗ 
ibt oder gerichtlich erlegt und die Einftellung beantragt; 
N meit die Koften des Verfteigerungäverfahrene noch nicht 
beftimmt find, ift zu deren Dedung ein vom Richter feftzu- 
ſetzender Betrag als Sicherſtellung zu übergeben. 

c) Auch der Richter, vor welchem die Berhandlung über die Ver⸗ 
fteigerungsbedingungen ſtattfindet, ift befugt, bie @elbdeträge zu über- 
nehmen, welche ihm ber Berpflichtete mit dem Antrage übergibt, wegen 
voller Befriedigung aller betreibenden Gläubiger das Verſteigerungs⸗ 
verfahren einzuftelen. (IM. zu 8 163 EO., P. 2.) 


6 201. Auf Antrag?) des Verpflichteten kann ftatt des 
Verfteigerungsverfahrens die Zwangsverwaltung der Liegen- 
ihaft zu Gunjten der vollfiredbaren Forderung des betrei- 
benden Gläubiger3 durch Beihluß angeordnet und das Ber- 
fteigerungsverfahren aufgeichoben werden, wenn der durch⸗ 
Ichnittliche jährliche Ertragsüberijhuß aus der Bewirtichaftung 
der zu verfteigernden Liegenichaft hinreicht, um die bei Be— 
gründung des Schuldverhältnifjes oder nachträglich zwiſchen 
dem Gläubiger und Echuldner vereinbarten Unnuitäten oder 
jonftigen Kapitaldabichlagszahlungen jamt den Taufenden 
Binjen zu deden. 

Dasjelbe kann auf Antrag des Verpflichteten gefchehen, 
wenn zwar eine terminweije Tilgung der vollitredbaren For⸗ 
derung nicht vereinbart war, diefe Forderung aber jamt 
Nebengebühren aus den vorausfichtlichen Ertragsüberjchüflen 
im Laufe eines Jahres getilgt werden Tann. 

2) Vor Beginn des Erelutionsvollzuges (8 33) ift der Antrag beim 
bewilligenden, fodann beim Erelutionsgericht anzubringen. 8 45, Abf. 2. 
— Für die Unmerlung der Zwangsverwaltung ift in dieſem al eine 
ee zu entrichten. 8 9 Taif. Vdg. v. 26. Dezember 1897, 

. Kr. . 


$ 202. Anträge auf Aufichiebung des Verfteigerungs- 
verfahreng, die ſich auf 8 201 gründen, müſſen bei ſonſtigem 
Ausſchluß innerhalb vierzehn Tagen nad) Verftändigung des 
Verpflichteten von der Bewilligung der Berfteigerung an« 
gebracht werden. inftellungsanträge nad) $ 200, 2. 1, die 
nicht fpäteftend acht Tage vor dem anberaumten Berfteige- 
rungstermin angebracht werden, find ohne mweiteres Verfahren 
zurüdauweifen.!)a) 
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Wenn zur Beit, da der Einftellungs- oder Auffchiebungs- 
antrag angebracht wird, die Schätzung noch nicht ftattgefunden 
hat, kann das Erefutionsgericht behufs Hintanhaltung einer 
voraugfichtlich vergeblichen Aufwendung von Koften auf An- 
trag oder von Amts wegen verfügen,°) daß die un bi3 
zur Entjcheidung über den Untrag zu unterbleiben hat.b) 

1) Wird bei der Tapfabung zur Feſtſtellung der Berfteigerungs- 
bedingungen Einftelung oder Uuifchiebung beantragt, jo darf erft nach 
Abweiſung des Antrages in die Verhandlung eingegangen werben. 
8 168, Abſ. 2. 

2) Dagegen kein Relurs. 8 239, 3. 6. 

a) Das Übernahmsanerbieten muß fpäteften® acht Tage vor dem 
anberaumten Berfteigerungstermine angebradjt werden (8 202, Wbf. 1, 
EO.), die Einlöfung der volftredbaren Yorderung duch einen Pfand» 
nläubiger (8 200, 3. 2, EO.) Tann aud noch im Berfteigerungstermine 
ſelbſt ftattfinden, fo lange der Richter nicht zum Bieten aufgefordert bat 
(8 179 EO.). 

Ebenſo Tann der betreibende Gläubiger folange, ald der Richter nicht 
zum Bieten aufgefordert bat (8 179 EO.), von der Fortfegung ber Eree 
fution mit der Wirkung abftehen, daß das Berfteigerungtverfahren ein⸗ 
geftellt werben muß. (IM. zu 8 200 EO., P. 7.) 

d) In ber Regel jeboh dann nicht, wenn ein Übernahmdantrag 
nad) 8 200, 8. 1, geftellt wird. (Siehe JM. zu 8 200 EO., 2. 1.) 


6 203. Zur mündlichen Verhandlung?) über einen ge- 
mäß $ 200, 8. 1 und 2 angebradten Einftellungs- oder 
über einen Auffchiebungsantrag nad) $ 201, find der Antrag- 
jteller, der Verpflichtete,a) der betreibende Gläubiger ſowie 
diejenigen auf das Meiftbot gewiefenen Perfonen?) zu laden, 
deren Rechte oder Anſprüche nad) Lage der Sache durd die 
Entfcheidung über den Antrag berührt werden. Fall der 
Antrag zurüdgemwiefen wird, 2 der Untragfteller die Koften 
der Verhandlung und der Erhebungen zu tragen, die infolge 
ſeines Antrages notwendig werden. 

Über Einftelungsanträge nach 8 200, 3. 3 und & ift 
ohne mündliche Verhandlung zu enticheiden. | 

1) 8 59. — Übernahmsanträge in Betreff beweglicher Eadjen, 8 271. 

2) Bergl. 8 200, Unm. 4. 

a) Eiehe JM. zu $ 200 ED., P. 3. 


6 204. Wenn ein Antrag auf Übernahme der Liegen- 
ichaft (8 200, 3. 1) geftellt wird, ift das Verfteigerungsver- 
fahren, fobald die vom Antragiteller geleitete Sicherheit vom 
Gerichte für genügend befunden wurde, Hinfichtlich der zu 
übernehmenden Liegenfchaft aufzuichieben.’) Die geleitete 
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Sicherheit verfällt,*) unbefchadet aller aus der genehmigten 
Übernahme wider den Antragfteller ſich ergebenden Anjprüche, 
zu Gunften der Berteilungsmaffe, wenn der Antragiteller 
nad) Genehmigung ſeines Antrages mit der Zahlung des 
Übernahmspreiſes und der Koſten ſäumig wird. In Bezug 
auf die Hereinbringung des Übernahmspreifes famt Zinſen 
gelten die Beftimmungen des $ 155, Abſ. 2.3)a) 
J Nach Genehmigung der Übernahme und Bezahlung des 
Übernahmspreijes ſamt Nebengebühren Hat das Gericht das 
BVerjteigerungsverfahren einzuftellen. Bei Saumjal in der 
Bezahlung des ÜUbernahmspreifes ift das aufgejchobene Ver— 
‚lteigerungsverfahren auf Antrag oder von Amts wegen wieder 
aufzunehmen. 
1) Wirkung: 8 48. 
2) Vergl. die Behandlung des Vadiums 88 149, Abſ. 8, 155, Abi. 1. 
2) Erſatzerkenntnis gegen den Übernehmer und nad) Rechtöfraft Exe- 
Intion auf deſſen Vermögen. 
0) Wenn nach gerichtlicher Genehmigung der Übernahme einer Liegen- 
Schaft der Übernehmer mit der Zahlung des ÜÜbernahmspreifes und der 
Koften ſänmig wird, ift fogleich auf Grundlage des Beſchluſſes, durch 
welchen die Übernahme und deren Bedingungen genehmigt wurden, von 
Amts wegen mittes Beſchluſſes feftzuftellen, welche Leiftungen dem Über- 
nehmer demgemäß noch obliegen, um nad Rechtsfraft zum Zwecke ihrer 
Hereinbringung auf Antrag zu Gunften der Verteilungsmafje die Exekution 
durchzuführen (8 155, Abf. 2, EO.). 
Nebſtdem iſt das aufgeichobene Verfteigerungsverfahren auf Antrag 
oder von Amts wegen wieder aufzunehmen. 5 
Die Kumulierung der Erelution zur Hereinbringung des vollen Über: 
aıahnıspreifes, des VBerfalles der Sicherheit und der Wiederaufnahme des 
Berfteigerungsperfahreng ift im Gelege namentlich nit Rüdficht auf die 
Gefahren angeordnet, welche Überahmsanträge nicht folventer Perſonen 
ſonſt für die am Verfteigerung&verfahren beteiligten Gläubiger nach ſich 
ziehen könnten, da diefen die Sicherheitleiftung nie volle Dedung bieten 
Tann. (IM. zu 8 204 ED.) 


6 205. Bon jeder Einftellung oder Aufichiebung eines 
Verfteigerungverfahrens find nebſt dem Verpflichteten der be— 
treibende Gläubiger, die im $ 172, 3.1 bezeichneten öffent- 
lichen Organe, ſowie alle übrigen Perſonen befonders zu ver- 
ftändigen, welche nad den Vorſchriften dieſes Gejeges von 
den Vorfällen des Berfteigerungsverfahrens jemweild durch Zu- 
rei Ichriftliher Beichlußausfertigungen zu benachrichtigen 
ind.?) Der betreibende Gläubiger, zu deſſen Gunften bie 
Einleitung des Verſteigerungsverfahrens im öffentlichen Buche 
angemerkt wurde (8 134), ift gleichzeitig von den ihm nad 
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8 208°) zuftehenden Befugniffen und von der Frijt zu ver⸗ 
ftändigen, binnen deren diefe Befugniffe auszuüben find. 

Nach Belanntmachung des Verfteigerungstermines muß 
die Einftelung oder Auffchiebung überdies in derfelben Weiſe 
öffentlich verlautbart werden, wie die Anberaumung des Ber- 
jteigerungstermines. °) 

1) Jene Perfonen, welche im Epreugel des Erefutiondgerichtes wohnen 
oder dem Gerichte einen am Gerichtäorte mohnhaften Zuſtellungsbevoll⸗ 
mädtigten namhaft machten. $ 170, 8. 4. 

2) Einverleibung des Pfandrechtes im Range der Anmerkung der Ein- 
leitung des Verfteigerungsverfahrens binnen 14 Tagen nad rechtskräf⸗- 
tiger Einitelung des Verfteigerungsverfahreng. 

5, Durch Edikt, 8 169, und ortzübliche Verlautbarung, 8 171, 

bj. 6. 


6 206. Erfolgt die Einftellung oder Auffchiebung aus 
einem Grunde, der nicht in gleicher Weiſe gegen alle Gläu⸗ 
biger wirft, die das Verjteigerungsverfahren betreiben (88 35 
bis 37,1) 39,2) 40,°) 145,*)a) 188,5) 200, 8. 3,°) 201),°) fo 
hat das Gericht bei Mitteilung des Einftelungs- oder Auf- 
ſchiebungsbeſchluſſes die anderen betreibenden Gläubiger auf- 
zufordern, innerhalb vierzehn Tagen zu erklären, daß fie das 
Berfteigerungsverfahren fortjeben, widrigens die mit der Ein- 
ftelung oder Aufſchiebung im einzelnen Falle verbundenen 
Rechtswirkungen auch fie treffen. db) 

Wenn wegen des Ausicheidens eines betreibenden Gläu- 
biger38) die vorhandene Feftftelung des Laftenftandes nicht 
mehr alle Forderungen und Laften umfaßt, die dem nunmehr 
in befter Priorität ftehenden betreibenden Gläubiger?) voran- 
gehen, hat das Erefutionsgericht die fehlenden Poſten recht- 
zeitig vor dem Berfteigerungstermine von Amts wegen feft- 
zuftelen. Die Ergänzung geſchieht unter Beobadhtung der 
Vorſchriften der 88 165 und 166 auf Grund der Einverneh- 
mung!®) des Verpflichteten, de3 betreibenden Gläubiger und 
der diefem vorangehenden Berechtigten, deren Anſprüche und 
Rechte bei der früheren Feſtſtellung des Laftenftandes un- 
berüdfichtigt blieben, durch Beſchluß. | 

Gegen den Beichluß findet ein Rekurs nicht ſtatt.u) Per 
betreibende Gläubiger‘?) kann aber die Verfagung des Zu— 











8206. 1. Infolge Abſtehens eined beigetretenen 
Gläubigers ift die Aufforderung zur Erklärung über die Fort⸗ 
fegung des Verfteigerungsperfahrens nicht zu erlaffen. E. v. 21. Juni 
1899, 3. 9535, Gaz. 1900:5. — Bgl. ED., 8 282, Nr. 2. 
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Tchlages mittel Rekurs anfechten, wenn fie fich auf einen 
nah 8 184, 8. 8 erhobenen Widerjpruch gründet und der 
Laftenftand infolge einer bei feiner Ergänzung unterlaufenen 
Berleßung ber Vorjchriften der 88 166 und 166 zu hoch be- 
ziffert ift 
1) Oppofitionsllage 8 85. Einwendungen gegen bie Exekutions⸗ 
bewilligung 8 86. Exſzindierungsklage $ 37. 9 Andere Einſtellungs⸗ 
gründe 8 89. ®) Oppoſitionsgeſuch ohne Klage 8 40. *) Einftellung wegen 
Nichtvorlegung des Entwurfes ber Verfteigerungsbedingungen, 8 145. 
8) Nichtrechtzeitiger Untrag auf neuerlichen Berfteigerungstermin nach Ver⸗ 
fagung des YZufchlages, 8 188, Abſ. 2. °) Abſtehen von ber Erekution, 
8200, 3.3. 9%) Aufichtebung des Berfteigerungsverfahrens und Einleitung 
der Zwangsverwaltung, 8 201. °) Eines dem nunmehr eriten betreibenden 
Glaͤubiger vorangehenden Gläubigers. 88 164, 190, Abf. 2. °) 8 190, 
Abf. 2. 2%) 8855, 56. 21) Anders bei der urfprünglichen Feftftellung des 
Laſtenſtandes. 8 167, Abſ. 2. 2) Rekurs fteht nicht zu dem Vorhypo⸗ 
thekar gegen die Erteilung des Bufchlages. 8 191, Abſ. 3. 
a) In diefem Yale it mit der Aufforderung, fid) über die Fort⸗ 
fegung des PVerfteigerungsverfahrens zu erklären, fogleich die Aufforbe- 
_rung zu verbinden, eimen Entwurf der Veriteigerungsbedingungen vor⸗ 
a oder fich darüber zu Protokoll zu erflären. (Siehe IM. zu 8 145 


.) 
db) Sofern die Einftellung oder Aufichtebung eines Berfteigerungss 
reriahrens aus Gründen erfolgt, die nur in Anfehung eincs oder einzelner 
der betreibenden Gläubiger wirken, ift das Berfteigerungäverfahren für die 
übrigen Gläubiger zunaͤchſt und bis zum Ablaufe der vterzehntänigen Friſt 
ungehindert forizuführen und erit dann abzubredyen, wenn von feinem der 
aufgeforberten Gläubiger rechtzeitig die Erklärung abgegeben wird, Die 
Exekution fortzufegen. (Gutachten bed Oberſten Gerichtshofes zu 
8 206 EO., P. 1.) 

Denn da die mit der Einftelung ober Auffchiebung im einzelnen 
Sale verbundenen Rechtswirkungen die übrigen Gläubiger nad) Vor⸗ 
ichrift des 8 206, Abſ. 1, ED. nur treffen jollen, fall fie die abverlangten 
Erflärungen nicht rechtzeitig abgeben, fo muß die Einftelung und Auf: 
ſchiebung für fie zunächſt und infolange völlig wirfungslos bleiben ‚* als 
fie durch Abgabe der Erklärung die Möglichkeit befigen, alle Folgen ber 
Einftellung ober Auffchiebung von fich abzuwehren. Es darf deshalb aud) 
der anberanmte Berfteigerungstermin weder abgeiebt noch verlegt wer⸗ 
oe — er in die vierzehntägige Erflärungsfrift fällt. (FM. zu 8 206 

+ ®. 2.) 

Bon der Uufforderung, fi) über die Fortfegung des Berjieigeruugss 
Verfahrens zu erklären, ift jenen betreibenden Gläubigern gegenüber abzu⸗ 
ſehen, welche bereit im DVerfteigerungsantrage oder mittel® befonderen 
Schriftſatzes oder bei einer im Exelutionsverfahren ftattfindenden münd⸗ 
lien Verhandlung zu Protokoll die Erklärung abgegeben haben, daß fie 
das Verfteigerungsverfahren auch dann fortjegen iwerden, wenn in An⸗ 
ſehung anderer Gläubiger eine Einftelung oder Aufſchiebung des Ver: 
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fahrens erfolgen follte. Das Berfteigerungsverfahren ift in diefem alle 
fortzuführen, wenn auch Feiner der übrigen zur Erklärung aufgeforderten 
Gläubiger die Fortfegung verlangt. (Gutachten bes Oberſten Ge- 
richtshofes zu 8 206 ED., P. 8.) 


6 207. Nach Ablauf von vierzehn!) Tagen a) jeit recht3- 
kräftiger Einftellung eines Verfteigerungsverfahrens hat das 
Erelutionsgericht von Amts wegen?) die Löſchung aller auf 
dieſes PVerfteigerungsverfahren ſich beziehenden bücherlichen 
Anmerkungen zu veranlafjen.?) Von der rechtäfräftigen Ein- 
ftelung ift auch der gemäß 88 158 oder 199 beftellte Ber- 
walter der Liegenschaft zu verjtändigen. 


Erfolgt die Einftellung des Verfteigerungsverfahreng nur 
in Anfehung eine3 oder einzelner Gläubiger und unter gleid)- 
zeitiger Fortſetzung des Verfahrens zu Gunjten anderer Gläu- 
biger,*) jo find nur diejenigen bücherlichen Anmerkungen zu 
löſchen, welche zu Gunſten des aus dem Berjteigerungsver- 
fahren ausfcheidenden Gläubigers eingetragen find. 

1) Die Einhaltung dieier Friſt ift notivendig wegen $ 208. 

2) Bu dieſem Behufe Hat die Gerichtsfanglei den Eintritt der Rechts⸗ 
fraft von Amts wegen zu überwachen und von dem Eintritte der Rechts⸗ 
Traft fowie vom Ablauf der Frift für Erklärungen Über die Yortjebung 
des Berfteigerungsverfahrens dem Richter unter Vorlage der Alten ohne 
Aufſchub mündlid Mitteilung zu machen. 8 164 GO. 

3) Kein Rekurs 8 2339, 3. 8. — Verfachung in den Verfachbuchländern. 
Art. XVI, 8.2, EG. z. ED. 

4) Jufolge der Erflärung nad) 8 206, 

a) Die Löſchung aller auf ein Verfteigerungsverfahren fich beziehen- 
den büdjerlichen Anmerkungen kann bei einer nicht bloß partiellen Ein 
ftellung erft verfügt werden, wenn die Einftellung des Verfahrens in An⸗ 
fehung aller an dieſem erfahren beteiligten betreibenden Gläubiger 
rechtöfräftig geworden iſt. Die Yrift von 14 Tagen, nach deren Ablauf 
bie Löſchung von Amts wegen zu veranlafien ift, beginnt demnach, fobald 
der Einftelungsbeihluß aud für denjenigen betreibenden Gläubiger 
rechtskräftig geworden tft, dem er am fpäteften zugeitelt wurde. Diefe 
Friſt kommt ohne Unterjchied, wann der Einftellungsbeichluß für den ein⸗ 
zelnen Gläubiger rechtöfräftig wurde, allen betreitbenben Gläubigern 
glethmäßig für die Anbringung des Antrages zugute, in der Rang: 
ordnung der Anmerkung der Einleitung des Verfteigerungsverfahrens für 
ihre vollftredbare Forderung das Pfandrecht einzuverleiben. (IM. zu 
8 207 ED.) 


6 208. Snnerhalb der im $ 207, Abſatz 1, angegebenen 
Friſti) Fönnen alle Gläubiger, zu deren Gunften die Ein- 
leitung de3 Berfteigerungsverfahrens im öffentlichen Buche 
angemerft wurde ($ 134), beim Erefutionsgerichte den Antrag 
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itellen, daß in der Rangordnung diefer Anmerkung für ihre 
vollitredbare Forderung das Pfandrecht auf die in Erelution 
gezogene Liegenichaft einverleibt werde. *) 

Für die Bewilligung und den Vollzug diefer Einverleibung 
gelten Die ne de3 allgemeinen Grundbuchsgeſetzes 
vom 25. Juli 1871, RGB. Nr. 95, mit der im $ 88, 3. 2 
de3 gegenwärtigen Geſetzes vorgefchriebenen Abweichung. ?) 
Einer folhen Einverleibung des Pfandrechtes fteht nicht ent« 
gegen, daß die Liegenschaft inzwiſchen vom Berpflichteten vers 
äußert oder belajtet wurde. 

Dagegen Tann einem nach Abſatz 1 geftellten Antrage 
nicht Folge gegeben werden, wenn das Berfteigerungsverfahren 
deshalb eingeftellt wurde, weil ein Erefutionsverfahren zu 
Gunſten der beftimmten Sorderung überhaupt unzuläffig ift, *) 
weil der Exefutionstitel rechtäfräftig aufgehoben oder un- 
wirkjam erklärt?) wurde oder weil der zu volljiredende Anſpruch 
berichtigt®) oder dem Gläubiger rechtskräftig aberfannt wurbe. 

2) 14 Tage nad) Rechtskraft des Einftelungsbefchluffes. Die Friſt ift 
nicht für jeden Gläubiger bejonder® zu berechnen, fo daß die Hinaus⸗ 
Ichiebung der Redjtstraft gegenüber dem einen Gläubiger auch den anderen 
zugute kommt. Siehe IM. zu 8 207 CO. 

2) Darüber find fie im Einftelungsbeichluffe zu belehren. 8 205, 
Abſ. 1. - Die in einer anderen Abteilung des Grundbuchsgerichtes be⸗ 
willigte Einverleibung ift im Grundbuche ohne Beichlußjaflung oder Bere 
fügung des Leiters der Grundbuchsabteilung und zwar auf Grund bes in 
Urſchrift vorzulegenden Befchluffes (vid. Grundbuch) zu vollziehen. 8 157, 
Abi. 2, GO. — Für die Urkundenfammlung ift eine Abſchrift bes Exe⸗ 
futionstitel3 beizubringen. Siehe IME. v. 5. November 1899, 8. 24006 
bei 8 54. — Die bei Anmerkung der Einleitung des Verfteigerungsver- 
fahrens entrichtete halbe Eintragungsgebühr wird eingerechnet. 8 9 Taif. 
Dog. v. 26. Dezember 1897, RGB. Nr. 305. 

2) Rekursfriſt 14 Tage. 

%) 8.8. 88 86, 8. 1 u. 8 (erfter Fall), 37, 39, 8. 2,3, 4, 5, 6, 7; 
nicht aber die Fälle 8 186, insbeſondere Nichterzielung bes geringften Ge⸗ 
botes, 88 188, 191, 200, 8. 3. 

5) 8.89, 8.1. °) 88 35, 40. 


Meiitbot3verteilung.*) 
6 209. Späteftens nad) vollftändiger Berichtigung des 
Meiftbotes?) hat das Gericht zur Verhandlung über die Ver- 


*) Beifpiele für Protokolle über Verteilungstagfagungen und für Ver- 
teilung&befchlüffe wurben vom Juſtizminiſterinm veröffentlicht in der Bei⸗ 
lage zum IMVBB. ©. 59 1900. 
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teilung des Meiftboted von Amts wegen oder auf Antrag?) 
eine Tagjaung?) anzuberaumen. Zur Antragftellung find 
nebft dem Erfteher*) alle diejenigen Perſonen berechtigt, welche 
Fre der Liegenſchaft nach $ 154 begehren 
Önnen.® 

Zur Tagjagung find außer dem Berpflichteten und den 
im $ 172, 8. 1 bezeichneten öffentlichen Organen der be- 
treibende Gläubiger und alle Berfonen zu Yaden, für welche 
nad) den dem Gerichte darüber vorliegenden Ausweilen an 
der verfteigerten Liegenfchaft oder an den auf diefer Liegen- 
Ichaft haftenden Rechten dingliche®) Rechte und Laften beitehen. 

Dem Erfteher ijt die Anberaumung der Tagfabung mit 
dem Beifügen mitzuteilen, daß es ihm Preiftehe, an berfeiben 
teilzunehmen. 

Die Anberaumung der Tagſatzung ift überdies durch 
Anſchlag an der Gerichtstafel befannt zu machen. Zwiſchen 
dem Anjchlag bei Gericht und der Tagſatzung fol eine Frift 
von mindeltens vierzehn Tagen liegen. ?) 

1) Gift auch für die Verteilung des Übernahmspreifes. 8 200, 8.1. 

— Es ift nicht zweckmäßig, in allen Fällen die vollſtändige Erfüllung der 
Berfteigerungsbedingungen abzuwarten. Wenn jedoch der Zuſchlagsbeſchluß 
angefochten oder die Anbringung eines Überbotes wahrfcheinlich ift, em⸗ 
pfiehlt e8 fi, die Anberaumung der Verhandlung über die Metftbot3- 
verteilung hinauszuſchieben, bis die Aufrechthaltung der Berfleigerung 
außer Zweifel geftellt fit. 

2) Der Antrag Tann in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen 
werden. 8 820, 3. 3, GO. 

3), Mündliche Verhandlung, 8 59. Vergl. mündliche Verhandlung 
zur Verteilung des Erlöfes aus dem Verkaufe beweglicher Sadjen 8 285. 

*) Der Erfteher kann mit dem Antrage auf Einleitung der Meiftbots- 
verteilung den Antrag auf bücherliche Einverleibung des mit dem Zuſchlage 
erworbenen Eigentumsrechtes, anf Übertragung der mit dem Eigentum an 
ter Liegenfchaft verbundenen bücherlichen Rechte, auf Löſchung der bücher- 
lichen Anmerfungen, welche ſich auf das Berfteigerungsverfahren beziehen, 
verbinden. 8 173 GO. (bei 8 287). 

5) Der Berpflichtete, die im 8 172, 8. 1, bezeichneten öffentlichen 
Organe, der betreibende Gläubiger und die pfandrechtlich fichergeitellten 
Gläubiger. — Zur Vertretung des Steuerärard bei der Tagfagung zur 
Meiftbotsverteilung iſt bei Gerichten am Sitze einer Finanzprokuratur 


8 209, 1. Das bei einer Wiederverfteigerung erzielte 
Meiftbot kann nicht auf Grund des Beichlufies über die Ver— 
teilung des urfprünglich erzielten Meiſtbotes verteilt werden; e3 tft 
neuerliche Meiftbotöverteilung vorzunehmen. ©. dv. 25. Juli 1902, 
3. 8749, ©3. 1903: 6, 
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dieje, und bei Gerichten, die ſich nicht am Site einer Fina uzprokuratur 
befinden, nach Maßgabe der hiefür beitehenden Borfchriften das Steuer: 
amt berufen. ME. v. 10. Oktober 1899, 8. 6919, IMVB. 
©. 336/1899. | 
%, Der Wiederkaufsberechtigte tft nicht zu laden, er bat fein 
Snterefje zu mahren. 8 150, Abſ. 2. — Ebenfowenig der Vorkaufs⸗ 
berechtigte, denn fein Recht hat im Falle der gerichtlichen Feilbietung 
„feine andere Wirkung, als daß der den Öffentlichen Büchern einverleibte 
Berechtigte zur Feilbietung insbefondere vorgeladen werden muß”. 8 1076 
abEB., 8 171, Abf. 1. — Eingetragene Beftandnehner find zu laden. 
8 1121 abGB. 
7) Erftredung der Tagjasuug, 8 212, Abf. 3. 
$ 210. Die mit ihren Anſprüchen auf das Meiftbot 
gewiejenen Berfonen?!) find bei der Ladung aufzufordern, ihre 
Anſprüche an Kapital, Zinjen, wiederkehrenden Leiftungen, 
Koſten und fonftigen Nebenforderungen vor oder bei?) der 
Tagſatzung anzumelden und die zum Nachweife ihrer An- 
jprüche dienenden Urkunden, falls fich diejelben nicht fchon 
bei Gericht befinden, ſpäteſtens bei der Tagſatzung in Urfchrift 
oder beglaubigter Abfchrift vorzulegen, widrigens ihre An- 
iprüche bei der Verteilung nur injoweit berüdfichtigt würden, 
als jie aus dem öffentlichen Buche, den Pfändungs- und 








8 210. 1. Eine vom Steueramte angemeldete nicht ein— 
verleibte Übertragungdgebühr ift bei der Meiftbotöver- 
teilung nur zu berüdjichtigen, wenn der Anmeldung der Zahlungs— 
auftrag beigelegt if. E. dv. 6. Juni 1900, 3. 8055, Sig. 1034. 

2. Der Zeil der Erbgebühren, der als Vermögensüber- 
tragungsgebühr ein Vorzugspfandrecht an der Liegenfchaft genießt, 
ift in der Anmeldung befonderd anzugeben. E. v. 11. Februar 
1902, 3. 1474, 38. 1902 : 203. 

3. Die Verzugdzinfen angemeldeter Steuern find 
bei ſonſtigem Ausschluffe won der Verteilung ziffernmäßig, durch 
Angabe der einzelnen rüdftändigen Steuerraten und ihrer Fällig- 
feitätermine zu bezeichnen. E. v. 24. Oftober 1900, 3. 12871, 
Sig. 1161. 

4, Für die Berüdfihtigung niht angemeldeter An— 
fprüche find der Grundbuchsauszug und die Akten des Ber- 
fteigerungsverfabrens maßgebend; zum Nachtveife des Anfpruches 
dienende Urkunden in der Urkundenfammlung des Grundbuch: 
amtes oder in amderen gerichtlichen Akten aufzufuchen, ift der 
— nicht verpflichtet. E. dv. 27. Februar 1900, 3. 2577, 
eig. 908. 

5. Nüdftändige Zinfen einer verzinslichen Hypo— 
thefarforderung müſſen angemeldet iverden, wenn der Binfen- 
rüdftand weder aus dem Öffentlichen Biche noch aus den Exe—⸗ 
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ſonſtigen Exekutionsakten al3 recht3beftändig und zur Befrie- 
digung geeignet erhellen. 

1) Hinfihtlih der Anfprühe auf rüdjtändige Leiftungen aud) die 
Berfonen, deren Rechte ohne Einrechnung auf das Meiftbot zu übernehmen 
find. Vergl. 88 200, 8. 1, 150. 

2) Nach Beendigung der Tagſatzung ift die Ergänzung der Anmeldung 
unzuläffig.e 8 211, Abi. 4. 

6 211. Bei Dienftbarfeiten, Ausgedingen und anderen 
Reallaften,?) bei einnerleibten Beitandrechten, ſowie bei anderen 
nach den Verjteigerungsbedingungen und nach dem Ergebnifje 
der Verfteigerung vom Erfteher nicht zu übernehmenden 
Rechten und Laften muß der Betrag der wegen Nichtüber- 
weiſung beanspruchten Entichädigung?) angegeben werden, bei 
pfandrechtlicher Sicherftelung von Forderungen aber, welche 
aus einem gegebenen Kredit, aus einer übernommenen Ge- 
Ihäftsführung oder aus dem Titel der Gemwährleiftung oder 
de3 Schadenerjages entftehen können,?) fall3 er nicht ſchon 
zum Berjteigerungstermine angemeldet wurde,*) der Betrag, 
mit welchem Befriedigung beanfprucht wird.) 

Wer bereit ift, feinen fichergeftellten Anſpruch auf Ent- 
richtung von Renten und anderen wiederkehrenden Leiftungen 
und Zahlungen gegen einen beftimmten Kapitalsbetrag auf- 
zugeben, hat diejen Betrag zu bezeichnen. ®) 

Wenn die verfteigerte Liegenfchaft in ein öffentliches Buch 
nicht aufgenommen iſt, und insbefondere dort, wo Verfach- 
bücher geführt werden, ift von den Pfandgläubigern die Rang- 
ordnung des don ihnen behaupteten Pfandrechtes unter Be- 
zeichnung der Zeit, von welcher an das Pfandrecht in Anſpruch 
genommen wird, anzugeben. 

Nach Beendigung der Verteilungstagfahung ift eine Er- 
gänzung der Anmeldung unftatthaft. ”) 

1) 8 150. ?) Bei Ausgedingen, die nach dem Geſetze ftet3 in natura 
überwieſen (8$ 226, 227, Abſ. 1) und in Falle der Unzulänglichleit des 


kutionsakten als rechtsbeſtändig und zur Befriedigung geeignet 
erhellt. E. v. 20. Dezember 1899, 3. 17707, Sig. 800; 

dag die PVerzinglichkeit dev Hppothefarforderung aus dent 
Grundbuche zu erſehen ift, genügt nicht. E. v. 22. Jänner 1902, 
3. 664, Präv. 1902: ©. 612. 

6. Der Auftrag, Edikts-und Inventurskoſten einzuheben, 
gibt dem damit betrauten Beamten nicht das Recht, dieje Koften 
zur Verteilung des Meiftbotes der verfteigerten Nachlaßliegenichaft 
anzumelden. €. v. 25. September 1900; 3. 12439, Gaz. 1900 :12, 
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erübrigenden Meiftbotes nur zeitlich gefürzt werben, trifft dies nur zu, 
wenn in den Berfteigerungsbedingungen Aufhebung bes Ausgedinges be- 
ftimmt ift. 8 150, Abſ. 1. *) Kautionshupotbelen, 8 14 a®&. *) In⸗ 
folge der Aufforderung nad) 8 171, Abſ. 3. 9) Wegen 8 224. °) Doch 
wird das Kapital bei zeitlich beichränktter Dauer nur mit Zuftimmung 
der Nachhypothekare zugewieſen. 88 219, 214, Abſ. 2. ) 8 210. 


6 212. Bei der Zagfagung haben die erfchienenen Per- 
fonen über die bei der Verteilung des Meiftbotes zu berüd- 
fichtigenden Anfprüche und die Reihenfolge ihrer Befriedigung 
zu verhandeln.!)a) Der zur Tagſatzung erjchieneneb) Ver⸗ 
pflichtete Hat alle vom Gerichte oder von einem der An 
wefenden geforderten Aufflärungen zu geben, welche für die 
Prüfung der Richtigfeit und Rangordnung der aus dem 
Meiftbote zu berichtigenden Anfprüde nötig find. 

Anſprüche, welche jelbft beim Ausfallen vorausgehender 
beftrittener Anfprüche au3 dem Berfteigerungserlöfe nicht zum 
Zuge kommen würden, find in die Verhandlung nicht ein« 
zubeziehen.?) : 

Kann die Verhandlung an einem Tage nicht beendet 
werden, fo ift die Fortſetzung derfelben für einen der nächlten 
Tage anzuordnen und dies den anmelenden Perſonen bei 
Unterbredung der Verhandlung zu verfünden. Einer neuer- 
lien Ladung der im 8 209 bezeichneten Perjonen bedarf 
es nicht.®) 

1) Die nicht erfchienenen Intereſſenten find durch bie gejeßlichen 
Dispofitivbeftimmungen gefhüßt. Von denfelben Tann nur mit Buftin= 
mung der Betroffenen abgegangen werben. 8 214, Abſ. 2. — Bet ber 
Verhandlung fiber die Meiftbotsverteilung kann ber Erfteher, falls er die 
Erfüllung der Verfteigerungsbedingungen nachweiſt (8 237, Abſ. 1, ED.), 
mündlich den Antrag ftellen auf bücherliche Einverleibung des mit bem 
Bufchlag erworbenen Cigentumsrechtes, auf Übertragung ber mit bem 
Eigentum an der Liegenfchaft verbundenen bücherlihen Rechte und auf 
Löſchung ber bücherlichen Anmerkungen, welche ſich auf das Berfteige- 
rungöverfahren beziehen. Der Antrag iſt in das Tagſatzungsprotokoll 
aufzunehmen. Wenn vom Erfteher nicht ausdrüdlich etwas anderes be» 
nehrt wird, kann die Einvernehmung bes betreibenden Gläubigerd ober 
der an der Liegenichaft binglich Berechtigten (8 237, Abſ. 2, EO.) mit 
ber Verhandlung Über die Meiftbotsverteilung vereinigt werden. 8173 GO. 

2) Gegen die während der Verteilungstagſatzung gefaßten und ver- 
fünbeten Befchlüffe findet fein abgejonderter Rekurs ftatt. 8 289, Abi. 2. 

2) Auch nicht der Abweſenden. 

a) Werden von den zur Verteilungstagſatzung erſchienenen Perſonen 
betreffs der Art der Befriedigung ihrer Anſprüche (Bumweifung eines 
Barbetrages aus der Berteilungsmaffe, Übernahme durch ben Erſteher, 
Unlegung eines Dedungslapitales, Verfügung über die Zinfen folder 
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Kapitalien und über bie frei werdenden Kapitalsbeträge u. f. mw.) ent: 
gegengefebte Unträge geftellt, fo ift darüber fogleidy bei der Tagſatzung 
zu verhandeln. (IM. zu 8 212 ED., P. 1.) 

6) Für den Verpflichteten, der zur Verteilungstagfasung nicht er- 
cheint, darf ein Kurator nicht beftellt werden. Soferu im einzeluen 
Galle feine Mitwirkung für die Entjcheidung über erhobene Anſprüche 
und Widerfprüde von bejonderer Wichtigkeit ift, kann er durch Ladung 
unter Androhung von Ordnungsftrafen zum Ericheinen genötigt werden 
($ 87 GOG.). 

Der Widerfpruch gegen die Berüdfichtigung angemeldeter oder aus 
ben Öffentlichen Büchern, den Pfändungs: und fonftigen Exekutionsakten 
zu entnehmender Anfprüche bei der Verteilung kaun aud) damit begründet 
werden, daß die Berfonen, weldhe die Korderungen angemeldet haben oder 
zu deren Gunſten fie im öffentlichen Buche u. f. tv. eingetragen ericheinen, 
zur Empfangnahme der Zahlung gegenwärtig nicht mehr berechtigt find. 
(IM. zu 8 212 EO.., 2. 2.) 


$ 213. Gegen die Berücfichtigung angemeldeter oder 
aus den Öffentlichen Büchern, den Pfändungs- und fonftigen 
Erefutionsatten zu entnehniender Anſprüche bei der Ber- 
teilung, gegen die Höhe der an Kapital und Nebengebühren 
angejprochenen Beträge und gegen die für einzelne Forde- 
rungen begehrte Rangordnung fann von allen zur Tagſatzung 
erjchienenen Berechtigten Widerjpruch erhoben werden, deren 
Aniprühe beim Ausfallen des beftrittenen Rechtes aus dem 
Verfteigerungserlöfe zum Zuge fommen fönnten; die Befug- 
nis zum Widerfprucdhe fteht unter diefer VBorausfegung ins⸗ 
befondere auch den Afterpfandgläubigern zu. Der Verpflichtete 
fann nur gegen die Berüdfichtigung jolcher Anſprüche Wider- 
fpruch erheben, für welche ein Erefutiongtitel nicht vorliegt.') 


8 213. 1. Der nachſtehende Gläubiger kann nicht nur gegen 
Beitand, Höhe und NRangordnung vorausgebender Forderungen, 
fondern auch gegen die Gültigkeit de3 für fie beftellten 
Pfandrehtes Widerfpruch erheben. €. v. 8. Jänner 1901, 
3. 51, Not. 1901321. 

2. Die erfolgreihe Anfehtung eine3 vorhergehenden 
Pfandrechtes duch einen Nachhypothekar ift hinfichtlic der 
Meiftbotsverteilung auf die Forderung eined etwaigen Zmwijchen- 
hypothekars ohne Einfuß. E. v. 4. uni 1890, 3. 6436, 
Now. IV, 282. 

3. Das Gericht ift nicht verpflichtet, den ungenügend ange— 
gebenen Sachverhalt bei Anmeldung öffentlicher Organe 
don Amts Wegen zu ermitteln, oder von Amts wegen Erhebungen 
über Beftand und Umfang der angemeldeten Anjprüche zu pflegen. 
E. dv. 11. Februar 1902, 3. 1474, ZB. 1902 :2035 6. Juni 1900, 
3. 8055, Sig. 1034, 
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Im Falle der Erhebung eines Widerfpruches hat der Die 
Verhandlung leitende Richter die Erzielung eines Einveritänd- 
niffes nach Möglichkeit zu fördern. Kommt ein folches Ein- 
verftändnis nicht zuftande, jo find alle für die Entſcheidung 
des Gerichte® mahgebenden Umjtände im Wege der Verneh- 
mung?) der durch den fraglichen Widerjpruch betroffenen an⸗ 
wejenden Berlonen ind Klare zu feßen. 

Das über die Tagjagung aufzunehmende Protofoll?) Hat 
den mwefentlichen Inhalt der von den Beteiligten abgegebenen, 
für die Verteilung erheblichen Erflärungen zu enthalten. 

1) Wenn ein Erelutionstitel vorliegt, fteht ihm nur die Oppofition?= 

Mage, 8 35, das diesfällige Gejuch, 8 40, und die Klage nad) $ 36 offen. 

2) Vernehmung Bier nicht tehniih im Sinne von Einvernehmung 
8 55, fondern mündliche Verhandlung, 8 59. 

8) 8 59. — In dem Protokolle über die Verhandlung ift feitzuitellen, 
ob und von welcher Seite gegen Anmeldungen ein Widerſpruch erhoben 
worden ift. Bei einfachen Verhandlungen muß der vom Richter verfündete 
Berteilungsbefchluß mindeſtens nach feinen Grundzügen im unmittelbaren 
Anſchluß an die Tagfabung protofolariich feftgefegt werden. Hinſichtlich 
ftreitiger Punkte find in gebrängter Fafjung die Anſprüche ber Parteien 
und deren tatfächliche Grundlage zu beurfunden. — Es ift aber nicht zu⸗ 
läffig, von der Aufnahme eines Protofolleg abzufehen und erft nach⸗ 
träglich den Verteilungsbeſchluß in Form eines Protofolles abzufaſſen. 


6 214. Nach den Ergebniffen diefer Verhandlung ift 
auf Grund der erfolgten Anmeldungen, der Alten des Ber- 
fteigerungsverfahrend und der bis zum Tage der Anmerkung 
der Zufchlagserteilung ergänzten!) Buchauszüge über die Ber- 
teilung Beichluß zu faffen.?) 

Soweit die im einzelnen Falle davon betroffenen berech- 
tigten Perfonen?) einig find, erfolgt die Verteilung nad) Maß⸗ 
gabe dieſes Einverftändnifles;‘) andernfalls find dabei die 
nachfolgenden Vorſchriften zu beobachten. 





214. 1. Öejegesbeftimmungen zwingender Natur 
find bei der Verteilung zu beachten, wenngleich von den zur Liqui- 
dierungstagjagung erjchienenen Beteiligten deshalb Widerfpruch nicht 
erhoben wurde. E. v. 20. Februar 1902, 3.2409, 38. 1902 : 361. 

2. Das Einverftändnig der zur Tagſatzung Erſchie— 
nenen genügt nicht, wenn auch Abweſende durch die Vereinbarung 
betroffen werden. E. v. 18. April 1900, 3. 5278, Sig. 971. 

3. Die Zurüdziehung einer Anmeldung nah Becn- 
digung der BVerteilungstagfagung und die nachträgliche Verteilung 
des dadurch frei gewordenen Meiftbotteilbetrages ift nicht zuläffig. 
E. v. 4. Jänner 1900, 3. 18880, GH. 1900: 25. 
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1) Diefe Ergänzung bildet feinen Gegenftand einer Stempelgebühr, 
injoferne fie don Amts wegen und nicht auf Antrag einer gebühren- 
pflihtigen Partei vorgenommen wird. FME. v. 18. Juli 1900, 8. 25878, 
AMBB. ©. 212/1900. 

2) 88 229 ff. 

3) Einveritändnis der Erfchtenenen genügt nicht, wenn Abweſende da- 
durch betroffen iverden. Ausnahme von 8 56. 

+) 3. B. Hinfihtlih der fofortigen Zuweiſung eine® Kapitals jtatt 
des Rentenbezuges, 8 219, ferner $ 226, Abi. 3. Ein Verzicht auf bie 
gerichtliche Meiftbot3verteilung ift auch mit Einverftändnig aller Beteiligten 
nicht zuläffig. 


Berteilungsmafie. 


6 215. Die Verteilungsmaffe bilden: 

1. das Meiftbot!) oder Überbot,*) die zur Erhöhung des 
Meiftbot3 gegebenen Beträge (88 192 und 197)°) und Die 
Binfen Hievon,*) ſoweit Teßtere nicht nach den Vorfchriften 
dieſes Geſetzes oder nad) den Berjteigerungsbedingungen dem 
Erfteher zufallen ;?) 

2. die Erträgnifje einer während des Verfteigerungsper- 
fahrend angeordneten einftweiligen Verwaltung (8159, 8. 4); 

3. das Badinm des fäumigen Erfteher3 und die von 
Ha erlegten Meijtbotsraten, ſoweit fie nad) den Vorfchriften 
dieſes Geſetzes oder nach den Berfteigerungsbedingungen in 
die Verteilungsmaſſe fallen,®) jowie die vom Erjteher ge- 
leifteten jonftigen Erſätze famt Zinjen ($ 155);”) 

4, die vom Erfjteher gemäß $ 157 geleifteten Rückerſtat⸗ 





8 215. 1. Die Zinfen der bar erlegten Meiftbot3- 
beträge fowie die vom Erſteher erlegten Zinfen des Meiftbotes 
find unter die Hypothefargläubiger zu verteilen, deren Forderungen 
zur Barzahlung auf das Meiftbot gewieſen wurden. E. v. 24. Jänner 
1899, 3. 498, Sig. 484; 2. November 1898, 3. 14809, Gaz. 1899 : 2; 

und zwar nach Verhältnis der aus dem Meiftbote 
auf die einzelnen Forderungen zugewieſenen Beträge E. v. 
17. November 1900, 3. 12370, Gaz. 1901:2; 25. Mai 1899, 
3. 5985, $. 437. 

2. AS Badium erlegte Wertpapiere können nicht nad) 
dem Kurswerte zur Zeit ihres Erlages in das Meiftbot eingered)- 
net werden. E. v. 24. Jänner 1860, 3. 656, Sig. 1068. 

3. Eine in Anfehung der verfteigerten Liegenſchaft ſich er» 
gebende Brandfhadenvergütung ift zum Meiftbot hinzuzu— 
ziehen. E. v. 21. Auguft 1888, 3. 10047, Sig. 12316; 5. Dezem⸗ 
ber 1888, 3. 13948, Sig. 12474 (6. Februar 1874, 3. 626, Sig. 
249). — Bol. Band 2 diefer Sammlung, $ 457. 
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tungen®) und alle übrigen nach den Vorichriften dieſes Ge⸗ 
ſetzes in die Berteilungsmafje fließenden Beträge.) 

1) Event. der Übernahmspreis, 8 200, 8. 1. 2) 8 199, Abſ. 2. 

3) Zur Entlräftung eines Widerjpruches wegen mangelnder Tedung, 
8 193 — zur Entlräftung eines Überbotes, 8 197. 

4, Die Binfen von den barerlegten Meiftbotsbeträgen vom Zuſchlags⸗ 
tage bis zum Erlage und die Binjen der Fruktifikate der barerlegten Meiſt⸗ 
botsraten. 8 152, Abſ. 3. — Siehe 8 216, Anm. 11. 

5) Die Binfen der in Anrechnung auf das Meiftbot übernommenen 
Schulbbeträge. 8 156. 

*, In der Regel infoweit bei der Wieberverfteigerung ein Ausfall 
am Meiftbot und Koften zu deden find. 8 155, Abf. 2. 

7) Erfäge bei Wiederverfteigerung. 

*) Erfaßbeträge für bezogene Früchte und Einkünfte. 

9, Insbeſondere die vom fäumigen Übernehmer erlegte und verfallene 
Sicherheit, 8 204. - 


Allgemeine Verteilungsgrundfäße. 


6 216. Aus der Berteilungsmafie find in nachfolgen⸗ 
der Rangordnung zu berichtigen: 

1. falls während des Verfteigerungsverfahrens zu Gunften 
der auf das Meiftbot gewiejenen Perſonen eine Verwaltung 
ftattgefunden hat, die im 8 120, 8. 4) bezeichneten Aus⸗ 
lagen und Vorſchüſſe;d) 


216. 1. Wenn nur zu Gunſten einzelner betreiben- 
der SläubigerZwangsvermwaltung ftattfand, find die Aus- 
lagen des Zwangsverwalters (Koften, Vorjchüffe) nicht aus dem 
Meiftbote zu berichtigen. E. v. 14. November 1899, 3. 16055, 
Sig. 7465 6. Dezember 1898, 3.16159, Sig. 400; 18. Mai 1898, 
3. 6929, Sig. 187. 

2. Bei Verteilung des Meiftbotes einer in eine Kon- 
kursmaſſe gehörigen, zwangsweiſe verfteigerten Liegenſchaft 
dürfen als Spezialmaſſekoſten nur ſolche Maſſekoſten vorzugsweiſe 
berückſichtigt werden, die im Intereſſe der Spezialmaſſe und der 
daran beteiligten Realgläubiger aufgelaufen ſind. E. v. 20. Fe⸗ 
bruar 1900, 3. 1750, Sig. 894; 

wird auf einer zur Konkursmaſſe gehörigen und zum Betriche 
eines beftimmten Gewerbes eingerichteten Liegenfchaft das Gewerbe 
infolge Befchluffes der Gläubigerjchaft fortgeführt, fo find das da⸗ 
durch entstandene Betriebsdefizit und die Verwaltungs: 
auslagen in bevorzugter Rangordnung aus dem Meiftbote der 
inzwifchen verfteigerten Liegenjchaft zu berichtigen. E. v. 16. April 
1902, 3. 4921, Not. 1902 :22. 

3. Die vom Betriebe eines Samenhändlers und Handeldgärt- 
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2) Koften der Verwaltung, die Koften der Erhaltung und notwendigen 
Berbefierung der Liegenfchaft und die zur Beftreitung dieſer Koften ge: 
leifteten Vorſchüſſe. 

a) Soweit Koften und Vorſchüſſe (8 120, 8. 4, ED.) durch eine zu 
Gunſten des Erfteherd ober zu Gunſten bloß einzelner betreibender Gläu⸗ 
biger ſtattgefundene Zwangsverwaltung verurfadht wurden, find fie aus 
der Verteilungsmafje nicht zu berichtigen. (IM. zu 8 216, ED., P. 1.) 

2. jomeit nicht infolge verfpäteter Anmeldung die Be— 

ftimmung des 8 172, letzter Abjat, zur Anwendung fommt, ®)b) 
die aus den leßten drei Jahren vor dem Tage der Erteilung 
des Zufchlages rüdftändigen, von der Liegenſchaft zu ent- 
tichtenden?) Steuern famt Zuſchlägen, Vermögensübertra- 
gungsgebühren und fonftige von der Liegenſchaft zu ent- 
tichtende öffentliche Abgaben, die nach den beftehenden Bor- 
ichriften*) ein gejebliches Pfand- oder Vorzugsrecht genießen, 
ſowie die nicht Yänger als drei Jahre rücttändigen erzug$- 
zinfen diefer Steuern und Abgaben, und zwar die Zufchläge 
in gleicher Rangordnung mit den Steuern und Abgaben, 
welche die Grundlage ihrer Bemefjung bilden; 

2) Verwirkung des Vorrechtes infolge nicht rechtzeitiger Anmeldung 
(Ipäteftens im Berfteigerungstermin). 

3) Siehe Anm. 2 bei $ 120; insbefondere die Änderung Hinfichtlich 
des Borranges der Erwerbfteuer zufolge 8 76 Gef. über die birelten 
Berfonaliteuern. 

4) Die beftehenden gefeßlichen Borfchriften über die Vorzugsrechte 


ners zu entrichtende Erwerbfteuer famt Nebengebühren 
(Kommunalzufchlägen) genießt ein gejegliches Pfandrecht an der 
zum Betriebe der Gärtnerei gewidmeten und dazu eingerichteten 
Liegenſchaft. E. v. 3. November 1898, 3. 14089, Sig. 365. 

4. Das gejegliche Pfandrecht zu Gunften der Erwerbfteuer ift 
auch begründet, wenn da8 Haus in feinen wejentlidhften 
Beitandteilen, alfo vorwiegend für den fraglidden Ge— 
werbebetrieb eingerichtet und verwendet war und dieje Ver- 
wendung einen wejentlichen Faktor für den aus dem Gewerbebe—⸗ 
triebe erzielten Erwerb gebildet hat. E. v. 12. Mai 1897, 3. 5752, 
Sig. 16040; 
deshalb jteht e8 der Erwerbfteuer von einem Wirtsgewerbe 
nicht zu, wenn nur einige Räume eines als Papierfabrik einge- 
richteten Haufes zum Betriebe des WirtSgewerbes verwendet wurden. 
€. v. 26. Februar 1896, 3. 2308, Sig. 15728; 

daß die gewerbliche Unternehmung vom Eigentümer nur 
eines Anteils der Liegenfhaft oder von einem Pächter 
betrieben wurde, ift für die Haftung der Liegenjchaft ohne Belang. 
E. v. 26. Auguft 1902, 3. 11778, ZB. 1902 :480. 

5. Ob einer Bermögensübertragungsgebühr (insbeſon— 
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und über die Sicherftellung und Einbringung von Steuern und anderen 
Zeiftungen zu Öffentlichen Zwecken, dann von anderen, den Eteuern rück⸗ 
fihtiih der Einbringung gefeglich gleichgeftellten Schulbigfeiten bleiben 
in Wirkſamkeit. rt. III, Abſ. 1, EG. 3. EO. — Über die Anmeldung 
von Berzugszinfen rüdftändiger öffentliher Abgaben fiehe Anın. 11. 

Steuerrüdftände. Nach den beftehenden Geſetzen fteht ber öffent- 
lichen Bermwaltung das priviligierte Hypothekarrecht bei Steuerrüdftänden 
nur in Anfehung eines dreijährigen Rüdftandes zu, und zwar aud in 
Beziehung auf dieſen dreijährigen Nüdftand nur in Anſehung jenes 
Betrages, welcher hinter dem Dominium als Steuerpflidhtigen ober Hinter 
deflen Untertanen, als Haftungspflichtigen, aushaftet. Hyd. v. 21. Okto⸗ 
ber 1822, 3. 20423, PrGS. f. Steierm., Bd. 16, S. 285. 

Über die Anfrage, ob und inwiefern den Ianbesiürftlichen und grund» 
herrlichen Abgaben von unbeweglichen Gütern außer dem Konkurſe ein 
Vorrecht zuftehe, wie bie Rüdftände berfelben bei Berteilung des Kauf: 
ſchillings für gerichtlich verfteigerte Realitäten zu berichtigen feien, und 
welchen Gerichte die Verteilung des Kanfichillings zuftehe, wird bebeutet: 

1. daß dreijährige Rüdftände an Inndesfürftlichen Steuern und guts- 
herrlichen Abgaben aud außer dem alle des Konkurjes dur ein in 
dem 8 450 des abGB. und in dem $ 16 der Konkurzordnung beitätigtes 
geſetzliches Pfandredht auf das Gut, von dem diefe Steuern und Abgaben 
hätten entrichtet werben jollen, verfichert feien, daß allo 

2. auch bei einer im Wege der Erelution vorgenommenen Ber: 
fteigerung auf Berichtigung derfelben Bedacht genommen werben müfle, 
jedoch dem Gutbefinden des Gerichtes überlafjen bleibe, auf welche Art der 
Betrag der Rüditände in dag Klare zu ſetzen und die Bezahlung zu 
bewirken fei: ..... Übrigens gehört 

dere auch einer von Todeswegen bemeffenen) auf Grund jacdhlicher Haf- 
tung das gejegliche Vorzugspfandrecht an der verfteigerten Liegen» 
ſchaft zulommt, ift bei Verteilung des Meiftbotes vom Gerichte zu 
entſcheiden. &. 30. Mai 1901, 3.7433, F. 417; 27. Oktober 1896, 
3.12422, Sig. 15882; 8. Juli 1896, 3. 83076, Sig. 15824; 15. April 
1896, 3. 4100, ER. 163, Sig. 15769 u. a. 

6. Eine von Todeswegen bemeſſene Bermögens- 
übertragungsgebühr (Erbgebühr, Nachlaßgebühr, Perzentuals 
gebühr) haftet auf der verfteigerten Liegenschaft auch dann, wenn 
die Verlaſſenſchaft, in welche diefe Liegenschaft gehört, zur Zeit der 
Berfteigerung noch nicht eingeantwortet war. €. v. 5. Juni 
1901, 3. 6216, amtl. ©. 438; 21. Juli 1891, 3. 8857, &H. 1891 : 46; 
19. Dezember 1888, 3. 14648, Sig. 12493 u. a. (22. Oktober 1901. 
3. 14068, &3. 1901:525 29. März 1892, 3. 3732, IMVB. 769; 
10, Februar 1892, 3. 1557, G3. 1892 :14 u. a.?); 

beim Borhandenfein mehrerer Nachlaßliegenſchaften 
haftet das Meiftbot der einzelnen Liegenfchaft nur für die auf dieſe 
Liegenichaft entfallende Tangente. E. v. 11. Februar 1902, 3.1474, 
38. 1902203; 5. Juni 1901, 3. 6216, amtl. ©. 438; 

die dom beweglichen und unbeweglihen Nachlaſſe 
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5. die Anweifung und Verteilung des bei der Verfteigerung ein- 
gegangenen Kaufichillings für ein unbewegliches Gut, außer dem alle des 
Konkurſes, zu den Rechten der Realinftanz, welche die Verfteigerung vor⸗ 
genommen hat. Hd. v. 15. April 1825, IGS. Nr. 2089, Hid. v. 
16. September 1825, IGS. Nr. 2132. 

Über die Frage, ob das privilegierte Hypothekarrecht der öffentlichen 
Verwaltung für einen dreijährigen Steuerrüdftand durch die von Zeit zu 
Beit erfolgten Betreibungen oder bewilligten Zahlungsfriften in der Ver- 
jährung nnterbrocdhen werde, wird erinnert: 

... Die Frage läßt fich nicht bejahend beantworten, denn das 
priviligierte, auf einen breijährigen Steuerrüditand beſchränkte Hypo⸗ 
thetarrecht hat mit der Verjährung keine Verbindung . .. . . . 

Nun fihert aber das privilegierte Hypotbelarrecht nur die Summe 
eines dreijährigen Rüdftandes, ohne daß, wenn berfelbe dieſe überiteigt, 
da3 Recht, auch den größeren Betrag vorzugsweife zn fordern, erlofchen 
wäre, oder mit anderen Worten: für den Betrag einer dreijährigen 
Steuer ift die Staatöverwaltung durch ein Vorzugsrecht gededt, für den 
Betrag, der diefe Summe überfteigt, genießt fie feinen Vorzug, fondern 
fteht im gleichen Verhältniſſe mit Privaten, die Forderungen zu ftellen 
haben. Hkzd. v. 10. September 1825, 3. 2182, PrGS. f. Steierm. ©. 344, 
f. Krain ©. 306. 

Über die Anfragen der Stände Steiermarks hinſichtlich des mit 
Verordnung v. 10. September 1825 (Hfd. v. 16. September 1825, Nr. 2132, 
385.) auf 3 Jahre beſchränkten privifegierten Hypothekarrechtes der 
Ianbesfürftlichen Steuerrüdftände, wird bedeutet: 

1. Das mit den Steuerrüdftänden verbundene Pfandrecht ift zivar, 
bemefjene Übertragungsgebühr genießt bei der Meiftbot- 
berteilung nur hinſichtlich des auf die Nachlaßliegenfchaften ent- 
fallenden Teilbetrages ein Vorzugsrecht. E. v. 18. Dezember 1901, 
3. 17148, 38. 1902 : 322. 

7. Die Zumeifung der Nachlaßgebühr aus dent Meiftbote hat 
zu unterbleiben, wenn der Erlös nicht Hinreicht, um die Laften 
zu deden, die zur Zeit des Todesfalles auf der verfteigerten Liegen- 
ſchaft haften und bei Ermittlung des reinen Nachlafjed zu berüd- 
fihtigen find. PE. v. 5. Juni 1901, 3. 6216, amtl. S. 438, 

8. Für die von einem Taufchvertrage bemeſſene Über- 
tragungsgebühr haftet jede Liegenſchaft nur mit dem auf fie ent- 
Sen Teile der Gebühr. PE. v. 13. September 1898, 3. 10671, 

lg. 306. 

9. Das Vorzugsrecht der für eine Veräußerung be— 
meffenen Übertragungsgebübhr befteht, wenngleich die Liegen- 
{haft vor Einverleibung des Eigentumsrechtes des Erwerbers ver- 
fteigert wurde. €. v. 21. Auguft 1901, 3. 11878, 38. 1902 213. 

10. Eine eingetragene Bermögensübertragungsge- 
bühr ift unabhängig von den etwa vorhandenen perjönlichen Haf- 
tungen auf das Meiftbot zu weifen. €. v. 23. Sänner 1878, 3. 
12, Sig. 6814. 
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infoferne e3 gegen Hypothekargläubiger wirkſam fein fol, auf 3 Jahre 
beſchränkt; allein Hieraus folgt nicht, daß nad) 3 Jahren aud) die Schuld 
des Grundbefigerd felbit erlofchen jei. Gegen ihn Tann alfo auch wegen 
älterer Rückſtände die Sequeitration geführt werden, nicht nur wenn gar 
feine Schulden auf dem Gute haften, fondern aud), wenn einige Schulden 
auf das Gut einverleibt find, aber die Bezahlung des Kapitals nicht 
fällig ift oder nicht verlangt wird und die Zinſen desfelben nur einen 
ſolchen Betrag erreichen, daß nach Abzug derſelben und aller übrigen 
laufenden Ausgaben noch etwas an den Einkünften des Gutes erübrigt, 
worauf auch von jedem Chirographargläubiger nach dem Hfd. v. 12. Okto⸗ 
ber 1790, IGS. Nr. 63, die Erelution geführt werden könnte. 

2. Die Frage, ob auch mehr ala 3 Jahre alte Rüdftände, insbefondere 
Rüdftände von 1820, das Borredht vor den Hypothelargläubigern deshalb 
genießen, weil befondere Raten zu berfelben Bezahlung bewilligt wurden, 
ift bereit3 in dem Hkzd. v. 10. September 1825 verneinend beantwortet. 
Hkzd. v. 10. Auguft 1826, Hfd. v. 1. September 1826, JGS. Nr. 2219. 

Bur näheren Beftimmung der Anordnungen der über das Vorrecht 
der Grundjteuer beftehenden Gefebe, und insbeſondere deö $ 16 der allgent. 
Konkursordnung und des 8 122 der galiziſchen Gerichtsordnung, dann der 
Hofdelreie v. 15. April 1825, 3. 2039, v. 16. September 1835, 3. 2132, 
und v. 1. September 1826, 3. 2219 IGS., wird infolge Ah. Entſchl. v. 
30. November 1839, folgendes erklärt: 

8 1. Bon nun an follen die Steuerrüdftände, welche von unbeweg⸗ 
lichen Gütern länger als drei Jahre aushaften, eines nur den Hypothekar⸗ 
forderungen nachſtehenden Pfandrechtes genießen, ſomit gleich den drei⸗ 
jährigen, jedoch ohne Nachteil für die Hypothelargläubiger ohne Rüdficht 
auf eingetretene Befigveränderungen oder auf ein haftendes Fideikommiß⸗ 


11. Das Vorzugsrecht der VBermögensübertragdgebühr kommt 
nicht deren ftrafweifen Erhöhung zu. €. v. 28. Dezember 
1899, 3. 18863, F. 413; 

und das Vorzugsrecht der Steuern nicht den Koften der zu 
ihrer Hereinbringung durchgeführten politifden Erefution. 
E. v. 27. September 1898, 3. 13332, Sig. 318. — Bol. EG. z. 
ED. Art. III Nr. 7 und wegen des den Steuern, Gebühren, 
Grundentlaftungsfhulden u. f. w. bei der Verteilung des 
Meiftbotes zufommenden Vorzugsrechtes außerdem Band 2 diefer 
Sammlung, $ 450 und $ 464. 

12. Ein Vorzugsrecht genießen ferner: 

die Perzentualgebühr vom Vertrage über den Bau 
eines Haufes mit Materialien des Bauunternehmerd (in An— 
fehung des verbauten Grundftüdes). E. v. 6. September 1887, 3. 
10215, Sig. 11734; 

Sammlungsablöfungstapitalien für Pfarrer und 
Mesner. E. v. 21. Zuli 1891, 3. 8857, GH. 1891: 46; 

die nit Länger als drei Jahre rüdftändigen, auf 
einer Liegenfchaft Haftenden frommen Erbgebühren €. v. 
6. Oftober 1887, 3. 11020, Sig. 11769; 
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ober Lehenband, zur Eintreibung geeignet fein. Hkzd. dv. 14. Februar 
1840, IGS. Nr. 409. 

Konfturrenzbeiträge. Seine ?. k. Majeftät haben anzuorbnen 
geruht, daß die Konkurrenzbeiträge und Ausftände ganz nach den für bie 
direften Steuern beftehenden Borjchriften eingebracht werben und bei ber 
gerichtlichen Eintreibung gleiche Vorrechte mit den Tandesfürftlihen Steuern 
genießen follen. Hfb. v. 4. Jänner 1836, IGS. Nr. 113. 

Vermögendübertragungsgebühren. Die Gebühr von Rer- 
mögensübertragungen haftet auf der Sache, welche den Gegenſtand ber 
Übertragung ausmacht und geht allen, aus Brivatredhtstiteln entfpringen- 
den Forderungen vor; biefes gilt inZbefondere von Der Gebühr für Erb- 
fchaften und Vermächtniſſe, und es ift bei der Aufnahme ber gerichtlichen 
Sperre und der Inventare von Seite des Gerichtes für die Sicherftelung 
der Gebühr angemeſſene Borforge zu treffen. Vor der Berichtigung oder 
vollſtändigen Sicheritelung der Gebühr von dem Nadjlaffe und den Ver⸗ 
mädhtniffen darf die Verlaſſenſchaft nıdyt eingeantwortet werben. Die 
Gebühr von der Eintragung in Öffentliche Bücher zur Erwerbung bing- 
licher Rechte haftet auf dem durch die Eintragung erworbenen dinglichen 
Rechte und geht auf demfelben allen aus Privatrechtstiteln entfpringen- 
den Forderungen vor. 8 72 GG. Tail. Pat. v.9. Februar1850, RGB. Nr. 50. 

Dad nad) dem 8 72 des proviforiichen Gebührengefeßes . . . dem 
Staatsſchatze Hinficjtlich der Gebühren von Vermögensübertragumgen zu= 
ftehende Vorrecht vor allen aus Privatredhtstiteln entfpringenden For⸗ 
derungen hat auf die Forderungen, welche vor Wirkſamkeit dieſer geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen auf eine unbewegliche Sache ein Pfandrecht erworben 
haben, nicht zurüdzumirlen (8 18). Das erwähnte Vorrecht hat nad) 
drei Jahren von dem Zeitpunkte an, mit welchem die Gebühr zufolge des 


- Xreottoirherftellungstoften (8 70 Bauord. f. N. O.). 
E. v. 27. März 1900, 3. 4307, Sig. 950; 

Kanaleinmündungsgebühren (Landeögef. f. N. . v. 
9. Jänner 1890, LGB. Nr. 9). E. v. 15. Dezember 1896, 3. 14382, 
Sig. 15921; 13. Mai 1891, 3.5552, Now. IV, 381; 3. März 1891, 
3.2426, XB. 1891:22. (17. April 1888, 3. 4699, Sig. 12146 u. a.?); 

Baufommiffionskoften (Bauordnung für Böhmen vom 
10. April 1886, LGB. Nr. 40) €. v. 14. September 1898, 3. 
10667, Präv. 1899: ©. 325; 

Wafferbezugsgebühren der Gemeinde Wien. E. v. 17. No- 
bember 1891, 3. 13401, Now. III, 197. 

13. Genügt die Beitimmung, daß diefe Abgaben wie landes- 
fürftlide Steuern einzutreiben find, um für Wafjerumlagen 
einer Gemeinde, die unter Haftung des Hauseigentümerd von den 
Mietern zu entrichten find, ein Vorzugsrecht zu begründen? €. v. 
5. Februar 1902, 3. 1522, ZB. 1902 : 323. 

14. Den rüdftändigen Verfiherungsbeiträgen für 
Die Arbeiter-Unfallverfiherungsanftalten, für die Ar- 
beiterfrantentafjen und Bruderladen und den Neben- 
gebühren (VBerzugszinfen) diefer Beiträge fteht Hinfichtlich des Meift- 
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Zahlungsauftrages von dem Steuerpflichtigen hätte berichtigt werben follen, 
zu erlöfchen, unbeichabet des dem Staatzfchage zuftchenden Forderungs⸗ 
rechtes gegen den Steuerpflidhtigen (8 9 tes Gef. v. 9. Februar 1850). 
Diefe Verjährung des Vorrechtes wird durch die Anwendung der gejeß- 
lichen Mittel zur Einbringung der Gebühr unterbrochen. Erfolgt die 
Zahlung nicht zur gehörigen Zeit, fo ift der vorgejchriebene Gebühren- 
betrag, auf Berlangen des zur Einhebung der Gebühr beauftragten Amtes, 
in ben öffentliden Büchern, wo ſolche beftehen, erfichtlich zu machen. Iſt 
in einem foldden Falle durch den Ablauf der Zeit das Vorrecht des Staats: 
ſchatzes erlojchen, jo verbleibt der Betrag der Gebühr doch mit derjenigen 
Priorität auf dem liegenden Gute Haftend, welche dem Zeitpunkte der 
Eintragung diefes Betrages in die Öffentlichen Bücher entfpricht. Vdg. v. 
3. Mat 1850, REB. Nr. 181, Art. III. 
Waffergenoffenfhaftsbeiträge. Wer ein in den genoffen- 
Ichaftlichen Verband einbezogened Grundftüd erwirbt, wird Mitglied der 
Genoſſenſchaft und ift zu den aus diefem Berhältuiffe entfpringenden 
2eiftungen verpflichtet. Diefe Verpflichtung ift eine Grunblaft, Hat Bis 
zum Betrage dreijähriger Rüdftände den Vorrang vor anderen Real- 
laften unmittelbar nach den landesfürſtlichen Steuern und öffentlichen 
Abgaben und erlifcht Bloß mit der ordnungsmäßigen Ausfcheidung des 
belafteten Srundftüdes aus der Genoſſenſchaft oder mit der Auflöfung der 
legteren. 8 23 Gef. dv. 30. Mai 1869, RGB. Nr. 93. 
Grundentlaftungsrenten und Kapitalien. Pie Einbrin- 
gung der Zahlungen von den Berpflichteten. wird auf demfelben Wege 








botes der dem Berficherungspflichtigen eigentümlichen Liegenschaften 
ein gejegliches Pfand» und Vorzugsrecht unter den Vorausfegungen 
und Beihränfungen zu, unter welchen im 8 76 des Gef. v. 25. Oktober 
1896, RGB. Nr. 220, für die Erwerbiteuer ein Vorpfandrecht -an 
Liegenichaften des Steuerpflichtigen begründet ift. PE. v. 27. No- 
vember 1900, 3. 304, 3.8. 150, Sig. 1197; 20. September 1899, 
3. 14062, Sig. 7065 6. Dezember 1898, 3. 16159, Sig. 400; 
17. Februar 1897, 3. 1666, Sig. 15968 u. a. 

15. Vorzugsrecht der Unfall» und Krankenverficherungsbeiträge 
für die bei einem Baumeifter befhäftigten Arbeiter hin- 
fichtlich des Meiftbote8 der dem Baumeifter gehörigen, zur Auf- 
führung von Neubauten verwendeten Liegenfchaften. €. v. 6. De- 
zember 1898, 3. 16159, SIg. 400; 12. Jänner 1897, 3. 14646, 
Slg. 159355 12. Jänner 1897, 3. 13882, Sig. 15934 (26. April 1898, 
3. 5823, Sig. 1385 16. Juni 1897, 3. 6720, Sig. 16060; 10. No⸗ 
vember 1896, 3. 13234, Sig. 1590179); 

nicht aber am Meiftbote von Liegenfchaften, auf welchen der 
Baumeijter Teinerlei Erwerbsakte ausgeübt hat, wenn fie felbft zu 
Spefulationszmweden getauft worden wären. €. v. 7. September 
1897, 3. 10777, Stg. 16102; 5. Mai 1897, 3. 5310, Sig. 16031. 

16. Dieſes Vorzugsrecht geht nicht auf denjenigen über, der 
eine folhe Forderung (3. B. einer Bezirkskrankenkaſſe) mittels 
Zeſſion erwirbt. E. dv. 20, September 1899, 3. 14062, Sig. 706, 
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und durch diejelben Maßregeln bewirkt, welche für die Einbringung der 
Grundſteuer vorgefchrieben find. Auch genießen die Forderungen auf biefe 
Zahlungen das Vorrecht der Iandesfürftlichen Steuer in Konkurs: und 
Erefutionsfällen. 8 21. 

Überhaupt ift als Grundſatz feitzuhalten, daß die zur Laft des Ver⸗ 
pflichteten ermittelte jährliche Entihädigungsrente im zwanzigfachen Yı= 
fchlage zum Kapitale erhoben als ein auf dem entlafteten Gute mit ber 
gefeglichen Priorität vor allen anderen Hypotbefarlaften beitehende, die 
Vorrechte der Iandesfürftlichen Steuer genießende Laft anzufehen und zu 
behandeln ift. Beſoudere Beitimmungen werden die Durchführung diefes 
Grundfaßes vermitteln. $ 22 Tail. Bat. v. 4. März 1849, RGB. Nr. 152. 

Ebenfo 88 22, 23 kaiſ. Pat. v. 15. Auguft 1849, RGB. Nr. 361 (für 
Galizien und Lodomerien) — $ 59 kaiſ. Pat. v. 12. März 1851, RGB. 
Nr. 89 (für Kralau) — 8 72 kaiſ. Bat. v. 23. Oktober 1853, RGB. 
Ne. 234 (für die Bukowina). 

Zur Befeitigung vorgelommener Zweifel findet das Minifterium der 
Auftiz einverftändlicd) mit dem Minifterium des Innern und der Finanzen 
zu erflären, daß nach der beftimmten und ausnahmslofen Anordnung Des 
8 22 des kaiſ. Pat. v. 4. März 1849 den Entlaftungsfapitalien dag ges 
Jegliche Pfand: und Vorrecht vor allen in dem Öffentlichen Buche einge» 
tragenen Hypothekarlaſten auch dann zufomme, wenn Die aufgehobene oder 
abgelöfte Leiftung, an deren Stelle das Entlaftungsfapital getreten ift 
früher in dem öffentlichen Buche unter den Hypothekarlaſten in einer 
fpäteren Rangordnung oder nod) gar nicht eingetragen war, wonach ſich 
die Gerichte vorkommenden Falles zu benehmen haben. Vdg. de3 IM. v. 
29. September 1852, RGB. Nr. 198. 

Um bei gerichtlichen Verfteigerungen von entlafteten Realitäten, bei 








17. Um es geltend machen zu fünnen, muß die Richtigkeit 
des Nüdftand3ausweifes und die Rechtskraft der Vor— 
ſchreibung von der zuftändigen politifchen Behörde beftätigt fein. 
BE. dv. 27. November 1900, 3. 304, 3.8150, Sig. 1197. 

18. Ein gejegliches Pfand» oder Vorzugsrecht genießen nicht: 

die Gebühr für die Einräumung des Gebrauches einer 
Liegenſchaft. €. v. 15. Oftober 1901, 3. 13565, 38. 1902 : 130; 

die Gebühr für die Veräußerung einzelner, bücherlic) 
nicht abgetrennter Parzellen eines Grundbuchskörpers bei 
der Verteilung des für diefen Grundbuchskörper erzielten Meift- 
bote8. E. v. 21. Auguft 1883, 3. 9920, Sig. 9540; 

die Gebühr für eine zwar vereinbarte, aber wegen Eröffnung 
des Konkurfes nicht zuftande gefommene Übertragung des Nach— 
laſſes. €. v. 26. Februar 1896, 3. 2308, Sig. 15728; 

Koften der exekutiven Einmahnungvon Grundftener- 
Rückſtänden. E. v. 11. Dezember 1888, 3. 14402, Sig. 12482; 

Erjaganiprüche aus der Verwaltung eined Patronat3. 
E. dv. 21. November 1882, 3. 13417, Sig. 9189; 

Zins- und Schulfreuzer. €. v. 14. September 1898, 
3. 10667, Präv, 1899: ©. 325; 23. Juni 1896, 3. 187, 3.8.15, 
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welden die Forderung bes Grundentlaſtungsfondes in ben öffentlichen 
Büchern nicht erfichtlich ift, die Erfteher vor möglichen Nachteilen zu be- 
wahren und Rechtsſtreite mit dem Entlaftungsdfonde zu vermeiden, wirb 
EEE den Gerichtsbehörden zur Pflicht gemacht, bei gerichtlichen Feil⸗ 
bietungen von unbeweglichen @ütern auf die Forderungen des Entlaftungs- 
fondes ftet8 bon Amts wegen Bedacht zu nehmen, zu biefem Ende ſich 
den Ausweis des betreffenden Steneramtes über diefe Forderung zu ver⸗ 
fhaffen und dafür zu forgen, daß dieſelbe entiweder aus dem Kaufſchil⸗ 
linge berichtigt oder von dem Erfteher der Realität nach dei gefeblichen 
Bahlungsnobalitäten gehörig übernommen werde. Vog. des JM. v. 
19. Mai 1856, MOB. Nr. 83. 

Koften der Zufammenlegung (Rommaljattoı). Der Landes- 
geſetzgebung bleibt vorbehalten, dafür zu forgen, daß die Eigentümer ber 
der Bufammenlegung nnterzogenen Grundftüde zur Bezahlung des auf fie 
entfallenden Teiles der Koften der Zufammenlegung, ſowie zur Bezahlung 
der von ihnen nah 8 12 zu entrichtenden Geldausgleichungen aus 
Zandesmitteln, aus Landesanftalten oder endlich unter Mitwirkung bes 
Landes aus anderen öffentlihen Anftalten unter billigen Bedingungen 
Darlehen erhalten. 

Inſoweit ſolche Darlehen laut Veftätigung der Behörbe zu ben be⸗ 
zeichneten Zwecken verwendet werben, haften bie Darlehensforderungen 
auf den dem Schuldner zugemwiefenen Abfindungsgrundftüden und ges 
langen vor den HHpothefarforderungen unmittelbar nad) den landes⸗ 
fürftlihen Steuern und Abgaben, fobald auf diefen Grundftüden jedoch 
genofienfchaftliche Verpflichtungen im Sinne des 8 23 des Reichägef. v. 
3. Mai 1869, RGB. Nr. 93, haften, unmittelbar nad diefen zur Be⸗ 


— m nn 


Sig. 15810; 5. Mat 1896, 3. 5364, Slg. 15783 (11. Februar 
1896, 3. 1401, Sig. 15716?); 

der don einer Gemeinde eingeführte Wafferzind. E. v. 
27. Dezember 1901, 3. 17314, 38. 1902:250; 14. September 
1898, 3. 10667, Präv. 1899: ©. 325; 

die Erfagforderung der Gemeinde für die Abgrabung 
der längs der verfteigerten Liegenschaft führenden Straße, wenns 
gleich dieſe Forderung mittel3 politifcher Erekution eingebracht wer- 
den kann. E. v. 29. Februar 1901, 3. 16266, F. 427; 

die Grundftener- Evidenzhbaltungsgebühr. E. v. 20. Juni 
1900, 3. 8878, Sig. 1064; 

die vorſchußweiſe aus dem Landesfulturfonde beftrittenen 
au URN E. v. 4. Juni 1901, 3. 8128, amtl. 

. 450; 

der in Böhmen von den Verlaffenichaften einzubebende Schul- 
beitrag. PE. v. 5. Juni 1901, 3. 6216, amtl. ©. 438; 

Schullehrer-Penfionsfondsbeiträge E. v. 15. Fe 
bruar 1902, 3. 1474, 38. 1902:203; 

den Rultusgemeinden gefchuldete Beiträge zu KHultus- 
sweden. €. v. 30. Auguft 1899, 3. 12766, Präv, 1899: ©. 707; 
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richtigung. Die gleiche Priorität genießen die nicht länger als feit Drei 
Sahren rädftändigen Zinfen ſolcher Darlehensforderungen. 8 44. 

Der Beſtand folder Darlehensforberungen ift in den Grundbüchern 
erfihtlich zu machen. Dieſes Geſetz tritt in jedem der einzelnen Königs 
reihe und Länder gleichzeitig mit dem über dieſen Gegenftand zu er» 
laflenden Landesgefehe in Wirkſamkeit. 8 45 Geſ. v. 7. Juni 1888, 
RGB. Nr. 92. 

Bings und Schulkreuzer find niht Vorzugspoften. 

d) Die rüdftändigen, don der Liegenfchaft zu entrichtenden Steuern, 
Zuſchläge, Gebühren und fonftige öffentliche Abgaben ſamt Binfen und 
Nebengebühren, welche durch bücherliche Eintragung oder pfandweiſe Bes 
fchreibung noch nicht fichergeftelt find und bis zum Beginne der Ber: 
fteigerung nicht angemeldet wurden, find nad) voller Befriedigung bes 
betreibenden Gläubigerd (des in fchlechteiter Priorität ftehenden der 
mehreren betreitenden Gläubiger) vor ben Übrigen, dem Pfandrechte 
oder Befriedigungsrechte des betreibenden Gläubiger nachſtehenden For⸗ 
derungen und Rechten aus ber Verteilungsmafje zu berichtigen (8 172, 
leer Abſatz, EO.). (GGutachten des Oberſten Gerihtshofes zu 
8 216 EO., P. 4.) 


3. die aus dem lebten Halbjahre vor dem Tage der 
Erteilung des Zuſchlages rüdjtändigen Beträge an Lohn?) 
‚der bei Bewirtjchaftung eines zur Forſt⸗ oder nbwirticufi 
beftimmten Grundftüdes verwendeten Dienftboten und Tag- 
löhner;d)c) 

5) Bergl. 8120, 3.3. — Hinfichtlich des Vorrechtes der Betrieb3- 


die Koften des behufs Durchführung der Ziwangsverfteigerung 
beitellten Kurators. €. vd. 20. Februar 1902, 3. 2409, 38. 
1902: 361; 

die dem Notar als Gerichtskommiſſär — J— Ge⸗ 
bühren. PE. v. 5. Juni 1901, 3. 6216, amtl. S. 

der Kaminfegerlohn. Ev. 7 April 1899, 3. — Präv. 
1899: ©. 356. 

19. Auch bei bücherlih nicht eingetragenem Zinfen- 
bezugsrechte kommt den aus Vertrag oder Gefeg (Urteil) ge- 
bübrenden, nicht länger als drei Kahre rüdftändigen Zinſen gleiche 
Priorität mit dem Sapitale zu. E. v.2. November 1887, 3.3379, 
Sig. 11807; 17. Mai 1881, 3. 4932, Sig. 8393; 28. Dezember 
1866, 3. 11363, Sig. 2681 (30. März 1887, 3. 1350, Sig. 11519; 
29. Auguft 1882, 3.9997, Sig. 9084; 30. Oftober 1866, 3. 9239, 
Sig. 26507); 

insbefondere auch den dreijährigen VBerzugszinfen. 

v. 16. Mai 1889, 3.5496, Nom. IV, 135; 5. Juni 1888, 3. —— 
Sg. 12209; 14. November 1882, 3. 13423, Sig. 9184; 

nicht aber nicht eingetragenen ‚ginfessinfen. E. v. 

18, November 1884, 3. 13100, Sig. 1025 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 28 
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außlagen und Abrehnungsfhuldigleiten bei Eifenbahnen 
ſiehe Art. XIII, 8. 1, EG. 3. ED. 

co) Aus ber Berteilungsmaffe find nad) den Auslagen einer Ber- 
mwaltung und nad) den Öffentlichen Abgaben Die aus dem lebten Halbjahre 
vor Erteilung des Zuſchlages rüdftändigen Lohnbeträge zu berichtigen. 
Zohnbeträge, die zwar erjt während bes legten Halbjahres fällig wurden, 
aber auf Dienftleiftungen einer früheren Zeit fich beziehen, find aus ber 
Berteilungsmafle nur in demjenigen Betrage zu berichtigen, welcher auf 
die während bes letzten Halbjahres vor Erteilung des Zufchlages geleifteten 
Dienfte entfällt. (FM. zu 8 216 ED. PB. 2.) 

Im Unterfchiede zur Berichtigung aus den Verwaltungserträgniffen 
(8 120, 8. 3, ED.) find aus der Verteilungsmaffe nur die rüdftändigen 
Beträge an Lohn (Lohn im Gelbe), nicht auch rüdftändiges Koftgeld und 
andere Dienſtbezüge der land» und forjtwirtichaftlichen Dienftboten und 
Taglöhner zuzuweiſen. (IM. zu 8 216 ED., B. 3.) 


4. die auf der Liegenſchaft pfandrechtlich fichergeftellten 
Forderungen, einjchließlich der pfandrechtlich Tichergeftellten 
Gteuer- und Gebührenforderungen, die nicht pfandrechtlich 
fichergeftellte Forderung‘) des betreibenden Gläubigers, Die 
Deckung) für die vom Erfteher in Anrechnung auf da3 
Meiitbot zu Übernehmenden Dienftbarfeiten, Ausgedinge und 
andere Reallaften und die Entſchädigungsanſprüche für ein- 
verleibte Beftandrechte®) fowie für andere vom Eriteher nad) 
den Perfteigerungsbedingungen und dem Ergebnifle der 
Verfteigerung nicht zu übernehmende Rechte und Laſten, 


20. Die in einer AnnuitätSrate enthaltenen — 
ſind nur ſoweit in der Rangordnung des Kapitals zuzuweiſen, als 
fie nicht länger als drei Jahre vom Tage der Erteilung des Zu⸗ 
ſchlages rückſtändig ſind. E. v. 17. Dezember 1901, 3. 15493, 
amtl. S. 535. 

21. Geſetzliche Verzugszinſen find in der Rangordnung 
des Kapitals zuzumeifen, wenngleich die Forderung nach dem Grund- 
buche unverzinglich iſt. E. dv. 3. Jänner 1900, 3. 18950, F. 433. 

22. Wurde bei Begründung der Hypothek das Pfandrecht auch 
zu Gunften der bi3 zum Eintragungstage rüdftändigen 
Zinfen einverleibt, jo find diefe ohne NRüdficht darauf, ob der 
Eintragungstag mehr als drei Jahre zurüdliegt, aus dem Meift- 
bote in der Rangordnung des Kapitals zuzuweiſen. ©. v. 31. Jänner 
1900, 3. 1245, Sig. 872. 

23. Zumeifung der vom Tage des Zuſchlages weiter— 
laufenden Zinjen einer Hypothekarforderung Tann begehrt 
werden. E. v. 3. Jänner 1900, 3. 19052, Sig. 830; 

wird jedoh Berichtigung durch Barzahlung begehrt, 
jo find die vertragsmäßigen Zinfen nur bis zum Zufchlagstage 
aus dem Meiftbote zu berichtigen; mit den fortlaufenden Binfen 
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fämtliche nach der Rangorönung der bezüglichen bücherlichen 
Eintragungen oder nad) der Zeitfolge der pfandweiſen Be- 
fchreibungen und der fonft nachgewiejenen Rechtsbegrün- 
dungsakte. 
Die gerichtlich beftimmten?) Prozeß⸗ und Exekutions⸗ 
foften, Die durch die Geltendmachung eine der in 3. 2 bis 
4 angeführten Anfprüche entftanden find, und die nicht 
länger al3 drei Jahre vor dem Tage der Erteilung des Zu⸗ 
ſchlages rüditändigen, aus einem Vertrage oder aus dem 
Geſeße gebührenden Binfen,!')d) Renten, Unterhaltögelder 
und fonjtigen wiederfehrenden Leiftungen genießen gleiche 
Priorität mit dem Kapitale oder Bezugsrechte. Eine gleiche 
Priorität wie dem Kapitale kommt auch den Anfprüchen 
aus einem für den Fall der vorzeitigen Rüdzahlung einer 
bücherlich fichergeftellten Forderung geichlofjenen Bertrage zu. 
Bei Unzulänglichleit der Verteilungsmafle find dieſe Neben- 
gebühren vor dem Kapitale zu berichtigen. !°) 
6) Nach dem Range der Anmerkung, 8 135. 
”) 88 225, 226. °) 8 1121 abGB. 
9, Damit find die Koften der politifchen Exekution Hinfichtlich Der 
Steuern 20. ausgeſchloſſen. 

10) 8 16 aGG. 

1) Nämlich die Binfen bis zum Zuſchlagstage. Die Binfen vom 
Aufchlagstage angefangen find, ſoweit die Forderungen vom Erfteher 


ift der Gläubiger auf die Zinfer des erlegten Meiftbotes und auf 
die Verzinjung der noch nicht entrichteten Meiftbotsraten gewieſen. 
E. v. 13. November 1901, 3. 15331, amtl. ©. 491; 28. März 
1899, 3. 4675, Sig. 560. 

24. Im Berteilungßverfahren können die Zinjen im Sinne 
des Gef. dv. 28. Mai 1881, RGB. Nr. 47, ermäßigt werden. 
E. v. 19. Mai 1886, 3. 3736, Sig. 11038. — Bol. ferner über 
die Behandlung rüdftändiger Zinfen von Pfandforde- 
rungen Band 2 diefer Sammlung, 8 464. 

25. Bet bücherlich fichergefteltem Ausſchluſſe des Ein- 
tommenfteuerabzuges gebührt dem Pfandgläubiger der Erſatz 
der von ihn: bezahlten Einfommenfteuer in der Rangordnung feines 
Pfaudrechtes. E. v. 1. Oktober 1889, 3. 11149, Now. IV, 186. 

26. Die Priorität des pfandrechtlich fichergeftellten Kapitals 
fommt nicht zu: 

den Kojten der Anmeldung einer Forderung zur Meift- 
bot3verteilung. €. dv. 18. April 1900, 3. 5278, Sig. 9715 11. April 
1899, 3. 5426, Sig. 576; 26. Känner 1899, 3. 944, Sig. 488 
(24. Oftober 1899, 3. 14260 ‚Sig. 7249); 

den Koften der Beteiligung au der Metftbotäper- 


28* 
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übernommen wurden, auf beflen perſönliche Zahlungspflicht zu verweiſen; 
fonft find anftatt der Binfen, vom Bujchlagstag angefangen, den auf das 
Meiftbot gewiefenen Gläubigern bie vom Erfteher erlegten Meiftbotzzinfen 
und die Erträgnifie der fruchtbringend angelegten Meiftbotsbeträge nad) 
Verhältnis der Gefamtbeträge ihrer auf das Meiftbot gewieſenen For⸗ 
derungen (an Kapital, Binfen und Koften) zuzumeilen. Um Irrtümer 
und Rechnungsſchwierigkeiten zu dermeiben, bürfen biefe Altivpoſten nicht 
zur fonftigen Berteilungsmafie Hinzugeichlagen (8 2315, 3. 1, fteht nicht 
entgegen) werden, ſondern es ift erft am Schluffe der Verteilung über bie 
Verwendung der Aftivzinjen zu verfügen. Siehe 8 229, Abſ. 2 

Anmeldung von Verzugszinſen rüdftändtiger öffent— 
lfiher Abgaben zum Meiftbote zwangsweiſe veräußerter 
Stegenfhaften. Zur Erzielung eines gleichmäßigen Borganges bei 
der Unmeldung von Berzugszinfen rüdftändiger öffentlicher Abgaben zum 
Meiftbote zwangsweiſe veräußerter Liegenfchaften hat das k. k. Finanz 
miniftertum im Einvernehmen mit dem k. k. Yuftizminifterium folgendes 
angeordnet: 

Bei der Anmeldung von Rückſtänden von auf der verfteigerten Liegen⸗ 
Ihaft Haftenden Steuern und Gebühren, dann fonftigen Öffentlichen Ab- 
gaben find, inſoweit dieſe Rückſtände nad) ben beftehenden gejehlichen Bor- 
ſchriften verzinglich find, ftet3 auch die bis zum Bufchlagstage Iaufenden 
Verzugszinfen von denjelben und zivar jene Verzugszinfen, welche bis 
zu dem erwähnten Beitpunfte nicht länger als brei Jahre rüdftändig 
find, gemäß 8 216, 8. 2, ED. in gleicher Priorität mit der Forderung 
anzumelden. 

Werben die erwähnten Rüdftände vom Erfteher der Liegenfchaft über- 
nommen, jo hat er auch die weiter Taufenden Verzugszinſen — vom 
Bufchlagstage bis zum Einzahlungdtage — zu entrichten. (8 223, 
Abi. 2, ED.) 

Werben dagegen dieſe Rückſtände von dem Erfteher nicht übernommen, 


teilung und ber Erfolglaffung der zugewiefenen Meiftbot3beträge. 
E. v. 18. April 1900, 3.5278, Sig. 971; 11. April 1899, 3. 5426, 
Sig. 576 (24. Oktober 1899, 3. 14260, Sie. 7249); 

den Koften einer Mobiliarerekution. E v. 2. Juli 
1899, 3. 11363, Präv. 1900, ©. 774. 

27. Die Koften der Anmeldung und der Mitwirkung 
an der Berteilungdtagfagung fowie die Koften ber Erfolg- 
laffung zugewiefener Meiftbot3beträge find aus der Verteilungsmaſſe 
nur infoferne zu en als für fie eine Kautionshypothek be- 
ſtellt iſt. E. v. 27. März 1901, 2 4185, Gaz. Fit 2; 18. April 
1900, 3. 5278, Sig. 971; 26. Oktober 1899, 3. 15036, $. 430 
(9. Mai 1900, 2. 6313, Gaz. 1900 : 12?). 

28. Der Sppothefargläubiger, der Barzahlung nicht be- 
ftebt, Tann weder Zuweiſung, noch gerichtliche Hinterlegung ber 
künftigen Quittungskoſten verlangen. €. v. 21. Februar 1900, 
3. 2324, Präv. 1900: ©. 325, — Bol. ED. 8 156 Nr. 1 und 2 
und 8 210 Nr. 5. 
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fo tft für die Zuweiſung eines entiprechenden Teiles jener Spezialmafie 
einzutreten, welche durch die vom Erfteher etwa entrichteten Meiftbot- 
zinfen und die Erträgnifie der fruchtbringend angelegten Meiftbotbeträge 
gebildet wird und nach Verhältnis der auf Rechnung von Kapital, Binfen 
und Koften ben einzelnen Gläubigern aus dem Meiftbote zugetwiefenen 
Gefamtbeträge, ohne Rüdficht auf die Nangorbnung der einzelnen An 
fprüche, unter die Gläubiger zur Verteilung gelangt. 

Die aus diefer Spezialmafie zugewieſenen Beträge find zur Dedung 
der vom Zuſchlagstage an eiterlaufenden Berzugszinfen von den er= 
wähnten Rüdftänden zu verwenden. (E. des FM. vn. 25. Juni 1901, 
8. 52653 ex 1900, FWBB. Nr. 98.) (IMVB. ©. 197/1901.) 


12) Meliorationsrenten. Die Nentenforderung aus Meliora- 
tionddarlehen genteßt in Anfehung des zu ameliorierenden Grundftüdes 
den Vorrang vor allen anderen Tabularhaftungen, mit Ausnahme der 
Ianbesfürftlichden Steuern und Öffentlihen Wbgaben, fowie der auf dem 
Grundftüde gemäß $ 28 des Gel. dv. 30. Mai 1869, RGB. Nr. 93, und 
8 44 des Gef. v. 7. Juni 1883, RGB. Nr. 92, etwa bereits haftenden 
Verpflichtungen. 

Das Vorzugsrecht wird dadurch erworben, daß die Rentenforberung 
- unter ausbrüdlicher Bezeihnung als „Meliorationsrente” auf dem zu 
ameliorierenben Grunbftüde dur grundbücderliche Eintragung bes Pfand⸗ 
rechtes fichergeftelt wird. 8 1 Gef. dv. 6. Juli 1896, RGB. Nr. 144. 
(Siehe V.) 

Über den Umfang dieſes Borzugsrechtes fiehe 8 6 d. Gef. Die Dar- 
Iehensfumme (im alle der Vereitlung der Meltioration) genießt das Bor- 
zugsrecht ber Meltorationsrente, ſoweit der durch die Meliorationsarbeiten 
bewirkte Wertzuwachs reicht. 

Für den vom Borzugsrechte der Meltorationsrente ausgeſchlofſenen 
Teil der Darlehensfumme beſtimmt fich bie bücherliche Rangordnung nad 
der Beit der Eintragung der Melivrationdrente (ß 29 aGG.). 8 8, Abi. 
3 u. 4, d. ©. 


Entſchädigungsbeträge für Notwegedienſtbarkeiten. Dem 
pfandrechtlich ſichergeſtellten Entſchädigungsbetrage gebührt der Vorrang 
vor allen anderen auf dem Pfandobjelte haftenden Forderungen nach ven 
landesfürftliden Steuern und fonftigen öffentlichen Abgaben. 8 21 Gel. 
v. 7. Juli 1896, RGB. Nr. 140, betreffend die Einräumung von 
Notwegen. 


d) Die bis zum Tage der Erteilung des Zuſchlages nicht länger 
ala drei Jahre rüdftändigen Binfen der Hypothekarſchulden find in 
gleicher Priorität mit dem Kapitale aus ber Berteilungsmaffe zu be- 
richtigen. Die vom Tage ber Bufchlagserteilung weiter laufenden Binfen 
find, wenn bie Forderung durch Übernahme vom Erfteher berichtigt wird, 
von leßterem zu entrichten (8 223, Abi. 2, ED.). Die von den bar er= 
legten Meiftbotöraten erzielten und bie vom Erfteher entrichteten Binfen 
des Meiftbotes bilden einen allen Hypothekargläubigern, deren Forde⸗ 
rungen auf das Meiftbot geiviefen, aber nicht vom Eriteher übernommen 
werben, gemeinfamen Befriedigunsfond, welcher ohne Rückſicht auf die 
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Rangorbnung der auf das Meiftbot gewiefenen Anſprüche unter fie zu 
verteilen tft. 

Die — Zinſen ſind lediglich von demjenigen Betrage des Hypo⸗ 
thekenkapitals zu berichtigen, in dem die Forderung bei der Verteilung 
des Meiſtbotes getilgt wird, und bis zu dem Tage zu berechnen, mit welchem 
die Befriedigung mutmaßlich erfolgt ſein wird. Gutachten des Oberſten 
Gerichtshofes zu 8 216 EO., P. 5.) 

6 217. Sofern die Verteilungsmaſſe durch die bisher 
angeführten Leitungen nicht erfchöpft ift, find aus ihr zu 
berichtigen: 

1. die länger al3 drei Jahre rüdftändigen, von der 
Liegenfchaft zu entrichtenden Steuern ſamt Zujchlägen, Ver⸗ 
mögensübertragungsgebühren, und jonftige von der Liegen» 
ſchaft zu entrichtende öffentliche Abgaben, Die nach den be- 
jtehenden Vorjchriften ein gejegliches Pfandrecht genießen; 

2. nad; diejen die länger als drei Jahre rüdjtändigen, 
aus einem Bertrage oder aus dem Geſetze gebührenden Zinjen, 
Nenten, Unterhaltögelder und fonftigen wiederkehrenden 
Leiftungen, infoweit denjelben ein Pfandrecht)) zulommf, 
nad) der Priorität der Kapitalien oder Bezugsrechte.°) 

Ein nad) Berichtigung aller diefer Anſprüche erübri- 
gender Reit der Verteilungsmafle ift dem Berpflichteten zu- 
zumweijen. 

1) Bücherliche Eintragung der Höhe ber Binfen, 8 14, Abſ. 1, aGG. 

2) Steht in Übereinftimmung mit 88 17, 18 aGG. 


Befondere Beftimmungen. 


6 218. Bei Unzulänglichkeit der Berteilungsmaffe find 
die eine gleiche Nangorbnung genießenden Anſprüche ſamt 
Be nad Verhältnis ihrer Gefamtbeträge!) zu 
erichtigen. 

Durch eine bücherlich eingetragene Vorrangseinräumung 


8 218. 1. Hypothefarforverungen, bie infolge Vorrangsein⸗ 
räumung im Range einer unverzinslichen betagten For— 
derung zum Zuge gelangen, find bei der Meiftbotsverteilung durch 
gerichtlichen Erlag ($ 223, Abf. 3 und 4 ED.) zu berichtigen. €. 
v. 24. Mai 1899, 3. 7759, Sig. 1230; 

gelangen fie im Range eines Ausgedinges zum Zuge, 
fo find fie nicht aus dem Bedeckungskapitale, fondern aus den jähr- 
lichen Ausgedingsleiftungen zu berichtigen. &. v. 13. Jänner 1900, 
2. 8289, Sig. 1052; 18. November 1898, 3. 15516, Präv. 1899; 
S. 330; 
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tritt die Hypothelarforderung, welcher der Vorrang einge 
räumt wird, an die Stelle der zurüdgetretenen H ar 
forderung.?) Iſt die vortretende Forderung größere) als 
die zurücktretende, fo geht fie, fofern nicht die Parteien etwas 
anderes vereinbart haben, auch an ihrer urjprünglichen Stelle 
der zurüdgetretenen Forderung vor. 

Forderungen, zu deren Hereinbringung vor Einleitung 
des WBerfteigerungsverfahrens die Bmangdverwaltung der 
Liegenfchaft angeordnet wurde, gelangen in der gemäß $ 104 
dem Befriedigungsrechte?) des GläubigerS zulommenden 
NRangordnung aus der Verteilungsmafjfe zum Zuge, wenn⸗ 
gleich diefer Gläubiger auf der Liegenichaft weder pfand- 
rechtlich fichergeftellt, noch dem Berfteigerungsverfahren bei- 
getreten tft.) 

1) Kapital famt Rebengebühren. Ebenſo 8 125, Abi. 2. 

2, Buftimmung der Zwifchenhypothelare ift für das Eintreten biefer 
Wirkung nicht erforderlih. Der abgetretene Rang bleibt auch gewahrt, 
wenn die zurüdgetretene Hypothek vor der Berfteigerung gelöfcht wird. 

8, Anmerkung ber Zwangsverwaltung (dieje Beftimmung jegt voraus, 
daß ber Gläubiger kein Pfandrecht hatte). 

9) Vorausſetzung ift jedoch, daB die Zwangsverwaltung nicht vor Ein- 
leitung der Zwangsverſteigerung eingeftellt wurde. 8 129, Abj. 4. 

a) Iſt bei einer Vorrangdeinräumung die vortretende Forderung 
Meiner als die zurüdtretende, fo gebt fie, infoferne nicht die Parteien 
etwas anderes vereinbart haben, an der urfprünglichen Stelle ber zurüd- 
tretenden Forderung dem Reſtbetrage biefer Forderung vor. Gutachten 
des Oberften Gerichtähofes zu $ 218 ED.) 


219. Pfandrechtlich fichergeftellte Anſprüche auf 
jährliche Renten, Unterhaltsgelder und andere wiederkehrende 
Bahlungen werden aus der Berteilungsmaffe in der Art 
berichtigt, daß zunädhit die bis zum Tage der Erteilung des 
Bufchlages rüdftändigen Leiftungen (88 216 und 217) bezahlt 


und zwar find hiezu nebft den fünftig fälligen auch die bis 
zum BZufchlagstage rüdftändigen Ausgedingsleiftungen zu 
verwenden. &. dv. 3. Jänner 1900, 3. 19052, Sig. 830. 

2. Der eingeräumte Vorrang befteht, wenngleich die zurüd- 
getretene Forderung zur Zeit der Verteilung bereit ge- 
tilgt ift. €. v. 19. Jänner 1892, 3. 488, IMVB. 742; 29. Mai 
1889, 3. 5856, Nom. IV, 138. 

3. Für die Vertragsteile und ihre davon unterrichteten Rechts⸗ 
nachfolger ift die Rechtswirkung einer vereinbarten Vorrangsein⸗ 
räumung von deren bücherlichen Eintragung unabhängig. 
E. vd. 13, Dezember 1901, 3. 16143, %. 489. 
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und fodann das 3 das erforderlich iſt, um die vom 
Tage der Erteilung des Zuſchlages an verfallenden Leiſtungen 
aus ſeinen Binten zu berichtigen, zindtragend ange 
legt wird.!) 

Das durch Erlöſchen des Bezugsrechtes frei werdende 

Kapital ift, ſoweit tunlich,?) ſchon im voraus nach Maßgabe 
der Priorität ihrer Anſprüche den Berechtigten, deren An- 
ſprüche aus der Verteilungsmaffe nicht mehr voll zum Zuge 
gelangen, und in Ermanglung folder dem Berpflichteten 
zu übermweilen. 

1) Mit Zuftimmung der Betroffenen (8 214, Abf. 2) kann auch anftatt 
der u * Bezugsberechtigten ein Kapitalsbetrag ausgefolgt werden. 
g 211, Abſ. 2. 

2) Soweit dies insbeſondere wegen Pendenz nachfolgender Poſten 
und Beſtreitung ihres Ranges nicht tunlich iſt, hat nach Freiwerden des 
ee eine nachträgliche Verteilung ftattzufinden. — Una 
logie ; 


$ 220. Pfandrechtlich fichergeftellte Forderungen unter 
auflöfender Bedingung find durch Zumeifung des nach 88 216 
und 217 auf die Forderung entfallenden Barbetrages zu be- 
tihtigen; der Gläubiger hat die Nüdleiftung des Em- 
pfangenen für den Fall des Eintrittes der Bedingung 
ficherzuftellen. ?) 

Wird die Sicherftellung verweigert, fo ift der zur Be— 
richtigung erforderliche Betrag für die Zeit, bis der Nicht- 
eintritt der Bedingung gewiß ift, zindtragend anzulegen. Die 
bis dahin laufenden Zinſen find dem bedingt berechtigten 
Gläubiger als Erſatz der ihm vertragsmäßig gebührenden 
Binfen, wenn aber die Forderung eine unverzingliche ift, den 
aus der Berteilungsmaffe nicht mehr voll zum Zuge ge- 
langenden Berechtigten nach der Nangordnung ihrer An- 
[prüche oder mangels ſolcher dem BVerpflichteten zuzumeijen. 
Die Sicherftellung gilt als verweigert, wenn ſich der Gläu- 
biger nicht ſpäteſtens bei der letzten Verteilungstagfagung 
zu deren Leiſtung bereit erklärt oder wenn er die rechtzeitig 
angebotene Sicherheit vor Rechtskraft des Perteilungs- 
beſchluſſes?) nicht Teiftet. 

An beiden Fällen ift bei der Verteilung auf da3 Ein- 
treten der Bedingung im Sinne des 8 219, Abſatz 2, ent- 
Iprechend Bedacht zu nehmen. 

Vorderungen, hinſichtlich deren im öffentlichen Buche 
eine Streitanmerfung?) oder die Anmerkung der Löichungs- 
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klage) eingetragen iſt, find wie Forderungen unter auf- 
löfender Bedingung zu behandeln. 

1) 8 56 8PO., 8 78. 2) Die Sicherheit ift im Berteilungsbeichluß 
anzugeben. 8 229, Abſ. 2. 3) 88 61, 66, 69, 70 a@®. 9 Insbe⸗ 
fondere infolge Verjährung, Zahlung einer Pfandforderung. 8 69 aGG. 

6 221. Die Beträge, welche aus der Verteilungsmaffe 
nach barer Berichtigung der dem Gläubiger nach 88 216 und 
217 zulommenden Nebengebühren auf pfandrechtlich ſicher⸗ 

eftellte Forderungen unter aufichiebender Bedingung?!) ent- 
allen, find für die Beit bis zum Eintritte der Bedingung 
zinstragend anzulegen. 

Die Binfen find dem bedingt berechtigten Gläubiger, 
wenn diefem aber der Zinfenbezug nicht gebührt,?) den im 
$ 220, Abjah 2, genannten Berjonen?) zuzumeijen. Für 
die Verwendung de3 frei werdenden Kapitales gelten die 
Vorſchriften des 8 219, Abſatz 2. 

1) Insbeſondere Widerlage $ 1230 abGB. 

2) Insbeſondere bei der Widerlage. 

2) Den burchfallenden Gläubigern event. dem Verpflichteten. 

$ 222. Forderungen, für die eine Simultanhypothel 
beitellt ift, find durch Barzahlung!) aus der Verteilungsmaffe 
zu berichtigen (8$ 216 und 217). 

Werden fümtliche für die Forderung ungeteilt haftenden 
Liegenfchaften verfteigert, fo haben die einzelnen Verteilungs- 
are zur Befriedigung der Forderung mit jeder Teilfumme 
beizutragen, die ſich zur Forderung einfchließlich ihrer Neben- 
a verhält, wie der bei jeber einzelnen Liegenſchaft nach 

erihtigung der vorausgehenden Anſprüche erübrigende Reſt 
der Verteilungsmafle zur Summe aller Se Reſte. 

Fordert der Gläubiger die Bezahlung in einem anderen 
Verhältniſſe, ſo können die nachſtehenden Berechtigten, die 





222. 1. Infolge Einverſtändniſſes zwiſchen Pfandgläubiger 
und Erſteher können ſimultan haftende Forderungen durch Uber⸗ 
nahme in Anrechnung auf das Meiſtbot berichtigt werden. 
E. dv. 29. Mai 1901, 3. 7759, Not3. 1901: 43; 9. Jänner 1900, 
3. 93, Sig. 837. 

2. Der Simultanpfandgläubiger kann gegen feinen Willen 
nicht verhalten werden, die Befriedigung feines Anfpruches zum 
Teile aus nicht verfteigerten fimultan baftenden Liegen> 
haften zu ſuchen. €. v. 1. Auguft 1900, 3. 10809, Gaz. 
1900 : 11. 


3. Der Simultanpfandgläubiger kann nicht begehren, daß ihm 
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infolge deſſen weniger erhalten, als wenn der Gläubiger feine 
Befriedigung gemäß Abſatz 2 aus allen verfteigerten Liegen- 
haften genommen hätte, begehren, daß aus den einzelnen 
Verteilungsmaſſen der Betrag, welcher nad) der in Abjah 2 
borgefehenen Verteilung auf die ungeteilt haftende Forderung 
entfallen wäre, infoweit an fie abgeführt werde, als dies zur 
Dedung ihres Ausfalles notwendig iſt.?) 


Wenn nicht jämtliche mitverhafteten Liegenſchaften zur 
Verfteigerung gelangen, fo find der Berechnung des den nach⸗ 
ftehenden Berechtigten gebührenden 5 a) an Stelle der 
Reſtbeträge der einzelnen Verteilungsmaſſen die Steuerſchätz⸗ 
werte?) fämtlicher ungeteilt haftenden Liegenſchaften zugrunde 
zu legen. Die näheren Beſtimmungen über die Feſtſetzung 
des Steuerſchätzwertes erfolgen im Verordnungswege. Der 
Erſatzanſpruch“) der nachſtehenden Berechtigten iſt in dieſem 
Falle zu deren Gunſten auf den nicht verſteigerten, mitver⸗ 
hafteten Liegenſchaften in der Rangordnung der ganz oder 
teilweiſe getilgten und gleichzeitig zu löſchenden Forderung 
des befriedigten Simultanpfandgläubigers einzuverleiben.?) 
Dieſe Einverleibung iſt vom Gerichte auf Antrag‘) zu verfügen. 

1) Übernahme durch den Erfteher findet nicht ftatt. 8 171, Abf. 2, 

8 228. Unter den Borautjegungen des 8 152, letter Abſatz, kann durch 
die Berfteigerungsbedingungen etwas anderes beftimmt fein. Wenn ber 


der Betrag, um den er bloß infolge des anderen Gläubigern einge- 
räumten Vorranges aus dem Meiftbote einer der fimultan 
baftenden Liegenfhhaften weniger erhalten bat, aus 
dem Meiftbote der anderen fimultan baftenden Liegenfchaften in 
der Rangordnnung feiner Hypothek zugewiefen werde. E.v. 18. Jänner 
1899, 3. 17822, amtl. S. 87. 

4. Der Pfandgläubiger, deffen ganze Forderung vom Erjteher 
einer der fimultan baftenden Liegenschaften übernommen oder zum 
Meiftbote diefer Liegenjchaft Liquidiert wurde, Tann diefe Forderung 
nicht mehr zum Meiftbote der zweiten fimultan haften» 
den, fpäterverfteigerten Liegenfchaft geltend machen, wenn⸗ 
gleich der Erjteher der erſten Liegenfchaft die Verfteigerungsbedin- 
gungen nicht erfüllt hat und das Pfandrecht noch nicht gelöfcht ift. 
€. v. 1. März 1900, 3. 2319, Sig. 916. 

5. Auf mitverhaftete nicht verfteigerte Liegenfchaften 
ift bei Verteilung des Meiftbotes nur auf Antrag Bedacht zu nehmen. 
E. v. 17. Mat 1899, 3. 7397, Steg. 615; 

ebenfo findet Berehnung des Erjfaganfpruhes der 
nachſtehenden Berechtigten nur auf Antrag ftatt. E. v. 9. Au⸗ 
guft 1899, 3. 11860, Präv. 1900: ©. 136. 
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auf bie Liegenfchaft entfallende Teilbetrag der Forderung übernommen 
werben fol, empfiehlt es fi), die übrigen Beteiligten zu dem Begehren 
zu veranlafien, daß bloß der auf das Meiftbot anzurechnende Teil der 
Forderung auf der Liegenichaft haften bleibt, der reftlihe Zeilbetrag aber 
von ber Liegenfchaft gelöfcht und die Simultanhaftung aufgehoben wird, 
um die nadjftehenden Gläubiger vor künftigem Schaden zu bewahren. 

2) Ebenſo 8 37 KO. — Gilt aud) für Forderungen, die ungeteilt auf 
Teilen derſelben Liegenfchaft haften. 8 238. 

3) Vergl. 8 141, Abf. 1. — Der ganze Steuerſchätzwert, nicht bloß 
der nad) Abzug der vorangehenden Boften erübrigende Reſt des Steuer- 
ſchätzwertes. Dieſer Steuerſchätzwert wird auch bei der vorläufigen Feft- 
ftellung des Laftenftandes zu Grunde gelegt. 8 166, Abſ. 1. 

2) Im Berteilungsbefchluffe anzugeben. $ 229, Abj. 2. 

5) Die Kinverleibung erfolgt gebührenfrei (TB. 45 D lit. dd. 
Gef. v. 13. Dezember 1862, RGB. Nr. 89), weil durch dieſe Ein- 
tragungen die Berteilung der auf mehreren unbeweglichen Sadjen be= 
ftehenden Haftung auf die einzelnen Sachen (Uufhebung der Simultan- 
baftung) bewirkt wird. FME. dv. 15. Mai 1899, 8. 26561, IMVB. 
©. 206/1899. 

6) Zum Antrag find aud die Eigentümer der fimultan baftenden 
Liegenſchaften legitimiert. Wenn Löſchung ohne gleichzeitige Einverlei- 
bung beantragt wird, ift 8 97 aGG. analog anzuwenden. — Mit 
Rückſicht auf die Wichtigkeit des Beſchluſſes für den Grundbuchs⸗ 
verkehr empfiehlt es fich, im -Falle des 8 222 auch dann eine Aus⸗ 
fertigung des die Eintragung beivilligenden Beſchluſſes zu den Grund⸗ 
buchsakten zu bringen, wenn bad Exekutionsgericht zugleich Grundbuchs⸗ 
gericht ift (8 157 GO.). Siehe IME. v. 5. November 1899, 3. 24006 
bei 8 54. 


. 6. Der Antrag der nachftehenden Berechtigten auf Dedung 
ihres Ausfalles aus den übrigen Verteilungsmaſſen 
muß bei fonftigem Ausjchluffe vor Beendigung der BVerteilungs- 
taglasung geftellt werden. €. v. 23. April 1901, 3. 5421, ZB. 
1901 : 36. 

7. Für den Erfaganfpruch der nachſtehenden Berech— 
tigten ift es gleichgültig, ob fie Simultanpfandgläubiger find 
oder nicht. E. v. 28. Juni 1898, 3. 8951, Sig. 2395 

Släubigern, deren Forderung nicht zum Zuge ge- 
langen würde, wenn auch die mehreren Berteilungsmaffen ver- 
hältnismäßig (8 222, Abſ. 2) zur Berichtigung der Simultanhypo- 
thek beigetragen hätten, fteht der Erjaganjpruch nicht zu. ©. v. 
18. März 1902, 3. 3915, JB. 1902:265 . 

ed wäre denn, daß ein ihnen vorausgehender Hypo— 
thbefargläubiger den ihm zuftehenden Erſatz anzuſprechen 
unterlajjfen bätte. E. v. 1. November 1901, 3. 13609, amtl. 

69. 


4 8. Der Berehnung des Erſatzanſpruches find die 
Steuerſchätzwerte aller Liegenfchaften zu Grunde zu legen, auf 
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Bdg. des Juftigminifters v. 10. Juli 1897, RGB. Wr. 194, 
über den bei der vorläufigen Feftftellung bes Laftenftandes 
und bei der Meijtbotsverteilung zu Grunde zu legenden 
Etenerihäuwert der mit einer Simultanhypothet belafteten 
Liegenſchaften. 

Auf Grund des Art. XLI tes EG. zur ED. dv. 27. Mai 1896, 
RGB. Nr. 78, wird zur Durhführung der Borfchriften der 88 166, 
Abſ. 1, und 232, legter Abſatz, der Exekutionsordnuug (Gef. v. 27. Mai 
1896, RGB. Nr. 79) wegen Feſtſetzung bes GSteuerichäßivertes der 
mit einer Simultanhypothek belafteten Liegenfchaften nachfolgended ver⸗ 
ordnet: 

8 1. Al: Steuerſchätzwert im Sinne der 88 166, Abſ. 1, und 222, 
legter Abfah, der Exekutionsordnung gilt: 

1. bei den der Grundfteuer unterliegenden Liegenfchaften das Fünf⸗ 
undzwanzigfadhe des Rataftralreinertrages; 

8. bei den der Hauszinsfteuer unterliegenden Gebäuden das Sechzehn- 
fache des nach Abzug der Erhaltungs⸗ und Amortifationstoften erübrigen- 
ben fteuerpflichtigen Nettozinfes; 

8. bei dem der Hausklaſſenſteuer unterliegenben Wohngebäuden das 
Dreihundertfache, bei den biefer Steuer unterliegenden Bauernhöfen oder 
Wohn: und Wirtfchaftsgebäuden das Siebenhundertfache der jür ein Jahr 
bemefjenen Haustlafjeniteuer. 

Der nad) 3. 8 ermittelte Betrag Tann im einzelnen alle, wo 
dies nad) dem Ergebniffe der mündlichen Verhandlung über die vor⸗ 
läufige Feitftellung bes Laftenftandes oder über die Meiftbotsverteilung 
geboten ericheint, mit Rüdfiht auf ben belannt gewordenen Wert der 
Liegenfchaft auf Antrag ober von Amts wegen entſprechend richtig geftellt 
werben. 


welchen die Simultanhypothek zur Zeit der Verteilung noch haftet. 
E. dv. 18. Jänner 1900, 3. 15621, Sig. 8555 

und zwar find die Steuerfchägiwerte maßgebend, mag die frag- 
liche Liegenfchaft tatfächlich noch der Kultur unterliegen und einen 
Ertrag abwerfen oder nicht. E. v. 4. Juni 1901, 3. 7993, F. 446. 

9. War die Simultanhypotbet für eine Übertragungs- 
gebühr beftellt, jo fommt dem Erfaganfprude der nachſtehenden 
Berechtigten nur die Rangordnung, nicht auch das VBorzugsrecht 
“= ebührenforderung zu ftatten. E. v. 12. Yuli 1898, 3. 9564, 

g. 251. 

10. Der auf der Simultanhypothet fichergeftellte Super- 
pfandgläubiger kann die Entfcheidung über den Erfaganipruch 
mittels Rekurs anfechten, obmohl er bei der Berteilungstag- 
fagung nicht anmwefend war. E. v. 3. Oktober 1900, 3. 13560, 
Przeg. 1901: &. 198. 

11. Dem Antrage auf Einverleibung des Erjfagan- 
ſpruches auf der nicht verfteigerten miithaftenden Liegenfchaft kann 
nicht ftattgegeben werden, wenn die Simultanhypothek auf diefer 
Liegenfchaft inzwifchen auf Grund einer Löfchungserflärung des 
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82, Mit weldem Betrage ber Wert von Wohnhäufern in Rech⸗ 
nung au ftellen ift, die mit gewerblichen Anlagen (Mühlen, Brettjägen, 
Fabrifen u. a.) verbunden find, ift in jedem einzelnen Yale auf Grund 
ber Ergebniffe der mündlichen Verhandlung über die vorläufige Feſt⸗ 
ftellung des Laftenftandes oder Über die Verteilung des Meiftbotes vom 
Gerichte feftzufeben.*) Nötigenfalls hat dag Gericht durch geeignete Er- 
hebungen, insbefondere durch Einholung der Äußerung von Rerfonen, 
welche die Liegenfchaft Tennen und deren Wert zu beurteilen vermögen, 
ohne förmlide Schätzung im türzeften Wege die zur Feſtſtellung des 
Wertes der Liegenfchaft erforderlichen Taten zu befchaffen (8 55 der Exe⸗ 
kutionsordnung). 

8 8. Der Steuerſchätzwert von Liegenſchaften, deren Beſtandieile 
verſchiedenen Realſteuern unterliegen, iſt gleich der Summe der nach 881 
und 2 ermittelten Werte ber einzelnen Beſtandteile. 

8 4, Bei ber Ermittlung des Steuerfchägwertes bleiben insbefonbere 
außer Betradit: 

1. die Erwerbfteuer, welche von einem auf der Liegenfchaft betriebenen 
Gewerbe zu entrichten ift, wenn aud) das Gewerbe radiziert wäre; 

2. die Reinertrags- (Eintommen=) Steuer bei den aus dem Titel ber 
Bauführung von der Hauszinsſteuer befreiten Gebäuden. 

8 5, Diefe Verorbnung tritt am 1. Jänner 1898 in Wirkfamteit. 

a) Der Berechnung bes den nadjftehenben Berechtigten gebührenden 
Erſatzes find die Steuerfchägwerte der ſimultan Haftenden Liegenichaften 
zu Grunde zu legen, wenn zur Zeit des Abſchluſſes der Berhand— 


*) Ebenfo ber Wert von Bauftellen, da dieſe Leinen Steuerfchäß- 
wert haben, oder von foldhen Objekten, wie 3. B. Preßhbäufer, die 
feiner befonderen Befteuerung unterzogen werben. 


Simultanpfandgläubigers gelöfcht worden ift. E. v. 31. Mai 1900, 
3. 7382, Sig. 1029; 

ebenfowenig können die nachitehenden Berechtigten in dem alle, 
al8 die Simultanhypothek auf einer der Liegenichaften 
infolge Einlöfung der Forderung duch den Eigentümer vor der 
VBerteilung gelöfht wurde, begehren, daß ihr Erſatzanſpruch 
auch auf diefer Liegenichaft und in der Rangordnung der gelöfchten 
er einverleibt werde. E. 18. Jänner 1900, 3. 15621, 
Slg. 855. 

12. Erſatz und Einverleibung des Erſatzanſpruches kann nicht 
begehrt werden, wenn die borausgehende, aus dem Meiftbote voll 
berichtigte Forderung auf einer Liegenſchaft und einer ein- 
verleibten Hypotbelarforderung ungeteilt haftet, €. 
v. 18. Juni 1901, 3. 7532, amtl. S. 442. 

13. Der Antrag auf Einverleibung des Erſatzanſpruches muß 
bei jonftigem Ausſchluſſe vor Beendigung der Verteilung3- 
al atzung geftellt werden. E. dv. 10. Sänner 1899, 3. 17938, 

. 448. 


14. Für die Anfehtung des Befchluffes, der die Einver- 
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lung über die Verteilung bes Meiftbotes, welches bei Verfteiges 
rung einer ober einzelner ber fimultan Haftenden Liegenfchaften erzielt 
wurde (8 214 ED.), noch nicht fämtliche fimultan haftenden Liegenjchaften 
veriteigert find. 

Der Erfatzanſpruch ber nadjitehenden Berechtigten ift auf Grund des 
rechtsträftigen Verteilungsbeſchluſſes als vollitredbarer (8 88 ED.) An⸗ 
fprud) auf den nicht verfteigerten, mitverhafteten Liegenfchaften in ber 
Rangordnung der ganz oder teilweiſe getilgten Forderung bes befriedigten 
Simultanpfandgläubigers einzuperleiben. (IM. zu 8 222 ED.) 


6 223. Alle anderen pfandrechtlich fihergejtellten Forde⸗ 
rungen, !) einjchließlich der pfandrechtlich fichergeftellten Steuern- 
und Gebührenforderungen?) find, wenn nicht ihre Barzahlung 
jpäteftend acht Tage vor dem Verfteigerungstermine begehrt 
wurde, durch Übernahme der Schuld in Anrechnung auf das 
Meijtbot zu berichtigen. Gläubiger, die rechtzeitig die Bar- 
zahlung begehrten, können von dieſem Begehren während der 
Verteilungstagiagung zurüdtreten und ſich mit der Über- 
nahme der Schuld durch den Erfteher und der Befreiung 
ihres früheren Schuldners einverftanden erklären. °)a) 

Bet Berichtigung von pfandrechtlich fichergeftellten Forde⸗ 
rungen durch Übernahme find Lediglich die big zum Tage der 


leibung verfügt, gelten die Sriften des Grundbuchsgejeged. €. v. 
23. Fänner 1900, 3. 796, Slov. Prav. 1900: ©. 81. 

15. Die Vorfchriften über die Simultanhypotheken finden feine 
Anwendung auf Ausgedinge, die auf mehreren Liegenjchaften 
ſimultan haften, aber vom Erfteher ohne Anrechnung auf das Meift: 
bot übernommen werden. E. v. 30. Auguft 1899, 3. 13089, Präv. 
1899: S. 665. 


8 223. 1. Der Erfteher wird durch die nachträgliche Er- 
klärung des betreibenden Gläubigers, mit der Über- 
nahme der Schuld durch den Erfteber einverftanden zu 
fein, nur dann von der Pflicht zur Barzahlung befreit, wenn der 
betreibende Gläubiger zugleich den Verpflichteten aus jeder weiteren 
Haftung für die Schuld entläßt. E. v. 8. Jänner 1902, 3. 119, 
amtl. S. 514. 

2. Eine in Silbertalern fontrahierte Schuld ift nad 
dem Silberkurs des Feilbietungstages (jegt: Tag der Erteilung des 
Zuſchlages) zu berechnen. E. v. 19. März 1879, 3.2977, Sig. 7381. 

3. Eine pfandrechtlich fichergeftellte, jedoch richterlich noch nicht 
zuerfannte Konventionalftrafe ift unter gleichzeitiger Anbe- 
raumung einer Frift für die vom Gläubiger zu bewirfende Nach» 
weifung der Liquidität auf dag Meiftbot zu weiſen. E. v.23. Sep- 
a 3.9993, Sig. 10171; 19. September 1866, 3. 8429, 

. 2615. 
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Erteilung des Yufchlages rüdjtändigen Binfen, fowie Die 
fonftigen Nebengebühren (8 216 und 217) durch Barzahlung 
aus der Verteilungsmaffe zu berichtigen. 
Wenn die bare Berichtigung von unverzinglichen be= 
tagten Forderungen begehrt wird,*) ijt der aus der PVertei- 
lungsmaſſe auf die Forderung entfallende Betrag für die 
eit bis zum Eintritte der Fälligkeit zinstragend anzulegen. 
ie bis zum Fälligkeitstage laufenden Binjen find den aus 
der Berteifungsmaffe nicht mehr voll zum Zuge gelangenden 
rs Van nach der Rangordnung ihrer Anſprüche, mangels 
folder Berechtigter aber dem Berpflichteten zuzuweiſen. 
Für unverzinsliche betagte Forderungen, die in Anrech- 
nung auf das Meiftbot übernommen werden, hat der Er- 
fteher vom Tage der Erteilung des Zuſchlages bi zum Ein- 
tritte der Fälligkeit Zinſen in der Höhe der gejeglichen Zinſen 
zu entridhten. Dieje Zinfen find nad) den Beltimmungen 
des vorhergehenden Abſatzes zu verwenden. 
1) Nicht bedingte Forderungen 88 230, 221, nicht Simultanhhypothefen 
8 222, nicht Anſprüche auf wiederkehrende Leiftungen 8 219. — Siehe 
8 171, Abſ. 2. 

2) 8 172, Abſ. 2. 

8), Diefe Erflärung ift für den Erſteher, jofern die Forderung nicht 


4. Pfandrechtlich fichergeftellte Kaufrechte find bei der Meift- 
botberteilung in dem ihnen zulommenden Wertbetrage zu berüd- 
ſichtigen. €. v. 27. Mai 1863, 3. 3593, Sig. 1732. 

5. Heiratsgutsforderungen find wie (unverzinsliche) 
betagte Forderungen zu behandeln. E. v. 30. April 1902, 3. 5709, 
Not3. 1903 : 10. 

6. Wird eine unverzinsliche Heiratsguts- und Wider- 
lagsforderung dur den aus dem Meiftbot auf fie entfallenden 
Betrag nicht vollſtändig gedeckt, fo find die Zinfen des fruchtbringend 
anzulegenden Meiftbotsrefte8 zur Ergänzung des angelegten Be- 
trages zu verwenden. ©. v.3. Juli 1900, 3. 9485, Ss, 1077. 

7. Hat die Gattin des Verpflichteten die Liegen- 
haft, auf der zu ihren Gunften eine Heiratsgut3- und Wider- 
lagsforderung einverleibt ift, erftanden, fo bleibt für den aus dem 
Meiftbote auf diefe Forderungen entfallenden Betrag das Pfandrecht 
bes Heiratsguts auf der Liegentchaft einverleibt und es find die jeweils 
fälligen Zinjen dieſes Betrages bei Gericht zu erlegen. &. v. 30. April 
1902, 3. 5709, Not3. 1903 : 10. 

8. Die Ehegattin Tann die Auszahlung des vom Erfteher 
zur Zahlung übernommenen Heiratdgutes während der 
Ehe nicht fordern. €. v. 18. Februar 1880, 3. 586, Sig. 7860; 

ebenfowenig der Gläubiger, dem ein Zeilbetrag einer folchen 
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fällig ift, bindend; er Tann jedoch), wenn die Forderung höher ald mit 
4°/, verzinslich ift, halbjährig kündigen, 8 153, fal3 nicht vertraggmäßig 
eine Fürzere Friſt beſteht. 

9) Insbeſondere Rückforderungsanſpruch hinſichtlich des Heiratsgutes, 
88 1227, 1228 abGB. 

a) Hypotefargläubiger, welche rechtzeitig Barzahlung forderten, aber 
bei der Verteilungstagſatzung von dem Begehren der Barzahlung zurück⸗ 
treten, müſſen beffenungeachtet die bare Berichtigung ihrer Forderung an 
nehmen, wenn der Crfteher die Schuld nicht Übernehmen will. (FM. zu 
8 228 ED.) 


6 224. Wenn auf der Liegenfchaft das Pfandrecht für 
Forderungen begründet ift, Die aus einem gegebenen Kredite, 
aus einer übernommenen Geichäftsführung oder aus dem 
Titel der Gemwährleiftung oder des Schadenerjages entitehen 
fönnen (Kredit-, Kautionshypothek), jo find die bis zur lebten 
Berteilungstagjagung!) bereit entjtandenen Forderungen?) 
des Gläubigerd an Kapital und Nebengebühren in Gemäß- 
heit der ſonſt für pfandrechtlich fichergeftellte Forderungen 
der gleichen Art geltenden Borjchriften dur) Barzahlung 
(zindtragende Anlegung) oder Übernahme zu berichtigen. 


Der hiedurch nicht aufgezehrte Teil des angegebenen 
Höchftbetrages wird durch Zuweiſung eines se 
Barbetraged aus der Berteilungsmafje berichtigt. Dieſer Be- 
trag ift zinstragend anzulegen. Die Zinfen find, unbejchadet 
der Verwendung des erlegten Betrages für die dem Gläu- 
biger neu entftehenden Anfprüche, den aus der Verteilungs- 
maſſe nicht mehr voll zum Zuge gelangenden Berechtigten 
nad der Rangordnnung ihrer Anſprüche oder in Ermanglung 
‘ folder dem PVerpflichteten zuzuweiſen. Diejen Berjonen fällt 
auch nach) Maßgabe der Priorität ihrer Anfprüche zu, mas 


grundbücherlich haftenden Forderung eingeantwortet wurde. ©. v. 
6. April 1892, 3. 3243, IMVB. 771. 

9. Eine Widerlage iftnur bedingt (für den Fall des früheren 
Ablebens des Verpflichteten) zuzuweiſen; die Zinfen gebühren den 
nachfolgenden Pfandgläubigern. E. dv. 29. März 1883, 3. 3514, 
Sig. 93635 3. November 1874, 3. 11595, Sig. 5524; 2. Juni 
1874, 3. 5646, Sig. 5383. — Bol. EO. 8 322 Nr. 3. 

8 224. 1. Kapitalund Nebengebühren (Zinfen, Koften ı. a.) 
dürfen dem Gläubiger nur innerhalb des bei der Kredithypo- 
thek eingetragenen Höchftbetrages aus dem Meiftbote zuge- 
wiejen werden. E. v. 17. Juni 1902, 3. 8492, 38. 1902 : 339; 
13. Dezember 1901, 3. 10530, amtl. ©. 499; 3. April 1901, 3. 
4315, amtl. ©. 418 (16. Mai 1889, 3.5496, Sig. 12740); 
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nad) Beendigung des Kredits⸗ oder Kautionsverhältniffes®) 
von dem erlegten Kapitale erübrigt ($ 219, Abſatz 2). 
1) Bezliglich der nach dem Berfteigerungstermine, wenn auch innerhalb 
bes Höchftbetrages entftandenen Forderungen fann mit Rüdficht auf 88 171, 
Abf. 1 u. 2, und 223 Barzahlung nicht verlangt werben. 
2) Anzumelten zur Berteilungstagfagung. 8 211. 
3) Wenn das Krebit- oder Kautionsverhältnis fchon zur Beit der 
Berteilungstagjagung beendet ift, iſt das Meiftbot nur bis zur Höhe der 
eutftandenen Forderung zuzuweiſen. 


$ 225. Mit welchem Betrage Dienftbarfeiten und Real- 
laften von unbejchränkter Dauer zu bewerten find, Die der 
Erfteher nach den Berfteigerungsbedingungen und dem Er- 
gebniffe der Verfteigerung!) in Anrechnung auf das Meiſtbot 
zu übernehmen bat, ift vom Richter unter Berüdjichtigung 
der Ergebniffe der Schäßung ($ 144) zu beitimmen.?) Bei 
Dienjtbarkeiten und Neallaften, die zum Bezuge wiederich- 
render Leiltungen berechtigen, iſt diefer Betrag dem Kapitale 
gleich, das erforderlich ift, um die vom Tage der Erteilung 
des Zuſchlages an verfullenden Leiftungen oder deren Geld- 
wert aus den Zinſen zu berichtigen. Der Betrag, der auf 


hieran ändert es nicht8, daß der Höchiftbetrag ſamt beftimm- 
ten Zinfen eingetragen if. €. v. 3. April 1902, 3. 17888, 
amtl. ©. 418. 

2. Den Nebengebühren, für die diefer Höchftbetrag 
feine Dedung mehr bietet, fommt nicht die Rangordnung ber 
Kredithypothek, jondern, falls für fie ein befonderes Pfandrecht ein- 

etragen ift, der Rang dieſes legteren zu. E. v. 4. November 1896, 
. 12972, 38. 1902: 339. 

3. Soweit die bis zu einer beftimmten Höchſtſumme 
einderleibten Nebengebühren pfandredhtlich fichergeftellter 
en duch die bis zur Metjtbotverteilung erwachienen 

injen oder Koften nicht aufgezehrt werden, ift der aus dem Meiſt⸗ 
bote für jene Nebengebühren erüibrigende Betrag zinstragend anzu⸗ 
legen, mag die Hypothef vom Erſteher übernommen oder durch 
Barzahlung berichtigt werden. E. v. 30. April 1902, 3. 5709, 
Rot. 1903:10; 9. Jänner 1902, 3. 17888, 38. 1902 : 204 
(13. November 1901, 3. 15331, amtl. &. 491?). 

8235. 1. Ein zur Sicherftelung eines Rentenbezugs— 
rechtes eingetragenes Kapital tft nach Erlöſchen dieſes Rechtes zur 
Befriedigung der aus dem Meiftbote zu berichtigenden Satzforde⸗ 
rungen zu verwenden. ©. v. 13. Auguft 1867, 3. 6604, Sig. 
2837. — Bgl. über die Behandlung des Fruchtgenuffes und der 
Realfervituten bei der Meiftbot3verteilung Band 2 Ddiefer 
Sammlung, $ 524. 
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eine vom Erfteher übernommene Lat entfällt, wird Diefem 
ausgefolgt.?) 

Bei Dienftbarkeiten und Neallaften von bejchränlter 
Dauer, die der Erfteher in Anrechnung auf das Meiftbot 
übernimmt, ift da3 Dedungskapital zinstragend anzulegen. 
Die Zinſen gebühren für die Dauer der fraglichen Laft dem 
Erjteher. In Bezug auf das frei werdende Dedungstapital 
iſt im Sinne bes 8 219, Abfaß 2, zu verfahren. 

1) Dem betreibenden Gläubiger nachfolgende Laſten, 8 150. 

2) Die den bezüglichen Rechten entjprechenden Kapitalsbeträge find im 

Schätzungsprotokolle anzugeben. 8 21, Ab. 1, Realfhägungsorbnung (bei 
8 144). — Allenfalls können auch Sachverftändige einvernommen werben. 
8 55, Abſ. 3. — Dagegen fein Rekurs. $ 239, 8. 7. 

3) Wenn das Meiftbot nicht ausreicht, wird das Recht aufgehoben 
und das Entfhädigungsfapital zugewieſen. $ 227. 

6 226. Kinverleibte Ausgedinge find wie Reallaften 
von beſchränkter Dauer, die zu wiederkehrenden Leiftungen 
verpflichten, nach den Borichriften des 8225 zu behandeln.‘) 

Der Erfteher bat dem Berechtigten die ihm kraft des 
übernommenen Ausgedinges gebührenden Natural- und Geld⸗ 
leiftungen zu gewähren. Sft die aus der Verteilungsmaſſe 
auf das Ausgedinge entfallende Dedung zu gering, um aus 
ihren Zinſen diefe Leiftung oder ihren Geldwert voll zu be- 
richtigen, jo darf der Erjteher die zur unverlürzten Aufrecht- 
haltung der Ausgedingsleiftungen erforderlichen Ergänzungs⸗ 
beträge aus dem Dedungsfapitale entnehmen. 

Mit Yuftimmunga) des Ausgedingsberedhtigten und der 
auf das Dedungstapital gewieſenen PBerfonen kann das Ge- 
richt verfügen, daß, wo Altersverſorgungskaſſen beftehen, das 
Dedungsfapital in eine folche Kaffe zu Gunften des Aus— 
gedingsberechtigten eingezahlt werde. 

1) Dad Dedungslapital ift zinstragend anzulegen, der Binfenbezug 
— der Bezug der erforderlichen Ergänzungsbeträge dem Erſteher zu⸗ 
zuweiſen. 

Für den Fall des Ablebens des Ausgedingers iſt das jreimerdende 
Deckungskapital den nachfolgenden Gläubigern event. dem Verpflichteten 
zuzuweiſen. 8 225, Abſ. 2. — Das Ausgedinge bleibt bis zum Ableben 
des Ausgedingers event. bis zum früheren Aufzehren des Deckungskapitales 
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aGG. zu beachten. — Über die Bewertung der Ansgebingsleiftungen 
tönnen auch Sacverftändige vornommen werden, wenn die Ergebniffe 
der Schäßung nicht ausreichen ($ 144, Abſ. 2). — Dagegen kein Rekurs. 
239, 8. 7. 

i a) sL Vorſchrift, dab die nicht erfcheinenden Perjonen ala dem An⸗ 
trage zuftinnmend zu behandeln find (8 56, Abſ. 2, EO.), gilt auch für 
den Antrag, das Dedungstkapital für Ausgedinge in eine Alteröverjorgungs- 
kaſſe einzuzahlen. Der Antrag muß aber den im 8 226, Abf. 8, ED. 
genannten Beteiligten bei der Ladung mitgeteilt worden fein (8 56, 
Abſ. 2, cit.). (IM. zu 8 226 EO.) 

$ 227. Dienftbarkeiten und Reallaften, mit Ausnahme 
der Ausgedinge, für welche aus der Berteilungsmafje nicht 
mehr die dolle Dedung erübrigt, find aufzuheben; an ihre 
Stelle tritt der Entihädigungsanfprud?) für die nicht über— 
wiejene Laft. Die Entihädigung ijt vom Nichter zu be- 
ftimmen und nah Zulänglichfeit der Verteilungsmaffe in der 
Rangordnung, die, dem aufgehobenen Rechte zufam, durch 
Barzahlung zu berichtigen. 

Das Gleiche gilt betreff3 der Entſchädigungsanſprüche 
für ein nicht auf den Erjteher überwiefenes einverleibtes Be— 
ſtandrecht.?) 

1) Anzumelden zur Meiſtbotsverteilung, 8 211. 

2) 8 1121 abGB., 8 150, Abſ. 3. 

6 228. Bücherliche Vormerkungen find nur dann zu 
berüdfichtigen, wenn ſpäteſtens bei der legten Berteilungs- 
tagfagung nachgewieſen wird, daß das Verfahren zur Recht: 
fertigung der Vormerfung!) fi) im Zuge befindet, oder wenn 
zu diefer Zeit die Frift?) für die Einleitung diejes Verfahrens 
noch nicht abgelaufen ift. 

1) 88 41 Jit. c, 42 aGG. 

2) 88 43, 45 aGG. 





8 227. 1. Soferne infolge des einer Hypothek eingeräumten 
Borranges vom Meiftbote nicht mehr genug erübrigt, um daraus 
das für eine Dienftbarfeit ver Wohnung ermittelte Dedung3- 
fapital zu entnehmen, tft die Dienftbarkeit aufzuheben und dem 
Wohnungsberedtigten Entihädigung zu gewähren. E. v. 19. Juli 
1899, 3. 10975, Sig. 682. 

2. Die Entſchädigung für ein einperleibtes Beſtandrecht 
ift dem Beftandnehmer unter der Bedingung zuzumeiien, daß er 
infolge Auffündigung vorzeitig dem Erfteher weichen müſſe. E. v. 
19. November 1901, 3. 15332, 33. 1902 :231. 

8 238, 1. Nicht anwendbar auf Steuern und an den Staat 
zu zahlende Gebühren. €. y. 14. November 1900, 3. 15115, Ref. 
1901: ©. 181, 


29* 
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Berteilungsbefchluß.*) 


$ 229. Im Berteilungsbehluffe ift zunächſt der ge- 
famte Betrag der Se re 1) auszuweiſen. Sodann 
find die an die einzelnen Berechtigten abzuführenden oder 
für fie zu erlegenden Barbeträge, die vom Erfteher in An— 
rechnung auf das Meiftbot übernommenen Rajten und Schulden 
ſamt Nebengebühren und die den übernommenen Laften und 
Schulden entiprehenden Dedungsbeträge ziffermäßig, nad) 
der Rangordnung der hiedurch zu befriedigenden oder ficher- 
zuftellenden Rechte und Anſprüche mit der Bemerkung auf- 
zuführen, inwieweit die Anfprüche der Berechtigten an Kapital 
und Nebengebühren getilgt find. 

Im Verteilungsbejchluffe ift ferner anzugeben, wie die 
Zinſen fruchtbringend angelegter Beträge?) zu verwenden find, 
wie mit frei werdenden Beträgen?) zu verfahren ift, welche 
Eicherheit bei barer Berichtigung von Forderungen unter auf« 
löfender Bedingung zu leiften iſt,) welche Berechtigte, mit 
welchem Betrage und in welcher Reihenfolge fie auf Erfaß 
im Sinne des $ 222°) Anſpruch haben, und welcher Betrag 
der Mafje zu Gunften des Berpflichteten erübrigt. 

Der Verteilungsbeichluß ijt allen zur Tagſatzung ge- 
ladenen®) Perſonen zuguftellen. ’) 


*) Beifpiele für Protokolle über Verteilungstagfagungen und für 
Berteilungsbefchlüffe wurden veröffentlicht in der Beilage zum IMBB. 
©. 59/1%0. 


8 229. 1. Im Berteilung3befchluffe unterlaufene offenbare 
Unrichtigfeiten find von Amts wegen oder auf Antrag, nötigen 
falls nach vorheriger mündlicher Verhandlung zu berichtigen. €. 
vb. 4. Jänner 1900, 3. 18880, GH. 1900 : 25. 

2. Für die auf der Liegenfhaft zweier ſolidariſch 
berpflichteter Miteigentümer haftende Forderung kann 
nicht volle Berichtigung aus der einen Hälfte des Meiſtbotes be- 
gehrt werden. ©. dv. 12. Juni 1901, 3. 8453, amtl. S. 437. 

3. Für die Zahlungspflicht des Erftehers ift der recht3- 
kräftige eiſtboiberteiiungsbeſchei maßgebend; insbeſondere auch 
in Anſehung der Währung. E. v. 13. März 1879, 3. 880, Slg. 
7375; 23. Mai 1878, 3. 15547, Sig. 6990; 1. Februar 1872, 3. 
15336, Sig. 4467. 

4. Wegen Saumfal des Erſtehers in der Berichtigung 
des durch den Verieilungsbefchluß einem Gläubiger zugewiejenen 
Meiftbotsbetrages Tann nur Wiederberfteigerung beantragt werben. 
€. v. 12. März 1902, 3. 3276, Präv. 1902: ©. 280. 
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1) Bezüglich der Zinfen vom Meiftbote fiehe 8 216, Anm. 11 und 
Anm. d. 

2) 88 219, 220, Abſ. 2, 221, Wbf. 2, 223, Abſ. 3, 224, Abi. 2, 226, 
Abſ. 2, 226, Abſ. 2, 230, Abſ. 2. 

3) 88 219, 220, Abſ. 8, 221, Abſ. 2, 224, Abſ. 2, 225, Abſ. 2, 226, 
Abi. 1, 230, Abi. 2. 

4) 8 220. — Die Sicherftellung gilt von vornherein als verweigert, 
wenn fi) der Gläubiger nicht fpäteftens bei der lebten Berteilungstag- 
fagung zu deren Leiftung bereit erklärt. 8 220, Abi. 2. — In ſolchem 
Falle ift die Sicherheit im Berteilungsbejchluß nicht anzugeben, ſondern 
der Forderungsbetrag anzulegen. 

5) Wegen ımverhältutsmäßiger Befriedigung aus dem Meiftbote einer 
von mehreren fimultan baftenden Liegenschaften. 

°) 8 209, Abi. 2 u. 3. 

?) Revifionsrefurd gegen einen beftätigenden Beſchluß der Rekurs⸗ 
inftanz zuläſſig. $ 239, Abſ. 8. 


6230. Iſt die Berfon oder der Aufenthalt eines Hypo⸗ 
He unter Umftänden unbelannt, welche nach den 
eitimmungen ded allgemeinen Grundbuchsgeſetzes!) zum Be- 
ehren um Einleitung der Amortifierung dieſer Hypothekar⸗ 
ben berechtigen, fo find im Berteilunbsbeichluffe aud) 
diejenigen Anfprüce zn bezeichnen, welche für den Fall der 
Bewilligung der Amortijation aus den auf die amortifierte 
Forderung entfallenden Betrage der Verteilungsmaſſe zu be- 
richtigen ind. 


Dad Anfuchen um Einleitung der Amortifierung Tann 
nicht bloß vom Erfteher, fondern von jedem Gläubiger an- 
est werden, welcher nad) dem PVerteilungsbefchlufle auf 

efriedigung aus dem durch die Amortifierung frei werdenden 
Betrage Anfpruch hat. Diefer Betrag iſt für die Beit des 
Amortifierungsverfahrens zinstragend anzulegen. Die in- 
zwiichen laufenden Binjen find den zum Bezuge des frei 
werdenden Betraged berechtigten PBerjonen nad) der Rang- 
ordnung ihrer Anſprüche zur Verzinfung und Tilgung der- 
jelben zuzumeijen. 

2) „Wenn feit der Einverleibung einer Hhpothefarforberung und, 
fall weitere Eintragungen fit auf dieſelbe beziehen, auch feit der 
leßten diefer Eintragungen ein Zeitraum von minbeftens fünfzig Jahren 
verftrichen ift, und wenn biejenigen, welche nad) den Eintragungen als 
die Berechtigten ericheinen, oder deren Erben und Nachfolger nicht aus⸗ 
findig zu machen find, auch während diefer Zeit weder eine Kapitals oder 
Intereſſenzahlung erhoben haben, noch das Recht auf irgend eine andere 
Art geltend gemacht worden ift, fo kann der Schuloner um die Einleitung 
der Amortifierung bei dem Grundbuchsgerichte anfuchen.” 8 118 aGG. 
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6 231. Wenn die Entjcheidung über einen bei der 
Berteilungstagfagung erhobenen Widerjpruh?) von der Er- 
mittlung und Teitftelung ftreitiger Tatumſtände?) abhängt, 
jo ift die Erledigung des Widerfpruches im Berteilungs- 
beichluffe auf den Rechtsweg zu verweilen; fonft ift über den 
Widerſpruch jogleich im Verteilungsbeichluffe zu enticheiden. 
Anfprüche, gegen welche jich ein auf den Rechtsweg ver- 
wiejener Widerſpruch richtet, find im Berteilungsbejchlufie 
vorläufig fo zu behandeln, als ob fie Hinfichtlich des ge- 
forderten Betrages und der behaupteten Rangordnung unbe- 
ftritten mwären. 

Wer infolge Widerjpruches auf den Rechtsweg verwiejen 
ift, muß fich binnen einem Monate nad) Zuftellung des Ver- 
teilungsbejchluffes darüber ausmweifen, daß er das zur Erledi- 
gung des Widerfpruches notwendige Streitverfahren bereits 
anhängig gemacht habe, widrigeng der Verteilungsbefchluß auf 
Antrag eines jeden durch den Wideriprud) betroffenen Be- 
rechtigten ohne Rüdficht auf den Widerſpruch ausgeführt 
wird.) Dies ift im Verteilungsbejchluffe befanntzugeben. 

Die vorjtehenden Beftimmungen find finngemäß anzu 
wenden, wenn die Erledigung des Widerſpruches die Ein- 
Yeitung des Verfahrens bei der zuftändigen Verwaltungsbe- 
Hörde erheiſcht. 


8 231. 1. Der Hppotbelargläubiger, der gegen die Forde— 
rung Widerfpruch erhebt, die von dem auf der Hypothek 
eingetragenen Superpfandgläubiger zur Berichtigung 
aus dem Meiftbote angemeldet wird, ift auf den Rechtsweg zu 
verweifen. E. v. 31. Mat 1900, 3. 7687, Sig. 1030. 

2. Die Friſt für die Einleitung des Necht3ftreites wird durch 
das rechtzeitige Anbringen der Klage bei einem unzu- 
ftändigen Gerichte nicht gewahrt; leßteres ift nicht verpflichtet, 
die Klage von Amts wegen dem zuftändigen Gerichte abzutreten. €. 
v. 7. Juni 1900, 3. 8152, Slg. 1040. 

3. Anfechtungsklagen eines nachſtehenden gegen 
einen vorausgehenden Pfandgläubiger auf Rückerſtattung 
des von letzterem aus dem Meiſtbote bezogenen Betrages können 
nach Ablauf der Monatsfriſt erhoben werden, hemmen jedoch nicht 
die Ausführung des Verteilungsbeſchluſſes. E. v. 12. Februar 
1901, 3. 1713, amtl. ©. 369. 

4. Bei Verteilung des Meiftbote der in eine Konkurs⸗ 
maſſe gehörigen Liegenſchaft hat das Erefutiondgericht auch 
darüber zu entjcheiden, welche Koften zu den Spezialmaffekoften zu 
rechnen und aus dem Meiftbot vorzugsweiſe zu berichtigen find. 
E. v. 20. Februar 1900, 3. 1750, Sig. 894. 
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Die Befugnis desjenigen, der Widerſpruch erhoben hat, 
gegen Perſonen, die auf Grund des Berteilungsbefchluffes 
efriedigung erlangt haben, jein befleres Recht im Wege der 
Klage‘) geltend zu machen, wird weder durch die Berjäu- 
mung der für die Erhebung der Klage beftimmten Frift, 
noch durch die Ausführung des Verteilungsbeſchluſſes ver- 
wirft.’)a) 

1) Einer zur Erhebung des Widerfpruches berechtigten Perſon. $ 213. 

2) Ebenfo bei der Berteilung der Ertragsüberihüfle. 8 128, Abi. 2. 
— Wegen ftreitiger Rechtsfragen darf nicht auf den Rechtsweg verwieſen 
werden. 

3) Wenn der Rechtsftreit rechtzeitig eingeleitet wird, find die durch 
den Widerfpruch betroffenen Beträge in gerichtlicher Verwahrung zu halten. 
8 236, Ubi. 3. 

9) Für Diefe Klage ift nicht mehr das Erefutionsgericht zujtänbig. 

5) Die Vorſchriften dieſes Paragraphen find ſinngemäß auf bie Ver- 
teilung der Ertragsüberfchüffe anzuwenden. $ 128, Abſ. 4. 

a) Die Befugnis, gegen Perjonen, die auj Grund des Verteilungs- 
beichluffes Befriedigung erlangt Haben, fein beſſeres Net im Wege ber 
Klage geltend zu machen (8 231, Tester Abſatz, EO.), iteht demjenigen 
nicht zu, über deſſen bei der Verteilungstagfagung erhobenen Widerfprud; 
im Verteilungsbeſchluſſe bereits endgültig entichieden ift. Daher kann eine 
ſolche Klage insbefondere nicht auf einen Rechtsgrund geitügt werben, dem 
das Gericht im Berteilungsbefchluffe rechtäfräftig die Anerkennung verjagt 
hat. (IM zu $ 231 ED.) 


$ 232. Zur Enticheidung über die auf den Rechtsweg 
verwiejenen Widerjprüche ift da3 Exekutionsgericht zuftdndig.') 
Die in Unfehung desfelben Anſpruches von mehreren Perſonen 
erhobenen Widerjprüche können von diefen als Streitgenoffen ?) 
in einer gemeinjchaftlidden Klage geltend gemacht werden. 


Das Urteil, welches in dem Prozeſſe über einen bei der 
Berteilungstagfaßung erhobenen Widerſpruch erfließt, ift für 
und gegen jämtliche male Gläubiger und Berechtigte, 
Sowie für und gegen den Berpflichteten ($ 14 der ZPO.) 
wirkſam.?) 

!) Anwendungsfall des Grundſatzes im 8 17, Abſ. 2. 

2) 8 11 ZPO. 

3) Die Streitgenoffen bilden eine einheitliche Streitpartei. 88 14, 

402, Abf. 2, ZPO. — Verteilung der Ertragsüberfchüffe, 8 128, Abſ. 4. 


6233. In dem Urteile, durch welches einem erhobenen 
Widerfpruche ftattgegeben wird, ift, auch ohne ein darauf ge- 
richtetes Begehren, auf Grund des Verteilungsbejchlufjes und 
der Akten des Verteilungsverfahrens zu beftinnmen, welchen 
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Gläubiger und in welchem Betrage der ftreitige Teil der Maſſe 
auszuzahlen fei.') 

Stehen folcher Beftimmung nah Ermeſſen des Gerichtes 
erhebliche Schwierigkeiten entgegen, fo ift im Urteile ein neuer- 
liches PVerteilungsverfahren anzuordnen und nad) Rechtskraft 
des Urteil8 von Amts wegen einzuleiten. Dieſe neuerliche 
Verteilung Hat fi) auf den durch den Widerfpruch betroffenen 
Teil der Maſſe zu befchränfen. Die durch Barzahlung, 
Schuldübernahme oder Dedungserlag aus dem Berfteigerungs- 
erlöje bereit3 befriedigten Beteiligten find diefem neuen Ver- 
fahren nicht beizuziehen. 

af 4 8 229, Abſ. 2. — Gilt auch für die Mefursentfcheidung. $ 234, 


6 234. Zur Unfehtung des Verteilungsbeſchluſſes 
mittels Rekurs find der Verpflichtete und die zur Bertei- 
lungstagſatzung erfchienenen Berechtigten nur int Umfange 
des ihnen gemäß 8 213 zujtehenden Widerfpruchärechtes be= 
fugt. Auf Unfehtungsgründe, die zwar mittel Wider- 
Ipruches hätten geltend gemacht werden können, aber bei der 
Bertellungstagfaßung nicht vorgebracht wurden, ift feine 
Rückſicht zu nehmen. 

Die Beftimmungen des $ 233 find auch auf die Ent- 
iheidung über den Nefurs anzuwenden. 


8234, 1. Den zur Berteilungstagfagung nicht erſchie⸗ 
nenen Berechtigten wird ein Rekursrecht zugeftanden: 

wenn der Verteilungsbeſchluß, ohne fich dabei auf eine Eini- 
gung der Beteiligten ftügen zu können, gegen die geſetzlichen 
Verteilungsgrundfäge verftößt. E. v. 31. Jänner 1899, 
3. 1242, Sig. 493; 


oder wenn im Berteilungsbefchluffe Anfprüdhe des Be— 
ſchwerdeführers gefegmwidrig nicht oder doch nicht im ange- 
Iprochenen Maße berüdfichtigt find. E. v. 16. April 1501, 3. 5298, 
GS. 1901: 31; 3. Oftober 1900, 3. 13560, Przeg. 1901: ©. 198; 
20. Zuli 1898, 3. 10061, Sig. 260; 18. Juli 1898, 3. 10061, 
amtl. ©. 143; 13. Juli 1898, 3. 9652, Sig. 255; 21. Juni 1898, 
3. 8430, Sig. 230; 1. Juni 1898, 3. 7177, &R. 168, Stg. 2025 

der Verpflichtete ift zur Anfechtung befugt, wenngleich er 
bei der Berteilungstagfagung nicht antwefend war. E. v. 18. Juni 
1902, 3. 8369, $B. 1902 : 32. 


2. Ungeachtet Widerſpruch bei der Verteilungstagfagung 
nicht erhoben wurde, ift Rekurs ftatthaft, wenn die Anfechtungs- 
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6 235. Wenn dem Widerfpruche gegen die Anrech⸗ 
nung einer pfandrechtlich fichergejtellten Yorderung auf das 
Meiitbot in dem Verteilungsbeichluffe, in der Enticheidung 
über einen dagegen erhobenen Rekurs oder in dem über den 
Widerſpruch ergangenen Urteile Folge gegeben wird, jo iſt 
fofort nad) Eintritt der Rechtskraft dem Erfteher vom Ere- 
futionsgerichte der Auftrag zu erieilen, den Meiftbotsreft, 
welcher dem nicht anrechenbaren Betrage der pfandrechtlich 
——— Forderung ſamt Nebengebühren gleichkommt, 
owie deſſen geſetzliche Zinſen vom Tage der Erteilung des 
Zuſchlages an binnen der nächſten vierzehn Tage bei Gericht 
zu erlegen.«) 


Auf Grund diefes Auftrages findet nach Ablauf der 
Friſt auf Antrag zur Hereinbringung des reftlichen Meift- 
bote8 jamt Zinſen Erefution auf da3 Vermögen de3 Er— 
ſtehers ftatt. Zur Uniragftellung ift jede der zur Vertei⸗ 
lungstagſatzung geladenen Perſonen beredhtigt; der Antrag 
ift beim Erefutionggerichte zu ftellen. 


Mit dem eingezahlten Meiftbotrefte ift nad) $ 233, Ab- 

fat 2, zu verfahren. 

a) Den Meiftbotreft, welcher dem nicht anrechenbaren Betrage der 
pfandrechtlich fichergeftellten Forderung famt Nebengebühren gleichlommt, 
und die gefjetlichen Zinſen diejes Meiftibotreftes zu erlegen, Tann bem 
Erfteher nur dann aufgetragen werben, wenn gegen die Anrechnung einer 
vom Erfteher zur Zahlung Äbernommenen HHpothefarforberung 
auf das Meiftbot mit Erfolg Widerfprud) erhoben wurde. (IM. zu 
8 235 EO.) 


gründe feinen Gegenftand des Widerſpruches bilden. ©. 
d. 29. Dezember 1899, 3.18509, Sig. 813 (19. Juli 1899, 3. 10975, 
Sig. 6827); 


inSbejondere wenn die Berehnung und Einverleibung des 

Erjaganfprudes bei Simultanhypotheten (8222, Abf. 4 

angefohhten wird. €. v. 28. Auguft 1900, 3. 11774, 
g. 1110. 


3. Gegen die vom Rekursgerichte beftätigte Feſt— 
fegung der Nebengebühren (Koften) innerhalb eines einge- 
tragenen Höchftbetrages ift ein weiterer Rechtszug ausgeſchloſſen, 
wenngleich die Koftenbeftimmung in den Verteilungsbeſchluß aufge- 
nommen wurde. €. v. 29. Mai 1901, 3. 7759, NotZ. 190143. 

4. Erſatz der Rekurskoſten gebührt dem Hypothekar— 
gläubiger felbft danıı nicht, wenn feinem Rekurſe Folge gegeben 
wird. E. v. 1. Auguft 1900, 3. 10809, Gaz. 190011. 
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Ausführung des Verteilungsbeſchluſſes. 


6236. Nach Rechtskraft des Verteilungsbeſchluſſes find 
die den einzelnen Berechtigten zur Barzahlung überwiefenen 
Beträge, Toten hinfichtlich derjelben fein Rechtöftreit anhängig 
oder die zur Erhebung der Klage anberaumte Frijt!) bereits 
fruchtlos verjtrichen ift, auf Antrag gegen Quittung?) aus⸗ 
zufolgen. 

Wegen Bewirkung der angeordneten zinstragenden An- 
legung ift in Ermanglung einer anderweitigen Einigung 
unter den PBerfonen, welchen diefe Beträge oder deren Zinſen 
beftimmt find, vom Erefutionsgerichte das Geeignete zu ver- 
anlafien (8 77). 


Soweit der Berteilungsbeichluß wegen eines anhängigen 
Rechtsftreites nicht ausgeführt werden Tann, bleiben die ent- 
Iprechenden Beträge bis zur rechtsfräftigen Entjcheidung in 
gerichtlicher Verwahrung.?) 

1) 8 381. 

2) Laut Erlafjes des FM. v. 29. Dezember 1900, 8. 60961, unter: 
liegen diefe Quittungen nah TB. 47, lit. c, GG. bloß dem firen 
Stempel von 1 K von jedem Bogen, fofern nicht nad) Stala IL eine 
mindere Gebühr entfällt. (JMVB. ©. 153/1901.) 

3) Gilt auch für die Verteilung der Ertragsüberſchüſſe. 8128, Ab 4. 


Bücherlihe Einverleibungen und Löſchungen. 


6 237. Die bücherliche Einverleibung feines mit dem 
Zuſchlage) erworbenen Eigentumsrechtes an der verſteigerten 
Viegenſchaft, die Übertragung der mit dem Eigentum an ber 
Liegenichaft verbundenen bücherlichen Rechte, die Löfchung der 
Anmerkung der Berfteigerung,?) der Zufchlagserteilung?) und 


— — — — 








8 236. 1. Wer durch Ausbleiben von der Verteilungstag- 
ſatzung oder durch Unterlaffen des Widerfpruches das Recht zum 
Nefurfe gegen den Verteilungsbeichluß verwirkt hat, kann feine 
Befchwerden auch nicht mittel8 Rekurs gegen den Ausfüh— 
rungsbeſchluß u Sms bringen. €. v. 23. Juli 1901, 
3. 10556, amtl. ©. 

2. Wegen —— die erſt nach Ablauf der Friſt für 
Widerſpruchsklagen angebracht wurden (8 231, Abſ. 2 EO.), 
darf die Ausführung des Verteilungsbeſchluſſes nicht aufgefepoben 
werden. E. d. 12. Februar 1901, 3. 1713, amtl. ©. 

8 237. 1. Durch die Begründung eines a — 
rechtes an dem Kaufrechte des Erſtehers wird die Einver— 
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aller übrigen auf das Verfteigerungsverfahren bezüglichen 
bücherlihden Anmerkungen‘) fann vom Erjteher unter Nady- 
weis der rechtzeitigen und ordnungsmäßigen Erfüllung aller 
Veriteigerungsbedingungen ſchon vor Erledigung der Meift- 
botöverteilung®) beim Erefutionsgerichte angefucht werden. 

Das Gericht Tann, falls es ihm zur Klarftellung und 

insbefondere zur Ergänzung der vorgelegten Beweiſe not- 
wendig erjcheint, vor Bewilligung des Anhuchens den betrei⸗ 
benden Gläubiger und die an der Liegenfchaft dinglich Be- 
rechtigten oder einzelne diejer Perjonen einvernehmen; dieſe 
Einvernehmung gefchieht auf Koften des Erfteherd. Wenn 
dies zur Wahrung der Rechte der genannten Perſonen zweck⸗ 
mäßiger ift, fann das Gericht ſtatt deren Einvernehmung 
anordnen, daß fie von der Bewilligung des Anfuchens ver- 
jtändigt werden. Bei Bewilligung des Anſuchens Hat das 
Gericht zugleich das Erforderliche wegen Vollzuges der bücher« 
lichen Eintragungen zu verfügen.‘) 

Die Löfchung der auf der verfteigerten Liegenfchaft ein« 

— vom Erſteher nicht übernommenen Laſten und 

echte ?) kann erſt nach Rechtskraft des Verteilungsbeſchluſſes 
vom Exekutionsgerichte auf Antrag des Erſtehers bewilligt 
werden;®)a) mit dieſem Antrage kann das im erſten Abſatze 
bezeichnete Begehren verbunden werden. 

1) Vergl. 8 156. 2) 8 134, Abſ. 2. 3) 8 183, Abſ. 3. 

+) Anmerkung hinfichtlich der als Badium dienenden Forderung, 8 148. 
Anmerkung des Verfteigerungstermines, 8 173, Abf. 1. Anmerkung der 
Bufchlagsverfagung, 8 186, Abf. 3. — Berfachung bes Löſchungsbeſchlufſes, 
Urt. XVI, 8. 2, EG. 3. ED, 

) Der Antrag auf bücherliche Einverleibung des mit dem Zuſchlage 
erworbenen Eigentumsrechtes, auf Übertragung der mit dem Eigentum 
an der Liegenfchaft verbundenen bücherlichen Rechte und auf Löſchung 
der bücherlidhen Anmerkung, welche fid) auf das Verfteigerungsperfahren 
beziehen, kann vom Erfteher, falls er die rechtzeitige und ordnungsmäßige 








leibung nicht gehindert. E. v. 22. Dezember 1886, 3. 14858, 
Elg. 11309. 

2. Der Erfteher kann nicht von dem durch Barzahlung aus 
dem Meiftbote befriedigten Hypothekarſchuldner Ausftellung einer 
löfhungsfähigen Quittung verlangen. €, v. 5. März 1901, 
3. 2359, amtl. ©. 393. 

3. Die Löſchung der durch das Meiftbot wicht gededten 
Posten kann ungeachtet ihrer Übergehung im Verteilungs— 
befcheide begehrt werden. E. vd. 29. Jänner 1890, 3. 499, 
Now. IV, 2411; 4. Mai 1887, 3. 4835, Sig. 11576. 
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Erfüllung aller Berfteigerungsbebingungen nachweiſt (8 837, Abf. 1, ED.), 
zugleich mit dem Antrage auf Einleitung der Meifthoisverteilung ange» 
bracht ober bei der Berhandlung über bie Meiftbotöverteilung mündlich 
geſtellt werden; lebterenfall3 ift der Antrag in dad Tagſatzungsprotokoll 
aufzunehmen. Wenn vom Erfteher der verjteigerten Liegenſchaft nicht 
ausdrücklich etwas anderes begehrt wird, kann in beiden Fällen die 
Einvernehmung des betreibenden Gläubiger oder der an ber Liegenfchait 
dinglich Berechtigten (8 387, Abſ. 3, ED.) mit der Verhandlung über 
die Meiftbot3verteilung vereinigt werden. Vie Einverleibung des Eigen- 
tumsrechtes des Erfteherd und die anderen von ihm gleichzeitig begehrten 
bücdjerlichen Eintragungen können ſchon vor Rechtskraft des Verteilungs⸗ 
beſchluſſes vollzogen werden, wenn ber richterliche Beſchluß nur in An⸗ 
fehung der Verteilung des Meiftbotes und ber Löfchung ber vom Erfteher 
nicht übernommenen Laften und Rechte angefochten wird. 8 173 GO. 

% Die Eintragungen und Löfchungen find, auch wenn fie in einer 
anderen Wbteilung des Grundbuchsgerichte® bewilligt oder angeordnet 
werden, im Grundbuche ohne eine Beſchlußfaſſung oder Verfügung des 
Leiter? der Grundbuchsabteilung, und zwar auf Grund des in Urfchrift 
vorzulegenden Bejchluffes (Vid. Grundbuch) zu vollziehen. 8 157, Abf. 2, 
SD. — Der Beibringung von Abjchriften des Zuſchlagsbeſchluſſes, des 
Meiftbotverteilungsbeichluffes, von Duittungen der Gläubiger u. dgl., 
bedarf e8 nicht; mit Rüdjicht auf die Wichtigkeit bes betreffenden Be- 
fchlufjes für den Grundbuchsverkehr empfiehlt e3 fi) aber aud) dann, eine 
Ausfertigung des die Eintragung bewilligenden Befchluffes zu den Grund⸗ 
buchsakten zu bringen, wenn das Exelutionsgericht zugleich Grundbuchs⸗ 
gericht ift (8 157 GO.). Siehe IME. v. 5. November 1899, 8. 24006 
bei 8 54. — Eine Adjubizierungsurkunde nad altem Stil tft dem Erfteher 
nicht auszufertigen. 

?) Die wenn auch auf Rechnung des Meiſtbots übernommenen Rechte 
und Laften, insbefondere Ausgedinge, ferner, bei Bulänglichfeit des Meiſt⸗ 
botes, Dienftbarkeiten und Reallaften bleiben haften. 88 225, 226, 227. 

8) Gegen die Löfchung der Anmerkung fein Rekurs. 8 239, 8. 8. 


Vdg. des Juſtizminiſteriums dv. 11. Mai 1901, 3MVB. 
Nr. 14, betreffend Die Anwendung bes 88 des Gef. v. 23. Mai 
1883, RGB. Nr. 82, behufs grundbüdherliher Durdhführung 
des Eigentumsüberganges bei Zwangsperfteigerungen von 
Liegenfhaften Au alle Gerichte. 

Den auf die Herbeiführung und Erhaltung der Übereiuftimmung bes 
Grundduches und Grundfteuerlatafters mit dem fattifchen Befißftande ab⸗ 
zielenden gefeglichen Beftimmungen entfpricht e8, daß auch in Fällen ber 
Kwangsverſteigerung von Liegenschaften die eingetretene Eigentumsände⸗ 
rung im Grundbuche ftet3 durchgeführt, mithin die Einverleibung bes 
Eigentumsrechtes für den Erfteher bewirft werde. 

Gemäß 5 237, Abſ. 1, ED. findet diefe Grundbuchsamtshandlung 
nad) Erfüllung der Berfteigerungsbedingungen auf Anſuchen des Er- 
ſtehers ſtatt. 

Wie dem Juſtizminiſterium berichtet wurde, kommt es aber nicht 
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felten vor, daß der Erfteher trotz Erfüllung ber Berfteigerungsbedingungen 
die Erwirkung ber Einverleibung feines Eigentumsrechtes ungebührlic 
verzögert. Um in folchen Fällen die Herftellung der Grundbuchsordnung 
zu fihern und den eingangs gedachten Vorfchriften Geltung zu verfchaffen, 
fteht ben Gerichten eine entſprechende Einflußnahme zu und ift nach An- 
ficht des Juſtizminiſteriums dem Egekutiondgerichte bei wahrgenommener 
Saumfal in diefer Hinficht Anlaß geboten, falls e3 zugleich Grundbuchs⸗ 
gericht ift, das im 8 3 des Gef. v. 23. Mai 1883, RGB. Nr. 82, vor» 
gefehene Verfahren einzuleiten, fall8 aber das Grundbuch bei einem an⸗ 
deren Gerichte geführt wird, bem Grundbuchsgerichte von der Saumfal 
des Erfteher8 behufs Einleitung dieſes Verfahren! Mitteilung zu machen. 

Hiebei wird erinnert, daß mit ber Einverleibung des Eigentums» 
rechtes des Erfteherd zugleihd auch im Sinne bes 8 237, Abf. 1, ED. bie 
Löfchung der Anmerkung der Berfteigerung, der Bufchligserteilung und 
aller übrigen, auf das Verfteigerungsverfahren bezüglichen bücherlichen 
Anmerkungen zu bewirken ift. 

a) Der Erfteher, welcher die Loöſchung der Anmerkung der Berfteige- 
rung und der Zufchlagserteilung erwirkt, bevor die auf der verfteigerten 
Liegenfchaft eingetragenen, von ihm nicht übernommenen Laften und Rechte 
gelöfcht find, kann dritten Perjonen, welche folche Laften und Rechte vor 
der Löfchung im Bertrauen auf das Grundbud) erworben haben, feinen 
Eigentumderwerb und die erfolgte Verfteigerung nicht entgegenhalten. 
(IM. zu 8 237 ED.) 


Berfteigerung von Liegenfhaftsanteilen. 


6 238. Someit das Geſetz nicht unterjcheidet, find deffen 
Beitinnmungen!) über die Berfteigerung von Liegenfchaften 
auch auf die Verfteigerung von einzelnen Liegenichaftsanteilen 
zu beziehen, auf welche Erefution geführt wird. 

1) Insbeſ. die Beitimmungen über die Behandlung ber Simultan- 

hypotheken, 8 222. 


8 238. 1. Ebenfo find die Vorſchriften über die Berichti- 
gung don Simultanhppothefen bei Berfteigerung von 
Liegenfchaftsanteilen anzuwenden. E. v. 29. Mai 1901, 3. 7759, 
Notg. 1901 :48. 

2. Eine auf der ganzen Liegenfchaft haftende Forderung ift 
bei Berfteigerung mehrerer ideeller Anteile der Liegen- 
{haft im vollen Betrage aus dem Erlöfe zu berichtigen. E. v. 
4. Februar 1903, 3. 1626, IJB. 1903 15. 

3. Zum Zwecke der Berichtigung von Forderungen, die auf 
einem aus dem Grundbuche dermalen nicht mehr erfidht- 
lichen Eigentumsanteile haften, find fo viele einzelne Ver— 
teilungsmaſſen zu bilden, als zur Zeit der Einverleibung dieſer 
Forderung Miteigentümer vorhanden waren, und es iſt danach die 
Hypothekarforderung aus der betreffenden Verteilungsmaſſe zuzu⸗ 
weiſen. E. v. 30. Dezember 1896, 3. 11516, Slg. 15860. 


462 Eretutionsorbnung 66 239, 240. 


Rekurs. 


6 239. Ein Rekurs findet nicht ſtatt gegen Beſchlüſſe, 
durch welche: 

1. Wiederfaufsberechtigte und Pfandgläubiger von der 
Bewilligung der Berfteigerung verjtändigt werden ($ 133, 
letzter Äbſatz) oder die bücherliche Anmerkung der Einleitung 
des Berfteigerungsverfahrens angeordnet wird ;') 

2. gemäß $$ 134 und 140 die Befchreibung und Schäßung 
der zu verfteigernden Liegenjchaft und des Liegenjchaftszube- 
hörs angeordnet wird; 

3. zufolge 8 142 beflimmt wird, daß eine neuerliche 
Beichreibung oder Schägung nicht ftattzufinden habe; 

4. dem betreibenden Gläubiger die Vorlage eined Ent- 
wurfes der Verfteigerungsbedingungen oder eine bezügliche 
Erklärung zu Protokoll aufgetragen wird;?) 

5. nah 8 158 die Verwaltung der verjteigerten Liegen- 
ſchaft angeordnet wird; 

6. die Aufichiebung der Schäßungsvornahme im Sinne 
des 8 202 verfügt wird; 

7. zu den Bewertungen im Meiftbotsverteilungsver- 
fahren Sachverſtändige beigezogen mwerden;?) 

8. wegen rechisfräftiger Einftellung?) oder wegen Durdy- 
führung des Berfteigerungsverfahtensd) die Löfchung der 
ie erladren betreffenden bücherlichen Anmerkungen ver- 
ügt wird. 

Gegen den Beichluß, durch welchen die Zahl der zur 
Schätzung beizuziehenden Sachverftändigen®) beftimmt und die 

8 239. 1. Die Enticheidung des Nefursgerichtes, wodurch 
ein Meiſtbotsverteilungsbeſchluß aufgehoben und ber 
erften Inſtanz neuerliche Entjcheidung aufgetragen wird, kann nur 
angefochten werden, wenn fie den Vorbehalt der Rechtskraft enthält. 
E. v. 30. Mai 1901, 3. 7896, ZB. 1901: 35. 

2. Gegen beftätigende Entjcheidungen des Rekurs— 
gerichtes, die Fragen betreffen, die an fich nicht zum Meiftbots- 
verteilungd-Berfahren gehören (3. B. Feitiegung der Exekutions⸗ 
toften), ift ein weiterer Rechtszug ausgejchlofjen, wenn auch die 
erftrichterliche Enticheidung in den Berteilungsbefchluß aufgenommen 
wurde. €. dv. 21. November 1900, 3. 15458, Sig. 1191. 

3. Gegen die Abweiſung des Antrages, dem Verſteigerungs⸗ 
verfahren eine frühere Shäßung zu Stunde zu legeı, 
findet ein Rekurs nicht ftatt. E. v. 25. Juni 1901, 3. 9396, 
amtl. S. 439, 
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Sachverſtändigen ernannt werden,”) ſowie gegen die während 
des Verfteigerungstermines®) und während der Verteilungs- 
tagfagung?) gefaßten und verfündeten Beichlüffe ift ein ab» 
gejonderter Rekurs nicht zuläjfig.'®) 

Gegen die Entfcheidung über — die wider den Ver⸗ 
teilungsbeijchluß!!)a) erhoben werden, iſt ein weiterer Rekurs 
zuläffig, wenngleich das Gericht zweiter Inftanz den ange- 
fochtenen erjtrichterlichen Bejchluß beftätigt hat.*) 


1) 8 184, Abſ. 2. 2) 8 145, Abf. 1. 3) 88 225, 226. 
#) 8 207. s) 8 287. *) 8 148, Abi. 2. 
”) 8 143, Abi. 3. 8) 8 177, Abſ. 3. ») 8 218. 


ı0) 8 515 ZPO. 8 78. 11) 8 229. 

12) Ausnahme von $ 528 ZPO. 8 78. 

a) Gilt nur für die Meifthotöverteilung, nicht für die Verteilung ber 
Ertragsüberfchüfle bei der Zivangsverwaltung. (FM. zu $ 128 ED.) 


Vierte Abteilung. 


Beiondere Beltimmungen über die Erefution auf Gegenftände 
des Bergwerkseigentums. 


Zwangsverwaltung. 


6 240. Wenn auf den Anteil eines Bergwerkes Exeku⸗ 
tion durch Zmwangsverwaltung geführt wird,!) fann der von 
den Teilhabern des Bergbaues beftellte gemeinjchaftliche Be- 
vollmächtigte ($ 188 aBG.)?) zum Verwalter ernannt wer- 
den. Wenn im einzelnen Yale mit Rüdjiht auf die Perjon 
diejes Bevollmächtigten wichtige Bedenken dagegen beitehen, 
find vor Ernennung des Berwalterd jämtliche Teilhaber des 
Bergbaues einzuvernehmen. 

Der vom Erefutionsgerichte ſodann ernannte Verwalter 
hat auch für die anderen Teilhaber des Bergbaues und als 
deren Bevollmächtigter die Verwaltung zu beforgen, und e3 
tritt für die Dauer der Zmwangsverwaltung die Vollmacht 
des von den Teilhabern früher beftellten gemeinjchaftlichen Be- 
vollmäcdhtigten außer Wirkſamkeit. Ein ſolcher Verwalter ift 
fraft jeiner Beitellung zu allen Rechtsgeichäften und Necht3- 
handlungen befugt, zu deren Vornahme der Beſitz einer Boll» 
macht nad) $ 188 aBG. berechtigt.?) 

Bon der Ernennung des Zwangsverwalters hat das Eyre- 
futionsgericht der zuftändigen Berghauptmannichaft von Amts 
wegen Mitteilung zu madjen.‘) 

) Die Erektion auf Anteile an dem Vermögen einer zum Bergbau- 
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betriebe gegründeten Gewerkſchaft (Kuxe) ift nad) den Vorfchriften über 
die Erefution auf Törperliche bewegliche Sachen durchzuführen. Art. XXV 
EG. 3. ED. 

aBG., Tail. Pat.-v. 23. Mai 1854, RGB. Nr. 146.: 

8 186, Abſ. 1: „Die Rechte ber Teilhaber eines Bergwerkes, welches 
uicht weiter als bis zum fechzehnten Teile des Ganzen geteilt ift, find 
ſowohl unter einander, als dritten Perſonen gegenüber, nad) den allge» 
meinen Borfchriften über die Gemeinſchaft des Eigentumes und über Ver- 
träge zu beurteilen.” 

8 137, Abf. 1: „Sol das Miteigentum von Bergwerken in Heinere 
Anteile als zu einem Sechzehntel des Ganzen teilbar fein, fotann ... . 
dieſes nur durch die Errichtung einer Gewerkſchaft (8 148) geichehen.” 

8 140, Abſ. 1: „Die Anteile an bem gewerlichaftlicden Vermögen 
werben Kure genannt und haben die rechtliche Eigenfchaft beweglicher 
Sachen.“ 

2) „Bergbauunternehmer, welche nicht in dem Bezirke der Berg⸗ 
behörde wohnen, haben berfelben einen in dieſem Bezirke wohnhaften 
Bevollmächtigten anzuzeigen, welcher die Verwaltung zu beforgen Hat. 
Diefe Borichrift gilt auch für Gewerkichaften, deren Direktor außer bem 
Bezirke der Bergbehörde wohnt. 

Undere Teilhaber eines von mehreren betriebenen Bergbaues (8 136) 
haben, ohne Rüdficht auf ihren Wohnort, ftet3 einen gemeinfchaftlichen 
Bevollmächtigten in dem Bezirke der Bergbehörde zu beftellen.” 8 188 aBG. 

3) Vergl. 88 109, 112. 

4) Die Mitteilung obliegt der Buftellungs- und Exelutionsabteilung 
(kurze jhriftliche Mitteilung). 8 384, 3. 8, ED. 


6 241. Zu den nad) 8 120 vom Verwalter aus den 
Erträgniffen unmittelbar zu berichtigenden Auslagen gehören 
insbeſondere auch: 

1. die während der Zwangsverwaltung fällig werdenden 
und die aus dem letzten Jahre vor Bewilligung der Zwangs⸗ 
verwaltung rückſtändigen Beträge an Erb⸗ und Revierſtollen⸗ 

ebühren und anderen Beiträgen zu Revieranſtalten, an 

afler-,, Schacht- und Geſtänggebühren und anderen jähr⸗ 
lichen Leiftungen für eingeräumte Bergbaudienftbarfeiten, jo- 
wie an jährlichen Leiftungen an den Beſitzer der Oberfläche; 

2. die während der Zwangsverwaltung fällig werdenden 
und die aus dem lebten Jahre vor Bewilligung der Zwangs⸗ 
verwaltung rüdftändigen von den Werksbeſitzern an die Bruder- 
laden zu leitenden Beiträge; 

3. die während der Zwangsverwaltung fällig werdenden 
und die aus dem lebten Jahre vor Bewilligung der Zwangs⸗ 
verwaltung rüdftändigen Beträge an Lohn und fonftigen 
ee der beim Betriebe des Bergbaues verwendeten 

erfonen. 
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Bwangdverfteigerung. 


6 242. Dem Antrage auf Bewilligung der Zwangs⸗ 
verfteigerung*) find außer den im $ 133, 2 1 und 2 be- 
zeichneten urfundlichen Bejcheinigungen bergbehördlich oder 
ſonſt öffentlich beglaubigte Abjchriften der Verleihungsurfunde,?) 
der Konzeſſion von Hilfsbauen?) oder der Revierftollenfon- 
zeſſion) oder beglaubigte Auszüge aus dem Berleihungs- 
oder Konzeilionsbuche®) beizulegen. 

In der Belanntmadhung des Verfteigerungstermines ift - 
der Name des Bergwerkes oder Feldes, die Größe des Yeldes, 
die Mineralien, auf deren Aufichluß die Berleihung erfolgt 
ift, und die dem Werke zunächſt gelegene Eifenbahn- oder 
Schiffahrtsſtation anzugeben. 

1) Siehe 8 252, Abſ. 2. 

2) 8 63 aBG., 8 49 IME. v. 18. Dezember 1854, 3. 20256. 

s) 88 8589 aB®. “) 88 90-97 aBG. 

5) Dasſelbe wird von der Berghauptmannichaft geführt. $ 35 Vollz.⸗ 

Vorſchr. 3. aBG., JME. v. 13. Dezember 1854, 3. 20256. 


6 243. Die durch bergbehördlich beftätigten Vertrag 
oder durch Enticheidung der Bergbehörde begründeten Berg- 
baudienftbarfeiten ($ 191 aBG.) müſſen ohne Rüdjicht auf 
die ihnen zufommende Rangordnung vom Erfteher ohne An⸗ 
rechnung auf das Meiftbot übernommen werden.!) 

2) Bergbaubdienftbarleiten. 

8 191 aBG.: Jeder Bergbauunternehmer hat ferner die Pflicht, ſo⸗ 
weit fein eigener Bergbau nicht Dadurch leidet oder gefährdet wird, gegen 
angemefienes Entgelt: 

a) den benachbarten Bergbauberechtigten die Mitbenügung feiner 
Stollen, Schädhte, Förderungs-, Wetterlöfungs- oder Waflerhebemafchinen, 
Berg: und Schienenmwege, Brüden und Stege zu geftatten; 

b) zum vorteilhafteren Betriebe bes Baues in fremden Gruben in 
feinem Felde einen Hilfsbau anlegen, oder zu anderen Gruben gehörige 
oder felbftändige Hilfsbaue (88 85—89) durch feine Grubenmaßen treiben 
zu laſſen. Die durd) einen Hilfsbau in fremdem Felde gewonnenen vor= 
behaltenen Mineralien gehören dem Eigentümer des Yeldes und find dem— 
felben gegen Erſatz der Förderungs!oſten auszulegen. 

8 193. Kommt über die Cinräumung einer ber im 8 191 erwähnten 
Bergbau-Dienftbarkeiten zwifchen den Beteiligten ein Übereintommen zu- 
ftande, jo ift dasfelbe der Bergbehörde vorzulegen, welche es nad) ge- 
pflogener Erhebung ſowohl Hinfichtlich der Notwendigkeit, als der Anz 
gemefjenheit des Entgelte zu beftätigen, und ber Gerichtäbehörbe zur 
Eintragung in das Bergbuch mitzuteilen hat (8 197). 

8 194. Können ſich die Beteiligten nicht vereinigen, fo hat die Berg- 
behörbe über die Verpflichtung. zur Übernahme der Dienſtbarkeit und den 


Gef. Sig. VI, 8. Exekutionsordnung. 30 
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Umfang derfelben zu entfcheiden, den Betrag der Vergütung aber, vor- 
läufig unter Borbehalt des Rechtsweges, allenfalls mit Zuziehung von 
Kunftverftändigen zu bejtinmen. 

8 197. Die von ber Bergbehörde beftätigten Verträge (8 198) über 
Bergbau-Dienftbarkeiten und die von derfelben darüber gefällten Erkennt⸗ 
niffe find auch gegen bie Hypothelargläubiger des dienenden und herrſchen⸗ 
den Gutes wirkam. 

6 244. Bei Berfteigerung von Gegenſtänden des Berg- 
werf3eigentums beträgt das geringite zuläffige Gebot ein 
Drittel des der BVerfteigerung zu Grunde gelegten Wertes.') 

1) Vergl. 8 151. 


6 245, Wird die Bmangsverfteigerung eined außer 
Betrieb befindlichen und unfahrbaren Bergbaues beantragt, 
fo ijt der Betrag der Forderung, zu Gunften deren Erefution 
geführt wird, der Verſteigerung als Ausrufspreis zu Grunde 
zu legen.) Die Beitimmungen über die vorläufige Yelt- 
Itellung des Laftenitandes,?) Über das geringite Gebot?) und 
über den Widerjpruch wegen mangelnder Dedung pfandredt- 
lich ſichergeſtellter Anſpruͤche) Haben in diefem Yalle Feine 
Anwendung zu finden. 

Die Bekanntmachung der Beriteigerung?) Hat die Mit- 
teilung zu enthalten, daß das zur Verfteigerung gelangende 
Objekt auch unter dem gleichzeitig befanntzugebenden Schät- 
zungs⸗ oder Austufspreife hintangegeben wird. 

1) eine Schäbung. Vergl. 8 140. 2) 88 164—167. 

s) 8 151. *) 88 184, 8. 8, 190-198. 6) 8 170. 

$ 246. Bet Verteilung des durch die Verfteigerung 
eine Bergwerkes oder eines anderen Gegenjtandes des Berg- 
werfgeigentums erzielten Erlöſes find vor den im $ 216, 
3. 4 bezeichneten Forderungen aus der Mafle in der bier 
bezeichneten Ordnung zu bezahlen :?) 

1. die aus dem letzten Sahre vor dem Tage der Er- 
teilung des Zuſchlages rüdjtändigen Beträge an Lohn und 
ſonſtigen Dienftbezügen der beim Betriebe des verjteigerten 
Bergbauobjeftes verwendeten Perſonen; 

2. die vom Werlöbefiter auf Grund der bergbehördlich 
genehmigten Dienftordnung zur Sicherung feiner etwaigen 
Knfprüde gegen Aufjeher und Arbeiter zurüdbehaltenen Lohn- 


eträge; 

8 die Forderungen der Bruderladen Hinfichtlich der von 
den Werfsbefigern zu leiltenden und der von den Wrbeitern 
zwar entrichteten oder denjelben am Lohne abgezogenen, 
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1n nicht in die Kaſſe erlegten oder in derjelben abgängigen 
eträge; 

4. die aus dem lebten Jahre vor dem Tage der Er- 
teilung des Zuſchlages rüdjtändigen Beträge an Erb⸗ und 
Nevierjtollengebühren und anderen Beiträgen zu Revteran- 
ftalten, an Wafler-, Schadht- und Geftänggebühren und an⸗ 
deren jährlichen Leiſtungen für eingeräumte Bergbaudienit- 
barkeiten, fowie an jährlichen Leiſtungen an den Beſitzer der 
Oberflähe. Sind dieje Forderungen, Abgaben und Gebühren 
länger als ein Jahr rüditändig, fo find fie nad den im 
8 217, 3. 2 bezeichneten Anfprüchen aus der Berteilungs- 
maffe zu tilgen. 

1) ühnlich S 41 KO. Damit ift 8 268 aBG. teilweife abgeändert. 


Buftellung. 


F 247. Mit Ausnahme des eine Erefution bewilligen- 
den Beichluffes können alle Zuftellungen an Bergbauunter- 
nehmer oder an Teilhaber eines von mehreren betriebenen 
Bergbaues, welche im Laufe einer auf Gegenjtände des Berg- 
werfgeigentums geführten Erefution vorkommen, an den zur 
Beforgung der Verwaltung des Bergbaues beitellten Bevoll- 
mächtigten bewirkt werden.!) 

1) 8 188 aBG., ſiehe bei 8 240. 


Erefution auf das Recht zur Gewinnung von Erd- 
harzen. 


6 248. Betrifft der Verſteigerungsantrag das Recht 
zur Gewinnung don Erdharzen oder megen ihres Gehaltes 
an Erdharz benübbaren Mineralien ($ 2 des Gel. v. 
11. Mat 1884, RGB. Nr. 71),') fo fommen die Vorfchriften 
über die Bmangsverfteigerung von Liegenfchaften zur An- 
wendung. 

Nebit den im 8133, 3. 1 und 2 geforderten Bejcheini- 
ungen ilt in dieſem Falle ein mit dent Datum feiner Aus- 
ertigung verjehener amtlicher Auszug aus dem Naphtha⸗ 
buche beizubringen, aus dem ſich der lebte Stand dieſes 
Buches in Anſehung des zu verjteigernden Gewinnungs- 
rechtes ergibt. - 

2) Gef. v. 11. Mai 1884, RGB. Nr. 71. 

81. Im Königreihe Galtzien und Lodomerien famt dem Groß⸗ 

herzogtume Krakau und im Herzogtume Bukowina unterliegen Erdharze, 
30* 


468 Exekutionsordnung 66 248-251. 


insbeſondere Naphtha (Erböl, VBergöl, Petroleum, Bergteer), Bergwachs 
(Dzolerit, Erdwachs, Asphalt), ſowie Die wegen ihres Gehaltes an Erbharz 
(Bitumen) benugbaren Mineralien mit Ausfchluß Der bituminöfen Mineral- 
tohlen dem Berfügungsrechte des Grundeigentümers. 

Die Gewinnung dieſer Mineralien wird unter bie Aufficht der Berg⸗ 
bebörden geftellt. Die auf diefe Mineralien auf Grundlage bergrechtlicher 
Normen bereits verliehenen Bergbauberechtigungen bleiben aufredjt er- 
Halten, und findet auf diefelben das aB®. v. 23. Mai 1854, RGB. 
Nr. 146, Anwendung. 

8 2. Rückſichtlich ſolcher Liegenichaften, welche den Gegenftand einer 
Grundbuchseinlage bilden, ſowie rüdfichtlich des Teiles einer ſolchen Liegen- 
{haft Tann das Recht zur Gewinnung ber im $ 1 bezeichneten Mineralien 
von dem Eigentumsrechte abgetrennt werben. — Die Abtrennung erfolgt 
durch die gerichtlich oder notariell beglaubigte Erkiärung des Eigentümers, 

« daB das Recht zur Gewinnung der im 8 1 bezeichneten Mineralien von 
dem betreffenden Grunbftüde in Zukunft abgetrennt fein folle, und durch 
die Eröffnung einer Einlage für das abzutrennende Gewinnungsrecht in 
einem bejfonderen Öffentlichen Buche, dem Naphthabuche. Die Eröffnung 
diejer Einlage erfolgt auf Grund der obigen Erklärung des Eigentümers 
und einer ämtlichen Beftätigung der Berghauptmannſchaft, dab die im 
8 1 bezeichneten Mineralien in dem betreffenden Grundſtücke vorlommen. 
— Das abgetrennte Gewinnungsrecht bildet ein felbftändiges Ver⸗ 
mögensobjeft und bat die rechtliche Eigenjchaft einer unbeweglichen Sache. 
Es kann durch Rechtsgeſchäfte unter Lebenden und auf ben Todesfall 
veräußert und belaftet werben. Die Erwerbung, Übertragung, Beſchrän⸗ 
fung und Aufhebung dinglicher Rechte an dem abgetrennten Gewinnungs⸗ 
techte wird durch die Eintragung in das Naphthabuch bewirkt. — Jene 
Grundoberfläcde, für welche das Gewinnungsrecht abgetrennt worben ift, 
heißt Raphthafeld. 


Zweiter Titel. 
Erekution auf das bewegliche Vermögen. 


Erſte Abteilung. 
Exekution auf körperliche Sachen. 


6 249. Die Exekution auf bewegliche körperliche Sachen ') 
erfolgt durch Pfändung?) und Verkauf derfelben. 
1) Kuxe find den beweglichen Sachen gleichzuachten. Art. XXV EG. 
3. ED. Siehe auch 8 240, Anm. 1. — Anträge auf Bewilligung ber 
Erefution auf bewegliche Törperliche Sachen können in der Gerichtskanzlei 
zu Protokoll genommen werben. $ 320, 8. 1, GO. 


8249. 1. Lebensverfiherungspolizzen, die nicht auf 
den Überbringer lauten, find fein Gegenftand folcher Erefution. €. 
v. 16. Zuli 1901, 3. 10266, Not. 1901: 42, 
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2) Pfändung auch als Exekution zur Sicherftellung. 8 374. 

Mit dem Antrag auf Pfändung kann der Berfaufdantrag verbunden 
werben, doch entfcheibet über Iehteren ſtets das Exekutionsgericht. 8 264, 
Abſ. 2. 


Unpfändbare Saden.') 


& 250. Auf Gegenftände, welche zur Ausübung des 
Sottesdienftes einer gejeglich anerkannten Kirche oder Reli⸗ 
gionsgenofienfchaft verwendet werden, jowie auf Kreuzpar⸗ 
tifeln und Reliquien, mit Ausnahme ihrer Faſſung, kann 
Exekution nicht geführt werden. Bei einer Exekution auf die 
Faſſung von Kreuzpartikeln und Reliquien darf die Authen- 
tifa nicht verletzt werden.?) 


1) Sachen, deren Pfändbarkeit zweifelhaft ift, find, fomweit bie Be- 
friebigung des Gläubigers nicht gefährdet wird, zu übergehen, bamit 
nicht duch die Notwendigkeit im Sinne des 8 39, 3.2 und Abſ. 2, ED. 
über die Einftelung oder Einſchränkung der Exekution eine Verhandlung 
einzuleiten, das Verfahren verzögert wird. Inſtr., Abſchn. II, B. 37. 

2) Andere der Exekution entzogene Saden: Art. VII bis XI EG. 
3. ED. — Diefe Sachen find auch nicht In den Konkurs einzubeziehen. 
81 RD., Urt. XII EG. 3. ED. 


6 251. Der Erelution find ferner entzogen:!) 

1. die Kleidungsſtücke, die Betten, die Wäſche, das Haus— 
und Küchengeräte, insbejondere die Heiz. und Kochöfen, ſo⸗ 
weit diefe Gegenftände für den Berpflichteten und für deſſen 
im gemeinfamen Haushalte mit ihm Iebende Familienglieder 
und Dienftleute unentbehrlich find; 


8230 1. Ein auf dem Friedhofe aufgeftellter Grabftein 
ift, folange diefe Verwendung dauert, der Erelution entzogen. €. 
v. 3. September 1895, 3. 10563, Sig. 15562. 

82%51. 1. Darauf, daß diefe Gegenftände der Exekution 
entzogen find, ift von Amt wegen Bedadht zu nehmen ©. 

v. 21. September 1897, 3. 11176, Sig. 16109; 

die Rechtskraft der Pfändung fteht der Bewilligung 
eined Anſuchens um Ausſcheidung befreiter Gegenftände nicht ent- 
gegen. E. v. 4. Dezember 1889, 3. 13812, Now. III, 126; 

und zwar find diefe ungeachtet der von Dritten darauf 
erhobenen Eigentumsanſprüche aus der Erefution auszu⸗ 
fcheiden. €. v. 13. September 1894, 3. 11079, Sig. 15224 (10. Jän⸗ 
ner 1894, 3. 256, Sig. 14981?). 

2. Die Befreiung fommt auch dem Aftermieter gegen- 
über einer wegen fchuldigen Mietzinjes wider den Mieter geführten 
Erelution zu ftatten. ©. v. 13. Auguft 1896, 3. 9305, Sig. 
15839; 
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2. die für den Berpflichteten und deflen im gemeinfamen 
Haushalte mit ihm lebende Familtenglieder und Dienftleute 
auf 77 Tage erforderlichen Nahrungs- und Feuerungs⸗ 
mittel;a 

3. eine Milchfuh oder nad) der Wahl des Verpflichteten 
zwei Biegen oder drei Schafe d) nebft den zum Unterhalte 
und zur Streu bis zur Beit der nächiten Ernte erforderlichen 
Futter⸗ und Streuvorräten, fofern die bezeichneten Tiere für 
die Ernährung des Verpflichteten und feiner im al 
Haushalte mit ihm lebenden Familienglieder und Dienitleute 
unentbehrlich find; 

4. die Unterftügungen an Naturalien, welche dem Xer- 
pflichteten im Falle eines in einem Lande oder Landesteile 
— Notſtandes aus öffentlichen Mitteln gewährt 
wurden; 


und gilt ebenſo in im Konturf e. E. v. 12. November 1890, 
3. 12564, IB. 1891 : 47. 

3. Die Erefution auf die in 3. 1 angeführten Fahrniſſe ift 
suläffig, wenn gleichzeitig ftatt ihrer gleichartige, wenn auch 
minderwertige Gegenftände unentgelrlich in das Eigentum 
des Verpflihteten übergeben werden. E. v. 3. April 1889, 
3. 3819, $B. 1889 :18. 

4. Die Beichräntung der 3. 3 gilt auch dann, wenn dem 
Verpflichteten neben der ihm gehörigen Kuh noch andere Kühe zur 
pachtweiſen Benützung überlaffen find. €. v. 27. November 
1888, 3. 13812, Sig. 12458, 

5. Die (private) Naturalienfammlung eines Bolks— 
ſchullehrers (3.5) ift der Erefution nicht entzogen. E. v. 21. De- 
zember 1892, 3. 14760, Sig. 14529. 

6. Zur Ausübung des Berufes eines praktiſchen 
Arztes ift einte anftändige Ordinations- und Wartezimmereinrich- 
tung erforderlih. E. v. 18. Februar 1902, 3. 2206, 3B. 1902:326; 
30. Juni 1897, 3. 7886, Sig. 16070; 

ferner eine Taſchenuhr. E. dv. 11. Ottober 1887, 3. 9001, 
Sia. 11776. 

7. Ein Bühnenfänger bedarf eines Slavieres zur Ausübung 
feine Berufes. €. dv. 22. Jänner 1899, 3. 820, %B. 1889 : 22. 

8. Der Begriff „Handmerker” (8. 6) ift nicht auf diejenigen 
Perfonen befchräntt, die ein Handwerlsmäßiges Gewerbe im Sinne 
der Gewerbeordnung betreiben; er umfaßt vielmehr alle Gewerbe 
treibenden, deren Gefchäftsbetrieb den Umfang des Handwerks⸗ 
betriebes nicht überfteigt ee Spediteure, Fleifch- 
jetehen, Lohntutſcher u. a.). E. v. 31. Oktober 1900, 3. 12066, 

Si 1166; 11. Mai 1897, 3. —— Sig. 16037; 1. Juli 1896, 
. 7697, Ss. 15818; 21. November 1893, 3. 13525, lg. 14915; 
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5. bei Beamten, Geiftlichen, Lehrern, Advokaten, No- 
taren, Arzten und Rünftlern, jowie bei anderen Perfonen, 
welche einen willenfchaftlihen Beruf ausüben, die zur Ber- 
waltung de3 Dienſtes oder Ausübung des Berufes erforder- 
lihen Gegenftände, ſowie eine anftändige Kleidung, des⸗ 
gleichen bei Berjonen der bewaffneten Macht und der Gen- 
darmerie alle zur Verſehung des Dienftes erforderlichen 
Gegenjtände; 

6. bei Handwerkern?) Hand- und Fabriksarbeitern, ſo⸗ 
wie bei Hebammen die zur perjönliden Ausübung ihrer 
Beichäftigung erforderlichen Gegenstände; 

7. bei Perjonen, deren Geldbezüge durch Geſetz ober 
Privileg der Erefution ganz oder teilweile entzogen find?) 
derjenige Zeilbetrag des vorgefundenen Bargeldes, welcher 
dem der Erefution nicht unterworfenen, auf die Zeit von der 





11. Juli 1893, 3. 8059, Slg. 14763 (6. Mai 1902, 3. 6320, 
38. 19022735 29. November 1892, 3. 14005, Sig. 14494); 
unter legterer VBorausfegung ift auch der Gemiſchtwaren-— 
verſchleiß (Fragner-, Greislergewerbe) zu den handwerksmäßigen 
Betrieben zu rechnen. €. v. 2. Mai 1894, 3. 5328, Sig. 15111; 
en Fe 1893, 3. 14711, Sig. 14957 (21. Mai 1899, 3. 6976, 
. 481?). 

9. Der Inhaber einer Theater- und Konzert- 
agentur ift nicht zu den nach 3. 5 und 6 begünftigten Perjonen 
zu zählen. ©. v. 17. Mai 1901, 3. 5053, $. 479. 

10. Die Erelutionsfreiheit der zur perfönlichen Ausübung 
feiner Beihäftigung erforderlichen Gegenftände ift weder davon, 
daß der BVerpflichtete da8 Gewerbe felbftändig ausübt, nod 
vom Befitge der Befugnis zur Ausübung dieſes Gewerbes 
abhängig. E. v. 17. Mai 1898, 3.6562, %. 483 (11. Zuli 1893, 
3. 8059, Sig. 14763); 

ebenjowenig tft es für die Erecutionsfreiheit von Belang, ob 
ber Gefhäftsbetrieb des Verpflichteten befteuert if. E. v. 
28. Auguft 1889, 3. 9820, ZB. 1889 : 42. 

11. Ob beftimmte Gegenftände zum Gewerbe- 
betriebe (Ausübung des TFleifchfelcher- oder Fleiſchergewerbes) 
erforderlich find, ift nah dem Zeitpunfte der Pfändung 
zu beurteilen; wegen fpäterer Anmeldung des Gewerbes fanıı ihre 
Ausscheidung nicht begehrt werden. €. v. 1. Juli 1896, 3. 7693, 
Sig. 15818; 18. Juni 1895, 3. 7506, Sig. 15516; 

übt der Verpflichtete da8 Fiakergewerbe aus, fo genügt 
es daher nicht, ihm nur die zur Ausübung des Einfpännergemwer- 
be3 erforderlichen Gegenftände zu laffen. E. dv. 22. Februar 1893, 
3. 2031, Sig. 14606. Ä 

12. Hienach erekutionsfreie Gegenftände können nicht für den 
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Vornahme der Pfändung bis zum nächſten Zahlungstermine 
des Bezuges entfallenden Einkommen entipricht; 

8. bares Geld, welches offenbar aus einer dem Ber- 
pflichteten anläßlich eines Rotftandes (8. 4) aus öffentlichen 
Mitteln verabfolgten Unterftügung oder aus einem unter 
gleicher ee aus Öffentlihen Fonden gewährten 
rüdzahlbaren Bo Muffe herrührt; 

9. die zum Betriebe einer Apotheke unentbehrlichen Ge⸗ 
räte, Gefäße und Warenvorräte, unbeſchadet der Zuläſſigkeit 
der Zwangsverwaltung dieſes Betriebes; 

10. die Bücher, welche zum Gebrauche des Verpflichteten 
und ſeiner im gemeinſamen Haushalte mit ihm lebenden 
Familienglieder in der Kirche oder Schule beſtimmt ſind; 

11. der Ehering des Verpflichteten, Briefe und andere 


Fall ſpäterer Einſtellung des Gewerbe- oder Hand- 
werksbetriebes im vorhinein in Exekution gezogen werden. 
E. v. 14. November 1888, 3. 13333, Sig. 12443. 

13. Maſchinen oder Werkzeuge, deren Betrieb die Mit- 
wirkung anderer Kräfte al3 der perſönlichen Arbeits- 
fraft des Berpflihteten vorausſetzt (eleftrifche Kraft, 
die Arbeit mehrerer Perjonen u. &.), können nicht als zur perſön⸗ 
lihen Ausübung der Beichäftigung erforderliche Gegenftände ange⸗ 
fehen werden. E. dv. 24. September 1901, 3. 13376, %. 486; 
27. Dezember 1901, 3. 17336, %. 487; 13. Dezember 1892, 
3. 14394, Sig. 14517; 28. April 1891, 3. 2994, G3. 18912485 
17. Auguft 1888, 3. 9579, Sig. 1231135 

ebenfowenig find Gegenftände der Exekution entzogen, deren 
Mangel zwar den Gewerbebetrieb erſchwert oder auf 
geringeren Umfang einſchränkt, aber nicht geradezu hindert. 
E. v. 1. Mai 1900, 3.6092, 3.489; 28. Dezember 1892, 3. 15165, 
Sig. 14535; 19. März 1895, 3. 3309, Sig. 15440 (1. Mat 1900, 
3. 5937, Sig. 9859); | 

bievon abgefehen find unter den zur Ausübung der Beichäf- 
tigung erforderlihden „Gegenftänden“ nicht bloß Werkzeuge 
zu verftehen, fondern alle, was im einzelnen Falle zur 
Ausübung der beftimmten Befhäftigung erforderlich 
tft. €. v. 1. Zuli 1896, 3. 7697, Sig. 15818 (29. November 
1892, 3. 14005, Sig. 14494?). 

14. Daher find der Erekution entzogen: 

die einzige Stickmaſchine eines Stiderd. €. vd. 21. April 
1892, 3, 4695, Sig. 14220 (14. Oftober 1902, 3. 13876, Gaz. 
1903 37); 

die Dre hbank eines Drechſlers. &. v. 28. Auguft 1889, 
3. 9820, JB. 1889 : 42; 

bei der Erelution gegen einen Strumpfwirker eine Strid- 
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Schriften des BVerpflichteten und die Familienbilder mit Uus- 
nahme der Rahmen; 
12. Orden und Ehrenzeichen. 
2) Auch der Einbeziehung in den Kontur. 81 NRD., Art. XII 
EG. 3. ED. 
2) Dieſe Befreiung fommt nicht bloß den Handwerkern im Sinne der 
Gewerbeordnung zu. 

3) Siehe Art. IX EG. 3. ED. — Die Beitimmungen der 88 250 big 
252 ED. haben auch bei der Durchführung des admintftrativen Zwangs⸗ 
verfahren? Anwendung zu finden. MB. v. 2. Dezember 1901, 8. 77347, 
FMVB. Nr. 105, IMVB. ©. 8/1902. 

a) Diefe Gegenftände find auch bei Zwangsverwaltung der Liegenfchaft 
dem Berpflichteten zu belaflen. (IM. zu 8 119 EO., P. 1.) 

b) Die Nubungen diefer Tiere find auch bei der Zwangsverwaltung 
dem Berpflichteten zu überlaflen. (IM. zu 8 119 EO., B. 1.) 





maſchine nebft Spulen. ©. v. 4. Dezember 1888, 3. 13395, 
Sig. 12465; 

die Gegenftände, die zum Betriebe eines nicht mehr als den 
übliden Zaglohn abwerfenden Fuhrmannsgewerbes nötig 
find. €. v. 10. Februar 1891, 3. 1582, Now. IV, 338; 

die Tafelwage eines Bäder, nicht aber bei Betrieb im 
Heineren Maßſtabe eine Zeigteilmafchine und eine Dezimalwage. 
E. v. 5. Juli 1898, 3. 9108, Sig. 243; 

die im SKleinbetriebe der Sodamwafjererzeugung erforder- 
lichen Syphonflaſchen. E. v. 31. Oftober 1900, 3. 12066, 
Sig. 1166 (9. April 1889, 3. 4130, Now. IV, 1249); 

das von einem Gemüjegärtner beim Betriebe der Garten- 
arbeit und zum Transport der Waren benötigte Pferd famt Ge- 
fhirr und Wagen. E. v. 9. Jänner 1894, 3. 8, Sig. 14979; 

das in einem Gafthauje aufgeftellte Billard ſamt Zubehör. 
E. v. 16. März 1892, 3. 3270, Sig. 14170; 

NRingelfpiele, rüſfiſche Schaufeln und Dreborgeln herum- 
ziehender Sarufjelbefiger. E. v. 14. Februar 1899, 3. 2273, Präv. 
1899: ©. 42; 

nicht aber auch der Wagen, in dem fie wohnen. E. v. 
14. Februar 1899, 3. 2273, Präv. 1899: ©. 242; 22. September 
1896, 3. 11010, Sig. 15855. 

15. Ein Einſpänner-Lohnkutſcher kann nicht die Aus— 
ſcheidung eines offenen und eines gefchlofienen Wagens, jondern 
nur die eines zu jeder Jahreszeit und bei jeder Witterung bemüß- 
baren Wagen$ begehrten. E. v. 15. Juni 1897, 3. 6895, Sig. 
16056. 

16. Pferd und Wagen eines Fleifchers find der Erekution 
nicht entzogen. ©. v. 29. Mai 1889, 3. 6284, IB. 1889 29; 

auch nicht die Zirkuspferde eines Zirkusbefigerd. E. v. 
16. Mat 1893, 3. 5673, Sig. 14704. 
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6 252. Das auf einer Liegenfchaft befindliche Zubehör 
derſelben (88 294 bis 297 abGB.) darf nur mit diejer Liegen- 
ſchaft felbft in Exekution gezogen werden. 

Auf das Bergwerkszubehör und das Zubehör von Schiffen 
und Flößen findet eine abgejonderte Erefution nicht ftatt.!) 


— a a — — 


17. Werden im Gewerbsbetriebe des Verpflichteten Hilfs— 
arbeiter verwendet, fo find die bon dieſen benützten Werf- 
zeuge gleichfall® der Erefution entzogen. E. dv. 20. Auguſt 1892, 
3. 9875, Sig. 14352; 

fo insbefondere die von Maurern und Zimmerleuten als 
Hilfsarbeiter eines Baumeifters benügten Werkzeuge. E. 
v. 26. November 1901, 3. 15858, &3. 1901 :51. 

18. Apothelergeräte (3. 9) find nur foweit der Exeku— 
tion entzogen, als fie zur Erzeugung und zum VBerfchleiß der 
Heilmittel unentbehrlich find, die in jeder Apotheke erzeugt und be— 
reitgehalten werden (daher nicht auch Geräte zur Erzeugung und 
zum Berjchleiße von Sodawaſſer, Inhalationsapparate, Srrigato- 
ven u.ä) E. v. 23. Yuli 1895, 3. 8846, Sig. 15544; 

in diefem Umfange bleiben fie der Erefution entzogen, wenn- 
gleich unter einem die radizierte Apothelergerehtjame ge- 
pfändet wird. E. v. 23. Oftober 1900, 3. 14456, Gaz. 1900 : 11. 

19. Ob die bei einer politifhen Erefution gepfändeten 
Gegenftände kraft des Geſetzes der Exekution entzogen find, haben 
ausschließlich die Gerichte zu entfcheiden. E. v. 28, Jänner 1902, 
3. 1090, Not}. 1902 : 26. 

20. Die Gemeinde wird durch die ihr zufallende Armen- 
pflege zur Geltendmachung der einem Gemeindeangehörigen zu⸗ 
ftatten fommenden Erehutionsbefreiungen nicht bereditigt. €. v. 
12. November 1889, 3. 12893, ZB. 1890 :7. 

8 252. 1. Die zum ordentlichen Betriebe eines Brauhaufes 
erforderlihden Biertransportfäffer bilden ein Zubehör des 
Brauhauſes. E. v. 31. Auguft 1897, 3. 10642, Sig. 16099; 

die im Grundbuche als Beftandteil der Liegenſchaft eingetra- 
gene Windmühle ift Zubehör der Liegenfchaft. E. v. 25. No- 
vember 1896, 3. 13577, Sig. 15911; 

deögleichen das vom Mieter im Hofe eines Haufes aus feiten 
en erbaute Atelier. E. v. 18. Dezember 1895, 
3. 14733, Sig. 15656. 

2. Die zum Betriebe einer Färberei und chemifchen Neini- 
gungsanftalt beftimmten Maſchinen, Beleuchtungskörper 
und Wafferbezugsporrichtungen find Zubehör des Gebäu— 
des. E. v. 2. Oktober 1902, 3. 11236, GH. 1903: 9; 

ebenfo die Möbel und Einrichtungsftüde in den zum Vermieten 
beitimmten Villen eines Kurorted. €. v. 6. April 1899, 
3. 5013, Ste. 571. 

3. Die von einem Miteigentümer als Zubehör der 
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2) Ebenfo auf das zur Inftandhaltung und zum Betriebe der Dampf- 
Ihiffehrt-, Ylußüberfuhr-, Telegrapgen-, Telephonunternehmungen und 
Öffentlihen ‚Lagerhäufer gehörige, im Befige der Unternehmung be 
findliche Materiale. Art. XI ES. 3. ED. — Nach bücherlicher An⸗ 
merkung der Zwangsverwaltung oder nad) Übergabe der in ein öffent» 
liches Buch nicht eingeiragenen Liegenfhaft an den Verwalter kann auf 
die Erträgnifle der Liegenſchaft, folange die Zwangsverwaltung nicht 
eingeftellt tft, nur durd) Zwangsverwaltung Erefution geführt werden. 
$ 103, Abf. 1. 


Pfändung. 


$ 253. Die Pfändung der in der Gemwahrjame des 
Berpflichteten befindlichen?) körperlichen Sachen wird dadurd; 
bewirkt, daß das VBollitredungsorgan diefelben in einem Pro» 
tofolle verzeichnet und bejchreibt (Pfändungsprotofoll).?) 

Sn das Protokoll ift die Erklärung aufzunehmen, daß 
die verzeichneten Gegenftände zu Gunſten der vollftredbaren 
Sorderung des zu benennenden Gläubigerd in Pfändung ge- 
nonımen wurden. Die Forderung ift im Protokolle nad 
Kapital und Nebengebühren unter Bezugnahme auf den Exe- 
futionstitel anzugeben. Die Pfändung kann nur für eine 
ziffermäßig bejtimmte Geldfumme jtattfinden; ziffermäßige 
gemeinfamen Liegenſchaft gemwidmeten Gegenftände können 
in die auf den Liegenjchaftsanteil des anderen Miteigentiimers ge- 
führte Erefution einbezogen werden. &. v. 29. Oftober 1901, 
3. 12951, amtl. ©. 492. 

4. Die Zubehörgeigenihaft ift von Amts wegen zu 
berüdfidhtigen; auf ihre Geltendmachung kann nicht verzichtet 
werden. E. v. 6. April 1899, 3. 5013, Sig. 571; 13. Jänner 1891, 
3. 166, Now. IV, 330; 2. Dftober 1888, 3. 11696, Sig. 12378. 

5. Der Zwangsverwalter kann die Ausfcheidung des 
Liegenfchaftszubehörs aus einer Mobiliarerekfution begehren. E. v. 
13. Jänner 1891, 3. 166, Now. IV, 330. 

6. Die Beichreibung des Zubehörs Hat auch bei der bon 
einem begünftigten Kreditinftitute auf die Liegenjchaft ge— 
führten Erelution zu erfolgen. ©. v. 27. März 1888, 3. 3422, 
Sig. 12117; 27. März 1888, 3. 3105, Sig. 12116; 15. Februar 
1888, 3. 1831, Sig. 12055. 

7. Die Pfändung von Fahrniſſen bleibt wirkſam, wenngleich 
fie nachträglich Liegenfhaftszubehör werden €. v. 
10. Juli 1889, 3. 7882, GH. 1889343. — Bol. außerdem über 
Zubehör Band 2 diejer Sammlung, 88 294—297. 

2538. 1. Daß die gemeinjame Wohnung von der 
Gattin des Verpflichteten gemietet ift, hindert die Vornahme ber 
Pfändung nit. €. v. 6. Mai 190%, 3. 6303, GH. 1903. 
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Angabe der vom Berpflichteten zu leiltenden Rebengebühren 
ift nicht notwendig. Im Pfändungsprototolle ift der Wohn- 
ort des Gläubigers und feines Vertreter anzugeben.?) 


Behaupten dritte Berfonen bei der Pfändung an den im 
Protokolle verzeichneten Sachen folche Rechte, welche die Vor⸗ 
nahme der Erefution unzuläffig maden würden,9 fo find 
diefe Anfprüce im Pfändungsprotofolle anzumerfen. 


Der Beſchluß, durch welchen die Pfändung bewilligt 
wurbe, ift dem Berpflichteten bei Vornahme der Pfändung 
zuzuftellen.d) Vom Bollzuge der Pfändung‘) find der be- 
treibende Gläubiger, und falls der Verpflichtete bei der 
Pfändung nicht anmejend war, auch diefer in Kenntnis zu 
feßen. °) 

1) Gegen Pfändung von Sachen, die fi bloß in der Gewahrjame 
des Berpflichteten befinden, kann der dritte Beſitzer die Exfzindierungs- 
klage erheben. 88 87 und 258, Abſ. 1. — Pfändung der in ber Ge- 
wahrſame eines Dritten befindlichen Sachen, nicht gegen deflen Willen. 
88 268, 258. — Vergl. auch 88 346, 347. -- Über den Begriff der Ge⸗ 
wahrjame enthält die Inſtruktion für Vollitredungsorgane Abſchn. II, 
P. 33, folgende Belehrung: 

Die Gewahrfame an einer Sahe wird durch die Erlangung der 
tatfächlichen Gewalt begründet. Abgeſehen von dem Falle, daß jemand 
ausfchließlich Über eine Sache zu verfügen in der Lage iſt (Taſchen⸗ 
gewahrfame, Gewahrfame an veriperrten Sachen), Tönnen auch mehrere 
gleichzeitig an der Sache die Gewahrjame Haben, wie in der Regel bie 
Ehegatten. Bei gemeinfamer Gewahrſame Tann die Pfändung gegen jeden 
Inhaber erfolgen. 

1. In der Gewahrfame des Haushaltungsporftandes, gleichviel, ob 
er Eigentümer oder ob er nur Mieter oder Pächter des Grundſtückes ift, 
befinden fi) alle Sadjen in der Wohnung , der Scheune, der Werkftätte, 
im Stalle, im Keller, außer wenn fie von Dienftleuten in den ihnen aus⸗ 
ſchließlich zugewieſenen Räumen oder von Witermietern in den an fie 
vermieteten Räumen untergebracht oder von foldhen, die fich auf Beſuch 
dort aufhalten, mitgebracht find. Die Abweſenheit des Haushaltungs- 





2. Pfändung der beiden Ehegatten gemeinfhaftlid 
gehörigen Gegenftände zu Gunften des Gläubigerd nur eines 
der Miteigentümer. E. v. 24. Jänner 1882, 3.14692, Sig. 8846. 

8. ritte Perſonen, deren Sachen fi in der Ge— 
wahrſame des Verpflichteten befinden, können für den 
ihnen durch deren Pfändung und Verwahrung verurfachten Scha- 
den den betreibenden Gläubiger nicht verantwortlic” machen, wenn 
fie bei der Pfändung binlängliche Beweife für ihr Necht nicht bei⸗ 
u haben. &. v. 12. Män 1901, 3. 2245, Präv. 190%: 

. 149. 
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borstandes und die Verwahrung dur! andere, bie nur als feine Vers 
treter in der Gewahrfame anzufehen find, ändert an ber Fortdauer feiner 
Gewahrjame nichts. 

3. Sachen in einem befonderen Gewerbslokale befinden fid) in der 
Gewahrfame des Gewerbeinhabers. 

3. Im Verhältniſſe zwiſchen Ehegatten iſt in der Regel anzunehmen, 
daß ſich die in der gemeinſamen oder in der mit Einverſtändnis des 
Ehemannes von der Ehefrau gemieteten Wohnung befindlichen Sachen 
entweder in der gemeinſamen oder in der Gewahrſame des Ehemannes 
befinden. 

Sachen, welche jedoch die Ehefrau verſperrt hält, oder welche zur 
Bekleidung, zum Schmucke oder ſonſt zum Gebrauche bloß für ihre Perſon 
beſtimmt ſind, befinden ſich nur in der Gewahrſame der Ehefrau. 

Sachen in der Wohnung der vom Ehemanne geſchieden lebenden Ehe⸗ 
frau find als in der Gewahrſame der Ehefrau ſtehend anzuſehen. 

4. In der Gewahrfame von Perfonen, welche wegen völliger Hand⸗ 
Yungsunfähigleit oder wegen Beſchränkung ihrer Handlungsfähigkeit durch 
einen gejeglichen Vertreter, zum Beifpiel einen Vormund oder Kurator, 
vertreten werden, befinden ſich ſowohl jene Sachen, welche fie jelbft inne 
haben, wie auch jene Sachen, welche ihr geſetzlicher Vertreter ober die bei 
ſolchen Berjonen oder bei den gejeßlichen Bertretern wohnenden Dienit- 
perfonen für fie inne haben. 

Sachen, welche foldhe Handlungsunfähige oder beichräntt Handlungs» 
fähige Perfonen, 3. B. Kinder unter fieben Jahren, für ihren gefeßlichen 
Vertreter, 3. B. Vater, inne haben, befinden ji) in der Gemahrjame des 
leßteren. 

5. Früchte auf dem Felde und gejchlagenes Holz im Walde befinden 
fh, wenn nicht dieſe Gegenftände verkauft und ſchon übergeben worben 
find, oder das Holz auf Grund eines Abſtockungsvertrages geichlagen 
wurde, in der Regel in der Gewahrfame des Grundbeſiztzers. 

6. Bei einem Dritten verwahrte oder verpfändete oder einem Dritten 
zur Meparatur, zur Vornahme einer fonftigen Arbeit (Schneiden von 
Baumllögen) übergebene Gegenftänbe befinden fich in der Gewahrſame 
des Dritten. 

Wenn das Bollftredungsorgan darüber im Zweifel ift, 06 eine Cache, 
deren Pfändung es beabfichtigt, fich in der Gewahrſame des Berpflichteten 
befinde, fo Hat es die Weifung des Kanzleibeamten oder Exekutions⸗ 
tommiffärd einzuholen. — 

Befinden fich die zu pfändenden Gegenftände nad) Anficht des Voll⸗ 
firedungsorganes ober nad) der Belehrung bes Richters in ber Ge- 
wahrjame des Verpflichteten, bes betreibenden Gläubiger oder eines 
zu ihrer Herausgabe bereiten Dritten, fo tft die Pfändung vorzunehmen, 
wenn aud) von Geite Dritter wegen angeblicher Verlegung ihrer Beſitz⸗, 
Eigentums» oder fonftigen Rechte gegen bie Vornahme der Pfändung 
Widerfpruch erhoben wird (fiehe Abſchn. II, P. 88). Inſtr., Abſchn. II, 
P. 238. 

In fremden Gewahrfam darf das Bollitredungdorgan wider den Willen 
des Gewahrfaminhabers nicht eingreifen. Befinden fich daher Sachen des 
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Verpflichteten in der Gewahrſame eines anderen, 3. B. weil fie ihm in 
Verwahrung geneben, ihm geliehen oder verpfändet worden find, verwehrt 
aber letterer die Vornahme der Pfändung, fo darf das Bollitredungs- 
organ diefe Sachen nicht pfänden. Die Erklärung, die Pfändung zuzu- 
Taffen, ift im Protokolle zu beurfunden. Wirb bei der Nachfrage die 
Herausgabe der Sachen verweigert oder der Beſitz der Sachen überhaupt 
in Abrede geitellt, fo Hat fich das Vollſtreckungsorgan auf Die proto- 
tollarifche Beurkundung dieſes Umftandes zu beichränten und dem Gläu- 
biger das Weitere zu überlafien. Inftr., Abſchn. II, B. 24. 

2) Eventuell Anmerkung auf dem vorhandenen PBfändungsprotofolle. 
8 257. 

Berehnung des Erelutionsanfprudes vor Bornahme 
der Bfändung. Vor der Pländung bat das Vollftredungdorgen, um 
eine Überficht darüber zu erlangen, in welchem Umfange die Pfändung 
vorzunehmen fein wird, die Höhe des Anſpruches auf Grund der Pfän⸗ 
dungsbewilligung zu berechnen. 

Hat der Gläubiger Zinfen von einem beftimmten Tag an zu be 
anſpruchen, ohne daß das Ende des Binfenlaufes ſchon Talendermäßig 
bejtimmt wäre, fo find die Zinſen bis zu demjenigen Tage, an welchen 
die Pfändung vorgenommen wird, in Anfah zu bringen. Wenn die 
Pfändung nicht zur fofortigen Befriedigung durch Bahlung oder Ab- 
nahme von Bargeld führt, tit auf den weiteren Binfenlauf bis zu dem 
vorausfichtlichen Bahlungstage Bedacht zu nehmen und zu diefem Be⸗ 
hufe von vornberein der auf einen Tag entfallende Zinſenbetrag zu be⸗ 
rechnen. 

Die Exekutionskoſten find, injoweit deren Betrag aus den Exekutions⸗ 
befcheiden zu entnehmen ift, dem Anſpruchsbetrage zuzurechnen. 

Iſt das Bollftredungsorgan über die Höhe des dem betreibenden 
Gläubiger gebührenden Betrages in Zweifel, jo hat e8 erforderlichenfalles 
noch vor Vornahme der Pfändung, iedenfall® aber vor Ausfolgung des 
Geldes die Weifung des Erelutionsgerichtes einzuholen (8 261, Abf. 2, 
ED.) Inſtr., Abſchn. II, B. 20. 

Umfang der Pfändung. Die Pfändung darf nicht weiter aus⸗ 
gebehnt werden, als zur Befriedigung des Gläubiger und zur Dedung 
der Erekutionskoſten erforderlich iſt. Um Üüberpfändungen zu vermeiden, 
hat daher das Vollſtreckungsorgan den beim Verkauf vorausſichtlich er⸗ 
zielbaren Erlös der einzelnen Gegenſtände zu veranſchlagen und bei deren 
Aufführung im Protokolle oder in dem angefügten Berzeichniffe mit Blei- 
ftift anzumerlen. 

Die einfeitigen Wertangaben des Berpflichteten find hiebei, damit 
der Gläubiger nicht benachteiligt werde, mit der nötigen Vorſicht aufzu⸗ 
nehmen. 

Wenn Sachen gepiändet werben follen, deren Wert das Vollftredlungs- 
organ gar nicht zu beurteilen vermag, 3. B. Mafchinen, Kunftwerte, 
Goldſachen, Edelfteine u. dal., jo fol das Vollſtreckungsorgan verfuchen, 
den etiva anmwejenden Betreibenden Gläubiger oder defjen Vertreter und 
den Berpflichteten zu einer MD seIn mung über den Umfang der Pfän⸗ 
dung zu beftimmen. 
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Wenn ein Einverftändnis nicht zu erzielen tft, ift nach den Unträgen 
de3 betreibenden Gläubigers vorzugehen, jedoch im Protokolle die Huße- 
tung des Verpflichteten über die nach feiner Anficht notwendige Ein- 
ſchränkung der Pfändung zu verzeichnen. 

Im Bweifel ift die Pfändung eher etwas weiter auszudehnen, weil 
die Einſchränkung leichter erfolgen kann, als eine nachträgliche Ergänzung. 
Inſtr., Abſchn. II, P. 25. 

Auswahl der zu pfändenden Gegenſtände. Inſoferne nicht 
im gerichtlichen Beſchluſſe hinſichtlich der Auswahl der zu pfändenden 
Gegenſtände dem Vollſtreckungsorgane bindende Weiſungen erteilt ſind, 
hat das Vollſtreckungsorgan bei der Auswahl der zu pfändenden Gegen- 
ftände darauf zu fehen, daß dem Gläubiger auf dem Türzeften Wege zu 
feiner Befriedigung verholfen werde. 

Dabei hat es jedoch aud das Bedürfnis des Berpflichteten tun- 
lichſt zu berüdfichtigen und auf Schonung feines Hausftandes Bedacht zu 
nehmen. 

In erfter Linie ift auf vorhandenes Bargeld und auf Wertpapiere 
zu greifen. In deren Ermanglung find die dem Verpflichteten entbehr- 
lichften Sachen zu wählen und defien eigene Erklärung hierüber zu be- 
rüdfichtigen. Sodann ift die Pfändung auf Sachen zu richten, die Leicht 
fortgefchafft oder zu fiheren Preifen aus freier Hand leicht veräußert 
werben können, wie Gold- und Silberſachen, Wäfche u. dgl. 

Saden, deren Berwahrung, Unterhaltung oder Fortihaffung einen 
unverhältnismäßig Hohen Koftenaufwandb verurfahen würde oder deren 
Beräußerung zur Zeit nur mit großem Verlufte möglid) wäre, follen nur 
gepfändet werden, wenn ſich feine anderen Gegenitände vorfinden. Inſtr., 
Abſchn. II, B. 26. 

Verhalten des Vollftredungdorganes bei unzureihen- 
dem Ergebniffe der Pfändung. Wenn nah Anſicht des Voll⸗ 
ftredungsorganes fich nicht erwarten läßt, daß die Fortſetzung oder Durd)- 
führung der Exekution einen die Koſten der Exekution überfteigenden Er- 
trag ergeben wird, Hat das Bollitredungdorgan den etwa anmwejenden 
Vertreter des betreibenden Gläubiger darauf aufmerlfam zu machen, 
daß aus diefem Grunde die Erelution nad) 8 39, 3. 8, ED. eingeftellt 
werden Tann. Wenn ber Vertreter des betreibenden Gläubiger nicht 
auf die Vornahme der Pfändung verzichtet, ift fie vorzunehmen. Der 
betreibende Gläubiger oder defjen anweſender Vertreter ift in diefem Falle 
vom Vollſtreckungsorgane zu befragen, ob er nicht auf die Einverneh- 
mung über die etwa beabfichtigte oder beantragte Einftelung der Exe⸗ 
kution wegen Unzulänglichkeit der gepfänbeten Gegenftände verzichte. Be- 
jahenden Falles ift der Verzicht im Protofolle zu beurkunden. Inſtr., 
Abſchn. II, P. 27. 

3) Die Einleitung einer Verwahrung iſt im Protokolle anzumerken. 
8 259, Abſ. 7. 

4) Bergi. 8 37. — Insbeſondere Beſitz an den in Gewahrfam des 
Berpflichteten (Abſ. 1) oder des zur Herausgabe bereiten Dritten (8 262) 
befindlihen Sachen. Siehe 8 258. 

Einwendungen de3 Berpflichteten oder britter Per— 


480 Exekutionsordnung 65 353, 254. 


fonenigegen bie Vornahme der Pfändung. Werben bei der 
Pfändung vom Verpflichteten Sachen, die fich in feiner Gewahrſame be» 
finden, als ihm nicht gehörig, oder als unveräußerlich bezeichnet, ober 
werden von dritten Berfonen, welche nicht die Gewahrfame an den zu 
pfändenden Segenftänden haben, folhe Rechte behauptet, welche wie bei- 
ſpielsweiſe Eigentum oder Beſitz, Die Vornahme der Exekution unzuläffig 
machen würden, oder werben von dritten Perſonen, ohne Behauptung 
des Beſitzes, Pfand» oder Vorzugsrechte an denfelben geltend gemacht, 
fo darf ſich das Vollftredungsorgan hiedurch allein von der Bornahme 
der Pfändung nicht abhalten Tafjen, fofern Teine anderen zur Dedung des 
Erefutionsanfpruches ſamt Nebengebühren ausreichenden pfändbaren 
Sachen vorhanden find. 

Eine etiwaige Anweiſung des Gläubiger, die Erefution auf die vom 
Widerfpruche betroffenen Sachen oder Rechte zu unterlafien,, tft hiebei in 
jedem Falle maßgebend. 

Wenn die Pfändung trob des Widerſpruches des Berpflichteten oder 
dritter Perfonen vorgenommen wird, ift bei Beurteilung Des Umfanges, 
in welchem die Pfändung vorgenommen werben fol, die Möglichkeit in 
Betracht zu ziehen, daß Anſprüche der bezeichneten Art für begründet er- 
achtet und die vom Widerfpruche betroffenen Gegenftände aus der Ere- 
kution ausgeſchieden werden können. 

Die der Pfändung widerſprechenden dritten Perſonen ſind aufmerkſam 
zu machen, daß ſie zur Wahrung ihrer Rechte ihre Anſprüche beim Exe⸗ 
kutionsgerichte geltend zu machen haben. Inſtr., Abſchn. II, P. 88. 

5, Wenn der Berpflichtete nicht angetroffen wird, iſt Erſatzzuſtellung 
zuläſſig. Inſtr., Abſchn. II, P. 39, letzter Abſatz. — Die Zuftellung Hat 
das die Pfändung vornehmende Vollitredungsorgan zu bewirken. 8 344, 
abi. 2, ED. — Der betreibende Gläubiger ift vom beiwilligenden Gerichte 
unmittelbar zu verjtändigen. Wegen Vornahme der Pfändung unter 
feiner Intervention hat er fich rechtzeitig an das Exekutionsgericht zu 
wenden, denn „der Vollzug erfolgt von Amts wegen“. 8 16. — Bor 
Rechtskraft der Piändungsbewilligung darf nur ausnahmsweiſe zum Ber- 
kaufe geichritten werben. 8 266. 

°) Bon dem Vollzugdauftrag an das Vollſtreckungsorgan braucht der 
betreibende Gläubiger nicht verftänbigt zu werden. 

Die Berftändigung des betreibenden Gläubiger vom Vollzuge ber 
Pfändung Tarın unterbleiben, wenn er vermöge feiner Intervention bei 
Bornahme der Pfändung unmittelbare Kenntnis hat. Es empfieht ſich, 
um Mißverftändniflen vorzubeugen, durch eine Kurze Notiz im Pfändungs⸗ 
protofolle zu beurlunden, daß dem betreibenden Gläubiger vom Boll- 
ftredungsorgan mitgeteilt worden tft, er werde Teine befondere Benach⸗ 
richtigung von der Vornahme der Pfändung erhalten. 

Jene Perfonen, die Rechte an den gepfänbeten Gegenftänden be- 
hauptet haben, find zivar vom Vollzug der Pfändung zu benachrichtigen 
dagegen nicht jene Berjonen, von denen nur behauptet wirb, daß 
folhe Rechte haben. 

Bufolge IMV. v. 23. Mat 1901, JMBPB. Nr. 16 (bei 8 259 EU.) 
hat das Exelutionsgeriht den betreibenden Gläubiger, falls meber er, 
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noch ſein Vertreter beim Exekutionsvollzug zugegen war, gelegentlich der 
Benachrichtigung vom Vollzug der Pfändung (8 253, letzter Abſatz, EO.) 
davon in Kenntnis zu ſetzen, daß und warum die bewilligte Verwahrung 
nicht vollzogen worden iſt. 

*) Hinſichtlich der Pfändung von öffentlichen, auf beſtimmte Namen 
lautenden oder duch Vinkulierung für einen beftimmten Zweck gewib- 
meten Obligationen jiehe MB. v. 24. Oltober 1897, RGB. Nr. 249, bei 
Art. XV ES. 3. ED., wonach gemäß 81, 3. 1, die Öffentliche Kafle, 
bei der das Kapital angelegt ift, und Die Behörde oder Anftalt, der 
diefe Kaſſe unmittelbar untergeordnet ift, auch von jeder gemäß den 
88 253 und 257 ED. vorgenommenen Pfändung folher Obligationen 
von Amt? wegen mitteld des Formulars Nr. 1 zu benachrichtigen find. 
— Die Anzeige obliegt der Zuftellung®- und Erefutiongabteilung, fie 
muß unverweilt nad) Vollzug der Pfändung erftattet werden. 8 384, 
3. 9, SO. 


$ 254. Das Pfändungsprotofoll ift dem Erefutionsge- 
richte vorzulegen. 

Sede vorgenommene Pfändung?) ift unter Angabe des 
Berpflichteten, des betreibenden Gläubigers und des Yorde- 
rungöbetrages in einem zu dieſem Zwecke bei jeden Bezirks- 
gerichte anzulegenden Verzeichniſſe (Pfändungsregifter) er- 
ſichtlich zu machen.“) Befteyen an einem und demjelben Orte 
mehrere Berirfsgerichte, jo ift das Pfändungsregiſter von 
einem der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in Exekutions⸗ 
ſachen berufenen Bezirksgerichte ($ 23, Abjag 1) zu führen.?) 

Im Verordnungswege ift dafür Sorge zu tragen, daß 
das Pfändungsregiiter aud) betreff3 der im Verwaltungswege 
an den gepfändeten Sachen begründeten Pfandrechte die nö- 
tigen Verweiſungen enthält.?) 

1) Ferner die Bewilligung des Verkaufes, 8 264, Abſ. 4, — der 
bewirkte Verlauf, 8 279, Abf. 3, — die Einjlellung des Verkaufsver⸗ 
fahrens, 8 282, Abſ. 3. — Die pfandweiſe Beichreibung der invecta et 
illata ift Teine Pfändung, fondern hat den Charakter einer einftweiligen 
Verfügung, fie ift im Pfändungsregifter nicht erfichtlich zu machen. 
(Siehe Anm. zu Art. XIII, 8.6.) — Wenn auf Grund eines Exekutions⸗ 
titel3 die Pfändung der invecta et illata bewilligt wird, tft fie durch 
Anmerkung auf dem Protofoll über die pfandweiſe Beſchreibung zu voll» 
— und dann iſt die Pfändung im Pfändungsregiſter erſichtlich zu 
machen. 

2) Die Einrichtung und Führung des Pfändungsregiſters iſt durch 
die 88 257—260 GO. geregelt. — Die Nummer oder Seite des Pfändungs⸗ 
— in Spalte 10 des Exekutionsregiſters anzugeben. 8 233 a, 

3) In Wien von dem Exekutionsgericht, in Prag von dem Bezirks⸗ 
gericht der Alt- und Joſefſtadt, in Trieſt von dem Bezirksgericht in 
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fonen’gegen die Vornahme ber Bfändung. Werben bei ber 
Pfändung vom Berpflichteten Sachen, bie fich tn felner Gewahrſame be» 
finden, als ihm nicht gehörig, oder als unveräußerlich bezeichnet, oder 
werden von dritten Perfonen, welche nicht die Gewahrſame an den zu 
pfändenden Gegenftänden haben, folche Rechte behauptet, welche wie bei- 
ſpielsweiſe Eigentum oder Befig, die Bornahme der Erefution unzuläffig 
machen würden, oder werben von dritten Berfonen, ohne Behauptung 
des Befites, Pfand» oder Vorzugsrechte an denfelben geltend gemadht, 
fo darf ſich das Bollfftredungsorgan hiedurch allein von der Bornahme 
der Pfändung nicht abhalten laſſen, fofern Leine anderen zur Dedung bes 
Erefuttonsanfpruches ſamt Nebengebühren ausreichenden pfändbaren 
Sachen vorhanden find. 

Eine etivaige Anweiſung des Gläubigers, die Exekution auf die vom 
Widerfpruche betroffenen Sachen oder Rechte zu unterlafien, tft biebei in 
jedem alle maßgebend. 

Wenn die Pfändung trob des Widerjpruches des Berpflichteten oder 
dritter Perjonen vorgenommen wird, ift bei Beurteilung des Umfanges, 
in welchem die Pfändung vorgenommen werden fol, die Möglichkeit in 
Betracht zu ziehen, Daß Anſprüche der bezeichneten Art für begründet er- 
achtet und die vom Wiberfpruche betroffenen Gegenftände aus der Exe⸗ 
Tutton ausgeſchieden werden Tönnen. 

Die der Pfändung widerfprechenden dritten Perſonen ſind aufmerkſam 
zu machen, daß fie zur Wahrung ihrer Rechte ihre Anſprüche beim Ere- 
utiondgerichte geltend zu nahen haben. Inſtr., Abſchn. II, B. 38. 

5) Wenn der Berpflichtete nicht angetroffen wird, tft Erfagzuftellung 
zuläffig. Inſtr., Abſchn. II, B. 39, letzter Abſatz. — Die Buftellung hat 
das die Pfändung vornehmende Vollſtreckungsorgan zu bewirken. 8 344, 
Abſ. 2, ED. — Der betreibende Gläubiger ift vom bewilligenden Gerichte 
unmittelbar zu verftändigen. Wegen Bornahme der Pfändung unter 
feiner Intervention Hat er fich rechtzeitig an das Exelutionsgericht zu 
wenden, denn „der Vollzug erfolgt von Amts wegen”. 8 16. — Bor 
Rechtskraft der Pfändungsbewilligung darf nur ausnahmsweiſe zum Ber- 
Taufe geichritten werden. 8 266. 

6, Bon dem Bollzugsauftrag an das Vollſtreckungsorgan braucht ber 
betreibende Gläubiger nicht verjtändigt zu werden. 

Die Berftändigung des betreibenden Gläubigerd vom Bollzuge der 
Pfändung Tann unterbleiben, wenn er vermöge feiner Intervention bei 
Bornahme der Pfändung unmittelbare Kenntnis hat. Es empfieht fi, 
um Mißverftändniffen vorzubeugen, durch eine kurze Notiz im Pfändungs⸗ 
protofofle zu beurkunden, daß dem betreibenden Gläubiger vom Boll- 
-fteedungsorgan mitgeteilt worden ift, er werde feine beſondere Benach⸗ 
rihtigung von der Vornahme der Pfändung erhalten. 

Jene Perſonen, die Rechte an den gepfändbeten Gegenftänden be- 
hauptet haben, find zwar vom Vollzug der Pfändung zu benachrichtigen 
Dagegen nicht jene Perjonen, von denen nur behauptet wird, daß 
ſolche Rechte Haben. 

Bufolge IMB. v. 23. Mat 1901, ZJMBB. Nr. 16 (bei 8.259 ED.) 
hat das Exelutionsgericht den betreibenden Gläubiger, falls meber er, 
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noch ſein Vertreter beim Exekutionsvollzug zugegen war, gelegentlich der 
Benachrichtigung vom Vollzug der Pfändung (8 253, letzter Abſatz, ED.) 
davon in Kenntnis zu ſetzen, daß und warum die bewilligte Verwahrung 
nicht vollzogen worden iſt. 

*), Hinſichtlich der Pfändung von öffentlichen, auf beſtimmte Namen 
Iautenden oder durch Vinkulierung für einen bejtimmten Zweck gemwib- 
meten Obligationen fiehe MB. v. 24. Oktober 1897, RGB. Nr. 249, bei 
Art. XV EG. 3. ED., wonach gemäß 8 1, 3. 1, die Öffentliche Kaſſe, 
bei der das Kapital angelegt ift, und die Behörde oder Anftalt, der 
dieſe Kaffe unmittelbar untergeordnet tft, auch von jeder gemäß den 
88 253 und 257 ED. vorgenommenen Pfändung folcher Obligationen 
von Amts wegen mittel3 des Formulars Nr. 1 zu benachrichtigen find. 
— Die Anzeige obliegt der Zuftellungs- und Erefutiongabtetlung, fie 
muß unverweilt nad) Vollzug der Pfändung eritattet werden. 8 384, 
3. 9, SO. 


$ 254. Das Pfändungsprotofoll ift dem Erefutionsge- 
richte vorzulegen. 

Jede vorgenommene Pfändung!) ijt unter Angabe des 
Berpflichteten, des betreibenden Gläubiger und des Forde- 
rungdbetrages in einem zu diefem Zwecke bei jeden Bezirks— 
gerichte anzulegenden Verzeichniſſe (Pfändungsregifter) er- 
ſichtlich zu machen.“) Befteyen an einem und demjelben Orte 
mehrere Berirksgerichte, jo ift das PBfändungsregifter von 
einem der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in Erelutions- 
ſachen berufenen Bezirkögerichte (8 23, Abſatz 1) zu führen.°) 

Im Berordnungswege ift dafür Sorge zu tragen, daß 
das Pfändungsregiiter auch betreff3 der im Verwaltungswege 
an den gepfändeten Sadjen begründeten Piandrechte die nö- 
tigen Verweiſungen enthält.*) 

1) Ferner die Bewilligung des Verkaufes, 8 264, Abf. 4, — der 
bewirkte Verkauf, 8 279, Abf. 3, — die Einjlelung des Verkaufsver⸗ 
fahren, 8 282, Ubf. 3. — Die pfandweife Beichreibung der invecta et 
illata tft eine Pfändung, fondern hat den Charakter einer einftweiligen 
Verfügung, fte tft im Pfändungstegifter nicht erfichtlich zu machen. 
(Siehe Anm. zu Urt. XIII, 8. 6.) — Wenn auf Grund eines Erefutiong- 
titeld die Pfändung der invecta et illata bewilligt wird, ift fie durch 
Anmerkung auf dem Protofoll über die pfandweife Befchreibung zu voll- 
a und dann ift die Pfändung im Pfändungsregiſter erfichtlich zu 
machen. 

2) Die Einrichtung und Führung des Pfändungsregiſters iſt durch 
die 88 257—260 GO. geregelt. — Die Nummer oder Seite des Pfändungs⸗ 
regifters ift in Spalte 10 des Erefutionzregifter® anzugeben. $ 333 a, 
P. 4, GO. 

3) In Wien von dem Exekutionsgericht, in Prag von dem Bezirks⸗ 
gericht der Alt» und Joſefſtadt, in Zrieft von dem Bezirksgericht in 
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Zivilſachen. 88 4, 6 3MV. v. 24. Juni 1897, RGB. Nr. 157 
(bei 8 23). 

4) Auf die Pfandrechte, die im Verwaltungswege an den gepfändeten 
Sachen begründet find, ift in der Spalte für Bemerkungen des Pfändung?- 
regiſters hinzuweiſen. 8 259, Abſ. 4, GO. 


Bdg. d. Juftizminifteriums dv. 30. Dezember 1897, IMBB. 
Nr.50, betreffend die Erfihtliihmahung der im Verwal— 
tungswege an gerichtlich gepfändeten Sadhen begründeten 
Pfandrechte im Pfändungsregiſter. 

An alle am Exekutionsvollzuge beteiligten Bezirksgerichte. 

Um im Pfändungsregifter die Pfandrechte erſichtlich zu machen, die 
im Verwaltungswege an gerichtlich gepfändeten beweglichen Saden be- 
gründet werden ($ 254, Abi. 8, ED.), Hat das k. k. Sinanzminiftertum im 
Einvernehmen mit dem Juftizminifterium mit dem Erl. v. 23. Dezember 
1897, 8. 58418, die politifchen Exekutionsbehörden angewiefen, alle im 
abminiftrativen Wege aufgenommenen Pfändungsprotokolle in Urichrift*) 
fofort nach ihrer Aufnahme dem zuftändigen Erelutionsgerichte zur Ein- 
fiht zu überjenden. 

Die Gerichte werden angewieſen, dieſe Pfändungsprotofolle unver: 
züglich mit den Eintragungen im Pfändungsregifter zu vergleichen und, 
falls die im Verwaltungswege gepfändeten Sachen bereit3 gerichtlich ge= 
pfändet find, bei der betreffenden Eintragung im Pfändungsregiiter auf 
die Pfandrechte, die im Verwaltungswege an den nämlihen Sachen be= 
gründet find, zu verweilen. Bu diefem Zwecke find in ber für Be- 
merkungen beftimmten Spalte des Pfändungsregifters (8 259, Abſ. 4, 
SD.) der Name der politifchen Erelutionsbehörde, Datum umd Zahl 
des Piändungsprotofolle® und die Höhe des Anfpruches in abgefürzter 
Faſſung anzugeben, 3. B. „Bahptichit. Baden, 30./1. 98, 3. 1507, 25 fl. 
80 kr.“. 

Auf dem Protofolle über die adminijtrative Pfändung iſt bei Gericht 
mit Tinte oder mittel! Stampiglie der Vermerk „gerichtliche Pfändung“ 
anzubringen und fodann das Protokoll ohne weitere Mitteilung der 
politiichen Exekutionsbehörde unverzüglich zurüczufenden. Erſcheinen 
hingegen die im-adminiftrativen Wege gepfändeten Sachen nod) nicht ge- 
sichtlich gepfändet, fo entfällt jede Eintragung im Pfändumgsregifter fo» 
wie jeder andere Bermert, und es iſt das Pfändungsprotokoll ohne irgend 
welche begleitende Mitteilung unverzüglich der politifhen Exekutions⸗ 
behörde zurüdzuftellen. Alle weiteren ihnen etwa nötigen Auskünfte aus 
dem Pfändungsregifter oder aus den gerichtlichen Exekutionsakten haben 
ſich die politifchen Exekutionsbehörden felbft, durch unmittelbare Einficht- 





*) Für Wien wurde vom Sinanzminifterium im Einvernehmen mit 
den Juftizminifterium angeordnet, daB dem Exekutionsgerichte bloß ver- 
zeichnigweife Auszüge aus diefen Pfändungsprototollen wöchentlich min> 
deiten? einmal zugemittelt werden. Diefe Verzeichniffe enthalten alle 
wejentlichen Daten. (IME. v. 8. Dezember 1898, 3. 28508, an das 
DRG. Präf. Wien.) 
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nahme in das Pfändungsregiſter oder in die gerichtlichen Akten zu ver⸗ 
ſchaffen. Die Gerichte ſind zur Erteilung von Auskünften im ſchriftlichen 
Wege oder durch Anfertigung und Überſendung von Protokollabſchriften 
nicht verpflichtet. 


Bdg. des Juſtizminiſteriums v. 27. DOltober 1900, JZMBB. 
Nr. 40, betreffend Das Zufammentreffen einer adminiftra- 
tiven und geridtlihen Pfändung. 

Un alle am Erelutionsvollzuge beteiligten Bezirksgerichte. 

1. Damit beim Bufammentreffen der politifchen und gerichtlichen 
Erefution die Identität der im adminiftrativen und der im gerichtlichen 
Wege gepfänbeten beweglichen Sachen in möglichſt einfacher Weiſe außer 
Zweifel geftelt werden Tann, Hat das k. k. Finanzminifterium auf Er- 
fuchen des Zuftizminifteriums mit dem an alle, Yinanzlandesbehörben ge⸗ 
richteten E. v. 20. September 1900, 3. 39041, nachſtehendes angeorbnet: 

„Wenn die adminiftrativen Volljtredungsorgane aus den gerichtlichen 
Pfändungsmarken oder durch verläßlidde Mitteilung des Verpflichteten 
oder einer anderen Perfon erjahren, daß die von ihnen gepfändeten Gegen- 
ftände auch ſchon gerichtlich gepfändet worden find, ift in dem abminiftra- 
tiven Pfändungsprotokolle bei der betreffenden Poſt auf das gerichtliche 
Pfandrecht unter Angabe des aus der Pfändungsmarke erfichtlichen Alten- 
zeichen? hinzumeifen. Falls ungeachtet der Behauptung des Berpflichteten 

. oder einer anderen Perſon, daß eine gerichtliche Pfändung vorangegangen 
ift, eine Pfändungsmarke nicht vorgefunden wird, tft diefer Umſtand 
gleihfals im Pfändungsprotofolle zu bemerken. 

In Wien iſt in den an dag Exekutionsgericht zu leitenden ver- 
zeichnisweifen Auszügen aus den Pfändungsprototollen auch des ge- 
rihtlihen Pfandrechtes unter Angabe des Altenzeichen? Erwähnung 
zu tun.” 

2. Da ber Hinweis auf das gerichtliche Pfandrecht für die Fortführung 
der politifhen Erelution von Bedeutung ift und eine unrichtige Angabe 
im adminijtrativen Protololle auch für die Behandlung der gerichtlichen 
Geſchäfte nachteilig fein Tann, wird den Erefutionsgerichten nachftehendes 
verordnet: 

Wenn fich bei der Vergleichung de3 adminijtrativen Pfändungsproto- 
folle8 oder des verzeichnisweifen Auszuges mit dem PBfändungsregifter 
(IMV. dv. 30. Dezember 1897, IMVB. Nr. 50) ergibt, daß der Hinweis 
auf das gerichtliche Pfandrecht unrichtig ift oder daB das gerichtliche 
Altenzeichen nicht richtig angegeben ift, hat das mit der Vergleichung be⸗ 
traute Kanzleiorgan die Notiz in dem adminiftrativen Pfändungsprototolle 
oder Verzeichnis Durch eine kurze Gegenbemerkung richtigzuftellen, anderen- 
falle3 aber als richtig zu beftätigen. — 

Über das Verhältnis der politifchen Erefution zur gerichtlichen Exe⸗ 
kution fiehe Anm. 2 zu 8 257. 


$ 255. Auskünfte aus dem Pfändungsregifter find 

allen Berjonen zu erteilen,!) welche glaubhaft machen, daß 

fie diefe Auskünfte behufs Einleitung eines Nechtsftreites 
31* 
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ober einer Erelution, zur Gellendmahung von Einwendungen 
gegen eine bereitö eingeleitete Erelution oder aus anderen 
wichtigen Gründen bedürfen. 
1) Die Erteilung ber Auskünfte obliegt der Buftellungs- und Exe⸗ 
tutionsabteilung. 8 384, 3. 10, GO. 


6 256. Durch die Pfändung erwirbt der betreibende 
Släubiger für feine vollitredbare Forderung ein Pfandrecht 
an den im Pfändungsprotofolle verzeichneten und bejchrie- 
benen körperlichen Sachen. 

Dieſes Pfandrecht erliſcht, wenn der Antrag auf Be—⸗ 
willigung des Verkaufes (8 264) nicht innerhalb eines Jahres 
jeit dem Tage der Pfändungspornahme gejtellt und das Ber- 
faufsverfahren gehörig fortgefegt wird.) 

Erfolgt”)a) die Pfändung gleichzeitig zu Gunften meh- 
rerer Gläubiger, jo ftehen die hiedurch begründeten Pfand- 
rechte im Range einander glei. Jedem dieſer Gläubiger 
fommt die Stellung eines betreibenden Gläubiger zu. 

1) Diefe Vorſchrift gilt auch für die bei Beginn ber Wirkſamkeit 
der Exekutionsordnung beftehenden exekutiven Pfandrechte. Die Frift 
ift vom Beginn ber Wirkfamleit der Erelutiongordnung zu berechnen. 
At. XXXVII EG. 3. ED. — Die Namen ber Gläubiger, deren Pfand⸗ 
recht infolge Ablaufes der Präkfufivfrift erlofhen ift, find im Pfän⸗ 





8 256. 1. Das Pfandrecht erlifcht nicht, wenn die gepfän⸗ 
deten Gegenftände innerhalb der Jahresfriſt auf Antrag eine 
anderen betreibenden Gläubiger3 veräußert werden, 
fondern verwandelt fih in einen Anjpruch auf Befriedigung aus 
ae Berkaufserlöfe. E. v. 29. Jänner 1901, 3. 985, amtl. 

. 365, 

2. Die Zeit, während welcher der betreibende Gläubiger in⸗ 
folge der Eigentumsflage eines Dritten und der Auf- 
ſchiebung der Erefution leßtere nicht fortjegen konnte, ift in die 
a nicht einzurechnen. E. v. 8. Auguft 1900, 3. 10882, 

g. 1104. 

3. Durch einen innerhalb der Sahresfrift bei einem unzu⸗ 
ftändigen Gerichte angebrachten Verkaufsantrag wird das 
a nicht aufrecht erhalten. E. v. 8. Juni 1899, 3. 8960, 

lg. 638. 

4. Das BVerfaufsverfahren ift auch nicht gehörig fortgefegt, 
wenn der betreibende Gläubiger nach fruchtlofer BVerfteigerung es 
unterläßt, einen Antrag auf anderweitige Verwertung 
zu ftellen. €. v. 12. Juli 1899, 3. 10608, Sig. 677. 

5. Die Rechtswirkungen der Pfändung treten mit Vollendung 
der Aufnahme des Pfändungsprotofolles em. E. v. 
28. Juni 1900, 3. 9271, IB. 1903 38. 
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en mit farbigem Stifte zu durdhftreichen. 8 259, letzter Ab⸗ 
fat, GO. 

Wenn das Verfaufsverfahren nad) 8 200, 3.3, ED. eingeftellt wurde, 
erliſcht das Pfandrecht nad) 8 256, falls die einjährige Friſt während der 
fechsmonatlichen Yrift des 8 200, 3. 3, zu Ende geht. 

2) Die Priorität der Bewilligung oder des Einlangens des beiwilligen- 
den Beichluffes beim Erelutionsgericht ift unenticheidend. 

a) Für die Rangordnung der an beweglichen Törperlichen Sachen durch 
gerichtliche Pfändung erworbenen Pfandrechte ift, abgejehen von den Fällen 
gleichzeitiger Piändung, der Zeitpunkt der tatjächlihen Vornahme ber 
piandweilen Beichreibung (Unmerfung auf dem Pfändungsprototolle, 
8 257 ED.) maßgebend. Die Bornahme ber pfandweiſen Beichreibung 
beftimmt auch die Rangordnung ber am nämlichen Tage, aber nicht durch 
gleichzeitige Pfändung zu Gunften verichiedener Gläubiger begründeten 
Pfandrechte. (IM. zu 8 256 EO.) 

F 257. Die Pfändung von körperlichen Sachen, welche 
bereit3 zu Gunſten einer anderen vollitredbaren Yorderung 
pfandweije verzeichnet und bejchrieben find, gefchieht durd) 
Anmerkung!) auf dem vorhandenen Pfändungsprotokolle. 
In der Anmerkung ift der Name des betreibenden Gläubigers, 
auf deſſen Antrag dieje weitere Pfändung ftattfindet, deſſen 
und feines Vertreterd Wohnort und die vollftredbare For⸗ 
derung ($ 253, Abſatz 2) zu bezeichnen. 


Wird ausſchließlich?) die Pfändung körperlicher Sachen 
begehrt, die bereit zu Gunften anderer Gläubiger gepfändet 
iind, jo Tann die Anmerkung ohne neuerliche Erhebungen 
vollzogen werden. Der Beichluß, durch welchen die Pfändung 
bewilligt wird, ift folchenfall$ gleichzeitig mit der im 8 253, 
letzter Abjag,?) erwähnten Mitteilung dem Berpflichteten 
zuzuftellen. 

Jedem Gläubiger, zu deſſen Gunften Pfändung ftatt« 
findet, fommt die Stellung eines betreibenden Gläubigers zu. 

ı) Die Bornahme der Anmerkung obliegt der Zuſtellungs⸗ und Ere- 

futiongabteilung, wenn fich aber das Pfändungsprotofoll in Verwahrung 
des Richters oder feines KRanzleibeamten befindet, Iebterem. 88 384, 8.11, 
174 GO. — Muß Traft de3 Beſchluſſes außer der Anmerkung noch anderes 
vorgefehrt werben, zu deffen Ausführung die Zuſtellungs⸗ und Erelutions- 
abteilung berufen ift, wie 3. B. die Eintragung in das Pfändungsregifter 
u. f. w., fo ift der Beſchluß nach vollgogener Anmerkung auf dem Pro- 


— 

















82357. 1. Die Pfändung kann nicht durch Anmerkung 
auf einem Pfändungsprotofolle gejchehen, wenn da frühere Pfand- 
recht durch Rücktritt von der Exekution ſchon erlofchen ift. E. 
v. 21. November 1900, 3. 14875, Ref. 1900: ©. 185. 
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tofolle der Zuſtellungs⸗⸗ und Erelutionsabteilung in Urfchrift zur Einficht 
vorzulegen. 8 174 GO. 

Wenn für biefelbe Forderung zuerft die ficherftellungsweife 
Pfändung erwirkt wurde, jo tft, wenn die Exekution zur Hereinbringung 
erwirtt wirb, dies im Protokolle über bie ficherftelungsweife Pfändung 
anzumerfen. 

2) Die Gerichtstanzlei (Kanzleiabteilung) hat bei Einlangen von 
Erekutiondanträgen, foferne nicht auf bücherlich eingetragene Vermögens⸗ 
beftanbteile Exekution geführt wird, aus dem Pfändungsregifter und aus 
dem Namendverzeichnifie zum Regiſter E zu ermitteln, welche Erefutionen 
gegen denſelben Verpflichteten im Zuge find und wie weit das Erefutiong- 
verfahren bereit3 gelangt tft; das Ergebnis biefer Ermittlung iſt auf der 
Eingabe, bevor fie dem Richter vorgelegt wird, kurz anzumerken. Diefe 
Beſtimmung kommt nicht zur Anwendung, wenn das Pfändungsregiſter 
bei einem anderen, nicht im felben Gebäude untergebradhten Exekutions⸗ 
gerichte geführt wird. 

Das Bollftredungsorgan, dem eine Pfändung beweglicher Törperlicher 
Sachen aufgetragen ift, hat vor deren Bornahme durch Einficht in bas 
Pfändungsregifter und in die bei den einzelnen Exekutionsalten erliegen- 
den Pfändungsprotofolle feftzuftellen, ob und welche Bermögensbeftanbteile 
des Berpflichteten fchon gepfänbet find. Erhellt aus der Exekutions⸗ 
bewilligung und den Angaben des Pfändungsregiiters, daß Lediglich folche 
Sachen zu pfänden wären, bie fchon zu Gunften anderer Gläubiger ge- 
pfändet find, fo ift die Enticheibung des Richters mündlich einzuholen, 
ob die Pfändung ohne neuerliche Erhebungen durch Anmerkung auf dem 
Pfändungsprotofolle zu vollziehen if. 8 260 GD. 


Ob die zu pfändenden Fahrniſſe ſchon vorher gerichtlich pfandweife 
verzeichnet und bejchrieben find, ift mit Hilfe des Pfändungsregiſters zu 
ermitteln. 

Wenn die Pfändungsbewilligung ſich jedoch nicht ausſchließlich auf 
die ſchon gepfändeten Gegenftände erftredt, ift an Ort und Stelle an ber 
Hand des früheren Pfändungsprotofolles feftzuftellen, ob von ben früher 
gepiändeten Gegenftänden welche fehlen und was an pfändbaren Sachen 
außerdem vorhanden fei. 

Neu vorgefundene Gegenftände find, foferne deren Pfändung mit 
Rüdficht auf die für den Unfang der Pfändung maßgebenden Umftände, 
in3befondere mit Rüdficht auf den Wert Der gepfändeten Gegenftände, die 
Höhe der vorangehenden Forderungen und bes neu hinzugelommenen voll⸗ 
ftredbaren Unfpruches zur Befriedigung des betreibenden Gläubigers not- 
wendig erjcheint, in einem Anhange zum früheren Protokolle, oder in 
einem neuen Pfändungsprotofolle zu verzeichnen und zu beichreiben; in 
diefem find auch diejenigen der in dem früheren Protokolle verzeichneten 
Gegenftände anzugeben, welche nicht mehr vorgefunden wurden, und ed 
ift auf Die Anmerkung der Pfändung auf dem früheren Brotololle hinzu⸗ 
weifen. Inſtr., Abſchn. II, P. 40. 

Wenn bie bisher gepfänbeten Gegenftände nicht zweifellos alle 
vorausgehenden Pfandforberungen und die Forderung bes neu hinzu⸗ 
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kommenden betreibenden Gläubigers beden, unb wenn zugleich anzu⸗ 
nehmen ift, daß noch ungepfändete Gegenftände beim Berpflichteten ge- 
funden werden, die zur Ergänzung der unvollftändigen Dedung dienen 
fönnten, fo muß nad) Maßgabe der Pfändungsbewilligung das Boll- 
ftredungsorgan eine Nahpfändung an Ort und Stelle vornehmen. Bei 
Beurteilung der Dedung darf aber der zufällige und unfichere Umftand, 
daß vielleicht die eine oder andere der voraußgehenden Pfandforbe- 
tungen durch Zahlung u. dergl. erlojchen ift, nicht in Anſchlag gebracht 
werden. 

Zufammentreffen einer gerihtlihen Pfändung mit 
einer vorangegangenen abminiftrativen Pfändung. Wenn die 
zu pfändenden Sachen zwar noch nicht gerichtlich, aber im VBerwaltungs- 
wege gepfändet worden find, ift die erjte gerichtliche Pfändung jo vor- 
zunehmen, als ob die Sadjen überhaupt noch nicht gepfändet worden 
wären; das Bollftredungsorgan Hat jedoch ohne weiteren gerichtlichen 
Auftrag zu veranlafien, daB das gerichtliche Pfandrecht auf dem Protokolle 
über die adıniniftrative Pfändung angemerkt werbe. In dem Pfändung?» 
protofolle ift anzugeben, welche der gepfändeten Sachen im Berwaltungs- 
wege gepfändet find, für welche Forderung und auf Verfügung welcher 
Behörde. Inſtr., Abſchn. II, P. 41. 

Wenn die politifchen Exekutiongorgane wahrnehmen oder erfahren, 
daß die von ihnen gepfändeten Sachen früher gerichtlich gepfändet worden 
find, haben fie in ihrem Kfändungsprotofoll darauf Hinzumeifen; das Ge- 
richt hat diefe Angaben zu prüfen, eventuell richtig zu! ftellen. Siehe 
IMV. v. 237. Oltober 1900, IMVB. Nr. 40, bei 8 254. 

Der FME. v. 18. Jänner 1898, 8. 58418 ex 1897, mit welchem 
den Finanzlandesbehörden im Hinblide auf die Beitimmungen der neuen 
Erelutionsordnung Weifungen über die Durchführung der politifchen 
und die Einleitung der gerichtlichen Exekution erteilt werden, enthält 
nadjtehende mit dem Suftizminifterium vereinbarte Beftimmungen 
über das Verhältnis der politifhen Exekution zur geridt=- 
lien Exekution: 

P. 3, Abi. 3: Etellt fich heraus, daß das gerihtlihe Pfand— 
teht dem abminiftrativen vorausgeht, fo ift die abminiftrativ 
begonnene Erekution nicht mehr weiter fortzujegen, fondern ohne Verzug 
das gerichtliche Superpfandredit gemäß 8 257 ED. zu erwerben, nad} Um- 
ftänden aber aud) gleich der Antrag auf Verkauf im Sinne des $ 264 ED. 
beim Exekutionsgerichte zu jtellen. 

Geht Dagegen das gerihtlihe Pfandrecht dem adminiftra> 
tiven nad, fo ift die anminiftrative Erefution mit Befchleunigung durch⸗ 
zuführen und ein etwa fich ergebender Überſchuß des Erlöfes über den 
einzubringenden Rüditand und die Exekutionskoſten zu Gerichtshanden zu 
hinterlegen. (Mitteilung des IJMBB. ©. 27/1898.) 

3) Mitteilung über den Bollzug. Hinfichtlich der Unzeige von der 
Pfändung öffentlicher auf Namen lautender oder vintulierter Obligationen 
fiehe 81, 8.1, MV. v. 24. Oktober 1897, RGB. Nr. 249, bei Urt. XV 
EG. 3. ED. 
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Geltendmachung von Pfand- und Vorzugsredhten 
Dritter. 


6 258. Der Pfändung kann ein Dritter, der ſich nicht 
im Befite!) der Sache befindet, wegen eines ihm zuftehenden 
Pfand- oder Vorzugrechtes nicht widerfprechen.?) Er kann 
jedoch jchon vor Fälligkeit der Yorderung, für die das Pfand- 
ober Borzugsrecht beiteht, feinen Anſpruch auf vorzugsmeije 
Befriedigung aus dem Erlöje der fraglichen Sache mittel3 
Klage?) geltend machen. Zur Entfcheidung über dieſe Klage 
ift vom Beginne des Erekutionsvollzuges*) an dad Ere- 
utionsgericht zuſtändig. Im Falle der Erhebung der Klage 
wider den betreibenden Gläubiger und den Verpflichteten find 
diefe als Streitgenofjen?) zu behandeln. 


Wenn die Sade vor rechtäfräftiger Enticheidung über 
die Klage im Erelutionszuge verfauft wird und der klägeriſche 
Anspruch genügend beicheinigt ift, Fann auf Antrag vom Ge- 
richte die einjtweilige Hinterlegung des Erlöje angeordnet 
werden. 

ı Wenn fi) die Sache in der Gewahrfame des Dritten befindet, 
darf ohne feine Zuftimmung die Pfändung überhaupt nicht vorgenommen 
werben. 8 262. 

2) Bei Gewahrſame des Verpflichteten ift die Pfändung zuläffig, doch 
tann ein dritter Befiter die Klage nad) $ 37 erheben. 


3) 8 228 ZRO. 9 8 33. 5) 8 11 ZERO. 


Berwahrung. 


F 259. Die Pfandftüde, mit Ausnahme des beim 
Verpflichteten vorgefundenen Geldes,) find auf Antrag?) des 
betreibenden Gläubigers in Verwahrung zu nehmen. Mangels 
eines ſolchen Antrages iſt die geichehene Pfändung in einer 
für jedermann leicht erfennbaren Weiſe erfichtlich zu machen. 

Der Antrag auf Einleitung einer Verwahrung Tann mit 
dem Antrage auf Bewilligung der Pfändung verbunden 
werden.?) 

Die Verwahrung geichieht, fofern fich die gepfändeten 
Sachen hiezu eignen, durch deren gerichtlichen Erlag,*) fonft 


8 259. 1. Die Verwahrung von Pfandftüden, auf die ein 
Dritter Anfpruch erhebt, kann nicht dur Erlag einer Kaution 
des Eigentumsanſprechers verhindert werden. E. v. 6. Mai 
1902, 3. 6303, GH. 1903 : 1. 
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Durch Übergabe an eine ſich mit derlei Verwahrungen be- 
faflende, unter ftaatliher Aufficht ftehende Anftalt?) oder 
durch Übergabe®) an einen von Erefutionsgerichte”) auf Ge— 
fahr des betreibenden Gläubigers zu bejtellenden Verwahrer 
($ 968 abGB).s) Im legteren Falle fann mit Zuftimmung 
des Verpflichteten auch der betreibende Gläubiger, oder bei 
einer Mehrheit von jolchen, einer derjelben vom Erelutiong- 
gerichte als Verwahrer beftellt werden. 

Die Koften der Verwahrung find einjtweilen vom be= 
treibenden Gläubiger und beim Vorhandenfein mehrerer be= 
treibender Gläubiger von allen nach Verhältnis ihrer voll- 
ftredbaren Forderungen zu tragen. 

Dem bei der Pfändungsvornahme geftellten Antrage 
auf Einleitung einer Verwahrung durch gerichtlichen Erlag 
oder durch Übergabe der Sachen an eine fich mit derlei Ber- 
wahrungen befafjende Anftalt hat das Vollſtreckungsorgan zu 
entiprechen, ohne vorher die Beichlußfaffung des Gerichtes 
darüber einzuholen. 

Bor Entiheidung über einen nad) Vornahme der Pfän— 
dung beim Erefutionggerichte geitellten Verwahrungsantrag 
find, foweit nicht Gefahr im Verzuge ift, der Berpflichtete 
und die übrigen betreibenden Gläubiger einzuvernehmen.?) 

Die Einleitung der Verwahrung ift unter Angabe des 
Vermwahrers in Pfändungsprotofolle erſichtlich zu machen. ?) 

1) 8 261. 2) Der Antrag fanıı in der Gerichtslanzlei zu Protokoll 
genommen werben. $ 320, 3. 3, GO. 

3) Gegen den Beſchluß, durch melchen die Verrwahrung angeordnet 
wird, fein Rekurs. 8 289. 

Die Überbringung in die Auftionshalle zum Zwecke des Verkaufes 
ift nicht Einleitung einer Verwahrung ($ 259 EO.), und es ift daher 
auch der Antrag auf Verkauf in der Auftionshalle nicht als ein mit dem 
Berlaufsantrag verbundener Verwahrungsantrag anzujehen. 8 13 bezw. 
8 12 der MB. bei 8 274. 

9 Verwahrung gepfändeter Wertpapiere und Au3- 
folgung verwahrter Gegenstände. Gepfändete Wertpapiere, deren 
Berwahrung vom betreibenden Gläubiger beantragt wird, find, falls fie 
den Betrag von500 fl. überfteigen, im Depoſitenamte, ſonſt in der Gerichts⸗ 
Tanzlei zu erlegen. 

In Verwahrung genommene Sadıen, die aus jreier Hand verfauft wer⸗ 
den follen, find dem zu ihrer Übernahme ermädhtigten Vollſtreckungsorgane 
auszufolgen. Die Ermächtigung gefchieht durch eine Erklärung des leiten- 
den oder auffichtführenden Beamten der Buftelungs- und Erelutiond- 
abteilung (Erefutionsabteilung) auf der Wusfertigung des Verkaufs⸗ 
befchluffes (3. B. „Kanzleioffizial A. wird ermächtigt, die unter Poſt Nr. 226 
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in Verwahrung genommenen Wertpapiere zum Bmede des Berlaufes zu 
beheben“). 8 388 GO. 

Der Vorgang bei Hinterlegung zivilgerichtlicher Depofiten ift geregelt 
durch MB. v. 15. März 1898, RGB. Nr. 58. 


Bdg. der Minifterien der Juſtiz und der Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Oberſten Rechnungshofe v. 9. März 
1900, RGB. Nr. 48, betreffend die Bewertung von Pretiofen, 
dieim Exekutions undKontursverfahren gerichtlich Hinter- 
legt werden. 

I. In teilmeifer Abänderung der in den Depofitenamtsinftruftionen 
enthaltenen Borjchriften über die Beichreibung und Bewertung ber zur 
gerichtlichen Hinterlegung gelangenden Bretiofen werden in Anfehung der⸗ 
jenigen Bretiofen, die im Erefutionsverfahren als Pfandftüde gemäß 
8 259 ED. oder ald Hanbpfänder für gepfändete Forderungen gemaß 8 298 
ED. von dem Bollftredungsorgane gerichtlich zu hinterlegen find und deren 
Wert nicht etwa fhon aus früheren Verhandlungen befannt ift, nachftehende 
Anordnungen getroffen: 

1. Wenn der Wert ber zu Deponierenden Pretioſen nad) dem Daflr- 
halten des Bollftredungsorganes 1000 Kronen offenbar nicht über- 
fteigt, jo hat das Bollftredungsorgan in feiner Erlagdanzeige die ein- 
zelnen Wertgegenftände nach Urt, Form und wefentlichen Kennzeichen genau 
zu befchreiben und ihre Bewertung ſelbſt vorzunehmen. Hiebei tft ber 
Umftand, daß die Beſchreibung und Bewertung durch das Bollitredungs- 
organ erfolgte, erfichtlich zu machen. 

Hegt das Depofitenamt betreffs diefer Beſchreibung und Bewertung 
fein Bedenken oder werden in ber einen ober anderen Richtung auf- 
getauchte Bedenken im Einverftändnifle zwiſchen dem Depofitenamte und 
dem Bollftredunggorgane behoben, jo hat e8, nad) eventueller Berichtigung 
der Erlagdanzeige, bei dieſer Feitftellung fein Bewenden. 

Das Paket, in dag die PBretiofen behufd Verwahrung eingelegt wer- 
den, tit ſowohl mit dem Siegel des Depofitenamtes, ald auch mit dem 
vom Bollitredungsorgane beigebradhten Gerichtäfiegel zu verfiegeln. 

Dem Berpflichteten bleibt freigefitellt, fich über den Wert ber zu bepo- 
nierenden Gegenftände zu äußern und bei deren Verfiegelung fein Brivat- 
fiegel beizudrüden. 

Der auf obige Weiſe feitgeftellte Wert des Depofites ift in dem ge- 
rihtlihen Verwahrungsauftrage beizubehalten und auch der Bemeſſung 
der Berwahrungsgebühr zu Grunde zu legen. 

2. Wenn hingegen die zu deponierenden Pretiofen nad) dem Dafür 
halten des Vollitredungsorganes den Wert von 1000 Kronen über- 
fteigen oder Diedbezüglidy) ein Zweifel auf Seite bed Vollſtreckungs⸗ 
organes oder des Depofitenamtes befteht, ſowie in dem Falle, als bei einer 
Wertannahme unter der obigen Wertgrenze fid) eine Meinungsverfchieden- 
heit zwijchen dem Vollftredungdorgane und dem Depofitenamte Hinfichtlich 
der Beichreibung oder des einzuftellenden Wertbetrages ergibt, Tommt es 
darauf an, ob der Erlag 

a) bei einem der befonderen Hivilgerichtsdepofitenämter (in Wien, Prag, 

Graz, Trieft), oder 
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b) Bei einem Steuer» als gerichtlichen Depojitenannte 
zu geſchehen bat. 

Ada) Das Bollftredungdorgan, bezw. unter Zuziehung desſelben 
das Depofitenamt hat die Beichreibung und Schägung der PBretiofen durch 
einen gerichtlich beeideten Pretioſenſchätzmann vornehmen und die Erlags- 
anzeige im Sinne der einichlägigen Beftimmungen der Depofitenamts- 
inftruftion unterfertigen zu laſſen und tft der ſonach erhobene Schäßwert 
in Redynung zu ftellen. 

Ad b). Bon dem Bollftredungsorgan ift, falls nicht die fofortige 
Beiziehung eines gerichtlich beeibeten Pretioſenſchätzmannes tunlich ift, 
eine Bejchreibung der Pretiofen nad) Zahl, Art, Born und wefentlichen 
Kennzeichen in die Erlagdanzeige aufzunehmen und hat die Verfiegelung 
des Paketes, in das die Pretiofen behufs Verwahrung eingelegt werben, 
mit dem Siegel des Depofitenamtes und dem vom Bollftredungsorgane 
beigebrachten Gerichtöfiegel ftattzufinden, mährend die Einftellung des 
Wertbetrages einftweilen unterbleibt. 

Dem Gerichte Liegt fodann ob, ohne Verzug für eine genaue Be- 
fchreibung und Schäßung des Depofites durch einen gerichtlich beeideten 
Sachverſtändigen Sorge zu tragen, und es ift ber erhobene Schätzwert in 
den gerichtlichen Berwahrungsauftrag aufzunehmen. 

Wird die Bewertung von Gold und Silberfadhen durch einen gericht- 
lich beeideten Sachjverftändigen vorgenommen, fo ift ftet3 für die Zwecke 
der etwaigen Verfteigerung auch der Metallwert anzugeben (88 275 und 
277 ED.). 

1. Die vorftehenden Beftinnmungen finden bei der gerichlichen Hinter: 
legung von Pretiofen im Kontursverfahren (8 87, Abſ. 3, KO.) ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Vdg. des Juftizminifteriumd im Einvernehmen mit 
dem Sinanzminifterium und dem Oberſten Rehnungshofe 
v. 10. Jänner 1900, IMVB. Nr. 1, betreffend den Vorgang 
bei Bchebung von gerichtlich Deponierten Gegenſtäuden Durch 
VBolitredungsorgane zum Zwede Der Vornahme von Erelutionss 
Handlungen. 

An alle Gerichte. Bur Regelung des Borganges in Fällen, in denen 
ein gerichtlich deponierter Gegenftand an ein Vollſtreckungsorgan zum 
Bwede der Vornahme einer Erelutionshandlung ausgefolgt werben foll, 
werben nacdjftehende von den geltenden Depofitenamtsinftrultionen teilmweije 
abweichende Anordnungen getroffen: 

Il. Im Erfolglaffungdauftrage des zur Verfügung über dad Depofit 
berufenen Gerichtes (des Depofitengerichtes), mag dieſes Gericht das Ere- 
tutiondgericht jelbit fein oder als erjuchtes Gericht einfchreiten, Tann bie 
Ausfolgung an das nachträglich zu bezeichnende VBollftredunggorgan ver» 
fügt werden, ohne daß der Aufirag felbft das mit der Behebung des 
Depofites betraute VBollitredungsorgan namhaft macht. 

Sn einem folchen Falle hat der leitende oder auflihtführende Be— 
amte der Zuftellungs- und Erefutiongabteilung (Erxefutiongabteilung) dem 
zur Übernahme des Depofites beftimmten Vollſtreckungsorgane eine Er- 
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Härung über feine biesfällige Legitimation auszufertigen, in welcher der 
Bor- und Zuname des Bollitredungdorganes, dann bie Beziehung auf 
den gerichtlichen Erfolglaffungsauftrag und die genaue Bezeichnung der 
in Frage fommenden Depoſitenmaſſe enthatten fein muß. Diefer Erklärung 
ift das im 8 216, Abf. 2, GO. vorgefchriebene bejondere Gerichtsfiegel 
beizubrüden. 

Wofern der richterlihe Erfolglaſſungsbeſchuß nicht ohnehin zu den 
die Verwahrung der Tepofitenmafle betreffenden Alten gehört, ift eine 
Ausfertigung desfelben zu diefen Alten zu nehmen. 


II. In bringenderen Fällen kann das Erefutionsgericht, auch wenn 
e3 nicht zugleich das Depofitengericht ift, die Ansfolgung unmittelbar an- 
ordnen. 

Hiebet find folgende Beſtimmungen zu beobachten: 

1. Der richterliche Befchluß, womit die Behebung des Depofites durch 
ein Vollftredungsorgan verfügt wird, ift nebit den beteiligten Barteien 
aud) dem Depofitengerichte und dem Depofitenamte zuauftellen. Die Uus- 
fertigung für dag Depofitenamt ift mit dem im $ 216, Abſ. 2, GO. vor- 
neichriebenen befonderen Gerichtsfiegel zu verjehen. Diejelbe vertritt Die 
Stelle des Erfolglaſſungsauftrages des Depofitengerichtes. 

Iſt in dem richterlichen Beichluffe der Name bed mit der Übernahme 
des Depofites betrauten Vollitredungsorganes nicht angeführt, jo ift von 
der Zuſtellungs⸗ und Erefutiongabteilung (Erefutionzabteilung) des cin- 
fchreitenden Erelutionsgerichtes nad) Anorbnung bes B. I, Abſ. 2, zu 
verfahren. 

2. Sobald da legitimierte VBollftredungsorgan ſich beim Depofiten«- 
amte meldet, hat ber liquidierende Beamte dajelbft nad) erfolgter Prüfung 
der vorgelegten Legitimationserflärung fich zunächſt von der Übereinftim- 
mung be3 in ben Händen des genannten Organes befindlichen Gericht3- 
befchlufjes mit dem an das Depofitenamt gelangten Erfolglafiungsauftrage 
zu überzeugen und fodann die Liquidierung der Behebungsanweifung vor- 
zunehmen, bei welcher der Stand der Depofitenmafje im Zeitpunkte biefer 
Amtshandlung in Betracht zu ziehen ift. 

Der Vorſteher des Depofitenamtes Hat fodann die Liquidierung zu 
überprüfen und, falls die Ausfolgung des Depoſites leinem Unftande unter» 
liegt, fein „Gejehen" auf dem Geſchäftsſtücke beizujegen, worauf die Aus⸗ 
folgung ftattfindet. 

Sollte fid) jedoch gegen die Erfolglafiung ein Bedenken ergeben oder 
das Depofitengericht felbft noch vor dem Erſcheinen des Bollftredungs- 
organes die Erfolglafiung inhibiert haben, jo Hat das Depofitenamt 
hievon das VBollftredungsorgan behuſs mündlicher Benachrichtigung 
des Exekutionsgerichtes zu verſtändigen und in erſterem Falle unver⸗ 
züglich auch dem Depoſitengerichte die Anzeige zu erſtatten; die Aus⸗ 
folgung unterbleibt, inſolange nicht ein weiterer Auftrag des Depoſiten⸗ 
gerichtes einlangt. 

3. Das Depoſitengericht hat, falls es die Erfolglaſſung nicht zu in⸗ 
hibieren findet, die ihm vom Exekutionsgerichte zukommende Beſchlußaus⸗ 
fertigung an das Depoſitenamt einzuſenden, welches die vollzogene Aus⸗ 
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folgung des Depofites auf der Belchlußausfertigung zu beftätigen und 
dieſe jodann dem Depofitengerichte zurüdzuflellen hat. 

Langt eine folhe Beichlußausfertigung nicht innerhalb dreier Tage 
nad dem Tage der Ausfolgung des Depofites bet dem Tepofitenamte ein, 
fo hat dasſelbe die vollzogene Ausfolgung dem Depofitengerichte mittels 
eines Turzen VBerichtes zur Anzeige zu bringen. 

III. In allen Fällen gelten ferner folgende Beftimmungen : 

1. Die Empfangsbeitätigung von Seite des zur Üisernahme des Depo⸗ 
ſites ſich meldenden Vollſtreckungsorganes geſchieht in kurzer Faſſung auf 
der dem Depoſitenamte zugeſtellten Beſchlußausfertigung. 

2. Die Ausfolgung des Depoſites geſchieht gegen Einziehung der dem 
Vollſtreckungsorgane ausgeſtellten Behebungslegitimation (P. I, Abſ. 2) 
und Anmerkung der vollzogenen Erfolglaſſung auf der in den Händen des 
Vollſtreckungsorganes befindlichen Beſchlußausfertigung. 

3. In Bezug auf die Entrichtung der Verwahrungsgebühr iſt nach 
ben beſtehenden Vorſchriften vorzugehen, und Tann der betreibende 
Gläubiger vom Gerichte zur vorſchußweiſen Beftreitung derjelben ver» 
halten werben. 

4. Die Erfolglafjung tit, jobald das Vollitredunggorgan jich meldet, 
ohne Aufichub zu bewerfftelligen. 

5) Wo eine Auktionshalle befteht, Tann nad) Bulänglichkeit des ver- 
fügbaren Raumes die Übergabe an die Auftionshalle zum Zmede der 
Einleitung einer Verwahrung ftattfinden. Für dieſe Verwahrung gelten 
die Vorſchriften des 8 259 ED.; die Verwahrung in der Auftionshalle 
gilt als Verwahrung in einer unter Öffentlicher Aufficht ftehenden Ans 
ftalt. Siehe SS 20 u. 21 der Vban. bei 8 274. j 

6, Wenn fih die gepfändeten Sachen hiezu eignen, kann die liber- 
pabe au den Verwahrer in der Art eingeleitet werden, daß die Sachen 
in einen verichließbaren Raum de3 Berpflichteten gebracht werden und der 
Sclüffel dem Berwahrer übergeben wird. Inſtr., Abſchn. II, B. 43. 

”) Wenn bei einer Erelution auf bewegliche förperliche Sachen vor 
Bornahme der Pfändung aud) die Einleitung ihrer Verwahrung bewilligt 
wird, ift die Auswahl der Perfon des Verwahrers dem Vollſtreckungs⸗ 
organe gegen nachträgliche Genehmigung des Erelutionsgerichtes zu über» 
tragen, falls an dem Orte ſtaatlich beauffichtigte Anftalten für derlei 
Berwahrungen nicht beftehen und eine zur Übernahme der gepfändeten 
Gegenstände geeignete und bereite Berfon von dem Gerichte, das die Ver- 
wahrung bewilligt, zunächſt nicht bezeichnet werden Tann, 

Eine gleiche Ermächtigung kann dem Vollftredungsorgane erteilt wer⸗ 
den, wenn der Verwahrungsantrag zwar erft nach Vornahme der Pfän— 
dung beim Erelutionsgerichte geftellt wird, aber wegen Gefahr im Verzuge 
Erhebungen oder Einvernehmungen über die Berfon des Verwahrers un- 
tunlich find. 8 175, Abf. 1 u. 2, ED. 

Bei der Auswahl des VBerwahrers Hat das Vollftredungsorgan vor 
allem die übereintimmenden Unträge des Berpflichteten und bes betreiben- 
den Gläubigerd zu beachten. Iſt eine folche Ubereinftimmung nicht zu 
erzielen, fo fol zum Verwahrer in der Regel eıne am Orte der Pfändung 
wohnende, zuverläffige und zahlungsfähige Perſon, momöglih ein Mit- 
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glied der Gemeindevertretung, niemals aber ber Ehegatte ober ein die 
Behaufung teilender Angehöriger des Verpflichteten gewählt werben. Die 
etwaige Entichädigung des Berwahrers ift im voraus mit ihm nad) orts⸗ 
üblidyen Säben zu vereinbaren. 

Das Bollftredungsorgan bat fih vom Verwahrer den richtigen 
Empfang der Gegenftänbe durd) Fertigung des Pfändungsprototolles oder 
des über die Einleitung der Verwahrung aufgenommenen befonderen Bro- 
tokolles befcheinigen zu Iaflen, dem Verwahrer ift dagegen auf Berlangen 
ein Berzeichnid der ihm anvertrauten Gegenftände zu übergeben. Inſtr., 
Abſchn. IL, P. 44. 

% „Wird eine in Aniprud) genommene Sade von ben ftreitenden 
Barteien oder vom Gerichte jemandem in Verwahrung gegeben, fo heißt 
der Berwahrer Sequefter. Die Rechte und Verbindlid, leiten des Se⸗ 
quefter8 werden nad) den bier feftgefegten Grundfägen beurteilt." 8 968 
abGB. 

®) 88 55, 56. 

10) Der bei der Piändungspornahme geftellte Antrag auf Einleitung 
der Verwahrung, jowie die Einleitung der Verwahrung unter Ungabe von 
Namen, Beichäftigung und Wohnort des Verwahrers, die Vereinbarung 
einer Entihädigung und die Beſcheinigung des richtigen Empfanges find 
in das Pfändungsprotokoll oder in einen Anhang zu demſelben aufzu= 
nehmen. Inſtr., Abſchn. II, P. 46.* — Vorſtehende Beſtimmungen gelten 


*) Bog. des Juftizminifteriums v. 23. Mai 1901, IMVB. 
Nr. 16, betreffend den Nichtvollzug einer bemilligten ober 
bei der Pfändungsvornahme beantragten Verwahrung. 

Un alle mit dem Exekutionsvollzuge betrauten Gerichte. 

I. Die Inſtruktion für die Vollftredungsorgane (JMV. v. 12. Juli 
1857, IMVB. Nr. 26) ift im Abſchn. II, P. 46, durch Beifügung des 
nachſtehenden Abſatzes zu ergänzen: 

Wenn der Vollzug einer bewilligten Verwahrung, die weder durd) 
gerichtlichen Erlag, noch durch Verſchließung der gepfändeten Sachen in 
den Räumlichkeiten des Verpflichteten bewerkftelligt werben Tann, unter- 
bleiben muß, weil vom betreibenden Gläubiger die erforderlichen Trans- 
portmittel nicht beigeftellt werben oder weil ein geeigneter und zur Über- 
nahme der gepfändeten Sachen bereiter Verwahrer (8 259, Abf. 3, ED.) 
nicht zur Verfügung fteht, bat das Vollftredungsorgan in dem Berichte 
über den Exekutionsvollzug (Abſchn. I, B. 41 der Inftruftion, 5 381 
ED.) die Gründe anzugeben, weshalb die Verwahrung nicht vollzogen 
werben konnte. In gleicher Weiſe ift es zu beurkunden, wenn dem bei 
der Pfändungsvornahme geſtellten Antrag auf Einleitung einer Ver⸗ 
wahrung durch Übergabe ver Sachen an eine ſich mit derlei Berwah- 
rungen befaſſende Anſtalt (8 259, Abſ. 5, ED.) nicht entſprochen werben 
kann, weil vom betreibenden Gläubiger die erforderlichen Transport⸗ 
mittel nicht zur Verfügung geftellt werden. Im Bericht ift ferner zu 
beurfunden, wenn ber betreibende Gläubiger oder deflen Bertreter beim 
Erefutiongvollzug auf die Durchführung der Verwahrung verzichtet hat. 

II. Das Exekutionsgericht hat den betreibenden Gläubiger, falls 
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auch für die Verwahrung des für Die gepfändete Forderung beftellten 
Handpfandes. 8298. — Verwahrung ald Sicherungsmittel, 8 379, 8.1, 
8 882, 8. 1. 


F 260. Sofern der Verwahrer ohne Zuflimmung des 
Berpflichteten und des betreibenden Gläubigers beftellt wurde, 
find leßtere unter Befanntgabe des Namens des Verwahrers 

von deſſen Ernennung’) zu verjtändigen. Unter Darlegung 
geeigneter Gründe kann von ihnen jederzeit die Ernennung 
eines? anderen Berwahrer® beim Erefutionsgerichte bean» 
tragt werden. ?) 

1) Kein Rekurs. 8 289. 


2) Der Antrag Tann in der Gerichtäfanzlei zu Protokoll genommen 
werben. $ 320, 3. 3, SO. 


6 261. Bei der Pfändung vorgefundenes Geld ift vom 
Bollitredungsorgane in Verwahrung zu nehmen, und wenn 
die Pfändung zu Gunften eines einzigen!) Gläubigers ftatt- 
findet, nad) Maßgabe des zu vollitredenden Anſpruches an 
diejen Gläubiger gegen Quittung abzuliefern.?) Die Weg> 
nahme des Geldes dur das Bollitredungsorgan gilt in 
diefem Falle als Zahlung de3 Berpflichteten. 

Sit das Volftredungsorgan über die Höhe des dem 
betreibenden Gläubiger gebührenden Betrages oder in An⸗ 
jehung der dem Gläubiger bei Ausfolgung des Geldes ab- 
zufordernden Schuldurfunden oder der auf leßteren vorzu- 
nehmenden Abſchreibungen im Zweifel, fo Hat e3 vor 
Ausfolgung des Geldes die Weifung des Erelutiondgerichtes 
einzuholen. 

Für die Berechnung des Wertes von Münzen und aus- 
ländiſchen Geldzeichen ift der an der nächitgelegenen Börfe 
amtlich notierte Kurs des Pfändungstages maßgebend. 








weder er, noch fein Bertreter beim Erefutionsvollzug zugegen mar, ge> 
legentlic) der Benachrichtigung vom Vollzug der Pfändung ($ 253, letzter 
Abſatz, ED.) davon in Kenntnis zu jeben, daß und warum die bemwilligte 
Verwahrung nicht vollzogen worden ift. 


8 261. 1. In derſelben Weiſe ift vorzugehen, wenn der 
Berpflichtete dem Vollftredungsorgane bei der Pfändung 
zur Sicherung des Anfpruches Geld zum Zwecke des geridht- 
liden Erlages einhändigt, weil er gegen das beftätigende 
Berufungsurteil Reviſion ergriffen habe und deshalb Auffchiebung 
der Exekution beantragen wolle. E. v. 20. Oktober 1898, 3. 14128, 
Präv. 1899: ©. 678. 
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Erfolgt die Pfändung zu Gunften mehrerer Gläubiger‘) 
(8 256, Abſatz 3), fo iſt das vorgefundene Geld vom Boll- 
ftredungsorgane in der Gerichtäfanzlei!) zu erlegen und vom 
Erefutionsgerichte, nad) Beichaffenheit des alles, abgejondert 
oder zugleid) mit dem Erlöſe der gepfändeten Sachen zu ver- 
teilen.d) Kine abgejonderte Verteilung ift nach den für die 
Berteilung des Berlaufserlöjes geltenden Beſtimmungen 
borzunehmen. 

2) Ühnlich, wenn nur ein Piandgläubiger vorhanden ift, hinfichtlich 
der Verwendung des Verkaufserlöſes. 8 2883. 

2?) Wurde dag abgenommene Bargeld vom Vollſtreckungsorgane un⸗ 
mittelbar dem betreibenden Gläubiger übergeben (8 283 EO.), fo ift mit 
dem Berichte über den Erefutionsvollzug die Quittung des betreibenden 
Gläubigers vorzulegen; wenn diefe Duittung dem Berpflichteten ausge⸗ 
händigt wurde, hat ber betreibende Gläubiger den Bericht mit zu unter- 
fchreiben.*) Bei Ausfolgung des Bargeldes an den betreibenden Gläubiger 
ift der zur Dedung unberichtigter Exekutionsgebühren vorausſichtlich er⸗ 
forderliche Betrag zurüdzubehalten und im Sinne bes vorhergehenden Ab⸗ 
ſatzes in der Gerichtöfanzlei zu erlegen. 8 382, Ab. 2, GO. 

2) Analog $ 285. 

*) Zum Geldbuch 8 113 GO. Höhere Beträge (etwa über 500 fl.) 
find im Tepofitenamte zu erlegen. — Beides ift vor der VBerichterftattung 
an das Gericht zu bewerfitelligen. Die Empfangsbeftätigung ift auf das 
Protokoll zu ſetzen, in welchem die Abnahme des Geldes u. f. m. beurkundet 
ift. 8 882, Abf. 1, GO. 

») 88 285 ff. 

Eretution gegen Tabak- und Stempelmarlenver- 
fhleißer und Trafikanten. Gegen die Berleger und Alcin- 
verſchleißer (Trafifanten) des Tabaks und des Stempelpapiers (jebt 
Stempelmarken, FMV. v. 28. März 1854, RGB. Nr. 70, 8 15) findet 
der gerichtliche Verbot und die Erelution auf die Verſchleißproviſionen, 
die Sequeftration des Tabak- und Stempelverjcjleißed und die Exekution 
mittel Piändung oder gerichtlicher Abnahme der Kaflebarichaften in 
den Berfchleißlofalitäten bderfeiben als ihr Privateigentum zur Befriedi⸗ 
gung privatrechtlicher Forderungen ftatt. — Die Gerichtöbehörde Hat 
jedoch bei der Bewilligung des Verbots oder ber Exekution auf die 
Berichleißpropilionen, oder der Sequeftration des Tabak⸗ und Stempel- 
verichleißes, in dem Falle einer gerichtlichen Exekution auf die Ber- 
fchleißfafjebarichaft Hingegen, in Erledigung der amtlichen Anzeige bes 
Gericht3abgeorbneten, daß bei der Vornahme derfelben eine Verſchleiß⸗ 
kaſſebarſchaft vorgefunden und der Exekution unterzogen worden fei, 


*) Dieſe nur für Zwede der amtlichen Kontrolle beigejeßte Mit- 
fertigung ftellt feine gebührenpflichtine Empiangsbeftätigung im Sinne 
ber Zi. 47, lit.a, GG. dar. FME. v. 23. Mai 1899, 8. 9636, IMXB. 

. 2071899, 
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von ber gerichtlichen Umtshandlung jedesmal die betreffende Finanz» 
bezirksbehörde in Kenntnis zu jegen, um mit Rüdficht auf die Beftim- 
mungen des 8 323 der Abrechnungsvorjchrift v. 14. April 1840 die zur 
Sicherung des Ärars nötigen Einleitungen treffen zu können. In Be— 
treff der Art, wie eine derlei in das Exekutionsverfahren gezogene Ver⸗ 
ſchleißproviſion zu behandeln iſt, hat Die Gefällsbehörde, ſtatt die Pro» 
vifion, wie es zu gefchehen pflegt, dem Verleger mittel? Abrechnung 
vom Raufpreife zu erfolgen, dieſelbe zurüdzubehalten und zu Handen 
der betreffenden Gerichtsbehörde zu deponieren. Hd. v. 13. Oktober 
1844, SS. Nr. 840. 

In Betreff der von Lottokollektanten eingehobenen Gelder fiehe 
At. X EG. 3. ED. 

VBerftändigung der Sinanzbehörbe. Sind der Zoll» oder 
Steuerfonirolle unterworfene Gewerbsanftalten, 3. B. Brauereien, 
Brennereien, Zuderfabrifen, Spielfartenfabrifen oder Hierin aufgeftellte 
Betriebsgerätichaften von der Pfändung betroffen worden, oder wurde 
bei der Erefution gegen Tabal- und Stempelmarkenverfchleißer und 
Trafikanten eine Berjchleißtaflebarjchaft gepfändet und in Berwahrung 
genommen, jo Hat das VBollftredungsorgan Hierauf in dem Pfändungs- 
protofolle behuis PVerftändigung der Finanzbezirksdireltion, welche das 
Gericht in Erledigung des Protokolles veranlaſſen wird, aufmerkſam zu 
machen (Hfb. v. 13. Oktober 184, IGS. Nr. 840). Inſtr., Al 
ſchnitt II, P. 49. 

F 262. Die gleichen Vorſchriften gelten für die Pfän- 
dung und Verwahrung ber beweglichen körperlichen Saden 
des Verpflichteten, die ſich in der Gewahrjame des betrei- 
benden Gläubiger3 oder einer zu teren Herausgabe bereiten 
dritten Perſon befinden. !)«a) 

!) Vergl. 88 253, 258. 

a) Der dritte Inhaber beweglicher körperlicher Sachen, auf welche 
Erefution geführt wird, kann nicht die Exekutionsbewilligung mittels 
Rekurſes anfehten. Erachtet er die Erelutionsführung mit jeinen 
eigenen Rechten an ben Sachen unverträglich, jo muß er mitteld Klage 


gegen die Exefution Widerfpruch erheben (8 37 ED.) (IM. zu $ 262 
ED.) 


Einihränfung der Pfändung. 


6 263. Hat der betreibende Gläubiger eine beivegliche 
förperfiche Sache des Berpflichteten in jeiner Gewasehime, 
an der ihm ein Pfandrecht oder ein Zurüdbehaltungsredt?) 
für die zu vollftredende Forderung zujteht, jo fann der Ver⸗ 
pflichtete, foweit diefe Forderung durch die Sache gededt ift, 


8263. 1. Einfchränfung der zur Sicherung des Pacht— 
zinfes vorgenommenen pfandmweijen Befhhreibung kann 
nicht begehrt werden. E. v. 16. Mai 1899, 3: 7596, Sig. 614. 
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beim Exekutionsgerichte die Einſchränkung der Pfändung?) 
auf dieſe Sache beantragen. Belteht das Pfand- oder Zurüd- 
behaltungsrecht zugleich für eine andere Forderung des be- 
treibenden Gläubigers, fo ift dem Antrage nur ftattzugeben, 
wenn auch diefe Forderung durch die Sache gededt it. 

1) 3.98. 88 8318-316 HGB. — Tann Retentiongreht der unter 
ftaatlicher Aufſicht ftatutenmäßig Kreditgeſchäfte betreibenden Anftalten 
an beweglichen Sachen und Wertpapieren. MB. v. 28. Oktober 1865, 
RGB. Nr. 110, Art. III. (Siehe bei Art. V EOS. 3. EO.) — Advokaten⸗ 
hinfichtlich der eingehenden Barfchaften 819 UDO. v. 6. Juli 1868, RGB. 
Nr. 96. 

2) Der Enticheidung über den Antrag hat eine Einvernehmung des 
betreibenden Gläubigerd voranzugehen. 8 41, Ubi. 2. — Bergl. 88 96 
und 45. 


Verkauf. 


$ 264. Die gepfändeten Sachen find auf Antrag eines 
der Gläubiger, für deren vollftredbare Forderungen fie ge- 
pfändet wurden, zu verfaufen.!) 

Der Antrag auf Bewilligung des Verkaufes ift unmittel- 
bar bei dem Exekutionsgerichte zu ftellen; er kann jedod) 
mit dem Antrage auf Bewilligung der Pfändung verbunden 
werden. Auch in legterem Falle jteht die Entſcheidung über 
den Antrag auf Bewilligunge) des Verkaufes dem Erefutiong- 
gerichte zu.?) 

Der antragftellende Gläubiger hat die zu verfaufenden 
Gegenftände durch Bezugnahme auf das bei Gericht erliegende 
Piändungsprotofoll?) zu bezeichnen; der Vorlage einer Ab⸗ 
ſchrift dieſes Protofolles bedarf es nicht. 

Die Bewilligung des Verkaufes der gepfändeten Sachen 
it im Pfändungsregifter*) anzumerken. 

1) Der Verlauf kann aud) auf Grund ficherftellungsmweifer Pfändung 

bewilligt werben, Doc muß die Ummwandlung des Pfandrechtes in ein 


8264. 1. Wenn unter einem Pfändung und Verlauf 
bei dem zur Bewilligung de3 letzteren zuftändigen Gerichte bean- 
tragt wird, ift über beide Anträge gleichzeitig zu entfcheiden; Hiebei 
ift auch über die verzeichneten Koſten des Verkaufsantrages zu er: 
tennen. €. dv. 5. Februar 1902, 3. 1264, GH. 1903 : 22. 

2. Auf Grund einer Pfändung zur Sicherung einer 
Beldforderung kann nach Rechtskraft des Urteiles ohne weiteres 
Verfteigerung bewilligt werden; der Verfteigerungsantrag fchließt 
den Antrag auf Umwandlung des fiherungsmeijen in ein erekuti- 
ves Pfandrecht in fih. E. v. 17. Jänner 1899, 3. 616, Sig. 463. 
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befriedigungsmweife erworbene auf dem Pfändungsprotofolle angemertt 
werden. 

Das Bollftredungsorgan darf Gegenftände, welche, fei es im Wege 
der öffentlichen Berfteigerung, fei e3 im Wege des Verkaufes aus freier 
Hand, veräußert werden follen, weder jelbft noch durch andere oder 
für andere erwerben, noch von feinen Angehörigen erwerben laſſen. — 
Insbeſondere dürfen bei der öffentlichen Berfteigerung weder das Boll- 
ftredungsorgan, noch ber zur Bewertung beigezogene Sachverftändige 
oder der Ausrufer felbft ober durch andere mitbieten. Inftr., Abſchn. IL, 
8. 50. 

Stempelbehandlung. Berlaufsanträge, bei denen ber Wert 
den Betrag von 50 fl. nicht überfteigt, unterliegen nur dem Stempel 
von 24 h von jedem Bogen. Bei höherem Wert unterliegen: Anträge 
auf Bewilligung des Verkaufs gepfänbeter Wertpapiere, die einen Börſen⸗ 
preis haben, oder anderer aus freier Hand zu verfaufender Gegenftände, 
die einen Börfen- oder Marktpreis haben, dem gewöhnlichen Eingaben» 
ftempel von 1 K von jedem Bogen, weil Tein Edikt ausgefertigt wird; 
Anträge auf Bewilligung des Verkaufes anderer Gegenftände, dem 
Stempel von 2 K vom eriten Bogen. Kumnlierte Anträge auf Biän- 
dung und Verlauf unterliegen feinem Edikts⸗, fondern nur dem ge- 
wöhnlihen Eingabenfitempel von 1 K. Giche FME. v. 24. Juni 
1898, 8. 27125, Beilage zum FMVB. Nr. 14, ©. 108, IMVBB. 
©. 230/1899. 

?) Verlauf bewegliher Sachen. Wird gleichzeitig die Be— 
willigung der Pfändung und des Berfaufes beweglicher Törperlicher 
Sachen bei einem Gerichte beantragt, das nur zur Enticheidung über 
den Pfändungsantrag zuftändig ift (8 264 EO.), fo hat das um den 
Vollzug der bemwilligten Pfändung erſuchte Exekutionsgericht, ohne einen 
neuen Antrag abzuwarten, nad) Vornahme der Pfändung und Empfang 
bes darüber erftatteten Berichtes über die Bewilligung des Verkaufes 
zu enticheiden. Diefe Beichlußfaflung über den Verkaufsantrag kann 
ei en Eintritt der Rechtskraft der Pfändungsbemwilligung ftattfinden. 

176 R 

Der Berlauf gepfündeter beweglicher Törperliher Sachen oder Forde- 
rungen ift von der Zuſtellungs- und Erekutionsabteilung (Exrefutions- 
abteilung), ohne einen neuen Antrag bes betreibenden Gläubiger abzu⸗ 








3. Der Berlauf von Wertpapieren, die dem Ber- 
pfliddteten nur zu einem aliquoten Teile und mit dem 
Borbehalte des Fruchtgenufßrechtes eines Dritten gehören, Tann 
nicht bewilligt werden. E. v. 10. Jänner 1899, 3-. 17968, 
Slg. 1227. 

4. Der Bollzug der BVerfteigerung gerichtlich ver— 
wahrter Wertpapiere ift von dem darum erfuchten Gerichte 
abzulehnen, wenn die Verfteigerung nach dem Stande ded Depo- 
ſitums unzuläffig oder unausführbar if. E. v. 10. Jänner 1899, 
3. 17968, Sig. 1227. | 
32% 
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warten, einzuleiten, wenn die Erefutionsbewilligung zugleich auf Pfändung 
und Berlauf lautet. 8 889 GO. 

Wenn der Verlauf im Auslande vorgenommen werben fol, ift das 
bemilligende Gericht aud) zur Bewilligung des Berlaufes berufen. 

s) 8 254. *) 8 254, Abi. 2. 

a) Die Bewilligung des Berfaufes ift fein „bie Exekution bewilligen⸗ 
der Beichluß” und daher deren Anfechtung fein berechtigter Grumd zur 
Auffchiebung der Exekution (fiche IM. zu 8 42 ED., P. 2). 


265. Der Verlauf von Wertpapieren, die zu Gunften 
des Arars oder eines Landesfonds als Kaution vintuliert 
oder in Verwahrung erlegt find, darf erjt bewilligt werben, 
wenn das betreffende Terpflichtungsverhältnis beendet ift und 
die etwaigen Erſatzanſprüche im adminiftrativen Wege feft- 
geftellt worden find.!) 


Bon dieſer Feititellung?) find alle Berfonen zu ver- 
ftändigen, die an dem Wertpapier ein Pfandrecht er- 
worben haben. 


1) Siehe die Ausführungsheitimmungen in den 8810-14 ME. v. 
24. Oktober 1897, RGB. Nr. 249, bei Art. XV E®. 3. ED. 

Forderungen des Staates an feine Beamten und Diener 
oder der leßteren an den Staat, welche Iediglidh aus dem Dienftver- 
bältniffe abgeleitet werben, find im abminiftrativen Wege auszutragen. 
Hd. v. 16. Auguft 1841, IGS. Nr. 555. (Ausgenommen find die Rüde 
erſatzanſprüche des Staates, der auf Grund einer Syndilatsflage Erfag 
geleiftet Hat, gegen den fjchuldtragenden richterlichen Beamten. Diefe 
müflen im Rechtswege geltend gemacht werden. (8 21, Abf. 2, Gef. v. 
12. Yuli 1872, RGB. Nr. 112.) 

Diefe Vorſchrift bezieht fi) auf fämtlihe aus dem Dienftverbande 
entfpringenden Forderungen des Staates an feine Dienjtindividuen oder 
der legteren an den Staat mit Ausnahme des Rechnungsprozefles, in 
Bezug auf welchen das Bat. dv. 16. Jänner 1786, welches den Rechnungs 
legern den Rechtsweg (vergl. jebt Art. XXXVILU EG. 3. ZPO. und 
8 228 8PO.) vorbehielt, in Wirkſamkeit zu bleiben Hat. Hkzd. v. 
17. Sebruar 1843, PGS. Bd. 71, ©. 7. 

Die au dem Dienftverbältniffe entfpringenden Ärarial— 
forderungen können von ber abmintftrativen Behörde ohne 
Dazwiſchenkunft der Gerichte Durch Abzüge von den Gehalten und Ben- 
fionen der Staatödiener oder Militärperfonen, und zwar in der Art 
hereingebradjt werden, daß ſolche Abzüge durch die von Privaten aud 
früher erlangten Pfändungen oder Abtretungen auf keine Weiſe beirrt 
werben Dürfen. Hkzd. v. 1. Dezember 1834, IGS. Nr. 23775. — Diele 
Vorſchrift ift auch auf alle ftäbtiichen, ftändifchen und Fondsbeamten an- 
zuwenden, inſoſern es ſich um Erſätze aus ihrem Dienftverhältniffe an bie 
ftäbtifchen, ftändifchen und öffentlichen Fonde Handelt. Hkzd. v. 11. Jänner 
1836, JGS. Nr. 115. 
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Zur Realifierung der von Staatds und Fondsbeamten, 
dann von ftädtifchen und ftändifchen Beamten eingelegten Rautionen, 
welche in öffentlichen Fondsobligationen oder in Anlagen bei dem Staats- 
fchuldentilgungsfonde beftehen, ift, jobald die Erfaspflicht des Beamten 
dur eine Teiner weiteren Berufung unterliegende adminiftrative Ent- 
ſcheidung ausgeſprochen iſt, ein weiteres Erkenntnis der Gerichtsbehörde 
nicht erforderlih und ift ohne weiteres mit der Veräußerung 
dorzugehen, immer aber auch auf Die übrigen etiva auf der Obligation 
baftenden Eigentums» und Pfandrechte die gehörige Rüdficht zu nehmen. 
Hl. v. 3. Jänner 1842 u. Hktzd. dv. 6. Februar 1842, IGS. Nr. 583, 
Urt. III EG. 3. ED. 

2) Nach 812 MB. v. 24. Oktober 1897, RGB. Nr. 249 (bei Art. XV 
EG. 3. ED.) findet dieſe Verftändigung nur ftatt, falls bei beendeten 
Berpflichtungsverhältnis Erſatzanſprüche feitgeftellt wurben; wenn ſolche 
Anſprüche fich nicht ergeben haben, ift es der Diligenz der Pfandgläubiger 
überlafjen, fic) von der Zuläffigfeit des Verkaufes der Obligation (allen- 
falls durch Nachfrage) Kenntnis zu verfchaffen. 


6 266. Bor Eintritt der Rechtskraft der Pfändungs- 
bewilligung!)a) darf nur dann zun Berfaufe gefchritten 
werden,?) wenn Sachen gepfändet wurden, die ihrer Be- 
Ichaffenheit nach bei längerer Aufbewahrung dem Verderben 
unterliegen, oder wenn die gepfändeten Sachen bei Aufichub 
des DVerfaufes beträchtlih an Werl verlieren würden und 
der betreibende Gläubiger?) für alle dem PVerpflichteten aus 
Kin früheren Verkaufe entfpringenden Nachteile Sicherheit 
eiftet. 


Bor Leiftung der vom Erelutionsgerichte zu beftinnmen- 
den Sicherheit!) darf der Verkauf nicht ftattfinden. 
1) 8 258. 


2) In diefen Fällen auch Abkürzung der Frift von 3 Wochen zwifchen 
Pfändung und VBerfteigerung zuläffig. 8 273. — Aud) kann auf Antrag, 
wenn dies allen Beteiligten offenbar zum Vorteil gereichen würde, ohne 
Einvernehmung des Verpflichteten Verkauf aus freier Hand oder andere 
Verwertung ald durch öffentliche Verfteigerung bemilligt werben. $ 280. 


3), Der Antrag Tann in der BZuftelungs- und Erefutiondabtetlung 
angebracht werden. Dieje Hat unter Vorlage des aufgenommenen Proto- 
tolle die richterliche Entfcheidung darüber einzuholen. 8 389, Abi. 2, GO. 


2) 8 56 ZPO., 8 78. — Der Beweis der Sicherheitsleiftung ift dem 
Kanzleibeamten zu erbringen, dem die fragliche Exekutionsſache oder einjt- 
weilige Terfügung zugeteilt ift. 8 379, Abſ. 3, SO. 

a) Der Eintritt der Rechtskraft der Piändungsbemilligung iſt vor 
Bornahme des Berlaufes von Amts wegen durch das Erelutionsgericht 
(Bolfiredungeorgan) feitzuftellen (8 70 EO., $ 163 GO.). (FM. zu 
8 266 ED.) 
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$ 267. Nach Bewilligung des Berfaufes kann, folange 
das Verlaufsverfahren im Gange ift,!) zu Gunften weiterer 
vollftredlbarer Forderungen ein bejonderes Verkaufsverfahren 
in Anjehung derſelben Sachen?) nicht mehr eingeleitet werden. 

Alle Gläubiger, welchen während der Anhängigfeit eines 
Berlaufsverfahrens der Verlauf derſelben, auch zu ihren 
Gunſten gepfändeten Sachen bewilligt wird, treten damit dem 
bereit3 eingeleiteten Berfaufsverfahren bei?) und müſſen das⸗ 
felbe in der Lage annehmen, in welcher es fich zur Zeit ihres 
Beitrittes befindet. 


Die beitretenden Gläubiger haben vom Zeitpunfte ihres 
Beitrittes an diefelben Rechte, als wenn das Verfahren auf 
ihren Antrag eingeleitet worden wäre. Das Erekutiond- 
gericht hat den Gläubiger, der den Verkaufsantrag geftellt 
hat, zu verftändigen, I: und welchem anhängigen Berfaufs- 
verfahren er beigetreten fei. Won jedem Beitritte hat dag 
Erefutiondgericht außerdem das zur Vornahme des Verkaufes 
berufene Bollitredungsorgan, den Berpflichteten, jowie die- 
jenigen Gläubiger zu verftändigen, auf deren Antrag das 
Berlaufsverfahren eingeleitet wurde oder die dieſem ſchon 
früher beigetreten find. 

1) Einftelung wegen nicht gehöriger Fortſetzung. 88 282, Abf. 1, 

und 206. 

2) Daß das Verkaufsverfahren in Anfehung derjelden Sachen auch 
gegen dieſelben VBerpflichteten ftattfinde, ift nicht notwendig. 

3) Ähnlich Beitritt zu einer Bmangsvermwaltung, 8 108, und zu einer 
Bmwangäverfteigerung, 8 139. — Unträge, welche den Beitritt zur Yolge 
haben, find im Erefutionsregifter zwar unter neuen Zahlen einzutragen, 
der Beitritt ift aber beim früheren Eintrag anzumerfen. 8 233 GO. — 


8 267, 1. Der Beitritt zu einem anhängigen Ber- 
kaufsverfahren ift zu bewilligen, wenngleich zwiſchen der Pfän- 
dung zu Öunften des beitretenden Gläubiger® und dem in ber 
führenden Exekutionsſache anberaumten Berfteigerungstermine 
eine bdreimöchentliche Frift (8 273 ED.) nicht liegt. PE. v. 
19. März 1901, 3. 31, 3.8.152, amtl. S. 301. 

2. Soferne nur die Pfändungsbewilligung zu Gunften bes 
beigetretenen Gläubigers rechtskräftig ift oder einer der Umſtände 
vorliegt, die den Verkauf vor Eintritt der Rechtskraft geftatten, 
ift der anberaumte Berfteigerungstermin in ſolchem Falle ſelbſt 
dann abzuhalten, wenn das Verfaufsperfahren Hinfichtlich 
des erften betreibenden Gläubigerd aus einem Grunde 
eingeftellt wird, der nicht auch gegen den beigetretenen Gläubiger 
wirkt. PE. dv. 19. März 1901, 3. 31, J. B. 152, amtl. ©. 301. 
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Altenbildung 8 270, Abf. 3, ED. und IJMB. v. 15. November 1898, 
IMVB. Nr. 34, fiehe bei 8 139. 


6 268. Gepfändete Wertpapiere, welche einen Börfen- 
preis haben, find durch Bermittelung eines Handeldmälfers!) 
mit möglichjter Bedachtnahme auf den jeweiligen Börfen- 
preis aus freier Handa) zu verfaufen.?) 


Andere Gegenftände, die an dem Orte, wo fie fich be- 
finden, einen Börfen- oder Marktpreis haben, find mit 
möglichfter Bedachtnahme auf den jeweiligen Börfen- oder 
Marftpreid durch die Vermittlung eines Handelsmäklers oder 
in —— eines ſolchen durch einen zu Verſteigerungen 
befugten Beamten oder durch das Vollitredungsorgan?) aus 
freier Handa) zu verlaufen. 


Beiteht für Gegenftände von der Art der gepfändeten . 
Sachen an dem Drte, wo fie ſich befinden, fein Börfen- oder 
Marktpreis, *) fo kann das Erefutionsgeriht auf Antrag’) 
nad Einvernehmung®) des Verpflichteten verfügen, ) daß die 
Gegenftände zum Zwede des Verlaufes aus freier Hand und 
mit möglichiter Bedachtnahme auf den jeweiligen Börfjen- 
oder Marktpreis an einen anderen Ort gejendet werden, ’) 
an welchem fich eine Börfe oder ein Markt für Gegenftände 
diefer Urt befindet, oder daß fie daſelbſt ohne Überjendung 
durch Vermittlung eines Handel3mällers oder eines zu Ver⸗ 
fteigerungen befugten Beamten mit möglichfter Bedachtnahme 
auf den jeweiligen Börſen- oder Marktpreis aus freier Hand 
verfauft werden. Die Überfendung gejchieht auf Koften und 
Gefahr des Verpflichteten. 


Die Überfendung oder die Veräußerung mittel® Auftrag 
an einen Handelsmäkler fann vom Erefutionsgerichte auf 
Antrag?) nad Einvernehmung®) des Berpflichteten auch dann 
verfügt werden, wenn ſich für Sachen der bezeichneten Art 
an einem beftimmten anderen Orte beflere Gelegenheit zu 
einem vorteilhaften Berfaufe aus freier Hand darbietet. 

Bei Bewilligung eines Verkaufes aus freier Hand hat 
das Exekutionsgericht auf Antrag?) den Preis, unter welchen 
bei der Veräußerung nicht herabgegangen werden darf, und 
die Zeit zu beitimmen, innerhalb welcher der Verfauf zu 
bewirfen ift.2) Mangels folcher Preisbeitimmung ift in dem 
Falle, als der Verlauf zum Börjen- oder Marktpreiie be» 
willigt wurde, dem Berichte über den Verfauf ein amtlicher 
Nachweis über den Börfen- oder Marktpreis des Verkaufs 
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tages und über die etwa bezahlte Mällergebühr und fonftigen 
Auslagen beizufchließen. 


Rautet ein Wertpapier auf Namen, fo ift das Boll- 
ftredungsorgan?) gleichzeitig mit der Verkaufsbewilligung 
durch das Erelutionsgericht zu ermächtigen, die Umfchreibung 
auf den Namen des Käufers zu erwirken und alle zum 
wede der Veräußerung erforderlichen urkundlichen Er- 
färungen mit Rechtswirkſamkeit an Stelle des Berpflichteten 
abzugeben.) Das Erefutionsgericht kann die Abgabe dieſer 
Erklärungen ſich felbft oder dem um die Mitwirkung beim 
Verkaufe erfuchten Gerichte vorbehalten. Welche bejonderen 
Verfügungen beim Berfaufe von öffentlichen, auf Namen 
ausgejtellten Obligationen zu treffen find, wird im Berord- 
nungswege bejtinmt.!0) 


2) Zu dieſem Behufe Tann aud) ein anderes Gericht, indbejondere ein 
Bezirkögeriht am Site der Börfe um feine Mitwirlung erfucht werben. 
Siehe 8 390 GD. in Anm. 7. 


2) In Verwahrung genommene Sachen, die aud freier Hand verfauft 
werden follen, find dem zu ihrer Übernahme ermäcdhtigten Bollitredungs- 
organe audzufolgen. Die Ermächtigung gefchieht durch eine Erklärung 
des leitenden oder auffichtführenden Beamten der Zuſtellungs⸗ und Ere- 
tutiongabteilung (Erelutionsabteilung) auf der Ausfertigung des Ber- 
Zuufsbefchluffes (3. B. „Kanzleiofiizial U. wird ermächtigt, Die unter 
Poſt Nr. 226 in Verwahrung genommenen Wertpapiere zum Zwecke des 
Berlaufes zu beheben”). 8388, Abf. 2, GO. — Siehe über den Borgang 
bei Behebung von gerichtlich deponicrten Gegenftänden IMV. v. 10. Jänner 
1990, IMBB. Nr. 1 (bei 8 259). 


3) Nicht Gerihtsdiener. 8 335, Abf. 2, &2. 

Das Geſetz fordert nur den Beſtand eines Marktpreijes, nicht, daß 
an dem Orte für diefe Waren ein Markt befteht, d. i. eine regelmäßige 
Örtliche Bereinigung von Perfonen zum Zwecke des gewerbemäßigen Um⸗ 
ſatzes von Gegenftänden beftinmter Art, mit geregelten Einrichtungen 
zur Ermittlung des Durchſchnittes der erzielten Preife. Es dürfte daher 
genügen, daß an dem Orte, wo fi) die gepfändeten Sachen befinden, 
diefe einen Marktpreis haben. Das Geſetz fordert dagegen keineswegs, 
daß am Orte aud ein Markt in dem oben bezeichneten Sinne befteht, 
auf welchem ſolche Gegenftände marktmäßig behandelt werden. Markt 
und Marktpreis deden fich erfahrungsgemäß auch örtlich nicht immer; das 
Gebiet eines beftimmten Marktpreiſes reicht in der Regel über den Marlt- 
ort hinaus, ber Preis eines beftimmten Marktes ift bei den meiften Waren- 
gattungen nicht bloß für den Marktort, ſondern für das ganze Gebiet 
maßgebend, deſſen Handelöverkehr ſich auf diefem Markte Tonzen- 
triert und durch ihn beherricht wird. Deshalb befteht auch, wie z. 8. 
bei Getreide, Schlacht- und Stechvieh, Fleiſch, Fett, Wild, Viehfutter, 
Stroh u. a. m. häufig innerhalb einer beftimmten Bone bes zu dem 
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Markte gehörigen HaudelSbezirkes ein Marktpreis, zu den Waren diefer 
Urt jeweils umgefest, an den Mann gebracht werden können. 

4) Oder wenigſtens dermalen nit; 3. B. bei Schladhttieren oder 
Bierden außer der Zeit der Viehmärkte. 

5) Der Antrag kann in der Gerichtsfanzlei zu Protokoll genommen 
werben. 8 320, 3. 8, GO. 

8, 88 55, 56. 

7) Dagegen kein Rekurs. $ 289. 

Wenn das Erefutionsgericht verfügt, daß gepfändete Sachen zum 
Zwede des Verlaufe aus freier Hand an einen anderen Ort gefendet 
oder ohne Überjendung dort durch Vermittlung eines Handelsmäklers er 
Berfteigerungen befugten Beamten) veräußert werben follen (8 268, Abf. 3 
und 4, ED.), jo Hat das Vollſtreckungsorgan alle zur Ausführung diefer 
Verfügung notwendigen Vorkehrungen zu treffen. Es liegt ihm insbe⸗ 
bejondere die Benachrichtigung und Ermächtigung des Handelsmäklers 
und die Bewirfung der Überfendung ber gepfändeten Sachen oder ent⸗ 
ſprechender Verkaufsmuſter und Broben ob. Die Überjendung der ge- 
piändeten Sachen Tann durch Vermittlung eines Spebiteurs gejchehen, 
wenn die Beforgung des Transportes dem Bollittedungsorgane jelbit er» 
hebliche Schwierigkeiten verurfachen würbe. 

Soferne dem Bollitredungsorgane ein Handelsmäkler oder ein zu 
Verfteigerungen befugter Beamter, dem ber Berlauf übertragen werden 
könnte, nicht belannt ift, Hat es ohne Einholung eines rich:erlichen Be- 
ſchluſſes die Zuſtellungs- und Erefutiondabteilung des am Beräußerungs- 
orte befindlichen Gerichte um Benennung einer geeigneten Perfon zu 
erfuchen oder ihr jogleich den Verkaufsauftrag ſamt Mufter und Proben 
zu überjenden, damit fie an feiner Statt den Verlauf einem ihr befannten 
Handelsmäkler oder zu VBerfteigerungen Defugten Beamten übertrage; 
legterer Vorgang wird namentlih dann zu beobachten fein, wenn nad) 
Mufter oder Brobe verkauft werden ſoll. 

Betreffs des erzielten Verkaufspreijes haben die Beitimmungen be3 
5 392, Abf. 5, Anwendung zu finden. $ 390 GO. 

Bei markigängigen Waren ift der Verkauf in der Negel am erjten 
Markttage nad) Erteilung des Verkaufsauftrages vorzunehmen. Kann 
bei dem erſten Verkaufsverſuche ein angemeſſener Preis nicht erzielt wer— 
den, ſo kann der Verkauf auf einen ſpäteren Markttag verſchoben und 
nad) Erfordernis mehrmals verſucht werden ($ 270 EO.). Bei Verkäufen 
aus freier Hand, die das Vollftredungsorgan ſelbſt abfchließt, Hat es eine 
Ichriftliche Erklärung”) des Käufer? über den vereinbarten Kaufpreis 
beizubringen (3. B. „Mir wurden heute von dem Kanzleiojfizial U. zwei 
Säde Mehl & 50 Kilogramm um den Preis von... verfauft und über- 
geben”). 8 391 SO. 

Die Veräußerung von Wertpapieren, die im Depoſitenamte erliegen, 
ift Durch letzteres zu bewirken. 

Wenn die zu veräußernden Wertpapiere den Betrag von 500 fl. nicht 
*) Stempelfrei, FME. v. 2. Jänner 1901, 3. 58541/1900, IMVB. 
©. 4,191. 
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überfteigen, find fie vom Bollftredungsorgane einem Handelsmäkler zum 
börjenmäßigen Verfaufe zu übergeben. Wenn ber Ort des Berichtes 
fein Börfenplah tft, find ſolche Wertpapiere der Zuſtellungs- und Exe⸗ 
kutionsabteilung des Gerichtes, das fi) am nächften Börfenplaße befindet, 
zum Zwecke bes Berlaufes zu überfenden. 

Kann der Verkauf gepfändeter Wertpapiere, weil die Anzahl ber 
Papiere für einen Vörſenſchluß nicht genügt, weil fonftige Voraus⸗ 
fegungen eines börfenmäßigen Verkaufes fehlen oder aus anderen Grün- 
den nicht unmittelbar an der Börfe gefchehen, fo tft er durch ein verläß- 
liches Bankhaus zu bewirken; befteht ein folches am Orte bes Gerichtes 
nicht, fo fit ein Bankhaus des nächſten Bör enortes oder das nädjft ge⸗ 
legene verläßlihe Banthaus um den Berfauf zu erfuchen. 

Die dem Vollftredungsorgane erteilte Ermädjtigung, die Umfchreibung 
des Wertpapieres auf den Namen des Käufers zu erwirfen und ſonſt er- 
forderliche urkundliche Erklärungen abzugeben ($ 268, letzter Abſ., ED.), 
geht mit der Überfendung des Papieres an die Buftellungs- und Exe⸗ 
kutionsab! eilung eine anderen Gerichtes auf diejenige Perſon über, welcher 
der leitende oder auffihtiührende Beamte diefer YZuftellungs- und Ere- 
tutiondabteilung die Ausführung des Verkaufes aufträgt. 

Nah Ausführung des Verkaufes ift der Berlaufspreis unter An⸗ 
ſchluß der erforderlichen Nachweiſe mit Angabe der Geſchäftszahl, unter 
welcher um den Berlauf erſucht wurde, an das Exefutionsgericht zu 
fenden. Der dafelbft mit der Zührung des Geldbuches beitraute Beamte 
hat den Beamten, der un den Verlauf erfucht Hat, von dem Einlangen 
des Berlaufserlöjes ſogleich zu benachrichtigen. 

Die Beftimmungen des Abf. 2 und 8 über die Überfenbung von 
Wertpapieren gelangen nicht zur Anwendung, foweit durch richterlichen 
Beichluß im einzelnen Falle etwas anderes angeorbnet ift. 8 392 SD. 

8, Mit Rückſicht auf 8 270 ift in der Regel die Friſt nicht länger 
als mit 3 Wochen zu bemeflen. — Die Weifung ift in einem Anhange 
(in Urſchrift) zum Beſchluſſe oder zu der für den Exekutionsvollzug be⸗ 
ftimmten Ausfertigung oder durch mündliche Anleitung des Vollſtreckungs⸗ 
organes zu geben. $ 160, Abi. 4, GO. 

Der in 8 268, Abf. 5, ED. geforberte amtliche Nachweis über den 
Markipreis des Verkaufstages wird geliefert werden Tönnen: entweber 
durd) eine Befcheinigung ber Gemeindebehörbe in ihrer Eigenichaft als 
Marktpolizeiorgan oder durd) ein gemeindeamtlich beftätigtes Atteft eines 
Sadjverftändigen oder durd) die amtliche Preignotiz des Marktortes und 
eine Beflätigung der Gcmeindebehörde, dab die Preife dieſes Marktortes 
überhaupt oder doch innerhalb einer durch die Transportkoſten, Ver⸗ 
zehrungsfteuer, Marktgebühren u. dergl. perzentuell beftimmten Grenze 
für den Ort maßgebend find, an dem die gepjändeten Gegenftände ver⸗ 
fauft werden follen. Eine folche Beftätigung wird unter Umftänden auch 
über den einzelnen Fall hinaus die Verbindung zmwifchen der Notiz der 
Marktpreiſe und dem erzielten Kaufpreis für fo lange herftellen, als ſich 
nicht die Verhältnifie geändert haben. Der Nachweis iſt übrigens ent- 
behrlich, wenn das Erefutionsgericht auf Antrag einen Limitopreiß be⸗ 
ftimmt hat (8 268, Abi. 5, ED.). 
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Im Falle der Berjendung zwecks Verkaufes aus freier Hand wird 
e3 ratfam fein, bei der Einvernehmung des Verpflichteten dieſen zu einem 
Antrag auf Beitimmung des Preiſes anzuregen, unter dem bei der Ver⸗ 
äußerung nicht herabgegangen werben darf, weil, abgejehen Davon, daß 
der Verlauf aus freier Hand nad) 8 268, Abf. 4, ED. den Beltand eines 
Marktpreifes gar nicht zur Vorausſetzung Hat, beit Beitimmung eines 
Limitopreifes die Schwierigkeiten der Beichaffung des amtlihen Nach» 
weijes über den Marktpreis vermieden werben. 


9) Soll ein Wechfel oder ein anderes im freien Verkehre durch bloßes 
Indoſſament übertragbares Wertpapier durch Berfauf aus freier Hand 
veräußert werben, fo iſt auf der Rüdfeite des Papiere vom Voll⸗ 
ftredung3organe vor der Übergabe des Papiere an den Handelsmäkler 
oder an das den Verkauf beforgende Bankgeſchäft folgende Klauſel 
beizufeßen: 

„Wurde infolge Beſchluſſes des k. k. Bezirlögerichtes ... . . vom 

. Geichäftszahl . . im Wege der rauhen aus freier Hand ver- 
kauft und übergeben.” 
Datum und Unterfchrift de Bollitredungsorganes 
unter Beifegung des Dienftcharafters. 

Diefer Klaufel, welche das Indoſſament des Verpflichteten erſetzt, 
fann vom Käufer oder auf deffen Verlangen von dem Bollftredungs- 
organe oder vom Handelsmäkler, welcher den Berfauf vermittelt, ber 
Name des Käufers beigeſetzt werden. 

Wenn das Wertpapier an das Gericht als unverfauft zurüdgelangt, 
ift die Übertragungsflaufel dDurchzuftreichen. Inſtr., Abſchn. II, B. 56. 

Sollen Waren verkauft werden, über welche ein Sagerkbein aus⸗ 
geſtellt iſt, ſo iſt der Lagerbeſitzſchein (Rezepiſſe) ſtatt des Indoſſamentes 
des Verpflichteten mit der im Abſchn. II, P. 56, bezeichneten Klauſel zu 
verſehen und dem Käufer einzuhändigen. 


Wenn, wie bei Lagerſcheinen und Namenaktien, die Umſchreibung 
des Papieres auf den Namen des Käufers im Lager⸗, bezw. im Altien⸗ 
budje zuläffig oder notwendig iſt, bleibt die Anmeldung des Eigentums 
überganges und die Erwirfung der Umſchreibung dem Käufer überlaffen 
(8 22 Gef. v. 28. April 1889, RGEB. Nr. 64, Art. 182, 183, 223 
HGB.). Inſtr., Abfchn. II, B. 57. 


10) Siehe 58 5 bis 9, 14, MB. v. 24. Oftober 1897, RGB. Nr. 249, 
bei Art. XV EG. 3 Eco. — Die Vorlage oder Überfendung verfaufter, 
auf Namen —— Öffentlicher Obligationen an die berechtigte Be- 
börde oder Anjtalt zum Zwecke der Beranlaffung ihrer Umfchreibung auf 
den Namen de neuen Eigentümers (8 268, lebter Abſ., ED.) obliegt 
der Buftellungs> und Erelutiongabteilung; bie fehriftliche Mitteilung ift 
vom leitenden oder auffidtführenden Beamten der Zuftellungs- und Exe⸗ 
tutiongabteilung zu unterfchreiden und mit dem Gerichtäfiegel zu verfehen. 
8 384, 3. 12 und vorlegter Abf., GO. 

Das Protokoll über den Verkauf aus freier Hand unterliegt nur 
dann der Stempelgebühr nad) Skala III, wenn es vom Käufer unter- 
jchrieben iſt. Die Empfangäbeftätigung des betreibenden Gläubigers 
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unterliegt der Stempelgebühr nach Stala 11. (Siehe FME. v. 2. Jänner 
1901, 3. 58541/1900, IJIMVB. ©. 4/1901.) 

a) Ver erelutive Verlauf aus freier Hand ift ebenfo wie Die Ber- 
fteigerung ein gerichtlicher Verlauf. So wenig ber Erfteher gerichtlich 
verfteigerter Gegenjtände wegen eine® Mangels ber veräußerten Sachen 
einen Anſpruch auf Gewährleiftung hat (8 278, Ubi. 2, EO.), Tann ter= 
jenige einen ſolchen Anſpruch erheben, der Gegenftände im Wege eines 
zwangsweiſen gerichtlichen Verkaufes aus freier Hand erwirbt (8 935 
GB.) (Gutachten des Oberſten Gerichtshofes zu $ 268 ED.) 


6 269. Die Beftimmung des 8 367 abGB. über den 
Eigentumserwerb an Sachen, die in einer öjjentlichen Ber- 
fteigerung zur Veräußerung gebradht wurden,!) gilt auch in 
Anjehbung des gemäß 8 268 durdy einen Handelsmäkler, 
durch einen zu Verfteigerungen befugten Beamten oder durd) 
das Vollftredungsorgan aus freier Hand vorgenommenen 
Verkaufes. 

1) „Die Eigentumsklage findet gegen den redlichen Beſitzer einer 
beweglichen Sache nicht ſtatt, wenn er beweiſet, daß er die Sache 
in einer öffentlichen Verſteigerung..... an fit) gebracht hat. 
8 367 abGB. 


6 270. Alle übrigen gepfändeten Gegenftände!) find, 
fofern fie dem Verkaufe überhaupt unterliegen, öffentlich zu 
verfteigern. 

Auch Gegenftände, deren Verlauf aus freier Hand gemäß 
8 268 angeordnet wurde, find auf Antrag?) des betreibenden 
Gläubigers im Wege öffentlicher Verfteigerung zu verkaufen, 
wenn fie innerhalb drei Wochen?) nach Erteilung de3 ge- 
tichtlichen Verfaufsauftrages aus freier Hand nicht verkauft 
werden. 

1) Gegenftände, bie weder einen Börſen- noch einen Marktpreis 

haben. $ 268. 

2) Der Antrag ift in der Zuftellungs- und Erelutionsabteilung zu 
ftellen. 8 389, Abſ. 4, GO. — Der Antrag unterliegt bei einen Wert 
bis 100 K den Stempel von 24 h, bei einem Wert von mehr als 100 K 
den Stempel von 2 K. Eiche FME. v. 24. Juni 1898, 8. 27125, 
Beil. 3. FMBVB. Nr. 14, ©. 108, IMBB. ©. 230/1898. 

2) Wenn das Gericht die Srift, 3. B. wegen eines nahen Markt⸗ 
tages, kürzer bemefjen Hat, ift diefe Frift maßgebend. — Die Anberaumung 
des Verfteigerungstermines bedarf, wenn nicht in der Verkaufebewilligung 


etwas anderes verfügt wurde, Teiner gerichtlichen Genehmigung. $ 389, 
Abſ. 4, SO. 


$ 271. Wenn ſich jemand fpäteftens drei Tage!) vor 
dem Verfteigerungsternine unter entjprechender Sicherheits- 
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leiftung ?) bereit erflärt,?) die gepfändeten Sachen im ganzen 
oder größere Partien derfelben um einen Preis zu über- 
nehmen, welcher ihren Schäßungswert um mindeſtens ein 
Viertel überfteigt, und nebft den etwaigen Echägungskojten‘) 
auch alle bisher aufgelaufenen, dem Berpflichteten zur Laſt 
fallenden Erefutionskfoften ohne Anrechnung auf den Uber- 
nahmspreis zu tragen, jo fann das Gericht diefem Antrage 
nad Einvernehmung?) des Verpflichteten ftattgeben, wenn 
der betreibende Gläubiger und Diejenigen Perjonen zuſtim⸗ 
men,®) die ein Pfandrecht an diefen Gegenitänden erworben 
haben, deren Forderungen aber durch den Übernahmspreis 
nicht unzweifelhaft vollitändig gededt werden. 

Für das weitere Verfahren, einjchließlic der Auffchiebung 
und Einftellung der Berfteigerung, gelten die Borfchriften 
be3 8 204. 

1) Ber Liegenichaften 8 Tage, 8 202. 2) 8 56 8PO., 8 78. 

®) Der Antrag Tann in der Gerichtälfanzlei zu Protofoll genommen 

werden. 8 320, 3. 3, GO. — Fer Antrag und die Ausfertigung des 
Beichluffes, mit dem das Exekutionsgericht einem folchen Antrag ftatt- 
gibt, unterliegen feiner Urlundenftempelgebühr. Siehe FME. v. 
2. Jänner 1901, 8. 58541/1900, IMBB. ©. 4/1901. 

*) Wenn die Sachen nicht fchon geſchätzt find, müflen fie vorher 

geihäßt werben. 

5) Einvernehmung im Sinne 8 55; im Gegenfabe zu dem Berjahren 

Hinfichtlich zu verfteigernder Liegenjchaften, 8 203. 

6) Einvernehmung 88 55, 56. 

6 272. Den Berfteigerungsternin beſtimmt, fofern nicht 
das Erefutionsgericht etwas anderes verfügt,!) das mit dent 
Bollzuge des Berfaufes betraute VBollitredungsorgan. Die 
Bekanntmachung der Berfteigerung hat mittel3 Edikte3?) zu 
geichehen. Im Edikte find nebft der Angabe des Ortes und 
der Zeit der Verfteigerung die zu verfteigernden Sachen ihrer 
Gattung nad) zu bezeichnen und zu bemerfen, ob und wo 
diejelben vor der Berfteigerung befichtigt?) werden fünnen. 


Bon der Anberaumung des Berfteigerungstermines find 
der Verpflichtete und die betreibenden Gläubiger*)a) durch 
Buftellung?) einer Ausfertigung des Ediktes zu verjtändigen. 

8 271. 1. Wer einen Übernahmsantrag ftellt, ift nicht ver⸗ 
pflichtet, bei Abweifung des Antrages den zur Tagjagung 
erfchienenen Gläubigern die dadurch verurfachten Koften zu erjegen. 
E. vd. 8. Mai 1901, 3. 6702, 32. 190124925 19. April 1900, 
3. 5459, F. 542. Ä 
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2) Dagegen kein Rekurs, 8 289. — Beſtimmung eines befonderen 
Verfteigerungstermines entfällt im Yalle 8 281. 


Wo Aultionshallen beftehen, Hat insbeſondere das Exekutionsgericht 
zu beftimmen, ob der Berlauf in der gerichtlichen Auktionshalle vorzu- 
nehmen ift, 88 5 und 4, MB. bei $ 274. Kür die Berfteigerung 
kann im diefem Fall nad) Bedarf ftatt einer beftimmten Stunde eine 
Frift von mehreren Stunden feſtgeſetzt werben. 


Gleichzeitig hat das Exekutionsgericht auf Antrag ober von Amts 
wegen auszusprechen, ob die Gegenftände, wenn ber Ausrufspreis nicht 
erzielt wird, in der Auktionshalle aus freier Hand zu verlaufen find. 


Auf Antrag kann diefer Ausspruch noch nachträglich erfolgen; der 
Antrag muß jedod) fpäteften? am Tage vor ber Berfteigerung bei dem 
Egetutionsgerichte angebradht werden, 8 8, Abf. 23, 8 7, Abi. 2, MB. 
bei 8 274. 

Bei Anordnung des Verkaufes in der Auktionshalle ift auszufprechen, 
daß die gepfändeten Gegenftände anı dritten, fpäteftens aber am ziveiten 
Tage vor dem Tage der Berfteigerung vom Bollftredungsorgane behufs 
Durchführung des Verkauf? abzuholen und in die Auftionshalle zu 
ichaffen find. 88 14 bezw. 13, MB. bei 8 274. 


8 71. — Entfällt bei eier gelegentlich vorgenommenen Ver⸗ 
fteigerung 8 2831. — Bei Berfteigerung beweglicher Sachen wirb ſich 
befonder8 Häufig Anlaß ergeben, die PVerlautbarung nit durch die 
Beitung, fondern auf billigere Art, 8 71 8. 2, vorzunehmen. — Die 
Belanntmachung obliegt der Zuftellungs- und Exekutionsabteilung, 8 384 
3.13, GO. — Wegen Ausfertigung des Ediktes hat fi) das Boll- 
ftredungsorgan unter Angabe ded Termine an die Zuſtellungs⸗ und 
Eretutiondabteilung zu wenden. Inſtr., Abſchn. II, P. 60. 

Wenn die nacträglihe Einhebung der Inſertionskoſten keinen 
Schwierigkeiten begegnet, tit die Einfhaltung des Edikts nit vom 
vorhergehenden Erlag der Inſertionskoſten abhängig zu machen, jondern 
e3 find dieſe Koften nötigenfalls aus dem Amtspaufchale verzuſchießen 
und mit GO. Form. Nr. 16 einzubeben. 


Wo es geraten ericheint, mit der Einfchaltung des Edikts zuzuwarten, 
bis der betreibende Gläubiger die Juſertionskoſten bei Gericht erlegt 
bat, ift der betreibende Gläubiger in vorläufiger Erledigung bes Ber- 
faufsantrages und jedenfall3 vor Zuftellung des Beſchluſſes, womit der 
Verlauf bewilligt wird, mittels Zahlungsauftrages nad) Yorm. 17 GO. 
zur Einzahlung binnen kurzer Frift aufzufordern. Die Erlafjung und 
Zuftellung des Pſfändungsbeſchluſſes darf hiedurch nicht aufgehalten 
werden. 

Dem nicht rechtzeitigen Erlag der Ediktskoſten kann die Bedeutung 
eine? Abſtehens von der Fortſetzung des Verkaufsverfahrens beigemeflen 
werben, meil die Einfchaltung des Edikts eine Vorausſetzung für bie 
Durchführung des Verſteigerungsverfahrens bildet. 


(Dem Bahlungsauftrag muB aber eine Bemerkung über die Ein- 
ftelung im Falle des nicht rechtzeitigen Erlaged angefügt werden.) 
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Wird die Einſchaltung des Ediktes von der vorausgehenden Ein- 
zahlung der Einſchaltungsgebühr abhängig gemadıt, jo muß an alle 
betreibenden ober beigetretenen Gläubiger die Aufforderung zur Ein- 
zahlung der Ediktskoſten gerichtet werden. Sobald die Ediktsgebühr von 
einem der Gläubiger eingezahlt wird, find die Beſchlüſſe, Durch weldye 
der Berlauf bewilligt wird, zuzuſtellen; die fpäter einlangenden Ein- 
fhaltungstoften find den betreffenden Gläubigern zurüdzujftellen. 

3) Die Befichtigung der in der Auftionshalle eingeftellten Gegen- 
ftände ift den Kaufluftigen während der kundgemachten Geſchäftsſtunden 
geftattet, 88 15 bezw. 14 MB. bei 8 274. 

+, Die fonitigen PBiandgläubiger jind nicht zu verfländigen; vergl. 
g 171. 

5) Buftellung zu eigenen Handen nicht vorgejchrieben; vergl. 8 171, 
Abi. 5. — Wenn Gold» und Silberwaren in der Auktionshalle veräußert 
werden follen, ift aud) da3 zuftändige Punzierungsanıt zu verftändigen, 
IMV. dv. 12. Augujt 1901, IMVB. Nr. 28, fiehe bei 8 274. 

a) Bon der Unberaumung des Berfteigerungstermines find nur Die= 
jenigen Gläubiger zu benadjrichtigen,, twelche den Verlauf der fraglichen 
Sachen erwirft Haben oder dem Berlauföverfahren beigetreten find. 
(IM. zu $ 272 ED.) 


273. Bmwifchen der Pfändung und Verfteigerung muß 
eine Frift von mindeſtens drei Wochen Tiegen.!) Eine Ab- 
fürzung dieſer Friſt ift zuläjlig, wenn Umftände vorliegen, 
wegen welcher nach $ 266°) der Verkauf des Piandes vor 
Rechtskraft der Pfändungsbewilligung geftattet werden kann, 
oder wenn die längere Aufbewahrung des Pfandftüdes un- 
verhältnismäßige Kojten verurjachen würde. 


Das zur Vornahme der Verfteigerung berufene Boll« 
ftredungsorgan hat fich rechtzeitig vor dem Termine von 
der Zuſtellung der Berfteigerungsbewilligung an die Be— 
teiligten und von der ordnungsmäßigen Bekanntmachung 
des Berfteigerungstermines zu überzeugen und bei wahr 
genommenen Mängeln dem Erefutiondgerichte Anzeige zu 
erftatten. Das Erefutionsgericht hat infolge einer folchen 
Anzeige im Sinne des $ 175 vorzugehen.?) 

1) Eine prozeifuale Folge tft auf einen Verſtoß gegen dieſe Beftint- 

mung nicht gejebt. 

2) Gefahr des Berderbend oder der Wertverminderung. — Der Ans 
trag kann in der Zuſtellungs⸗ und Erefutionsabteilung geftellt werben. 
Diefe hat unter Vorlage des aufgenommenen Protofolles darüber die 
richterliche Entjcheidung einzuholen. 8 389, Ab. 2, GO. 

8) Die Anzeige Hat mündlich zu erfolgen. Inſtr., Abſchn. II, B. 62. 


— 63 find die erforderlichen Berichtigungen, Ergänzungen und Kurators⸗ 
beſtellungen zu verfügen. 
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6 274. Die Verfteigerung erfolgt an dem Drle, an 
weichem fich die gepfändeten Sachen befinden, wenn fich nicht 
die Beteiligten?!) über einen anderen Ort einigen oder das 
Erefutiondgericht auf Antrag?) des Verpflichteten oder des 
betreibenden Gläubigers geftattet,®) daß die Gegenftände be- 
Huf Erzielung eines höheren Erlöfes an einen anderen Ort 
zur Verfteigerung verjendet werden. Lebteres ift namentlich 
bei Gegenftänden von großem Werte, bei Gold» und Gilber- 
jachen oder anderen Koftbarfeiten, bei Kunftobjelten, Samm- 
lungen u. dgl. zuläffig.*) 

Im VBerordnungsmwege) können bejondere Einrichtungen 
behufs Vornahme der VBerfieigerungen in öffentlichen Ber- 
fteigerungslofalen getroffen werden. 


1) Betreibende Gläubiger und Verpflichteter. 

2) Der Antrag Tann in der Gerichtöfanzlei zu Protokoll genommen 
werben. 8 320, 3. 3, GO. 

3) Dagegen Fein Rekurs. 8 289. — überſendung von Gegen- 
ftänden zur öffenlichen Verfteigerung. Gegenftände, die zum 
Zwecke der öffentlichen Verjteigerung an einen anderen Ort überjendet 
werden follen (8 274 EO.), find vom Vollftredungsorgane unter Be⸗ 
obachtung der Vorſchriften des 8 380, Abſatz 1, an die Zuftellungs- und 
Erefutiongabteilung de3 Gerichte dieſes Ortes mit dem Erſuchen um 
Vornahme der PVerfteigerung zu überfenden. 

Die um die Verfteigerung erſuchte Zuſtellungs- und Exekutions⸗ 
abteilung hat die Verjteigerung jelbftändig durchzuführen unb eine richter⸗ 
liche Beſchlußfaſſung nur dort einzuholen, two es Zwiſchenfälle der Ber- 
fteigerung notwendig machen, deren Erledigung durch das Geſetz dem 
Gerichte vorbehalten ift. Die Schätzungs- und Verſteigerungskoſten find 
vom Berfteigerungserlöfe abzuziehen; der hiernach erübrigende Betrag 
iit an das Erelutiondgericht einzufenden (8 392, Abj. 5). 

Sn gleicher Weife ift vorzugehen, wenn dem Vollſtreckungsorgane 
die Einziehung von Forderungen aus Wechſeln uud anderen im 8 296 
der Exekutionsordnung genannten Papieren aufgetragen wird, deren 
Zahlung nicht am Orte des Erefutionsgerichtes erfolgt. 8 393 GO. 

3) Tie Verfteigerung von ſolchen Gegenftänden ift nicht durch Ge⸗ 
richtsbiener vorzunehmen. 8 335, Abf. 2, GO. — Auch die Überfendung 
von Waren, Die wegen ihrer Menge oder Eigenart in einer, Auktions⸗ 
halle nicht günitig verkauft werden können, an eine andere ift zuläflig. 


8 274. 1. Das Pfandrecht ded Vermieters an den in 
der Wohnung befindlichen Gegenftänden bleibt aufrecht, wenn dieſe, 
felbft mit Zuftimmung des Vermieters, anf Betreiben eines anderen 
Gläubiger in die gerichtliche Auftionshalle übertragen erden. 
E. v. 18. April 1901, 3. 5209, amtl. €. 412 (25. Eeptember 1901, 
3. 13377, IB. 1901: 157). 

















— 
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5) Mdg. d. IM. v. 29. Cktober 1899, RGB. Nr. 217, betreffend 
die Errichtung einer gerichtlichen Auttionshalle in Wien. 

Auf Grund des Artifeld XLI des Einführungsgefeßes zur Exekutions⸗ 
ordnung (Gef. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78) wird in Ausführung 
der 88 274, Abſ. 2, und 280, Abf. 3, der Erelutiondordnung verordnet: 


Errichtung einer gerihtlihen Aultionshalle und deren 
Wirkungskreis. 

& 1, Zur Vornahme des Verkaufes gerichtlich gepfändeter beweg⸗ 
licher körperlicher Sachen, die ſich in den Gemeindebezirken VII bis IX 
und XVIbis XIX von Wien befinden, wird ein öffentliches Verſteigerungs⸗ 
lokal (gerichtliche Auktionshalle) errichtet. 

Die gerichtliche Aufktionshalle fteht unter Leitung und Aufſicht des 
k. k. Erefutionggerichtes in Wien. 

Der Dienft und die Gefchäftsführung in der Auftionzballe werden 
durch eine vom Zuftizminifterium genehmigte Inſtruktion geregelt. 

8 2. Cerichtlich gepfändete bewegliche Törperlihe Sachen, die ſich 
in anderen ald den im 8 1 genannten Gemeindebezirten von Wien be> 
befinden, können in der Auktionshalle verlauft werden: 

1. wenn der Berlauf in der Auktionshalle vom betreibenden GTäu- 
biger unter Sicherftelung der dadurch entitehenden Transportloſten, 
fowie der Koſten des etwaigen Rüdtransporte beantragt wird, oder 

2. wenn beim Verlauf in ber Auftionshalle ohne erhebliche Ber» 
mehrung der Koften ein höherer Erlös zu erzielen fein dürfte, ala wenn 
die Gegenftände an dem Orte verfteigert würden, mo fie fich befinden. 

8 3. Außerdem können in der Auktionshalle verlauft werden: 

1. in Wien befindliche bewegliche körperliche Sachen, die zu einer 
Konfursmafia gehören, wenn das Konkursverfahren bei einem inlän- 
difchen Gerichte anhängig iſt und die Veräußerung in der im Exekutions⸗ 
verfahren vorgeichriebenen Weiſe (88 142, 145 KO.) gefchehen joll; 

3. gerichtlich gepfändete bewegliche Törperlihe Saden, die zum 
Bwede der Berfteigerung ober zum Zwecke des Verkaufes aus freier 
Hand dem Exekutionsgerichte in Wien überfendet werden (88 268 und 
274 ED. und 88 390 und 393 GO.). 

8 4. Bon der Aufnahme in die gerichtliche Auktionshalle und vom 
Verlaufe daſelbſt find ausgefchlofien: 

a) feuergefährliche oder leicht egplodierbare Gegenftände; 

b) Gegenftände aus Wohnungen, in denen anftedende Krankheiten 
herrſchen oder geherricht Haben, fo lange nicht die norgefchriebene 
Tesinfeltion ftattgefunden hat; 

c) verunreinigte oder mit Ungeziefer behaftete Gegenftände vor Durch⸗ 
führung der Reinigung; 

d) Gegenftände, zu deren wenn auch nur teilweifen Unterbringung die 
Räume der Auktionshalle nicht ausreichen (3. B. große Warenlager, 
größere Mafchinen u. dgl.); 

e) dem rafchen Verderben unterworfene Gegenftände und in der Regel 
auch lebende Tiere. 
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Berlauf tin der gerichtlichen Auktionshalle. 

8 5. Ob der Verlauf in der gerichtlichten Auftionshalle vorzunehmen 
ift, enticheidet das Exekutionsgericht (88 272, Abſ. 1, und 289 EO.). 
Der VBertauf in der Auktionshalle kann, abgejehen von ber Ausnahme, 
die fi) aus 8 2, 3. 1 ergibt, von Amts wegen oder auf Antrag ange- 
orbnnet werden. 

An Anſehung von Wohnungseinrichtungs-Gegenftänden und ſon⸗ 
ftigen Sachen, deren Wert in Teinem angemefjenen Verhältniſſe zur 
Höhe der Koſten fteht, die durch den Transport dieſer Gegenftänbe in 
die Auktionshalle und durch den etwaigen Rücktransport verurjacht 
werben, barf der Verkauf in der Auktionshalle nur dann angeordnet 
werden, wenn der Transport und Rüdtransport gelegentlich der Über- 
führung anderer Gegenftände ohne oder mit geringfügigen Koften bewirkt 
werden kann (8 281 EO.). 

8 6. Der Verlauf in der Aultionshalle erfolgt durch Verfteigerung. 
Die Berfteigerung kann nad) Erelutiond- (Konkurs⸗) Maflen oder nad 
Gruppen von Gegenständen ftattfinden, jo daB gleichartige Gegenftände 
aus verſchiedenen Maſſen gleichzeitig aber einzeln verfteigert werben. 
Lesterenfalls ift für jede Mafje ein befonderes Protokoll zu führen. 

Für die PVerfteigerung beftimmter Gruppen gleichartiger Gegen: 
ftände fünnen im voraus einzelne Tage jeder Woche oder jede Monats 
feſtgeſetzt werben. 

87. Für die Berfteigerung Tann nad) Bedarf ftatt einer beftimmten 
Stunde eine Frift von mehreren Stunden feitgefegt werben, zum Bei— 
fpiel: Die Verfteigerung findet Donnerstag den 7. Dezember in der Beit 
zwiſchen 8 big 12 Uhr vormittags ftatt. 

8 8, Gegenftände, für die bei der Verfteigerung in ber Aultions- 
halle ein den Wusrufspreig erreichendes Anbot nicht abgegeben wird, 
tönnen, falls bei einem Berlaufe aus freier Hand ein das erzielte An⸗ 
bot überfteigender Kaufpreis zu erreichen fein dürfte, in der Auktions⸗ 
halle aus freier Hand veräußert werden (8 280, Abſ. 2 und 8 ED.). 
Es macht hiebei keinen Unterfchied, ob das höchſte für diefen Gegenitand 
bei der PVerfteigerung erzielte Anbot das zuläffige geringfte Gebot (8 277 
ED.) erreichte oder Hinter diefem zurüdblieb. Bei dem Verkaufe aus 
freier Hand darf die Sache nicht unter der Hälfte de8 Schätzungs— 
wertes, wenn aber das bei der Berfteigerung erzielte höchſte Anbot Die 
Hälfte des Schäyungswertes überftiegen hat, nicht unter diefem Anbote 
verfauft werden. 

Das Erelutiondgericht hat bei Anordnung bes Verkaufes in ber 
Auktionshalle auf Antrag oder von Amts wegen außzuforechen, ob die 
Gegenftände im Sinne des eriten Abſatzes gegebenenfall3 in der Auktions⸗ 
halle aus freier Hand zu verlaufen find. Auf Antrag Tann diefer Aus⸗ 
fprud) noch nachträglicd) erfolgen; der Antrag muß jedoch fpäteftend am 

Tage vor ber Berfteigerung bei dem Exekutionsgerichte angebracht werben. 

Bei Bewilligung des Verlaufe aus freier Hand in ber Auktions⸗ 
halle Hat das Erefutionzgericht ftet? auch den Preis zu beftimmen, 
unter dem die Gegenftände bei der BVerfteigerung nicht zugeichlagen 
werden Dürfen. 
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89. Für den Verlauf von Gegenftänden, die zum Zwecke bes 
Berlaufes aus freier Hand dem Erxelutiondgerichte überjendet und in 
der Auktionshalle veräußert werben (8 3, 3. 2), bleiben die Beftim- 
mungen des 8 268 ED. maßgebend. Die Borfchrift des 8 8, Wbf. 1 der 
gegenwärtigen Verordnung Über den Verkaufspreis findet auf derlei Ber- 
käufe aus freier Hand Feine Anwendung. 

8 10. Wie lange die in die Auktionshalle gebrachten Gegenftänbe 
zum Bmwede bes Berfaufes aus freier Hand dort belaffen werden dürfen, 
bat das Erelutionsgericht unter Berüdfichtigung des Gefchäftsitandes und 
de3 verfügbaren Raumes periodifch für einen gewiſſen Zeitraum im 
voraus feitzuftelen und zu verlautbaren. Die Frift für den Verkauf 
aus freier Hand fol in der Hegel vierzehn Tage nicht überfchreiten. Das 
Exekutionsgericht Tann jedoch im einzelnen Falle den Verlauf aus freier 
Hand auf eine Türzere als die allgemein geltende Aufbewahrungsfriſt be⸗ 
fchränten, wenn die Beichaffenheit des Gegenftandes ober andere fachliche 
Gründe dies notwendig erjcheinen laſſen. 

8 11. Die Berfteigerungen und der Berlauf aus freier Hand finden 
in der Auktionshalle nur an Wocentagen ftatt. 

8 12. Die zum Berlaufe beitimmten Gegenftände find in ber 
Regel am dritten, fpäteftend aber am zweiten Tage vor dem Tage der 
Berfteigerung in die Auktionshalle zu ſchaffen. In der Gerichtskanzlei 
oder im Depofitenanmte verwahrte Koftbarfeiten und fonftige wertvolle 
Sachen find regelmäßig erft am Tage der Veſteigerung felbft in bie 
Auktionshalle zu bringen. 

Bon auswärts überfendete Gegenftände, die aus freier Hand in der 
Auktionshalle verkauft werden follen, find ohne Aufihud in die Auktions⸗ 
halle zu überbringen. 

8 13. Die Übernahme der Gegenftände zum Transporte in bie 
Auktionshalle und die Abgabe an die Auktionshalle ift durch ein Boll- 
ſtreckungsorgan zu bewirken. 

Die Überbringung in die Auktionshalle zum Zwecke des Ver⸗ 
kaufes iſt nicht Einleitung einer Verwahrung (8 259 EO.), und es iſt 
daher auch der Antrag auf Verkauf in der Aulktionshalle nicht als ein 
mit dem Berlaufsantrag verbundener VBerwahrungsantrag anzufehen. 

8 14. Bei Unordnung des Berlaufes in der Auktionshalle (8 5, 
Abſ. 1) ift auszusprechen, daß Die gepfänbeten Gegenftände zu der im 8 12 
beftimmten Beit vom Bollftrelungsorgane behufs Durchführung bes Ver⸗ 
kaufes abzuholen und in die Auftionshalle zu jchaffen find. 

‚Einem fpäteren Antrage, von der Überführung ber Gegenftände in 
die Auktionshalle abzufehen, darf nur ftattgegeben werben, wenn zugleich 
das Verkaufs- oder das Erelutionsverfahren eingeftellt oder aufgeſchoben 
wird. 


Beſichtigung der in ber Aultionshalle eingeftellten 
Gegenftände. 

8 15. Den Kaufluftigen ift die Vefichtigung der in der Auktions⸗ 
halle eingeftellten Gegenftände während der kundgemachten Gejchäftzitun- 
den geitattet. 

33% 
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Koften des Transportes und ber Aufbewahrung. 
Berfiherung. 

8 16. Die Koften des Transportes werben zunächſt von der Staats⸗ 
verwaltung berichtigt und find von den Beteiligten nad) dem vom Juftiz- 
minifterium genehmigten Tarife zu erjeßen. 

Zum Erfage der fonftigen Koften, die burch bie Aufbewahrung und 
den Verkauf Der Gegenftänbe in der Auktionshalle der Staatöverwaltung 
entftehen, find die Parteien bis auf weiteres nicht verpflichtet. 

Tie Gefahr der in der Auktionshalle zu veräußernden Gegenitänbe 
wird vom Augenblicke der Übernahme zum Transporte an von der Staats⸗ 
verwaltung getragen. 

Tiefe Gegenftände find gegen Feuersgefahr zu verfichern. 


Erſatz der Koften des Transporte. 


8 17. Die Transportloften (8 16) find Koften des gerichtlichen Ver⸗ 
faufes und gemäß 8 286, Abſ. 2, ED. (8 288 ED.) aus bem Berlaufd- 
erlöje zu erftatten. 

Falls die Erekution oder das Verkaufsverfahren eingeftellt wird, find 
diefe Transportkoften vom betreibenden Gläubiger einzuheben. Mehrere 
den Verlauf betreibende Gläubiger haben die Koften nad) Verhältnis 
ihrer vollftreddaren Forderungen zu tragen. 

Bei diefer Berechnung find die vollftredbaren Forderungen ſtets nur 
in einer zehn Kronen ober das Bielfahe von zehn Kronen bildenden 
Ziffer zu berüdfichtigen, mobei die Abrundung nad) dem nächſt höheren 
Bielfahen zu gefchehen Hat. Forderungen unter zehn Kronen bleiben 
außer Betradht. Die Berechnung erfolgt dur Summierung des Kapi- 
tals, der Zinfen und Koften. 

8 18. Transportfoften, die nicht mittel Abzug vom Berlaufserlöfe 
beglichen werden, find nad) den für die Einbringung gerichtlicher Kom⸗ 
miffiongtoften beftehenden Vorſchriften einzubringen. 


Lagerzins für vom Erficher nit übernommene 
Gegenftände. 

8 19. Der Erfteher oder Käufer hat bie gefauften Gegenftände ſo⸗ 
gleich oder fpäteftens am Tage nach der VBerfteigerung oder nad) dem Ver⸗ 
faufe zu übernehmen. Für Gegenſtände, die nicht rechtzeitig übernommen 
werden, hat der Erfteher vom Beginn des zweiten Tages nad) ber Ver⸗ 
fteigerung oder nad) dem Verlaufe einen Lagerzins zu entrichten. Mit 
demfelben Beitpunfte endet die Haftung der Staatöverwaltung für ben 
gefauften Gegenftand ($ 16, Abſ. 3). Das Exekutionsgericht ift außer- 
dem bereditigt, die Gegenftände auf Gefahr und Koften des Erftehers 
einem Dritten in Aufbewahrung zu geben. 

Tie Höhe des Lagerzinſes wird durch einen vom Yuftizminifterium 
genehmigten Tarif beftimmt. 


Nüdtransport unverlauiter Gegenftände. 
8 20. Gegenitänbe, die bei der Berfteigerung oder_während der zum 
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Berlauje aus freier Hand eingeräumten Frift nicht veräußert wurden, 
find dem Berpflichteten (Berwahrer) zurüdzuftellen. 

Die Zurüditellung wird von Amts wegen verfügt und ausgeführt. 

Die Koften des NRüdtransportes hat der betreibende Gläubiger zu 
berichtigen (8 17, Abf. 2 und 3). 

Mit der bewirkten Rüdfielung endet die Haftung der Staatsverwal⸗ 
‚tung (8 16, Abf. 8). 


Bermahrung in der Auktionshalle (Freimillige 
Verwahrung). 


8 21. Nach Zulänglichkeit des verfügbaren Raumes kann die Üüber⸗ 
gabe gerichtlich gepfändeter beweglicher Törperlicher Sachen an die Auktions⸗ 
halle zum Zwecke der Einleitung einer Verwahrung ftattfinden. Für dieſe 
Bermahrung gelten die Borfchriften des $ 259 EO.; die Verwahrung in 
der Auktionshalle gilt ala Nerwahrung in einer unter öffentlicher Auf- 
ficht ftehenden Anftalt. 2 

Die im 8 4 bezeichneten Gegenftände find von der Übernahme in Die 
Berwahrung der Auftionshalle ausgeſchloſſen. 

Die längfte jeweils zuläffige Berwahrungsdauer hat das Erekutions- 
gericht unter Berüdfichtigung des verfügbaren Raumes periodifh für 
einen gewiffen Zeitraum im voraus feftzuftellen und zu verlautbaren. 
Ausnahmsweiſe kann die Berwahrungsdauer in einzelnen Fällen aus er- 

heblichen Gründen auf Untrag verlängert werden. 

Für derlei Berwahrungen find Gebühren zu entrichten. Die Höhe 
der Gebühren beftimmt fi) nad dem vom Zuftizminifterium genehntigten 
Tarife. Hinfihtlich der Einhebung und des VBorzugsrechtes dieſer Ge- 
bühren gelten die Beltimmungen der 88 17 und 18 der gegenwärtigen 
Berordnnung. 

Gebühren für eine Verwahrung, die vor der Berfteigerung aufge> 
hoben wird, find von dem betreibenden Gläubiger gemäß 8 18 der gegen- 
wärtigen Verordnung einzuheben (8 2359 ED.). 

In Anſehung der Koften des Transportes (Rüdtrandportes) dieſer 
Gegenſtände in die Auktionshalle finden die Beſtimmungen der 88 16, 
Abſ. 1, 17, 18 und 20 der gegenwärtigen Verordnung ſinngemäße An⸗ 
wendung. 

Beginn der Wirkſanmteit. 

8 22, Die Auftionshalle für den VII. bis IX. und XVI. big XIX. 
Wiener Gemeindebezirt wird am 1. Dezember 1899 in Wien, IX., Ader- 
gaſſe Nr. 11 A, eröffnet. 

Die Beltimmungen der gegenwärtigen Verordnung treten 'mit dem. 
tage ihrer Kundmachung in Wirkjamteit. 


Bdg. des Juftizmin. dv. 7. Dezember 1899, RGB. Nr. 244, 
‚betreffend vie Errichtung einer gerichtlihen Auktionshalle in 
Prags. 

Auf Grund des Art. XLI des Einführungsgeſetzes zur Exekutions⸗ 
ordnung (Geſ. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78) wird in Ausführung der 
88 274, Abſ. 2, und 280, Abſ. 3 der Exekutionsordnung verordnet: 
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Errihtung einer gerichtlichen Auktionshalle und deren 
Wirkungskreis. 


8 1. Zur Vornahme des Verkaufes gerichtlich gepfändeter beweg⸗ 
licher körperlicher Sachen, die ſich in dem Gebiete der königlichen Haupt⸗ 
ſtadt Prag befinden, wird ein öffentliches Verſteigerungslokal (gericht⸗ 
liche Auktionshalle) errichtet. 

Die gerichtliche Auktionshalle ſteht unter Leitung und Aufſicht bes 
k. k. Beztrlögerichtes der Alt- und Joſefſtadt in Prag ala Exekutions- 
gericht. 

Der Dienft und die Gefchäitsführung in der Auktionshalle werben 
durch eine vom Suftizminifterium genehmigte Inſtruktion geregelt. 

8 2%. Außerdem können in der Auktionshalle verkauft werben: 

1. im Gebiete von Prag befindliche bewegliche körperliche Sachen, 
die zu einer Kontursmafle gehören, wenn das Konlursverfahren bei 
einem inländifchen Gerichte anhängig ift und bie Veräußerung in der 
im Exekutionsverfahren vorgefchriebenen Weife (88 142, 145 RD.) ge 
ſchehen joll; 

2. gerichtlidy gepfändete beivegliche Törperliche Sachen, die zum Zwecke 
der Berfteigerung oder zum Zwecke des Verlaufes aus freier Hand dem 
Erefutionsgerichte in Prag überſendet werben (88 208 und 274 ED. und 
88 890 und 898 GO.). 

Die 88 3 bis 30 find im wefentlichen wörtlich gleichlautend den 884 
bis 21 der Verordnung für Wien. 


Beginn der Wirkſamkeit. 


8231. Die gerichtliche Aufktionshalle in Prag wirb am 1. Jänner 1900 
in Prag, Landesgerichtsgebäude (zivilgerichtliche Abteilung) eröffnet. 

Die Beitimmungen der gegenwärtigen Berorbnung treten mit bem 
Tage ihrer Kundmachung in Wirffamteit. 


Bdg- des Juftizmintfteriums v. 7. Mai 1900, RGB. Ar. 82, 
— bie Errichtung einer gerichtlichen Auktionshalle in 
Brünn. 

Auf Grund des Urt. XLI des Einführungsgefehes zur Exekutions⸗ 
orbnung (Gef. dv. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78) wirb in Ausführung ber 
88 274, Abf. 2, und 280, Abi. 3, der Erelutionsorpnung verorbnet: 


Errihtung einer gerihtlihen Auktionshalle und deren 
Wirlungstreis. 

8 1. Bur Vornahme des Berlaufes gerichtlich gepfändeter beweg⸗ 
licher körperlicher Sachen, die fich im Gebiete der Stadtgemeinde Brünn 
befinden, wird ein Öffentliches Verfteigerungslofal (gerichtliche Auktions⸗ 
halle) errichtet. 

Die gerihtlihe Aultionshalle fteht unter Leitung und Aufſicht bes 
k. k. Bezirkögerichtes Brünn Stadt. 

Der Dienft und die Gefchäftsführung in der Auktionshalle werben 
durch eine vom Zuftizminiftertum genehmigte Inſtruktion geregelt. 

8 2. Gerichtlich gepfänbete. beiwegliche körperliche Sachen, die ſich in 
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den zum Sprengel bes k. k. Bezirksgerichtes Brünn Umgebung gehörigen 
Gemeinden Karthaus⸗Königsſeld, Huflowig, Schimitz, Yulienfeld, Czerno⸗ 
wis, Kumrowis, Steinmühle und Sebrowitz befinden, Tönnen in ber 
Auktionshalle verkauft werden, wenn der Verlauf in der Auktionshalle 
vom betreibenden Gläubiger oder vom Verpflichteten beantragt wirb. 

Der antragftellenden Partei kann vom Gerichte aufgetragen werben, 
zur Sicherftellung der durch bie Überführung in bie Auktionshalle ent- 
ftehenden Transportkoften, ſowie der Koſten des etwaigen Rüdtrandportes 
einen entiprechenden Betrag vorſchußweiſe zu erlegen. 

8 3. Außerdem können in der Wultionshalle verkauft werben: 

1. im Gebiete der Stadtgemeinde Brünn befindliche beivegliche körper⸗ 
lie Sachen, die zu einer Konkursmaſſa gehören, wenn das Konkurs⸗ 
verfahren bei einem inländiichen Gerichte anhängig ift und die Veräuße⸗ 
tung in der im Exekutionsverfahren vorgefchriebenen Weiſe (88 142, 145 
KO.) geichehen foll; 

2. gerichtlich gepfändete bewegliche körperliche Sachen, bie zum Zwecke 
der Berfteigerung oder zum Zwecke des Verkaufes aus freier Hand ben 
k. k. Bezirksgeridhten Brünn Stadt oder Brimn Umgebung überjendet 
werden (88 268 und 274 ED. und 88 390 und 398 GO.). 

84 Wörtlic, gleichlautend dem 8 4 der Verordnung für Wien. 


Verkauf in der gerihtlihen Auttionshalle. 


& 5. Ob der Verkauf in der gerichtlichen Auftionshalle vorzunehmen 
ift, entfcheibet das Exekutionsgericht (k. k. Bezirkögericht in Brünn Stadt 
oder Brünn Umgebung, 88 272, Abf. 1, und 289 EO.). Der Verlauf in 
_ber Auftionghalle Tann, abgefehen von der Ausnahme, die fi) aus 8 2 
ergibt, von Amts wegen oder auf Antrag angeorbnet werben. 

In Anſehung von Wohnungseinrichtungsgegenftänden und fonitigen 
Saden, deren Wert in Teinem angemefjenen Berhältniffe zur Höhe ber 
Koften fleht, die durch den Transport diefer Gegenftände in die Auktions⸗ 
halle und durch den etwaigen Rüdtranaport verurfadht werben, darf der 
Berlauf in der Aultionshalle nur dann angeordnet werben, wenn ber 
Transport und Rüdtransport gelegentlich der Überführung anderer Ge- 
genitände ohne oder mit geringfügigen Koften bewirkt werden Tann 
(8 281 EO.). 

Die 88 6 bis 21 find im mwefentlichen wörtlich gleichlautend den 88 6 
bis 21 der Verordnung für Wien. 


Beginn der Wirtfamteit. 
8 22. Die gerichtliche Auktionshafle in Brünn wird am 1. Junt 
1900 in Brünn, Salzamtsgaffe Nr. 3 a, eröffnet. 
Die Beftimmungen ber gegenwärtigen Verordnung treten mit dem 
Tage ihrer Kundmachung in Wirkfamteit. 


dag. des AJuftizminifteriums v. 24. April 1901, RGB. 
Nr. 48, betreifend die Errichtung riner gerichtlihen Anttionss 
Halle in Gras. 

Auf Grund der Art. XLI des Einführungsgefehes zur Erelutions- 
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‚ordnung (Gef. v. 27. Mat 1896, RGB. Nr. 78) wird in Ausführung der 
88 274, Abſ. 2, und 280, Abſ. 8 der ED. verorbnet: 


Errihtung einer gerichtlidhen Auftionshalle und deren 
Wirkungskreis. 

8 1. Zur Vornahme des Verkaufes gerichtlich gepfändeter beweg⸗ 
licher Törperliher Sachen, bie ſich im Gebiete des k. k. Bezirksgerichtes 
Graz befinden, wird ein öffentlihes Verſteigerungslokal (gerichtliche 
Auktionshalle) errichtet. 

Die gerichtliche Auktionshalle fteht unter Leitung und Aufficht des 
k. k. Vezirkögerichtes Graz. 

Der Dienft und die Gefchäftsführung in ber Auktionshalle werden 
durch eine vom Yuftizminifterium genehmigte Inſtruktion geregelt. 

8 2. In der Auktionshalle Lönnen aud) verkauft werden: 

1. im Gebiete der Stabt Graz befindliche bewegliche Törperliche 
Sachen, die zu einer Konluramafja gehören, wenn das Konkursverfahren 
bei einem inländifchen Gerichte anhängig ift und die Veräußerung in der 
im Egelutionsverfahren vorgefchriebenen Weife (88 142, 145 KO.) ge- 
ſchehen joll; 

2. im Gebiete der Stadt Graz befindliche bewegliche Törperliche 
Saden, deren gerichtliche Veräußerung gemäß 88 145 bis 148 u. 8 269 
des Tail. Pat. v. 9. Auguft 1854, RGB. Nr. 208, erfolgen foll, auf Er- 
fuden des Whhandlungsgerichtes oder des mit ber Bornahme der Ber- 
äußerung betrauten Gerichtskommiſſärs; 

3. gerichtlich gepfänbete bewegliche Lörperliche Sachen, bie zum Zwecke 
der Verfteigerung oder des Verlaufes aus freier Hand dem k. k. Bezirks⸗ 
gerichte Graz Überjendet werben (88 268 und 274 ED. und 88 390 und 
8338 GO.). 

% 3. Von der Aufnahme in- die gerichtliche Auktionshalle uud vom 
Berlaufe dafelbft find ausgeichlofien: 
- a) fenergefährlicye oder leicht explodierbare Gegenftände; 

b) Gegenftände aus Wohnungen, in denen anftedende Krankheiten 
herrichen oder geherricht Haben, fo lange nicht die vorgeichriebene 
Tesinfektion ftattgefunden Hat; 

c) verunteinigte oder mit Ungeziefer behaftete Gegenftände vor Durch⸗ 
führung der Reinigung; 

d) Gegenftände, zu deren wenn auch nur — Unterbringung die 
Räume der Auktionshalle nicht ausreichen (z. B. große Warenlager, 
größere Maſchinen u. dgl.); 

6) dem rafchen Berderben unterworfene Gegenftände und in der Regel 
auch Ichende Tiere. 

Außerdem kann die Aufnahme und ber Verkauf der in den 88 1 
und 2 bezeichneten Sachen im einzelnen Falle abgelehnt werden, wenn 
dadurch in der Auktionshalle eine überfüllung ber Räume oder eine ge⸗ 
ſchäftliche Üüberhäufung entſtehen würde. 

Die 88 4 und 5 find im weſentlichen woͤrtlich gleichlautend den 88 5 
und 6 der Verordnung für Wien. 

#6. Bei Feſtſetzung der Zeit der Verfteigerung kann ftatt 
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der Stunde des Beginnes ein Zeitraum beftimmt werden, innerhalb 
deflen die Verfteigerung ftattzufinden Hat, 3. B.: am Donnerstag, den 
7. Juni 1901, vormittags zwiſchen 9 und 12 Uhr gelangen zur Ber- 
ſteigerung u. |. w. 

8 7 iſt wörtlich gleichlautend dem 8 8 der Verordnung für Wien. 

88, Für den Verlauf von Gegenftänden, die zum Zwecke des Ver- 

laufe? aus freier Hand dem Bezirfögerichte Graz überjendet und in der 
Auktionshalle veräußert werden (8 2, 8. 8), bleiben die Beftimmungen 
Des 8 268 ED. maßgebend. Die Vorſchrift des 8 7, Abf. 1, der gegen 
wärtigen Verordnung über ben Verlaufspreis findet auf derlei Verkäufe 
aus freier Hand feine Anwendung. 
89 Die Frift für den in der Auktionshalle zu vollziehenden VBer- 
Tauf aus freier Hand beträgt in der Regel 14 Tage. Das Bezirksgericht 
Graz kann jedoch im einzelnen Falle Diefe Frift erweitern oder abfürzen, 
wenn bie Beichaffenheit des Gegenftandes oder andere fachliche Gründe 
dies zwedmäßig erjcheinen laſſen. 

Die 88 10, 11, 123 find wörtlich gleichlautend den 88 11, 12, 18 der 

Verordnung für Wien. 
8 13. Bei Anordnung des Berlaujes in der Aultionshalle (8 4, 
Ui. 1) ift auszuſprechen, daß die gepfändeten Gegenftände zu ber im 
8 11 beftimmten Zeit vom Bollftredungsorgane behufd Durchführung des 
Berkaufes abzuholen und in die Auktionshalle zu fchaffen find. 

Einem fpäteren Antrage, von der Überführung der Gegenftände in 
die Auktionshalle abzujehen, darf nur ftattgegeben werden, wenn zu— 
‚glei das Verkaufs⸗ oder Erelutionsverfahren eingeftellt oder aufge- 
ſchoben wird. 

Die 88 14, 15, Abſ. 1 0i8,3, find wörtlich gleichlautend den 88 15 
‚und 16 der Verordnung für Wien. 

815, Abf. 4, lautet: 

. Die in die Auktionshalle eingebrachten Gegenftände müſſen gegen 
Feuersgefahr und können nad) Bedarf gegen Einbruch und Tiebftahl ver- 
fichert werben. 

8 16 ift wörtlich gleichlautend dem $ 17 der Verordnung für Wien. 

8 17. Transportkoften, die nicht durch Abzug vom Verkaufserlöſe 
beglichen werden, find nad) den für die Einbringung gerichtlicher Kom- 
miffionstoften beftehenden Vorfcriften einzubringen. (88 104ff. GO.) 

‚ Das Gericht Tann dem betreibenden Gläubiger auftragen, einen zur 
Dedung der Koften des Transportes und allfälligen Rüdtransporteg aus⸗ 
zeichenden Betrag vorſchußweiſe zu erlegen. 

Die 88 18,19 und 20 find mwörtlid) gleichlautend den 88 19, 20 und 
21 der Verordnung für Wien (bie in der Verordnung für Graz zitierten 
Baragraphen diejer Verordnung haben jeboch eine um ein? niedrigere 
Zahlenbezeichnung). 


Beſondere Beſtimmungen für freiwillige Verſteigerungen 
in der Auktionshalle. 

8 21. Die Sorge für die Abholung und den Transport (Rücktrans⸗ 

port) der in $ 2, 8. 2, bezeichneten Gegenftände in Die Auftionshalte, 
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die Vornahme ber Berfteigerung, bie Übernahme und Verwendung be 
Erlöfes diefer Gegenſtände obliegt dem mit der Bornahme der Verfteige- 
rung betrauten Gerichtskommiſſär. 

Der Transport (Rücktransport) erfolgt auf Gefahr und Koſten der 
Beteiligten. Die Gefahr der in die Auktionshalle aufgenommenen Gegen⸗ 
ftände trägt die Staat3verwaltung vom Wugenblid ber Abgabe ber 
Sachen an die Auktionshalle. Die Beftimmungen des 8 18 finden An⸗ 
wendung. 

Beginn der Wirkſanmkeit. 


8 22. Die gerichtliche Aultionshalle in Graz wird am 15. Mat 1901 
in Graz, Bürgergafie 2 (Alte Univerfität), eröffnet. 

Die Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung treien mit dem 
Tage ihrer Kundmachung in Wirkfamteit. 


Bdg- des Juftizminifteriumg v. 10. Dezember 12, RGEB. 
Nr. 228, betreffend die Errichtung einer gerichtlidgen Auttions- 
Sale in Aralan. 

Auf Grund des Art. XLI des Einführungsgefehes zur Exekutions⸗ 
ordnung (Gef. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78) wirb in Ausführung ber 
88 274, Abſ. 3, und 280, Abſ. 3, der ED. verordnet: 


Errihtung einer gerihtlihen Auktionshalle und beren 
Wirkungskreis. 


8 1. Zur Vornahme bes Verkaufes gerichtlich gepfändeter beweg⸗ 
licher körperlicher Sachen, die ſich im Gebiete der Stadtgemeinde Krakau 
befinden, wird ein öffentliches Verſteigerungslokal (gerichtliche Auktions⸗ 
halle) errichtet. 

Die gerichtliche Auktionshalle ſteht unter Leitung und Aufſicht des 
k. k. Bezirksgerichtes in Zivilſachen Krakau. 

Der Dienſt und die Geſchäftsſührung in der Auktionshalle werden 
durch eine vom Juſtizminiſterium genehmigte Inſtruktion geregelt. 

8 2. Gerichtlich gepfändete bewegliche körperliche Sachen, die ſich ir 
ben zum Sprengel des k. k. Bezirksgerichtes in Zivilſachen Krakau ge⸗ 
hörigen Gemeinden Grzegörsli, Poölmfie zwierzynieckie, Biwierzyniec, 
Ezarna wies, Nowa wies, Zobzöw, Kromwodrza, Pradnik czerwony und 
Pradnik Hiaky befinden, können in der Auftionghalle verlauft werben: 

1. wenn der Verkauf in der Auftionshalle vom betreibenden Gläubiger 
oder vom Berpflichteten beantragt wird, oder 

2. wenn beim Verlauf in der Aufltionshalle ohne erhebliche Ver⸗ 
mehrung ber Koften ein höherer Erlös zu erzielen fein dürfte, als wenn 
die Gegenftände an dem Otte verfteigert würden, wo ſie fich befinden. 

Der antragftellenden Bartei (3. 1) Tann vom Gerichte aufgetragen 
werden, zur Sicheritellung der durch die Überführung in die Auktionshalle 
entftehenben Transportkoſten, fowie der Koften des etwaigen Rücktrans⸗ 
portes einen entfprechenden Betrag vorſchußweiſe zu erlegen. 

& 3. Zn der Auftionshalle Tönnen auch verkauft werben: 

1. im Gebiete der Stadgemeinde Krakau befindliche bewegliche Lörper- 
lihe Sachen, die zu einer Konkursmaſſa gehören, wenn dad Konlıra- 
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verfahren bei einem inlänbifchen Gerichte anhängig ift und die Beräuße- 
rung in der im Erelutiondverfahren vorgefchriebenen Weife (88 143, 145 
KO.) geichehen fol; 

3. im Gebiete der Stadtgemeinde Krakau befindliche bewegliche körper⸗ 
liche Sachen, deren gerichtliche Veräußerung gemäß 88 145 bis 148 und 
8 269 des Taif. Pat. dv. 9. Auguſt 1854, RGB. Nr. 208, erfolgen fol, 
auf Erfuchen des Abhanblungsgerichtes oder des mit der Bornahme der 
Veräußerung betrauten Gerichtskommiſſärs; 


3. gerichtlich gepfändete bewegliche Törperliche Sachen, die zum Zwecke 
der Berfteigerung oder zum Zwecke des Verkaufes aus freier Hand dem 
k. k. Bezirkögerichte Krakau Überjendet werben (88 268 und 274 ED. und 
88 390 und 893 GO.). 


8 4 wörtlich gleihlautend mit $ 4 der Verorbnung für Wien. 


Verlauf in der gerihtliden Auftionshalle. 


#5. Ob ber Verkauf in der gerichtlichen Auftionshalle vorzu⸗ 
nehmen ift, enticheidet das Erefutiondgericht (k. k. Bezirksgericht in Zivil- 
fachen Kralau, 88 272, Ubf. 1, 274 und 289 ED.). Der Verlauf kann, 
abgejehen von der Ausnahme, die ſich aus den 882, 3.1, und 3, 8. 2, 
ergibt, von Amts wegen oder auf Antrag angeordnet werden. 

In Anfehung von Wohnungseinrichtungsgegenftänden und fonftigen 
Sachen, deren Wert in keinem angemefienen Berhältniffe zur Höhe der 
Kosten fteht, die durch den Transport diefer Gegenstände in die Auktions⸗ 
halle und durch den etwaigen Rüdtransport verurjacht werben, darf ber 
Berlauf in der Aultionshalle nur dann angeortnet werden, wenn ber 
Transport und NRüdtransport gelegentlih der Überführung anderer 
Gegenstände ohne oder mit geringfügigen Koften bewirkt werden Tann 
(8 2381 ED.). 

8 6 wörtlich gleichlautend mit $ 6 der Verordnung für Wien. 

8 7 mwörtlic) gleichlautend mit 8 6 der Verordnung für Graz. 

Die 88 8 bis 21 find im wefentlichen wörtlich gleichlautend den ent⸗ 
fprechenden Paragraphen der Berorbnung für Wien, nur 8 16, Abf. 4, 
Yautet wörtlid) gleich 8 15, Abſ. 4, der Verordnung für Graz. 


Befondere Beftimmungen für freiwillige Berfteigerungen 
in ber Auftionghalle. 


8 22. Die Sorge für die Abholung und ben Transport (Rücktrans⸗ 
port) ber in $ 8, 3. 2, bezeichneten Gegenftände in die Auftionzhalle, 
die Vornahme der Berfteigerung, die Übernahme und die Verwendung des 
Erlöfes diefer Gegenftände obliegt dem mit der Vornahme der Verfteige- 
rung beirauten Gerichtgfommilfär. ’ 

Der Transport (Rüdtransport) erfolgt auf Gefahr und Koften der 
Beteiligten. Die Gefahr der in die Auktionshalle aufgenommenen Gegen- 
ftände irägt die Staatöverwaltung vom Wugenblide der Abgabe ber 
Sachen an die Auftionshalle. Die Beltimmungen des 8 19 finden An» 
wendung. 
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Beginn der Wirkſanmkeit. 


8 23. Die gerichtliche Auftionshalle in Kralau wird am 1. Jänner 
1908 in Krakau, St. Iohannesgafle O. Nr. 3, eröffnet. 

Die Beltimmungen ber gegenwärtigen Verordnung treten mit dem 
Tage ihrer Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Bdg. des Juftizminifteriums v. 10. Jänner 1903, RGB. 
Nr. 11, betreffend die Errichtung einer gerichtlichen Aultions- 
Halle in Lemberg. 

"Auf Grund des Art. XLI des Einführungsgeleges zur Exekutions⸗ 
ordnung (Gel. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78) wird in Musführung der 
88 274, Abſ. 3, und 280, Abf. 3 der ED. verordnet: 


Errihtung einer gerichtlichen Auktionshalle und deren 
Wirkungskreis. 


8 1. Zur Vornahme des Verkaufes gerichtlich gepfändeter beweg⸗ 
licher körperlicher Sachen, die ſich im Gebiete des k. k. Bezirksgerichtes 
Sektion J Lemberg befinden, wird ein öffentliches Verſteigerungslokal 
(gerichtliche Auktionshalle) errichtet. 

Die gerichtliche Auktionshalle fteht unter Leitung und Wufficht des 
1. k. Bezirksgerichtes Sektion I Lemberg. 

s Der Dienſt und die Gefchäftsführung in der Auktionshalle werden 
durch eine vom Yuftizminifterium genehmigte Inftrultion geregelt. 

8 2. In der Anktionshalle Tönnen auch verkauft werben: 

1. im Gebiete der Stadt Lemberg befindliche bewegliche Törperliche 
Sachen, die zu einer Konkursmaſſa gehören, wenn da3 Konkursverfahren 
bei einem inländifchen Gerichte anhängig tft und die Veräußerung in ber 
im Crelutiondverfahren vorgefchrichenen Weiſe (85 142, 145 KO.) ge- 
ſchehen foll; 

2. im Gebiete der Stadtgemeinde Lemberg befindliche bewegliche 
Törperlihe Sachen, deren gerichtliche Veräußerung gemäß 88 145 big 148 
and 5 269 des kaiſ. Pat. v. 9. Auguft 1854, RGB. Nr.208, erfolgen 
fol, auf Erfuchen des Abhandlungsgerichtes oder des mit ber Vornahme 
der Veräußerung betrauten Gerichtskommiſſärs; 

3. gerichtlich gepfändete bewegliche Förperliche Sachen, die zum Zivede 
der Berfteigerung oder zum Zwecke des Verkauſes aus freier Hand dem 
T. k. Bezirksgerichte Sektion I Lemberg überfendet werben (88 268 und 
274 ED. und 88 390 und 393 GO.). 

8 3 wortlid gleihlautend mit 5 4 der Verordnung für Bien. 


Verkauf in der gerichtlichen Auktionshalle. 


8 4. Ob der Verlauf in der gerichtlichen Auktionshalle vorzunehmen 
ift, entjcheidet dag Exekutionsgericht (k. k. Bezirksgericht Sektion I Lem- 
berg, 88 272, Abſatz 1, 274 und 289 EO.). Der Verlauf kann, abgefehen 
von der Ausnahme, die fi) aus 82, 3.2, ergibt, von Amts wegen oder 
auf Antrag angeorbnet werden. 

In Anfehung von Wohnungseinrichtungsgegenftänden und jonftigen 
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Sachen, deren Wert in feinem angemefjenen Berhältniffe zur Höhe der 
Koften Steht, die durch den Transport diejer Gegenftände in die Auktions⸗ 
halle und durch den etwaigen Rücktransport verurſacht werden, darf der 
Verkauf in der Aultionghalle nur dann angeordnet werden, wenn ber 
Transport und Rücktransport gelegentlich der Überführung anberer 
Gegenftände ohne oder mit geringfügigen Koften bewirkt werden fanıı 
(8 381 ED.). 

8 5 wörtlich gleichlautend mit 8 6 der Verordnung für Wien. 

8 6 wörtlich gleichlautend mit 8 6 ber Verordnung für Graz. 

Die 88 7 bis 20 find im wefentlichen wörtlich gleichlautend den 88 8 
bis 21 ber Verordnung für Wien, nur 815, Abf. 4, Iautet wörtlich) gleich 
8 15, Abf. 4, der Verordnung für Graz. 


Befondere Beftimmungen für freiwillige Berfteigerungen 
in der Auftionshalle. 


8 21. Die Sorge für die Abholung und den Transport (Rüdtrans- 
port) der in 8 2, 8.2, bezeichneten. Gegenftände in die Auktionshalle, 
die Bornahme det Verfleigerung, die Übernahme und die Verwendung des 
Erlöſes diefer Gegenftände obliegt dem mit der Vornahme ber Berfteige- 
rung betrauten Gerichtskommiſſär. 

Der Transport (Rüdtransport) erfolgt auf Gefahr und Koften der 
Betelligten. Die Gefahr der in die Auftionshalle aufgenommenen Gegen- 
ftände trägt die Staatsverwaltung vom Wugenblide der Abgabe der 
Sachen an die Auktionshalle. Die VBeftimmungen des 8 18 finden An— 
wendung. 

Beginn der Wirkſamkeit. 


8 22, Die gerichtliche Auktionghalle in Lemberg wird am 1. Februar 
1908 in Lemberg, Jagiellonengafie O. Nr. 15, eröffnet. 

Die Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung treten mit dem 
Tage ihrer Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Bdg. des AJuftizminiiteriums v. 10. Juni 1908, RGB. 
Nr. 125, betreffend die Erridtung einer gerichtlichen Aultionss 
Halle in Trieft. 

Auf Grund des Art. XLI des Einführungsgefebes zur Exekutions⸗ 
ordnung (Gef. dv. 37. Mai 1896, RGB. Nr. 78) wird in Ausführung 
der 88 274, Abi. 2, und 280, Abf. 3, der ED. verordnet: 


Erridtung einer gerihtlihen Auktionshalle und deren 
Wirkungskreis. 

8 1. Zur Vornahme des Verkaufes gerichtlich gepfändeter beweg⸗ 
licher körperlicher Sachen, die ſich im Gebiete der Stadtgemeinde Trieſt 
befinden, wird ein öffentliches Verſteigerungslokal (gerichtliche Auktions⸗ 
halle) errichtet. 

Die gerichtliche Auktionshalle ſteht unter Leitung und Aufſicht des 
k. k. Bezirksgerichtes in Zivilfachen Trieft. 

Der Dienſt und die Geihäftsführung in der Auftionshalle werden 
durch eine vom Juftizminifterium genehmigte Inſtruktion geregelt. 
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8 2%. Gerichtlich gepfänbete bewegliche Körperliche Sachen, bie ſich 
in ben zum Sprengel des k. T. Bezirksgerichtes in Zivitfachen Zrieft ge 
hörigen außerftäbtifchen Bezirken Barcola, Servola, Roiano und San 
Giovanni mit Ausichluß des Freihafens befinden, können in der Auktions⸗ 
halle verlauft werben: 

1. wenn der Berlauf in der Auktionshalle vom betreibenden Gläubiger 
oder vom Berpflichteten beantragt wird, ober 

3. wenn beim Berlauf in der Auktionshalle ohne erhebliche Ber- 
mehrung der Koften ein höherer Erlös zu erzielen fein dürfte, als wenn 
bie Gegenstände an dem Orte verfteigert würben, wo fie fich befinden. 

Der antragftellenden Partei (8. 1) kann vom Gerichte aufgetragen 
werben, zur Sicherftellung ber durch die Überführung in die Auktions⸗ 
halle entftehenden Transportkoſten, fowie der Koſten des etwaigen Rüd- 
transportes einen entiprechenden Betrag vorſchußweiſe zu erlegen. 

8 3. In der Auktionshalle Lönnen auch verkauft werben: 

1. im Gebiete der Stadtgemeinde Trieft und ber oberwähnten 
außerftäbtiichen Bezirke befindliche bewegliche körperliche Sachen, die zu 
einer Konkursmaſſe gehören, wenn das Konkuröverfahren bei einem in- 
ländifchen Gerichte anhängig ift und die Beräußerung in der im Exe⸗ 
Tutionsverfahren vorgefchriebenen Weife (88 142, 145 RO.) geichehen fol; 

3. im Gebiete der Stadtgemeinde Trieft und der oberwähnten 
außerftädtifchen Bezirke befindliche bewegliche körperliche Sachen, deren 
gerichtliche Veräußerung gemäß 88 145 bis 148 und 8 269 bed Tail. 
Bat. v. 9. Auguft 1854, RGB. Nr. 208, erfolgen fol, auf Erjuchen des 
Abhandlungsgerichtes oder des mit ber Vornahme ber Veräußerung be- 
trauten Gerichtstommifjärg; 

3. gerichtlid) gepfändete bewegliche Törperlihe Saden, die zum 
Zwecke der Verfteigerung oder zum Zwecke des Verkaufes aus freier 
Hand dem k.k. Bezirksgerichte in Zivilſachen Trieft überfendet werden 
(88 268 und 274 ED. und 88 390 und 393 GD.). 

& 4 wörtlich gleichlautend mit $ 4 der Verordnung für Wien. 


Berlauf in der gerihtlihen Auftionshalle. 


85. Ob der Berfauf in der gerichtlichen Auktionshalle vorzunehmen 
ift, entfcheidet da8 Exekutionsgericht (k. k. Bezirksgericht in Zivilſachen 
Trieſt, 88 272, Abſ. 1, 274 und 289 ED.). Der Verlauf Tann, abgefchen 
von der Ausnahme, die ſich aus den 882, 8.1, und 8, 3.2 ergibt, von 
Amt wegen oder auf Antrag angeorbnnet werden. 

In Anſehung von Wohnungseinrichtungs-Gegenftänden und fonftigen 
Saden, deren Wert in keinem angemefjfenen Verhältniffe zur Höhe der 
Koften fteht, Die durch den Transport diefer Gegenftände in Die Auktion?» 
halle und durch den etwaigen Rüdtranzport verurſacht werden, darf der 
Verlauf in der Auftionshalle nur dann angeorbnet werben, wenn ber 
Transport und Nüdtrandport gelegentlih der Überführung anderer 
Segenftände ohne oder mit geringfügigen Koften bewirkt werden Tann 
(8 281 EO.). 

8 6 wörtlich gleichlautend mit 8 6 der Verordnung für Wien. 

8 7 wörtlich gleichlautend mit $ 6 der Verordnung für Graz. 
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Die 88 8 His 21 find im weſentlichen wörtli gleidhlautend den 
entiprechenden Baragraphen der Verordnung für Wien, nur 816, Abſ. 4, 
Kautet wörtlich gleich 8 15, Abſ. 4, der Verordnung für Graz. 

8 22 wörtlich gleichlautend mit $ 22 der Verordnung für Krakau. 


Beginn der Wirkſamkeit. 
8 23. Die gerichtliche Auktionshalle in Trieft wird am 1. Juli 
1903 in Trieft, Via della Sanità Nr. 6, eröffnet. 
Die Beftimmungen der gegenwärtigen Berorbnung treten mit dem 
Tage ihrer Kundmadhung in Wirkſamleit. 


Vdg. des Juftizmin. v. 32. November 1899, IMVB. Nr. 48, 
betreffend die Geſchäftsführung in Der gerihtlihen Wultions: 
Halle in Wien. 


Für bie Gefchäftsführung und den Gefchäftsbetrieb der mit IMV. 
v. 29. Dftober 1899, RGB. Nr. 217, errichteten gerichtlichen Auktions⸗ 
Halle in Wien, IX. Adergafie Nr. ia, werden nadjjtehende Anordnungen 
getroffen: 

Beginn des Betriebes. 

8 1. Im der gerichtlihen Auktionshalle find vom 1. Dezember 1893 
ab gerichtliche Berkäufe vorzunehmen. 

Bon diefem Tage an können daſelbſt auch gerichtlich gepfändete Gegen- 
ftände in Verwahrung ($ 259 ED.) übernommen werden. 


Geſchäftszeit. 

8 2. Für den Geſchäftsbetrieb der Auktionshalle find nur die Werk⸗ 
tage beſtimmt. Die Geſchäftsſtunden umfaſſen die Zeit von 8 bis 12 Uhr 
vormittags und von 2 big 8 Uhr nachmittags. 

Die Übernahme von Gegenftänden zur Verwahrung kann aud an 
Sonn⸗ und Feiertagen in der Beit zwiſchen 9 Uhr vormittags und 1 Uhr 
nachmittags gejchehen, wenn jich die Verwahrung (8 259 ED.) an eine 
mit gerichtlicher Bewilligung an einem Sonn- oder Feiertage vorgenommene 
gerichtliche Pfändung anfchließt oder wenn die Überbringung gepfändeter 
@egenftände mit Erlaubnis des Vorftehers des Erekutionsgerichtes (8 30 
ED.) am Sonn⸗ oder seiertage erfolgt. 


Zeitpunkt für gerihtliche Verkäufe. 
8 3. Die gerichtlichen Berfteigerungen in der Auftionshalle find in 
Der Regel in der Zeit zwiſchen 9 und 12 Uhr vormittags oder zwifchen 
4 und 8 Uhr nachmittags vorzunehmen. 
Berläufe aus freier Hand finden während der gleichen Stunden an 
jedem Werktage ftatt, fofern nicht der Vollftredungsbeamte der Auftiong- 
Halle durch eine Verfteigerung in Anſpruch genommen ift. 


Befihtigung der Gegenstände in der Auftionshalle. 


8 4. Die zum Berfaufe beftimmten Gegenftände Tonnen in der 
Auktionshalle an Werktagen von 9 big 12 Uhr vormittagd und von 4 bis 
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8 Uhr nachmittags, ſowie am Berfteigerungstage vor Beginn der Ber 
fteigerung befidhtigt werden. 


Transport und Rüdtransport. 


8 5. Die zum Transport und Rücktransport benötigten Transport» 
mittel find beim Vollſtreckungsbeamten der Aultionshalle zu beftellen. Tie 
Beftelung Tiegt dem Bollfftredungsorgane ob. 

Für Transporte, die am Bormittage ftattfinden follen, hat die Be⸗ 
itelung am Nachmittage des Bortages längſtens bi? 6 Uhr, für Trans⸗ 
porte aber, die am Nachmittage bewirkt werden follen, längitens biz 
10 Uhr vormittags desfelben Tages zu geſchehen. 


Tarif für TZransportfoften. 


8 6.* Die Transportloften (Koften des Rüdtransportes) werben 
zufolge des neuen mit dem Frächter ber Staatsverwaltung abgeſchloſſenen 
Vertrages nachſtehend berechnet: 

1. Für einen zweilpännigen großen Möbelwagen nebft Kutſcher und 
zwei Badern (Tragkraft 25 Meterzentner) 16 K; 

2. für einen zweilpännigen Feberftreifwagen nebft Kutſcher und einem 
Packer (Tragkraft 20 Meterzentner) 11 K; 

3. für einen zweiipännigen fteifen Streifwagen nebft Kutſcher mb 
zwei Packern (Tragkraft 40 big 50 Meterzentner) 16 K; 

4. für einen einfpännigen Streifwagen nebjt Kutſcher und einem 
Packer (Tragkraft 10 Meterzeniner) 6 K; 

5. für einen Kaflatransportwagen nebjt ber jeweils erforderlichen 
Zahl von Badern 10 K; 

6. für einen Klaviertransportwagen nebft der jeweils erforderlichen 
Zahl von Badern 5 K 

Tiefe Koſtenſätze gelten für das ganze Gemeindegebiet von Wien; 
außer den angeführten Beträgen find Teinerlei Nebengebühren ober fonftige 
Zahlungen für den Transport (Rücktransport) zu Ieiften. 

Nach den angegebenen Sätzen find auch die Koften für den Tranz- 
port zu berechnen, fall nicht mehr als zwei Maflen in bemfelben ober 
in einem angrenzenden Bezirke mittels eines Wagen? abgeholt ober dort⸗ 
hin zurückbefördert werden. 

Unter den mehreren betreibenden Gläubigern find die Koften in 
ſolchem Falle nad) billigem Ermeſſen zu verteilen. 


Entjhädigung bei Widerruf eines Transporte. 


8 7.*) Wird ein für einen bejtinnmten Tag beftellter Transport 
in der Art widerrufen, daß der Frächter der Staatöverwaltung min- 
deſtens 112 Stunden vor der vom Gerichte beftimmten Zeit des amitenene 


*) Geänderter Wortlaut zufolge AMP. v. 22. Juni 1900, IMVB. 
Nr. 29. 
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Des Wagens an Ort und Stelle von dem Widerrufe Kenntnis erhält, fo 
ift nunmehr eine Entichädigung nicht zu leiſten. Bon dem Widerrufe ift 
dem Frächter der Staatsverwaltung ohne Aufſchub, allenfalls im Wege 
des Telephonverlehres, Nachricht zu geben. 

Für alle übrigen zwar beftellten, jedoch nicht im Sinne des vor- 
ftehenden Abſatzes rechtzeitig widerrufenen Transporte iſt Dagegen als 
Entfchädigung die volle Gebühr nach 86 diefer Verordnung zu leiften, wobei 
es feinen Unterſchied macht, ob der Wagen bereit an Ort und Stelle an- 
gelangt oder gar nicht ausgefahren ift. Eine höhere als die im 8 6 biefer 
Verordnung beftimmte Tarifgebühr hat aber aud) dann nicht einzutreten, 
wenn der Wagen zwar bereit® beladen war, jedod) vor der Abfahrt in- 
jolge Einftelung des Verkaufes oder der Exekution wieder abgeladen 
wurde und die Gegenfjtände in ihren früheren Aufbewahrungsort zurüd- 
geitellt werden mußten. 

Das Vollſtreckungsorgan hat längſtens eine halbe Stunde nad Ein- 
treffen des Wagens mit dem Verladen beginnen zu laſſen oder bis dahin 
den Wagen leer abzufertigen. Ein längeres Buwarten infolge von Ein- 
ſtellungs⸗ oder RLUDUNBEIUSRDENDINNGEN tann in keinem Falle be- 
gehrt werden. 


Transport für den Erfteher oder im Falle einer 
Berwahrung. 


8 8. Die Beftimmungen der 85 6 und 7 finden auch Anmendung, 
wenn der Erjteher oder Käufer eines in der Auktionshalle verkauften 
Gegenitandes ober der betreibende Gläubiger, auf deſſen Antrag bie 
Gegenftände in Verwahrung der Auftionshalle (8 259 EL.) übernommen 
werden, fich der Transportmittel des Frächters ber Staatöverwaltung 
bebienen. Für die Gefahr des Transportes diefer Gegenftände über- 
nimmt jedoch die Staatsverwaltung feine Haftung; außerdem Hat ber 
Erfteher (Käufer) die Transportloften unmittelbar an den Frächter zu 
entrichten. 

Lagerzind. 

8 9. Der Lagerzinz für Gegenftände, die vom Erfteher ober Käufer 
nicht rechtzeitig übernommen werden, beträgt innerhalb der erften acht 
Tage nach der Verfteigerung für jeden Tag zwei Prozent des für den 
Gegenftand erzielten Meiftbotes (Kaufpreifes), für jeden weiteren Tag 
fünf Prozent diefeg Meiftbotes (Kaufpreijes). 


Verwahrungsgebühren. 


8109. Tie Gebühren für Verwahrungen nad) 8 259 ED. betragen bis 
auf weiteres für jeden Monat der Verwahrung ein halbes Prozent vom 
Werte der eingelagerten Gegenftände. Ein angefangener Monat wird für 
voll gerechnet. 

Als Grundlage der Berechnung hat entweder der bereit3 ermittelte 
Schätzungswert oder in deflen Ermangelung derjenige Wert der Gegen⸗ 
ftände zu dienen, den das Vollitredungsorgan bei der Pfändungsvornahme 
ermittelt hat. 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 34 
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Führung der Geſchäfte der Aultionshalle. 


8 11. Die Geihäfte der Aultionshalle führt ein Bollftredungs- 
beamter des k. k. Erelutiondgerichtes in Wien mit dem ihm zugewiefenen 
Hilfsperfonale. 

Bu feinen Obliegenheiten gehört insbeſondere: 

3) die Übernahme der in die Auktionshalle überbrachten Gegenſtände; 
diefe erfolgt auf Grund eines in doppelter Ausfertigung errichteten 
Übergaböverzeichnifies; 

b) die Eintragung ber in die Auktionshalle überbrachten Gegenftänbe 
in ein Verzeichnis (Lagerbudh), und die Erhaltung der Überſicht über 
die eingelagerten Gegenftände; 

6) die Beranlaflung der Berficherung der Gegenftände gegen Feuersgefahr, 
fowie die Beranftaltung von Vorkehrungen zum Schutze diefer Gegen- 
ftände gegen Beſchädigung, Verderben u. bgl.; 

d) die Sorge für eine zwedmäßige Aufftellung ber Gegenftände; 

e) die Aufrechthaltung der Orbnung in der Auktionshalle; 

f) die Beftimmung der Ternine für VBerfteigerungen in der Auftions- 
balle; 

g) die Bornahme ber Berfteigerungen und freihändigen Verkäufe in ber 
Auftionshalle; 

h) die Beftellung der Transportmittel beim Frächter der Staatsverwal⸗ 
tung und die Beranlafjung der Einhebung der Transportloften und 
der Berwahrungdgebühren durch das Erelutionsgericht; 

ji) die Austellung von Bezugsfcheinen an Erfteher oder Käufer, welche 
die gefauften Gegenftände nicht fofort übernehmen; 

k) die Zurüdftellung nicht verlaufter Gegenftänbe, fowie deren Ausfolgung 
an die biezu berechtigten Perſonen; 

]) die Verrechnung der Transportloften mit dem Frächter der Staats⸗ 
verwaltung und Yührung fonftiger Kaſſe⸗ und Rechnungsgeſchäfte. 


Ausfolgung von Gegenſtänden. 


8 12. In die Auktionshalle überbrachte Gegenftände dürfen vor Vor⸗ 
nahme der Berfteigerung oder des Verkaufes nur an diejenigen Perfonen 
ausgefolgt werben, die durch einen rechtskräftigen Beichluß des Exekutions⸗ 
gerichtes zu deren Empfangnahme berechtigt erflärt werben. 


Geldempfang. 


8 13. Die Transportkoften, fowie die Verwahrungsgebühren können 
entmweber in der Auftionshalle oder an das Gelbbud) des Exekutions⸗ 
gerichtes in Wien gezahlt werden. In der Auktionshalle ift lediglich der 
Bollftredungsbeamte der Auktionshalle zum Geldempfange berechtigt. 


Sormularien. 
814. Für die Anordnung von Verkäufen in der Auftionshalle werden 
folgende neue Formularien eingeführt: 
Auktionshallen- Formular A. Bewilligung des Verkaufes beweglicher 
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Sachen durch Berfteigerung und allenfalls Verkauf aus freier Hand in der 
gerichtlichen Auktionshalle, 88 264 und 274 EO.; 

B. Bewilligung des Berfaufes beweglicher Sachen in der gerichtlichen 
Auktionshalle mit beſchränktem Beitritte zu einem bafelbft ſchon einge» 
leiteten Verkaufsverfahren, 88 264 und 267 ED.; 

C. Bewilligung des Verlaufe beweglicher Sachen mit befchränttem 
Beitritte zu einem ſchon eingeleiteten in der gerichtlichen Auktionshalle 
ftattfindenden Verkaufsverfahren, 88 264 und 267 ED. ; 

D. Bewilligung des Verkaufes beweglicher Sachen in der gerichtlichen 
Auktionshalle mit beſchränktem VBeitritte zu einem außerhalb der Auktions⸗ 
balle ftattfindenden Berlaufsverfahren, 88 264 und 267 ED. 

E. Beitritt zu einem in der gerichtlichen Auktionshalle eingeleiteten 
Berlaufsverfahren über bewegliche Sadıen, 8 267 ED. 

Diefe Yormularien find in Drud zu legen und bei dem Exefutions- 
gerichte in Wien von den fonftigen Formularien abgefondert zu ver- 
wahren. 


Bdg. des Juftizmin. v. 27. Dezember 1899, IMVB. Nr. 59, 
betreffend die Gefhäftstührung in Der gerihtlihen Wultions: 
Balle in Prag. 

881 bis 5 Iauten im wejentlichen gleich den 88 1 bis 5 der Ber- 
ordnung für die Aultionshalle in Wien. 


Tariffür Tranzportkoften. 


86. Die Koften für den Transport der in der Auktionshalle zu 
veräußernden Gegenftände und deren allfälligen Rüdtransport werben 
einweilen wie folgt berechnet: 

1. Für einen zmweifpännigen Möbelwagen nebſt Rutfcher und einem 
Bader (Tragfraft 35 bis 40 Meterzentner) 8 K; 

2. für einen zweifpännigen Federſtreifwagen nebft Rutfcher und einem 
Bader (Tragkraft 20 Meterzentner) 6 K; 

8. für einen einfpännigen Federſtreifwagen nebft Kuticher und einem 
Bader (Tragkraft 13 Meterzentner) 4 K; 

4. für den Transport einzelner Pfandjtüde nah Gewicht pro 
100 kg 40 h. 

Diefe Koftenfäge gelten für das ganze Gebiet ber königlichen Haupt» 
ftadt Brag; außer den angeführten Beträgen find Teinerlei Nebengebühren 
oder jonftige Zahlungen für den Transport (Rüdtranzport) zu leiften. 

Nach den angegebenen Säten find auch die Koften für den Transport 
zu beredinen, falls nicht mehr ald zwei Maſſen in demjelden oder in 
einem angrenzenden Bezirke mittels eines Wagens abgeholt oder dorthin 
zurüdbefördert werden. 

Unter den mehreren betreibenden Gläubigern find die Kojten in folchem 
Falle nad) billigem Ermeſſen zu verteilen. 

87T. Wird ein für einen beftimmten Tag beftellter Transport erft 
nach 8 Uhr abends des Vortages oder am Tage des geplanten Transportes 
ſelbſt widerrufen, fo ift eine Entfchädigung zu leiften. Dieſe beträgt, wenn 
der Transport widerrufen wurde, bevor der Wagen ausgefahren ift, oder 

34* 
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die Bornahme der Berfteigerung, die Übernahme und Verwendung bed 
Erlöfes diefer Genenftände obliegt dem mit der Vornahme der Berfteige- 
tung betrauten Gerichtskommiſſär. 

Der Transport (Rüdtransport) erfolgt auf Gefahr und Koften ber 
Beteiligten. Die Gefahr der in die Auftionshalle aufgenommenen Gegen- 
ftände trägt die Staatsverwaltung vom Wugenblid der Abgabe ber 
Sachen an die Auftionshalle. Die Beſtimmungen des 8 18 finden An⸗ 
wendung. 

Beginn der Wirkſanmkeit. 


8 22, Die gerichtliche Auktionshalle in Graz wird am 15. Mai 1901 
in Graz, Bürgergaſſe 2 (Alte Univerfität), eröffnet. 

Die Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung treien mit bem 
Tage ihrer Kundmachung in Wirffamleit. 


Bdg. bes Zuftizminifteriums v. 10. Dezember 1902, RB. 
Rr. 228, betreffend die Erridtung einer gerichtlichen Auktions⸗ 
Salle in Kralau. 


Auf Grund des Urt. XLI des Einführungsgefeges zur Exekutions⸗ 
ordnung (Gef. v. 27. Mai 1896, REB. Nr. 78) wird in Ausführung der 
88 274, Ubf. 2, und 280, Abf. 3, der ED. verordnet: 


Errihtung einer geridtlihen Auktionshalle und deren 
Wirkungskreis. 


8 1. Zur Vornahme des Verkaufes gerichtlich gepfändeter beweg⸗ 
licher körperlicher Sachen, die ſich im Gebiete der Stadtgemeinde Krakau 
befinden, wird ein öffentliches Verſteigerungslokal (gerichtliche Auktions⸗ 
halle) errichtet. 

Die gerichtliche Auktionshalle ſteht unter Leitung und Aufſicht des 
k. k. Bezirksgerichtes in Zivilſachen Krakau. 

Der Dienſt und die Geſchäftsführung in der Auktionshalle werden 
durch eine vom Juſtizminiſterium genehmigte Inſtruktion geregelt. 

8 2. Gerichtlich gepfändete bewegliche körperliche Sachen, die ſich in 
den zum Sprengel des k. k. Bezirksgerichtes in Zivilſachen Krakau ge⸗ 
hörigen Gemeinden Grzegörski, Polwſie zwierzynieckie, Zwierzyniec, 
Czarna wies, Nowa wies, ZLobzöw, Krowodrza, Pradnik czerwony und 
Pradnik bialy befinden, können in der Auktionshalle verkauft werben: 

1. wenn ber Berlauf in der Auktionshalle vom betreibenden Gläubiger 
oder vom Berpflidhteien beantragt wird, oder 

2. wenn beim Berfauf in der Auktionshalle ohne erheblidhe Ver⸗ 
mehrung der Koften ein höherer Erlös zu erzielen fein dürfte, als wenn 
die Gegenftände an dem Orte verfteigert würden, mo fie fich befinden. 

Der antragftellenden Partei (8. 1) Tann vom Gerichte aufgetragen 
werben, zur Sicheritellung der durch die Überführung in die Auktionshalle 
entftehenden Transportfoften, forwie der Koften des etwaigen Rücktrans⸗ 
portes einen entfprechenden Betrag vorſchußweiſe zu erlegen. 

8 3. In der Auftionshalle können auch verkauft werben: 

1. im Gebiete der Stadgemeinde Krakau befindliche bewegliche körper⸗ 
lie Sachen, die zu einer Konkursmaſſa gehören, wenn das Konkurs⸗ 





Auktionshalle in Krakau. 523 


verfahren bei einem inländifchen Gerichte anhängig ift und die Beräuße- 
rung in der im Exekutionsverfahren vorgefchriebenen Weiſe (88 142, 145 
KO.) geſchehen fol; 

3. im Gebiete der Stadtgemeinde Krakau befindliche bewegliche körper⸗ 
liche Sachen, deren gerichtliche Veräußerung gemäß 88 145 bi 148 und 
8 269 des Faif. Bat. v. 9. Auguft 1854, NGB. Nr. 208, erfolgen ſoll, 
auf Erſuchen des Abhandlungsgerichtes oder des mit der Vornahme der 
Beräußerung betrauten Gerichtskommiſſärs; 


3. gerichtlich gepfändete bewegliche körperliche Sachen, die zum Zwecke 
der Berfteigerung oder zum Zwecke des Berfaufes aus freier Hand dem 
k. k. Vezirkägerichte Kralau überfendet werben (88 268 und 274 ED. und 
88 390 und 393 GO.). 


8 4 wörtlich gleichlautend mit $ 4 der Verordnung für Wien. 


Berlauf in der gerihtliden Aultionshalle. 


85. Ob der Berfauf in der gerichtlichen Auktionshalle vorzu⸗ 
nehmen ift, entjcheidet das Exekutionsgericht (k. k. Bezirksgericht in Bivil- 
ſachen Krakau, 88 272, Ubi. 1, 274 und 289 EO.). Der Verlauf kann, 
abgejehen von der Ausnahme, die fi aus den 882, 8.1, und 8, 8. 2, 
ergibt, von Amts wegen oder auf Antrag angeordnet werden. 

In Unfehung von Wohnungseinrichtungsgegenftänden und fonftigen 
Sachen, deren Wert in feinem angemeflenen Berhältniffe zur Höhe der 
Koften fteht, die durch den Transport dieſer Gegenftände in die Auktions⸗ 
halle und durch den etwaigen Rücktransport verurjacht werben, darf ber 
Berlauf in der Auktionshalle nur dann angeortnet werben, wenn ber 
Transport und Nüdtranzport gelegentlich der Überführung anderer 
Gegenftände ohne oder mit geringfügigen Koften bewirkt werben Tann 
(8 281 EO.). 

8 6 wörtlic) gleichlautend mit $ 6 der Verordnung für Wien. 

8 7 wörtlich gleichlautend mit $ 6 der Verordnung für Graz. 

Die 88 8 bis 21 find im mejentlichen wörtlich gleichlautend den ent- 
ſprechenden Paragraphen der Berorbnung für Wien, nur $ 16, Abf. 4, 
lautet wörtlich glei) 8 15, Abſ. 4, der Berordnung für Graz. 


Befondere Beftimmungen für freiwillige VBerfteigerungen 
in der Auktionshalle. 


8 232. Die Sorge für die Abholung und den Transport (Rüdtrand- 
port) der in 8 8, 3.2, bezeichneten Gegenftände in die Auftionshalle, 
die Vornahme der Verfteigerung, die Übernahme und die Verwendung des 
Erlöfes diefer Gegenftände obliegt dem mit der Vornahme der Veriteige- 
rung beirauten Gerichtskommiſſär. 

Der Transport (Rüdtransport) erfolgt auf Gefahr und Koſten der 
Beteiligten. Die Gefahr der in die Auktionshalle aufgenommenen Gegen⸗ 
ftände irägt die Staatsverwaltung vom Augenblide der Ubgabe der 
Saden an die Auftionshalle.. Die Beftimmungen des 8 19 finden An⸗ 
wendung. 
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Beginn der Wirkſamkeit. 


8 233. Die gerichtliche Auktionshalle in Krakau wird am 1. Jänner 
1903 in Kralau, St. Johannesgaffe O. Nr. 3, eröffnet. 

Die Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung treten mit dem 
Tage ihrer Kundmachung in Wirffamtett. 


Vdg. des Juftizminifteriums v. 10. Jänner 1903, RGB. 
Nr. 11, betreffend die Errigtung einer gerichtligen Auktions⸗ 
Halle in Lemberg. 

Auf Grund des Urt. XLI des Einführungsgefehes zur Exekutions⸗ 
ordnung (Gef. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78) wird in Ausführung der 
88 274, Abſ. 2, und 280, Abi. 3 der ED. verordnet: 


Errichtung einer gerichtlichen Auftionshalle und deren 
Wirkungskreis. 


8 1. Zur Vornahme des Verkaufes gerichtlich gepfändeter beweg⸗ 
licher körperlicher Sachen, die ſich im Gebiete des k. k. Bezirksgerichtes 
Sektion J Lemberg befinden, wird ein öffentliches Verſteigerungslokal 
(gerichtliche Auktionshalle) errichtet. 

Die gerichtliche Auktionshalle ſteht unter Leitung und Aufficht des 
1. k. Bezirkögerichtes Sektion I Lemberg. 

Der Dienft und die Gefchäftsführung in der Auktionshalle werben 
durch eine vom Yuftizminifterium genehmigte Inftruftion geregelt. 

8 2, In der Auttionshalle Tönnen auch verkauft werden: 

1. im Gebiete der Stadt Lemberg befindliche bewegliche Törperliche 
Sadıen, die zu einer Konkursmaſſa gehören, wenn das Konkursverfahren 
bei einem inländifchen Gerichte anhängig tft und die Veräußerung in der 
im Exekutionsverfahren vorgefchrichbenen Weife (88 142, 145 KO.) ge- 
ſchehen fol; 

2. im Gebiete der Stadtgemeinde Lemberg befindliche bewegliche 
Törperlihe Sachen, deren gerichtliche Veräußerung gemäß 88 145 bis 148 
und $ 269 de3 kaiſ. Bat. v. 9. Auguft 1854, RGB. Nr. 208, erfolgen 
fol, auf Erſuchen des Abhandlungsgerichtes oder des mit der Bornahme 
der Veräußerung betrauten Gerichtskommiſſärs; 

3. gerichtlich gepfändete bewegliche körperliche Sachen, die zum Zwecke 
der Berfteigerung oder zum Zwecke des Verkaufes aus freier Hand dem 
k. k. Bezirkögerichte Sektion I Lemberg überjendet werben (88 268 und 
274 ED. und 88 390 und 398 GO.). 

8 3 wortlich gleichlautend mit 8 4 der Verordnung für Bien. 


Verkauf in der gerichtlichen Auktionshalle. 


8 4. Ob der Verkauf in ber gerichtlichen Auktionshalle vorzunehmen 
ift, entfcheidet das Exekutionsgericht (k. k. Bezirksgericht Sektion I Lem- 
berg, 88 272, Abſatz 1, 274 und 289 ED.). Der Verkauf kann, abgefehen 
von der Ausnahme, die fih aus 82, 3. 2, ergibt, von Amts wegen ober 
auf Antrag angeordnet werben. 

In Anfehung von Wohnungseinrichtungsgegenftänden und fonftigen 
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Sachen, deren Wert in Teinem angemefjenen Berhältniffe zur Höhe der 
Koften fteht, die durch den Transport diefer Gegenſtände in die Auktions⸗ 
halle und durch ben etwaigen Rüdtranzport verurjadht werden, barf der 
Verkauf in der Aultionshalle nur dann angeordnet werben, wenn ber 
Transport und Rücktransport gelegentlich der Überführung anderer 
Gegenftände ohne oder mit geringfügigen Koften bewirkt werden kann 
($ 281 EO.). 

& 5 wörtlich gleichlantend mit 8 6 der Verordnung für Wien. 

8 6 wörtlich gleichlautend mit 8 6 der Verordnung für Graz. 

Die 88 7 bis 20 find im wefentlichen wörtlich gleichlautend den 88 8 
bis 21 der Verordnung für Wien, nur 815, Abſ. 4, lautet wörtlich gleich 
8 15, Abf. 4, der Verordnung für Graz. 


Befondere Beftimmungen für freiwillige Berfteigerungen 
in der Auftionghalle. 


8 21. Die Sorge für die Abholung und den Transport (Rüdtrans- 
port) der in 8 2, 3.2, bezeichneten. Gegenftände in die Aultionshalle, 
die Vornahme der Verfteigerung, die Übernahme und die Verwendung des 
Erlöſes dieſer Gegenftände obliegt dem mit der Vornahme der Verfieige- 
rung betrauten Gerichtäfommiflär. 

Der Transport (Rüdtransport) erfolgt auf Gefahr und Kojten der 
Beteiligten. Die Gefahr der in die Auftionshalle aufgenommenen Gegen- 
ftände trägt die Staatöverwaltung vom Wugenblide der Abgabe ber 
Saden an die Auftionshalle. Die VBeitimmungen des 8 18 finden An— 
wendung. 

Beginn der Wirkſanmkeit. 


8 22. Die gerichtliche Auftionshalle in Leniberg wird am 1. Februar 
1908 in Lemberg, Iagiellonengafle DO. Nr. 15, eröffnet. 

Die Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung treten mit dem 
Tage ihrer Kundmachung in Wirkfamteit. 


Bdg. des Juſtizminiſteriums v. 10. Juni 1908, RGB. 
Nr. 125, betreffend die Errichtung einer gerichtlichen Auktions⸗ 
halle in Zrieft. 

Auf Grund bed Art. XLI des Einführungsgefehes zur Exekutions⸗ 
ordnung (Gef. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78) wird in Ausführung 
der 88 274, Abf. 2, und 280, Abf. 3, der ED. verordnet: 


Erridtung einer gerihtlihen Auktionshalle und deren 
Wirkungskreis. 

8 1. Zur Vornahme des Verkaufes gerichtlich gepfändeter beweg⸗ 
licher körperlicher Sachen, die ſich im Gebiete der Stadtgemeinde Trieſt 
befinden, wird ein öffentliches Verſteigerungslokal (gerichtliche Auktions⸗ 
halle) errichtet. 

Die gerichtliche Auktionshalle ſteht unter Leitung und Aufſicht des 
k. k. Bezirksgerichtes in Bivilfachen Trieſt. 

Der Dienſt und die Geſchäftsführung in der Auktionshalle werden 
durch eine vom Juſtizminiſterium genehmigte Inſtruktion geregelt. 
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8 2%. Gerichtlich gepfändete bewegliche körperliche Sachen, die fid) 
in den zum Sprengel des k. k. Bezirkägerichtes in Bivilfachen Trieft ge- 
hörigen außerftädtiichen Bezirken Barcola, Servola, Roiano und San 
Giovanni mit Ausſchluß des Freihafens befinden, können in der Aultions- 
balle verfauft werden: 

1. wenn ber Berlauf in der Auktionshalle vom betreibenden Gläubiger 
oder vom Berpflichteten beantragt wird, oder 

83. wenn beim Berlauf in ber Auktionshalle ohne erhebliche Ver⸗ 
mehrung der Koften ein höherer Erlös zu erzielen fein dürfte, ald wenn 
die Gegenftände an bem Orte verfteigert würben, wo fie ſich befinden. 

Der antragftellenden Bartei (B. 1) Tann vom Gerichte aufgetragen 
werden, zur Sicherftellung der durd) die Überführung in die Auktions⸗ 
halle entitehenden Transportkoſten, ſowie der Koſten des etwaigen Rüd- 
transportes einen entiprechenden Betrag vorſchußweiſe zu erlegen. 

8 3. In der Auftionshalle können aud) verfauft werden: 

1. im Gebiete der Stadtgemeinde Trieft und der oberwähnten 
außerftäbtifchen Bezirke befindliche bewegliche körperliche Sachen, die zu 
einer Konkursmaſſe gehören, wenn das Konkursverfahren bei einem in⸗ 
ländifchen Gerichte anhängig ift und die Veräußerung in der im Exe⸗ 
kutionsverſahren vorgefchriebenen Weife (88 142, 145 KO.) geichehen foll; 

2. im Gebiete der Stadtgemeinde Trieft und ber oberwähnten 
außerftädtiichen Bezirke befindliche bewegliche fürperliche Sachen, deren 
gerichtliche Veräußerung gemäß 88 145 bis 148 und 8 269 des Tail. 
Pat. v. 9. Auguft 1854, RGB. Nr. 208, erfolgen ſoll, auf Erſuchen des 
Abhandiungsgerichtes oder des mit der Vornahme der Veräußerung be= 
trauten Gerichtäfommiflärg; 

3. gerichtlich gepfändete bewegliche Törperlihe Sachen, die zum 
Bmwede der Berfteigerung oder zum Bwede des Verlaufes aus freier 
Hand dem k.k. Bezirksgerichte in Bivilfachen Trieft überfendet werben 
(88 268 und 274 ED. und 85 390 und 393 GO.). 

8 4 wörtlich gleichlautend mit $ 4 der Verordnung für Wien. 


Verkauf in der gerihtlihen Auktionshalle. 


8 5. Ob der Verkauf in der gerichtlichen Auftionshalle vorzunehmen 
ift, entfcheidet da Erefutionsgericht (k. k. Bezirksgericht in Zivilfachen 
Trieſt, 88 272, Abſ. 1, 274 und 289 ED.). Der Verlauf Tann, abgejehen 
von der Ausnahme, die fid) aus den 82, 8.1, und 3, 8.2 ergibt, von 
Amts wegen oder auf Antrag angeordnet werben. 

In Unfehung von Wohnungseinrichtungs-Gegenftänden und fonftigen 
Sachen, deren Wert in keinem angemefjenen Verhältniffe zur Höhe der 
Koften Steht, die Durch den Transport diefer Gegenftände in die Aultions- 
halle und durch den etwaigen Rüdtrandport verurfacdht werben, darf der 
Berlauf in der Auftionshalle nur dann angeordnet werben, wenn ber 
Transport und Nücdtransport gelegentlih der Überführung anderer 
Gegenftände ohne oder mit geringfügigen Koften bewirkt werben fann 
(8 281 EO.). 

8 6 wörtlich gleichlautend mit 8 6 der Verordnung für Wien. 

8 7 wörtlicd) gleichlautend mit $ 6 der Verordnung für Graz. 
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Die BE 8 His 21 find im mejentlichen wörtlich gleichlautend den 
entſprechenden Baragraphen der Berorbnung für Wien, nur 8 16, Abſ. 4, 
Iautet wörtlich gleich 8 15, Abſ. 4, der Berordnung für Graz. 

8 33 wörtlich gleichlautend mit 3 22 der Verordnung für Krakau. 


Beginn ber Wirkſanmkeit. 
8 23. Die gerichtliche Auftionshalle in Trieft wird am 1. Juli 
1908 in Xrieft, Via della Sanità Nr. 6, eröffnet. 
Die Veftimmungen der gegenwärtigen Verordnung treten mit dem 
Tage ihrer Kundmadjung in Wirkfamteit. 


Bdg. des Juftizmin. v. 32. November 1899, IMVB. Nr. 48, 
betreffend die Geſchäftsführung in Der gerichtlichen Auktions⸗ 
Halle in Wien. 


Für die Geichäftsführung und den Gefchäftsbetrieb der mit IMV. 
v. 29. Dftober 1899, RGB. Nr. 217, errichteten gerichtlichen Auktions⸗ 
halle in Wien, IX. Adergafie Nr. ila, werden nachftehende Anordnungen 
getroffen: 

Beginn des Betriebe?. 

8 1. In der gerichtlichen Auktionshalle find vom 1. Dezember 1899 
ab gerichtliche Berfäufe vorzunehmen. 

Bon diefem Tage an Fünnen dafelbft auch gerichtlid) gepfändete Gegen- 
ftände in Verwahrung ($ 259 ED.) übernommen werden. 


Geſchäftszeit. 

8 2. Für den Geſchäftsbetrieb der Auktionshalle find nur die Werf- 
tage bejtimmt. Die Gefchäftsitunden umfallen die Zeit von 3 big 12 Uhr 
vormittags? und von 2 bis 8 Uhr nachmittag?. 

Die Übernahme von Gegenftänden zur Verwahrung kann auch an 
Sonn- und Feiertagen in ber Zeit zwifchen 9 Uhr vormittags und 1 Uhr 
nachmittags geichehen, wenn ſich die Verwahrung (8 259 EO.) an eine 
mit gerichtlicher Bewilligung an einem Sonn⸗ oder Feiertage vorgenommene 
gerichtliche Pfändung anſchließt oder wenn die Überbringung gepfändeter 
Gegenſtände mit Erlaubnis des Vorſtehers des Exekutionsgerichtes (8 30 
ED.) am Sonn⸗ oder geiertage erfolgt. 


Zeitpunkt für gerichtliche Verkäufe. 
8 3. Die gerichtlichen Verſteigerungen in der Auktionshalle find in 
Der Regel in der Zeit zwifchen 9 und 12 Uhr vormittags oder zwiſchen 
4 und 8 Uhr nachmittags vorzunehmen. 
Verkäufe aus freier Hand finden während der gleichen Stunden an 
jedem Werktage ftatt, jofern nicht der Bollftredungsbeamte der Auftions- 
Halle durch eine Verfteigerung in Anfpruch genommen ift. 


Befihtigung der Gegenftände in der Aultionshalle. 


8 4. Die zum Verkaufe beftimmten Gegenftände Tönnen in ber 
Auktionshalle an Werktagen von 9 big 12 Uhr vormittag® und von 4 bi? 
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8 Uhr nachmittags, fowie am Lerfteigerungstage vor Beginn der Ver— 
fteigerung befidhtigt werden. 


Transport und Nüdtransport. 


8 5. Tie zum Transport und Rüdiransport benötigten Transport⸗ 
mittel find beim Bollftredungsbeanten der Auktionshalle zu beftellen. Tie 
Beftellung liegt dem Bollftredungdorgane ob. 

Für Transporte, die am Vormittage ftattfinden follen, bat die Be— 
ftelung am Nachmittage des Vortages Tängftens bis 6 Uhr, für Trans⸗ 
porte aber, die am Nacmittage bewirkt werben follen, längftens biz 
10 Uhr vormittags desſelben Tages zu geichehen. 


Tarif jür TZransporifoften. 


8 6.* Die Transportkoften (Koften des Rüdtrausportes) werben 
zufolge de3 neuen mit dem Frächter der Staat3verwaltung abgeſchloſſenen 
Vertrages nachjtehend berechnet: 

1. Für einen zweilpännigen großen Möbelwagen nebft Kutſcher und 
zwei Radern (Tragkraft 85 Meterzentner) 16 K; 

2. für einen zweifpännigen Yeberftreifmwagen nebft Kuticher und einem 
Rader (Tragkraft 20 Meterzeniner) 11 K; 

3. für einen zweiſpännigen fteifen Streifinagen nebft Kutſcher ine 
zwei Badern (Traglraft 40 big 50 Meterzentner) 16 K; 

4. für cinen einfpännigen Streifwagen nebft Kutſcher und einem 
Packer (Tragkraft 10 Meterzeniner) 6 K; 

5. für einen Kaflatransportwagen nebft der jeweils erforderlichen 
Zahl von Badern 10 K; 

6. für einen Klaviertransportwagen nebft der jeweils erforderlichen 
Zahl von Badern 5 K. 

Dieſe Koftenjäge gelten für das ganze Gemeindegebiet von Wien; 
außer den angeführten Beträgen find Teinerlei Nebengebühren ober fonftige 
Zahlungen für den Transport (Rüdtransport) zu Teiften. 

Nach den angegebenen Eäben find auch die Koften für den Trans— 
port zu berechnen, falls nicht mehr als zwei Maflen in demfelben ober 
in einem angrenzenden Bezirke mittel3 eine Wagen? abgeholt oder dort- 
hin zurüdbeförbert werden. 

Unter den mehreren betreibenden Gläubigern find die Koften in 
folhem Falle nad) billigem Ermeſſen zu verteilen. 


Entjhädigung bei Widerruf eines Transportes. 


87 Wird ein für einen beftimmten Tag beftellter Transport 
in der Art widerrufen, daB der Frächter der Staatsverwaltung min- 
defteng 1! , Stunden vor der vom Gerichte beftimmten Zeit des Eintreffeng 


*) Geänderter Wortlaut zuiolge AMV. v. 22. Juni 1900, IMBB. 
Nr. 29. 
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des Wagen? an Ort und Stelle von dem Widerrufe Kenntnis erhält, fo 
ift nunmehr eine Entfchädigung nicht zu leiften. Von dem Wiberrufe ift 
dem Frächter der Staatsverwaltung ohne Aufſchub, allenfalls im Wege 
des Telephonvertehres, Nachricht zu geben. 

Für alle übrigen zwar beftellten, jedoch nicht im Sinne des vor- 
ftehenden Abſatzes rechtzeitig widerrufenen Transporte tjt dagegen als 
Entichädigung die volle Gebühr nad) 86 diefer Verordnung zu Ieiften, wobei 
es feinen Unterfchieb macht, ob der Wagen bereit an Ort und Stelle an⸗ 
gelangt oder gar nicht ausgefahren ift. Eine Höhere als die im 8 6 dieſer 
Berordnung beftimmte Tarifgebühr hat aber auch dann nicht einzutreten, 
wenn der Wagen zwar bereitö beladen war, jeboch vor der Abfahrt in- 
jolge Einftellung des Verkaufe oder der Exekution wieder abgeladen 
wurde und die Gegenftände in ihren früheren Aufbewahrungsort zurüd- 
geitelt werden mußten. 

Das Bollftredungsorgan hat Tängfteng eine Halbe Stunde nad Ein- 
treffen des Wagens mit dem Verladen beginnen zu laſſen oder big dahin 
den Wagen leer abzufertigen. Ein längeres Zuwarten infolge von Ein- 
ſtellungs⸗ oder a a u kann in keinem alle be⸗ 
gehrt werden. 


Transport für den Erſteher oder im Falle einer 
Verwahrung. 


8 8. Die Beſtimmungen ber 88 6 und 7 finden auch Anwendung, 
wenn der Erfteher oder Käufer eines in der Auktionshalle verkauften 
Gegenitandes oder ber betreibende Gläubiger, auf befien Antrag bie 
Gegenftände in Verwahrung der Auktionshalle (8 259 EI.) übernommen 
werden, fich ber Transportmittel des Prächterd der Staatsverwaltung 
bedienen. Für die Gefahr des Transporte biefer Gegenftände über- 
nimmt jedoch die Staatöverwaltung feine Haftung; außerdem hat der 
Erfteher (Käufer) die Zransportloften unmittelbar an den Frächter zu 
entrichten. 

Lagerzins. 

8 9. Der Lagerzins für Gegenſtände, die vom Erſteher oder Käufer 
nicht rechtzeitig übernommen werden, beträgt innerhalb der erjten acht 
Tage nad) der Berjteigerung für jeden Tag zwei Prozent bes für den 
Gegenstand erzielten Meiftbotes (Kaufpreifes), für jeden weiteren Tag 
fünf Prozent dieſes Meiftbotes (Kaufpreifes). 


Berwahrungsgebühren. 

810. Die Gebühren für Verwahrungen nad) 8 259 ED. betragen bis 
auf weiteres für jeden Monat der Verwahrung ein halbes Prozent vom 
Werte der eingelagerten Gegenftände. Ein angefangener Monat wird für 
voN gerechnet. 

Als Grundlage der Berechnung hat entweder der bereits ermittelte 
Schätzungswert oder in deflen Ermangelung derjenige Wert der Gegen⸗ 
ftände zu dienen, den das Vollftredungsorgan bei der Pfändungsvornahme 
ermittelt hat. 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 34 
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Führung der Geſchäfte ber Auktionshalle. 


8 11. Die Geſchäfte der Auktionshalle führt ein Bollftretungs- 
beamter bes k. k. Erelutiondgerichtes in Wien mit dem ihm zugewiefenen 
Hilfsperjonale. 

Bu feinen Obliegenheiten gehört insbefondere: 

3) die Übernahme der in die Auktionshalle überbrachten Gegenftänbe; 
diefe erfolgt auf Grund eines im doppelter Ausfertigung errichteten 
Übergabsverzeichniffes; 

b) die Eintragung der in die Auktionshalle überbrachten Gegenftände 
in ein Verzeichnis (Lagerbuch), und die Erhaltung der Überficht über 
die eingelagerten Gegenjtände; 

o) die Beranlaffung der Verficherung der Gegenftände gegen Feuersgefahr, 
fomwie die Beranftaltung von Vorkehrungen zum Schutze diefer Gegen- 
ftände gegen Beſchädigung, Verderben u. dgl.; 

d) die Sorge für eine zweckmäßige Aufftelung der Gegenftände; 

e) die Aufrechthaltung der Ordnung in der Auktionshalle; 

f) die Beftimmung der Termine für Verfteigerungen in der Auktions⸗ 
balle; 

g) die Bornahme der Berfteigerungen und freihändigen Berläufe in ber 
Auftionshalle ; 

h) die Beftellung der Transportmittel beim Frächter der Staatsverwal⸗ 
tung und die Veranlaffung der Einhebung der Transportloften und 
der Berwahrungsgebühren durch das Erelutionsgericht; 

j) die Ausftellung von Bezugdfcheinen an Erfteher oder Käufer, welche 
die gekauften Gegenftände nicht fofort übernehmen; 

X) die Burüditellung nicht verfaufter egenftände, fowie deren Ausfolgung 
an die hiezu berechtigten Berfonen; 

]) die Verrechnung der Transportloften mit dem Frächter der Staats⸗ 
verwaltung und Führung fonftiger Kaffe und Rechnungsgeſchäfte. 


Ausfolgung von Gegenständen. 


812, In die Auktionshalle überbrachte Gegenftände dürfen vor Vor⸗ 
nahme der Perfteigerung oder des Berlaufes nur an diejenigen Perjonen 
ausgefolgt werden, bie durch einen rechtäfräftigen Bejchluß des Exekutions⸗ 
gerichtes zu deren Empfangnahme berechtigt erflärt werden. 


Geldempfang. 


8 18. Die Transportlojten, fowie die Berwahrungsgebühren können 
entiweber in der Auftionshalle oder an das Geldbuch des Exekutions⸗ 
gerichtes in Wien gezahlt werden. In der Auftionshalle ift Iediglich der 
Bollftredungsbeamte der Auktionshalle zum Geldempfange berechtigt. 


Gormularien. 
814. Für die Anordnung von Berfäufen in der Auktionshalle werben 
folgende neue Formularten eingeführt: 
Auftionshallen-Formular A. Bewilligung des Verkaufes beweglicher 





Geſchäftsführung der Auktionshalle in Prag. 531 


Sachen durch Berfteigerung und allenfall3 Verlauf aus freier Hand in der 
gerichtlichen Auftionshalle, 83 264 und 274 ED.; 

B. Bewilligung des Verlaufes beweglicher Sachen in ber gerichtlichen 
Auftionshalle mit beſchränktem Beitritte zu einem bafeldft ſchon einge» 
leiteten Berfaufsverfahren, 88 264 und 267 ED.; 

C. Bewilligung des Verlaufes beweglicher Sachen mit befchränttem 
Beitritte zu einem ſchon eingeleiteten in der gerichtlichen Auktionshalle 
ftattfindenden Berlaufsverfahren, 88 264 und 267 ED.; 

D. Bewilligung des Verkaufes beweglicher Sachen in der gerichtlichen 
Auktionshalle mit beſchränktem Veitritte zu einem außerhalb der Auftiong- 
halle ftattfindenden Verkaufsverfahreu, 38 264 und 267 ED. 

E. Beitritt zu einem in ber gerichtlichen Auktionshalle eingeleiteten 
Berlaufsverfahren über bewegliche Sachen, 8 267 ED. 

Diefe Formularien find in Drud zu legen und bei dem Exekutions⸗ 
gerichte in Wien von den fonftigen Formularien abgefondert zu ver- 
wahren. 


Bdg. des Juftizmin. vd. 27. Dezember 1899, IMVB. Nr. 59, 
betreffend die Gefgäftstführung in Der gerichtlichen Auktions⸗ 
Halle in Prag. 

881 Hi3 5 Tauten im mefentlichen gleich den 88 1 bis 5 der Ber- 
ordnung für die Aultionshalle in Wien. 


Tarif für Transportkoften. 


8 6. Die Koften für den Transport der in der Auftionshalle zu 
veräußernden Gegenjtände und deren allfälligen Rüdtransport werben ' 
einweilen wie folgt berechnet: 

1. Für einen zweifpännigen Möbelwagen nebft Kutfcher und einem 
Pader (Tragkraft 35 bis 40 Meterzentner) 8 K; 

2. für einen zweifpännigen Federſtreifwagen nebft Rutfcher und einem 
Bader (Tragkraft 20 Meterzentner) 6 K; 

3. für einen einipännigen Yederftreifwagen nebjt Kutſcher und einem 
Bader (Tragkraft 12 Meterzentner) 4 K; 

4. für ben Transport einzelner Pfanditüde nad} Gewicht pro 
100 kg 40 h. 

Diefe Koſtenſätze gelten für Dad ganze Gebiet der Töniglichen Haupt- 
ftadt Brag; außer den angeführten Beträgen find keinerlei Nebengebühren 
oder fonftige Zahlungen für den Transport (Rüdtranzport) zu leiſten. 

Nach den angegebenen Sätzen find aud) die Koſten für den Transport 
zu beredinen, falls nicht mehr als zwei Maffen in demfelbden oder in 
einem angrenzenden Bezirke mittel? eines Wagen? abgeholt oder dorthin 
zurückbefördert werden. 

Unter ben mehreren betreibenden Gläubigern find die Kojten in folchem 
Falle nad) billigem Ermefien zu verteilen. 

87. Wird ein für einen beitimmten Tag bejtellter Transport erft 
nad) 8 Uhr abends bed Bortages oder am Tage des geplanten Trandportes 
felbft widerrufen, fo tft eine Entichädigung au leiften. Dieſe beträgt, wenn 
der Transport widerrufen wurde, bevor der Wagen audgefahren tft, oder 


34* 
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wenn ber zur Abholung ber Gegenftände ſchon abgefandte Wagen auf 
dem Hin- und Rückwege nicht mehr als zwei Stunden zubrachte, die 
Hälfte der tarifmäßigen Transportloften. 

Sofern zur Hin- und NRüdfahrt mehr als zwei Stunden benötigt 
wurden, find zwei Drittel des Tarifſatzes als Entihädigung zu vergüten. 


Transport für den Erfteher ober im Falle einer 
Verwahrung. 

8 8. Wenn der Erfteher oder Käufer eines in der Aultionshalle ver- 
Lauften Gegenjtandes oder der betreibende Gläubiger, auf defien Antrag 
die Gegenftände in Berwahrung der Auktionshalle (3259 ED.) übernommen 
werden, fich der Transportmittel des Frächterd der Staatöverwaltung be» 
dienen, werden die Trandportkoften, wie folgt, berechnet: 

1. Für einen zweilpännigen Möbelwagen nebft Ruticher und einem 
Bader (Tragkraft 85 big 40 Meterzentner) 10 K; 

2. für einen zweilpännigen Federſtreifwagen nebit Kutfcher und einem 
Bader (Tragkraft 20 Meterzentner) 8 K; 

3. für einen einfpännigen eberftreifmagen nebft Kutſcher und einem 
Bader (Tragkraft 13 Meterzentner) 6 K; 

4. für den Transport einzelner Bfandftüde nach Gewicht pro 100 kg 
50 h. 

Für die Gefahr des Transportes dieſer Gegenitände übernimmt jedoch 
die Staatsverwaltung keine Haftnng; außerdem hat der Erfteher (Käufer) 
die Transportloften unmittelbar an den Frächter zu entrichten. 

Die Beftimmungen des 8 7 der gegenwärtigen Berordnung finden 
aud in diefem Falle Anwendung. 

88 9 und 10 gleichlautend mit 88 9 und 10 der Berorbnung für bie 
Auktionshalle in Wien. 


Sührung ber Gefhäfte der Auktionshalle. 


8 11. Die Geſchäfte der Auktionshalle find von einem Kanzlei⸗ oder 
Bollftredungsbeamten mit dem nötigen Hilfsperfonale zu führen. 
Bu feinen Obliegenheiten gehört insbeſondere: 

a) die Übernahme der in bie Auktionshalle überbrachten Gegenſtände; 
dieje erfolgt auf Grund des Pfänbungsprotofolles; 

b) die Eintragung der in die Auftionshalle überbrachten Gegenftände 
in ein Verzeichnis (Lagerbuch), und die Erhaltung der Überficht über 
die eingelagerten Gegenftände; 

c) die Beranftaltung von Vorkehrungen zum Schuße dieſer Gegenftände 
gegen Beichädigung, Verderben u. dgl.; 

d) die Sorge für eine zwedmäßige Aufftellung derſelben; 

e) die Aufrechthaltung der Ordnung in der Auktionshalle; 

f) die Bornahme der Berfteigerungen und freihändigen — in der 
Auktionshalle; 

8) die Beſtellung der Transportmittel bei dem Frachter der Staats⸗ 
verwaltung; 

h) die Ausſtellung von Bezugsſcheinen an Erſteher oder Käufer, welche 
die gefauften Gegenftände nicht fofort übernehmen; 
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i) die Zurückſtellung nicht verlaufter Gegenftände, ſowie deren Aus 
folgung an die Hiezu berechtigten Perſonen. 


Sonftige Gefhäftsjührung. 

8 12. Die fonftigen mit dem Betriebe der Auktionshalle verbun- 
denen Geſchäfte hat das Exekutionsgericht felbft zu bejorgen. Hiezu ge» 
hört insbeſondere: 

1. die Sorge für die jeweilige Verficherung der in die Auktionshalle 
überbrachten Gegenftände gegen Heuerögefahr; 

2. die Beftimmung ber Termine für Verfteigerungen in der Auktions⸗ 
halle durch daB hiezu beſtimmte Bollftredungsorgan ; 

8. die Einhebung der Transportkoſten und Berwahrungdgebühren ; 

4. die Berrechnung der Transportkoſten mit dem Frächter der Staats⸗ 
verwaltung und Führung fonftiger Kafla- und Rechnungsgeſchäfte. 

& 18 gleichlautend mit 8 12 der Verordnung für die Auftionshalle 
in Bien. 

Geldempfang. 

8 14: Der Beamie der Autktionshalle tft lediglich zur Empfang- 
nahme der Meiftbote für verfteigerte Gegenftände und Erlöfe für frei- 
händig verfaufte Gegenftände berechtigt. 

Die Transportloften, fowie die Verwahrungsgebühren und Lager- 
zinfe find ausſchließlich an den Geldbuchführer des Exekutionsgerichtes 
au bezahlen. 

8 15 gleichlautend mit 8 14 ber Berorbnung für bie Aultionshalle 
in Wien, doch fehlt der IR Abſatz des 8 14 der anne Ver⸗ 
ordnung. 


Bdg. des Juftizm inifteriums vom 10. Mai 190, IMBB. 
Nr. 25, betreifend die Seſchaftsfů hruns der gerichtlichen 
Auttionspalle in Brünn. 

Für die Gefchäftsführung und den Geichäftsbetrieb der mit IMVB. 
v. 7. Mat 1900, RGB. Nr: 82, errichteten gerichtlichen Auktionshalle in 


: Brünn, Salzamtsgafje Nr.2a, werden nachitehende Anordnungen getroffen: 


Begiun des Betriebes. 
8 1. In der gerichtlichen Auktionshalle find vom 1. Juni 1900 ab 
gerichtliche Verkäufe vorzunehmen. 
Bon dieſem Tage an können daſelbſt auch gerichtlich gepfändete Gegen=- 


ſtände in Verwahrung (8 359 ED ) übernommen werben. 


Geſchäftszeit. 
82, Für den Geſchäftsbetrieb der Auktionshalle find nur die Werk⸗ 
tage beſtimmt. 
Die Geſchäftsſtunden umfaſſen die Zeit von 8 bis 12 uhr vormittags 
und von 2 bis 6 Uhr, an Samstagen von 2 bis 7 Uhr nachmittags. 
Die Übernahme von Gegenftänden zur Verwahrung kann. auch au 


Sonn⸗ und Feiertagen in der Zeit zwiſchen 9 bis 11 Uhr vormittags ge⸗ 
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fhehen, wenn fi) die Verwahrung (8 259 ED.) an eine mit gerichtlicher 
Bewilligung an einem Sonn- ober Feiertage vorgenommene gerichtliche 
Pfändung anichließt oder wenn bie Überbringung gepfänbeter Gegenftände 
mit Erlaubnis des Vorſtehers ber Exekutionsgerichtes — 80 ED.) am 
‚Sonn« ober Feiertage erfolgt. 


Zeitpunkt für gerichtliche Verkäufe. 
8 3. Die gerichtlichen Verſteigerungen in ber Auktionshalle find in 
der Regel in ber Zeit zwiſchen 9 und 12 Uhr vormittags ober zwiſchen 4 
und 6 Uhr, an Samstagen bis 7 Uhr nachmittags vorzunehmen. 
Verkäufe aus freier Hand finden während ber gleihen Stunden an 
jedem Werktage ftatt, fofern nicht der Bollftredungsbeamte ber Auktions⸗ 
halle durch eine Berfteigerung in Anſpruch genommen ift. - 


Befihtigung der Gegenftände in der Auftionshalle. 

8 4. Die zum Berlaufe beftimmten Segenftände können in der Auk⸗ 
tionshalle an Werktagen von 9 bis 12 Uhr vormittags und von 2 bis 
6 Uhr nachmittags, ſowie am Verfteigerungstage vor Beginn der Ber- 
fteigerung befichtigt werben. 


Transport und Rüdtranzport. 
85 wörtlich gleichlautend dem 8 5 ber Verordnung für die Auktions⸗ 
balle in Wien. 


Tarif für Transportkoſten. 


8 6. Die Transportkoſten (Koften bes Rüdtransportes) werben zu⸗ 
folge bes mit dem Frächter der Staatdverwaltung abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trages einftweilen, wie folgt, berechnet: 

1. für einen zweiſpännigen — nebſt Kutfcher und 2 Badern 
(Tragkraft 25 Meterzentner) 12 K 

3. für einen zweilpännigen Federſtreifwagen nebſt Kutſcher und 
1 Bader (Tragkraft 20 Meterzentner) 8 K; 

8. für einen zweiſpännigen fteifen Streifwagen nebft Kutfcher und 
2 Badern (Tragkraft 40 bi8 50 Meterzentner) 12 K; 

4. für einen einfpännigen Wagen nebft Kutfcher und 1 Bader (Trag⸗ 
kraft 10 Meterzentner) 4 K. 

Dieſe Koftenfäbe gelten für das ganze Semeinbegebiet von Brünn, 

Karthaus-Königsfeld, Huſſowitz, Schimitz, Zulienfeld, Czernowitz, Kumro- 
wis, Steinmühle und Sebrowitz; außer den angeführten Beträgen find 
teinerlei Nebengebühren oder fonftige Zahlungen für den Transport (Rück⸗ 
transport) zu leiften. 
- . Nad) den angegebenen Sägen find auch bie Koften für den Trand- 
port zu berechnen, fall nicht mehr als zwei Maſſen mit einem Wagen 
abzuholen oder zurüdzuftellen find und die Entfernung von einem zum 
anderen Verladungsorte nicht über eine Stunde Fahrzeit beträgt. 

Unter den mehreren betreibenden Bläubigern find die Koften in ſeichen 
Falle nach billigem Ermeſſen zu verteilen. 
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Entjhädigung bei Widerruf eines Transportes. 


87. Für beftellte, aber nicht durchgeführte Transporte ift dem 
Frächter der Staatöverwaltung eine Entfhädigung zu Ieiften, wenn bie 
Beſtellung erit nah 8 Uhr abend? des Bortages oder an dem für den 
Transport beftimmten Bormittage und hinſichtlich des nachmittags zu 
leiftenden Transportes an diefem Nachmittage widerrufen wirb. 

Die Entihädigung beträgt, wenn der Transport widerrufen wurde, 
bevor der [Wagen ausgefahren ift, ober wenn ber zur Abholung ber 
Gegenftände ſchon abgejendete Wageı auf dem Hin- und Rückwege nicht 
mehr als zwei Stunden zubradte, die Hälfte der tarifmäßigen Transport 
koſten. Sofern zur Hin- und Rüdjahrt mehr als zwei Stunden benötigt 
wurden, find zwei Drittel des Tariffabes als Entſchädigung zu vergäten. 

Die 88 8 bis 14 ftimmen im mefentlichen überein mit 88 8 big 14 
der Verordnung für die Aultionshalle in Wien. 


Bng. des Juftizminifteriumg vom 24. April 1901, IMmVB. 
Nr. 11, betreffend die Geſchäftsführnug Der gerichtlichen 
Auttioushalle in Gras. 

Für die Geihältsführung und den Gejchäftsbetrieh der mit IMV. 
v. 24. April 1901, RGB. Nr. 42, errichteten gerichtlichen Auktionshalle 
in Graz, Bürgergafjie 2 (Alte Univerfität), werden nachitehende Anord⸗ 
nungen getroffen. 

8 1. In der gerichtlichen Auktionshalle find vom 15. Mai 1901 an 
gerichtliche Berläufe vorzunehmen. 

Bon dicſem Tage an können daſelbſt aud) gerichtlich gepfändete 
Gegenftände in Verwahrung (8.259 ED.) übernommen werben. 

8 2. Für den Gefchäftäbetrieb der Auktionshalle find nur die Werk⸗ 
tage beftimmt. 

Tie Gefchäftsfiunden umfaflen die Zeit von 8 big 12 Uhr vormittags 
und von 2 bis 6 Uhr, an Samstagen von 3 bis 8 Uhr nachmittags. 

Die Übernahme von Gegenftänden zur Berwahrung kann aud an 
Sonn- und Feiertagen in ber Zeit zwiſchen 9 bis 11 Uhr vormittags 
geicheden, wenn ſich die Verwahrung (8 259 ED.) an eine mit gericht» 
licher Bewilligung an einem Sonn⸗ oder Feiertage vorgenommene, ge- 
tichtlihe Pfändung anſchließt oder wenn die Überbringung gepfändeter 
Gegenftande mit Erlaubnis des Vorſtehers des Exekutionsgerichtes ($ 39 
ED.) am Sonn= oder Feiertage erfolgt. 

8 3. Die gerichtlichen Verfteigerungen in der Aultionshalle find in 
der Regel in der Zeit zwiſchen 9 und 12 Uhr vormittags oder zwiſchen 
4 und 6 Uhr, an Samdtagen zwilchen 4 und 8 Uhr nachmittags vor⸗ 
zunehmen. 

Berläufe aus freier Hand finden während der gleichen Stunden an 
jedem Werktage ftatt, fofern nicht der Beamte der Auktionshalle durch 
eine Berfteigerung in Aniprud) genommen tft. 

8 4. Die zum Berlaufe beftimmten Gegenftände können in ber 
Auktionshalle an Werktagen mährend ber Geichäftsftunden und ing- 


- 
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befondere auch am KBerfteigerungstage vor Beginn der Verſteigernug 
befichtigt werben. 

8 5. Die Beiftellung der zu einem Transporte benötigten Transport⸗ 
mittel wird auf Erfuchen des abgeorbneten VBollftredungsorganes oder bes 
Bolftrelungsbeamten der Exekutionsabteilung vom Beamten ber Halle 
durch Beitellung beim Frächter veranlaßt. 

Dieſe Beitellung hat für Transporte, bie vormittags ftattfinden follen, 
bis laͤngſtens nachmittags 6 Uhr des Vortaged zu geichehen und für 
Transporte, die nachmittags ftattfinden follen, bis längſtens 10 Uhr vor- 
mittags besfelben Tages. 

8 6. Die Transportkoften (Koften des Rüdtransportes) werden zu⸗ 
folge des mit dem Frächter der Staatsverwaltung abgefchlofienen Ber- 
trages bis auf weiteres nach folgenden Tarifen berechnet: 


Tarif I, gültig für das ganze Stadtgebiet. 


1. Für einen zweifpännigen Plachenmöbelwagen famt Kutfcher und 
" zwei Badern 12 K; 

2. für einen zweilpännigen Patentmöbelmagen famt Kuticher und 
zwei Badern 14 K; 

8. für einen zweifpännigen Feberftreifivagen famt Kutfcher und zwei 
Padern 8K; 

4. für einen zweilpännigen fteifen Streifmagen ſamt Kutfcher und 
zwei Badern 12 K: 

5. für einen einfpännigen Streifwagen ſamt Kuticher und zwei 
Badern 4 K; 

6. für einen Klaviertransport famt Kuticher und drei Badern 6 K; 

7. für einen Raflatransport famt den hiezu nötigen Padern, ic nad) 
der Größe der Kafla und zwar für Kafien Nr. 0 big Nr. 2 je 8 K; für 
Kaflen Nr. 3 und Nr. 4 je 16 K; für Kaffen von Nr. 4 aufwärts ein⸗ 
ſchließlich CHiffonier-Raffenfchränte bi8 zum Gewichte "von 1500 kg 

je 40 K. 

Bon Nr. 4 angefangen einſchließlich Chiffonier-Kaſſen iſt bei frei- 
tragenden Stiegen die Pölzung durch einen Zimmermeifter zu beforgen 
und nach den jeweiligen Koften und der Originalrechnung besjelben 
gefondert zu vergüten. 

8. Für einen Handwagen 2 K. 

Für Transporte vom und auf den Roſenberg ift, fall ein Borjpann 
erforderlich ift, hiefür eine Sondergebühr zu entridten und zwar für 
einen zweilpännigen Vorſpann 10 K: für einen einfpännigen Vor⸗ 
ſpann 6 K. 


Tarif II, gültig für Transporte vonund zu den Ortfchaiten 
Göſting (famt Augaffe), Algersporf, BPuntigam, Liebenau, 
St. Beter, Waltendorf und Anpdrip. 


1. Für einen zweiſpännigen Möbelmagen famt Kutſcher und zwei 
Padern 18 K; 

2. für einen zweifpänninen Patentmöbelwagen ſamt Kuljcher und 
wei Badern 20 K; 
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8. für einen zweilpännigen Federſtreifwagen ſamt Kuticher und zwei 
Badern 14 K; 

4. für einen zweifpännigen fteifen Streifmagen famt Kuticher und 
zwei Padern 18 K; 

5. für einen einfpännigen Streifwagen ſamt Kutfcher und einem 
Bader 7” K; 

6. für einen Klaviertransport famt Kutſcher und drei Badern 9 K; 

7. für einen Rafjentranaport je nach Größe der Kaſſen und zwar 
für Kaſſen Nr. 0 bis Nr. 2 je 14 K; für Kaffen Nr. 3 und Nr. 4 je 
22 K; für Kaffen von Nr. 4 aufwärts einſchließlich der Chiffonier⸗Kaſſen⸗ 
ſchrantke bis zum Gewichte von 1500 kg je 46 K. 

Die gefonderte Vergütung für die notwendige Pölzung einer frei⸗ 
tragenden Stiege (Tarif I, 7) iſt auch hier zu leiſten. 

8. Für einen Handwagen 3K 

Der Tarif I gilt auch für Sammelfuhren, falls nicht mehr als zwei 
Maſſen mit einem Wagen zu transportieren find und ber durch die Zu⸗ 
ſammenfaſſung verurfacdhte Umweg nicht mehr als eine halbe Weg⸗ 
ftunde beträgt. 

Wenn der Transport auf Einfchreiten mehrerer betreibender Gläu- 
biger ftattfindet, find die Koften unter fie nad) billigem Ermeſſen zu 
- verteilen. 

8 7. Für beftellte aber nicht vorgenommene Transporte ift eine Ver⸗ 
gütung nur dann zu leiften, wenn der Widerruf nicht rechtzeitig erfolgt 
ift. Als rechtzeitig gilt der Widerruf, wenn er für Vormittagsfuhren 
bis 8 Uhr abends des Bortages und für Nachmittagsfuhren big 12 Uhr 
mittags desfelben Tages vorgenommen wird. 

Unter der Borausfegung, daß demnach eine Bergütung zu leiften ift, 
beträgt fie 

1. falls der Widerruf noch vor Abgang der Yuhr von der Remife 
des Frächters eintrifft, 50 Prozent des tarifmäßigen Breifes; 

2. falls der Widerruf zwar erit nad) Abgang der Yuhr aber noch 
vor dem Beginn der Berladung an Ort und Stelle dort eintrifft, 75 Pro⸗ 
zent des tarifmäßigen Preifes; 

3. falls der Widerruf erft nad) dem Beginne der Berladung an Ort 
und Stelle dort eintrifft, oder fal3 dort auf Weifung bes Vollitredungs- 
organes bis zum Beginne der Verladung mehr als eine Stunde gewartet 
werden muß, ift der volle tarifmäßige Preis zu zahlen, wenngleid, mit 

ber Berladung gar nicht begonnen wird. 

In den Fällen 2 und 3 find bie für die Höhe der Entlohnung maß- 
gebenden tatjächlichen Umstände und die Beit der Entlafjung des Fuhr⸗ 
werles vom Bollitredungsorgane auf der Rüdfeite des Beſtellſcheines zu 

„beitätigen. 

8 8. Die Beftimmungen des 8 6 und der zwei erſten Abſätze des 
8 7 finden auch Anwendung, wenn der Erſteher oder Käufer eines in der 
Auktionshalle. verkauften Gegenitandes oder der betreibende Gläubiger, 
auf defien Antrag die Gegenftände in Verwahrung der Auftionshalle 

(8 259 ED.) übernommen werden, fich der Transportmittel des Frächters 
Der Staatsverwaltung bedienen, oder wenn Gegenjtände zum Behuſe der 
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freiwilligen Berfteigerung durch den Frächter ber Staatsverwaltung in 
die Auttionshalle geichafft werden. Für bie Gefahr des Transportes 
Diefer Gegenftände übernimmt jebod) die Staatöverwaltung Teine Haftung. 
Der Erfteher (Käufer) oder Gerichtskommiſſär hat die Transportloften 
unmittelbar an ben rächter zu entrichten. 

Die 88 9 His 11 ftimmen im weſentlichen überein mit den 88 9 bis 
11 der Berorbnung für die Auftionshalle in Wien. 

8 12. In die Auftionshalle überbrachte Segenftände bürfen vor 
Bornahme der Berfteigerung ober de Berlaufes nur an diejenigen Per⸗ 
fonen ausgefolgt werben, die durch einen Beſchluß des k. k. Bezirke⸗ 
gerichtes Graz zu deren Empfangnahme berechtigt erklärt werben. 

8 18. Die Transportkoſten, fowie die Berwahrungsgebühren können 
entweder in ber Auktionshalle oder an das Geldbuch des T. k. Bezirks⸗ 
gerichte8 Graz gezahlt werben. In der Auftionshalle ift lediglich ber 
Beamte der Auktionshalle zum Geldempfange berechtigt. 

8 14. Für die Anorbnung von Berfäufen in der Auktionshalle 
werben folgende neue Formularien (Auftionshallenformulare) eingefährt: 

A. Bewilligung des Verkaufes beweglicher Sachen durch Verfteige- 
rung und allfälligen Berfauf aus freier Hand in der gerichtlichen Aul- 
tionshalle (88 264, 274 und 280 ED.). 

B. Bewilligung des Berlaufes beweglicher Sachen durch. Verfteige- 
rung und allfälligen Verlauf aus freier Hand in ber gerichtlichen Auk⸗ 
tionshalle mit beſchraͤnktem Beitritte zu einem bafelbit fchon eingeleiteten 
Berlaufsverfahren (88 264, 274, 280 unb 267 ED.). 

C. Bewilligung des Verkaufes beweglicher Sachen durch Berfteige- 
rung mit beſchränktem Beitritte zu einem in ber gerichtlichen Auktions⸗ 
halle ſchon anhängigen Verfteigerungsverfahren (88 264, 374 und 267 ED.). 

D. Bewilligung des Verkaufes beweglicher Sachen in der gerichtlichen 
Auktionshalle mit beichränttem Beitritte zu einem außerhalb ber Auktions⸗ 
halle ftattfindenden Verfteigerungsverfahren (88 264, 274 und 267 ED.). 

E. Bewilligung des Verkaufes beweglicher Sachen durch Berfteigerung 
mit Beitritt zu einem in ber gerichtlichen Auktionshalle Schon anhängigen 
Berfteigerungsverfahren (8 267 EO.). 

Diefe Yormularien find in Drud zu legen und abgefondert von den 
fonftigen Formularien zu verwahren. 


Vdog. des AJuftizminifteriums vom 10. Dezember 1902, 
IMBB. Nr. 54, betreffend Die Gefhäftsführung Der gericht⸗ 
lichen Auktionshalle in Krakau. 

Für die Geichäftsführung und ben Geichäftsbetrieb ber mit FJMEB. 
dv. 10. Tez. 1902, RGB. Nr. 228, errichteten gerichtlichen Auktionshalle 
in Kralau, St. Johannesgaſſe Nr. 3, werden nachftehende Anordnungen 
getroffen: 

Beginn des Betriebes. 

8 1. In der gerichtlichen Auktionshalle find vom 1. Jänner 1908 
ab gerichtliche Verfäufe vorzunehmen. 

Bon diefem Tage an können bafelbft auch gerichtlich gepfänbeie 
Gegenftände in Verwahrung (8 259 ED.) übernommen werben. 
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Geſchäftszeit. 

8 2. Für den Geſchaͤftsbetrieb der Auktionshalle find nur die Werk⸗ 
tage beftimmt. 

Die Gefchäftsftunden umfaflen die Zeit von 8 bis 12 Uhr vormittags 
und von 2 bis 6 Uhr, an Samstagen von 2 bis 7 Uhr nachmittags. 

Die Üdernahme von Gegenftänden zur Berwahrung Tann auch an 
Sonn- und Feiertagen in der Zeit zwifchen 8 bis 10 Uhr vormittags ge- 
fchehen, wenn fid) die Verwahrung ı$ 259 ED.) an eine mit gerichtlicher 
Bewilligung an einem Sonn⸗ oder Feiertag vorgenommene gerichtliche 
Pfändung anfchließt, oder wenn die Überbringung ‚gepfändeter Gegen- 
ftände mit Erlaubnis des Vorftehers des Bezirksgerichtes (8 80 ED.) am 
Sonn- oder Feiertage erfolgt. 


Beitpunft für gerichtliche Verkäufe. 

88, Die gerichtlichen Verfteigerungen in der Auktionshalle find in 
der Regel in der Beit zwiſchen 9 und 12 Uhr vormittags oder zwiſchen 
4 und 6 Uhr, an Samstagen bis 7 Uhr nachmittags vorzunehmen. 

Verkäufe aus freier Hand finden während der gleichen Stunden an 
jedem Werktage ftatt, fofern nicht ber Beamte der Auftionshalle durch 
eine Berfteigerung in Anſpruch genommen ift. 

8 4 wörtlich gleichlautend dem 8 4 der Verordnung für die Aultionz- 
halle in Brünn. 

8 5 wörtlich gleichlautend dem 8 5 der Verordnung für die Auftiong= 
halle in Wien. 


Tarif für Transporttoften. 
8 6. Die Transportloften (Koften des Rücktransportes) werben zu> 
folge de3 mit dem Frächter der Staatöverwaltung abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trages bi3 auf weiteres nach folgenden Tarifen berechnet: 


Tarif I, gültig für das ganze Stadtgebiet Kralau. 
1. Für einen zweilpännigen Plahenmöbelwagen famt Kuticher und 
zwei Badern 12 K; 

2. für einen zweilpännigen Patentmöbelwagen famt Kutfher und. 
zwei PBadern 14 K; 

3. für einen zweifpännigen eberftreifwagen ſamt Kutfcher und zwei 
Badern 8 K; 

4. für einen zweifpännigen fteifen Streifwagen famt Kutfcher und 
zwei Badern 12 K; 

5. für einen einfpännigen Streifmagen famt Kutfcher und zwei 
Badern 4 K; 

6. für einen Klaviertransport famt Kutſcher und drei Badern 6 K; 

7. für einen Kaſſatransport ſamt den hiezu nötigen Badern, je nad) 
der Größe der Kaſſa und zwar für Kaflen Nr. 0 bis Nr. 2 je 8 K; für 
Kaflen Nr. 8 und Nr. 4 je 16 K; für Kaflen von Nr. 4 aufwärts 
einſchließlich Chiffonier-Kafienfchränten bi zum Gewichte von 1500 kg 
je 40 K. 

Bon Nr. 4 angefangen einfchließlih EChiffonier-Kaflen ift bei frei⸗ 
tragenden Stiegen bie Pölzung durch einen Bimmermeifter zu bejorgem 
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und nad) den jeweiligen Koften und ber Originalrechnung besfelben ge- 
fondert zu vergüten. 
8. Für einen Handwagen famt einem Bader 2 K. 


Tarif II, gültig für Transporte von und zu den Ortichaften 

Grzegörzti, Börmfie zwierzyniedie, Bwierzyniec, Czarna 

wies, Nowa wies, Kobzöw, Kromwodrza, Bradnit czerwony 
und PBradnitl biaty: 

1. Für einen zweifpännigen Möbelmagen famt Kutfcher und zwei 
Badern 18 K; 

3. file einen zweifpännigen Patentmöbelwagen ſamt Kutfcher und 

: zwei Badern 20 K; 

3, für einen zweifpännigen Feberftretfmwagen famt Kutfcher und zwei 
Badern 14 K; 

4. für einen zweilpännigen fteifen Streifwagen ſamt Kutfcher und 
zwei Badern 18 K; j 

5. für einen einfpännigen Streifwagen ſamt Kutſcher und einem 
Bader 7” K; 

6. für einen Klaviertransport famt Kutſcher und drei Badern 9 K; 

7. für einen Kaſſatransport je nach der Größe der Kaſſen und zwar 
für Kaflen Nr. 0 bis Nr. 2 je 14 K; für Kaſſen Nr. 8 und Wr. 4 je 
22 K; für Kaflen von Nr. 4 aufwärts einſchließlich der Ehiffonier-Kaffen- 
jchränte bis zum Gewichte von 1500 kg je 46 K. 

Die gefonderte Vergütung für die notwendige Bölzung einer frei- 
tragenden Stiege (Tarif I, 7) ift auch Hier zu leiften. 

8. Für einen Handwagen famt einem Bader 3 K. 

Die Maut» und Berzehrungsfteuergebühren find dem Frächter 
gefondert zu erfeßen. 

Nach den angegebenen Säben find aud) die Koften für ben Transport 
zu berechnen, fall nicht mehr als zwei Mafien mit einem Wagen abzu- 
holen oder zurüdzuftellen find, und die Entfernung von einem zum 
anderen Verladungsorte nicht über eine halbe Stunde Fahrzeit beträgt. 

Unter den mehreren betreibenden Gläubigern find die Koften in 
folhem Falle nach billigem Ernieffen zu verteilen. 


Entfhädigung bei Widerruf eines Transporte. 

87. Für beftellte, aber nicht durchgeführte Transporte ift Dem 
Frächter der Staatdverwaltung eine Entihädigung nur dann zu leiften, 
wenn ber Widerruf nicht rechtzeitig erfolgt ift. Als rechtzeitig gilt der 
Widerruf, wenn er für VBormittagsfuhren bis 7 Uhr abends des Bortages 
und für Nachmittagsfuhren bis 12 Uhr mittags desſelben Tages: vorge- 
nommen wird. 

Unter der Borausfegung, daß demnad) eine Vergütung zu leiften 
ift, beträgt fie: 

1. fall der Widerruf nod) vor Abgang des Wagens von der Remife 
des Fraͤchters eintrifft, 40 Prozent des tarifmäßigen Preiſes; 

2. falls der Widerruf zwar erft nad) Abgang des Wagen?, aber nod) 
vor dem Beginn der Berladung an Ort und Stelle dort eintrifft, 60 Pro⸗ 
‚zent des tariimäßigen Preiſes; 


wu 
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3. falls der Widerruf erft nad dem Beginne der VBerladung an Ort 
und Stelle dort eintrifft, oder falls dort auf Weiſung des Bollftredungs- 
organes bis zum Beginne der Berladung mehr als eine Stunde gewartet 
werden muß, 80 Brozent des tarifmäßigen Preiſes, wenngleid mit der 
Berladung gar nicht begonnen wird. 

In diefen Fällen find die für die Höhe der Entlohnung maßgebenden 
tatfählihen Umftände und die Zeit der Entlafjung des Fuhrwerkes vom 
Vollſtreckungsorgane auf der Rückſeite des Beitellicheines zu beftätigen. 

8 8 wörtlich gleichlautend dem $ 8 der Berorbnung für die Aultions⸗ 
halle in Graz. 

Die 88 9 His 11 ftimmen im mwefentlichen überein mit den 889 big 
11 der Verordnung für die Auktionshalle in Wien. 


Ausfolgung von Gegenftänden. 

8 1%. Im ıdie Aultionzhalle überbrachte Gegenftände dürfen vor 
Bornahme der Berfteigerung oder des Verkaufes nur an diejenigen Per- 
fonen ausgefolgt werben, die durch einen redhtöfräftigen Beſchluß des 
t. k. Bezirkögerichtes in Bipilfachen Krakau zu deren Empfangnahme be= . 
techtigt erflärt werden. 

Geldempfang. 

8 13. Die Transportkoſten, ſowie die Verwahrungsgebühren und 
Lagerzinſe lönnen entweder in der Aultionshalle oder an das Geldbuch 
des k. T. Bezirkägerichtes in Zivilfachen Krakau gezahlt werden. 

In der Auftionshalle ift lediglich der Beamte der Aultionshalle zum 
Geldempfange berechtigt. 

Sormularien. 

814. Für die Anordnung von Verkäuſen in der Auftionshalle 
werden folgende neue Formularien eingeführt: 

Auftionshallenformular A. Bewilligung des Verkaufes beweglicher 
Sachen durch Berfteigerung und allenfall3 Verkauf aus freier Hand in 
der gerichtlichen Auktionshalle (88 264, 274 und 280 ED.). 

B. Bewilligung des Verkaufes beweglicher Sachen in der gericht- 
lichen Auktionshalle mit beſchränktem Beitritte zu einem daſelbſt jchon 
eingeleiteten Berlaufsverfahren (88 264, 274, 280 und 267 ED.). 

C. Bewilligung des Verkaufes beweglicher Sachen mit beichränttem 
Beitritte zu einem fchon eingeleiteten, in der gerichtlichen Auktionshalle 
ftattfindenden Berlaufsverfahren (88 264, 274 und 267 ED.). 

D. Bewilligung des Verkaufes beweglicher Sachen in der gericht- 
lien Auftionshalle mit beſchränktem Beitritte zu einem außerhalb der 
Auktionshalle ftattfindenden Verfaufsverfahren (88 264, 274 und 267 EO.). 

E. Beitritt zu einem in der gerichtlichen Auktionshalle eingeleiteten 
Verkaufsverfahren über bewegliche Sachen (8 267 ED.). 

Diefe Formularien find in Drud zu legen und bei dem Bezirks⸗ 
gerichte in Zivilſachen Kralau von den ſonſtigen Formularien abgefondert 
zu verwahren. 


Vdg. des AJuftizminifteriums vom 10. Jänner 1903, 


IMVB. Nr. 1, betreffend die Geihäftsführung in Der ges 
richtlichen Auktionshalle in Lemberg. 
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Für die Geichäftsführung und ben Weichäftsbetrieb ber mit IMV. 
v. 10. Yänner 1908, RGB. Nr. 11, errichteten gerichtlichen Auktionz⸗ 
balle in Lemberg, Zagiellonengafle Ar. 15, werben nacftehende Anorb- 
nungen getroffen. 


Beginn des Betriebes. 
8 1. In der gerichtlichen Auktionshalle find vom 1. Yebruar 1903 
an gerichtliche Berläufe vorzunehmen. 
Bon diefem Rage an können daſelbſt auch gerichtlich gepfändete 
Gegenftände in Verwahrung (8 259 ED.) übernommen werben. 


Geichäftzszett. 

8% Kür den Gefchäftsbetrieb ber Aultionshalle find nur die Werk⸗ 
tage beitimmt. 

Die Geſchäftsſtunden umfaflen die Beit von 8 bis 13 Uhr vormittags 
und von 2 bis 6 Uhr, an Samstagen von 3 bis 8 Uhr nachmittags. 

Die Übernahme von Gegenftänden zur Berwahrung Tann aud) an 
Sonn- und Feiertagen in der Beit zwifchen 9 bis 11 Uhr vormittags 
geichehen, wenn fi) die Verwahrung (8 359 ED.) an eine mit gericht- 
licher Bewilligung an einem Sonn- oder Feiertage vorgenommene gericht- 
liche Pfändung anfchließt, oder wenn die Überbringung gepfänbeter Gegen- 
ftände mit Erlaubnis des Vorſtehers des Exekutionsgerichtes (8 30 ED.) 
am Sonn= oder Feiertage erfolgt. 


Beitpunft für gerichtliche Verkäufe. 

83. Die gerichtlichen Verfteigerungen in ber Auktionshalle find in 
der Regel in ber Beit zwiſchen 9 und 12 Uhr vormittags oder zwiſchen 
4 und 6 Uhr, an Samstagen zwiſchen 4 und 8Uhrnadymittags vorzunehmen. 

Verkäufe aus freier Hand finden während ber gleichen Stunden an 
jedem Werktage ftatt, fofern nicht der Beamte der Auktionshalle durch 
eine Berfteigerung in Anſpruch genommen ift. 


Befihtigung der Gegenftändbe in der Auftionshalle. 

8 4. Die zum Verlaufe beftimmten Gegenftände Tönnen in ber 
Aultionghalle an Werktagen während ber Sefchäftsitunden und insbe⸗ 
fondere auch am Verfteigerungdtage vor Beginn ber Verfteigerung be- 
fihtigt werben. 


Transport und Rüdtrandport. 

8 5. Die Beiftellung der zu einem Transport benötigten Transport» 
mittel wird auf Erſuchen des abgeordneten VBollftredungsorganes oder bes 
Vollſtreckungsbeamten der Exekutionsabteilung vom Beamten der Halle 
durch Beſtellung beim Frächter veranlaßt. 

Dieſe Beſtellung hat für Transporte, die vormittags ſtattfinden 
ſollen, bis längſtens nachmittags 6 Uhr des Vortages und für Trans⸗ 
porte, die nachmittags ſtattfinden ſollen, bis längſtens 10 Uhr vormittags 
desſelben Tages zu geſchehen. 


Tarif für Transportkoſten. 
8 6. Die Transportkoſten (Koſten des Rücktransportes) werden zu⸗ 


Gefhäftsführung der Auttionshalle in Lemberg. 543 


folge des mit dem Frächter der Staatöverwaltung abgefchloffenen Ber- 
trages bis auf weiteres nad) folgenden Tarifen berechnet: 


Tarif I, gültig für dad ganze Stadtgebiet Lemberg: 


1. Für einen zweilpännigen Plachenmöbelwagen ſamt Kutſcher und 
zwei Badern 12 K; 

2. für einen zweilpännigen PBatentmöbelmagen ſamt Kutfcher und 
zwei PBadern 14 K; 
— 3. für — weiſpännigen Federſtreifwagen ſamt Kutſcher und zwei 

ackern 8 

4. für — zweiſpännigen ſteifen Streifwagen ſamt Kutſcher und 
zwei Packern 12 K; 

5. für einen einfpännigen Streifwagen ſamt Kutjcher und zivei 
Badern 4 K; 

6. für einen Klaviertransport ſamt Kutfcher und drei Packern 6 K; 

7. für einen Kafjatransport ſamt den. hiezu nötigen Packern, je nad) 
ber Größe ber Kaſſa und zwar: für Kaſſen Nr. 0. bis Nr. 2 je 8S K; 
für Kaſſen Nr. 3 und Nr. 4 je 16K; für Kaſſen von Nr. 4 aufwärts ein- 
ſchließlich Ehiffonier-KRafienichränten bis zum Gewicht von 1500 kg je 40 K. 

Bon Nr. 4 angefangen einjchließlih Chiffonier-Kaſſen ift bei frei- 
tragenden Stiegen die Pölzung durch einen Zimmermeifter zu bejorgen 
umd nad) den jeweiligen Koften und der Driginaltechnung besjelben ge- 
fondert zu vergüten. 

8. Für einen Handwagen 2 K. 


Tarif II, gültig für Transporte von und zuden Ortſchaften 
Bamarftynöw, Bniefienie, Klepyaröm und Sygniéwka. 


1. Für einen zweifpännigen Möbelmagen jamt Kutfcher und zmei 
Badern 18 K; 

23. für einen zweilpännigen PBatentmöbelmagen ſamt Kutfcher und 
zwei Badern 20 K; 

3. für einen zweifpännigen Federſtreifwagen ſamt Kutjcher und zwei 
Badern 14 K; 

4. für einen zweiipännigen fteifen Streifwagen famt Kutſcher und 
zwei Badern 18 K; 

5. für einen einjpännigen Streifwagen ſamt Kuticher und einem 
Bader 7” K; 

6. für einen Klaviertransport ſamt Kutſcher und drei Padern 9 K; 

7. für einen Kaſſatransport je nad) der Größe der Kaflen und zwar 
für Kaflen Rr. 0 bis Nr. 2 je 14 K; für Kaſſen Nr. 3 und Nr. 4 je 
33 K; für Kaflen von Nr. 4 aufwärts einjchließlich der Chiffonier- 
Kaſſenſchränke Hi3 zum Gewichte von 1500 kg je 46 K. 

Die gefonderte Vergütung für die notwendige Bölzung einer frei» 
tragenden Stiege (Tarif I, 7) ift auch hier zu leiften. 

8. Für einen Handwagen 3 K. 

Der Tarif I gilt auch für Sammelfuhren, falls nicht mehr als zwei 
Maffen mit einem Wagen zu traneportieren find und der durch Die Zufam- 
menfafiung verurfachte Umweg nicht mehr als eine halbe Wegftunde beträgt. 


544 Erekutionsordnung 6 274. 


Wenn der Transport auf Einfchreiten mehrerer betreibender Gläubiger 
ftattfindet, find die Koften unter fie nach billigem Ermeſſen zu verteilen. 


Entfhädigung bei Widerruf eines Transportes. 


87. Für beftellte, aber nidyt vorgenommene Transporte ift eine 
Vergütung nur dann zu leiften, wenn der Widerruf nicht rechtzeitig er- 
jolgt ift. Als rechtzeitig gilt der Widerruf, wenn er für Bormittags- 
fuhren big 8 Uhr abends des Bortages und für Nacdhmittagsfuhren bis 
13 Uhr mittags besfelben Tages vorgenommen wird. 

Unter der Borausfekung, daß demnach eine Bergütung zu leiften ift, 
beträgt fie: 

1. fall der Widerruf noch vor Abgang der Fuhre von der Remife 
des Frächters eintrifft, 50 Prozent bes tarifmäßigen Preiſes; 

2. falls der Widerruf zwar erft nad) Abgang der Fuhre, aber noch 
vor dem Beginn der Berladung an Ort und Stelle bort eintrifft, 75 Pro⸗ 
zent des tarifmäßigen Preifes; 

3. falls der Widerruf erft nach dem Beginne der Berladung an Ort 
und Stelle dort eintrifft, oder fall3 dort auf Weifung des Vollſtreckungs⸗ 
organes bis zum Beginne ber Berladung mehr als eine Stunde gewartet 
werben muß, ift der volle tarifmäßige Preis zu zahlen, wenngleich mit 
der Berlabung gar nicht begonnen wird. 

In den Fällen 2 und 3 find die für die Höhe der Entlohnung maß⸗ 
nebenden tatfächlichen Umftände und die Zeit der Entlafjung des Fuhr- 
werkes vom Bollftredungsorgane auf der Rüdfeite des Beſtellſcheines zu 
beftätigen. 


Transport für den Erftehber oder im Falle einer Berwah— 
tung oder freiwilligen Berfteigerung. 


88. Die Beftimmungen des 8 6 und der zwei erften Abſätze des 
8 7 finden auch Anwendung, wenn der Erfteher oder Käufer eines in der 
Auftionshalle verkauften Gegenftandes oder der betreibende Gläubiger, 
auf deſſen Antrag die Gegenftände in Verwahrung ber Auktionshalle 
(8 259 ED.) übernommen werden, fich der Tranaportmittel des Frächters 
der Staatsverwaltung bedienen, ober wenn Gegenftände zum Behufe der 
freiwilligen Berfteigerung durch den Frächter der Staatöverwaltung in 
die Auktionshalle gejchafft werden. 

Für die Gefahr des Transportes dieſer Gegenftände übernimmt je- 
doch die Staatsverwaltung feine Haftung. Der Erfteher (Käufer) oder 
Gerichtskommiſſär hat die Transportkoften unmittelbar an den Frächter 
zu entrichten. 

Die SS 9 big 11 ſtimmen im wefentlichen überein mit ben 889 bis 
11 der Verordnung für die Auktionshalle in Wien. 


Uusfolgung von Gegenständen. 


812. In die Auktionshalle überbrachte Gegenftände dürfen vor 
Vornahme der Verfteigerung oder des Berkaufes nur an diejenigen Berjonen 
ausgefolgt werben, die durch einen Beichluß des k. k. Bezirksgerichtes 
Celtion I Lemberg zu beren Empfangnahme beredhtigt erklärt werben. 
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Geldempfang. 


8 13. Die Transportloften fowie die Verwahrungsgebühren und 
Zagerzinje können entweder in der Auftionghalle oder an das Geldbuch 
des k. I. Bezirlsgerichtes Seltion I Lemberg gezahlt werden. 

In der Auktionshalle ift lediglich der Beamte der Auktionshalle zum 
Geldempiange berechtigt. 


Sormularien. 


814 Für die Anordnung von Verkäufen in der Auftionshalle 
werden folgende neue Formularien eingeführt: 

Auktionshallen-Formular A. Bewilligung des Berfaufes beweglicher 
Saden durch Berfteigerung und allfälligen Verkauf aus freier Hand in 
der gerichtlichen Auktionshalle (88 264, 274 und 280 ED.). 

B. Bewilligung des Verkaufes beweglicher Sachen in der geridht- 
lichen Auktionshalle mit befchränttem Beitritte zu einem daſelbſt jchon 
eingeleiteten Verkaufsverfahren (85 264, 274, 380 und 267 ED.). 

C. Bewilligung des Berkaufes beweglicher Sachen mit beichränttem 
Beitritte zu einem eingeleiteten, in ber gerichtlichen Auktionshalle ſchon 
anhängigen Berlaufsverfahren (88 264, 274 und 267 ED.). 

D. Bewilligung des Verkaufes beiveglicher Sachen in der gericht. 
lihen Auktionshalle mit befchränttem Beitritte zu einem außerhalb der 
Auktionshalle jtattfindenden Verkaufsverfahren (88 264, 274 und 267 ED.). 

E. Beitritt zu einem in der gerichtlichen Auktionshalle eingeleiteten 
Berlaujsverfahren über bewegliche Sachen (8 267 EO.). 

Dieſe Formularien find in Drud zu legen und bei dem Bezirld- 
gerichte Sektion I Lemberg abgefondert von den fonftigen Yormularien 
zu verwahren. 


Bdg. des Juftizminifteriums dv. 10. Juni 1908, IMVB. 
Nr. 20, betreffend vie Gefhäftsführung in Der gerichtlichen 
Auftionshalle in Trieit. 

Für die Gefhäftsführung und den Gejchäftsbetrieb der mit IMVB. 
v. 10. Zuni 1903, RB. Nr. 125 errichteten gerichtlichen Auktionshalle 
in Zrieft, Via della Sanita Nr. 6, werden nachſtehende Anordnungen 
getroffen: 

Beginn des Betriebe?. 

8 1. In der gerichtlichen Auktionshalle find vom 1. Juli 1903 ab ge- 
richtliche Verkäufe vorzunehmen. 

Bon diefem Tage an können dafelbft auch gerichtlich gepfändete Gegen⸗ 
ftände in Verwahrung (8 259 ED.) übernommen werben. 


Geichäftszeit. Zeitpunkt für gerichtliche Berfäufe. 
88 2, 3 wörtlich gleichlautend den 88 2, 3 der Verordnung für Die 
Auktionshalle in Krakau. 


Beſichtigung der Gegenſtände in der Auktionshalle. 
8 4. Die zum Verkaufe beſtimmten Gegenſtände können in der 
Auttionshalle an Werktagen von 9 big 12 Uhr vormittags und von 2 bis 


Gef. Eig. VI, 3. Exekutionsordnung. 35 
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6 Uhr nachmittags, fowie am Verfteigerungstage vor Beginn ber Ber- 
fteigerung befichtigt werden. 


Transport und Rüdtrandport. 

85. Die zum Transport und Rüdtransport benötigten Tranzport- 
mittel find beim Beamten der Auktionshalle zu beftellen. Die Beitelung 
liegt dem Bollftredungsorgane ob. 

Für Transporte, die am Vormittage ftattfinden follen, hat die Be⸗ 
ftelung am Nadjmittage des Vortages längſtens bis 6 Uhr, für Trans» 
porte aber, die am Nachmittage bewirkt werden follen, laͤngſtens bis 10 
Uhr vormittags desſelben Tages zu geſchehen. 


Tarif für Transportkoſten. 
8 6. Die Transportloften (Koften des Rüdtranzportes) werden zu⸗ 
folge des mit dem Frächter der Staatdverwaltung abgeichloflenen Ver⸗ 
trages bi3 auf weiteres nach folgenden Tarifen berechnet: 


2 I| &eaifu Xarif III | 


Art des Bereiche für 
Trandportmittels a Varcola 


> 
F-] 

= 

1 

55 
= 
Rn} 

oO 
es 


Kronen 





1 | Für einen PBatentmöbel- | 
wagen, mit zwei Pfer- | 

den befpannt, famt Kut⸗ 

{her und den hiezu nö- i 

tigen Bader . . . 28 38 38 34 34 








2 I Für einen Plachenmöbel⸗ 
wagen, mit zwei Pfer- 
den beipannt, Samt 

Kutſcher und den hiezu 
nötigen Badern . . . 25 27 27 26 





3 | Für einen PBlateaumagen 
auf Federn, mit zwei 
Pferden beipannt, jamt 
Kutſcher und dazu nö⸗ 
tigen Baden . . . 13 17 17 16 


4 I Für einen ortsüblichen 
langen jteifen Gtreif- 
wagen , mit zwei Pfer⸗ 
den beipannt, famt Kut⸗ 
fher und den dazu nö⸗ : 
tigen Bader . . - 11 14 14 13 
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Tarif U | Zaris III 


















| 

Io 

3 — er 
IS Art bes für | ir [für fürs; 
838 der Stadt| Barcola Ser- Ro⸗ Gio⸗ 
Fi trandportmittels : | vola jano |vannt. 
” Kronen 






5 | $ür einen kürzeren ftei- | | 
fen Streifwigen, mit 
einem Pferde befpannt, 
famt Kutjcher und Dazu 
nötigen Badern. . . 8 11 


— J —— — — — — — —— -[ — — — 


| 
. 6 | Für den Transport eines 
Klavierd ſamt beipann- 
tem einipännigen®agen 
und der nötigen Anzahl | 
! 













Träger 
(Flügel). ... 8 10 







feuerfeſten Geldkaſſe und 
das hiezu nötige Trans⸗ 
portmateriale ſamt Trä- 
ger: 
a) NL.O— ... 8 12 12 10 |» 
Rre.S....1 18 18 | 16 | 16. 
o) Nr. .:..:...| 18 24 24 | 20 | 20 
Größere wie Kaſtenkaſſen 
bi8 zum Gewichte von 
1.500 Kilogramm . . 30 36 Ä 36 33 | 392 












Die eventuell für Kaſ⸗ 
fen Nr. 4. und Kaften- 
kaſſen nötige Berüſtung 
von Stiegen und Fen⸗ 
ſtern wird laut Rech⸗ 
nung des Bimmermei- 
ſters oder eines Bau- 
meiſters feparat zu ver- 
güten fein. 


— — 












— — .)____ — — —— — 


8 | Für einen Handwagen mit | | 
zwei Mann in der inne | | 







ren Stadt . 2 2... 5 


Es erwädlt Teine Preiserhöhung, wenn auch in manchen Fällen ' 
die verfchiedenen Transporte zur Nachtzeit ausgeführt werden müßten; 
besgleichen keine befondere Vergütung für doppelten Borfpann. 


35* 
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Der Tarif I gilt auch für Sammelfuhren, falls nicht mehr als zwei 
Mafien mit einem Wagen zu transportieren find und der durch die Zu⸗ 
fammenfafjung verurjachte Umweg nicht mehr als dreiviertel (?/,) Weg- 
ftunden beträgt. 

Unter den mehreren betreibenden Gläubigern find die Koften in 
ſolchem Falle nad) Hilligem Ermefjen zu verteilen. 

87. Für beitellte, aber nicht durchgeführte Transporte ift dem 
Frächter der Staatäperwaltung eine Vergütung nur dann zu leiften, wenn 
der Widerruf nicht rechtzeitig erfolgt ift. Als rechtzeitig gilt der Wider- 
ruf, wenn er für Bormittagsfuhren Did 8 Uhr abends de Bortages und 
für Radmittagsfuhren bis 13 Uhr mittags desſelben Tages vorges 
nommen wird. 

Unter der Vorausfegung, daB demnach, eine Vergütung zu leiften ift, 
beträgt fie: 

1. fall® der Widerruf noch vorAbgang der Fuhr von der Remije des 
Frächters eintrifft, 40 Prozent des tarifmäßigen Preifes ; 

23. falls der Widerruf zwar erſt nad) Abgang der Fuhr, aber nod) 
vor dem Beginn der Berladung an Ort und Stelle dort eintrifft, 60 Pro⸗ 
zent des tarifmäßigen Preijes; 

3. fall3 der Widerruf erjt nad) dem Beginne der Verladung an Ort 
und Stelle dort eintrifft, oder falls dort auf Weijung des Vollſtreckungs⸗ 
organes bis zum Beginne der Verladung mehr als eine Stunde gewartet 
werden muß, ift der volle tariimäßige Preis zu zahlen, wenngleich mit 
der Verladung gar nicht begonnen wird. 

In den Fällen 2 und 3 find die für die Höhe der Entlohnung maß- 
gebenden tatfächlichen Umftände und die Zeit der Entlaffung des Fuhr⸗ 
werkes vom Bollftredungsorgane auf der Rückſeite des Beftellicheines zu 
beftätigen. 

8 8 wörtlich gleichlautend dem $ 8 der Verordnung für die Auktions⸗ 
halle in Graz. 

Die SE 9 His 11 Stimmen im weſentlichen überein mit den 88 9 bis 
11 der Verordnung für die Auftionshalle in Wien. 


Ausfolgung von Gegenftänden. 


812. In die Auktionshalle überbradhte Gegenftände bürfen vor 
Bornahme der PVerfteigerung oder des Berlaufes nur an biejenigen Per⸗ 
fonen ausgefolgt werden, die durch einen rechtsträftigen Beſchluß des k. k. 
Bezirkögerichtes in Bivilfachen in Trieft zu deren Empfangnahme berechtigt 
erklärt werden. 

Geldempfang. 

8 13. Die Transportkoften fowie die Vermahrungsgebühren und 
Lagerzinſe fünnen entweder in der Auftionähalle oder an das Geldbuch 
des k. k. Bezirkögerichtes in Zivilſachen Trieft gezahlt werben. 

In der Auktionshalle ift lediglich der Beamte der Auktionshalle zum 
Geldempfange berechtigt. 

& 14 wörtlich gleichlautend dem 814 der Verordnung für die Auktions⸗ 
halle in Krakau. 
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Bdg. des Juftizminifteriumd vom 12. Auguſt 1901, IMBRB. 
Nr. 28, betreffend die punzierung3amtlidhe Kontrolle hin— 
fichtlich der in gerichtlihen Aultion3hallen zu veräußern> 
den Gold- und Sildberwaren. An die mit dem Exekutionsvollzug 
betrauten Gerichte, in deren Sprengeln fi Auktionshallen befinden. 

Im Einvernehmen mit dem Yinanzminifterium findet das Juſtiz⸗ 
miniftertum anzuordnen: 

I. Behufs Ausübung der punzierungsamtlichen Kontrolle Hinfichtlich 
der im gerichtlichen Auktionshallen zu veräußernden Gold- und Silber- 
waren ift das zuftändige Punzierungsamt von jeder in der Auktionshalle 
vorzunehmenden zwangsweiſen oder freiwilligen Berjteigerung oder einem 
Dort vorzunehmenben Verlauf aus freier Hand, fofern dieſe Verfteigerung 
(Berkauf) Gold- und Silberwaren zum Gegenftande bat, mindejtens drei 
Tage vor der Berfteigerung oder vor dem Verkaufe ſchriftlich zu benach⸗ 
richtigen. Die Benachrichtigung kann durch Zuftelung einer Ausfertigung 
de3 Berfteigerungsebiltes oder der Verkaufsbewilligung oder eines die zu 
veräußernden Gegenftände fummarifch bezeichnenden Verzeichniſſes er- 
folgen. Der fchriftlichen Benachrichtigung bedarf e8 nicht, wenn dem in 
der Auktionshalle anweſenden Organe de Bunzierungdamtes mündlich 
von bem bevorftehenden Berlauf eine? der Kontrolle unterliegenden 
Gegenftandes Mitteilung gemacht und wenn der Gegenstand gleichzeitig 
vorgewieſen wird. Die mündliche Mitteilung hat fi) das Vollſtreckungs⸗ 
organ auf dem Protofolle oder durch eine auf den Alten angebradite 
Bemerkung beftätigen zu lafien. 

Die fchriftliche Benachrichtigung ift in einem BZuftellungsbuche zu 
beftätigen. 

II. Übt das Punzierungsamt die Feingehaltskontrolle trotz recht⸗ 
zeitiger Benachrichtigung nicht aus, fo Tann die Verfteigerung oder ber 
Verkauf auch ohne Imtervention eines Organes des Punzierungsamtes 
vorgenommen werben. 

III. aus fi bei Vornahme der punzierungsamtlichen Nachſchau 
ergibt, daB die zum Verkauf beftimmten Gold» und Silberwaren nicht 
punziert find, fo können fie nichtSbeftoweniger im Wege der Zwangs⸗ 
volfftredung oder der Veräußerung im Kontursverfahren nach den Bor- 
fchriften über das Exekutionsverfahren (kridamäßiger Berkauf) durch Ber- 
fteigerung oder Verlauf aus freier Hand verkauft werben. 

Der Umftand, daß die zu verfaufenden Gegenftände nicht punziert 
find, muß aber bei Angabe des Ausrufs- ober des Verkaufspreiſes den 
Bietern oder Kaufluftigen mit dem Beifügen bekanntgegeben werben, daß 
Berjonen, welche fich mit dem gewerbemäßigen Verlauf von Gold» und 
Silberwaren befaffen, Hinfichtlic der von ihnen erworbenen nicht pun⸗ 
zierten Berfaufsgegenftände die Beitimmungen des Punzierungsgeſetzes 
genau einzuhalten haben. 

Im Wege der freiwilligen Berfteigerung dürfen nichtpunzierte Gold⸗ 
und GSilberwaren in der Auktionshalle nicht verfauft werden. Solche 
Gegenftände find der Bartei mit dem Bemerken zuräüdzuftellen, daß fie 
zuerft den Beſtimmungen des PBunzierungsgefehes (Taif. Bdg. dv. 26. Mai 
1866, RGB. Nr. 75) zu entiprechen habe. 


550 Exekutionsordnung 66 274—276. 


IV. Gold⸗ und Silbergeräte, welche 

a) mit einer nachgeahmten oder verfälſchten Amtspunze bezeichnet find, 
oder welche 

b) ein echtes Punzzeichen auf» oder eingelötet tragen, oder welche 

c) fremdartige Körper, als Eifen, Kupfer, Blei, minderhaltiges Schlag- 
ot, Harztitt m. dgl. mit Ausnahme ber zur Erhaltung der Form 
beB Gerätes notwendigen Unterlage (Kontre-Cmail) in nicht fichtlicher 
und leicht trennbarer Weije eingefchlofien enthalten, unterliegen dem 

Berfalle unabhängig von den etwa nad) 88 75 und 76 der Faiferlichen 

Berordnung vom 26. Mat 1866, RGB. Nr. 75, zu verhängenden 

Strafen. Die Berfertiger und deren Mitjchuldige find dem Befiger 

der verfallenen Ware erſatzpflichtig (8 77 zit. Tail. Vdg.). 

V. Antite, dann ſolche Gold⸗ und Silbergegenftände älterer Er» 
zeugung, denen vom Stanbpuntte der Aunft oder Wiſſenſchaft ein Wert 
beigelegt wird und welche Daher in ihrer Eigenſchaft als Antiquitäten 
oder Kunftgegenftände in Verkehr gelangen, find im Sinne de ZME. 
v. 28. Jänner 1868, 8.1923, der Feingehaltskontrolle nicht zu unter- 
ziehen. Sie können daher, auch wenn fie nicht punziert find, im Wege 
der freiwilligen Berfteigerung in der Auktionshalle verfauft werden. 

Bei Entſcheidung der Yrage, ob derlei Hinfichtlid) der punzierungs⸗ 
amtlichen Behandlung begünftigte Gegenftände vorliegen, bat das zu⸗ 
ftändige Punzierunggamt im Einvernehmen mit dem Erelutiongerichte 
vorzugehen. Erforberlichen Falles ift ein fachliched Gutachten und zwar 
in Wien vom !. k. Mufeum für Kunft und Inbuftrie, in Prag von der 
k. k. Runftgewerbefchule und in den anderen Bandeshauptftädten von dem 
betreffenden Landesmuſeum einzuholen. 

Wird ein Einvernehmen nicht erzielt, fo ift die Entſcheidung des 
Hauptpunzierungdamtes einzuholen. 

VI. Diefe Verordnung tritt fofort in Kraft. Sie findet jebody auf 
Berfäufe, die in ben erften 14 Tagen nad) ber en ftattfinden, 
teine Anwendung. 


6 275. Die Scrneigerang wird durch das Voll⸗ 
ſtreckungsorgan vollzogen. Der Verſteigerung iſt ein Sad 
verſtändiger beizuziehen, welcher die einzelnen zur Verſtei⸗ 
ir gelangenden Gegenftände bewertet.) Fehlt es an 
achverftändigen, die alle zum Verkaufe beftimmten Gegen- 
ftände zu bewerten verftehen, jo können, falls es fih um 
größere Mengen oder um Gegenftände größeren Wertes 
Handelt, für die einzelnen Gruppen von Gegenitänden ver- 
ichiedene Sacdverftändige beigezogen werden. Bei Bewertung 
von Gold» und GSilberfachen in auch der Metallwert an- 
zugeben. 
| Koitbarfeiten, Warenlager und andere Gegenftände, deren 
Schätzung bei der PVerfteigerung felbjt untunlid) ift, hat da3 
Vollſtreckungsorgan ſchon vor der Berfteigerung durch einen 





Verfteigerung beweglicher Sachen, Schätzung. 551 


‚Sachverständigen abſchätzen zu laſſen. In allen anderen 
Fällen findet eine vorgängige Schätzung nur auf Begehren 
und Koften eines Gläubiger ftatt;?) den Erſatz diejer 
Koften kann der Gläubiger nur inſoweit beanfpruchen,*) als 
durch die vorgängige Schäbung die Aufwendung der Koften 
für die Beiziehung eines Sachverſtändigen zur nachträglich 
erfolgenden Berjteigerung entbehrlich wurde. 

Gelangen Iediglich Gegenftände zur Verfteigerung, welche 
bereit im Sinne de3 vorftehenden Abſatzes abgeſchätzt find, 
jo’ift die Verfteigerung ohne Beiziehung eine Sachverſtän⸗ 
digen abzuhalten. 

Die Perſon des Sachverftändigen wird vom Erefutions- 
gerichte beftimmt.®) | 

1) Sie iſt öffentlich, 8 177. 

9, Ausrufßpreis, 8 276. Bon ber Beiziehung eines Sachverſtändigen 
kann abgefehen werden, wenn das Vollſtreckungsorgan den Ausrufspreis 
verläßlich zu beftimmen befähigt ift. (Beftellung des Vollftredungsorgand 
zum Sachverftändigen. Wiener Praxis.) 

3) Dagegen fein Rekurs 8 289. — Auf Begehren und Koften eines 
Gläubigers ift die Schätzung ohne Einholung eines richterlichen Ber 
ſchluſſes vom Vollſtreckungsorgane vorzunehmen, 8 886, 3.7, GO.; fonft 
bedarf e3 einer Anordnung des Gerichteß. 

4) Ausnahme von 8 74. 

5, Nach Analogie von 8 239, Ab. 2, ift ein abgefonderter Rekurs 
audgeichloffen. — — 

Die Sachverftändigen für die Bewertung von Gegenftänden, die zur 
Öffentlichen Verfteigerung gelangen, find in der Regel nad) einer im 
voraus feftgejehten Reihenfolge zu beftimmen. Die Einteilung Hat der 
Borfteher des Gerichtes oder ein von ihm damit beauftragter richterlicher 
Beamter zu treffen. Soferne im einzelnen Falle von der Meihe abge- 
nangen werden muß, kann die Auswahl der Sadjverftändigen bem Boll» 
ftredunggorgane, dem die Verfteigerung übertragen ift, gegen nachträg⸗ 
lie Genehmigung des Exekutionsgerichtes überlaflen werden. 8 175, 
letter Abſatz, ED. 
$ 276. Bei der Berfteigerung!) find die Pfandftüde 

einzeln oder, wenn größere Mengen gleichartiger Gegenstände 
zum Verkaufe gelangen, auch partienweije unter Angabe des 
Schätzungswertes (Ausrufspreis)?) auszubieten. | 

ie Zuziehung eines Ausrufers®). kann unterbleiben. 

Ein Badium haben die Bieter nicht zu erlegen. *) 

1) Vorbereitungen zur Verfteigerung. Bor Beginn des 
Berfteigerungstermines find die Pfandftüde bereit zu ftellen und mit 
dem Pfändungsprotofolle zu vergleichen. Die etwa fehlenden ober be- 
fhädigten Stüde find im Pfändungsprotofolle anzuzeichnen und in einer 
Anmerfung anzuführen. 


5 
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Wenn die Sachen einem Berwahrer übergeben waren, find bie ab⸗ 
nängigen ober beichädigten Stüde in dem über bie Rüditellung ber 
Pfandftüde aufzunehmenden befonderen Protokolle oder im Eingange bes 
Berfteigerungsprotololles anzuführen. 

Stud Nahrungd- oder Genußmittel oder ähnliche dem Berberben 
ausgeſetzte Berbrauchsgegenftände zu verfteigern, fo muß fich das Voll⸗ 
ftredungsorgan davon überzeugen, daB fie noch unverborben find. Er⸗ 
fcheinen Die zu verfteigernden Sachen als bereit3 verborben, fo iſt un- 
verzüglich hievon die Gemeindebehörde (Marktlommiffär) zu benach⸗ 
richtigen. Inſtr., Abſchn. II, P. 66. 

Durchführung der Berfteigerung. Der Beriteigerungstermin 
tft Öffentlich. Die Leitung des Termines und ber Berfteigerung obliegt 
dem Bollftredungsorgane. 8 177 ED. 

Gegen jene Perſonen, von welchen allgemein befannt ift, daß fie 
Daraus ein Gewerbe machen, durch ungeftümes Vordrängen, unange- 
meflenes Betragen und durch Berabredung mit anderen das Bublikum 
von der Teilnahme an Verfteigerungen abzuhalten, um dann feldft nach 
Verdrängung aller nicht an der Verabredung beteiligten anderen Kauf⸗ 
Iuftigen die verfteigerten Gegenftände weit unter ihrem Werte zu er- 
ftehen, ift mit befonderer Entjchiedenheit vorzugehen. Solche Perfonen 
find von dem Verſteigerungslokale megzumeifen (8 32 EO.). Inſtr., 
Abſchn. II, B. 67. 

Reihenfolge der Verfteigerung der einzelnen Gegen- 
ftände. Die Reihenfolge, in weldyer die einzelnen &egenftänbe ver- 
kauft werben, beftimmt da3 Bollftredungsorgan. Hiebei ift auf die 
Wünſche des betreibenden Gläubiger und des Verpflichteten Bebacht zu 
nehmen. Bon ber etwa im Ebilte befannt gemachten Reihenfolge der 
Berfteigerung darf jedoch nicht abgewichen werden. Eine Abweichung 
von der bei Beginn der Berfteigerung den Kaufluftigen mitgeteilten 
Reihenfolge ift nur zuläffig, wenn ber betreibende Gläubiger und der 
Berpflichtete zuftimmen. 

Auf Wunfch der Kaufluftigen ift denſelben bekanntzugeben, wann bei 
Einhaltung der voraus beſtimmten Reihenfolge vorausſichtlich beſtimmte 
einzelne Gegenſtände zur Verſteigerung gelangen werden. 

Bei der Verſteigerung find die Pfandſtücke einzeln ober, wenn 
größere Mengen gleichartiger Gegenftände zum Verkaufe gelangen, auch 
partienmweife unter Angabe des Schätzungswertes (Ausrufspreis) auszu⸗ 
bieten. Inſtr., Abſchn. IL, P. 68. 

2?) Wenn Gold- und Silberwaren nicht punziert find, bie in einer 
Auktionshalle zwangsweiſe oder Tridamäßig verfteigert werden follen, 
muß dies bei Angabe des Ausrufs- oder Kaufpreiſes bekannt gegeben 
werden. IMV. dv. 12. Auguſt 1901, JMBRB. Nr. 38 (bei 8 274). 

3) Vergl. 8 180, Abſ. 1. — Ein Schriftführer ift ber Berfteigerung 
nicht beizuziehen, fondern das Protokoll ift von dem Vollftredungsorgane 
felöft zu führen (8 60 ED.). Inſtr., Abſchn. IL, B. 69. 

* Mit Rüdfiht auf 8 278, Abf. 2. 
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6 277. Anbote, die nicht wenigſtens ein Drittel des 
Ausrufspreifes erreichen, dürfen bei der Verfteigerung nicht 
berüdfichtigt werden. Auf Antrag des betreibenden Gläu- 
bigers Tann mit Zuftimmung der übrigen vom Berfteige- 
rungstermine zu verftändigenden Gläubiger ($ 56)') vom 
Erefutionsgerichte vor dem PVBerfteigerungstermine auch ein 
das Drittel des Ausrufspreifes überfteigender Betrag als 
geringftes Gebot feitgeftellt werden.?) 

Gold» und Silberfachen dürfen nicht unter ihrem Me- 


talfwerte zugejchlagen werden.°) a) 

Das Bollftredungsorgan, da3 die PVerfteigerung leitet, 
hat nad) Bekanntgabe des Ausrufspreife® den Betrag des 
geringften zuläffigen Gebotes, und bei Gold- und Gilber- 
ſachen überdies den Metallwert befannt zu geben.‘) 

1) Die von dem Antrage veritändigten betreibenden Gläubiger 

werden im Falle des Schweigen? als zuftimmend behandelt. 

2) Wo Auftionshallen beftehen, Tann das Erefutionsgericht Hinfichtlich 
jener Gegenftände, für bie bei der Verfteigerung in der Auktionshalle 
ein den Wusrufspreis erreichendes® Anbot nicht abgegeben wirb, ben 
Verlauf aus freier Hand in der Auktionshalle bemilligen, falls hiebei 
ein das erzielte Anbot überfteigender Kaufpreis zu erreichen fein bürfte. 

„Bei Bewilligung des Berfaufes aus freier Hand in ber Aultions- 
halle hat das Erelutiondgericht ftet3 auch den Breiß zu beftimmen, unter 
dem die Gegenftände bet der Berfteigerung nicht augeichlagen werben 
dürfen.” 88, Abf. 8, MB. für Wien, Brünn, Trieft und Krakau, 87, A0f.3, 
MB. für Prag, Graz und Lemberg (fiehe bei $ 274). Dadurch wird, 
da beim Verkauf aus freier Hand nicht unter der Hälfte des Schätzungs⸗ 
werte? und unter dem erzielten höchiten Anbote verfauft werden 
darf, das geringfte Gebot auf den vom Exelutionsgerichte bezeichneten 
Betrag erhöht. 

3) Wenn das geringite Gebot nicht erzielt oder wenn fein Anbot 
gemacht wurde, anderweitige Verwertung (Verlauf aus freier Hand, 
allenfalls an den betreibenden Gläubiger felbit), 3 280; wenn die ander- 
weitige Berwertung feinen Erfolg verſpricht, ift aud) Die neuerliche Ver⸗ 
fteigerung nicht ausgeichloffen. — Bei Berfteigerung von Forderungen 
ift fein geringftes Gebot vorgefchrieben, 8 318. 

*, Im Imterefie einer ungehinderten Beteiligung des Publikums an 
Verfteigerungen ift von der analog anzumendenden Borichrift des $ 177, 
Abſ. 3, und 8 32 zweckentſprechender Gebrauch zu machen. Siehe Inftr., 
Abſchn. II, B. 67, bei 8 276, Anm. 1. 

a) Die Vorſchriften über das geringfte Gebot und die Berüdfidh- 
tigung des Metallwertes bei Berfteigerung beweglicher Törperlicher Sachen 
gelten auch für die Berfteigerung eines kaufmänniſchen Fauſtpfandes nad) 
Artikel 310 des Handelsgeſetzbuches und 8 47 des Einführungsgefehes 
zum Handelsgeſetzbuche (Art. XIII, 8. 9, des EG. zur EO.). (FM. zu 
8 277 ED.) 
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6 278. Der Zuſchlag an den Meiftbietenden erfolgt!) 
wenn ungeachtet einer zweimaligen an die Bieter gerichteten 
Aufforderung ein höheres Anbot nicht mehr abgegeben wird. 
Am übrigen haben die Vorichriiten der 88 179,9) 180, 
Abja 1, 3 und 5,°) und 8181, Abſatz 1 und 3,* auch auf 
die Berfteigerung beweglicher Sachen Anwendung zu finden.®) 

Die zu verfteigernden Gegenftände werden nur gegen 
Barzahlung verkauft und müſſen vom Meiftbietenden toforte) 
übernommen werden. Der Erfteher Hat wegen eines Mangels 
der veräußerten Eacten feinen Anſpruch auf Gerwäbrleiftumg, ”) 

Hat der Erfteher den Kaufpreis nicht bis zum Schluffe 
der Verſteigerung erlegt, fo ijt die ihm zugejchlagene Sache 
im jelben Termine neuerlich auszubieten. Der Meiftbietende 
wird bei diefer neuerlichen PVerfteigerung zu einem Anbote 
nicht zugelaffen ; er haftet für einen etwaigen Ausfall, ohne 
den Mebrerids beanjpruchen zu können. In Bezug auf die 
Hereinbringung de3 Ausfalles am Kaufpreife gilt die Be- 
ftimmung des $ 155, Abſatz 2.®) 

1) Wenn ein den Ausrufspreis erreichendes Anbot nicht abgegeben 
wird, und das Erefutionsgericht für diefen Fall den Verlauf aus freier 
Hand in einer geridhtlihen Auftionshalle angeordnet hat, erfolgt 
der Zuſchlag nicht unter dem vom Erefutionggerichte beftimmten Preife, 
der mindeftens die Hälfte des Schägungswertes betragen muß. Giehe 
88 (ME. bei 8 274. 

2) Aufforderung zum Bieten erft nach Ablauf einer halben Stunde. 

3) Ausſchluß des Verpflichteten, deſſen Vertreters, des Vollſtreckungs⸗ 
organes vom Bieten. — Bindende Wirkung des Anbotes bis zur Abgabe 
eines höheren Anbotes. — Nach Inftr., Abfchn. II, P. 50, ift aud) ber 
zur Bewertung beigezogene Cadjverjtändige ſowie der Ausrufer vom 
Mitbieten ausgeſchloſſen. (Siehe Anm. 1 bei 3 264.) 

*) Geftattung einer kurzen Überlegungsfrift. Bekanntgabe des höch⸗ 
ften Unbotes und PVerfündung des Schluſſes der Verfteigerung. 

5) Keine Anwendung finden die Beftimmungen über den Widerfprud 
gegen die Erteilung des Zufchlages, 88 182, 183 bis 186, 88190 bis 
198, über das Überbot 88 195 bis 199. 

6) Der Erfteher oder Käufer einer in der gerichtlichen Auktionshalle 
verfauften Sache Hat die gekauften Gegenftände fogleich ober fpäteftens 
am Tage nach der Verfteigerung oder nad) dem Verlaufe zu übernehmen, 
fonft hat er Lagerzind zu entrichten; aud) können die Gegenſtände auf 
Gefahr und Koften des Erftehers einem Dritten in Aufbewahrung ge- 
geben werden. Siehe 8 19 ML. für Wien, Brünn, Trieft und Kralau 
und 8 18 für Prag, Graz und Lemberg bei 8 274. 

) 8 922 ff. ab6B. — Ebenſowenig derjenige, der Gegenftände im 
Wege eines zwangsweiſen gerichtlichen Verfaufes aus freier Hand erwirbt 
(Gutachten des Oberften Gerichtshoies zu 8 268 ED.). 
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8) Auf Antrag Erelution auf das Vermögen des fäumigen Erſtehers 
zu Gunſten der Verteilungsmaſſe auf Grund der amtswegigen Feſt⸗ 
ſtellung des Ausfalles. 


6 279. Die Verſteigerung wird geſchloſſen, ſobald der 
erzielte Erlös zur Befriedigung der vollſtreckbaren Forde— 
rungen jämtlicher mittel3 Verlaufe Exekution führender 
Gläubiger und zur Dedung aller Nebengebühren diefer For- 
derungen fowie der Koften der Erefution hinreicht.') 

Für das im Verfteigerungstermine aufzunehmende Pro- 
tofoll haben die Beftimmungen des: 8 194, 8. 1 und 2°) 
finngemäß Anwendung zu finden. Außerdem find im Pro- 
tofolle nebft den Ausrufspreilen die erzielten Meiftbote?) und 
die Käufer anzugeben. 

Der bewirkte Verkauf gepfändeter Gegenftände ift im 
Pfändungsregifter anzumerfen.*) | 

1) Anwendungsfall von 8 27. — Tas VBollftredungdorgan hat des⸗ 
halb den Erlös von Zeit zu Zeit zufammenzurechnen. Inſtr., Abſchn. II, 
B. 73, Abf. 1. \ 

Wenn der erzielte Verfteigerungserliß zur vollitändigen Deckung 
der im vorftehenden bezeichneten Anfprüche hinreicht, find die nichtver- 
kauften Pfandftüde dem Verpflichteten oder dem ſonſtigen Empfangs- 
berechtigten zur Verfügung zu ftellen und fie zu deren Rüdnahme auf- 
zufordern. 

Wenn die Berfteigerung nicht zu "vollitändiger Dedung der Exe⸗ 
kutionsforderungen famt Nebengebühren geführt hat, find die unverlauft 
gebliebenen Pfandftüde, ſofern früher Berwahrung eingeleitet war, 
wieder dem Verwahrer zu übergeben oder gerichtlich zu erlegen. Inſtr. 
Abſchn. II, P. 73, Abſ. 3 und 4. 

?) Angabe des Namens des VBollitredungdorganed umd derjenigen 
anwefenden Berfonen, die dom Berfteigerungstermine zu verftändigen 
waren; Beit des Beginnes des Termines, der Aufforderung zum Bieten 
und des Schluffes der Berfteigerung. — Über den Inhalt des Berfteige- 
rungsprotokolles fiehe auch Inftr., Abichn. II, P. 74, 8. 3 und 4. 

3) Nicht die einzelnen Anbote; vergl. 8 194, 8. 4. Die Erfteher 
haben das Protokoll nicht zu unterfchreiben. 

:4) 8 254. 


6 280. Auf Antrag des betreibenden Gläubigers cder 


des Verpflichteten kann das Exekutionsgericht, wenn dies allen 
Beteiligten offenbar zum Vorteile gereiht, nach Einver- 








8 280. 1. Der Antrag auf anderweitige Verwertung 
fann ſelbſt nach vechtsträftiger Anberaumung der öffentlichen Ber- 
fteigerung noch geftellt werden. €. v. 19. Juni 1900, 3. 8885, 
Eig. 1057. 
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nehmung!) des Berpflichteten anordnen, daß die Verwertung 
von Seprinbelen Sadıen, die nicht zu den im 8 268 bezeidh- 
neten Gegenftänden gehören?) und hinfichtlich deren auch fein 
Übernahmsantrag nach 8 271°) vorliegt, in anderer Weiſe a) 
als durch öffentliche Verfteigerung ftattzufinden hat. Die Ein- 
vernehmung de3 Berpflichteten ift nicht erforderli, wenn 
Sachen verwertet werden jollen, die ihrer Beſchaffenheit nach 
bei längerer Aufbewahrung dem Berderben unterliegen oder 
beträchtlih an Wert verlieren würden.*) 

Eine gleiche Unordnung ift auf Antrag oder von Amts 
wegen zu erlaffen, wenn bei der Verfteigerung das geringfte 
®ebot?) für einzelne Sachen nicht erreiht wurde; jedoch 
darf auch bei Dieter Verwertung nicht unter ein Drittel des 
Schätzungswertes und bei Gold- und Stiberfachen, falls der 
Metallwert Höher ift, nicht unter dDiefen herabgegangen werden.®) 

Im Berordnungsiwege‘) lönnen bejondere Einrichtungen 
behufs Verwertung jener Pfandftüde getroffen werden, hin- 
fichtlich welcher bei der Berfteigerung ein den Ausrufspreis 
erreichendes Anbot nicht abgegeben wurde. 

1) 88 55, 56. 2) Welche Teinen Börfen- oder Marktpreis haben. 

3, Übernahme um ein Biertel fiber dem Schähungswert. 

4) Vergl. 88 266, 273. 

5) Ein Drittel des Schäßungswertes bezw. höherer Metallwert, 8 277. 
Dasfelbe gilt, wenn fein Kaufluftiger zur Berfteigerung erſchienen ift, ober 
wenn fein Anbot gemacht wurde. 

6) Negelmäßig ift Verkauf aus freier Hand, allenfalls Übergabe ber 
Sachen zu Tommiffionsweifen Verkaufe und vergl. ins Uuge zu fafien. 
Wenn nad) Lage ber Sache die anderweitige Verwertung keinen Erfolg 
verfpricht, ift auch die neuerliche Verfteigerung nicht ausgeſchloſſen. — 
In Wien, Brünn, Trieft und Kralau, Prag, Graz und Lemberg Tann 
Berlfauf aus freier Hand in der Yultiondhalle ftattfinden. 8 8 und 
87 MB. bei 8 974. 

) In Wien, Brünn, Kralau, Lemberg, Prag, Graz und 
Trieft kann Verlauf aus freier Hand in der Auktionshalle ftattfinden, 
fall Es ein das erzielte Anbot überfteigender Kaufpreis zu erreichen 
fein dürfte. 

„Es macht biebei feinen Unterfchied, ob das höchſte für dieſen 
Gegenftand bei der Berfteigerung erzielte Anbot das zuläfftge geringfte 
Anbot (8 277 ED.) erreichte oder hinter diefem zuruckblieb. Bei bem 
Berlauf aus freier Hand darf die Sache nicht ımter der Hälfte des 
Schägungswertes, wenn aber das bei der Berfteigerung erzielte höchfte 
Anbot die Hälfte des Schätzungswertes überftiegen hat, nicht umter dieſem 
Anbote verfauft werden.” 88, Abſ. 1, MB. für Wien, Brünn, Trieft und 
Kralau, 8 7, Abf. 1, für Brag, Graz und Lemberg (fiehe bei 8 274). 
Dieje Borjchrift findet Teine Unmwendung auf ben Verlauf von Gegen- 
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ftänden, die zum Zweck des Verkaufes aus fireier Hand dem Exekutions⸗ 
gerichte Üüberjendet und in der Auktionshalle veräußert werden. $ 9 und 
88 zit. MB. 

. a) 8 befteht Tein geſetzliches Hindernis, bie gepfändeten Sachen, 
wenn dies alen Beteiligten offenbar zum Vorteile gereicht, auf Antrag 
durch Verlauf an den betreibenden Gläubiger zu verwerten. (IM. zu 
8 280 ED.). 


6 281. Auf Antrag!) kann das Erefutiondgericht ge- 
ftatten,?) daß Pfandgegenftände geringeren Wertes, deren 
Verlauf bewilligt wurde, ohne vorausgegangene bejondere 
Belanntmachung ihrer Verjteigerung bei einer gegen einen 
anderen Berpflichteten oder zu Gunſten eines anderen Gläu- 
bigers anberaumten und befanntgemachten Berfteigerung ver⸗ 
jteigert werden.?) 

1) Der Antrag kann in der Gerichtölanzlei zu Protololl genommen 

werden, 8 320, 8. 3, GO. 

2) Dagegen Tein Rekurs. 8 289. — Regelmäßige Verwertungsart 
von Fahrniſſen, welche behufs Einbringung einer Geldftrafe gepfändet 
wurden. 82 MB. v. 5. November 1852, RGB. Nr. 237 (Geldftrafen in 
Bivilfadhen), 8 4 MB. v. 11. Februar 1855, RGB. Nr. 30 (in Straf- 
fachen), Art. XIII 3. 4 EG. 3. ED. (Wortlaut ſ. dort). 

3) Die derart verbundene Verfteigerung ift zu ber dem Boll- 
ftredungsorgane paflend fcheinenden Zeit einzufchieben. Jedenfalls ift 
über dieſe Berfteigerung ein beſonderes Protokoll aufzunehmen. Inſtr., 
Abſchn. II, P. 75. 

In Unfehung von Sachen, deren Wert in keinem angemefienen 
Verhältnifie zu den Transportkoften fteht, Darf in Wien, Brünn, Trieft und 
Krakau, Prag, Graz und Lemberg der Verlauf in der Auktionshalle nur 
dann angeordnet werden, wenn ber Transport und Rüdtransport ge= 
legentlich der Überführung anderer Gegenftände ohne oder mit gering- 
fügigen Koften bewirkt werden Tann. 85 und 8 4 ber MB. bei 
8 274. 


6 288. In Anſehung des Abſtehens von der Exekution, 
der Fortjegung des Verkaufsverfahrens auf Antrag eines bei- 
getretenen Gläubiger, jomwie der Einftellung und Aufichiebung 
eines Verkaufsverfahrens haben die Vorſchriften der 88 200, 
3. 32) und 4,°) 203, Abi. 2,°) und 206, Abf. 1,9 finn- 
gemäße Anwendung zu finden. 

Im Galle einer nad) $ 206 beantragten Fortſetzung bes 
Berfaufsverfahrens find die Gläubiger, wider welche der Ein- 

8 282. 1. „Einverftändliches Siftieren” der Ber- 
fteigerung bat dieſelbe Wirkung wie Abftehen des betreibenden 
Glaͤubigers von der Fortiegung der Erefution ($ 200, 3.3 EO.). 
€. v. 18. November 1898, 3. 15533, Slg. 382. 
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ſtellungs⸗ oder re Dar wirkt, nad Maßgabe des 
ihnen allenfall3 zuſtehenden Pfandrechtes aus dem Verkaufs⸗ 
erlöſe zu befriedigen.’ 

Bon der Einftelung oder Aufichiebung des Verkaufs⸗ 
verfahrens find Lediglich die im $ 272, Abſ. 2,9 genannten 
Perfonen zu verftändigen. Die Einftelung des Verkaufs⸗ 
verfahrens tft im Pfändungsregifter?) anzumerken. 

1) Bor einem halben Jahre Tann im Falle des Abſtehens kein 
neuerlicher Verkaufsantrag geftellt werben. Cinftellung nad) 839, 3. 6, 
ED. Heat die Aufhebung des Pfandredhtes zur Folge, Einftellung nad) 
8 200, 3. 3, nidt. — Im Bweifel ift nur Einftellung des Verlaufs» 
verfahren? auszufprechen, es wäre denn, daß fih aus der Erklärung des 
betreibenden Gläubigers die Abficht ergibt, nicht bloß von ber Fort- 
fegung bes Berfteigerungs= oder Verkaufsverfahrens abzuftehen, fonbern 
die Exekution endgültig aufzugeben. 

»)jUnbieten der Zahlung vor Beginn der Berfteigerung durch ben 
Berpflichteten.. — Das Bollftredungsorgan darf ohne Einholung eines 
richterlichen Beichluffes von der Durchführung der anberaumten Ber- 
fteigerung nur abjehen, wenn ber dem Bollftredungsorgane übergebene 
oder nachweisfich bei Gericht erlegte Betrag bie im ivorftehenden bezeich- 
neten Forderungen famt Nebengebühren und Roften offenbar deckt. 

Das Bollitredungsorgan hat die bezüglichen Erklärungen und An⸗ 
träge, ſowie die Übergabe der Geldbeträge im Protokolle zu beurkunden 
und bie Einftelung des Berjteigerungstermines zu verkünden. Inſtr., 
Abſchn. II, B. 76. 

3) ber den Antrag auf Einftelung wegen Abſtehens oder wegen 
Anbieten der Zahlung Entſcheidung ohne mündliche Verhandlung. 

4) Aufforderung an die übrigen betreibenden Gläubiger zur Fort» 
ſetzung des gegen einen berjelben eingeftellten Berfahren®. 

5) Solche Gläubiger braudyen ihre Forderung nicht zur Verteilungs- 
tagfagung anzumelden. 8 285, Abi. 3. 

0) Berpflichteter und beireibender Gläubiger. ) 8 254. 


Berwendung des Verkaufserlöſes. 


6 283. Aus dem bei der Verfteigerung erzielten Er- 
löſe, einjchließlich der gemäß 8 271) verfallenen Sicherheit 
und des vom ſäumigen Meiitbietenden gemäß 8 278 ge 
leifteten Erſatzes,“) hat das Vollftredungsorgan,?) wenn die 








2. Erfolgt Einftellung aus einem Grunde, der nicht 
gegen alle betreibenden Gläubiger wirkt, fo ift das Ver⸗ 
fteigerungsverfahren während der vierzehntägigen Erklärungsfrift 
(8 206 ED.) fortzufegen und ein in diefe Frift fallender Verſtei⸗ 
gerungstermin abzuhalten. E. v. 2. November 1898, 3. 14630 
Elg. 363. — Bl. ED. $ 267, Nr. 2. 
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Erefution nur zu Gunjten desjenigen Gläubigers geführt 
wird, dem nad Inhalt der Pfändungsaften*) das alleinige 
oder das erſte Pfandredht an den verkauften Gegenftänden 
zufteht, diefem Gläubiger den nach Abzug der Verfteigerungs- 
und Schätzungskoſten erübrigenden, zur Befriedigung der 
vollftredtbaren Forderung ſamt Nebengebühren erforderlichen 
Betrag zu übergeben.?) 

Bei verzinslihen Forderungen find die Binfen, ſoweit 
bene verjährt find, bi3 zum Verfteigerungstermine zu be- 
rechnen. 


Die Ausfolgung diejer Beträge an den betreibenden 
Gläubiger gilt al3 Zahlung des Berpflichteten. 

Ein etwa verbleibender Reſt ift, jofern nicht ein nach 
folgender Pfandgläubiger inzwiichen darauf gegriffen hat,a) 
dem Berpflichteten auszufolgen.®) 

1) Übernahmsantrag. ?) Erſatz für den Ausfall am Meiftbote. 

. 8 Die Verteilung größerer VBerfaufserlöfe fol nad) Möglichkeit durch 
Kanzleibeamte vorgenommen werden. $ 335, Abſ. 2, SD. 

9 Wenn bie Anſprüche des Wermieterd und etwa ber Unfall 
verficherungsanftalten nicht zeitgerecht beim Erelutiondgerichte angemeldet 
werden, wenn diefe Anſprüche ſomit nicht „aus den Pfändungsakten“ 
erfichtlich find, braucht die Ausfolgung des Verkaufserlöſes nicht auf- 
geihoben zu werben. E83 empfiehlt ſich aber, den Vermieter und die 
Unfallverfiherungsanftaiten rechtzeitig aufzufordern, ihre allfälligen An⸗ 
ſprüche ſpäteſtens im Verfteigerungstermine anzumelden. — Hinfichtlich 
der Berftändigung der Unfallverficherungsanftalten und Krankenkafſſen 
fiehe IMV. dv. 19. Auguſt 1898, IMVB. Nr. 27, bei 8 172, B. 2. 

5, Die Ausfolgung des Verlaufserlöfes an den betreibenden Gläu- 
biger oder an den Verpflichteten ift im VBerfteigerungsprotofolle zu beur- 
tunden. Inſtr., Abſchn. II, P. 77. — Das Redit des VBerpflichteten, 
nachträglich eine Quittung des Gläubiger zu fordern, wird Dadurch nicht 
berührt. 8 25, Abf. 2. . 

®) Es dürfte fih empfehlen, vor Ausfolgung des Überſchuſſes an den 
Berpflichteten die übrigen Piandgläubiger über ihre Anſprüche auf den 
Veriteigerunggerlög einzuvernehmen, falls nicht von vornherein die An- 
nahme begründet ift, daß diefe die Verjteigerung deshalb nicht erwirkt 
haben, weil ihr Anſpruch erlofchen ift. — Die 88 283 bis 287 finden auch 
Anwendung auf die Verteilung des Erlöſes aus dem Verkaufe einer 
Geldforderung, 8 318; — 88 285 big 287 auf die Verteilung der vom 
Kurator eingebrachten Beträge, 8 315; — 88 283 bis 287 auf die Vertei- 
fung des Verkaufserlöſes einer beweglichen Sache, welche im Wege ber 
Erekution auf den Anſpruch auf ihre Herausgabe verwertet wurde, 8 327, 
Abſ. 4; — auf die Verteilung des Erlöfes verkaufter anderer Rechte, 
g 382, Abſ. 2. 

a) Der zur Befriedigung de3 betreibenden Gläubigers nicht erjor- 
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berlihe überſchuß des Verkaufserlöſes darf dem Verpflichteten nicht des⸗ 
halb vorenthalten werden, weil — wie bie Pfändungsakten ergeben — 
an ben verfteigerten Sachen Hinter dem betreibenden Gläubiger noch zu 
Gunften anderer PBerfonen Pfandrechte haften. Wenn die Berwendung 
des Verkaufserlöſes fih nad 8 288 ED. zu richten bat, find Pfand- 
gläubiger, welche weder das Verkaufsverfahren erwirkten, noch dem an⸗ 
hängigen Berlaufsverfahren beitraten, nur zu berüdfichtigen, infoferne 
fie auf Befriedigung aus dem Erlöfe ausdrücklich Anſpruch erheben (vgl. 
8 285, Abſ. 8, EO.). Dies geſchieht hier durch den an das Exekutions⸗ 
gericht oder an das Vollftredungsorgan gerichteten Antrag, ifmen den 
nad) Berichtigung der Forberung bes betreibenden Gläubigers erübrigen- 
den Reft des Erlöſes nad Maßgabe ihrer Forderung famt Neben- 
gebühren zuzuweiſen. Dieſe Zumelfung erfolgt durch gerichtlichen Be⸗ 
ſchluß (8 55, Abf. 1 und 3, ED.). (IM. zu 8 283 ED.) 

6 284. Begehrt der betreibende Gläubiger den Erſatz 
von noch nicht gerichtlich feitgeitellten Exekutionskoſten, To 
hat er gleichzeitig dem Bollitredungsorgane das Verzeichnis 
diefer Koſten vorzulegen. Die bezüglichen Koften find in 
diefem Falle auf Anzeige?) des Bolljtredungsorganes durch das 
Erefutionsgericht zu bejtimmen. 

Den nad) Angabe ded Gläubiger zur Dedung der an⸗ 
gefprochenen Koften erforderlichen Betrag hat das Boll» 
ſtreckungsorgan zurüdzubehalten und in der Gerichtsfanzlei?) 
u erlegen. In gleicher Weife ift mit dem Betrage zu ver- 
* der vom Vollſtreckungsorgan zur Deckung der Ver⸗ 
fteigerungsfoften, einjchließliy der für die Abſchätzung der 
verfteigerten Gegenftände zu entrichtenden Sacdverjtändigen- 
gebühren, zurüdbehalten wird. 


| Werden die erlegten Summen durch die dem betreiben- 
den Gläubiger gerichtlich zuerfannten Koften oder durch die 
gerichtlich beftimmten PVerfteigerungd- und Schäßungsfoften 
nicht erjchöpft, fo tft der Reftbetrag zur ferneren Befriedigung 
des betreibenden Gläubigerd oder nach voller Tilgung feiner 
Anfprüche im Sinne des 8283, letzter Abſatz, zu verwenden. 


Das Begehren um Koftenerfag muß vom betreibenden 
Gläubiger bei jonjtigem Ausjchluffe vor Beendigung des Ber- 
fteigerungstermines®) geftellt werden. 

1) In einem Vermerk auf dem Protokolle ift die Bitte um Belannt- 
gabe des richterlichen Beichluffes beizufügen (3. B. „Um Beſchluß⸗ 
foffung über den Antrag auf Seite 3 wird gebeten” o. ä.) 8 381, 
letzter Abſ., GO. 

2) Zum Geldbuch. 8 118 GO. 

3) Spezialnorm gegenüber 8 74, Abſ. 2. 
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6 285. Steht dem betreibenden Gläubiger nach Inhalt 
der Pfändungsalten nicht das alleinige oder das erſte Pfand- 
recht zu oder hat die Berfteigerung zu Gunſten mehrerer 
betreibender Gläubiger ftatigefunden, jo ift der Erlös) vom 
Bollitredungsorgane in der Gerichtstanzlei?) zu erlegen und 
vom Exekutionsgerichte zu verteilen. 


Wenn der Erlös bis zur Verteilung fruchtbringend an- 
gelegt wurde, find die Binjen zur Verteilungsmaſſe zu ichla- 
gen; en, ift die gemäß $ 271?) verfallene Sicherheit 
und der vom jäumt igen Meiftbietenden gemäß 8 278%) ge- 
leiftete Erjaß in die Verteilungsmaſſe einzubeziehen. 


Die Berteilungstagfagung tft vom Erelutiondgerichte von 
Amts wegen?) anzuberaumen. Zur Tagſatzung find der Ber- 
pflichtete und alle aus den Pfändungsalten erfichtlichen, noch 
nicht vollftändig befriedigten Gläubiger zu laden, deren Pfand- 
recht nicht bereits hemäh 8 256, Abi. 2,9 erlojchen iſt. Die 
Gläubiger find a leich aufzuforbern, ihre Anſprüche an Ka⸗ 
pital, Zinſen, ten und fonftigen Nebenforderungen vor 
oder bei der Tagfagung anzumelden und die zum Nachweife 
ihrer Anſprüche dienenden Urkunden, falls fich dieſelben nicht 
ihon bei Gericht befinden, fpäteften® bei der Tagjagung in 
Urſchrift oder beglaubigter Abſchrift vorzulegen, widrigens 
thre Unfprüche bei der Verteilung nur intowelt 5 berüdjichtigt 


8285. 1. Auf die Koften des Transportes ber ge- 
pfändeten Sachen in das Verſteigerungslokal tft bei ber 
Verteilung NRüdficht zu nehmen, fobald nur dieſe Koften vor ber 
BVerfteigerung beim Voltftredungsbeamten angemeldet worden find. 
E. v. 26. April 1899, 3. 6106, Sig. 595. 


2. Die Anmeldung der Anſprüche kann bei der 2er: 
teilungstagfagung bis zum Schluffe der Verhandlung gefchehen. 
E. dv. 18. Jänner 1900, 3. 524, %. 572; 

auf eine friftlice Anmeldung, die bei der Verteilungs- 
tagfagung noch nicht vorliegt, ift jedoch Fein Bedacht zu nehmen; 
die Tage des Pojtenlaufes dürfen nicht —— werden. E. v. 
7. Dezember 1899, 3. 17615, Sig. 792 


3. Bei der Berteilung find nur biejenigen Anſprüche von 
Amts wegen zu berüdfichtigen, für die das Verkaufsver⸗ 
fahren durchgeführt wurde ober zu deren Gunſten Beitritt ftatt- 
fand. Daher find Anfprüde von Amts wegen nicht zu berüdfich- 
tigen, für die das Berlaufsverfahren zwar beivilligt, dann aber 
vor dem Verlaufe wieder eingeftelt wurde (88 Re 3. 8, 282 

ED.). €. v. 15. April 1902, 3. 4421, G3. 1903 


Geſ. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. F 
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würden, als zu Gunften bderjelben die Erefution durch Ber- 
fteigerung bewilligt wurde.) 


1) Ebenfo bei der Pfändung abgenonımened Bargeld, 8 361. 9) Zu 
Hanben bed Geldbuchführers, 8 113 GO. *) Kaution desjenigen, ber 
fi) zur Übernahme erboten Hat. *) Erſatz für ben Ausfall bei der 
neuerlichen Ausbietung. °) Vergl. 8 209. °) Infolge nicht rechtzeitiger 
Einleitung (binnen 1 Jahr) oder nicht gehöriger Fortfegung des Ver⸗ 
Taufsverfahrens. ; 


a) Die Anfprühe von Piandgläubigern, welche weder das Ber- 
kaufsverfahren erwirtten, noch dem anbängigen Berlaufsverfahren bei- 
traten, find bei der gerichtlichen Verteilung bed Erlöjfes nur zu be⸗— 
tüdfichtigen , inſoferne fie ihre Anfprüche vor der Verteilungstagfagung 
anmelden. 

Betreibende (beigetretene) Gläubiger, die infolge eines auf fie be- 
ſchränkten Cinftelungs= oder Aufſchiebungsgrundes aus dem Ber- 
fteigerungsverfahren ausicheiden, find, falls dieſes fodann von den 
übrigen betreibenden Gläubigern fortgejeht wird, bei ber Berteilung 
des Berlaufserlöfes nad) Maßgabe ihres Pfandrechtes von Amts 
wegen zu berüdfichtigen (8 282, Abi. 23, ED.) (IM. zu 8 285, 
EO., 2. 1.) 

Das Bollftredungsorgan hat den Berfaufserlö dann, wenn er nicht 
gemäh 8 288 ED. dem betreibenden Gläubiger unmittelbar auszufolgen 
ift, in Die Gerichtötanzlei zu erlegen (8 285, Ubi. 1, ED. und 88 113 
und 332 GO.). (Gutachten des Oberſten Gerichtshofes zu 
8 285 EO., P. 2.) 

Vom Gerichte Tann — namentlich bei großen Beträgen, bei voraus- 
fihtlih Tängerer Dauer ber Verwahrung u. a. — die fruchtbringende 
Anlage des Verkaufserlöſes bei der Dazu beftimmten Anftalt (8 162 CD.) 
oder die Hinterlegung des Verlaufgerlöfes im gerichtlichen Depofitenamte 
angeordnet werden. Iſt Iehteres geſchehen, jo find bie bei der Ber: 
teilung des Erlöfes auf die einzelnen bezugsberedhtigten Perſonen ent- 
fallenden Beträge diefen unmittelbar bei dem Depofitenamte anzuweiſen 
(8 287 ED.) (IM. zu 8 285 ED., B. 3.) 

Erliegt der Erlös in der Gerichtstanzlei, fo tft in analoger An⸗ 
wendung der Beltimmung bes 8 287 ED. nach Rechtskraft des Ber- 
teilungsbefchluffes die Gerichtstanzlei von Amts wegen zu beauftragen, 
den einzelnen bezugsberechtigten Berfonen die ihnen gebührenden Be⸗ 
träge auszufolgen. GGutachten des Oberften Gerihtähofes zu 
8 285 EO., P. 4.) 


Die Auszahlung Tann bei den am Anweiſungsverkehre des k. k. 
Poſtſparkaſſenamtes beteiligten Gerichten im Wege ber Poſtſparkaſſe ge- 
ichegen (8 102 GO.); hievon abgejehen find bie bezugsberechtigten Per⸗ 
fonen von Amts wegen, unter Belannigabe der ihnen zukommenden 
Beträge, zu deren Behebung in der Gerichtskanzlei aufzuforbern. 

Diefe Verfügungen können, vorbehaltlich des Eintritied ber Rechts⸗ 
traft, ſchon im Verteilungsbefchluffe getroffen werden (8 287, Abf. 2, EO.). 
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Gleiches gilt für den Erlag und die Verteilung des bei ber Pfändung 
abgenommenen Bargeldes, wenn die Pfändung zu Gunften mehrerer 
Gläubiger erfolgt (8 261, letzter Abf., ED.) (IM. zu 8 285 
ED., P. 5.) | 

6 286. Das Erefutionsgericht hat bei der Verteilung 

des Erlöfes unter finngemäßer Anwendung der 88 212 bis 
214,1) 229,°) 231 bis 2342) und 236%) vorzugehen. 

Aug der Verteilungsmaſſe find zunächft die Koften der 
Schägung und der PVerfteigerung?) und jodann die redt- 
zeitig angemeldeten Pfandforderungen jowie die vollitredbaren 
"Forderungen, zu deren Hereinbringung die Berfteigerung be- 
willigt wurde, zu berichtigen. Der Betrag der Yorderungen 
ift nach der Anmeldung und deren Belegen fowie nad) den 
gerichtlichen Erelutionsbewilligungen zu berechnen. 

Unbeicdyadet des Vorranges, den Zölle, Verbrauchs⸗ und 

andere öffentliche Abgaben und Vermögengitrafen genießen 
oder der für einzelne Forderungen durch den Beitand eines 
gejeglichen oder vertraggmäßigen Pfandrechtes begründet wird, 
ijt für Die Bezahlung der oben bezeichneten Yorderungen Die 
nad der gerichtlichen Pfändung zu beurteilende Rangordnung 
enticheidend.®) Ä 


8 2386. 1. Den Anfprücden für den Transport der 
Pfandftüde nah dem Lagerhaufje und in die Auftions- 
halle fteht ein gefetliches Vorzugspfandredht zu. E. v. 26. April 
1899, 3. 6106, Sig. 595; | 

dagegen genießen die Koften für Verwahrung und 
Berpflegung der Pfandſache (Pferd) Fein gejegliched Vor⸗ 
zugsrecht; es kann ihnen aber die vorzugsweiſe Berichtigung bon 
den betreidenden Gläubigern zugeitanden werden. E. v. 29. No- 
vember 1898, 3. 16158, %. 585; 

den Koften des Verlauf3antrages, der Anmeldung 
im Berteilungspverfahren und den Rekurskoſten kommt 
gleichfalls ein Vorzugsrecht nicht zu; fie find, ſoweit fie Exekutions⸗ 
foften find, in der Rangordnung der Pfandforderung zuzumeifen. 
E. v. 11. Oftober 1898, 3. 13067, Sig. 335. 

2. Den Erwerb- und Eintommenfteunerrüdftänden 
fommt ein Vorzugsrecht nicht zu. E. v. 16. Auguft 1872, 3. 8312, 
Sig. 4687 (SR. 19; 10. Känner 1872, 3. 23, Sig. 4438 (18. Sep- 
tember 1888, 3. 10862, "Sig. 123502); 

auch nicht den Verzehrungsftener-Rüdftänden €. v. 
12. Auguft 1879, 3. 8977, Sig. 8655; 

und nicht den Handelsftammer- Beiträgen. E. v. 21. Jän⸗ 
ner 1873, 3. 509, Sig. 4846. 

3. Die Koften der Belanntmahung des Berfteige- 
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In Unfehung der Berichtigung von Zinſen, wiederlehren- 
den Zahlungen, Brose und Exekutionskoſten find die in den 
88 216, 217, 218, Abſatz 1, und 219 aufgeftellten Grund⸗ 
fäte anzumenden. 


1) Mündliche Verhandlung über die Verteilung, 8 2312. Widerſpruch 
ber Gläubiger und des Berpflichteten, 8 213. Verteilungsbeſchluß nad 
Maßgabe des Ergebnifies der Verhandlung, 8 214. ?) Inhalt des Ber- 
teilungsbeſchluſſes, 8 229. *°) Verweiſung eines Wiberfpruches auf den 
Rechtsweg, 8 231. Entſcheidung über den mit Klage geltend ‚gemachten 
Widerſpruch, 88 232, 283. Anfechtung bes Verteilungsbeſchluſſes mit 
Rekurs, 8 2334. 9 Ausführung des Verteilungsbefchluffes. 

8) Die Koften des Transportes in die Aultionshalle (nad) einem vom 
Juſtizmin. genehmigten Tarif) find Koften des gerichtlichen Verkaufes und 
aus dem Verfaufserlöfe zu erftatten. 8 17 bezw. 8 16 ber MB. bei 8 274. 
Zu den Koften der Schätzung und ber Berfteigerung gehören nicht bie 
Koften des Berlaufsantrages; ebenfowenig die Koften ber Anmeldung 
der Forderung ober Relkurskoſten. 

°), Ein gefeslihes Pfandrecht geniehen: 

1. Zollgebähren, fo lange die Ware fi) auf dem Transporte von 
der Zolllinie zum Grenzzollamte, auf dem Amtöplabe eines Bollamteg, 
zu dem biefelbe zur Vollziehung des Zollverfahrens gebracht wurbe, in 
zollämtlicher Berwahrung oder unter zollämtlichem Verſchluſſe befindet, 
unb gehen biefelben allen aus privatrechtlihen Titeln abgeleiteten An⸗ 
fprüden vor (8 200). 

Der Lagerzins haftet auf ber Ware, fo Iange fich biefelbe in 
der ämtlichen Berwahrung befindet, und es kann deren Ausfolgung aus 
der Niederlage, ehe nicht der für die Dauer ber Aufbewahrung ent⸗ 
fallende Lagerzind entrichtet wird, aus keinem wie immer gearteten 
Rechtsgrunde gefordert werben (8 244 der Zoll- und Staat8monopols- 


rungsediktes in den Öffentlichen Blättern gehören zu den Ber- 
fteigerungsfoften. &. v. 5. September 1900, 3. 12424, Sig. 1115. 
4. Die vom Spital angemeldeten Koften der legten 
Krankheit des verftorbenen VBerpflichteten. genießen bei 
— Verteilung ein Vorzugsrecht. E. v. 1. Juni 1881, 3. 5202, 
g. 8413. 
5. Vorzugsrecht der Hauszinsſteuer bei Verteilung des 
ne einer Schiffsmühle. €. v. 20. Juni 1900, 3. 8664, 
. 1061 


6. An dem beweglichen Vermögen des verfiherungspflichtigen 
Unternehmens kommt den rüdftändigen Beiträgen famt Neben- 
gebühren für die Arbeiter-Unfallverfiherungsanftalten, 
Arbeitertrantentafjfen und Bruderladen ein Borpfand- 
recht nicht zu. PE. v. 27. November 1900, 3. 304, Slg. 1197 
(2. Sc 1899, 3. 6370, 5. 594; 9. Juni 1896, 3. 6658, Slg. 
15802?). . 

7. Den Mietzinsforderungen gebührt vorzugsweiſe Be- 
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— kaiſ. Bat. v. 11. Juli 1886). Siehe Art. VIII, 8. 4, EG. 


2. Gefällsſtrafen und eventuell die Koſten des Gefällsſtrafver⸗ 
fahrens haften auf der Sache, die den Gegenſtand oder das Hilfsmittel 
einer Gefällsübertretung ausmacht (88 152, 162 d. GStG., kaiſ. Pat. v. 
11. Juli 1885, BES. Bd. 63). 

Wegen Verlegung der Eichpflicht haftet 2 geſetzwidrig bezeichnete 
Faß (8 2 Gef. v. 11. Juni 1890, RGB. Nr. 125). 

3. Die Gebühr von Bermbarn hs teeunaeh haftet auf der 
Sache, welche den Gegenftand der Übertragung ausmacht, und geht allen 
aus PBrivatrechtstiteln entjpringenden Forberungen vor; dieſes gilt in3- 
befondere von der Gebühr für Erbichaften und Vermächtniſſe (8 72 GG., 
Pat dv. 9. Februar 1850, RGB. Nr. 50). 

Dieſes Vorrecht erlifcht nad drei Fahren von dem Beitpunfte an, 
mit welchem bie Gebühr zufolge des Bahlungsauftrages von dem Steuer- 
pflichtigen hätte berichtigt werben jollen, unbeſchadet des dem Staatsſchatze 
azuftehenden Yorberungsrechtes gegen ven Steuerpflichtigen. Die Berjährung 
des Vorrechtes wird durch die Anwendung der gejeßlichen Mittel zur 
Einbringung der Gebühr unterbrochen (8 14 ML. v. 3. Mai 1850, 
RGB. Nr. 181). 

4. Die Berwahrungsgebühr haftet auf dem verwahrten Gegen- 
ftande und geht auf demfelben allen aus Privatrechtätiteln entfpringen- 
den Forderungen vor (8 14 kaiſ. Bat. vd. 26. Jänner 1858, RGB. 
Nr. 18). 

5. Die Beerdigungstoften der Sträflinge haften auf ben 
mitgebrachten Kleibungsftüden und dem Wrbeitsüberverbienfte (Hfd. dv. 
7. Februar 1817, IGS. Nr. 1813). 

6. Der Löhnung der Schiffsmannſchaft kommt ein vorzugs- 
weiſes Pfandrecht an dem Schiffe und den Frachtgeldern zu (Editto 
politico di navigazione meroantile v. 25. April 1774, Art. VII, 8 44). 


friedigung. E. vd. 27. September 1898, 3. 13320, Präv. 1899: 
. 440; 

und zwar ſowohl dem bereit fälligen, wie dem exit ſpä— 
ter fällig werdenden Mietzinfe. E. v. 4. September 1900, 
3. 12396, F. 603; 9. Auguft 1899, 3. 11972, 3. 6045 

desgleichen ber Mietzinsforderung des Awangsver- 
walters des dem Berpflichteten gehörigen Hauſes bei Verteilung 
des Erlöfes der veriteigerten Wa des Berpflichteten. 
€. v. 17. Auguft 1900, 3. 11474, Ban 

8 Diejes Vorzugsrecht des Vermieiers iſt weder von der 
Anbringung der Zinsklage, noch von der Vornahme 
der pfandweiſen Beſchreibung abhängig. E. v. 11. Oktober 
1898, 3. 13066, F. 609; 

und bfeibt nad Vornahme der pfandweiſen Bejchreibung er- 
halten, wenngleich die Pfandftüde in eine andere Wohnung 
gebracht werden. E. v. 28. September 1899, 3. 14399, 3. 613; 

fonft gebt die Mietzinsforderung des ipäteren Ber: 
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7. Der im Monopolsgebiete erzeugte Tabak haftet für bie 
davon zu entrichtende Verbrauchsabgabe und darf vor Berichtigung der- 
felben nicht in Verkehr gefebt werden (8 21 Bat. v. 29. November 1850, 
RGB. Nr. 462). 

8. Geſetzliches Pfandrecht de Rommififionärs (Ar. 374 
HGB.). 
9. Geſetzliches Pfandrecht des Spediteurs (Art. 882 90B.). 

10. Geſetzliches Pfandrecht des Frachtführers (Art. 400 HGB.). 
Wenn auf demſelben Gute zwei oder mehrere gemäß den Artikeln 374, 
883 und 409 begründete Pfandrecdhte beftehen, fo gebt unter denjenigen 
Pfandrechten, welche durch die Berfenbung ober durch den Transport des 
Gutes entftanden find, das fpäter entftandene dem früher entftanbenen 
vor; diefe Pfandrechte haben fämtlih den Vorrang vor dem Pfandrechte 
des Kommiffionärs und vor dem Pfandrechte des Spebiteurs für Vor⸗ 
ſchüſſe; unter den letzteren Pfandrechten geht das früher entftandene dem 
fpäter entitandenen vor (Art. 411 HGB.). 

Insbeſondere Transportkoften für die Überführung ber gepfänbeten 
Sachen in das Berfteigerungslofal. 

11. Forderungen aus dem internationalen Eiſenbahnfracht- 
verfehr. Die Empfangsbahn Hat bei der Ablieferung alle durch den 
Frachtvertrag begründeten Forderungen, insbefondere Fracht- und Neben- 
gebühren, Bollgelder und andere zum Zwede der Ausführung bed Trans⸗ 
portes gehabte Auslagen, fowie die auf dem Gute Haftenden Nachnahmen 
und fonftigen Beträge einzuziehen, und zwar ſowohl für eigene Rechnung, 
als aud für Rechnung der vorhergehenden Eifenbahnen und fonftiger 
Berechtigter (Art. 20). 

Die Eiſenbahn Hat für alle im Art. 20 bezeichneten Forderungen 
die Rechte eines Fauftpfandgläubigers an dem Gute. Diefes Pfandrecht 
befteht, fo lange das Gut in der Verwahrung der Eifenbahn ober eines 
Dritten fich befindet, welcher es für fie inne hat (Art 21 intern. Über- 


mieters dem Anfpruche des Vermieters voraus, in deflen Haufe 
— Verpflichtete früͤher gewohnt hat. E. v. 7. Juni 1900, 3. 8067, 
. 614. 


9. Aus dem Erldje dürfen nur die aus den legten drei Jah⸗ 
ren rüdftändigen Zinfen zugeiviefen werden. E. v. 27. März 
1901, 3. 3823, 38. 1902: 2. 

10. Bei Zerteilung des Erldfes von Vermögengobjel- 
ten, die in eine Konkursmaſſe gehören, hat das Ereku- 
tiondgericht über Beitand, Höhe und Rangordnung der angemel- 
beten Spezialmaffeloften zu entfcheiden. PE. v. 3. Zuli 1901, 
3. 7955, amtl. ©. 443; 

bie Anfprühedes Maffevermwalters für feine Beteiligung 
bei der Verfteigerung und für bie Auslagen, die durch den Trans⸗ 
port der in die Konkursmaſſe gehörigen Exekutionsobjekte zum 
Berfteigerungsorte verurſacht wurden, find als Vorzugspoften zu 
liquidieren. €. v. 2. Mai 1900, 3. 6370, F. 597. 

11. Gegen die Entfheidung des Retursgerichtes, 
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einlommen über den Eifenbahnfrachtverkehr v. 14. Oltober 1890, RGB. 
1892 Nr. 186). 

12. Advofaten haben ein gefegliches Pfandrecht für ihre Gebühren 
an den im Falle eines Streites erlegten Barfchaften (8 19 AD. v. 6. Juli 
1868, RGB. Nr. 96). 

18, Die von einem Notar erlegte Kaution bient als Pfand für 
alle Entſchädigungsanſprüche und Zahlungen, welche aus der Amtsführung 
des Notars erwachien (8 35 NO., Gel. dv. 25. Juli 1871, RGB. 
Nr. 75). 

14. Die von dem Inhaber eines Pfandleihergewerbes er- 
legte Kaution dient, unbeichabet der dem Gewersinhaber obliegenden per- 
ſönlichen Haftung, als Pfand für alle Entfhädigungsanfprücje, welche aus 
bem Betriebe des Pfandleihergewerbes gegen ben Inhaber desfelben er- 
wachſen (8 3 Gef. v. 23. März 1885, RGB. Nr. 48). 

15. Öffentlihe Lagerhäufer Haben während der Dauer ber 
Einlagerung ein auch im Falle des Konkurſes aufrecht bleibendes, allen 
übrigen Rechten vorgehendes Pfandrecht an ber eingelagerten Ware ($ 28 
Gef. v. 28. April 1889, RGB. Nr. 64). 

16. Sädhlihe Haftung von Branntmwein für die Konfumabgabe, 
88 17—20 Gef. v. 20. Juni 1888, RGB. Nr. 95. 

17. Sächliche Haftung von Budererzeugnifjen für die Verbrauchs⸗ 
abgabe, 88 6—9 Gef. v. 20. Juni 1888, RGB. Nr. 97. 

18. Gefegliches Pfandrecht des Bermieters und Verpächters an 
den invecta et illata und den Früchten $ 1101 abGB. 

Die Retentionsrechte fiehe bei 8 263. 


6 287. Nad) Rechtskraft des Verteilungsbeſchluſſes Hat 
da3 Erelutiondgericht, ſoweit nicht betreffs einzelner Boften 
die Erledigung im Rechtswege abgewartet werden muß, von 
Amts wegen dem Depofiten- oder Steneramte!) die Namen der 
in Anjehung des Erlöjes bezugsberechtigten Perfonen und die 
denfelben auszufolgenden Beträge anzugeben und die bezugs- 
berechtigten Perſonen unter Belanntgabe der ihnen zufom- 
menden Beträge zur Behebung derfelben anzumeifen. 

Wenn es zur Vereinfachung dienlich fcheint und insbe⸗ 
jondere, wenn bei der Berteilungstagfaßung von feiner Seite 


wodurch ein Verteilungsbeſchluß beftätigt wird, ift ein 
weiterer Rekurs nicht zuläffig. E. v. 4. Juli 1901, 3. 9139, 382. 
1901487; 28. März 1900, 3. 3269, Sig. 95%; 22. November 
1898, 3. 15758, Sig. 384. 

12. Die Buweifung aus dem Meiftbote wegen Ungültig- 
feit des Notariatsaktes, auf Grund deffen das Pfandrecht 
erwirkt wurde, mittels Klage anzufechten, find auch Gläubi- 
ger befugt, die bei der Verteilungstagfagung nicht anweſend Waren 
oder Feinen Widerfpruch erhoben haben. €. v. 25. November 
1899, 3. 16139, Slov. Prav. 1901: ©. 206. 
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ein Widerſpruch erhoben wurde, können dieje Verfügungen, 
vorbehaltli des Eintrittes der Rechtskraft, ſchon in dem 
Bertellungsbeichluffe getroffen werden. 

2) Falls daſelbſt ein Erlag gemadt wurde, fonft der Gerichts⸗ 
en Abſ. 1. Siehe Gutachten bes Oberſten Gerichtshofes zu 
8 285, P. 4. 

6 288. Die Beitimmungen der 88 283 bis 287 haben 
für die Verwendung des Erldfes finngemäß zu gelten, der 
bei einem Verkaufe aus freier Hand erzielt wurde. Das 
Begehren um Koftenerfag muß in diefem Falle vom betrei- 
benden Gläubiger bei fonftigem Ausſchluſſe innerhalb der im 
8 74, Abi. 2, feſtgeſetzten Friſt)) geftellt werden. Vor Ab- 
lauf diefer Friſt darf dem PVerpflichteten von dem erzielten 
Erlöſe nichts ausgefolgt werden. 

1) Binnen einem Monat nad) Beendigung ober Einftellung der Exe⸗ 

tution. 8 74, Abſ. 2. 


Rekurs. 


6 289. Gegen Beſchlüſſe, durch welche die Verwahrung 
gepfändeter —— deren Schätzung vor dem Ber- 
fteigerungstermine,?) die Überjendung an einen anderen Ort 
zum Bmwede des Berfaufes?) oder die Einbeziehung der ge- 
pfändeten Gegenftände in die in Anfehung anderer Pfand- 
ſtücke bewilligte Berfteigerung*‘) angeordnet oder ein Ber- 
‚wahrer ernannt wird,°) ferner gegen den Beichluß, welcher 
den Berfteigerungstermin bejtimmt,d) findet ein Rekurs 
nicht Statt. 

3829. 98275. *)88 2088,24. 9 8 281. ©) 8 260. 

°) 8 378. 


Zweite Abteilung. 
Exekution auf Geldforderungen. 


Unpfändbare Anjprüde. 


290. Unbefchadet der in anderen on und fonft 
gültigen Anordnungen!) in Anfehung von Geldforderungen 


8 290. 1. Geldforderungen, die dem Berpflichteten aus der 
Zeiftung von Lohnfuhren fünftig gegen einen Dritten er- 
wachſen werden, find nicht Gegenftand einer Erelutionsführung. 
E. v. 13. Dezember 1898, 3. 16772, F. 625. 

2. Auch nicht ber Anfpruch des Ehegatten auf Übergabe 
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fejtgeftellten Exekutionsbeſchränkungen find der Erefution?) 
gänzlich entzogen: 

1. Gnadengaben und diejenigen Almofen, Pfründengelder 
und ähnliche Unterjtüßungen, welche den der Armenpflege 
unterftehenden Berfonen aus Stiftungen, Gemeindefaffen oder 
aus anderen Öffentlichen Kaſſen?) angewiejen find, ſowie die 
aus dem Berhältniffe der Teilnahme an Kranken⸗ und Leichen- 
vereinen zuftehenden Anſprüche; 

2. Berficherungsfummen, a) welche dem Berpflichteten aus 
einem über die Berjicherung eined Gebäudes oder des Zu⸗ 
behörs einer Liegenſchaft geichloffenen Vertrage geblihren, 
wenn diefe Summen ftatutengemäß zum Wiederaufbau oder 
zur Wiederherftellung des beichädigten Gebäudes oder zur 
Ergänzung des Zubehörs verwendet werden müffen; 

3. Vorſchüſſe, welche aus den mit ftaatlicher Genehmigung 
zur Appropifionierung beftehenden Kafjen zu leiſten find. 

2) Siehe Art. VOI-X EG. 5. ED. 

2) Sie find auch nicht in den Konkurs einzubeziehen. 81 KD., Art. XII 

EB. 3. EO. — Derlei Anſprüche können auch nicht durd) Verbot oder 
eine andere einjtweilige, zur Sicherung einer Geldforderung angeordnete 
Verfügung getroffen werden. 8 380. 

%) Yuf die aus dem Armen- und Stiftungsfonde erteilten Almofen> 
gelder foll Tein Verbot oder Zeifion angenommen, noch auf derjelben 
Verſchreibung eine gerichtliche Aififtenz erteilt werden. Hfd. v. 5. Juli 
1784, ZGS. Nr. 813. — Auch auf die aus der Kameralkaſſe erteilten 
Almofengelder kann fein Verbot ftatthaben. Hfb. v. 11. April 1789, 
YES. Nr. 1002.8) 


des bedungenen Heiratsguted. E. v. 21. Dezember 1898, 
3. 17001, Sig. 428. 

3. Dagegen kann die auf einer Liegenfchaft fichergeftellte, zur 
Beftreitung der feinerzeitigen Begräbnistkoften gewid- 
mete Forderung des BVerpflichteten gepfändet werden. E. v. 
28. Dezember 1900, 3. 17319, Sig. 1221. 

4. Berfiherungdfummen (3. 2), die zur Wiederher- 
ftellung des beſchädigten Gebäudes nicht verwendet werden können, 
haben in erſter Linie zur Befriedigung der Hypothelargläubiger 
zu dienen. €. v. 31. Oftober 1900, 3. 14709, Sig. 1170; 

baß die Verfiherungsfumme im einzelnen Falle der Erefution 
unterliegt, muß im Exekutionsantrage nachgewiefen werben. 
E. v. 24. April 1900, 3. 5711, Ste. 979. 

a) 1. Eine nur für einige Jahre bewilligte Ona- 
dengabe von jährlich 240 K tft al8 Almofen anzuſehen. &. v. 
3. Mai 1881, 3. 4355, Sig. 8380. 

2. Eine in Monatsraten angewwiefene fortlaufende Geld» 
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Die von Sr. Majeftät dem Kaiſer aus Ah. Gnade einzelnen Berfonen 
bei der geheimen Kabinetskaſſe angewiejenen Geldbeträge 
können, da fie den Almoſengeldern gleichzubalten find, weder mit Berbot 
belegt noch in gerichtliche Egelution gezogen werden. IME. v. 11. No— 
vember 1852, 3. 15787, an das DLG. Wien. 

a) Der Anſpruch des Berpflichteten auf bie Berfiherungsfumme 
als Forderung, nicht dag aus einem ſolchen Anſpruche herrührende 
bare Geld ift nad) 8 290, 3. 2, ED. der Erekution entzogen. (IM. zu 
8 290 ED.) 


6 291. Nur infoweit der Jahresbezug die Summe von 
rer fs ee überfteigt, find der Erefution!) unter- 
i  worfen: 
far a. 1: Unterhaltögelder und Benfionen, welche aus GStif- 
. . tungen oder von Anftalten verabreicht werden, die zum 
— wecke der Unterſtützung errichtet ſind, en diefe nn 
haltsgelder und Penfionen nicht gemäß 290, 8. 1 der 
Erefution ganz entzogen find; | 

2. Unterhaltsgelder und Renten, die dem Berpflichteten 
auf Grund von Berficherungsverträgen ausbezahlt werden, 
fowie auf gejeglicher Vorſchrift beruhende Alimentenforde- 
rungen, falls der Berpflichtete erwerbsunfähig und genötigt 
ift, von diefen Unterhaltsgeldern und Renten zu leben; 

3. die wegen einer Körperverlegung zu entrichtenden 
Geldrenten.?) 

Bon den Einlagen in die bei Fabriken, gewerfichaftlichen 
oder fonjtigen gewerblichen Unternehmungen beftehenden Spar⸗ 
kaſſen oder Sparvereine, in welche lediglich gewerbliche Ar⸗ 
beiter dieſes Betriebes einge machen können, unterliegt 


unterftüßung von jahrlich 240 K ift einer faͤhrlichen Penfion 
gleichzuhalten. E. v. 12. April 1870, 3. 4171, Sig. 3773. 

8 291. 1. Diefe Beſchräntung gilt insbefondere auch für 
Renten und Abfertigungen, die der „Allgemeine Verband der Be- 
en der Süpdbahngef elt haft, öfterr. Linien” gewährt. 
E. v. 17. Jänner 1899, 3. 405, Sig. 460. 

en Aud einem Bermäntniffe zuftehende Nenten, 
die dur eine Stiftungskaſſe ———— werden, unterliegen 
uneingeſchränkt der Exekution. E. v. 19. Juni 1900, 3. 8736, 
Sig. 1056. 

3. Soweit der Unterbalt3anfprucd der gefhiedenen 
Frau der Erefution entzogen ift, kann der zu Gunſten dieſes 
— geführten Exekution vom —— nn 
nit Kompenſation enigegengelent werden. €. dv. 29. Oftober 
1901, 3. 12067, amtl. ©. 4 
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nur der die Summe von fünftunderr Gurden überfteigende 77° * 
Betrag der Exekution. 
Wenn einer Perſon mehrere der in 3. 1 bis 3 bezeich⸗ 
neten Anfprüche zuftehen, ift die Erefution auf diefelben mit 
der Maßgabe zuläffig, daß dem Berpflichteten ein Jahre IL 
bezug don fünfhundert Gutven reibleiben muß. 
1) 8 2392. — Urt. XII ES. 3. ED. — Berbot und andere einft- 
weilige Berfügungen zu Gunften von Geldjorderungen ausgefchloffen. 
80. 


2) Nicht Bloß die Unfallverficherungsrenten und die Bezüge aus 
Bruderladen, welche nad) Art. IX, 3.12, EG. 3. ED. von der Erekution 
ganz befreit find. 


6 292. Wenn wegen eines Anipruches auf Leiftung des 
aus dem Geſetze gebührenden Unterhaltes auf die im $ 291 
er Bezü e und Forderungen Erelution ee wird, 
t nur 
Erefution entzogen. — 
Soweit für einzelne der bezeichneten Bezüge und Forde— 
rungen durch beftehende Privilegien oder andere darüber er- 
gangene noch gültige Anordnungen?!) eine über die borge- 
dachten en hinausreichende Freiheit von der Exe⸗ 
in gewährt wird, hat es bei derfelben zu verbleiben. 
1) Siehe Art. IX, 8. 4, 6-8, 10—13, EG. 3. ED. 


6 293. Die Anwendung ber Beltimmungen der 35 290 
bis 292 kann durch ein zwijchen dem Berpflichteten und dem 
Gläubiger getroffenes Übereinkommen weder ausgeſchloſſen 
noch beichränft werden. Jede diefen Vorſchriften wider- 
Iprechende Verfügung durch Zeifton, Anweifung, Verpfändung 
oder durch ein anderes Geichäft ift ohne rechtliche Wirkung.") 

1) Einftellung der Erefution wegen Unzuläffigkeit. 8 39, 8. 2. 






Pfändung. 


6 294. Die Erxekution auf Geldforderungen des Ber- 
pflichteten erfolgt mittels Pfändung a) derfelben. Sofern 
nicht die Beitimmung des 8 296 zur Anwendung Tommt, 


8294. 1. Geſchäftsanteile, Geſchäftseinlagen von 
Mitgliedern einer regiftrierten Genoſſenſchaft können 
nicht gepfändet werden. E. v. 15. Juni 1898, 3. 8213, Slg. 
225; 5. Mai 1896, 3. 5338, Sig. 15781; 26. März 1890, 2. 3443, 
Nom. IV, 261 (14. ezember 1887, 3. 11968, Ste. 118859); 
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geicieht die Pfändung dadurd, daß das Gericht, welches die 
xekution bewilligt, dem Brittichuldner verbietet, an den 
Verpflichteten zu bezahlen. Zugleich tft dem Berpflichteten 
ſelbſt jede Berfügung über jeine Forderung fowie über das 
für diefelbe etwa beitellte Pfand und insbefondere die Ein- 
ztehung der Forderung zu unterjagen.?) 

- Sowohl dem BDrittichuldner wie dem VBerpflichteten tft 
hiebet mitzuteilen, daß der betreibende Gläubiger an der be- 
treffenden Forderung ein Pfandrecht erworben hat.°) 

Die Pfändung iſt mit Zuftellung des Zahlungsverbotes* 
an den Drittichuldner als bewirkt anzufehen. Sofern die 
et des BZahlungsverbotes an den Drittichuldner im 

nlande zu gefchehen hat, ift fie nicht durch die Bolt, ſondern 
durch ein anderes Buftellungsorgand) zu vollziehen. 

Der Drittihuldner Tann das BZahlungsverbot im Wege 
des Rekurſes anfechten. | 

+) Mit dem Antrage auf Pfändung Tann ber Antrag auf Er- 

lafjung des Wuftrages im Sinne 8 801 und ber Überweifungsantrag 


verbunden werben, 8 808; — über lebteren entjcheidet jedoch das Exe⸗ 
kutionsgericht. 


wohl aber die Beträge, die der Verpflichtete als Genoſſen⸗ 
ſchafter an Zinſen feiner Einlage und an Gewinnan— 
teilen zu fordern hat. €. v. 5. Mai 1896, 3. 5338, Sig. 15781; 

oder ein nach den Satungen ber Genoſſenſchaft „Geſchäfts⸗ 
anteil” genanntes Guthaben des Berpflichteten. €. dv. 7. Juni 
1898, 3. 7977, Sig. 211. — Bol. ED. $ 308, Nr. 2. 

2. Der betreibende Gläubiger, zu deſſen Gunften der An⸗ 
ſpruch eine Genoffenfhaftsmitgliedes auf Heraus- 
gabe feiner Anteile gepfändet wurde, Tann leßtere fündigen, 
ohne daß früher in das Vermögen des Senoffenfchafters fruchtlos 
Erelution geführt worden fein muß. €. v. 19. Februar 1901, 
3. 13633, 8. 1901 :41. 

3. Die Erelution auf ein Zinfenbezugsrecht des Xer- 
pflichteten an einer Hypothelfarforderung kommt der Pfändung einer 

eldforderung glei; das Zahlungsverbot ift an ben Hypothekar⸗ 
——— zu richten. €. v. 16. Oktober 1901, 3. 14159, 3B. 
1902: 95 
foferne die Zinfen vom Liegenfhaftseigentümer un- 
mittelbar dem BZinfenbezugsberehtigten ausgezahlt 
werben, ſteht e8 dem Hhpothefargläubiger frei, dies als — 
Vollzugshindernis den Gerichten anzuzeigen. E. v. 16. Oltober 
1901, 2 14159, IB. 1902: 9. 

4. Das an den Verpflichteten erlaffene Berbot 
wirkt nur zu Gunſten des betreibenden Bläubigerd; Dritte können 
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2 ?) Dagegen kein Rekurs, 8 845, 8. 1. — Name und Mbrefle des 
Drittſchuldners müſſen [don im Exekutionsantrage angegeben fein (8 54, 
8. 8). Die Beranftaltung von Erhebungen zur Ermittlung des Dritt- 
ſchuldners (etwa durch Einficht in Die Bücher des Berpflichteten) ift un 
azuläffig, 8 3, Abſ. 2, 8 55, Abi. 2. Dagegen bedarf es behufs Pfän⸗ 
dung der Forderungen aus den im 8 296 bezeichneten Bapteren einer 
Angabe des Drittſchuldners, weil fie aus dem vom Bollftredungsorgen 
aufzunehmenden Pfändungsprotololl zu entnehmen find. — Un im Yus- 
Iande befindliche Perfonen oder Behörden Tann Tein Zahlungsverbot er- 
laffen werben, fondern es ift um die Anordnung der Exekution das aus» 
laͤndiſche Gericht zu erfuchen. 

3) Bergl. das Drittverbot, 88 879, 3. 8, 382, 8. 7. 

*), Gegenfab zu Drittverbot. 

5) Gerichtsbiener ober Gemeindeorgane. 8 88 ZPO. 

a) Die Geldforderung des Berpflichteten, deren Pfändung beantragt 
wird, muß im Erelutionsgefuchhe nicht im ziffernmäßigen Betrage an- 
gegeben werben. (IM. zu 8 24 ED., BP. 1.) 

Über den Pfändungsantrag tft unverweilt und ohne vorhergehende 
mündliche Verhandlung oder Einvernehmung bed Verpflichteten zu ent- 
fcheiden (8 3 ED.). (IM. zu 8 294 EO., P. 2.) 

Die Pfändung von Geldforberungen iſt im Pfändbungsregifter (8 254 
ED.; 88 257—260 ED.) nicht erfichtlich zu machen; ebenfowenig bildet 
bie Pfändung von Forderungen aus Wechſeln und aus den anderen im 
8 296 ED. bezeichneten Papieren einen Gegenftand der Eintragung ind 
Pfändungsregtfter. (IM. zu $ 294 ED., P. 3.) 


die Rechtswirkſamkeit einer vom Satan verbotswidrig bor- 
enommenen Zeffton nicht beftreiten. €. v. 19. Februar 1900, 

. 15497, ©. 1901 :28. 

5. Die Bewilligung der Erelution auf einen dem Ber- 
pflihteten erblich angefallenen, aber noch nicht eingeant- 
worteten Forderungsanteil können auch deffen Miterben mittels 
Rekurs anfechten. €. v. 17. Jänner 1900, 3. 582, eig. 854. 

6. Beftellung eines Kurators für den abmwejenden Dritt- 
ſchuldner zum Zwecke der Zuftellung des Zahlungsverboted. ©. 
v. 27. November 1901, 3. 15942, $B. 1902: 12. 

7. Der Drittfhuldner ift zum Rekurſe berechtigt, 
wenn die Erefutionsbewilligung ihn gefegmwidrig belajtet ober wenn 
ihm ungerechtfertigte Aufträge erteilt werden. €. v. 11. Juni 
1902, 3. 8379, 38. 1902 : 362. 

8. Gegen den Drittfehuldner, ber ungeachtet des erlaffe- 
nen Zahlungsverbote8 den Forderungsbetrag nicht redt- 
zeitig bei Gericht erlegt, kann vom BVerpflichteten im Einver- 
ftändniffe mit dem betreibenden Gläubiger Erelution geführt werden, 
ohne daß eine Aufhebung des Zahlungsverboted notwendig märe. 
E. v. 11. Juli 1899, 3. 1079, Stg. 672%. — Bol. EO. 8. 47, 
Nr. 4. 
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6 295. Wird auf eine Geldforderung Exekution ge- 
führt, die dem Berpflichteten wider das Ärar oder einen 
unter Öffentlicher Verwaltung ftehenden Fond gebührt, fo ift 
das Bahlungsverbot ſowohl der Kaffe, aus welcher der Ber- 
pflichtete die Zahlung anzufprechen hat, als auch der Behörde 
re welche zur Anweiſung der betreffenden Zahlung 
berufen tft.) Mit Zuftellung des Bahlungsverbotes an lebtere 
Behörde y\ die Pfändung als bewirkt anzufehen.?) Die An- 
gabe der Kafje, bei der die Zahlung zu geſchehen hat, obliegt 
dem betreibenden Gläubiger. Inwieferne die Kafie infolge 
eines empfangenen Zahlungsverbotes die —— fälliger 
Beträge an den Verpflichteten vorläufig zurückzuhalten befugt 
ist, beſtimmt ſich nach den für die einzelne Kaffe geltenden 
Vorſchriften. 

Die vom Zahlungsverbote verſtändigte Behörde kann, 
falls ſie die Exekutionsführung auf die gepfändete Forderung 
als den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften — 
erachtet, ſowohl wegen Unzuläſſigkeit der Exekutionsführung 
dem Gerichte Anzeige erſtatten (3 39, Abſ. 2),) als auch das 
Zahlungsverbot im Wege des Rekurſes anfechten. 

1) Gilt auch für die Zuſtellung des Überweiſungsbeſchluſſes. $ 805. 

2) Daher danach die Priorität zu beurteilen. 8 300, Ubi. 2. 

3, Die Anzeige ift als Einftellungsantrag zu behandeln. 

Eine Zufammenftellung der anweiſenden Behörden und auszahlenben 

Kaſſen wurde herausgegeben von Bittorelli, Dr. Fiſchböck und Dr. Berkowitz. 


Vdg. ſämtlicher T. f. Minifterien v. 24. Oktober 1897, 
RGB. Nr. 250, über die Exekutiousführung auf FZorderungen 
an das ürar oder einen unter öffentliher Verwaltung ſtehen⸗ 
Ben Fon. 

Auf Grund des Art. XLI des Gef. v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 78, 
wird zur Durdhführung der im $ 295 der ED. (Gef. v. 237. Mai 1896, 
RGB. Nr. 79) enthaltenen Beftimmungen über die Egelutionsführung auf 
Forderungen an das Arar oder einen unter Öffentlicher Berwaltung ftehen- 
den Fond verordnet: 

8 1. Gerichtliche Beſchlüſſe, durch welche auf eine Gelbforberung, 
die dem Verpflichteten wider das Arar oder einen unter Öffentlicher Ber- 
waltung ftehenden Bond gebührt, die Exefution (8 295 der ED.) ober ein 
Drittverbot (85 379, 3. 3, 385 der ED.) bewilligt ober durch welche die 
Eretution oder die einftweilige Verfügung aufgehoben wird, hat das Ge⸗ 
richt ſowohl der Kaffe, aus welcher der Verpflichtete die Zahlung anzu- 


8 295. 1. Zum Erſatze des Schaden?, der durch unrid- 
tige Angabe der Kaffe verurjacht wird, ift der Staat nicht ver⸗ 
pflichtet. ©. v. 24. März 1897, 3. 3416, Sig. 15997. 
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ſprechen Hat, ala auch der Behörde zuzuſtellen, welche zur Unmweifung der 
Bahlung berufen ift. 

Wenn die PVerftändigung ber Kaſſe nicht gleichzeitig mit ber Ver⸗ 
ftändigung der anweifenden Behörde erfolgen könnte, Hat das Gericht 
ftet3 zuerft die Kaſſe, nötigenfal3 unter Anwendung einer fchleunigeren 
BZuftellungsart, zu benachrichtigen. 

Die richtige Angabe der Kafie obliegt dem betreibenden Gläubiger 
auf jeine Gefahr (8 295 der EO.). 

8 2. Die Kaffe, der ein gerichtliche Zahlungsverbot oder Dritt- 
verbot (88 295, 379, 3. 3, 3885 der EO.), daB eine Forderung an ben 
Staatsſchatz oder an einen unter öffentlicher Verwaltung ftehenden Fond 
betrifft, oder ein gerichtlicher Beſchluß auf Überweiſung einer folchen 
Forderung (85 803, 305 der ED.) zugeftellt wird, Hat auf dem ge— 
tichtlichen Beſchluſſe felbft fogleich nad) deſſen Einlangen den Beitpunft 
der an die Kaffe erfolgten Buftellung, ſowie die Geichäftszahl, unter 
welder er im Einreichungsprotololle der Kaſſe eingetragen wurde, anzu= 
merfen und den Beſchluß auf die vorgeichriebene Weife in Bormerkung 
zu nehmen. 

Erachtet die Kafie, daß gegen die Ausführbarfeit des Zahlungs» 
verbotes (Drittverbotes) ober des Überweifungsbefchluffes Anftände be- 
ftehen, fo Hat fie dieſe unverzüglich der anweiſenden Behörde anzu⸗ 
zeigen. 

8 8. Bon ber Zuftellung bes Bahlungsverbotes (Dritiverbotes) an 
hat die Kaffe mit der Auszahlung des durch das Verbot betroffenen Be- 
trages felbft dann, wenn bie Auszahlung bereit3 angewiefen wäre, bis 
auf weitere Verfügung ber anmweilenden Behörde vorläufig innezuhalten. 
Einen gerichtlichen ÜUberweifungsbefchluß darf die Kaffe erft nad) ſchrift⸗ 
liher Anordnung der anweifenden Behörde in Bollzug feßen. 

8 4 Die anmweifende Behörde hat die Zuläffigkeit und Ausführ- 
barkeit des ihr mitgeteilten gerichtlichen Beichluffes und insbeſondere 
auch die Zuläffigleit einer Erelutionsführung auf die gepfändete Forde- 
rung nad) den beftehenden Gefeben zu prüfen oder dieſe Prüfung durch 
die zuftändige Behörde zu veranlafien und fobann nad) dem Ergebniſſe 
diefer Prüfung entweder der Kaffe den Bollzug des gerichtlichen Be- 
fchluffes und zwar, wenn der betreibende Gläubiger dies beantragt hat 
und die Koſten gededt find, im telegraphifchen Wege aufzutragen*) oder 
aber dem Gerichte die Hinderniffe des Vollzuges jeines Beſchluſſes zur 
Benachrichtigung des betreibenden Gläubigerd oder Antragfteller® an- 
äuzeigen. 

Wenn die Behörde das ihr mitgeteilte Zahlungsverbot (Drittverbot) 
mit den beitehenden Gejegen in Widerſpruch ftehend erachtet, insbeſondere 
wenn die Bezüge des Verpflichteten zur Zeit den Betrag nicht überfteigen, 
welcher der Erelution entzogen ift und das Zahlungsverbot (Drittverbot) 
in Erwartung der künftigen Steigerung der Bezüge erwirkt wurde, kann 

fie den gerichtlichen Beſchluß im Wege des Rekurſes anfechten ($ 295 der 


*) Eine Berftändigung des Gerichtes ift in diefem Falle nicht vor- 
gefchrieben. 
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ED.) ober darüber dem Exelutiondgerichte amtliche Anzeige erftatten 
(8 89, Abſ. 3, der EO.). 

Wenn der Rekurs überreicht werden fol, hat die Behörbe den ihr 
zugelommenen gerichtlichen Beſchluß unverzüglich der k. k. Finanzpro 
Yuratur zu überjenben. 

85. Wird bie Zahlung einer folchen Forderung einer anderen Kaffe 
übertragen, fo müſſen biefer Kafle zugleich die in Anſehung diefer Forbe- 
rung vorgemerkten gerichtlichen Bahlungsverbote unb Überweifungen von 
Amt? wegen überjendet werden. 

8 6. Derjenigen Bartei, welche die Pfändung ober Überweiſung 
einer Forderung an den Staatsſchatz ober an einen unter öffentlicher 
Verwaltung ftehenben Fond erwirkt hat, kommt das hiedurch erimorbene 
Recht, wenn der Vollzug bes gerichtlichen Beſchluſſes ausführbar ift, von 
dem Beitpuntte zu, in welchem ber gerichtliche Beſchluß an bie anweiſende 
Behörde gelangt tft. 

Wenn zu Gunften verjchtedener Berfonen in Unfehung berfelben 
Yorberung bei der anweifenden Behörde am nämlihen Tage Zahlungs- 
verbote eingelangt find, fo ftehen die Pfandrechte dieſer Gläubiger im 
Range einander gleich (8 800 der ED.). Bei Unzulänglichleit ber ge- 
pfänbeten unb überwiefenen Yorberung find bie zu vollfiredenden An⸗ 
ſprüche famt Nebengebühren nad Verhältnis ihrer Gejamtbeträge zu be- 
richtigen (8 300, Abſ. 8, der EO.). Die Verteilung des überwiejenen 
Forberungsbetrages unter bie mehreren volfftredbaren Anſprüche gleichen 
Ranges Hat in ber Regel durch die anmweilende Behörde au gefchehen. 
In zweifelhaften Fällen Tann der überwieſene Forderungsbetrag gericht- 
lid) deponiert werben. 

87. Im Falle der gerichtlichen Überweifung einer jemandem gegen 
das Arar zuftehenden Yorberung hat die Bahlung bes Forderungsbetrages 
oder ber überwieſenen Yorberungsquote an den Bezugsberechtigten nur 
gegen Beibringung des Driginalüberweifungsbeichluffes und gegen Vor⸗ 
weifung der Driginalfchulddofumente, welche der Überweifung zu Grunde 
liegen, ftattzufinden. 

Iſt die Perſon als Bezugsberechtigte der Kaffe nicht befannt, fo hat 
fie fi) durd) zwei befannte vertrauenswärbige Zeugen bie Gewißheit von 
der Identität der Berfon zu verfchaffen. 

Die beigezogenen Identitätszeugen müflen die Empfangsurkunden mit 
ihrer Unterfchrift verjehen und dabei ihre Kenntnis ber Perſon des Be⸗ 
bebenden ausdrücklich beitätigen. 

Bon der Prüfung der Perfonsidentität kann, wenn fich fonft keine 
Bedenken binfichtlich berjelben ergeben, in dem Falle abgejehen werben, 
wenn die Behebung mittels gerichtlid) oder notariell Tegalifierter Empfangs⸗ 
beftätigung erfolgt. 

Geſchieht die Behebung nicht durch den Bezugsberedjtigten ſelbſt, 
fondern durch deſſen Bevollmächtigten oder Rechtsnachfolger, fo ift, falls 
nicht ein bezüglicher Auftrag ber anweiſenden Behörde vorliegt, bie Bei⸗ 
bringung der betreffenden Vollmacht oder Legitimationsurkunde er- 
forderlich. 

Ft dieſe Urkunde eine PBrivaturkunde, fo muß fie legalifiert fein. 
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Die Vollmacht oder Legitimationsurkunde ift zur Sicherftellung des 
Staatsſchatzes zurüdzubehalten und der betreffenden Journalspoſt beizus 
ſchließen. 

Handelt es ſich um eine Zahlung, welche in Raten erfolgt, wie 
namentlich Dienſteinkommen und Ruhegenüſſe, ſo ſind bei der erſten 
Behebung die Hauptmerkmale der vorgewieſenen Schulddokumente in 
Vormerkung zu nehmen und die erfolgten Teilzahlungen auf der vom 
Gläubiger vorgelegten gerichtlichen Beſchlußausfertigung erſichtlich zu 
machen. 

Wird auf Grund eines Wechſels Exekution geführt, ſo hat die Kaſſe 
bei der Erfolglaſſung einer Teilzahlung zu verlangen, daß von dem Wechſel⸗ 
gläubiger dieſe Teilzahlung auf dem Originalwechſel angemerkt und die 
Quittung auf einer Abſchrift des Wechſels erteilt werde. 

8 8. Dieſe Verordnung tritt am 1. Jänner 1898 in Wirkſamkeit; 
am jelben Tage verlieren die Verordnungen jäntlicher Minifterien und 
Bentralbehörden v. 9. Mai 1860, RGB. Nr. 125, fowie die Vdg. des 
Sinanzminifteriums v. 7. März 1882, 3. 23085, FMVB. Nr. 10, ihre 
Wirkſamteit. 


Verordnung der Miniſter der Juſtiz und der Finanzen 
v. 24. Ottober 1897, RGB. Nr. 251, über die Behandlung bon 
freiwilligen Pfandbeſtelungen oder Zeifionen hinfichtlih Der 
gegen Den Stantsihak zuſtehenden, bei Kantlihen Aaflen zahl⸗ 
baren Forderungen. s 

8 1. Wenn jemand eine ihm wider das Arar zuftehende, bei einer 
Staatlichen Kaffe zahlbare Forderung gänzlich oder zum Teile einem Dritten 
zediert oder freiwillig verpfändet, jo ift hievon uuter Beibringung be3 
urtundlihen Nachweiſes jene Behörde zu verftändigen, welche zur An⸗ 
weiſung der Bahlung berufen iit. 

8 2%, Die Behörde hat die überreichten Belege zu prüfen und fofern 
die Zeſſion oder Berpfändung nicht undurchjührbar*) tft oder nad) den . 
beftehenden Gefegen nicht unzuläffig ericheint, unter Berftändigung der 
Parteien der Kaffe den Vollzug aufzutragen. Im Falle der Abweiſung 
find den Parteien die Gründe befanntzugeben. 

83. Wenn an einem und demfelben Tage bezüglich der gleichen 
Forderung an das Ärar außer ben im 8 1 bezeichneten Verftändigungen 
gerichtliche Verbote einlangen, fo bat, ſoferne die Vormerlungen an der 
Bahlungsreihe find, die anmweifende Behörde den gerichtlichen Erlag im 
Sinne des 8 1425 abGB. im Wege der zuftändigen Finanzprofuratur zu 
veranlaflen. Hievon Tann nur dann Umgang genommen werden, wenn die 
Beteiligten die Zahlung zu Handen eines ausgewiefenen gemeinfchaftlichen 
Machthabers gegen deſſen Quittung anfprechen. 

8 4. Die Beftimmungen der 88 1-3 finden aud Hinfichtlich der 
auf Namen Iautenden oder durd) Bintulierung für einen beftimmten Zweck 
gewidmeten Staatsfchuldverfchreibungen und vom Staate zur Zahlung 

übernommenen Schuldtitreg Anwendung. 


*) Insbeſondere deshalb, weil die Forderung noch nicht liquid und 
bei der Kafje noch nicht angemwiefen ift (Art. IX, 3. 5, ED. 3. EL.) 


Gef. Eig. VI, 3. Exekutionsordnung. 37 
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In diefen Fällen fungiert die f. k. Direktion der Stantsfhuld als 
anweiſende Behörde. 

Die behufs Vornahme der Umschreibung ftatthafte unmittelbare Über- 
reichung folder Obligationen bei der Staatsſchuldenkaſſe in Wien oder 
bei auswärtigen Bahlftellen wirb hiedurch nicht berührt. 

85. Diefe Verordnung tritt am 1. Jänner 1898 in Wirkſamkeit. 


Vdg. d. Juftizminiftertumg v. 15. Dezember 1899, JMIB. 
Nr. 56, betreffend die Geltendmachung Ber Nuzuläffigteit Der 
Exrekution anf eine Jorderung genen Bas Ürar. 


. Un alle zur Anweifung von Gelbzahlungen aus Forderungen an das 
Arar berufenen Juſtizbehörden. 

Die Erfahrung hat ergeben, daß bei Exekution auf Forderungen 
wider das Arar mitunter die Unzuläſſigkeit der Exekutionsführung von 
den anweiſenden Behörden mit Rekurs geltend gemacht wird, wo auch die 
bloße Anzeige, daß die Exekutionsführung nach den darüber beſtehenden 
Vorſchriften unzuläſſig ſei (88 39, 3. 2, und 295, Abſ. 2, EO.), zum Ziele 
geführt Hätte. 

Vom Standpunkte der Juftizperwaltung ift e8 jedoch wünjchensivert, 
daß dort, wo zwei Rechtsmittel zur Erreichung bes gleichen Bieles zur 
Verfügung ftehen, das einfachere, mit geringerem Aufwand an Zeit, Arbeit 
und Koften verbundene Rechtsmittel angewendet wird. Falls demnach 
neben der als Einftelungsantrag zu behandelnden Anzeige im Sinne des 
839, 3. 2 und Abſ. 2, ED. der Rekurs zuläffig ift, gebührt der bloßen 
Unzeige der Vorzug, weil fie ohne Inanſpruchnahme der Rechtsmittel- 
initanz, ohne Aufſchub und in einem ganz einfachen Verfahren dem Ge- 
richte erfter Inftanz die Handhabe bietet, die Erelutionsführung ben ent- 
ſprechenden VBorfchriften gemäß einzufchränten oder aufzuheben. Nur dann 
wäre e3 angezeigt, ftatt der Unzeige den Rekurs zu erheben, wenn die 
Nechtsfrage zweifelhaft und nicht zu erwarten tft, daB der Richter von 
feinem Beſchluſſe abgehen mwerbe. 

E3 muß aber darauf aufmerffam gemacht werden, daß nicht in allen 
Fällen eine Konkurrenz zwifchen Anzeige und Relurs ftattfindet. 

Mit der als Einftellungsantrag zu behandelnden Anzeige Tann nur 
geltend gemacht werden, daß die Erefutiondbewilligung unzuläffig fei, 
weil fie gegen die Vorfchriften verftößt, nad) denen die betreffende For⸗ 
derung ber Erefution überhaupt oder in dem bemwilligten Umfange ent⸗ 
zogen ift. Andere nicht das Objekt der Exekution betreffende Mängel 
der Eretutionsbewilligung find mittels Rekurſes geltend zu machen, wie 
3. B. der Mangel der Vollſtreckbarkeit des Exekutionstitels, der Fälligkeit 
ber geltend gemadjten Forderung, der Altivlegitimation bes betreibenden 
Gläubigers, die Unzuläffigkeit mehrfacher Überweifung derfelben Forde⸗ 
rung u.a. m. 

Anderſeits gibt e8 Fälle, in denen bloß der Einftellungsantrag (die 
Anzeige nach 8 39, Abi. 2, EO.), aber nicht der Rekurs zuläffig ift. Da 
nämlid) mit dem Rekurſe neue Tatfachen und Beweife nicht zur Geltung 
gebradjt werden können, vielmehr die Rekursinſtanz den angefochtenen 
Beſchluß auf Grund der ihr vorliegenden Alten zu überprüfen hat, fo 
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- eignet fi) der Rekurs nicht zur Richtigſtellung der vom betreibenden 
° Gläubiger angeführten Tatfachen, auf denen der angefochtene Beſchluß 
beruht. Wenn daher die vom Gerichte feinem Beichluffe zu Grunde ge- 
- legten Annahmen unridtig find, mwenn zum Beiſpiel der Berpflichtete 
nicht im Bezuge eines Gehaltes, fondern von Taggeldern ſteht oder fein 
Gehalt das Eriftenzminimum nicht erreicht, fo ift dies dem Gerichte nur 
mittels einer Anzeige im Sinne des 839 ED. zur Kenntnis zu bringen. 
Wenn das Gericht trotzdem bei feinem Beichluffe beharrt, Tann die Ab⸗ 
lehnung des Einftellungsantrages mittels Rekurſes angefochten werden. — 

Behufs des Vorganges der Gerichte bei Verbot!» und Ere- 
tutionsführungen aufdie Bezügeder Hoftheatermitglieder 
wird befanntgegeben, daß die beiden k. k. Hoftheater feit dem Jahre 1867 
unter dem k. f. Oberfthofimeifteramte ftehen. IME. v. 15. Jänner 1873, 
3. 521, an dag OLG. Wien. — 

Anweifende Behörden und KRafien der Staat3eifenbahn- 
verwaltung im Sinne des $ 295 ED. 

Aus Anlaß einer Anfrage hat das k. E. Eifenbahnminifterum mit ©. 
v. 28. September 1899, 3. 34674, den unterftehenden Behörden eröffnet, 
daß als „zur Anmweifung berufene Behörden" im Sinne des $ 295 ED. 
nur diejenigen Dienftftellen der Staat3eifenbahnverwaltung anzufehen find, 
. welde mit einem felbftändigen Anweiſungsrechte ausgeftattet find. 
Ein ſolches Recht fteht außer den dem Eifenbahnminiftertum unmittelbar 
unterjtehenden Bienftitellen nur den Staat3bahndireftionen zu, 

keineswegs aber auch den mit interimijtifchen Auszahlungen betrauten 
exekutiven Dienftitellen, weil Die von dieſen bewirkten interimiftifchen Aus⸗ 
zahlungen nad) 8 43 der Inſtr. VIII der nadjträglichen definitiven An- 
weifung durch die betreffende Staatsbahndirektion bedürfen. 

„Kaſſen“ im Sinne des 8 295 ED. find Hingegen alle Zahlitellen der 
58 öſterr. Staatsbahnen, bei welchen Ein- und Auszahlungen zu Gunften 
oder zu Laften des Eifenbahnärarz vorgenommen werden, demnad) aud) 
die Kaſſen der exekutiven Dienftitellen. Die einer Bahnverwaltungsfeltion 
. oder einer anderen exekutiven Dienftftelle zugeftellten Zahlungsverbote find 
“ im Sinne des Buntes 4 der FMB. v. 26. November 1897, 8. 8350 (fund- 

gemacht im IV. Stüd des Amtsblattes des T. k. Eifenbahnminifteriumd 
- ex 1898) — mweil nicht der fompetenten anweiſenden Behörde zugeftellt — 
in jedem Falle „unverzüglich“ dem betreffenden Gerichte zurüdzuftellen. 
Mitt. des IMVB. ©. 336/1899. 
Die anmweifenden Behörden und Kaflen der Staatseiſenbahnverwal⸗ 
“tung find in der Mitt. IMVB. ©. 266/1900 aufgezählt. 

Pfändung und Prittverbot Hinfihtlih öffentlider, auf be— 
ftimmte Namen Iautender oder durch Bintulierung für 
einen beftimmten Zwed gewidmeter Obligationen. Giehe 
85 2, 3, 4 MB. v. 24. Dftober 1897, NGB. Nr. 249 (bei Art. XV EG. 
- 3. ED.) Darnach werben ſolche Obligationen, falls die Zinfen gegen 
Coupons zahlbar find, wie Wertpapiere behandelt; rechtsbegründend und 
für die Priorität maßgebend tft fomit die Pfändung der Obligation, nicht 
die Verftändigung der anweiſenden Behörde. Dagegen werden ſolche Obli- 
gationen, deren Zinfen nicht gegen Coupon3, fondern gegen Quittung 


37* 
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bezahlt werben (mie ftetö bei aufRamen lautenden ober vinkulierten Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen) nicht wie Wertpapiere, jondern wie Forderungen 
behandelt, es entfcheibet nicht Die Pfändung der Obligation (bes Mantel3), 
fondern die Verftändigung der anweifenden Behörde von dem Bahlungs- 
verbote oder von der vorgenommenen Pfändung. 


Berbot auf ald Militärheiratskaution gemwibmete 
Etaat3obligationen. Gerichtliche Verbote, Pfändungen oder Einant- 
wortungen in Hinfiht auf ala Militärheiratäfautionen gewidmete Staats⸗ 
obligationen und deren Binfen find im Sinne der Anordnungen ber Ben- 
tralftellen v. 2. Juli 1859, RGB. Nr. 120 (fiehe jebt MB. v. 24. Oftober 
1897, RGB. Ar. 249, bei Art. XV EG. 3. ED.) und v. 9. Mai 1860, 
RGB. Nr. 135, dann des Punktes 2 des FME. v. 26. Februar 1860, 
RGB. Nr. 58, der Staatsſchuldenkaſſe und der Direktion der Staats- 
fchuld als der diefer Kaffe unmittelbar vorgejegten Behörde zuguftellen. 
Die Direltion der Staatsihuld Hat von jeder hinſichtlich einer Militär- 
heiratsfautiongobligation oder des dazu gehörigen Rentenſcheines im 
Krebitbuche zu pflegenden außergerichtlichen ober gerichtlichen Vormerkung 
dem Reichskriegsminiſterium die Anzeige zu eritatten, welches fie ber 
Univerfalmtlitärdepofiten + Abminiftration (jet Zahlamt des Reichs— 
friegaminiftertum) zur Vervollſtändigung ihrer Aufſchreibungen über 
die Militärhetratsfautionen zufertigt. FME. v. 8. Juni 1878, RGB. 
Nr. 125, 8 9. 


Berbot auf gerihtlihe Depofiten. Auf ein bewegliches Gut 
wird dag Verbot nur mit dem geführt, daß an jenen, der es in Händen 
hat, die Intimation der Nichterfolglaffung ergeht oder wenn es in ge⸗ 
richtliher Verwahrung ift, dieſes Verbot in dem Depofitenbuche vorge⸗ 
fchrieben werbe; wie hierin die Gerichtsordnung die alleinige Richtſchnur 
darftellt. Hid. v. 22. März 1784, JGE. Nr. 266, lit. o. Siehe darüber 
auch 8 3 MB. v. 24. Oktober 1897, RGB. Nr. 249 (bei Art. XV ES. 
3. ED.) und JM. zu 8 835 ED. 

Eiche das Hfd. v. 13. Oktober 1844, JGS. Nr. 840, über die Exe⸗ 
fution gegen Tabatl- und Stempelmartenverfchleißer und Tras 
fifauten (bei $ 261). 


Gerihtlihe und adminiftrative Bormertungen, Abzüge 
und Rüdläffe von den aus militärifhen Kaſſen (Militärs 
zahlftellen) zu leiftenden Bahlungen. 

Das k. k. Reichskriegsminiſterium hat mit 38. v. 1. Jänner 1886, 
Präf. Nr. 5466 ex 1885, ABB. Nr. 6, eine neue Borfchrift über die 
Behandlung der gerichtlichen und administrativen Bormerklungen, ber Ab» 
züge und NRüdläffe von den aus militäriichen Kaſſen (Militärzahlftellen) 
zu leiftenden Zahlungen hinausgegeben, weldhe am 1. März 1886 in Wirk⸗ 
famfeit getreten fit. 

Tas Juftizminifterium bringt dieſe Verordnung (fie wurbe hier nicht 
abgedrudt, in der erften Auflage findet fie fi) unter Anhang IV) den 
Gerichten mit dem Beifügen zur Kenntnis, daß durch biefelbe die mit 
dem IME. v. 22. April 1875, 3. 5113, befanntgegebene BB. des k. k. 
Reichskriegsminiſteriums v. 8. April 1875, Abtlg. 4, Nr. 298, AVB. 
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Nr. 54, außer Kraft gejegt worden it. IMV. v. 10. März 1886, 
ZMBB. Nr. 10. Nachträgliche Anderungen, Kundm. des IM. v. 7. Uuguft 
1894, IMVB., ©. 140. 

Rad) der Vdg. des IM. v. 9. Juni 1886, IMVB. Nr. 28, betreffend 
die Einführung der Vorfchrift über die Behandlung der gerichtlichen 
und adminiftrativen Bormerflungen, der Abzüge und Rück— 
läſſe von den aus militärischen Kaſſen (Militärzahlſtellen) zu leiftenden 
Bahlungen in der Landwehr, hat das k. k. Landedverteidigungmini- 
ftertum mit 38. v. 26. April 1886, Präf. Nr. 524, LWEB. Nr. 12, an- 
geordnet, da die mit der ZB. dest. k. Reichſskriegsminiſteriums v. 1. Jän. 
1886, Präf. Nr. 5466 ex 1885, verlautbarte „Borjchrift über die Be⸗ 
handlung der gerichtlichen und admintjtrativen Bormerlungen, der Ab- 
züge und Rüdläffe von den aus militärischen Kaflen (Militärzanlitellen) 
zu Veiftenden Zahlungen”, welche den Gerichten mit der JMB. v. 10. März 
1886, IMVB. Nr. 10, befanntgegeben worden iſt, im Bereiche der k. k. 
Landwehr (der k. k. Landesfhügen) nebſt den für diefelbe beigefügten 
Adaptierungsbeftimmungen mit 1. Mai 1886 in Wirkſamkeit zu treten hat. 


Birlularvdg. de3t.!.Landesverteidigungsminifteriums 
v. 26. April 1886, Präſ. Nr. 524. Die mit der BB. des k. k. Reichs⸗ 
kriegsminiſteriums v. 1. Jänner 1886, Präf. Nr. 5466 ex 1885, verlaut- 
barte „Borfchrift über die Behandlung der gerichtlichen und adminiftra- 
tiven Bormerlungen, ber Abzüge und Rüdläffe von den aus militärischen 
Kaſſen (Militärzahlftellen) zu leiftenden Zahlungen” Hat famt der er=- 
mwähnten 38. im Bereiche ber k. k. Landwehr (der T. k. Landesichügen) 
unter Beachtung nachftehender Beitimmungen mit 1. Mai 1886 in Wirk⸗ 
ſamkeit zu treten: 

1. Bei den Truppen und Anſtalten der k. k. Landwehr, dann bei den 
anweiſenden Lanbwehrbehörben , denen Liquidierende Organe unmittelbar 
beigegeben find, findet die neue Vorfchrift in Betreff der von denſelben 
angewiejenen Altivitätsgebühren vollinhaltliche Anwendung, während 
bei jenen anweifenden Landwehrbehörden (Landwehrlommanden), denen 
eigene Organe für den Liquidationsdienft nicht zur Seite ftehen, unter 
Bedachtnahme auf diefen Umstand, bei Anwendung der Borjchrift bezüg- 
ih der von ihnen angewiefenen Altivitätägebühren ein finngemäßer 
Vorgang plabzugreifen hat. 

2. Die Zivilſtaatskaſſen, welche durch Die im Punkt 1 gedachten Amt3- 
bandlungen der anweifenden Landwehrbehörden berührt werden, benehmen 
fih in den einfchlägigen Fällen nad) den für fie beitehenden Borfchriften. 

Desgleihen find in Durchführung der Bormerfungen, Abzüge und 
Rückläſſe bezüglich der von den Landmwehrbehörden angewiefenen Berjor- 
gungsgenüffe die VBorfchriften der Zivilverwaltung maßgebend. 

3. Zu einzelnen Beftimmungen der neuen Vorſchrift und der eingangs 
erwähnten Birkularverordnung wird bejonders bemerkt: 

a) dauernd altivierte Gagiften der Ef. k. Landwehr find in Betreff der 
Abzüge und Rückläſſe ihrer Gebühren gleich den Gagiften des Aktiv⸗ 
ftandes zu behandeln (88 8 und 12 der Vorſchrift); 

b) die tagweiſe bemeſſene Aftivierungsgebühr der zu irgend einer Dienft- 
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leiftung zeitlich altivierten Gagiften unterliegt im Grunde des 8 12 

(legte Alinea) der Borjchrift feinem Abzuge; 

c) bei Überweifung der Bormerkungen, welche aus Anlaß der Trans» 
ferierung oder Rüdüberfegung von Landwehrgagiſten zum k. E. Heere 
oder umgelehrt notwendig wird, hat naturgemäß der entgegengejehte 
Borgang des in 8 59 (lebtes Alinea) der Vorſchrift vorgezeichneten 
Verfahren? plabzugreifen; 

d) was die Rüdwirfung der Beitimmungen des II. Abſchnittes ber Vor⸗ 
fhrift über bie Erefutionsfähigfeit der Gebühren und ber dort er⸗ 
mwähnten fonftigen Ararialzahlungen betrifft, fo ift mit Bezug auf den 
Bunt 1 der eingangs zitierten Verordnung zu beachten, daß dieſelben 
die Grenzen der Erelutionzfähigleit nad) dem ſchon dermalen beftehen- 
den Gef. v. 21. April 1882, RGB. Nr. 128, daritellen, deren An⸗ 
wendbbarfeit auf die vorfommenden Fälle ſich nad) den: Zeitpunkt 
richtet, in welchem jenes Gefeg in Wirkſamkeit getreten ift (Punkt 2 der 
Durchführungsvdg. v. 6. Oktober 1882, Präf. Nr.1801, LWVB. Nr.29); 

e) mit dem Tage des Beginnes der Wirkſamkeit der neuen Vorſchrift 
tritt die im Landmwehrverordnungsblatte Nr. 16 ex 1875 verlautbarte 
BLU. v. 13. Juni 1875, Nr. 6879 VI, außer Kraft (Punkt 4 der ein- 
gangs erwähnten Zirkularverordnung). 

Verbote auf bei der Öfterreihifh-ungarifhen Bank er- 
liegende Werteffelten. Wer Verbots⸗, Pfand: ober Exekutions⸗ 
rechte auf bei der Bank liegende Gelder und Effekten oder bei berfelben 
einzuhebende Forderungen erwirken will, hat fich diesfallg an das kom⸗ 
petente Gericht zu wenden, welches eine folche ſicherſtellungsweiſe oder 
erelutive Maßregel immer nur unbejchadet der der Bank an dieſen Werten 
zuftehenden Rechte bewilligen kann und Hievon die Bank unmittelbar zu 
verftändigen hat. In allen diefen Fällen aber ift die Bank bereditigt, 
die Gelder und Effelten oder den betreffenden Forderungsbetrag auf Koften 
bes Eigentümers oder Yorderungsberedhtigten gerichtlich) zu hinterlegen. 
Die Erfolgung von bei der Bank liegenden Geldern und Effelten an ge⸗ 
tichtlich Tegitimierte dritte Perfonen findet ftet3 nur gegen Burüditellung 
der betreffenden Urkunden ftatt (Art. 97 der mit &ef. v. 27. Juni 1878, 
RGB. Nr. 66, rüdf. mit ©. v. 21. Mai 1887, RGB. Ar. 51, kundgem. 
Statuten). Art. IV EG. ;. ED. 

Aufgehoben ift dur Urt. IV, 8.1, EG. 3. EO., 8 65 des mit 
MB. dv. 5. November 1855, RGB. Nr. 186, kundgemachten Statuis ber 
k. k. priv. öſterr. KRreditanftalt für Handel und Gewerbe, 
lautend: „Alle gerichtlichen Berftändigungen, insbeſondere alle Berhote 
auf die bei der Unftalt für Rechnung Dritter erliegenden Gelder ober 
Effekten oder fonitigen Aufträge, müſſen der Kreditanftalt zu Handen der 
Direktion durch das Handelögericht in Wien zugeftellt werden, widrigens 
fie diefelben nicht anzunehmen verpflichtet ift.“ ” 


6 296. Die Pfändung von Forderungen aus Wechfeln 
und anderen Bapieren, welche durch Indoſſament Ya) über- 


82396. 1. Erelution auf Forderungen des Verpflichteten 
aus Einlagebühern eines Vorſchußvereins, obwohl diefe 
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tragen werden Tönnen,?) jowie von Forderungen aus nicht 
indofjablen Sched3, Taufmänniichen Anmweifungen und Ber- 
pflichtungsicheinen und aus Einlagebüchern von Banken, 
Spar- und Vorſchußkaſſen wird dadurch bemirkt, daß das 
Vollſtreckungsorgan diefe Papiere zufolge Auftrages des Ere- 
futionsgerichtes unter Aufnahme eines Pfändungsprotofolles 
(88 253, 254, Abf. 1) an fich nimmt?) und bei Gericht oder 
in der Gerichtskanzlei) erlegt. 

Sür eine fpäter zu Gunſten eined anderen Gläubigers 


bewilligte Pfändung derfjelben Forderung gilt die Beftimmung 
des 8 257.5) 


Y) Inhaberpapiere werden wie andere Törperlihe Sachen gepfändet, 
8 253. — Berlauf, $ 268. 

2) Sched3, Faufmännifche Anweiſungen und Verpflichtungsfcheine unter 
den Vorausſetzungen Art. 301 HGB., Lagericheine, Ladejcheine, Art. 414 
HB. u.a. m. . 

3) Maßgebend für die Priorität 8 370. — UÜberweifung 88 304, 305, 
314, 319, 3. 4; wenn fie Börfenpreis haben, Berfteigerung unzuläflig, 
8 319, 8. 5. Die Erlafiung eines Zahlungsverbotes in Anſehung folcher 
Papiere ift nicht zuläffie. 

4) Wenn fie den Betrag von 500 fl. überjteigen, im Depofitenamte, 
fonit in der Gerichtskanzlei zum Geldbuche (8 113 GO.). Analogie aus 
8 388 GO. 

5) Anmerkung auf dem Pfändungsprotokolle. — Obliegt der Zu⸗ 
ſtellungs⸗ und Exekutionsabteilung ($ 384, 8. 11), wenn fi aber das 
Protokoll beim Richter oder bei feinem KRanzleibeamten befindet, biejem. 
8 174, Abſ. 1, SD. 

Die Pfändung von Forderungen aus Inhaberpapieren und den in 

"8 296 ED. bezeichneten Bapieren Tann auch im Wege der politifchen 
Exekution erfolgen. Falls Wertpapiere ber Iehtbezeichneten Art der poli- 
tischen Pfändung unterzogen werden, hat die Exekutionsbehörde dieſe 
Papiere unverzüglich bei Gericht zu erlegen, gleichzeitig den Antrag auf 
Bewilligung der gerichtlichen Pfändung zu ftellen und allenfalls damit 
den Antrag auf Übermweifung gemäß $ 308 ED. zu verbinden. FME. 
v. 9. Zuli 1902, 8. 81495 ex 1901, IMVB. ©. 217/1902. 

a) Auf Inhaberpapiere iſt die Erelution wegen Gelbforberungen nad) 
den VBorfchriften über Die Erelution auf bewegliche Lörperliche Sachen 
(8 258 ff. ED.) zu führen. (IM. zu $ 296 ED.) 


F 297. Präfentationen, Protefterhebungen, Notififa- 


tionen und fonftige Handlungen?) zur Erhaltung oder Aus- 
übung der Rechte aus den im 8 296 bezeichneten Papieren 


Einlagebücher auf den Namen dritter Perfonen Tauten, von diefen 
verwahrt werden und der Vorſchußverein felbft der betreibende 
Släubiger ift. E. v. 30. Mai 1900, 3. 7532, Przeg. 1903: ©. 33. 
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find, infolange das Papier bei Gericht erliegt, zufolge Er- 
mäcdhtigung des Erefutionsgerichtes durch das Vollftredungs- 
organ?) an Stelle des Berpflichteten vorzunehmen.?) Die 
Ermädtigung, jolde Handlungen mit Rechtswirkſamkeit vor- 
zunehmen, kann dem Vollitredungsorgan von Amts twegen oder 
auf Antrag des VBerpflichteten oder des betreibenden Gläubi- 
gers erteilt werden. | 

Insbeſondere kann das Vollftredungsorgan vom Exeku⸗ 
tionsgerichte, falls Gefahr im Verzuge ift, ermächtigt wer- 
den, die fällige Sorderung aus einem derartigen bei Gericht 
erliegenden Papier einzuziehen.) Die eingehenden Beträge 
find gerichtlich zu Hinterlegen; das für den betreibenden Gläu- 
biger an der Yorderung begründete Pfandrecht erſtreckt fich 
auf dieſe Forderungseingänge. 

Wenn die Einklagung der Forderung zur Unterbrechung 
der Verjährung oder zur Vermeidung Ponftiger Nachteile 
nötig erjcheint, Hat das Erefutiondgeriht von Amts wegen 
oder auf Antrag zu diefem Zwecke einen Kurator?) zu be= 
ftellen.®) 

1) Siehe die für die Vollftredunggorgane gegebenen Belehrungen in 

Inſtr., Abſchn. II, P. 84. 

2) Solche Handlungen ſollen nad) Möglichkeit durch Kanzleibeamte 
(nicht durch Gerichtsdiener) vorgenommen werden. 8 335, Abſ. 1, GO. 

2) Wechſel und andere indoſſable Papiere, nicht indoſſable Schecks, 
kaufmänniſche Anweiſungen und Verpflichtungsſcheine, Einlagebücher von 
Banken, Spar⸗ und Vorſchußkaſſen', die das Vollſtreckungsorgan bei der 
Pfändung an ſich genommen hat, ſind ſogleich nach Rückkunft des Voll⸗ 
ſtreckungsorganes, noch vor ihrer Abgabe zur Verwahrung, dem Richter 
vorzumeifen, damit Diefer Die Notwenbigleit von Präfentationen, PBroteft- 
erhebungen und anderen Handlungen zur Erhaltung oder Ausübung der 
Rechte aus ſolchen Bapieren beurteile (8 297 ED.). Iſt der Richter nicht 
mehr anweſend, fo find dieſe Bapiere zu dem gleichen Zwecke dem leitenden 
oder auffichtführenden Beamten der Buftellungs- und Erefutionsbabteilung 
(Erelutionsabtellung) vorzuweiſen. 

Gelder und Wertpapiere, die das Vollſtreckungsorgan nicht mehr am 
felben Tage zu Gericht erlegen ober bem Beamten, der das Geldbuch 
führt, übergeben Tann, find bis zum nächiten Tage vom leitenden oder 
auffihtführenden Beamten der Zuſtellungs⸗ und Erekutionsabteilung in 
"Verwahrung zu nehmen. 8 882, Abſ. 8 u. 4, GO. 

9) Balls die Zahlung nicht am Orte bes Exekutionsgerichtes erfolgt, 
ift hierbei fo vorzugehen, wie bei der'Überfendung von Gegenftänden zur 
Sffentlichen Verfteigerung. Siehe 8 393 GO. bei 8 274. 

5) Befugnifie des Kurators und Überwachung desfelben, 8 315. 

®) Kein Rekurs. 8 345, 8. 4. 
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F 298. Ein für die gepfändete Forderung beftelltes 
Handpfand ift auf Antrag!) des betreibenden Gläubiger in 
Verwahrung zu nehmen ($ 259). Der Antrag auf Ein- 
leitung der Verwahrung?) Tann mit dem Antrage auf Be- 
willigung der Forderungspfändung verbunden oder abgefon- 
dert nad; Bewilligung der Pfändung beim Exekutionsgerichte 
geitellt werden. 

1) Der Antrag Tann in der Gerichtöfanzlei zu Prototoll genommen 

werden. 8 320, 8. 3, SO. 

2) Gegen die Einleitung der Verwahrung und gegen die Ernennung 

des Verwahrers fein Rekurs. 88 289, 345. 


$ 299. Das Pfandrecht, welches durch die Pfändung 
einer Gehaltsforderung oder einer anderen in fortlaufenden 
Bezügen beftehenden Forderung erworben wird, erftredt ſich 
auch auf die nach der Pfändung fällig werdenden Bezüge, ') 
das an einer verzinslichen Forderung erwirkte Pfandredht auf 
die nach der Pfändung fällig werdenden Binfen. 

Durch Pfändung eines Dienjteinfommend wird in3be- 
fondere auch dasjenige Einkommen getroffen,?) welches der 
Berpflichtete infolge einer Erhöhung feiner Bezüge, infolge 
Übertragung eines neuen Amtes, Verjegung in ein anderes 
Umt oder infolge Verjegung in den Ruheſtand erhält. Dieje 
Beitimmung findet jedoch auf den Fall der Anderung des 
Dienftherrn feine Anwendung. 

1) Die Pfändung einer derzeit exefutionsfreien Gehaltsforderung in 

der Erwartung ihrer Tünftigen Steigerung ift aber unzuläffig. Siehe $ 4, 
Abſ. 2, MB. v. 24. Oltober 1897, REB. Nr. 250 (bei $ 295). 

2) Gilt auch für freiwillige Berpfändungen und Zeſſionen, fofern nicht 
durch eine ausdrückliche Erflärung des Einfchreiters etwas anderes aus⸗ 
drüdlich beftimmt wird. Siehe FMV. v..27. März 1898, 8. 16480 bei 
Art. IX, 3.5, EG. 3. ED. 


6 300. Wird von mehreren Gläubigern zu verjchte- 
denen Heiten die Pfändung derielben Forderung erwirkt, fo 


8 300. 1. Nach denfelben Geſichtspunkten beftimmt fich die 
Rangordnung beim Zufammentreffen vertragsmäßiger 
und eretutiver Pfandredte. E. v. 23. September 1902, 
3. 13170, Not3. 1902 :49. 

2. Die nah früherem Rechte erwirkte Einantwor- 
tung eines Lohnbetrages, zu deren Vollzug der betreibende 
Gläubiger nicht8 getan hat, begründet keinen Vorrang gegenüber 
einem Gläubiger, der nach neuem Rechte Pfändung und Über- 
weifung erwirkt hat. E. v. 8. Oftober 1901, 3.8093, Not3. 1902 :38. 
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ift für die Beurteilung der Priorität der hiedurch erworbenen 
Rechte bei Forderungen aus den im $ 296 bezeichneten Pa- 
pieren der Beitpunft maßgebend, in dem da3 Papier vom 
Bollitredungsorgane in Verwahrung genommen!) oder Die 
ipätere Pfändung auf dem bereit vorhandenen Pfändungs- 
protofolle angemerkt wurde.?) 

In allen übrigen Fällen richtet fich die NRangordnung der 
Pfandrechte nad dem Zeitpunkte, in welchem die zu Guniten 
der einzelnen Gläubiger erlaffenen Zahlungsperbote an den 
Drittfhuldner oder bei Forderungen an das Arar ober einen 
unter Öffentlicher Verwaltung ftehenden Fond an die Behörde 
gelangt find, welche zur Anweiſung?) der betreffenden Zah⸗ 
fung berufen ift. 

Erfolgt die Befignahme der im Abſatze 1 bezeichneten 
Papiere gleichzeitig zu Gunften mehrerer Gläubiger oder 
fommen mehrere Bahlungsverbote dem Drittihuldner am 
nämlichen Tage zu, fo ftehen die Hiedurch begründeten Pfand- 
rechte im Range einander gleih. Bet Unzulänglichleit des 

epfändeten Anfipruches find fodann die zu vollitredenden 
or berüngen famt Nebengebühren nach Verhältnis ihrer Ge- 
jamtbeträge zu berichtigen.*) 

1) Beurkundet durch das Pfändungsprotofoll, 8 253. — Bei dffent- 
lichen, auf Namen lautenden oder vintulierten Obligationen tft für bie 
Prigrität die Pfändung maßgebend, fofern nicht die Binfen ohne Cou⸗ 
pons (gegen Quittung) ausbezahlt werden (Wertpapiercharalter verloren). 
Art. XV ES. z. ED. 

8 257. 

3) Die Zuftelung an die anmweifende Behörde ift auch enticheidend 
für Die Rangordnung des Pfandrechtes an Öffentlichen, auf beftimmte 
Namen Tautenden oder durch Vinkulierung für einen beftimmten Zweck 
gewidmeten Obligationen, fofern die Zinien nicht gegen Coupons (ſon⸗ 
dern gegen Quittung) bezahlt werden. Siehe 8 3 ML. v. 24. Oftober 
1897, RGB. Nr. 249 (bei Art. XV EG. 3. ED.). — Hinſichtlich ber 
Pfändung von Forderungen an dad Arar oder an einen öffentlichen 
Fond fiehe auch 6 MB. v. 24. Oftober 1897, RGB. Nr. 250 (bei 
8 295 ED.). 

4) Forderungen famt Nebengebühren vergl. 88 125, Abſ. 2, 218, 
Abf. 1. 

$ 301. Das Erekutionsgericht hat dem Drittichuldnere) 
auf Antrag!) des betreibenden Gläubigers aufzutragen,?) fi) 
binnen vierzehn Tagen?) darüber zu erflären: 


01. 1. Die unter der irrigen Borausfegung eines 
gültigen Kaufvertrages abgegebene Erklärung, die Forderung 
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1. 0b und inwieweit er die gepfändete Forderung als 
begründet anerfenne und Zahlung zu leijten bereit jet; 

2. ob und von welchen Gegenleiftungen feine Bahlungs- 
pfliht abhängig fei; 

3. ob und melde Anſprüche andere Perfonen auf die 
gepfändete Yorderung erheben; 

4. ob und wegen welcher Anjprüche zu Gunjten anderer 
Gläubiger an der Forderung ein Pfandrecht beitehe; 

5. ob und von welchem Gläubiger, ſowie bei welchem 
Gerichte die gepfändete Forderung eingeflagt jei. 

Der Antrag kann mit dem Anſuchen um Bewilligung 
der Pfändung verbunden werden. In diefem Yalle hat das 
die Pfändung bemilligende Gericht dem Drittſchuldner gleich- 
zeitig mit dem Bahlungsverbote aufzutragen, fich über die 
bezeichneten Punkte binnen vierzehn Tagen zu äußern. 

Der Drittichuldner Haftet*) dem betreibenden Gläubiger, 
auf deſſen Begehren der Auftrag ergeht, für den Schaden, der 
aus einer Vermeigerung der Erllärung, fowie aus einer 
wifjentlich unmwahren oder unvollftändigen Erklärung entfteht. 
Dies tft ihm bei Zuftellung des Auftrages befanntzugeben. 

Die Erflärungen des Drittichuldners können vor dem 
Erefutiondgerichte oder vor jenem Gerichte, welches die Yu- 
ftellung des Bahlungsverbotes vorgenommen hat,5) zu ge- 
richtlichem Brotofolle®) oder mittels Schriftiag an das Ere- 
futionsgericht erfolgen. Der Drittfchuldner kann fich gleich 
bet Zuftellung des Zahlungsverbotes dem mit der Vollziehung 
diefer Zuftellung betrauten Organe gegenüber über die zur 
Beantwortung geftellten Fragen erflären.. Das hierüber auf- 
genommene retofol”) ift von Amt3 wegen dem Exekutions⸗ 
gerichte einzufenden. 

Der betreibende Gläubiger ift von der Abgabe der Er- 


anzuerkennen und Zahlung leiften zu wollen, verpflichtet den Dritt- 
ſchuldner nicht zur Zahlung. E. v. 13. Dezember 1901, 3. 16709, 
amtl. ©. 502. 

2. Daß der betreibende Gläubiger e8 unterlaflen hat, bei Ere- 
fution auf bücherlich einverleibte Forderungen den Dritt- 
ſchuldner zur Erklärung aufzufordern, benimmt ihm nicht die Be⸗ 
rufung auf feinen guten Glauben. E. v. 14. Februar 1900, 
3.18715, Sig. 887. 

3. Kofteneriat iſt nur für rechtzeitig abgegebene Erflä- 
rungen zuzufpreden. ©. dv. 13. Auguft 1901, 3. 11514, amt. 
©, 468; 


, 
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Härung behufs Einfihtnahme des bei Gericht verbleibenden 
Schriftſatzes oder Protokolles zu verftändigen. 

Die für den Drittfchuldner mit der Wbgabe der Erffä- 
rung verbundenen Koſten?) find — vom betreibenden 
Gläubiger und beim Vorhandenſein mehrerer betreibender 
Gläubiger von allen nad Verhältnis ihrer vollitredbaren 
Horderungen zu tragen. 

!) Der Antrag kann in der Gerichtöfanzlei zu Protokoll genommen 

werben. 8 820, 8. 8, 88. . : 

2) Dagegen kein Rekurs. 8 845, B. 2. 

2) Unerſtrecbbare Frift. 8 58. Über ˖ den gleichzeitig geftellten Über- 
weiſungsantrag ift erſt nad) Ablauf der Friſt zu entſcheiden. 8 303. 

+, Mittels befonderer Klage geltend zu machen. 

5) In der Regel Berfonalinftanz des Drittfchuldners. BZuftellung durch 
die Poft ausgeichlofien. 8 294, Adi. 3. — Dieſe Beftimmung findet auch 
Anwendung, wenn bie Zuftellung nicht durch den Gerichtsdiener, fon- 
— auf Veranlaſſung des Gerichtes durch Gemeindeorgane vorgenommen 
wurde. 

o) Die Erklärungen können in der Gerichtskanzlei zu Protokoll ge⸗ 
nommen werden. 8 320, 8. 4, GO. 

Stempelbehandlung. Die mittels Schriftſatzes oder Protokolles 
abgegebenen Erklaͤrungen von Drittſchuldnern unterliegen der Stempel⸗ 
gebühr nach dem Ausmaße, das dem Antrage auf Bewilligung der Exe⸗ 


kution entſpricht. 
Die über ſolche Erklärungen in der Gerichtskanzlei oder bei Buftel- 


Iung bes Bahlungsverbotes von den mit der VBollziehung der Zuftellung 
betrauten Organen aufgenommenen Brotofolle find Dagegen nad) 8 2, lit. b, 
kaiſ. Vog. v. 26. Dezember 1897, RGB. Nr. 805, gebührenfrei, wenn fie 
feine Berzeichnung der vom Drittſchuldner "angeiprocdhenen Koften und 
fomit feinen Antrag auf eine biesfällige gerichtliche Entſcheidung ent- 
halten. Siehe FME. v. 7. November 1898, 3. 25004/3862, JMEB. 
S. 8304/1898. 

”) Bur Aufnahme der Erklärung tft das vorgefchriebene Formular 
zu benügen. Die prototollierten Erflärungen find dem Drittſchuldner 


und zwar gehören auch die Koften der Beiziehung eines 
Advokaten zu den mit Abgabe der Erflärung verbundenen Koften. 
E. v. 8. Mai 1901, 3. 6490, amtl. ©. 417; 

Erja der Koften einer ohne gerihtlihen Auftrag ab— 
gegebenen Erklärung kann der Drittichuldner nicht beans 
ſpruchen. E. dv. 20. Februar 1902, 3.2272, $. 637; 16. Oktober 
1901, 3. 14273, 38. 1902:274; 23. September 1898, 3. 11318, 
Ref. 1898: ©. 176; 

er bat vielmehr dem betreibenden Gläubiger die Koften eines 
erfolgreichen Rekurſes gegen die Auferlegung des Koftenerfages 
zu eritatten. E. v. 20. Februar 1902, 3. 2272, 3. 637. 
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vorzulefen oder zur Durchficht vorzulegen und von ihm zu genehmigen 
und zu unterfchreiden. In dem Protokoll ift zu bemerken, daß dies 
alles gefchehen oder aus welchem Grunde e3 nicht gefchehen fei. Inſtr., 


Abſchn. II, $. 83. 
8, Falls die Erklärung durch den Antrag des betreibenden Gläubigers 


veranlaßt worden ift. 
a) Bei Pfändung von Forderungen aus Einlagebüdhern von Banken, 
Spar- und Vorſchußkaſſen Tann die Bank oder Sparkaffe u. ſ. w. zur 
Erflärung über die gepfändete Forderung aufgefordert werden. (IM. zu 
g 301 ED.) 
6 302. Die Beftimmungen des 8 301 finden bei Ere- 
futionsführungen auf Yorderungen, welche dem Berpflichteten 
egen das Arar oder einen unter Öffentlicher Verwaltung 
hehenden Fond zuftehen, feine Anwendung. 


Überwetfung. 


$ 303. Die gepfändete Geldforderung ift dem betrei- 
benden Gläubiger nach Maßgabe des für ihn begründeten 
Pfandrechtes auf Antrag zur Einziehung?) oder an Zahlungs- 
itatt?) zu überwetfen. _ 

Der Antrag auf Uberweilung kann mit dem Anfuchen 
um Bewilligung der Pfändung?) verbunden, oder abgejondert 
beim Erelutiondgerichte gejtellt werden. Über den Antrag 
hat in jedem Falle das Erefutionsgericht zu entſcheiden. 90) 

Wenn an den Drittichuldner ein Auftrag im Sinne des 
8301 erging, iſt mit der Entſcheidung über den Überweifungs» 
antrag bis zum Ablaufe der Außerungsfrilt zu warten. &or 
der Enticheidung find die übrigen Gläubiger, welche auf Die- 
jelbe Forderung Erefution führen, und, wenn es ohne erheb- 
liche Verzögerung gefchehen kann, aud) der Berpflichtete und 
Diejenigen Perfonen einzuvernehmen,?) welche nad) Mitteilung 
des Drittſchuldners auf die gepfändete Forderung Anſpruch 
erheben. 

2) 88.308 ff. 9 8 316. 3) 8 294. 

8 302, 1. Gemeinden ald Drittfchuldner find von der 
Erflärungspflicht befreit, wenngleich die gepfändete Forderung auf 
einem Privatrechtstitel beruht. ©. v. 26. Februar 1902, 3.2195, 
amtl. ©. 526. 

8 308. 1. Der Drittfchuldner, der zur anberaumten Ein- 
vernehmungstagfagung geladen wurde, fann nicht vom betrei- 
benden Gläubiger Erſatz der ihm dadurch verurſachten Koften 
verlangen. E. v. 2. Oftober 1900, 3. 13465, %. 197. 
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4) Gleichzeitig mit der Übermweifung ift auf Untrag über die Ver⸗ 
wendung des nicht dem betreibenden Gläubiger gebührenden Mehreinganges 
(8 804, Abf. 1 und 2) zu beftimmen. $ 312, Abi. 8. 

°) 88 55, 56. Wusnahme von $ 3, Ubi. 2. 

a) Die Bewilligung der Überweifung ift fein „bie Exekution be» 
willigender Beſchluß“ und daher deren Anfechtung fein berechtigter Grund 
zur Aufſchiebung der Exefution. (Siehe JM. zu 8 42 ED., P. 2.) 

Über den Antrag auf Überweiſung ift in der Regel abgefondert 
vom Piändungsbegehren und erit nad) Bewilligung der Pfändung zu 
entſcheiden. Die Entſcheidung über die Überweifung Tann nur dann 
mit der Pfändungsbemwilligung verbunden werden, wenn das bie Pfän- 
dung bewilligende Gericht zugleich Exekutionsgericht ift (8 303, Abſ. 2, 
ED.), der Drittſchuldner zur Erflärung über die gepfändete Yorderung 
nicht aufgefordert werden fol und eine Einvernehmung anderer be— 
treibender Gläubiger, des Verpflichteten oder jonftiger Berjonen im 
einzelnen alle nicht ftattzufinden hat (8 303, Abi. 3, ED.) (IM. zu 
8 303 EO., P. 1.) 

Wurde der Drittſchuldner gelegentlich der Pfändungsbewilligung 
oder nachträglich zur Erllärung aufgefordert (8 301 EO.), jo darf vor 
Ablauf der Äußerungsfriſt über den Überweifungsantrag nicht ent- 
ihieden werben. (IM. zu $ 303 ED., P. 2.) 

Die Überweifung einer Yorberung Tann vor Eintritt der Rechts⸗ 
fraft der Piändungsbewilligung erfolgen. (IM. zu 8 308 EO., P. 3.) 


6 304. Gründet ſich die Forderung auf ein durch In⸗ 
doljament übertragbared Papier oder iſt fonjt deren Geltend- 
mahung an den Beſitz des über die Forderung errichteten 
Papieres gebunden,?) fo ift die Überweifung nur im Geſamt⸗ 
betrage der gepfändeten Forderung und, fall leßterer den 
Betrag der vollitredbaren Forderung überfteigt, nur dann 
uläjfig, wenn vom betreibenden Gläubiger Ar die Aus⸗ 
—— des Überſchuſſes Sicherheit?) geleiſtet wird. Das⸗ 
ſelbe gilt, wenn die gepfändete Forderung aus anderen 
Gründen in Anſehung der Übertragung oder Geltendmachung 
nicht teilbar ift. 


Desgleichen hat der um Überweijung anſuchende Gläu- 
biger, wenn die gepfändete Forderung zum Teile der Ere- 
fution entzogen ijt?) oder wenn fie früher zu Gunften eines 
anderen Gläubigers gepfändet wurde, Sicherheit dafür zu leiſten, 
daß der von der Erelution befreite oder dem vorausgehenden 
Pfandgläubiger gebührende Betrag nad) Zulänglichkeit des Ein- 
ganges dem PVerpflichteten oder dem vorausgehenden Pfand- 
gläubiger ausgefolgt werde. Der Auftrag zur Sicherheitd- 
leiftung*) kann von Amts wegen oder auf Antrag erteilt werden. 

Unter mehreren mit Anbietung gleicher Sicherheitäleiftung 
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um Überweijung anfuchenden betreibenden Gläubigern gebührt 
demjenigen der Borzug, zu Gunſten defjen die Forderung früher 
gepfändet wurde, wenn aber Die angebotene Sicherheit feine 
gleiche tft, demjenigen, der befjere Sicherheit bietet. Wenn nur 
einer der Gläubiger zur Sicherheitäleiftung bereit ift, fo ift Die 
Forderung ohne Rüdficht auf die Rangordnung feines Pfand- 
rechtes dieſem zu überweifen.?) 

1) Vergl. 8 296. 

2) 8 56 83PO., 8 78. So Iunge die Sicherheit nicht geleiftet wird, 

ift die Übermweifung nicht zu beiwilligen. Vergl. 8 306. _ 

8) 88 991, 293, Art. VII bis IX EG. 3. ED. 

4, Dagegen kein Relurs. 8 345, 3. 3. 

5) Verweigerung der Sicherheitäleiftung. 8 314. 


$ 305. Die Überweifung geichieht durch Sufellung des 
dem Überweiſungsantrage ſtattgebenden Beſchluſſes an den 
Drittſchuldner, bei Forderungen aus indoſſablen Papieren aber, 
ſowie bei Forderungen, deren Geltendmachung ſonſt an den 
Beſitz des über die Forderung errichteten Papieres gebunden 
ift, 2) durch Übergabe des mit der erforderlichen ſchriftlichen Über- 
tragung3erflärunga) verfehenen Papiere an den betreiben- 
den Gläubiger, dem die Forderung überwiejen wurde. Dieje 
Übertragungserflärung it vom Erefutionsgerichte oder in deflen 
Auftrag vom Vollitredungsorgane abzugeben.?) 

Die Beitimmungen der 88 295 und 300, Abf. 2,3) gelten 
betreff3 der dafelbft bezeichneten Forderungen an das rar 
oder einen unter Öffentlicher Verwaltung ftehenden Fond aud) 
für die Zuftellung des Überweiſungsbeſchluſſes. 

Inſoweit eineForderung zur Einziehung oder an Zahlungs⸗ 
ftatt einem Gläubiger überwiejen wurde, ift eine neuerliche Über- 
weilung an einen anderen Gläubiger unftatthaft.*) 

4) Vergl. 8 296. 

N Siehe das Formular in Inftr., Abſchn. IT, PB. 86. 

3) Buftellung an die Kaffe und an die antweilende Behörde; für 


8 305. 1. In beſtimmten Triften wieder neu entſtehende 
age (Sehaltsforderungen) fünnen mehreren Gläu- 
igern nebeneinander überiwiefen werden; die Rangordnung ihrer 
Pfandrechte wird dadurch nicht berührt. E. v. 26. Jänner 1899, 
3. 742, Sig. 487. J 
2. Der Drittſchuldner kann den Uberweiſungsbeſchluß 
nur inſofern mittels Rekurs anfechten, als der Beſchluß ihm 
geſetzlich nicht gerechtfertigte Aufträge erteilt (z. B. verpfändete Loſe 
zu verkaufen und den Überſchuß des Erlöſes gerichtlich zu hinter— 
legen). E. v. 11. Juni 1902, 3. 8379, 3B. 1902 : 362. 
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die Priorität entfcheidet letztere Zuftelung. — Siehe 8 2 ME. v. 
24. Oktober 1897, RGB. Nr. 250 (bei 8 295). 

* Eine Konkurrenz mehrerer Überweifungsbeichlüfie ift, abgeſehen 
von Irrtümern und Verſtößen, trotz diefer Beſtimmung infolge der 
Buftändigkeitsvorfchriften 88 18 3. 3, 8 4 B. 6 und inzbefondere $ 20 
nicht ganz ausgeſchloſſen. Dann entjcheibet die frühere Zuftellung an 
den Drittfchulpner (anweifende Behörde). — Überweifung derfelben 
Borderung nad) Teilbeträgen an verſchiedene Gläubiger ift zuläffig. 
8 314, Abſ. 2. — Ebenſo Überweifung von Forberungen auf in perio- 
difchen Zeiträumen fid) erneuernde fortlaufende Bezüge. 

a) Bet Überweifung von Forderungen aus Einlagebüchern „bon 
Banken, Spar» und Vorſchußkaſſen Tann von ber fchriftlichen Uber» 
tragungserflärung abgefehen werben, wo diefe im einzelnen alle (3. B. 
Einlagebücdher, die auf den Überbringer lauten) zur Geltendmachung ber 
überwiejenen Forderung nicht erforderlich tft. (FM. zu 8 305 ED.) 

6 306. Der Verpflichtete hat dem betreibenden Gläu⸗ 
biger, dem die Forderung überwiejen wurde, Die zur Geltend- 
machung der überwiejenen Forderung nötigen Auskünfte zu 
erteilen und ihm die über die Forderung vorhandenen Ur- 
funden herauszugeben. Wenn fich die Überweilung auf einen 
Teil der gepfändeten Forderung beichränft, hat der Gläubiger 
auf Antrag für die Rüditellung der die ganze Yorderung be- 
treffenden Urkunden Sicherheit!) zu Teiften.®) 

Gegen den Berpflichteten kann die Ausfolgung der Ur- 
funden auf Antrag des betreibenden Gläubigers im Wege der 
Erelution (88 346, 347) erwirkt werden. Der Antrag ift 
beim Erelutionsgerichte?) zu jtelen. Won dritten Beſitzern 
der Urkunden kann der betreibende Gläubiger die Herausgabe 
im Klagswege begehren.a) 

Die erfolgte Uberweifung iſt von der Gerichtskanzlei auf 
den dem Gläubiger ausgefolgten Urkunden erfichtlich zu machen. 

ı) 8 56 8PO., 8 78. 

?) Dagegen kein Rekurs. 8 345 8.8. — Wenn wegen Verweigerung 
der Sicherheit die Überweifung wieder aufgehoben werben muß, ift auf 
Antrag ein Kurator zur Einziehung zu beftellen. 8 314, Abf. 1. 

3) Ausnahme von 8 4. 

a) Die Klage auf Herausgabe der über eine überwiejene Forderung . 
vorhandenen Urkunde, welche vom betreibenden Gläubiger gegen ben 
dritten Beſitzer diefer Urkunde erhoben wird, ift beim Exekutionsgerichte 
anzubringen (8 17 ED.) (IM. zu $ 306 ED.) 


6 307. Wird die zur Einziehung oder an Pahlungs- 
ftatt überwiejene Forderung nicht bloß von dem betreibenden 


8 307. 1. Die Einvernehmung des Drittihuldnerg 
hat fi auf das Vorhandenſein der gefeglichen Vorausfegungen der 
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Gläubiger, jondern auch von anderen Perſonen in Aniprud) 
genommen, fo ift der Drittfchuldner befugt und auf Begehren 
eines Gläubigers, dem die Forderung ganz oder zum Teile 
übermwiejen wurde, verpflichtet, den Betrag der Forderung 
jamt Nebengebühren nach Maßgabe ihrer Fälligkeit zu Gunften 
aller diefer PBerjonen beim Crefutionsgerichte zu hinterlegen 
(8 1425 abGB.). Uber ein folches Begehren iſt nach Einver- 
nehmung?!) des Drittihuldners Durch Beſchluß zu enticheiden.a) 
Falls wegen Bezahlung der Forderung gegen den Dritt- 
ſchuldner Klagen anhängig gemacht wurden, kann diefer nach 
Bewirkung des Erlages?) beim Prozeßgerichte beantragen, aus 
dem Rechtsſtreite entlaffen zu werden. ?)b): 

1) 88 55, 56. | 

2) Der Erlag hat fi) auch auf die Prozeßkoſten zu eritreden. 

3) Vergl. 8 284 ZPO. — Die Borfchrift des 8 807 gilt aud 
in Bezug auf Anfprühe auf Herausgabe und Leiftung Törperlicher 
Sachen. $ 329. 

a) Der Trittſchuldner, der ungeachtet des an ihn ergangenen ge= 
tichtlichen Auftrages den Forderungsbetrag beim Exekutionsgerichte zu 
hinterlegen unterläßt, Tann ebenfo, als wenn er die Zahlung der über- 
wiejenen Sorderung an den betreibenden Gläubiger verweigern würde, 
nur durch Klage zur Hinterlegung genötigt werden. 

Der Erlafjung eines folchen Hinterlegungsauitrages hat eine Ver⸗ 
nehmung des Drittichuldners voranzugehen. 


Hinterlegung zu befchränten; Einwendungen gegen die Forderung 
find dabei nicht zu erörtern. E. v. 1. Juli 1902, 3. 9405; 38. 
1902 : 363. 

2. Den gerichtlichen SHinterlegungsauftrag kann der Pritt- 
ſchuldner mittel Rekurs anfechten. E. v. 1. Juli 1902, 3. 9405, 
38. 1902: 363. 

3. Diefer Auftrag kann jedoch nicht wider den Drittfchuldner 
vollftredt werden, jondern macht diefen nur nach den Beitim- 
mungen des bürgerliden Rechtes für die Befolgung haftbar. €. 
v. 1. Zuli 1902, 3. 9405, 38. 1902 : 363. 

4. Entlafjung de3 Drittfhuldnerg aus dem Rechts— 
ftreite ift ausgefchloffen, fal8 der Drittſchuldner auf den Gegen- 
ftand der überwiefenen Forderung ſelbſt Anfprüche (Pfandrecht) 
erhebt und die Herausgabe deshalb verweigert. E. v. 3. November 
1898, 3. 14655, Sig. 366. 

5. Das Prozeßgericht, bei dem der Drittfhuldner 
den Korderungdbetrag erlegt hat, ift zu einer Verfügung 
darüber und zur Entjeheidung über ein Exfolglaffungsgejuch nicht be> 
zechtigt; e8 hat das Depofitum dem zuftändigen Erelutiondgerichte 
zu überweifen. €. v. 23. Zänner 1900, 3. 943, Sig. 858. 


Geſ. Sig. VI, 3. Erefutiongordnung. 38 
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Der freiwillige Erlag des Forderungsbetrages durch den Dritt- 
ſchuldner ſetzt weder eine Einvernehmung bed betreibenden Gläubigers, 
noch eine Crmädtigung durch dad Geriht voraus. (FM. zu 8 807 
ED., $. 1.) 

d) Der Drittſchuldner, der vom betreibenden Gläubiger mit Klage 
belangt, den vollen Betrag der Forderung ſamt allen Rebengebühren 
beim Gerichte erlegt hat und unter Nachweis dieſes Erlages feine Ent- 
laffung aus dem Prozeſſe beantragt, ift durch Beſchluß von der Klage 
zu entbinden. (FM. zu 8 307 ED., B. 2.) 


Überweifung zur Einziehung. 


6 308. Die Überweifung zur Einziehung ermächtigt den 
betreibenden Gläubiger,?!) namens des Verpflichteten vom Dritt- 
fhuldner die Entrichtung des im Überweiſungsbeſchluſſe be- 
zeichneten Betrages nach Maßgabe des Rechtöbeftandes der ge- 
pfändeten Forderung und des Eintrittes ihrer Fälligkeit zu 
begehren, den Eintritt der Fälligkeit durch Einmahnung oder 
Kündigung herbeizuführen, alle zur Erhaltung und Ausübung 
des pet sfr notwendigen Bräjentationen, Proteft- 
erhebungen, Rotififationen und jonftigen Handlungen vorzu- 
nehmen, Zahlung zur Befriedigung jeines Anſpruches und in 
Anrechnung auf denjelben in Empfang zu nehmen,?) die nicht 
rechtzeitig und ordnungsmüähig bezahlte Forderung gegen den 
Drittichuldner in Vertretung des Verpflichteten einzuflagen und 
da3 für die überwiefene Forderung begründete Pfandrecht geltend 
zu machen. Der Überweiiungsbeichluß ermächtigt jedoch den 
betreibenden Gläubiger nicht, auf Rechnung des Berpflichteten 
über die zur Einziehung überwieſene Forderung Vergleiche zu 
fchließen, dem Drittſchuldner feine Schuld zu erlaflen?) oder die 

8 308. 1. Bei liberweifung der Anfprüche des Verpflichteten 
auf die bei einer Bank verpfänbeten 2ofe kann der Bant 
nicht aufgetragen werden, die Loſe nach 8 268 ED. zu verlaufen 
und den Uberſchuß zu Gericht zu erlegen. €. v. 11. Juni 1902, 
3.8379, 38. 1902:362, ' 

2. Die Überweifung eines „Sefhäftsanteil” genannten 
Guthabens des Verpflichteten an eine regiftrierte Ge- 
noſſenſchaft ermächtigt den betreibenden Gläubiger nur, von der 
Genoſſenſchaft die Entrichtung des Gejchäftsanteiled na Maßgabe 
feines Necht3beftandes und feiner Fälligleit zu begehrten. €. v. 
7. Juni 1898, 3. 7977, Sig. 211. 

. Die dem Berpflichteten aus einer Verſicherungs— 
polizze zuftebenden Anſprüche können nicht in der Art über- 
twiefen werden, daß der betreibende Gläubiger ermächtigt wird, den 
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Enticheidung über den Rechtsbeſtand der Forderung Scieds- 
richtern zu übertragen. 

Einwendungen, weldhe aus den zwiichen dem betreibenden 
Gläubiger und dem Drittſchuldner beftehenden rechtlichen Be- 
ziehungen entipringen,*) können der vom Gläubiger infolge 
— —— angeſtrengten Klage nicht entgegengeſtellt 
werden. 

Eine vom Verpflichteten vorgenommene Abtretung der 
überwielenen Forderung ift auf die Durch die Überweiſung be- 

ründeten Befugniffe des Gläubigers und insbefondere auf deſſen 
echt, die Leiftung des Forderungsgegenitandes zu begehren, 
ohne Einfluß.) 

») Hinfichtlich bücherlich fichergeftellter Forderungen fiehe 8 382. — 
Die vorstehenden Beſtimmungen gelten auh für bie Übermweifung bes 
Anſpruches auf Herausgabe beweglicher Saden. 8 847. 

2) Leiftung des Dritten gilt als Zahlung an ben Verpflichteten. Der 
Gläubiger Tann wirkſam quittieren. 8 318. 

3) Schulderlaß durch den betreibenden Gläubiger würde im Ber- 

hältnis zum Verpflichteten wie Zahlung wirken. 

*, Insbeſondere Kompenfation. — Dagegen können alle Einmwen- 
dungen aus dem Berhältnifie des Drittfchuldnerd zum Verpflichteten er- 
hoben werben. 

6) Überweifung zur Einziehung behufs gerichtlichen Erlages Tann 
auch als Erefution zur Sicherftellung bewilligt werben. 8 374. 


- 6 309. Wenn die Verpflichtung des Drittſchuldners zur. 
Reiftung von der al3 Gegenleiftung zu bewirkenden Übergabe 
von Sachen abhängig iſt und fich diefe im Vermögen des Ver⸗ 
pflichteten vorfinden, jo hat fie Iebterer auf Antrag des be- 
treibenden Gläubiger3, dem die Forderung zur Einziehung 
überwiefen wurde, zum Zwecke ihrer Übergabe an den Dritt- 
ſchuldner herauszugeben. | 


Berfiherungsvertrag aufzulöjen und fid aus dem zur Auszahlung 
gelangenden Geldbetrage bezahlt zu machen. E. v. 8. Sänner 
1902, 3. 17886, 38. 1902 : 10. N 

- 4, Der betreibende Gläubiger kann das Arar auf Zahlung 
bon Witwen-Penfionsbeträgen lagen, die trog Uber- 
meifung irrtümlich dem Verpflichteten ausgefolgt wurden. E. v. 
26. November 1901, 3. 6975, IB. 1902 :17. 

5. Der Drittfchuldner kann vom Verpflichteten Erjag des Be- 
trage verlangen, den er, ungeachtet Die überwiejene Forde— 
rung ſchon vor der Pfändung bezahlt war, dem betrei- 
benden Gläubiger deshalb leiſten mußte, weil diefer gegen den 
Drittſchuldner Verſäumnisurteil erwirkte. E. v. 29. November 
1900, 3. 15139, Gaz. 1901:2. 

38* 
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Der betreibende Gläubiger kann diefe Herausgabe im 
Wege der Erefution (88 346 bi3 348) bewirken,!) wenn die 
Verpflichtung zur Gegenleiftung durch ein wider den Dritt- 
fhuldner erlangtes oder wider den Berpflichteten ergangenes 
Urteil?) feftgeftellt ift oder durch bemweisträftige Urkunden dem 
Richter dargetan werden Tann. 

Der Antrag auf Bewilligung einer derartigen Erefutions- 
führung ift bei dem Gerichte zu ftellen, das über den Über⸗ 
weilungsantrag in erfter Inſtanz entichieden hat.?) Bor Ent- 
ſcheidung über den Antrag iſt der Berpflichtete einzuvernehmen.*) 

2) Ohne daß vorher ein Urteil oder jonft ein Exekutionstitel er- 


wirkt werben müßte. 
2) Auch wenn da3 Urteil nicht zu Gunften bes beireibenden 


Gläubigers ergangen iſt. 

3) Erefutionägericht. $ 308, Abi. 2. 

*) 88 55, 56. Ausnahme von 8 3, Abi. 2. — Wenn auf dieſe 
Weiſe die Segenleiftung nicht beichafft werben Tann, 8 817 8. 1. 

310. Der betreibende Gläubiger, der die überwiejene 
Forderung einklagt, hat dem Berpflichteten, wenn deffen Wohn⸗ 
ort befannt und im Inlande befindlich ift, gerichtlich den Streit 
zu verfünden.') 

Jeder Gläubiger, für welchen die eingeflagte Forderung 
gleichfall3 gepfändet it, kann dem Rechtsftreite auf feine Koften 
ald Nebenintervenient beitreten.?) Die Enticheidung, welche in 
diefem Nechtöftreite über die in der Klage geltend gemachte 
Forderung gefällt wird, ift für und gegen jämtliche Gläybiger 
wirfjam, zu deren Gunften die Pfändung der Forderung erfolgt.?) 

Die Verzögerung der Beitreibung einer zur Einziehung 
überwiejenen Forderung, fowie die Unterlaffung der Streitver- 
fündigung macht den betreibenden Gläubiger, dem die Forderung 
überwieſen wurde, für allen dem Berpflichteten, fowie den 
übrigen auf diefelbe Forderung Erelution führenden Gläubigern 
dadurch verurſachten Schaden haftbar.*) 

.Im Falle der Verzögerung der Beitreibung fann überdies 
jeder andere auf diejelbe Forderung Erefution Führende Släu- 
biger den Antrag ftellen, daß die Überweifung der Forderung 
an den fäumigen Gläubiger aufgehoben und behufs Einziehun 
der gepfändeten Forderung vom Erefutionsgerichte ein Kurator 5 
beftellt werde. or der Enticheidung über einen folchen Antrag 
tft der betreibende Gläubiger einzupernehmen, dem die Forderung 
überwmiejen wurde. ®) 

1) 821 8PO. — Ter Ehriftiag wird ohne Beichlußausfertigung 

zugeftelt. 8 131 GO. 
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2) 8 17 3PO. Kontrollierende Intervention, $ 20 3P0. 

3) 8 20 BD. 

9) Mittel3 befonderer Klage geltend zu maden. — 8 17, Abf. 2. 
6) 8 815. — Rein Rekurs. 8 345 3. 4. 9) 88 55, 56. 


$ 311. Der Gläubiger kann auf die durch Überweifung 

aut Einziehung erworbenen Rechte, unbejchadet feines volljtred- 

aren Anipruches und des zu Gunſten desfelben an der Forde- 
. av Berpflicdteten erworbenen Pfandrechtes, !) ver- 
zichten. 

Die Verzichtleiftung erfolgt durch eine bezügliche Mittei- 
Yung an das Erefutionsgericht, welches hievon den Berpflich- 
teten, den Drittfhuldner und die übrigen Pfandgläubiger zu 
‚verftändigen hat. Der Verzicht ift auf den vom Gläubiger 
zurüdzuftellenden Urkunden anzumerten. 

Die gefamten durch die Überweiſung und indbejondere die 
durch die Einflagung der überwiejenen Forderung entitan- 
denen Koften jind vom verzichtleiftenden Gläubiger zu tragen.?) 

2) Bei der Verteilung des Berfaufserlöjes, 8 318, Abf. 2, ohne 
Anmeldung zu berüdfichtigen. 8 285, Abſ. 3. . 

2) Bei bücherlich eingetragenen Forderungen Löſchung der Uber- 
weijungsanmerfung von Amts wegen. 5 3233. ?) Ausnahme von 8 74. 


$ 312. Durch die Zahlung des Drittſchuldners wird die 
Forderung des betreibenden Gläubigers!) bis zur Höhe des ihm 
nad) Maßgabe feines Pfandrechtes gebührenden Betrages getilgt. 

Das Mehrempfangene hat der betreibende Gläubiger 
gegen Rückſtellung der von ihm geletjteten Sicherheit?) ent- 
weder unmittelbar den bezugsberechtigten Pfandgläubigern 
auszufolgen?) oder zu Gericht zu erlegen oder dem Berpflich- 
teten zu übergeben, ſoweit Diefem wegen teilweijer Befreiung der 
Forderung von der Erefution ein Zeil der Zahlung gebührt?) 
‚oder der eingegangene Betrag von niemand anderem in Anſpruch 
genommen wird. 

Die Verwendung des dem betreibenden Gläubiger nicht 
gebührenden Einganges iſt auf Antrag ſchon bei Bewilligung 
der Überweiſung vom Erefutiondgerichte zu bejtimmen. Wird 
der Antrag abgejondert geftelit, fo find vor der Enticheidung 
alle Beteiligten einzuvernehinen.?) 

1) Und des Berpflichteten. 8 313, Abſ. 1. °) SS 304, Abſ. 1 und 2. 

8) 8 304, Abſ. 3. 9 8 304, Abſ. 2. 8) 88 55, 56. 


6 313. Der Brittihuldner wird nad) Verhältnis der 
‚von ihm an den betreibenden Gläubiger, welchen die Forderung 


598 Eretutionsordnung $$ 313-817. 


zur Einziehung überwiejen wurde, geleifteten Zahlung von 
feiner Berbindlichteit befreit. 

Die vom betreibenden Gläubiger dem Drittſchuldner er- 
teilten Bahlung3beftätigungen Haben diejelbe Wirkung, als 
wenn fie vom Berpflichteten felbjt ausgegangen wären. 


Einziehung durch einen Kurator. 


$ 314. Wenn die Überweifung zur Einziehung nicht 
ftattfinden kann, weil feiner der betreibenden Gläubiger Die 
nach 8 304 geforderte Sicherheit Ieiftet, oder wenn die Über- 
weifung wegen Verweigerung der im $ 306 beitimmten Sicjer- 
heit wieder aufgehoben werden muß,!) ift vom Exekutionsgerichte 
auf Antrag zur Einziehung der gepfändeten Forderung ein 
Rurator zu beitellen.?) 


Bon Amts wegen oder auf Antrag kann ferner zur Ein- 
ziehung der Forderung ein Kurator beitellt werden, wenn 
dieſelbe Forderung nad) Zeilbeträgen verjchiedenen Släubigern 
* Einziehung überwieſen wird?) und ſich dieſe über Die 

eftellung eines gemeinfamen Bevollmächtigten nicht einigen.a) 

1) Zum Bed der Berwendung im Prozeſſe ift die Herausgabe 
der Urkunde verinöge der Prozeßleitungsbefugniffe des Vorſitzenden 
(Einzelrichters), 8 188, 3 2, 8PO., auch ohne Sicherheitdleiftung zu 
beſchaffen. 

2) Kein Rekurs. 8 345, 8. 4. 

2) Nur mehrmalige Überweiſung der ganzen Forderung ift unſtatt⸗ 
haft. $ 305. 

a) Bloß aus dem Grunde, weil der betreibende Gläubiger, Dem 
die Forderung zur Einziehung überwiefen wurde, die Einziehung nicht 
jeldft beforgen will, darf ein Kurator zur Einziehung der gepfänbeten 
Forderung nicht beftelt werben. Die Beitellung eines Kurator kann 
in dieſem Falle nur unter gleichzeitiger Aufhebung der Überweifung auf 
Antrag eined anderen Erefution führenden Gläubigerd erfolgen ($ 310, 
fester Abfas, ED.) (IM. zu 8 314 ED.) 


$ 315. Dem nad den Beltimmungen diefes Geſetzes 
(88 297, 310 und 314) zur Einziehung einer gepfändeten or: 
derung gerichtlich bejtellten Kurator kommen alle Rechte zu, 
die durch das Geſetz dem betreibenden Gläubiger eingeräumt 
find,!) dem eine Forderung zur Einziehung überwieſen wurde. 
Das Erefutiondgericht hat die Tätigkeit des Kurators zu über« 
wachen und von Amts wegen oder infolge von Erinnerungen, ?) 
die von den Gläubigern oder vom Berpflichteten gegen das 
Verhalten des Kurator vorgebracdht werden, auf Abftellung 
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wahrgenommener Verzögerungen oder anderer Mängel fowie 
el tunlichft raſche Ausführung des erteilten Auftrages zu 
tingen. 

Die vom Drittfchuldner bezahlten Beträge find gerichtlich 
zu erlegen; in Bezug auf die Verwendung derfelben gelten die 
Beitimmungen der 88 285 bis 287 mit der Maßgabe, daß 
die dem Kurator im Prozefje gegen den Drittichuldner zuge⸗ 
ſprochenen Koften zur Verteilungsmaſſe zu ziehen und die durch 
die Beitellung und Tätigkeit des Kurator erwachfenden Koſten 
gleih den Kojten des Berjteigerungsverfahrens?) vor allen 
anderen Forderungen zu berichtigen find. 

1) 88 308, 309, 813. 

?) Die Erinnerungen können in der Gerichtskanzlei zu Protofoll 

genommen werden. 8 820, 3. 4, GO. 

5) 9 286, Abf. 2. 


Überweifung an Zahlungsftatt. 


6 316. Durch die Überweifung der gepfändeten Forde⸗ 
rung an Zahlungsftatt!) geht die Forderung im Umfange diejer 
Uberweiſung den betreibenden Gläubiger mit der Birfung 
einer vom Berpflichteten vorgenommenen entgeltlichen Wbtre- 
tung über. Borbehaltlid) der dem BVerpflichteten nach den 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes obliegenden Haftung 
(8 1397 ff. abGB.) ift der Gläubiger mit der Lberweifung in 
Betreff feiner Forderung als befriedigt anzufehen.?) 

2) Überweifung an Bahlungsftatt einer bücherlich fichergeftellten 
Forderung. 8 324. — Überweifung an Bahlungsftatt unzuläffig hin⸗ 
fichtlic) Anspruch auf Herausgabe und Leiftung Törperlicher Sachen. 8 326. 

2) Daher durch Verzicht auf die durch die Überweifung ermor- 
benen Rechte Die vollitreddare Yorderung nicht wieder auflebt. Anders 
8 311. — Mangels einer dem 8 318 aGO. ähnlichen Vorſchrift ift die 
Haltung des Verpflichteten wegen Nichtbeftandes oder Uneinbringlichkeit 
der Forderung mittel® befonderer Klage geltend zu machen. Vergl. 
8 317, 8. 3. 


Anderweitige Verwertung. 


6 317. An Stelle der Überweifung fann das Exekutions⸗ 
gericht auf Antrag eines Gläubiger, zu deifen Gunften die 





8 816. 1. Eine Forderung, die dem! Verpflichteten gegen 
den betreibenden Gläubiger felbft zufteht, kann letzterem 
an Zahlungsftatt überwieſen werden. E. v. 3. April 1900, 3.4739, 
Gaz. 1900 :8. 
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Forderung gepfändet wurde, eine andere Urt der Verwertung 
anordnen:t) 

1. wenn bie Einziehung der gepfändeten Forderung wegen 
ihrer Abhängigkeit von einer im Wege der Erefutiondführung 
nad) $ 309 nicht zu beichaffenden Gegenleiftung des Verpflich« 
teten mit Schwierigkeiten verbunden ift; 

. 2. wenn die Fälligkeit der gepfändeten Forderung durch 
eine dem Drittichufdner zuftehende Kündigung bedingt oder für 
die dem Verpflichteten vorbehaltene Kündigung eine mehr als 
halbjährige Kündigungsfrift vereinbart ift oder überhaupt Die 
Forderung erſt nach Ablauf eines halben Jahres von der 
Pfändung an fällig wird; 

3. wenn nach erfolgter Überweifung zur Einziehung der 
Verſuch der Einziehung der Forderung aus anderen Gründen 
ald wegen Bahlungsunfähigfeit des Drittfchuldners, wegen 
rechtöfräftiger gerichtlicher Aberfennung der Forderung oder 
wegen Berzichtleiftung des zur Einziehung ermächtigten Gläu⸗ 
bigers ($ 311) nicht zum Ziele —98 — hat, oder wenn ſich 
einer der in 3. 1 und 2 angeführten Umſtände erſt nad) er- 
folgter Uberweifung ergibt. 

Bor Beichlußfaflung Über den Antrag find die übrigen 
Stäubiger, welche an der Forderung ein Pfandrecht erworben 
haben, und, wenn e8 ohne erhebliche Verzögerung geſchehen 
fann, der Verpflichtete einzuvernehmen.?) Wird dem Antrage 
Folge gegeben, fo ift ein früher ergangener Überweifungsbe- 
Ihluß unter Verftändigung des Drittfchuldners und fämtlicher 
übrigen Beteiligten aufzuheben. 

1) Verfteigerung, Verkauf aus freier Hand, börfenmäßiger Verkauf, 
Bwangsverwaltung. — Berfteigerung ausgeſchloſſen in den Fällen bes 
$ 319. — Siehe befondere Beitimmungen über Erefution auf bücherlich 
De a a 88 320— 824. 


6 318. Der Verkauf einer gepfändeten Forderung ift 
unter finngemäßer Anwendung der Beftimmungen über den 
Verkauf gepfändeter beweglicher Sadjen (88 264!) bis 276,°) 


8 3818. 1. Berkauf gepfändeter Pfandſcheine des Ver— 
fagamtes mittel3 öffentlicher Verſteigerung. E. v. 16. Auguft 
1900, 3. 11595, Sig. 1106. 

2. Die aus dem Erlöje zu a dreijährigen 
Zinjenrüdftände find vom Tage der Nealifierung der Forde- 
rung (Verlauf der Wertpapiere) zu berechnen. E. v. 27. März 
1901, 3. 3823, F. 659. 
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278,?) 281, 282 und 289) zu vollziehen. Dabei hat der Nenn⸗ 
wert der age: den Ausrufspreis zu bilden. Die über 
die verkaufte Forderung vorhandenen Urkunden find dem 
Käufer bei Erlag des Kaufpreifes von dem Bollitredungsorgane 
zu übergeben. Betreff3 der erforderlichen jchriftlichen Über⸗ 
tragungserflärungen haben die Beftimmungen des $ 305, 
Abſatz 1, finngemäße Anwendung zu finden.*) 

ür die Verwendung des Verkaufserlöſes gelten die 
Borichriften der 88 283 big 287. 

1) 8 275 findet nicht Anwendung, da an Stelle des Schätzungswertes 
der Nennwert der Forderung ald Ausrufspreis dient. 

2) 8 277 ift nicht bezogen; daher kein geringites Gebot. 

3) Hinfichtlich des Keilbietungsprotofolles find 8 279, Abf. 2, 8 194, 
8. 1 und 2, finngemäß anzuwenden. 

% Abgabe der Übertragungserflärung durch das Exekutionsgericht 
oder in deflen Auftrag durch das Vollſtreckunggorgan. — Siehe das 
Form. in Inſtr., Abſchn. II, PB. 87. — Berfteigerung ausgeichlofien in 

. ben Fallen 8 319 und Hinfichtlid) bücherlich fichergeftellter Forde⸗ 
tungen 8 321. 


$ 319. Die Berilligung zum Verkaufe der Forderung 
mittel3 öffentlicher Verfteigerung darf nicht erteilt werden: 

1. wenn für die Forderung ein genügende Dedung bie- 
tendes Handpfand beitellt ilt; 

2. wenn die Forderung dem Perpflichteten gegen den 
betreibenden Gläubiger ſelbſt zufteht und mit dem zu voll» 
ftredenden Anſpruche fompenfiert werden Tann; 

3. wenn die Forderung den Bezug jährlicher Renten, 
Unterhaltögelder oder anderer wiederlehrender Zahlungen zum 
Gegenjtande bat; 

4. wenn fich die Forderung auf ein Einlagebuch einer 
Bank⸗, Spar- oder Vorſchußkaſſe gründet; 

5. wenn die auf eines der im $ 296 bezeichneten Bapiere') 
fih gründende Forderung einen Börjenpreis hat; 

6. wenn der Betrag der Forderung nicht mit Beftimmt- 
beit angegeben oder der Beltand der Forderung nicht glaub- 
haft?) gemacht werden fann. 

Die Bewilligung zum Verlaufe der Forderung aus freier 
Hand kann nur erteilt mwerden,?) wenn dem Gerichte vom 
betreibenden Gläubiger oder vom Perpflichteten ein Käufer 





8319. 1. Verſicherungspolizzen dürfen nicht mittels 
Berfteigerung verfauft werden. &, vd. 2. Juli 1902, 3. 7618, 
Ref. 1902: S. 91. 
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nambaft gemacht wird, der fich bereit erklärt, die Forderung 
zu angemellenen Bedingungen zu übernehmen. 

Sofern die Zwangsverwaltung von Forderungen bewilligt 
wird, ift Ddiefelbe nach den Borfchriften der 88 334 bis 339 
durchzuführen. 

1) Wechjel und andere indofjable Papiere, ferner nicht indoſſable 
Schecks, Taufmänniiche Anwelfungen und Verpflihtungsfcheine, Einlage» 
bücher von Banken, Spar- und Vorſchußkaſſen. 

2) 8 274 8PO., 8 78. 

®) Dieſes Erfordernis bezieht fi nicht auf Forderungen, die einen 
Börfenpreis haben (3. B. aus Wertpapieren), 8. 5. 


Befondere Beftimmungen über die Erefution auf 
bücherlich fihergeftelte Forderungen. 


6 320. Wird auf Forderungen Exekution geführt, für 
die auf einer Liegenfchaft oder einem Liegenfchaftsanteile ein 
Pfandrecht bücherlich einverleibt ift,a) jo ift zu deren Pfändung 
die Einverleibung des Pfandrechtes!) in dem öffentlichen Buche 
erforderlih. Wenn zu Gunften der zu vollitredenden Forde⸗ 
rung auf Grund einer früheren Beftellung ein Pfandrecht an 
der bücherlich fichergeftellten Forderung einverleibt ift, genügt 
zur Pfändung die bücherliche Anmerkung?) der Vollftredbarfeit. 

Der Antrag auf Bewilligung der Pfändung einer bücher- 
lich fichergeftellten Forderung ſchließt den Antrag auf Bewillt- 
gung der bücherlicden Pfandrechtseinverleibung in fich; das die 
Pfändung bewilligende Gericht Hat das zum Vollzuge diejer 
Einverleibung Erforderliche?) gleichzeitig mit der Bfändungs- 
bemwilligung zu verfügen. Bei Einverleibung diefes Pfand- 
rechtes ift anzugeben, daß dasjelbe zum Zwede der Exekution 
einer vollitredbaren Geldforderung vom Gerichte bewilligt wird. 

Wenn von mehreren Gläubigern die Pfändung berfelben 
bücherlich fichergeftellten Forderung erwirkt wird, jo fommen in 
Betreff der Rangordnung der Pfandredhte die Beitimmungen 
des allgemeinen Grundbuchägejeßes in Anwendung. *) 

Zugleich mit der Bewilligung der Einverleibung des 
Pfandrechtes oder der Anmerkung der Bollftredbarfeit Hat 
das Gericht5) an den Verpflichteten, jowie an den Drittichuld- 
ner die im $ 294 angeführten Verbote zu erlaffen. 

ı) Wenn die Anmerkung in einer anderen Abteilung de3 Grund 
buchögerichtes bewilligt oder angeorbnet wird, ift fie im Grundbude 
ohne eine Beichlußfaffung oder Verfügung des Leiter der Grund» 
buchsabteilung und zwar auf Grund des in Urfchrift vorzulegenden 
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Befchluffes (Vid. Grundbuch) zu vollziehen. 8 157, Abſ. 2, 88. Bon 
dem Vollzuge der Anmerfung hat das Grundbuchsgericht das Exekutions⸗ 
gericht unvermweilt zu benachrichtigen. Die Mitteilung ift von dem mit 
der Führung des Grundbuches betrauten Beamten (Grundbuchsamt) ohne 

“ weiteren gerichtliden Auftrag zu bewirken. 8159 GO. — Für Buftellung 
des Beſcheides gelten die Borfjchriften des Grundbuchsgefeßes. Art. XIII, 
8. 2, EG. zu EO. — Für die Urkundenfammlung ift — ſowohl bet 
der Einverleibung wie bei der Anmerkung — eine Abichrift des Exe⸗ 
kutionstitels beizubringen. Siehe IME. v. 5. November 1899, 8. 24006 
bei $ 54. 

2) In den Verſachbuchländern die Verfachung des Belchluffes. 
Art. XVI, 3.2, EG. 3. EO. — Die Stempelbehandlung tft dieſelbe 
wie bei zwangsweiſer Pfandrechtsbegründung. Siehe FME. v. 28. April 
1898, 3. 21424, FJMBB. Nr. 8, IMVB. ©. 108/1898 bei 88 88 
und 89. 

5) Wenn es ſelbſt Buchgericht ift, Bewilligung der Einverleibung bezw. 
Anmerkung (Bollzugsauftrag nad) 8 5 Bollz. Infte. zum aGG., MB. v. 
12. Jänner 1872, RGB. Nr. 5, nicht notwendig, zur Vermeidung von 
Verftößen bei der Manipulation aber zwedmäßig), wenn ein anderes 
Gericht Buchgeridht tft, Erſuchen um Vollzug der bewilligten Einverleibung 
bezw. Anmerkung. 

829 aGG. °) Das bewilligende Gericht. 

a) Die Vorſchriften der 88 320-324 ED. Tommen nicht zur 
Anwendung, wenn auf Forderungen Erefution geführt wird, zu deren 
Gunften ofne vorherige Pfandrechtseinverleibung Bmwangsverwaltung 
oder BZmwangdverfteigerung einer Liegenichaft ftattfindet. Die Erelution 
ift ſolchenfalls ungeachtet der bücherlichen Anmerkung der Einleitung 
der Zwangsverwaltung oder Zwangsverſteigerung gemäß 8 294 ED. 
mittel3 Erlaffung des Zahlungd- und VBerfügungdverbote8 an Dritt- 
ſchuldner und Verpflichteten zu führen. Eine bücherliche Pfandrechts⸗ 
einverleibung (8 320, Abſ. 1, ED.) ift Hier unzuläſſig. (IM. zu 
8 320 ED.). 


6 321. Biücherlich fichergeftellte Forderungen dürfen nicht 
durch Verfauf mittelööffentlicherBerfteigerung verwertet werben. 

$ 322. Die Überweifung einer bücherlich fichergeftellten 
Forderung zur Einziehung!) ift von Amts wegen im öffentlichen 
Bude anzumerfen.?) 


8 322. 1. Die Bewilligung der Uberweifung darf nicht von 
einer Sicherheit3leiftung abhängig gemacht werden. €. v. 
26. Februar 1901, 3. 2537, Not. 1901 :14. 

2. Soferne die überwiejene Forderung vollftredbar 
iſt, kann dem betreibenden Gläubiger die Zwangspermwaltung 
der verpfändeten Liegenfchaft bewilligt werden. E. v. 5. Oktober 
1898, 3. 13607, Präv. 1899: &. 139. 

3. Falls der betreibende Gläubiger Barzahlung be— 
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Außer den im 8 308 angeführten Berechtigungen fteht dem 
betreibenden Gläubiger in dieſem Falle die Befugnis zu, die 
bücherliche Anmerkung der Auftündigung und der Hypothekar⸗ 
Mage?) zu erwirken und alle Erflärungen namens des Berpflich- 
teten abzugeben, welche zur bücherlichen Loſchung desfür die über- 
wiejene Forderung einverleibten Pfandrechtes erforderlich find. 
Diefe Löſchungserklärungen bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit der 
Genehmigung des Erekutiondgerichtes. 


1) Bei Überweifung an Zahlungsftatt ift die Übertragung einzu- 
verleiben. 8 324. — Um die Überweifung kann auch in diefem Falle 
gleichzeitig mit der Pfändung angefucht werben. 8 808, Abſ. 2. 

2) In den Verfachbuchländern zu verfahen. Art. XVI, 8.2, EG. 
3. EO. — Hinfihtlich der Manipulation fiehe 8 157, Abſ. 2, GO. bei 
8 320, Anm. 1. Der mit der Grundbuchsführung betraute Beamte foll 
aus dem Grundbuch ermitteln, ob die zu überweiſende Forderung bereits 
zu Gunften anderer Gläubiger gepfändet wurde und das Ergebnis der 
Ermittlung auf der Eingabe kurz anmerlen, damit der Richter in volle 
Kenntnis der Umftände gelangt, die nad) Lage ber Sache gemäß 88 303 
und 304 ED. für die Faflung des Überweifungsbeichlufies maßgebend 
fein Tönnen. — Anträge auf Überweifung zur Einziehung oder an 
Bahlungsftatt unterliegen dem Stempel wie Grundbuchdeingaben (vom 
erften Bogen 1 K bei einem Wert von nicht mehr als 50 fl., 11/, K bei 
einem Wert von über 50 fl., jedoch nicht mehr als 100 fl., 3 K bei 
höheren Wert). FME. v. 28. April 1898, 8. 21424, FMVB. Nr. 8, 
IMBB. ©. 108/1898. 

3) 88 59, 60 aGG. 











gehrt, während der Hypothekargläubiger fich für die Übernahme 
der Poſt durch den Erfteher erflärt, ift die nn des betrei- 
benden Gläubiger für den Erefutionsrichter bei der Meiftbot3ver- 
teilung maßgebend. E. v. 14. Jänner 1902, 3.54, amtl. ©. 519. 


4. Wegen eingetretener Verjährung auf Löſchung der ihm 
vorangehenden Superpfaudrechte zu Hagen, ift der be— 
treibende Gläubiger nicht berechtigt. E. v. 29. Dezember 1899, 
3. 13387, Sig. 810. 

5. Dem betreibenden Gläubiger können ohne Rüdficht auf 
feinen guten Glauben und den Stand des Öffentlichen 
Buches alle Einwendungen entgegengejegt werden, die dem Dritt- 
ſchuldner gegen den Verpflichteten zuftanden. E. dv. 8. November 
1899, 3. 15422, Sig. 742; 26. Zuli 1899, 3. 10071, Präv. 1899: 
©. 743 (5. Juni 1901, 3. 6650, Slov. Präv. 1901: ©. 316°); 


daher inSbefondere auch dann, wenn die überwieſene Forde- 

rung nur unter der Befhränfung des 8 51GBG. gelöſcht 

ft E. v. 4. Zuli 1900, 3. 9322, Sig. 1081. — Vgl. ED. 8 301, 
r. 2. 
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6 323. Wenn der betreibende Gläubiger auf die Hein 
die Überweifung zur Einziehung erworbenen Rechte verzichtet, 
fo ift die Anmerkung der Uberweiſung von Amts wegen zu 
löjchen.?) 

831. 9 Im den Berfachbudjländern ift der Beſchluß zu ver- 

jachen. Art. XVI, 8. 2, €. 3. EO. — Über die Manipulation ſiehe 
8 157, Abſ. 2, GO. bei $ 320, Anm. 1. 


$ 324. Wenn eine bücherlich fichergeitellte Forderung an 
Bahlungsftatt überwiejen wird, jo find auf Grund der. recht3- 
Träftigen gerichtlichen Uberweifung und nad) Maßgabe derjelben 
die Rechte des Verpflichteten dem betreibenden Gläubiger von 
Amts wegen bücherlich zu übertragen.) 

Zugleich mit diefer Übertragung ift die bücherliche Löſchung 
des für den betreibenden Gläubiger nach $ 320, Abjah 1, ein- 
— Pfandrechtes zu verfügen. Die Rechtswirkung dieſer 

öſchung erſtreckt ſich auf die in der Zwiſchenzeit auf das 
Pfandrecht des betreibenden Gläubigers einverleibten After- 
pfandrechte; dieſe ſind auf die vom betreibenden Gläubiger 
durch die Aberweiſung an Zahlungsſtatt erworbene Hypothe⸗ 
karforderung zu übertragen.?) 

1) Überweifung büherlich fihergeftellter Forderungen. 
Der Antrag auf Überweifung feiner bücyerlich fichergeftellten Forderung 
ift im Tagebuche für Grundbuchs⸗ oder Verfachbuchseingaben einzutragen. 

Sowohl wenn das Gericht infolge Verbindung beider Anträge zus 
gleich die Pfändung einer bücherlich fichergeftellten Forderung und ihre 
Überweifung an Bahlungsftatt bewilligt, wie au) dann, wenn auf Grund 
früher ermorbener Pfandrechte die Überweifung an BZahlungsftatt abge- 
fondert begehrt und bewilligt wird (8 808, Abſ. 2, 320 und 324 ED.), 
tft der Beſchluß dem mit der Führung ded Grundbuches betrauten Be- 
amten (Grundbuchsamt) zur Einficht vorzumeifen (Vid. Grundbud). Wo 
Verfachbücher geführt werden, ift eine Ausfertigung des Beſchluſſes dem 
Verfachbuchsführer zu übergeben. 

Der Grundbuchsführer hat jede beiwilligte Überweifung an Zahlungs- 
ftatt in einem Verzeichniffe vorzumerfen, ſodann das Datum der Zu⸗ 
ftelung des Beſchluſſes an die Beteiligten zu ermitteln und den Eintritt 
der Rechtskraft zu überwahen. Nach Rechtskraft der Überweiſung ift 
vom Grundbuchsführer ofne weiteren Auftrag dem Richter der Entwurf 
des Beſchluſſes vorzulegen, wodurch bie bücherliche Übertragung der 
überwiejenen Forderung an ben betreibenden Gläubiger und die Löſchung 
des für diefen nad) 8 320, Abſ. 1, der Exekutionsordnung eingetragenen 
Pfandrechtes und der etwa einverleibten Afterpfandrechte bewilligt wird. 
8 177 GO. 

Buftellung des Beſcheides Art. XIII, 3. 2, EG. z. ED. 

Bei Bewilligung der Einverleibung der Übertragung einer rechts⸗ 
räftig an Bahlungsftatt überwiefenen bücherlich fichergeftellten Forderung 
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an den betreibenden Gläubiger (Exek. Form. Nr. 173) fol in dem Falle, 
al® die überwiefene Forderung größer ift, als jene des betreibenden 
Gläubigers und deshalb nad) Durcbführung der Übertragung für den 
Berpflichteten nod) ein Reſt der überwiefenen Yorderung Haften bleibt, 
bie Forderung des betreibenden Gläubiger? ſamt Koften und den bis 
zum UÜberweifungstage aufgelaufenen Binfen ziffermäßig genau be= 
rechnet und fodann im Beſchluſſe in gleicher Weife, wie bei ber auf 
Grund einer Zeſſion bewilligten Übertragung zum Ausdruck gebradjt 
werben, dab nur ein biefer Geſamtſumme entjprechender Teilbetrag der 
überwiejenen Forderung an den betreibenden Gläubiger übertragen werde. 
2) Bon Amts wegen. 


Dritte Abteilung. 


Exekution anf Anſprüche auf Herandgabe und Leiſtung 
förperlidier Sachen. 


Pfändung. 


6 325. Die Pfändung von Anfprüchen des Verpflichteten, 
welche die Herausgabe oder Leitung Törperlider Sachen a) 
zum Gegenftande haben, erfolgt nad den Vorſchriften der 
88 294 bis 298.1) 

Auf die meiteren Erefutionsfchritte?) Haben die Vor- 
fchriften der 88 300 bis 319 unter Berüdfichtigung der nach» 
folgenden Beitimmungen finngemäße Anwendung zu finden. 

1) Pfändung mie bei Geldforderungen. 

2) Insbeſondere Überweifung zur. Einziehung. er 

a) Die Erefution auf gerichtlich deponierte Wertpapiere erfolgt, 


8 325. 1. Eigentums- und Beſitzrechte des Verpflich- 
teten an Liegenjhaften, in deren bücherlichen Beſitz ſich ein anderer 
befindet, find als Anfprüche auf Herausgabe (bücherliche Beſitzüber⸗ 
laſſung) der fraglichen Liegenſchaften in Erefution zu ziehen. E. 
v. 5. Oftober 1898, 3. 13473, Sig. 325. 

2. Auf ein grundbücherlich eingetragenes Beſtandrecht kann 
mittels Pfandrecht3-Einverleibung Erekution geführt werden. €. 
vd. 23. September 1896, 3. 11077, Sig. 15856. 

3. Der vertragsmäßige Anſpruch auf®ewährung eines 
auf dem Haufe des VBerpflichteten ficherzuftellenden Darlehens kann 
nicht gepfändet werden. E. v. 7. Juli 1896, 3. 7702, Sig. 15821. 

4. Ein gepfändeter Anſpruch auf Herausgabe einer Liegen- 
ſchaft kann nicht mittel$ Verkauf des Anſpruches verwertet werden; 
die Verwertung erfolgt durch Lberweifung zur Einziehung und 
Berwaltung oder Verfteigerung der Liegenfchaft. E. v. 13. Auguft 
1901, 3. 11511, amtl. ©. 467. 
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ſoweit nichts befondberes angeordnet ift (83, Abf. 2, MB. v. 24. Oftober 
1897, RGB. Nr. 249), nad) ben Beitimmungen ber 88 325 ff. CO. 
Bum Zwecke der Pfändung ift — nebit der Benachrichtigung bes 
Verpflichteten (8 294, Abſ. 1, EO.) — das Verbot zu erlaflen, Die 
deponierten Wertpapiere, jomweit fie in Exekution gezogen werden, bem 
Berpflichteten herauszugeben. Diefes Verbot tft ſowohl dem Depofiten- 

“ oder Steneramte wie dem Gerichte zuzuitellen, dem die Verfügung fiber 
diefe Maſſe zufteht. Die Pfändung ift mit Zuftellung des Ausfolgungs- 
verbotes an das Gericht als an die zur Anweifung der Zahlung be- 
tufene Behörde ($ 295, Abi. 1, ED.) als bewirkt anzufehen. Das 
Ausfolgungsverbot tft im Depofitenanite vorzufchreiben (Hfd. v. 22. März 
1784, ZJGS. Nr. 266, lit. e). (IM. zu $ 325 EO.). 


Beitreibung. 


$ 326. Eine Überweifung des gepfändeten Anfpruches 
an Bahlungsitatt!) ift nicht zuläffig. | 
1) 8 816. 


6 327. Wurde ein Anfpruch auf Herausgabe oder Leistung 
von beweglichen körperlichen Sachen zur Einziehung über- 
wiejen, jo hat der Drittichuldner nad Fälligkeit des An- 
— die Sache dem ihm vom Gerichte bezeichneten Voll⸗ 
reckungsorgane herauszugeben. Soll die Sache nicht im 
Sprengel des Erefutionsgerichtes geleiltet werden, fo iſt das 
Volftredungsorgan auf Erſuchen des Erefutionsgerichtes von 
dem Bezirksgerichte zu beftimmen, in deſſen Sprengel die 
Sache herausgegeben oder geleiftet werden muß.) - 
Auf die Verwertung der geleilteten Sache finden die Be- 
fiimmungen über den Verkauf gepfändeter beweglicher Sachen 
Anwendung. 


Wenn die Sahe vom Prittjchuldner nicht im Sprengel 
des Erefutionsgerichtes Herausgegeben oder geleiftet murde, 
fo ift fie zur Durchführung des Verlaufs- und Verteilungsver- 
fahren? an, das Erelutionsgericht zu überjenden.?, Würde 
eine ſolche Überfendung erhebliche Koften oder Schwierigfeiten 
verurſachen, ohne bejondere Vorteile zu verjprechen, oder 
würde die Uberjendung aus anderen Gründen unausführbar 
oder unzmwedmäßig ericheinen,®) fo hat das Bezirkögericht, in 
defjen Sprengel die Sache geleiftet wurde, auf Antrag oder 
don Amts wegen das Berlaufs- und Berteilungsverfahren 
durchzufüßiren. 9 Hievon ift das Erefutionsgericht Togleich 
zu verjtändigen. 

Die vollitredbare Geldforderung des betreibenden Gläu— 
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biger8 und die Geldforderungen der übrigen Gläubiger, die 
an demſelben Aniprude ein Pfandrecht erworben haben, jind 
aus dem Berfaufserlöfe nach Borjchrift der 88 283 His 287 
zu befriedigen. 

2) Das Vollſtreckungsorgan, welches mit der Übernahme der Sachen 
beauftragt wird, hat den Drittjchuldner zur Herausgabe aufzuforbern. 
Lehnt der Drittſchuldner die Herausgabe ab, jo tft das Bollftredungs- 
organ nicht zur Vornahme von Zwangsmaßregeln gegen den Britt- 
ſchuldner befugt, fondern e3 Hat fi darauf zu bejchränlen, die Auf⸗ 
forderung und die Weigerung im Protofolle feſtzuſtellen. 

Erflärt ſich ber Drittichuldner zur Herausgabe bereit, jo Hat 
das Bollftredungsorgan die Sachen zu übernehmen und wegen des 
weiteren Vorganges die Weilungen des Grichtes einzuholen. Inſtr., 
Abſchn. II, P. 89. 

*) Die Überfendung obliegt der Zuftellungsd- und Exekutionsabteilung. 
8 384, 3.14, SD. 

2) Daß dies der Fall fei, Hat das Bollftredungsorgan bem Gerichte 
mündlich anzuzeigen. 8 886, 3. 8, GO. 

%) Gegen den Beſchluß, der die Turchführung des Berlaufd- und 
Verteilungsverfahrens vor diefem Gerichte anorbnet, kein Rekurs. 8 845. 
83. 5. — Diejes Gericht Tann dann allenfalls? die Verſendung der Sache 
an einen anderen Ort zum Berlaufe anordnen. 88 268, 274. 


6 328. Bei Überweifung eines Anjpruches bes Ber- 
pflichteten, der auf Leiftung einer unbeweglichen Sache ge= 
richtet ift, muß dieje nad) Eintritt der Fälligkeit des Anſpruches 
vom Drittfchuldner einem auf Antrag des betreibenden Gläu⸗ 
biger3 vom Gerichte zu bejtellenden Verwalter!) übergeben 
werden. Sit die Sache nicht im Sprengel des Exekutions⸗ 
gerichtes gelegen, jo it der Verwalter auf Erfuchen des Exeku⸗ 
tionsgerichtes vom Bezirfögerichte zu ernennen, in deſſen 
Sprengel ſich die Sache befindet. 

Behufs Befriedigung feiner vollftredbaren Geldforderung 
hat der betreibende Gläubiger auf die dem Verwalter über- 
— Sache nad den für die Exekution anf unbewegliches 

ermögen erlafjenen Vorfjchriften durch Bimangsverwaltunga) 
oder Zwangdverjteigerung Exekution zu führen, ohne daB es 
bei der Zwangsverſteigerung einer büderfichen Eintragung des 
Berpflichteten?) bedarf; wenn der betreibende Gläubiger die. 
Bwangsverwaltung erwirkt, kann ſowohl er, wie der Verwalter 
die bücherliche Eintragung des Eigentumsrechtes des Terpflich- 
teten anfuchen. Für die Bewilligung und Durchführung biefer 
Erefution iſt das Bezirksgericht zuftändig, in deffen Sprengel fi 
die Sache befindet. 
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Unterläßt es der betreibende Gläubiger, innerhalb eines 
Monate nach Übergabe der Sache an den Verwalter die zur 
Einleitung der Zwangsverwaltung oder — 
erforderlichen Anträge zu ſtellen, ſo iſt die Exekution von 
Amts wegen einzuſtellen.?) 

1) Sp weit als möglich wird auch dieſer Verwalter aus der Ver⸗ 
walterliſte zu beſtellen ſein. 8 106. — Seine Stellung zur Sache be— 
ſtimmt ſich nach 8 968 abGB. 

2) Wohl aber find (ß 22 aGG.) die Anmerlungen des Zwangsver⸗ 
waltungs⸗ und Verſteigerungsverfahrens vorzunehmen. 

8) Ohne vorausgehende Einvernehmung oder mündliche Verhand- 
tung. 8 45, Abſ. 1. — Friſt zum Begehren um Koftenerfaß, 
8 74, Abf. 2. 

a) Die Exefution durch Zwangsverwaltung einer dem Verwalter 
übergebenen unbeweglichen Sache iſt durch die bücherliche Eintragung 
des Eigentumsrechtes des Verpflichteten nicht betingt. Der Verpflichtete, 
der betreibende Gläubiger, fowie ber Verwalter können zwar dieſe 
Eigentumseinverleibung erwirfen, die Bivangsverwaltung Tann aber in 
vollem Umfange auch ohne die Einverleibung durchgeführt werden. 
(IM. zu $ 328 ED.) 

6 329. Die Beftimmung des $ 3071) gilt auch in Be— 
zug auf Anſprüche auf Herausgabe und Leiſtung Törperlicher 
Saden. Wenn fih die zu leiftende Sache zu gerichtlichem 
Erlage nicht eignet, Hat der Drittihuldner beim Erxekutiong- 
gerichte um Beftellung eines Verwahrers oder Verwalters?) 
einzufchreiten?) und leßterem die Cache herauszugeben. 

1) Gerichtlicher Erlag bei mehrfeitiger Inanipruchnahme der Sadıe. 

2) 8 259. 8 968 abGB. 

8) Kein Rekurs. 88 345, Abſ. 2, 289. 


Vierte Abteilung. 
Erelution anf andere Vermögensrchte. 


Der Erefution entzogene NRedte. 


6 330. Ausgedinge, deren jährlidhe Geſamtnutzung an 
Geld- und Naturalleiftungen, einjchlieglic; der Wohnung, den 
Wert von dreihundert Gulden nicht überfteigt, find der Ere- 


8 330. 1. Derſelben Beſchränkung unterliegt: 

ein durch Ehepakten eingeräumtes Wohnungs- und Ader- 
benügungstecht, das die Verſorgung des Verpflichteten bezweckt. 
E. v. 4. Juni 1902, 3. 7700, Präv. 1903: ©. 87; 

eine demfelben Zwecke dienende geringe lebenslängliche 
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fution!) gänzlich entzogen, falls dieſe Bezüge für den Ver⸗ 
pflichteten und für deilen im gemeinfamen Haushalte mit ihm 
lebende Familienglieder?) Fe find.a) 

Anjofern eine Erelution auf Wusgedinge mit Rüdficht 
auf die Höhe ihres Ertrages ſtatthaft ift, müflen dem Ber- 
pflichteten dennoch die für ihn und feine im gemeinfamen 
Haushalte mit ihm lebenden Yamilienglieder unentbehrlichen 
Vohnungsräume und a 2) bis zum Werte von jährlich 
dreifundert Gulden belafjen werden. 


1) Sie können aud) nicht durch Verbot oder andere einftweilige Ber- 
fügungen zu Gunften von Geldforderungen getroffen werden. 8 380. 

Die Beſchränkung der Exekutionsfähigkeit gilt auch für dad Be- 
dedungsfapital. 

2) Siehe den gleichen Begriff in 88 105, 251, 8. 1, 2, 8. 

3 Der Wert der Wohnung ift in den Betrag von 300 Gulden ein- 
zurechnen (fiehe erfter Abſatz). 

a) Soferne nicht ſchon der Antrag, die Exelution auf ein Aus- 
gedinge zu bewilligen, vom Gerichte zurüdgemwiejen wird, weil dad Aus- 
gedinge den Wert von 300 fi. offenkundig nicht überfteigt, Tann Die 
Exekutionsfreiheit des Ausgedinges mitteld des Antrages auf Sinftellung 
oder Einſchränkung der darauf geführten Exekution oder duch Ein- 


= eldrente des VBerpflichteten. E. v. 22. November 1900, 3.15692, 
[g. 1195; 

ein in der Form des lebenslänglihen Fruchtgenuſſes 
bei Übergabe der Wirtichaft vorbehaltenes Ausgedinge E. v. 
21. Augujt 1900, 3. 11940, Sig. 1108. 

2. Die gejeglicde Beſchränkung tft auch Vereinbarungen 
gegenüber wirkſam, durch die dem Gläubiger die Befriedigung 
aus einem gejeglih der Erelution entzogenen Aus— 
Beeren: zugefihhert wurde. E. v. 26. Oftober 1899, 3. 15311, 

lg. 727. 


3. Im gleichen Maße wie das Ausgedinge ift das an defjen 
Stelle einverleibte Deckungskapital der Erelution entzogen, 
mag legtere felbft zu Gunften einer mit gefeglichem Vorzugsrecht aus 

eftatteten Gebührenforderung ftattfinden. E. v. 8. Februar 1899, 
ge 786, Slg. 505. 

4. Ein Antrag auf Pfändung des 600 K jährlih über- 
fteigenden Wertes der Ausgedingsleiftungen ift abzu- 
weiſen, wenn offenkundig (nach den Grundbuchsakten) der Wert 
der Jahresleiſtungen den Betrag von 600 K nicht erreidht. €. v. 
23. Zuli 1901, 3. 10557, Not3. 1902: 2. 

5. Ein aus dem Ertrage eines erelutiongfreien 
Audgedinged angejhafftes und für den Verpflichteten un- 
entbehrliche8 Vichftüd (Schwein) ift gleichfalls der Exekution ent- 
zogen. E. dv. 30. Dezember 1901, 3. 17567, GH. 1902 :%25. 
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ftelung oder Einſchränkung von Amts wegen geltend gemacht werben 
(88 39, 3.2, 41 ED.) Ergeben fi bei der Einvernehmung der 
Barteien oder bet der Verhandlung, welche der Einftellung oder ver- 
bältnismäßigen Einſchränkung der bewilligten Exekution vorauszugehen 
bat (88 39, Abſ. 2, und 45, Abf. 3, EO.), Zweifel über den Wert des 
Ausgedinged, die in anderer Weife nicht zu bejeitigen find, fo hat das 
Gericht behufs Vorbereitung feiner Enticheidung die Schäßung des Aus⸗ 
gedinges anzuordnen. (IM. zu 8 330 ED.) 


Pfändung. 


6 331. Zum Zwecke der Erefution auf Vermögensrechte 
des Verpflichteten, welche nicht zu den Forderungen gehören,?) 
hat das die Erefution bewilligende Gericht, falls auch nicht 
die Vorfchriften über die Erefution auf unbewegliches Ber- 
mögen zur Anwendung zu kommen haben (88 240 ff., 248),°) 
auf Antrag des betreibenden Gläubigerd an den VBerpflichteten 
da3 Gebot zu erlaſſen, ſich jeder Verfügung über das Necht 

u enthalten (Pfändung).“) Sit Eraft dieſes Rechtes eine be- 
—** Perſon zu Leiſtungen verpflichtet,) fo it die Pfändung 
erjt dann als bewirkt anzujehen, wenn aud) diejer dritten Perſon 
das gerichtliche Verbot, an den Verpflichteten zu leiften, zuge- 
ftellt wurde.) Inſoweit e8 nach der Natur der Sache tunlich 
ift,®) Tann auch die pfandweije Beichreibung des in Erefution 
gezogenen Rechtes (8 253) vorgenommen mwerden.”) 

Die Art der Verwertung des Rechts bat das Erefutions- 
gericht auf Antrag des betreibenden Gläubiger nach Einver- 
nehmung®) des Berpflichteten und aller Gläubiger, zu deren 
Gunsten Pfändung erfolgte, zu beftimmen. 


.8 831. 1. Lebensverfiherungspolizzen, die nicht auf 
den Überbringer lauten, find fein Gegenſtand folder Erefution. E. 
v. 16. Juli 1901, 3. 10266, Not. 1901 :42. 

2. Ebenjowenig die Rechte des Berpflichteten als Teil- 
nehmer an dem Arrangementbureau des Giro- und 
Kafjenvereines; den Anſpruch auf die Teilnehmerkaution zu 
Gunften des betreibenden Gläubigerd geltend zu machen ($ 333 
ED.), ift daher ausgeſchloſſen. E. v. 16. April 1902, 3. 5016, 
GH. 1902 :51. 

3. Dagegen kann Erekution geführt werden auf noch nicht 
geltend gemachte PflichtteilSanfprüche eines übergangenen 
Noterben. Um diefe Anfprüche des Berpflichteten geltend 
machen und Errichtung eined Verlaſſenſchaftsinventars begehrten 
zu können, bedarf der betreibende Gläubiger der gerichtlichen Er- 
re (8 333 EO.). €. v. 22. Dezember 1898, 3. 15843, 

(g. 431. 


39* 
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1) Exekution auf Geldjorderungen, 885 290 bis 324 — auf andere 
Forderungen, 88 385 bis 329. — Über die Exekution auf die fogenannten 
Befig- und Genußrechte fiehe den Erlaß des OLG. Präſ. in Graz 
vom 18. Jänner 1898, Präf. a ‚Ger. tg. Nr. 28/1899. 

2) Gegenſtände des Bergwerkseigentums, Recht zur Gewinnung von 
Erdharzen. 

3) Dagegen kein Rekurs. 8 845, 3. 1. — Die Pfändung von Batent- 
rechten erfolgt gemäß 833 PBat.-Gef. v. 11. Jänner 1897, RGB. Nr. 30, 
duch Eintragung des Pfandrechtes in das Patentregifter; eines Ver⸗ 
fügungsverbot3 bedarf es dazu nicht. Siehe Pisto Ger. Big. 47/1898. 

#) Insbeſ. bei Ausgedingen. °) Analog 8 294, Abf. 3. 

6, 3. B. bei Pachtrechten, gewerblichen Unternehmungen u. bgl. 

?) Insbeſondere ift das zu pfändende Recht feinem Inhalte und 
Umfange nad unter Bezugnahme auf die darüber etwa vorhandenen 
Urkunden genau zu bejchreiben, wobei die dem Berpflichteten für bie 
Ausübung des Rechtes obliegenden Gegenleiftungen genau anzugeben 
find. Inſtr., Abſchn. II, B. 9. 

) 88 55, 56. 


Verwertung. 


6 332. Der Verlauf eines veräußerlihen Rechtes im 
Wege der öffentlichen Berfteigerung darf vom Gerichte nur 
dann bewilligt!) werden, wenn eine andere Verwertung über- 
haupt nicht oder nur mit unverhältnigmäßig großem Koften- 
aufwande ausführbar ift. 


— — — — — — — — ——— 


4. Der Erbanſpruch des Nacherben (fideikommiſſariſchen 
Subſtituten) iſt vor Eintritt des Subſtitutionsfalles nicht Gegen⸗ 
ſtand der Exekution. E. v. 18. März 1902, 3. 3573, 9. 
1902:43; 13. Juni 1899, 3. 8976, Sig. 641; 7. März 1899, 
3. 2994, Sig. 537; 21. Februar 1899, 3. 2395, Sig. 521 u. a. 
(4. Jänner 1899, 3. 17869, Sig. 447?). 

5. Die als Dienftbarkeit der Fruchtnießung und Bewirt— 
Ihaftung der Witwe zur Erhaltung der pflegebefohlenen Liegen- 
Thaft3eigentümer rechnungsfrei überlaffene Verwaltung und Ber- 
wendung der Einkünfte der Liegenichaft kann nicht zum Abbruche 
der Kinder in Erelution gezogen werden. €. v. 16. März 1897, 
3. 3126, Sig. 15990. 

6. Keine Erekution auf da8 Pfandrecht für eine Forde- 
zung ohne Erelution auf die Forderung. E. v. 2. Auguft 1898, 
3. 10934, Sig. 271. — Bgl. ED. 8 325, Nr. 1. 

8 332, 1. Der ideelle Anteil des Verpflidhteten an 
gerichtlich erliegenden Wertpapieren kann buch Verkauf 
beriwertet werden; Teilung und Ausfcheidung zu begehren, kann 
der betreibende Gläubiger erit dann ermächtigt werden, wenn ber 
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Der Berlauf hat nad) den Beftimmungen?) über den 
Verlauf gepfändeter beweglicher Saden, die Verteilung des 
Erlöſes unter finngemäßer Anwendung der Borjchriften der 
88 283 bis 287 zu gejchehen. 

1) Der Antrag ift beim Erefutiondgericht zu ftellen. $ 331, Abſ. 2. 

— Die Verfteigerung eine? Ausgedingsrechtes ift ganz unzuläffig; Argunı. 
8 319, 8. 3. 2) 88 264 ff. 


$ 333. Hat der Verpflichtete kraft des gepfändeten 
Rechtes?) die Ausfolgung einer Vermögensmaſſe oder die Teilung 
derjelben und die Ausfcheidung des ihm gebührenden Anteiles 
zu beanspruchen, jo kann das Erefutionsgericht den betreiben- 
den Gläubiger auf Antrag ermächtigen, dieſes Recht des Ver- 
pflichteten in dejlen Namen geltend zu machen und zu diejem 
Zwecke nach Maßgabe der Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes?) 
die Teilung oder die Einleitung des Auseinanderfegungsver- 
fahren zu begehren, Kündigungen vorzunehmen und die jonft 
zur Ausübung und Nugbarmachung des gepfändeten Rechtes 
erforderlihen Erflärungen wirkſam für den Berpflichteten ab- 
zugeben?) Dieje Ermächtigung gewährt dem Gläubiger auch 
die Befugnis zur Einflagung des gepfändeten Rechtes, ſowie 
einzelner aus demjelben Hervorgehender Anſprüche (8 308). 

Das auf diefe Weife herangezogene Vermögen ift nad 
Beichaffenheit feiner verjchiedenen — im Wege einer 
der in dieſem Geſetze zugelaſſenen Exekutionsarten zur Befrie— 
digung des betreibenden Gläubigers zu verwenden. Für die 
Bewilligung dieſer Exekutionen iſt das Gericht zuſtändig, bei 
welchem der betreibende Gläubiger in erſter Inſtanz den An- 
trag zu ftellen hatte, ihn zur Geltendmachung des gepfändeten 
Rechtes zu ermächtigen.?) Ä 

1) 8. 8. Gefellfchaftsrechte, 88 1192—1197, 1215 abGB. — Uns 

ſprüche auf Teilung aus dem Miteigentumsrechte, 88 841 fi. abGB. 
2) Art. XXI EG. zu ED. °) Bergl. Art. 126 HGB. 
*) Erefutionsgericht, Abf. 1. 


$ 334. Bei Rechten, welche den wiederholten Bezug 
von Früchten oder eine andere zu Gunſten de3 betreibenden 





Verpflichtete ſelbſt Teilung und Ausſcheidung feines Anteiles zu 
beanspruchen berechtigt wäre. €. v. 22. Auguft 1901, 3. 11684, 
GH. 1902: 8 


8 333. Vgl. EO. 8 294 Nr. 2. 
8 884. 1. Auf einen bücherlich eingetragenen Frucht- 
genug kann Erefution nicht durch zwangsweiſe Pfandremhts- 
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Gläubigers verwertbare Benügung beweglicher oder unbeweg- 
licher Sachen gewähren, bei Gemwerbeberechtigungen, !) Snduftrie- 
privilegien, bei Jagd⸗ nnd Fiſchereirechten, Freiſchurfberech⸗ 
tigungeu u. ä. Tann vom Exekutionsgerichte auf Antrag des 
betreibenden Gläubiger Bwangsverwaltung bewilligt und an⸗ 
geordnet werden. 


Auf deren Einleitung, Vollziehung und Einftellung find 
die Beftimmungen über die Zwangsverwaltung?) von Liegen- 
ichaften mit den in den 88 335 bis 339 angegebenen Abwei⸗ 
ungen finngemäß anzumenden. 


Bon der Bewilligung der Zwangsverwaltung von Yrei- 
ichurfberechtigungen ift das zuftändige Nevierbergamt zu ver- 
jtändigen.?) 

1) Exekution auf gewerbliche Unternehmungen fiehe 88 341—344. 

2) 88 98 ff. 

3) Die Beitimmungen der 8 334—339 gelten aud) für die Bmangs«- 
verwaltung von Eeldforderungen, 8 319, Abſ. 3, und für die Zwangs⸗ 
verwaltung als einftweilige Verfügung, 8 388, Abſ. 1. 

Die Beitimmungen über die Erekution gegen Tabale und 
Stempelmartenverfhleißer und Trafilanten fiehe bei $ 261. 

Snduftrieprivilegien. Das E. !. Handeldmintfterium hat die 
Aufmerkſamkeit des Juftizminifteriums darauf gelenkt, daß öfterr. Ge⸗ 
richte 1. nicht felten bei angefuchten erefutiven Pfändungen, Schäbungen 
und Einantwortungen von ausfchließenden Privilegten im Sinne bes 
kaif. Bat. v. 15. Auguſt 1852, RGB. Nr. 184, den betreffenden Exe⸗ 
kutionsakt auf das für das Geltungsgebiet der diesfeitigen Reichshälfte 
gewährte Privilegium auch dann beichränfen, wenn entweder ausdrück⸗ 
lich das Anjuchen in Betreff des für das Geltungsgebiet der ganzen 
Monarchie gewährten Privilegiums, oder „bes Privilegiums“ ſchlechthin 
geitellt wird, und daß bie Gerichte 2., wenn fie den Exekutionsakt für 
den Umfang der ganzen Monarchie bewilligen, die Erſichtlichmachung 
dieſes Altes nur im öfterr. Privilegienregifter veranlaffen. — In 1. Hin⸗ 
fiht ſpricht das Handelsminifterium die Anficht aus, daB in Fällen dieſer 
Art die ergangene Entfcheidung das geſtellte Begehren nicht vollitändig 
erichöpfe; bezüglich des 2. Punktes betont dasfelbe, daß die Beichränfung 
der Anmerkung des Exekutionsaktes auf das öſterreichiſche Regifter 
Anlaß zu Täufhungen und Irrtümern geben könne, welche einerfeits 
für die auf die Regiftereintragungen bauenden Privilegiumsintereflenten 








begründung, jondern nur durch Zwangsverwaltung geführt werden. 
E. v. 3. Oftober 1900, 3. 12823, Sig. 1141. 

2. Verwertung des Miteigentum an einer Dreſch— 
maſchine, die an Landiwirte vermietet zu werden pflegt, durch 
a Balung. €. v. 31. Anguft 1898, 3. 11755, Präv. 
1899: S. 439. 
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von einer fchädigenden Tragweite fein und außerdem gegenüber ben 
Behörden die Grundlage von Reklamationen bilden Tönnten. — Das 
Handelsminiſterium Hat deshalb das Anſuchen anher gerichtet, die Ge⸗ 
richte auf dieſe Punkte aufmerljam zu machen, und hebt insbeſondere 
hervor , daß im Sinne des IME. dv. 23. September 1863, 8. 9627, zur 
Erfihtlihmahung eine® auf das ganze Privilegium ſich erftredenden 
Exekutionsaktes eine Requifition an das Tompetente Handels⸗ und 
Wechielgericht in Budapeſt] zu richten wäre, um die Anmerkung des 
Exekutionsaktes auch in dem ungarifchen Privilegiumsregifter zum Boll» 
zug zu bringen. — Das Juftizminifterium erſucht das T. k. Oberlandes⸗ 
gericht, von dem Vorſtehenden den Gerichten geeignete Mitteilung madjen 
und denfelben bemerfen zu wollen, daß das Juftizminifterium fich mit 
der Anficht des Handelsminifteriums in Ubereinftimmung befinde. IME. 
v. 17. April 1881, 3. 2932, an alle Oberlandesgericdhte. — 

Auf Grund des $ 18 des GA. LX/1881 und auf Grund des 
8 1 der Bdg. des k. ungarifhen Juſtizminiſteriums dv. 1. November 
1884, 3. 3333, iſt zum Vollzuge derartiger requirierter Exekutionsakte 
das f. Bezirksgericht für den V. Bezirk in Budapeft fompetent 
und find daher ſolche Reguifitionen direkt an die angegebene Tompetente 
Inſtanz zu rihten. IMV. v. 17. Jänner 1885, IMVB. Nr. 10. 


$ 335. Wenn zur Ausübung des gepfändeten Rechtes 
der Gebrauch oder die Benübung beftimmter beweglicher oder 
unbeweglicher Sachen gehört, ftehen die in den 88 99 bis 130 
dem Crefutionsgerichte zugeteilten Befugniffe und Obliegen« 
heiten demjenigen Bezirtögerichte zu, in deſſen Sprengel die 
betreffende Sache, und zwar bei beweglichen Sachen zur Zeit 
der Bewilligung der Zwangsverwaltung gelegen iſt. 
In allen übrigen Fällen tritt an Stelle der gerichtlichen 
Übergabe der Sade?) die gerichtlihe Ermächtigung des Ber: 
walters zur Ausübung des gepfündeten Rechtes. 

1) 8.9. =. 


$ 336. Steht dem Verpflichteten da3 gepfändete Recht 
gegen einen bejtimmten Zins oder gegen andere periodifche 
Leiftungen zu, jo gehören dieſe Leiftungen, und bei der Zwangs⸗ 
verwaltung einer dem Vater am Vermögen feines Kindes ein- 
geräumten Fruchtnießung (8 150 ab GB.)) auch die Leiftungen 
für den ftandesmäßigen Unterhalt des Kindes zu den vom 
Verwalter unmittelbar au3 dem Bermwaltungserträgniffe zu 
berichtigenden Auslagen. Der für den Unterhalt des Kindes 
aufzumendende Betrag ift auf Einfchreiten de3 Verwalters 
vom Vormundichaftsgerichte im voraus feftzufeßen. 
I) „.... Wird dem Bater von demjenigen, dem das Kind das 
Bermögen zu verdanken hat, die Fruchtnießung verwilliget, fo haften Die 
Einkünfte doch immer für den ftandesmäßigen Unterhalt des Kindes, und 
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fie Lönnen zum Abbruche besjelben von den Gläubigern des Vaters nicht 
in Beſchlag genommen werben.“ 8 150 abGB. 


6 337. Bor der Genehmigung der im $ 112 bejeich- 
neten Verfügungen?!) ift der Eigentümer der Sache einzuver- 
nehmen, auf welche ſich das gepfändete Recht bezieht. Er ift 
aud) zu Einwendungen und Erinnerungen im Ginne des 
8 114 beredhtigt.?) 

1) Verfügungen, melde nicht im gewöhnlichen Wirtfchaftzbetriebe in- 

begriffen find, ſowie alle fonftigen Maßregeln von bejonderer Wichtigkeit. 

2) Einwendungen gegen die Zuläffigleit oder Angemeſſenheit einzelner 

Berwaltungsmaßregeln und Erinnerungen wider das Berhalten des Ver— 
walterd. — Können in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen werden. 
8 320, 8. 4, GO. 


6 338. Bei Freifchurfberechtigungen hat der Zwangs⸗ 
verwalter alles zur Erhaltung des Treifchurfrechtes Erforder- 
lie vorzufehren; zu diefem Zwecke kann insbeſondere auch 
die Verlängerung der Dauer der Scurfberedhtigung vom 
Biwangsverwalter erwirkt werden. 


$ 339. Die Zwangsverwaltung endet mit Ablauf der 
Beit, auf welche das gepfändete Necht des Verpflichteten ein- 
geichränft ift. 


6 340. Sofern dies zur Vermeidung bedeutender Ver⸗ 
waltungsfoften oder au3 anderen Gründen vorteilhafter er- 
icheint, Tann auf Antrag anjtatt der Zwangsverwaltung die 
Verwertung durch Verpachtung!) angeordnet werden. 

Die Verpadhtung Tann im Wege der öffentlichen Ber- 
fteigerung an den Meiftbietenden erfolgen. In Bezug auf 
die Verfteigerung find die Bejtimmungen über die Berjteige- 
tung gepfändeter beweglicher Sachen finngemäß anzumenden; ?) 
die Verteilung der zu Gericht zu erlegenden Pachtzingraten 
hat nach den Vorſchriften über die Verteilung der bei einer 
Zwangsverwaltung ſich ergebenden Ertragsüberichüfie zu ge- 
ſchehen.ꝰ) | 

2) Verpachtung im Laufe der Zwangsverwaltung einer Liegenjchaft, 

8 111. — Wenn, wie bein Gaft- und Schanfgewerbe, die Ausübung des 
Gewerbes durch einen Pächter der Genehmigung durch die Gewerbebehörde 
bedarf (8 341 ED. u. 8 55 Gew. D.)r findet die Verpachtung durd) Ver⸗ 
fteigerung nur unter der gefeglichen Bedingung ftatt und bleibt der Zu⸗ 
fhlag nur unter der Bedingung in Wirkſamkeit, dab dem Erfteher die 
Genehmigung durch die Gewerbebehörde erteilt wird. Zu diefem Behuf 
ift der Gewerbebehörde nicht der Beichluß, mit dem die Verpachtung Durch 
Verſteigerung angeordnet wird, fondern nad) Bornahme der Berfteigerung 
erit der Beichluß, mit dem der Bericht des Vollſtreckungsorganes über die 
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Berfteigerung zur Kenntnis genommen wird, zur Genehmigung der Perſon 
des Erſtehers vorzulegen. (Siehe die Interpellationsbeantwortung des 
Keiterd des IM. v. 18. Dezember 1902, IMVB. ©. 3867/1902.) 

2) 88 272 ff. — Die Verfteigerung findet an einem Termin in der 
Regel im Gerichtöhaufe ftatt. 

Wenn nicht das Gericht einen Ausrufspreis bejtimmt hat, unter dem 
die Verpachtung nicht erfolgen darf, ift der Wert der Pachtung für ein 
Jahr vor der Berfteigerung durch einen Sachverſtändigen zu ermitteln 
und der Berfteigerung al3 Ausrufspreis zu Grunde zu Tegen. 

Anbote, melde nicht wenigitens ein Drittel des Ausrufspreiſes er- 
reichen, dürfen nicht berüdfichtigt werben; wenn das Gericht ein höheres 
geringites Gebot beitimmt hat, ift Diefe8 maßgebend. Inſtr., Abſchn. IL, 
P. 98. 

3, 88 122 ff. 

Erefution in Urheberredhte. Dad Urheberrecht kann, infolange 
e3 dem Urheber oder feinen Erben zufteht, durch Exekutions⸗ oder Gicher- 
ftelungsmaßregeln nicht getroffen werden. 

Tagegen find folhe Maßregeln aud gegen den Urheber und jeine 
Erben zuläffig in Bezug auf vorbehaltene Vervielfältigungen und Nach⸗ 
bildungen eines bereits veröffentlichten Werkes, auf zum Verlauf fertig- 
geftellte Werke der bildenden Kunft und auf alle Traft des Urheberrechtes 
ertvorbenen vermögensrechtlichen Anſprüche. 814 Gef. v. 26. Dezember 
1895, RGB. Nr. 197. 


Befondere Beftimmungen über die Erefution auf 
gewerbliche Unternehmungen, Fabriksetabliſſe— 
; ment3 u..w. 


$ 341. Auf gewerbliche Unternehmungen,!) Fabriks⸗ 
etabliffements, Handelsbetriebe und ähnliche mirtfchaftliche 
Unternehmungen Tann die Erefution auf Antrag durch Zwangs⸗ 
verwaltung ($ 334) oder durch Verpachtung ($ 340) geführt 
werden. Bei handwerlsmäßigen?) und bei jolchen konzeſſio⸗ 
nierten Öewerben, zu deren Antritt eine bejondere Befähigung 
erforderlih ift,?) findet die Erefution durch Zwangsver— 





8341. 1. Bewilligung der Erefution unter gleichzeitiger 
Erlaffung des Gebotes an den Berpflichteten, Ti 
jeder Verfügung über das Geſchäft und die Konzefjion 
zu enthalten und legtere inSbejondere nicht zurüdzulegen. E. v. 
19. November 1901, 3. 15677, ©3. 1902 :35. 

2. Hatder Anwendung der gefeglihen Berwertungd- 
arten die Erlaffung dieſes Gebotes (Pfändung) vorauszugehen? 
E. v. 7. Oftober 1902, 3. 13715, Präv. 1902: ©. 729; 7. Mai 
1902, 3. 6210, $B. 1902 :31; 6. Oftober 1898, 3. 14669, Präv. 
1900: ©. 244. 2 
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waltung oder Verpachtung nicht ftatt, wenn das Gewerbe 
vom Gewerbeinhaber allein oder mit höchſtens vier Hilfs- 
arbeitern ausgeübt wird. 

Bedarf die Uusübung des Gewerbes oder der Betrieb 
eine3 anderen Unternehmens durch einen Stellvertreter nad) 
den darüber beftehenden Vorichriften der Genehmigung der 
Berwaltungsbehörden?) und fol infolge der Bewilligung der 
Biwangsverwaltung die Geichäftsführung auf den Verwalter 
jelbft übergehen, jo ift der Beſchluß des Exekutionsgerichtes, 
durch welchen der Verwalter ernannt wird, vor Zuftellung an 
die Beteiligten der zuftändigen Berwaltungsbehörde?) zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Gleiches gilt Hinfichtlich des über die Verpachtung eines 
Gewerbes ergebenden Beichluffes, infoferne für die Verpach- 
tung die Einholung der Genehmigung der Berwaltungs- 
behörde vorgeichrieben ift.®) 


1) Gemwerbenovelle vom 15. März 1888, RGB. Nr. 39. 
8 1. Die Gewerbe find entweder: 

a) jreie Gewerbe, oder 

b) handwerlsmäßige Gewerbe, oder 

c) fonzeffionierte Gewerbe. 

Der Handelsmintfter im Einvernehmen mit dem Minifter des Innern 
wird ermächtigt, bis zur legt8lativen Feitftelung im Verordnungswege 
die handwerksmäßigen Gewerbe zu bezeichnen, wobei als handwerksmäßige 
Gewerbe jene anzufehen find, bei denen e3 fih um Yertigleiten hanbelt, 
welche die Ausbildung im Gewerbe durch Erlernung und längere Ber- 
wendung in demfelben erfordern, und für welche diefe Ausbildung in der 
Regel ausreicht. ... (Abi. 51.6.) Jene Gewerbe, bei denen Öffentliche 
Rüdjihten die Notwendigkeit begründen, die Ausübung derjelben von 
einer bejonderen Bewilligung abhängig zu machen, werben als Tonzeifio- 
nierte behandelt. — Alle Gewerbe, welche nit ala handwerksmäßige 
oder als Tonzeffionierte erflärt werben, find freie Gewerbe. — (Die hand⸗ 
werlsmäßigen Gewerbe find bezeichnet in der MB. v. 80. Yuni 1884, 
RGB. Nr. 110 — v. 14. Oktober 1884, RGB. Nr. 166 — 10. November 
1886, RGB. Nr. 159.) 


3. Auf ein vom Berpflichteten betriebenes Gafthauß- 
gewerbe fanıı Erelution geführt werden. €. v. 12. Juni 1901, 
3. 8161, 38. 1901:3425 23. November 1899, 3. 16553, Sig. 
1243; 23. November 1899, 3. 15976, Sig. 763; 

ebenfo auf eine Buchhandlung. E. v. 2. November 1899, 
3. 15809, Sig. 732; 

jedoch Tann ein auf Grund einer Konzeffion betriebene Ge⸗ 
mwerbsunternehmen (Gafthaus) nicht durch ne vers 
wertet werden. E. v. 16. Tezember 1902, 3. 16771, GH. 1903 : 30. 
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8 15. NRachftehende Gewerbe werben als konzeſſioniert erklärt: 

1. alle Gewerbe, welche auf mehanifhem oder chemiſchem Wege die 
Vervielfältigung von literarifchen oder artiftifchen Erzeugniffen oder den 
Handel mit denfelben zum Gegenftande haben (Buch⸗, Kupfer-, Stahl-, 
Holz, Steindrudereien u. dgl. einfchließlich der Tretprefien, dann Buch⸗ 
Handlungen, einichließli der Antiquarbuhhhandlungen, Kunft-, Mufi- 
falienhandlungen) ; 

3. die Unternehmungen von Leihanftalten für derlei Erzeugniffe und 
von Leſekabinetten; 

3. die Unternehmungen periobijcher Perſonentransporte; 

4. bie Gewerbe derjenigen, welche an öffentlichen Orten Berfonen- 
tranzportmittel zu jedermann? Gebrauche bereithalten oder perjünliche 
Dienfte (als Boten, Träger u. dgl.) anbieten; 

5. das Schiffergewerbe auf Binnengemäflern ; 

6. das Baumeifter-, Brunnenmeifter, Maurer-, Steinmeb- und 
Bimmermanndgemerbe; 

7. da8 Rauchfangkehrergewerbe: 

8. dad Ranalräumergewerbe ; 

9. das Abdedergemwerbe; 

10. die Verfertigung und der Verlauf von Waffen und Mumitiong«- 
gegenftänden; 

11. die Berfertigung und ber Verkauf von Feuerwerksmateriale, 
Feuerwerkskörpern und Sprengpräparaten aller Art; 

12. da8 Trödlergewerbe; 

13. da3 Bfandleihergewerbe ; 

14. die Darftelung von Giften und die Zubereitung der zu arznei- 
licher Verwendung beftimmten Stoffe und Präparate fowie Der Verſchleiß 
von beiden, injoferne dies nicht ausjchließlicd) den Apothekern vorbehalten 
ift; dann die Erzeugung und ber Berjchleiß von Tünftlichen Mineral- 
wäflern; 

15. die Gaft- und Schankgewerbe einjchließlich des durch ein befon- 
deres Geſetz geregelten Ausſchankes und Kleinverfchleißes von gebrannten 
geiftigen Getränten (Gef. v. 23. Juni 1881, RGB. Nr. 62); 

16. die gewerbsmäßige Erzeugung, der Verkauf und der Ausſchank 
von Runftweinen und Halbweinen (Gef. v. 21. Juni 1880, RGB. Nr. 120, 
u. MB. dv. 16. September 1880, RGB. Nr. 121); 

17. die Ausführung von Gasrohrleitungen, Beleuhtungseinrichtungen 
und Waffereinleitungen; 

18. das Gewerbe der Erzeugung und der Reparatur von Dampfleſſeln; 





4. Die Pfändung der dem Verpflichteten aus einer Gaft- 
bauslonzefjion zuftehenden Rechte ift nicht zuläffig. ©. v. 
16. April 1901, 3. 5309, Not3. 190224; 22. November 1899, 
3. 14051, Sig. 759; 22. September 1899, 3. 14051, Sig. 708; 
13. September 1899, 3. 13595, Sig. 701; 
desgleichen nicht die Pfändung einer Buchhändlerkonzeſ— ⸗ 
ſion. E. v. 2. November 1899, 15809, Sig. 732. 

5. Nicht ausgeübte Konzeffionen zum Betriebe 
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19. das Gewerbe der Spiellartenerzeugung ; 

20. die Ausübung des Hufbefchlages; 

21. das Gewerbe der Bertilgung von Ratten, Mäufen, fhädlichen 
Inſekten u. dgl. durch gifthältige Mittel. — 

Auf Grund der im $ 24 erteilten Ermächtigung wurden feither im 
Verordnungswege noch folgende Gewerbe als konzeſſionspflichtig erflärt: 

22. die gemwerbömäßig betriebene Herftelung von Anlagen für Er- 
jeugung und Leitung der Elektrizität (MB. v. 25. März 1883, RGB. 
Nr. 41); 

28. in den Grenzbezirken Böhmens, Mährens, Schleſiens, Galiziens, 
Oberöjterreih8, Salzburgs, Tirols und Vorarlbergs: der gemerbsmäßig 
betriebene Hadernhandel (MB. v. 28. Yuguft 1884, RGB. Nr. 143); 

24. der Betrieb von Informationsbureaus zum Zwecke der Aus—⸗ 
funftserteilung über die Kreditverhältniffe von Firmen (MB. v. 10. Zuli 
1885, RGB. Nr. 116); 

25. der Betrieb von Leichenbeftattungsunternehmungen (MB. v. 
30. Tezember 1885, RGOB. Nr. 13 ex 1886); 

26. das Gewerbe der Zahntechnif (MB. v. 20. März 1892, RGB. 
Nr. 55); 

27. der Betrieb von Reifebüreaus (MB. v. 28. November 1895, 
RGB. Nr. 181); 

28. der gemwerblidye Betrieb der Abfüllung des Biered in Flaſchen 
zum Zwecke des Vertriebes von Flafchenbier (8 1 Gef. v. 30. März 1899, 
RGB. Nr. 64); 

29. Unternehmungen, welche fid) mit dem Betrieb des telegraphiichen 
oder telephonifhen Nachrichtendieniteg auf politifhem oder vollswirt- 
Ichaftlichem Gebiete befafien (Telegraphen- Agenturen, Telegraphen-Bureau3, 
Telegraphen-Korrefpondenzbureaus), MB. v.7. März 1902, RGB. Nr. 53.— 

Mit MB. v. 3. Auguft 1890, RGB. Nr. 160, wurde der Handel 
mit einzelnen Erzeugniffen der Preſſe, melde lediglich den 
Bedürfniffen ded Gewerbes und Verkehres oder des häuslichen und ge⸗ 
ſelligen Lebens zu dienen beſtimmt find, als freie Gewerbe erflärt. — 


Gaſt- und Schantgemwerbe. 


8 16. Die Gaft- und Schanfgewerbe zerfallen in folgende Berech⸗ 
tigungen: 
a) Beherbergung von Fremden; 
b) Serabreihung von Speifen; 
c) Ausfchant von Bier, Wein und Obſtwein; 








eine8 Gewerbes (Gajftwirtögewerbe) find auch kein Gegenftand 
der Zwangsverpachtung. E. v. 30. Jänner 1902, 3. 722, 
F. 6865 29. Jänner 1902, 3. 1162, ZB. 1902 :27 (8. Auguft 1900, 
3. 10733, %. 691); 8. November 1899, 3. 16304, Sig. 744°). 

6. Smwangsverwaltung einer Advokatenkanzlei ift unzu— 
läſſig. E. v. 24. Mai 1899, 3. 7932, Sig. 617; 

ebenſo die Ziwangsverwaltung der Ausübung der zahnärzt- 
lihen Praris. €. v. 6. November 1901, 3. 14968, amtl. S. 487, 
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d) Ausſchank und Kleinverjchleiß von gebrannten geiftigen Getränten; 

e) Ausſchank von Kunft- und Halbiweinen ; 

f) Verabreichung von Kaffee, Zee, Echololade, anderen warmen Be- 
tränten und von Erfrifchungen; 

g) Haltung von erlaubten Spielen. 

Tiefe Berechtigungen können einzeln oder in Verbindung unter ſich 
verliehen werden, find aber jedesmal in ber Verleihung ausbrüdlich 
aufzuführen. 

8 18. Bur Erlangung der Konzeifion für eine der in 8 16 auf⸗ 
geführten Berechtigungen werden nebſt den allgemeinen Bedingungen 
zum felbftändigen Gewerbsbetriebe VBerläßlichkeit und Unbefcholtenheit des 
Bewerbers gefordert. . . . 

8 19. Eine und dieſelbe Perſon darf in einer und derfelben Ort- 
fhaft zur Ausübung des Ausſchankes und des Kleinverichleißes von 
gebrannten geiftigen Getränlen (8 16 d) nur eine; zur Ausübung der 
übrigen in 8 16 aufgezählten Gaft- und Schantgewerbe höchſtens zwei 
Konzeffionen erwerben, pachten oder als Stellvertreter übernehmen. 

Das Gaft- und Schanfgewerbe ift ‚in der Hegel perfönlih von dem 
Konzeſſionsinhaber auszuüben. 

Die Ausübung des Gewerbes durch einen Stellvertreter oder die 
Verpachtung ift von der Geiwerbebehörde nur aus wichtigen Gründen *) 
zu genehmigen... . 

Bejondere Erforderntife. 

8 23. Zum Antritte eines Tonzejfionierten Gewerbes menden nebft 
den zum felbftändigen Betriebe eines Gewerbes für alle Gewerbe vor- 
geichriebenen Bedingungen (88 2 big 10), Verläßlichkeit mit Beziehung 
auf das betreffende Gewerbe und bei den in 8 15, Bunft 1, 2, 5, 6, 7, 
8, 10, 11, 14, 17, 18, 20 und 21 genannten Tonzeffionierten Gewerben 
eine befondere Befähigung gefordert. Auf welche Weife die Befähigung 
nadyzuweifen ift, wird im Verordnungswege feſtgeſetzt. — 

(Eine bejondere Befähigung iſt auch erjorderlid) zur Erlangung der 
Konzeffion für das Zahntechnifergewerbe, für die Baugewerbe [$ 9 Gef. 
v. 26. Dezember 1893, RGB. Nr. 198].) — 

Stellvertreter (Gefhäitsführer) oder Pächter. 

8 55. Jeder Gewerbetreibende Tann jein Gewerbe aud) durch einen 
Stellvertreter (Gefchäftsführer) ausüben oder dasſelbe verpacdhten. Die 


Afterverpachtung eines Gewerbes tft nicht geftattet. 


*) Siehe unten IMV. dv. 7. Mai 1901, IMBB. Nr. 12. 


7. Srefution auf das Recht zur Herausgabe einer 


Zeitung? €. v. 24. November 1896, 3. 13545, Sig. 15909. 


8. Die. Zwangsverwaltung des Apothekergewerbes 


des Verpflichteten erſtreckt ſich nicht auf den von der Witwe des 
Verpflichteten kraft Bewilligung der Gewerbebehörde für eigene 
Rechnung „fortgeführten“ Gewerbebetrieb. E. v. 12. Jänner 1899, 
3. 249, Sig. 459. 


9. Die Zwangsverwaltung von Apotheken iſt ohne Rück⸗ 
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Ein Stellvertreter (Geichäftsführer) oder Pächter muß immer, gleich 
dem Gewerbsinhaber jeldft, die für ben jelbftändigen Betrieb des be» 
treffenden Gewerbes erforderlichen Eigenſchaften befiten. Es ift baher 
bei freien und handwerksmäßigen Gewerben der Stellvertreter (Geſchäfts⸗ 
führer) oder Pächter von dem Gewerbsinhaber der Sewerbäbehörde an- 
zuzeigen und bei konzeſſionierten Gewerben vom Gewerbäinhaber die Ge⸗ 
nehmigung ber Gewerbsbehörbe einzuholen. 

Hinfichtlich der Gaſt⸗ und Schankgewerbe enthält 8 19 die Beftimmung. 

Die Beftimmungen dieſes Paragraphen gelten auch von dem Eigen- 
tümer eines Realgemwerbes, welcher die gefegliche Eignung zur Wusübung 
desjelben nicht befißt und es durch einen Stellvertreter (Beichäftsführer) 
oder Bächter betreiben will. — 

Siehe auch 8 56 bei 8 343. 

Die Baugewerbe find im Gef. v. 26. Dezember 1898, RGB. 
Nr. 198, geregelt. 

Gewerbeordnung v. 20. Dezember 1859, RGB. Nr. 227. 

8 141. Die politifchen Berwaltungsbehörden erfter Inftanz find auch 
die erite Inftanz in Gemwerbsangelegenheiten (Gewerbsbehörden). 

Shnen obliegt die Handhabung der Gewerbsvorſchriften, bei ihnen 
werden Meldungen für den felbftändigen Betrieb der Gewerbe eingebradit ; 
fie verleihen die on Konzeffionen gebundenen Gewerbe, tnfoweit Die 
nachſtehenden Paragraphen Teine Ausnahme feititellen; . . . 

8 142. Die polttiihen Länderftellen bilden die zweite Inftanz. 

Sie find unmittelbare Berleihungsbehörden: 

für alle Preßgewerbe in Orten, two eine politifche Behörde ihren 
Sitz Hat, mit Ausnahme der beichränktten Befugniffe zum Verlauf von 
Gebet- und Schulbüdhern (8 19); 

für Unternehmungen von Leihbibliothelen und Lejelabinetten; . . . 

Geſetz v. 26. Dezember 1898, RGB. Nr. 193. 

8 14. Die Konzeffion zum Betriebe des Baumelfter-, des Maurer-, 
des Steinmetze und des Bimmermeiftergewerbes verleiht die politifche 
Landesbehörbe. Tie Konzejfion zum Betriebe des Brunnenmeiftergewerbes 
und der Baugewerbeberedhtigten nah 8 6 verleiht Die Gewerbebehörde 
erjter Inftanz. 

2) 8 1b Gewerbenovelle. 2) 8 23 Gewerbenovelle. 

9) 8 55 Gemerbenovelle. ®) 88 141, 142 Gew. Ordg. 

0) 855 Gewerbenovelle. — Im Falle der Verpachtung durch Kserfteige- 
rung tit erjt der Beſchluß, mit dem der Bericht des Vollſtreckungsorganes 


ficht — zuläſſig, ob bei ihrem Betrieb Hilfsarbeiter und 
in welcher Zahl verwendet werden. E. v. 31. Auguft 1898, 
3. 11286, Sig. 292; 

dasfelbe gilt für die Zwangsverwaltung eines Kaffeefieder- 
gewerbes. E. v. 7. Mai 1902, 3. 6210, IB. 1902: 31. 

10. Die Zmwangsverwaltung bandwerfsmäßiger Ge⸗ 
werbe iſt einzuſtellen, wenn die en der Hilfßarbeiter unter 
die gefegliche Mindeſtzahl fintt. Ev. 8. Auguft 1899, 3. 12258, 
Präv. 1899: ©. 858. 
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zur Kenntnis genommen wird, der Behörde zur Genehmigung mitzuteilen. 
Siehe Anm. 1 bei $ 340 


Bdg. des Auftizminifteriums vom 7. Mai 1901, IMVB. 
Kr. 13, betreffend bie Zivangsverwaltung oder Verpachtung 
eines Gaft: oder Schaulgewerbes und Die Benachrichtigung der 
@ewerbebehörde don Der GKinftellung Der Exekution. An alle 
mit dem Erefutiondvollzuge betrauten Gerichte. 

Dem Juſtizminiſterium ift zur Kenntnis gelommen, daß einzelne 
Gewerbebehörden die Genehmigung des von den Erefutiondgerichten gemäß 
8 341 ED. ernannten Verwalters eines Gafte oder Schankgewerbes und 
die Genehmigung des bei zwangsweiſer Verpachtung eines ſolchen Ge- 
werbes einfchreitenden Pächters grundfäglich verfagen, weil die Genehmi- 
gung des Betriebes eines Gaſt- und Schanfgewerbes durch einen Stell- 
vertreter oder Pächter gemäß $ 19 Gew. Ordg. nur aus wichtigen 
Gründen erfolgen darf, ein folder Grund jedoch in der gerichtlich ver» 
fügten Zwangsverwaltung oder Zwangsverpachtung nicht erblidt werden 
kann. Diefe Wahrnehmung bot dem Yuftizminijtertum Anlaß, mit den 
beteiligten Minifterien in einen Meinungsaustauf über diefen Gegen- 
ftand einzutreten, infolge deflen das k. k. Minifterium des Innern im 
Einvernehmen mit dem Handelsminifterium durch den an die jämtlichen 
politifchen Yandesbehörden gerichteten Erlaß vom 20. April 1901, 3. 10579, 
feine Anfiht dahin ausſprach, dab es die oberwähnte Rechtsauffaſſung 
nicht teilen Fünne, und anertannte, daß die Frage, ob überhaupt eine 
Stellvertretung oder Verpachtung zugelaffen werden fol, dann nicht mehr 
zweifelhaft jein könne, wenn eine folhe nicht perſönliche Ausübung des 
Gewerbes zur Durchführung einer durch das fpätere Geſetz zugelaſſenen 
Erefutiongmaßregel notwendig erfcheint. Es bilde vielmehr die Be— 
willigung der Exekution durch das Gericht den in $ 19, Abſatz 3, Gem. 
Ordg. vorgejehenen wichtigen Grund, bei deſſen Vorliegen die Ausübung 
des Gewerbes durch einen Stellvertreter oder die Verpachtung von der 
Gewerbebehörde zu bewilligen ift. 

Hievon werden die Exelutiondgerichte mit der Weifung in Kenntnis 
gejegt, von der Einftellung der Zwangsverwaltung eines Gaft- ober 
Schankgewerbes und von der nicht durch Heitablauf eintretenden Auf» 
Hebung der im Wege der Exekution vorgenommenen Verpachtung eines 

folchen Gewerbes der Gemwerbebehörde eriter Inftanz Mitteilung zu machen. 


11. Die Zwangsverwaltung eines gewerblichen Unternehmens 
wird duch die fpätere Eröffnung des Konkurſes über das 
Vermögen de3 en nicht berührt. E. v. 26. Februar 
1901, 3. 2383, amtl. ©. 376 

12. Die rüdftändige und während der Zwangsverwaltung 
fällig werdende Erwerbsſteuer genießt bei Verteilung der Er- 
trägnifje des zwangsweiſe verpachteten ons ein VBorzugsrecht 
(SS 120, 3. 1, 124, 3.2, E80.) €. . Mai 1902, 3. 6561, 
2 1902: 20; ; 21. Auguſt 1901, 3. as GH. 1902:8 — 
gl. ED. 8 4, Nr. A. 
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6 342, Bei Unternehmungen, deren Firma im Han⸗ 
delsregiſter eingetragen ift, muß die Bewilligung der Zwangs⸗ 
verwaltung und der Name bed Verwalter im Regiiter an- 
gemerft und befannt gemacht werden. Die Rechtswirkung 
diefer Belanntmahung beitimmt fih nad Mrtilel 46 
bes SHandelsgejeßbuches.!) Die Anmerfung im Handels⸗ 
regifter ift vom Erefutionsgerichte von Amts wegen zu ver- 
anlaflen. 

Der Verwalter hat feine Unterfchrift perfönlich vor dem 
Handelsgerichte zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter 
Form einzureichen. 

Dad Exekutionsgericht fann auch bei anderen Unter- 
nehmungen auf Antrag oder von Amts wegen die Bewilligung 
der Bwangsverwaltung und die Ernennung des Verwalters 
durch Anzeige in den öffentlichen Blättern oder auf andere 
ortsübliche Weije verlautbaren Tafjen.?) 

1) Zt die Eintragung und Bekanntmachung der Zwangsverwaltung 
gefchehen, jo muß ein Dritter die Einleitung der Zwangsverwaltung gegen 
fi) gelten Lafjen, fofern nicht durch die Umftände die Annahme begründet 
wird, daß er die Einleitung der Zwangsverwaltung beim Abſchluſſe des 
Geichäftes weder gefannt habe, noch habe kennen müfjen. 

2) Segen Befchlüffe, durch welche die Anmerkung und Verlautbarung 
der Zwangsverwaltung verfügt wird, fein Rekurs. 8 345, 8. 6. 


6 343. Der Verwalter, der durd) das ——— 
organ in das zu verwaltende Unternehmen einzuführen iſt, 
gilt kraft feiner Beſtellung zu allen Geſchäften und Rechts⸗ 
Handlungen ermächtigt, welche der Betrieb eines Unter- 
nehmen3 von der Art des zu verwaltenden gewöhnlich mit 
fi bringt.?) 

Der Verwalter ift insbefondere zum Widerrufe einer 
vom Berpflichteten für den Betrieb des in Verwaltung ge 
zogenen Unternehmens erteilten Profura oder Handelsvoll- 


8342. 1. Der Inhaber eine unter Zwangsverwaltung 
ftehenden Geſchäftes ift für fih allein zum Begehren um 
Löſchung feiner Firma nicht bereditigt. €. v. 12. März 1902, 
3. 3427, 38. 1903 54. 

2. Die Abtretung einer Forderung durch einen dev 
offenen Gefellihhafter der unter Zwangsperwaltung ftehenden 
Zirma ift wirkfam, fofern die Zwangsverwaltung zur Zeit der 
Abtretung im Regifter nicht angemerkt und e8 dem Zeffionar nicht 
befannt war, daß Ziwangsverwaltung der Unternehmung bewilligt 
worden ift. €. v. 26. April 1899, 8 4473, Sig. 1229. 
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macht berechtigt. Ferner ift er zur Empfangnahme der als 
Wertiendungen bezeichneten Poftfendungen befugt, welde an 
die verwaltete Unternehmung (Fabriksetabliſſement, Handels: 
betrieb) gerichtet find. Ä 

inwieweit die dem Inhaber des Unternehmens in ge- 
werberechtlicher Beziehung zulonımenden Befugnilje und Ob- 
liegenheiten auf den: Verwalter übergehen, beitimmt ſich nach 
den Vorſchriften der Gemwerbeordnung.?) 

1) Vergl. die Befugniffe des Verwalter? bei der Zwangsverwaltung 
einer Liegenſchaft, 88 109, 112. 

2) 8 56 Gewerbenovelle v. 15. März 1883, RGB. Nr. 39, Abſ. 5: 
„Bur Fortführung eines Gewerbes für Rechnung der Maſſe während 
einer Konkurs⸗ oder Berlaffenihaftsabhandlung bedarf .es weder einer 
neuen Anmeldung noch Konzeſſion. 

In diefem, wie im vorhergehenden Falle ift, wenn die Natur des 
Gewerbes es fordert, ein nach 8 55 geeigneter Stellvertreter (Gefchäits- 
führer) zu beſtellen. . 

8 55 Gew. Drdg. fiehe Dei 8 341. 

6 344.. Bei Zwangsverwaltung von gewerblichen Unter- 
nehmungen, Yabrifsetabliffements, Handelsbetrieben und ähn- 
lichen. wirtfchaftlihen Unternehmungen Hat der Verwalter die 
während der Zwangsverwaltung fällig werdenden und die 
aus dem letzten Sabre vor deren Bewilligung rüdjtändigen 
Beträge an Lohn, Koftgeld und anderen Dienftbezügen. der 
beim Betriebe des verwalteten Unternehmens verwendeten 
Berfonen!) aus den Erträgniffen ohne weiteres Verfahren zu 
berichtigen. 

1) Vergl. 8 120, 8. 3. 


Rekurs. 


345. Ein Rekurs iſt unſtatthaft gegen Beſchlüſſe, 
welche: | 
1. dem Berpflichteten nach bewilligter Pfändung die Ver- 
fügung über da3 gepfändete Recht und das für die gepfändete 
Forderung beftellte Pfand unterjagen (8$ 294, 331); 

2. dem Drittfchuldner die Abgabe einer Erklärung nad) 
8 301 auftragen; 

3. dem betreibenden Gläubiger gemäß 88 304 und 306 

die Leiſtung einer Sicherheit auftragen; | 

4. behufs Einziehung einer überwiefenen Forderung ge- 
mäß 88 297, 310 und 314 einen Kurator beftellen; . | 

5. im. Falle des $ 327 die Durchführung des Verkaufs— 
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und Rerteilungsverfahrend vor dem WBezirkögerichte des 
Leiſtungsortes anordnen; 

6. die Anmerkung und Berlautbarung einer bewilligten 
Zwangsverwaltung verfügen?) 

In Betreff der Beichlüffe, durch welche die Verwahrung 
von Gegenftänden angeordnet oder ein Verwahrer ernannt 
wird,“) gelten die Beitimmungen des 8 289.®) 

ı)8 843. 2°) 88 298, 823. °) Es findet kein Rekurs ftatt. 


Dritter Abſchnitt. 


Erefution zur Erwirfung von Handlungen oder Unter⸗ 
laſſungen. 


Herausgabe oder Leiſtung von beweglichen Sachen. 


6 346. Hat der Verpflichtete beſtimmte bewegliche Sachen 
ober bewegliche Sachen beſtimmter Gattung . übergeben und 
befinden ſich diefe in feiner Gewahrjame,*) fo find fie infolge 
Auftrages des Erelutionsgerichtes vom Vollſtreckungsorgane 
dent Verpflichteten wegzunehmen und dem betreibenden Gläu- 
biger gegen Empfang3beftätigung*) einzuhändigen.?) 

Dieje Vorſchrift findet auch Anwendung, wenn der Ver: 
pflichtete Wertpapiere oder eine beftimmte Quantität von ver- 
tretbaren Sachen zu leiften hat.®) 

1) Siehe 88 253, 262; vergl. 8 258. *) 825, Abſ. 2. 

3, Um die fofortige Übernahme der Sachen zu ermöglichen, wird in 
der Regel der betreibende Gläubiger fich die Intervention beim Exeku⸗ 
tionsvollzuge vorbehalten und fi) vor der Bornahme mit dem Boll- 
ftredungsorgane in? Einvernehmen jegen. Mit Buftimmung des be- 
treibenden Gläubigers Tönnen jedoch die weggenommenen Sachen aud) 
durch Vermittlung eines Spediteurd ihm überjendet werben. 

Iſt wegen Abganges einer derartigen Beftimmung des betreibenden 
Gläubigers die fojortige Übergabe oder Abſendung nicht durchführbar, 
fo tft nad) den für gepfändete Sachen "geltenden Borjchriften (Abfchn. II, 
P. 48 bis 46) die Verwahrung der abgenommenen Sadjen einzuleiten. 

Darüber, daß die weggenommene Sache in der Tat diefelbe fei, bic 
nad dem Erefutionstitel herauszugeben ift, hat ſich das Bollftredungs- 
organ in geeigneter Weife, nötigenfall® unter Buziehung eines Sachver⸗ 
ftändigen zu vergemwifjern. Inſtr., Abſchn. II, B. 94. 

Das über die Erelutionshandlung aufzunehmende Protokoll hat ine⸗ 
befondere zu enthalten: 

1. die Bezeichnung ber dem Berpflichteten weggenommenen Sadıe, 
wenn eine Mehrzahl von Sachen weggenommen wird, ein genaue Ber- 
zeichnis der Sachen, bei Wegnahne einer Duantität dic Angabe von Zahl, 
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Maß oder Gewicht, bei Wegnahme von Wertpapieren die Angabe bes 
Nennwertes, der Serie, Littera, Nummer und der lebten Coupons; 

2. die Angabe, dab die Sachen dem Gläubiger übergeben oder an ihn 
abgejenbet worden find, oder aus welchen Gründen die jojortige Übergabe 
unterblieben unb wie für bie einftweilige Verwahrung gejorgt worden fei; 

8. im Falle der fofortigen Übergabe die Empfangsbeitätigung des 
Gläubigers. Inſtr., Abſchn. II, P. 95. 

*), Wenn die Herauszugebenden Sachen nicht vorgefunden werden, Ans 
trag auf etdliche Angabe, 88 47 ff., event. Klage auf Leiftung des Intereſſes 
wegen Nichterfüllung, 8 368. 


6 347. In derfelden Weife kann die Exekution zu 
Gunften eines auf Übergabe beweglicher Sachen gerichteten 
Anfpruches geführt werden, wenn ſich die herauszugebenden 
Sachen in der Gewahrjame eines zu ihrer Ausfolgung be- 
reiten Dritten!) befinden. 

Wird von dem Dritten die Herausgabe der Sachen ver- 
weigert,“ jo kann ber betreibende Gläubiger beim Erefutiong- 
gerichte beantragen, daß ihm der wider den Inhaber ter 
Sadjen beitehende Anfpruc des BVerpflichteten auf Heraus- 
gabe der Sachen überwiejen werde.) Auf dieje Überweijung 
haben die für die Uberweifung von Geldforderungen zur 
Einziehung‘) erlafjenen Vorſchriften entiprechend Anwendung 
zu abe. 

1) Vergl. 8 2362. 

2) Weigert fich der Dritte, die Sachen herauszugeben, fo ift dies im 
Protofolle zu beurfunden und die Wegnahme der Sachen zu unterlaffen. 

Der Dritte ift zur Erflärung darüber aufzufordern, aus welchem 
rechtlichen Grunde die Sachen in feiner Gewahrjame jeien. Die Er: 
klärung des Dritten ift zu beurfunden. Inſtr., Abſchn. II, P. 97. 

. a auf Überweifung enthält auch den Antrag auf Pfändung. 


6 348. Betreffs folher Sachen, welche ihrer Be- 
ichaffenheit nach eine körperliche Übergabe nicht zulaffen, Hat 
das Vollſtreckunggorgan nad) Maßgabe der Beftimmungen 
des 8427 abGB.!) vorzugehen. Die hiernach dem betreiben- 
den Gläubiger einzuhändigenden Urkunden und Werkzeuge 
hat das Bollftredungsorgan dem Berpflichteten wegzunehmen. 

Auf den im Sinne des $ 427 abGB. dem betreibenden 
Gläubiger vom Bollitredungsorgane zu übergebenden Ur- 
funden hat legteres anzumerfen, daß die Übergabe behufs 
VBollftredung des beftimmt zu bezeichnenden Anjpruces er- 
folgt jei.?) Die nad Vorſchrift des bürgerlichen Rechtes?) 
zum Bwede der Übertragung jonft noch erforderlichen ur- 

40* 
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kundlichen Erflärungen‘) find vom Erefutionsgerichte oder 
auf Grund der Ermächtigung de3 Erefutionsgerichted vom 
Bolftredungsorgane abzugeben. 

1) „Bei folchen beweglichen Sachen aber, melde ihrer Beichaffenheit 
nad) keine Törperliche UÜUbergabe zulaffen, wie bei Schuldforderungen, 
Frachtgütern, bei einem Warenlager oder einer anderen Geſamtſache, ge- 
ftattet das Gefeh die Übergabe durd) Zeichen; indem der Eigentümer dem 
Übernehmer die Urkunden, wodurd dag Eigentum dargelan wird, ober 
die Werkzeuge übergibt, durch die der Übernehmer in den Stand gefebt 
wird, ausfchließend den Belig der Sache zu ergreifen; oder indem man 
nit der Sache ein Merkmal verbindet, woraus jedermann deutlich erfennen 
tann, daß die Sache einem anderen überlaffen worden ift." 8 427 abGB. 

>) Siehe dad Yorm. in Inftr., Abſchn. II, P. 98. 

3) Art. XXI ES. z. ED. 

*) 3. 8. bei indoffablen Bapieren, Art. 36 WO., Art. 305 HGB. 


Überlaffung oder Räumung von unbeweglichen 
Sachen, Gegenftänden des Bergwerkseigentums 
und Schiffen. 


$ 349, ft eine Liegenfchaft!) oder ein Teil derfelben, 
ein Gegenftand des Bergwerkseigentums oder ein Schiff zu 
überlaflen oder zu räumen, jo bat das Bollitredungsorgan 
die zu diefem Zwecke erforderliche Entfernung von Perjonen 
und bemeglichen Sachen vorzunehmen und den betreibenden 
Gläubiger in den Befig des zu übergebenden Gegenftandes zu 
jegen.?) Sit bei Liegenjchaften auch deren Zubehör zu über- 
geben,?) fo finden die 88 346 und 348 finngemäße An- 
wendung. 

Die mwegzufchaffenden beweglichen Sachen, welche nicht 
den Gegenftand der Erefution bilden, find durch das Boll- 
jtredungsorgan dem Berpflichteten oder im Falle feiner Ab- 
wejenheit feinem Bevollmächtigten oder einer zur Yamilie 
des Verpflichteten gehörigen oder in dieſer dienenden er- 
wachjenen Perjon zu übergeben.) In Ermanglung einer 
zur Übernahme befugten Perſon find diefe Sachen auf Koften 
des Verpflichteten durch das Vollſtreckungsorgan anderweitig 
in Verwahrung?) zu bringen, die dem Gerichte befannten 
Perſonen, für welche die Sachen gepfändet find oder welche 








8 349, 1. Auf Grund eines Räumungsauftrages kann 
dem Pächter nicht das Betreten und Bebauen der verpachteten 
Liegenſchaft unterfagt werden. ©. v. 14. Yänner 190%, 3.32, 
Gaz. 1902: 4. 
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fonft Anfpruch darauf erheben fönnen, hievon zu verftändigen ®) 
und endlich, wenn der Berpflichtete die NRüdforderung der 
Sachen verzögert oder mit der Berichtigung der Berwahrungs- 
often ſäumig ift und auch von niemandem Rechte an den 
Saden geltend gemacht werden, auf Verfügung des Erehu- 
tionsgerichtes nach vorgängiger Androhung für Rechnung des 
Berpflichteten zu verfaufen. Diele Verfügung zu veranlaffen, 
ift da3 Vollſtreckungsorgan und jeder Beteiligte?) berechtigt. 
Der nad) Dedung der VBerwahrungs- und Veräußerungs- 
koſten erübrigende Erlös ift für den Verpflichteten gerichtlich 
zu binterlegen. 

1) Insbeſ. Delogierung auf Grund rechtskräftiger Auffündigungen, 
Räumungsaufträge und Erfenntnifje im Beftandverfahren. — Geſchäfts- 
verteilung Hinfichlich Delogierungen, $ 19, 3. 4, GO. — Anträge auf 
zwangsweife Räumung gerichtlich oder außergerichtlich gefündeter Be— 
ftandgegenftände können in der Gerichtäfunglei zu Protokoll genommen 
werden. 8 320, 3.1, SD. 

2) Die Befigeinweifung Tann nur in Gegenwart des betreibenden 
Gläubiger (Erfteherd) oder eines Vertreters desfelben gefchehen. Diefer 
hat die zur Durchführung der Räumung erforderlichen Arbeitskräfte bei- 
zuſtellen. 

Unterläßt es der betreibende Gläubiger, ſich diesbezüglich mit dem 
Vollſtreckunggorgane binnen der Friſt von einem Monat ind Einver⸗ 
nehmen zu feben, fo hat das Bollftredungsorgan den Auftrag dem Ge—⸗ 
richte unter Angabe dieſes Grundes wieder zurüdzulegen (Ubichn. I, 
B. 17). Inſtr., Abſchn. IL, P. 99. 

2) 3. B. bei Pachtungen. 

*) Damit wird der Pflicht der Gemeindebehörden, für Die Sicherheit 
des Eigentums und die VBefeitigung von Verkehrsftörungen zu forgen, 
nicht präjudiziert. 

Inſtr., Abſchn. II, P. 101: Bor Beginn einer Befigentfeßung (De- 
Iogierung) hat das Bollitredungsorgan der Armenbehörde von dem Vor— 
haben Nachricht zu geben, wenn zu erwarten ift, daß durch die Beſitz⸗ 
entjegung eine Perſon obdachlos werde. 

Teögleichen iſt die die Straßenpolizei ausübende und zur Obſorge 
über die Sicherheit des Eigentums verpflichtete Gemeindebehörbe (Magi- 
itrat) und, wo diefe Ungelegenheiten der ftaatlichen Sicherheisbehörde (k. k. 
Sicherheitäwache) übertragen find, diefe von der bevorjtehenden Räumung 
und Herausſetzung bewegliher Sachen zu benachrichtigen, wenn zu ge= 
mwärtigen fteht, daß die Sachen bei der Wegſchaffung auf einen öffentlichen 
Weg oder Platz gebracht und dort übergeben oder zur Verfügung geftellt 
werden müflen. 

In Wien ift vor jeder Anordnung einer Delogierung dag magi- 
ftratifche Bezirkgamt und das Polizeilommifjariat des Bezirkes zu ver- 
ftändigen. 

Die Benachrichtigung kann mündlich oder fchriftlich geichehen. 
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Sie fol, wenn immer möglich, fo zeitig erfolgen, daß die Behörbe in 
den Stand gefeßt wird, wegen Unterbringung der Obdachloſen, wegen 
Entfernung der Saden vom Öffentlihen Wege oder Plage und wegen 
vorläufiger Verwahrung der Sachen, falls nicht anderweitig biefür 
neforgt werben follte, unverzüglich die erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen. 

5) Sofern nicht [hon aus Gründen der Straßenpolizei oder weil der 
Delogierte obdachlos ift, von Seite der Gemeindebehörde für die WWeg- 
ſchaffung und einftweilige Verwahrung der Sachen zu forgen ift. Inſtr., 
Abſchn., II, P. 100. 

°) Die VBerftändigung und die Erwirkung der Ermächtigung bes 
Erefutionsgerichtes zum Verlaufe obliegt der Buftellungs- und Erelutiong- 
abteilung ; welche Perſonen zu benadhrichtigen find, ift aus dem Pfändungs⸗ 
regifter und aus den Alten bes Exekutionsverfahrens feitzuftellen. 8 384, 
8.15, 60. 
7) Auch der Berwahrer. 


Einräumung oder Aufhebung büdherlihher Rechte. 


6 350. Die Exekution eines Anfpruches, welcher auf 
Einräumung, Übertragung, Beſchränkung oder Aufhebung 
eines bücherlichen Rechtes gerichtet ift, geichieht durch die Vor⸗ 
nahme der bezüglichen bücherlichen ung 

Der betreibende Gläubiger kann auf Grund des Erelutions- 
titel3 die Einverleibung als Eigentümer der ihm zugeiprochenen 
Liegenichaft oder Liegenfhaftsanteile oder die bücherliche 
Übertragung eines ihm zugeiprodhenen bücherlichen Rechtes 
auf feine Perſon verlangen, wenngleich der Verpflichtete bis 
dahin als Eigentümer der Liegenſchaft oder des bücherlichen 
Rechtes noch nicht eingetragen iſt. Das Erefutiondgejud 
muß in Ddiefem Falle die gemäß $ 22 des allgemeinen 
Srundbuchsgejebe3 notwendige Nachweiſung der VBormänner 
enthalten.') 

Wenn kraft des Erelutionstiteld Eintragungen auf Liegen- 
ichaften oder Liegenjchaftsanteile des Verpflichteten erfolgen 
folfen, in Anſehung deren der Berpflichtete noch nicht als 





8 350. 1. Die Eintragung des Eigentum des Ber- 
pflihteten an einer Liegenfchaft, als deren Eigentümer er noch 
nicht eingetragen war, und die zwangsweise Pfandredt3- 
begründung daran zu Gunſten einer Geldforderung find nicht 
an die Vorausfegung gebunden, daß die Berechtigung zur Be— 
laftung der Liegenfchaft des Verpflichteten im Exekutionstitel jelbft 
Fe ft. € v. 16. Oktober 1901, 3. 13619, amtl. 

. 478. 
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Eigentümer einverleibt oder vorgemerkt ift, oder wenn im 
Wege der Eintragung Rechte des Berpflichteten belaftet wer- 
den Sollen, die für diefen nody nicht einverleiht oder vor- 
gemerkt find, jo Tann der betreibende Gläubiger unter Nach⸗ 
weifung des Rechtserwerbes des Berpflichteten zugleich mit 
der Erefution die bücherliche Eintragung des Eigentums oder 
Hi bücherlicten Rechtes zu Gunſten des Berpflichteten 
egehren. 

Tas zur Bewilligung der Erefution zuftändige Gericht 
hat wegen des Vollzuges der beantragten Eintragungen das 
Erforderliche zu veranlaffen. 

Die nach den Vorſchriften des allgemeinen Grundbuchs- 

gefetes zum Bwede folder Eintragungen erforderlichen Er- 
Härungen de3 Berpflichteten?) werden durch den Ausſpruch 
des die Erefution bewilligenden Gerichtes erjegt.?) 
„Soll nebft der bücherlichen Begründung des Rechtes die 
Übergabe der Liegenfchaft an den betreibenden Gläubiger oder 
deilen Einführung in den Beſitz des Rechtes ftattfinden, fo ift 
zugleich gemäß 8 349 vorzugehen. 

Die gleichen Beftimmungen gelten, wenn der Anſpruch 
des betreibenden Gläubigerd auf Einräumung, Übertragung, 
Beichränfung oder Aufhebung des Rechtes zur Gewinnung 
von Erdharzen und der wegen ihres Gehaltes an Erdharz be- 
nüßbaren Mineralien (82 de3 Gef. v. 11. Mai 1884, RGB. 
Nr. 71) gerichtet iſt. 

1) Für die Urkundenfammlung ift eine Abfchrift des Exekutionstitels 
und der etwa zur Nachweiſung der Bormänner gemäß 8 22 des aGG. 
erforderliden Urkunden beizubringen. Siehe IME. v. 5. November 1899, 
8. 24006, bei 8 4. 

r) Richt aber die bei indirelter Yundierung des Grundbuchsgefuches 
(8 22 aGG.) erforderlichen Einverleibungsbewilligungen zu Gunften ber 
Bormänner, bezw. des Verpflichteten. 

s) Ind zwar durch bie Exekutionsbewilligung. 


Aufhebung einer Gemeinjhaft und Grenz- 
beridtigung. 
6 351. Die durch einen vollftredbaren Titel angeordnete 
förperlide Teilung einer gemeinſchaftlichen unbeweglichen 


8 351. 1. Die Örenzlinte muß im Crekutionstitel be- 
ftimmt fein; zur felbftändigen Entfcheidung, welche Linie als 
Grenze zu gelten Habe, ift da8 Exekutionsgericht nicht berufen. 
€. v. 25. Oftober 1898, 3. 14105, JB. 1899 : 34. 
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Sache, die in gleicher Weiſe angeordnete Erbteilung oder 
Tetlung einer anderen Vermögensmaſſe und die durch einen 
vollitredbaren Titel angeordnete Berichtigung einer ftreitigen 
Grenze find durch einen richterlichen Beamten des Erelutiong- 
gerichtes, mit entfprechender Bedachtnahme auf die Vorfchriften 
der Hi 841-853 abGB. unter Buziehung der Beteiligten ?) 
auszuführen. 

Die im Teilungs- und Grenzberichtigungsverfahren er- 
gehenden Beichlüffe des Richters Tönnen mit Ausnahme des 
Beichluffes, wodurch die Teilung oder der Grenzlauf endgültig 
beſtimmt werden, mittel3 Rekurs nicht angefochten werden. 

1) 88 55, 56. 


Berfteigerung einer gemeinfchaftlihen Liegenschaft. 


6352. Betrifft der Anſpruch die gerichtliche Verfteige- 
rung einer gemeinjchaftlichen Liegenschaft zum Zwecke der 
Angeinanderfegung, jo haben auf deilen Bollitredung!) die 
Beftimmungen der 88 272—280 des kaiſerlichen Batentes v. 
9. Auguft 1854, RGB. Nr. 208, Anwendung zu finden. 
1) Für die Zuſtändigkeit zur Bewilligung und zur Vornahme find 
die Beitimmungen der Exekutionsordnung maßgebend. Vergl. 8 269 Verf. 
a. Str. 


8 352, 1. Das Urteil auf Aufhebung der Gemeinichaft des 
Eigentums an einer Liegenfhaft durch Verfteigerung Tann im 
Grundbuche angemerkt werden; Koften find jedoch dem An- 
tragfteller nicht zugufprehen. E. v. 22. Jänner 1901, 3. 849, 
Not. 1901 :10; 

die Einleitung der Berfteigerung kann gleichfall3 im 
Grundbuche angemerkt werden. E. v. 8. Auguft 1901, 3. 11288, 
Prav. 1901: S. 788. 

2. Soweit die Verfteigerungsbedingungennidht ſchon 
im Urteile feftgeftellt find, Liegt deren Prüfung und Ge— 
nchmigung dem Erefutiondgerichte ob. E. v. 12. Mai 1899, 
3. 7139, Sig. 6115 2 

biebei entjtehende Streitfragen find vom Erekutionsgerichte 
felbftändig, ohne Vermeifung auf den Rechtsweg zu löjen. €. v. 
28, Dezember 1900, 3. 17186, Sig. 1219. 

3. Wie die Pfandreddte müffen auf der Liegenfhaft 
haftende Fruchtgenußrechte und die Rechte der Gläubiger, die 
daran Pfandrechte erworben Haben, durch die Verfteigerungs- 
bedingungen unberührt gelaffen werden. E. v. 17: April 1901, 
3. 4930 u. 4807, Not3. 1901: 24. 

4. Gegen ‚die Entieheidung des Rekursgerichted, wodurch die- 


Erwirkung von anderen Handlungen. 633 


Erwirfung von anderen Handlungen. 


6 353. Wenn der Verpflichtete eine Handlung vorzu- 
nehmen hat,?) deren Vornahme durch einen Dritten erfolgen 
Tann, ift der betreibende Gläubiger auf Antrag von dem die 
Erefution bewilligenden?) Gerichte zu ermächtigen, die Hand» 
Yung auf Roften des Verpflichteten vornehmen zu laſſen. 

Der betreibende Gläubiger Tann zugleich beantragen, dem 
Berpflichteten die Vorauszahlung der Koften aufzutragen, welche 
durch die Vornahme der Handlung entftehen werden. Der 
diefem Antrage jtattgebende Beichluß ift in da3 Vermögen 
des Verpflichteten vollitredbar.?) 

1) Die Beftimmungen der 88 353—858 haben finngemäße Anmwendung 
zu finden bei einftweiligen Verfügungen zur Sicherung des Anfpruches 
auf Bornahme oder Unterlaffung von Handlungen. $ 384, Abf. 1. 

2) Vergl. $ 356. 9 Einvernehmung, $ 358. 


$ 354. Der Anſpruch auf eine Handlung, die durch 
einen Dritten nicht vorgenommen werden kann und deren 
Bornahme zugleich ausschließlich vom Willen des Verpflichteten 
abhängt, wird dadurch vollftredt, daß der Verpflichtete auf 
. Antrag 1) vom Erefutionsgerichte durch Geldftrafen oder durd) 
Haft bis zur Gejamtdauer von ſechs Monaten zur Vornahme 
der Handlung angehalten wird. 


Erteilung des Zuſchlages beftätigt wird, findet ein wei— 
terer Rechtszug nicht ſtatt. E. v. 17. April 1901, 3. 4930 u. 
4807, Not. 1901: 245 31. Oktober 1900, 3. 14559, &tg. 1167. 

5. Die Vorſchriften der Erefutionsordnung über die Rechts⸗ 
wirkungen der Erteilung des Zuſchlages und die Notwendig— 
teit der grundbücherlichen Anmerkung der Aufchlagserteilung finden 
jedoch auf eine ſolche AETEOEANG feine Anwendung. € v.3. Mai 
1899, 3. 4839, Sig. 

8 358. 1. Bann e einem Vergleiche die Zahlung einer 
Geldfumme für den Fall vereinbart ift, daß der Verpflichtete 
eine beftimmte Handlung nit rechtzeitig bewirken 
follte, fo kann wegen Nichterfüllung fogleih Erekution zur 
Hereinbringun der Geldfumme begehrt werden. E. v. 28. De- 
sember 1899, 3. 18567, Slg. 805. 

8 354. 1. "Sieber gehören: 

die Erzmwingung der Übergabe und Übernahme des 
Scheidebriefes. E. v. 26. Februar 1902, 3. 2089, F. 722; 
die Bewirfung der Übergabe eines Kindes an den 
Bater. E. v. 4. April 1902, 3. 4654, Not3. 1902 : 26; 

bie Wiederherftellung der ebelidhen Gemeinigaft; 
fie kann nur ducch zwangsweiſe Einführung des einen Ehegatten 
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Die Erelution Hat mit der Androhung des für den Fall 
der Saumfal zur Anwendung kommenden Nachteiles zu be⸗ 
innen. Nach fruchtlofem Ablauf der in dieſer Verfügung 
für die Vornahme der Handlung gewährten Friſt ift das an- 
gedrohte Zwangsmittel auf Antrag?) des betreibenden Gläu— 
bigers zu vollziehen und zugleich unter jeweiliger Beftimmung 
einer neuerlichen Frift für die gejchuldete Leiftung ein flet3 
ſchärferes Zwangsmittel anzudrohen. Der Vollzug desfelben 
erfolgt nur auf Antrag des betreibenden Gläubigers. 


Die in einer einzelnen Strafverfügung angedrohte Geld- 
Itrafe®) darf die Summe von zweitaufend Gulden und der 
— der wider den Verpflichteten verhängten Geld- 
Itrafen die Summe von zehntaufend Gulden nicht überfteigen. 

2) Die Anträge, die nad) diefem Paragraph geftellt werben, können in 
der Gerichtälanzlet zu Protofol genommen werben. $ 320, 8. 3, GO. 

2) Ausnahme von 8 16, Abſ. 1. 

2) Die in jeder einzelnen Strafverfügung angedrohte Haft darf nicht 
länger als zwei Monate verhängt werben. $ 361. — Berwendung der 
Geldftrafen, 8 859. — Einbringung der Geldſtrafen, Art. XIII, 8. 4, 
EG. 3. ED. — Einpernehmung, 8 358. 


— — 


in die ung, des anderen bewirkt werden. €. v. 7. Zuni 
1898, 3. 7892, Präv. 1899: ©. 276; 

die Vollftredung des Anfpruches auf Lieferung einer be— 
ftimmten, mittels Bahnfendung zu verfraßßtenden Menge bon 
Getreide. E. dv. 14. Februar 1901, 3. 12025, Not}. 1901 : 18; 

die Einldjung und NRüdftelung von Wechſeln. €. v. 
8. November 1898, 3. 15095, Sig. 822; 

die Beibringung der Bebelfe einer Rechnung, wenn 
der BVerpflichtete urteilsmäßig Nechnung zu legen bat; vorherige 
Teitftelung im Prozeßwege, ob ſolche Rechnungsbehelfe notiwendig 
find, tft nicht erforderlih. E. v. 10. April 1900, 3. 4856, Gaz. 
1900 :7. 


2. Erelutionsführung ift ausgefchloffen, wenn die in einem 
gerichtlichen Vergleiche Üübernommene Verpflihtung, in einer 
beftimmten Zeitfchrift eine Ehrenerflärung zu ver— 
Öffentlichen, wegen Weigerung der Nebaltion, die Erklärung 
aufzunehmen, nicht erfüllt werden kann. E. v. 5. Februar 1902, 
3. 1554, amtl. ©. 523. 

3. Die Erefution zur Erwirkung unvertretbarer Handlungen 
fann von einem inländiſchen Gerichte nit durchge—⸗ 
führt werden, wenn die erfte Exekutionsmaßregel (Zuftellung 
des Vollzugsauftrages) im Ausfande erfolgen müßte. E. v. 31. De 
zember 1900, 3. 17062, F. 63. 
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Erwirfung von Duldungen und Unterlaffungen. 


6 355. Die Erefution gegen den zur Unterlaffung einer 
Handlung oder zur Duldung der Vornahme einer Handlung 
Berpflichteten gejchieht dadurch, daß nach Bewilligung der 
Erefution wegen eines jeden Zuwiderhandelns auf Antrag!) 
bon Erefutionsgerichtea) Gelditrafen oderd) Haft bis zur Ge— 
famtdauer eines Jahres verhängt werden.) Diefe find bei 
wiederholter Anwendung im Verhältniffe zur zuerft verhängten 
Strafe oder Haft zu erhöhen. 

Auf Antrag?) des betreibenden Gläubiger Tann dem 
Berpflichteten vom Erelutionsgerichte die Beſtellung einer 
GSicherheit*) für den durch fernere® Zuwiderhandeln ent- 
ftehenden Echaden aufgetragen werden. Hiebei ift Die Höhe 
und Art der zu leitenden Sicherheit, ſowie die Zeit zu be= 
ftimmen, für melde fie zu haften hat. In Anjehung der 
Vollſtreckung diefes Beichluffes gelten die Beftimmungen des 
8 353, Abſatz 2.°) 

Die in einer einzelnen Strafverfügung angedrohte Geld- 
jirafe®) darf die Summe von zweitaujend Gulden nicht über- 
fteigen.”) 

1) Ausnahme von 816, Abſ. 1. — Der Antrag Tann in der Gericht2- 

tanzlei zu Protofoll genommen werben. 8 320, 3. 8, SD. 

2) Eine vorgängige Androhung tft beit Verhängung der eriten Strafe 
im Gegenſatze zu 8 854 nicht notwendig. Zugleich mit der Verhängung 
kann eine weitere Strafe angebroht werben. 

3) Der Antrag Tann in der Gerichtsfanzlei zu Brotofoll genommen 
werden. 8 320, 3. 3, &8. 9 856 3PO., 8 78. 

5) Der Beſchluß ift in das Vermögen des Berpflichteten vollſtreckbar. 

°) Die Haft zufolge der einzelnen Strafverfügung darf zwei Monate 
nicht überfteigen. $ 361. 

”) Für die Geſamthöhe der Geldftrafe tft Teine obere Grenze gefebt; 
vergl. 8 354, Abf. 3. — Verwendung der Gelditrafe, 8 359. — Einbrin- 
gung Art. XIL, 3. 4, EG. 3. ED. — Einvernehmung, $ 358. 

a) Bei Erekutionsführungen behufs Erwirkung von Duldungen und 
Unterlaffungen bat das Gericht, bei dem die Einleitung ber Exekution 
beanträgt wird, fich auf deren Bewilligung zu beichränfen. Gelditrafen 
oder Haft können erft wegen bes ber Erelutionsbewilligung nach— 
folgenden Zuwiderhandelns verhängt werden; die VBerhängung der 


8 355. 1. Exekution auf Grund eines Urteiles, das den Be- 
Hagten verpflichtet, zum Ausſchank kein anderes al3 das im Brau⸗ 
hauſe des Klägers gebraute Bier „bei fonftiger Konfiskation 
besfelben” einzulagern. E. v. 27. Mai 1902, 3. 7504, 38. 
1902 : 327. 
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Strafe fteht dem Exekutionsgerichte zu und ift bei dieſem zu beantragen. 
(JM. zu 8 355 EO., P. 1.) 

5) Bet Anwendung der Zwangsmittel iſt das Erefutionsgeridht nur 
an bie Grenzen gebunden, welche das Geſetz der in jeder einzelnen Straf» 
verfügung androhbaren Geldftrafe und der Geſamtdauer der Haft jebt. 
Innerhalb diefer Grenzen kann von der Geldfirafe zur Haft und um- 
gelehrt übergegangen und insbefondere auch, bei fortgeſetztem Widerftande 
des Verpflichteten, nach Verhängung einer oder mehrerer Gelditrafen noch 
Haft bis zur Gefamtdauer eines Jahres verhängt werden. (IM. zu 8 355 
EO., P. 2.) 


6 356. Wurde im Falle des 8 355 durch das Ver— 
halten des BVerpflichteten eine dem echte des betreibenden 
Gläubiger widerjtreitende Veränderung herbeigeführt, jo hat 
das Erelutionsgericht den betreibenden Gläubiger auf Antrag’) 
zu ermächtigen ‚?) den früheren Zuftand auf Gefahr und Koſten 
des Verpflichteten wieder herſtellen zu laſſen. 

Der Befchluß, durch den die Koften dieſer Wiederher- 
ftellung bejtimmt werden, ift in das Vermögen des Ver—⸗ 
pflichteten vollitredbar. 

1) Der Antrag kann in der Gerichtälanzlei zu Protolol genommen 

werben. 8 320, 8. 8, GO. 

2) Einvernehmung, 8 358. 


6 357. Leiftet der Verpflichtete gegen die Vornahme 
einer Handlung, die er nach Inhalt des $ 356, Abſatz 1, zu 
dulden hat, Widerftand, fo tft dem betreibenden Gläubiger 
auf Antrag’) zum Zwecke der Bejeitigung des Widerftandes 
und zum Schuße der auszuführenden Arbeit ein Bolljtredungs- 
organ?) beizugeben.?) 

!) Der Antrag Tann in der Gerichtskanzlei zu Protofoll genommen 

werden. 8 320, 8. 3, GO. 

?) Diefes Tann die Unterftüung der Sicherheitsorgane, erforderlichen 
falls aud) der Gendarmerie unmittelbar nachſuchen. 8 26, Abſ. 3. — Das 
Vollitredungsorgan hat ſich zunächſt aus dem Beichluffe des Exekutions⸗ 
gerichtes genau davon zu unterrichten, welche Handlung der Berpflichtete 
zu dulden habe. Der Verpflichtete ift hierzu unbedingt und unter Be- 
obachtung der Vorjchriften des Abſchn. 1, PB. 13--15, nötigenfalls mit 
Gewalt anzuhalten. Inſtr., Abſchn. II, B. 102. 

3) Einvernehmung, $ 358. 


6 358. Bor Erlaffung der in den 8 353 bis 357 an« 
geführten gerichtlichen Enticheidungen und Verfügungen ift, 


8858. 1. Bei diefer Einvernehmung können Einmwen- 
dungen gegen den vollſtreckbaren Anſpruch, die auf ihn 
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fofern nicht Gefahr im Verzuge ijt, der BVerpflichtete einzu- 
vernehmen.!) 
1) 88 55, 56. — Ausnahme von 8 3, Abf. 2. 


Gelditrafen. 


$ 359. Die behufs Erwirfung von Handlungen, Dul- 
dungen oder Unterlafjungen verhängten Gelditrafen!) fließen 
dem Armenfonde des Ortes zu, in welchem der Verpflichtete 
feinen Wohnfig Hat, falls aber der Verpflichtete im Geltungs- 
gebiete dieſes Geſetzes feinen befannten Wohnſitz haben jollte, 
dem Armenfonde jenes Ortes, an welchem das Erelutiong- 
gericht feinen Sitz hat. 

1) Einbringung, Art. XII, 8. 4, EG. 3. EO. — Einhebung, 

88 104 ff. GO. 
Haft. 


$ 360. Die Haft!) wird dur Anhaltung in einem 
hiezu beftimmten (öffentlichen)?) Haftlofale vollzogen. Diefes 
muß von den Räumen gejondert fein, die zum Strafvollzuge 
jomwie zur Anhaltung der Perſonen verwendet werden, wider 
welche die Unterfuchungshaft verhängt ilt. 

Die Verhaftung wird auf Grund eines vom Ereflutions- 
gerichte erteilten Haftbefehles, im welchem insbejondere der 
Grund der Verhaftung zu bezeichnen ift, dur das Boll- 
jtredung3organ vorgenommen. Der Haftbefehl muß dem Ber- 
pflichteten bei der Verhaftung zugeftellt werden.?) 

. +) Anmwendungsfälle 88 48, 354, 355, 386. — Davon zu unterfcheiden 
die Haft als Ordnungsſtrafe, $ 220, Abſ. 3, 8PO., 8 78. 

Bur Erzwingung des DOffenbarunggeides über die Richtig- 
teit und Vollſtändigkeit einer Nachlaßnachweiſung ift bloß 
Geldftrafe bis 50000 K, nicht Haft zugelaffen, fiehe 8 12, Gef. v. 18. Juni 
1901, RGB. Nr. 74. 

2) Vollzug als Hausarreft bei Haft als einftweiliger Verfügung, 
8 386, 8. 2. 

Die Haft kann, wenn bei Gericht kein Lokal vorhanden ift, in einen 
geeigneten Lokal des Gemeindehaufes oder einer öffenlichen Gemeinde= 

anfhebenden Zatfachen beruhen, nicht vorgebracht werden. E. v. 
11. November 1902, 3. 15133, Not3. 1903: 2. 

2. Auf Erſatz der Koften feines Erſcheinens oder feiner 
Vertretung bei der VBernehmungstagjagung Hat der betreibende 
Gläubiger feinen Anfprud. E. v. 23. Dezember 1902, 3. 17612, 
89H. 1903: 15. 
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anftalt (Krantenhaus, Feuerwehrwachlokal) vollzogen werben; fteht ein 
ſolches Lokal nicht zur Verfügung, fo muß ein Arreft hergerichtet und die 
Haft fo eingerichtet werden, daB jeder Verkehr mit Sträflingen ober 
Unterfuchungsgefangenen hintangehalten wird. 

3) Ebenfo 8 895, Abſ 2. — Die Buftellung hat da die Berhaftung 
vornehmende Bollftredungsorgan zu bewirken. 8 344, Abſ. 2, ED. 


6 361. Die Haft darf in jeder einzelnen Strafverfügung?) 
nicht für länger al3 für die Dauer von zwei Monaten ver- 
hängt werden. Nach Ablauf der in der Strafverfügung an⸗ 
gegebenen Haftzeit ift der Verpflichtete von Amts wegen aus 
der Haft zu entlafjen.?) 
1) Gefamtdauer: ſechs Monate 88 48, 354, ein Jahr 8 855. 
2) Borzeitige Entlafjung wegen nicht rechtzeitigen Vorſchuſſes Der 
Vollzugskoſten. 8 366. 

Die Haft endet im Falle 8 48 auch mit Ablegung der Ausſage oder 
des Eided. Außerdem iſt bie Haft aufzuheben, wenn ber betreibende 
Gläubiger zuftimmt. 8 866, Abſ. 2. 


6 362. Bon der Verhängung der Haft gegen eine in 
einem öffentlihen Amte oder Dienite ftehende Perfon oder 
gegen den Bedienfteten einer dem öffentlichen Berfehre dienenden 
Unternehmung?) ift dem unmittelbaren Borgejebten diefer Per- 
fon oder der vorgefeßten Dienjtbehörde gleichzeitig mit der 
Berhaftung Anzeige zu ınachen.?) 

Muß zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit oder an- 
derer Öffentlicher Intereffen eine Stellvertretung während der 
Anhaltung eintreten, jo darf die Verhaftung erft dann er- 
folgen, wenn für die Stellvertretung Vorſorge getroffen ift. 
Dad hiezu Erforderliche iſt von dem Vorgeſetzten bes Ber- 
pflichteten ohne Verzug nad) empfangener Berftändigung?) 
von dem Saftbefchluffe zu verfügen.) 

2) Bergl. 8 28. 

?) Die Anzeige und Berftändigung geſchieht durch Zuftellung einer 

Beichlußausfertigung, fie obliegt der Zuſtellungs⸗ und Erelutionsabteilung. 
g 384, 8. 16, GO. 

3) Unberührt bleiben die in internationalen Vereinbarungen feft- 
geftellten Befreiungen ber Konfularfunttionäre von der Haft (Art. VII 
ES. 3. ED.). Siehe bei 8 386. 

Siehe auch Urt. 17 der Haager Konvention bei 8 84. 

Mit Rüdfidht auf 8 362 find durd Art. I EG. 3. CD. aufgehoben 
folgende Beftimmungen: 

Gegen verjchuldete öffentliche Beamte fol cine Berfonalegekution, 
wodurch fie ihrer Dienftleiftung entzogen würden, von den Gerichts- 
behörden nicht bewilligt oder verhängt werden (Bat. v. 25. Oktober 
1798, IS. Nr. 436). Jene Dienerfhaft dest. k. Hofftaates, 
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welche gleich den Staatsbeamten aus dem Universo des Staatsvermögens 
ihre Bezahlung erhält, ift allerdings auch zu derjelben Kategorie zu 
rechnen. Die Vdg. v. 25. Oltober 1798 muß ſich daher auf biefelbe 
ebenfalls erftreden (Hfd. v. 26. April 1799, IGS. Nr. 463). Gegen 
den Betriebsleiter eines Pulverwerkes kann eine Berfonalerelu- 
tion auf Verlangen der Gläubiger nicht ftattfinden (8. v. 31. März 1853, 
RGB. Nr. 91, 8 8). 


$ 363. Wenn gegen aktiv dienende Berjonen der be WIE, / 


waffneten Macht oder der Gendarmerie?) Haft verhängt iver- 


den fol, hat fich das Erefutionsggricht an deren vorgefegtes ” 


Kommando zu wenden. Der weitere Borgang wird durd) 
beiondere im Berordnungswege Au erlaffende Vorfjchriften ?) 
geregelt. 

Wenn gegen ein Mitglied / der Militärpolizeimache oder 
der Sicherheitswache Haft verhäfigt wird, hat dag Erefutions- 
gericht wegen des Vollzuges der Haft das vorgeſetzte Kommando 
diefer Perſon oder deren Vorgeſetzten zu erjucjen. 

1) Als einftweilige Verfügung ft die Haft gegen ſolche Berfonen un- 

zuläflig. 8 386, 3. 1. 

2) Wenn gegen aktiv dienende Perſonen der bewaffneten Macht ober 
der Gendarmerie Haft verhängt werden foll (8 363 ED.), hat fid) das 
Exekutionsgericht an das nächſte Militärs Landwehr-)Territoriallommando 
(Landesgendarmeriefonnando) oder, wenn die Haftverhängung gegen Per- 
fonen der Kriegsmarine im Küftengebiete ftattfinden fol, an das Hafen⸗ 
abmiralat in Pola zu wenden. 8 179, Abf. 2, GO. 

Das um die Verhängung der Zwangsmaßregeln erſuchte Militär- 
territorialfommando, bezw. das Hafenadmiralat wird, wenn ihm nad) 
den Dienftvorjchriften das Disziplinarftrafrecht über den Exekuten zu- 
ftcht, diefen unter Androhung einer Zwangsmaßregel zur Befolgung der 
zivilgerichtlichen Entſcheidung auffordern. Wenn dem Ereluten nad 
diefer Entfheidung die Vornahme einer Handlung obliegt, ift ihm zu⸗ 
gleich für deren Vornahme eine angemeflene Friſt zu beftinnmen. Diefe 
Friſt ift mit Berückſichtigung der bejonderen Verhältniſſe des einzelnen 
Tales und der vom Exekutionsgerichte etwa geftellten Anträge zu be- 
meſſen. Wird dem erlaflenen Auftrag nicht Folge geleiftet, fo ift Die an- 
gedrohte Zwangsmaßregel zu vollziehen. Jeder folche Auftrag Hat gleich- 
zeitig für den Fall des fortgefegten Ungehorfams cine fchärfere Zmang3- 
maßregel anzudrohen, welche fodann unter der gleichen Vorausſetzung wie 
die erfte auch zu verhängen fit. 

Als Zwangsmaßregel ift eine der nach den Disziplinarvorſchriften 
zuläfligen Strafen anzudrohen, deren Art und Ausmaß fich nach der 
Wichtigfeit der zu erzwingenden Handlung oder Unterlafjung für den 
Erelutionzführer zu richten bat. 

Die angewendete Zwangsmaßregel ift Tein Gegenftand der Eintragung 
in das Strafprotofol. 

Die Erlafjung des Auftrages und die Frift, die dem Exekuten für die 
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Bornahme der Handlung gefegt wurde, find dem Erelutionsgerichte mit- 
zuteilen. Berner ift diefem auf Anfrage auch befanntzugeben, ob bie 
Bwangsmaßregel vollzogen wurde. 

Falls dem erfuchten Kommando ein Disziplinarftrafreht Über den 
Ereluten nicht zufteht, wird es das gerichtliche Erſuchſchreiben an das 
fonıpetente Militärterritoriallommando, bezw. an das Hafenabmiralat 
in Pola abtreten und das Erelutiondgeriht davon benachrichtigen. 
38. des k. und k. Reichskriegsminiſteriums dv. 20. Mai 1897, Präſ. 
Nr. 2762. 

Analog die BB. des T. T. Landeöverteidigungsminifteriumd v. 10. Juni 
1897, Präf. Nr. 155%, und v. 3. Juli 1897, Ne. 11 des BB. für die 
Gendarmerie. IMEB. ©. 282,1897. 


6 364. Gegen einen Schiffer, gegen Perjonen der Schiffe- 
mannſchaft und gegen alle übrigen auf einem Seeſchiffe an- 
geftellten Perfonen Tann die Haft nicht vollzogen werden, wenn 
dieſes Schiff zum Abgehen fertig (jegelfertig) ift und für die 
zur Schiffsmannſchaft gehörige oder fonft auf dem Seeſchiffe 
angeftellte Perſon nicht unverzüglich ein tauglicher Erjat- 
mann beichafft werden Tann. 

Werden verhaftete Perjonen zu einen mobilifierten 
Truppenteile oder auf ein in den Kriegsdienit geftelltes Fahr⸗ 
zeug einberufen, jo iſt die Haft für die Dauer diejer Ber- 
wendung zu unterbrechen. 


6 365. Die daft kann nicht vollzogen werben, folange 
SR, fie die Gejundheit des Verpflichteten einer nahen und 
erheblichen Gefahr ausgejegt würde.) Sie iſt von Amts 
wegen aufzuheben, wenn fich > ihrem Beginne ſolche Ge- 
fahren einitellen. 

1) Wenn es zweifelhaft fit, 06 mit Rückſicht hierauf die Haft voll⸗ 
zogen werden könne, hat das Vollſtreckungsorgan das Gutachten eines 
Gerichtsarztes oder nötigenfalls eines anderen Arztes einzuholen. Inſtr., 
Abſchn. II, P. 106. 

Ausführung der Bernaltunn: Bei Bollziehung der Verhaftung 
ift jede unnötige Härte und jedes unnötige Auffehen zu vermeiden und 
überhaupt mit tunlichſter Schonung zu verfahren. 

In Städten oder größeren Ortfchaften ift die Esfortierung zum 
Haftlofale auf Verlangen des Berpflichteten zu Wagen zu bewerlftelligen. 
Zur Feflelung des VBerpflichteten ift das Bollftredungsorgan nicht befugt; 
wird Widerftand geleiftet, jo tft polizeiliche Aſſiſtenz anzufprechen 
(Abſchn. I, B. 14). 

Benn dem Bollftredungsorgan die Perfon des zu Verhaftenden nicht 
bekannt iſt, hat es ſich vor Vornahme der Verhaftung in angemeſſener 
Weiſe, allenfalls durch Beiziehung einer glaubwürdigen Auskunftsperſon 
von der Identität des zu Verhaftenden zu vergewiſſern. 

ft Die Ausführung des Haftbefehles zunächſt nicht möglich, weil ber 
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Berpflichtete nicht aufzufinden ift, fo hat das Bollftredungsorgan hierüber 
an das Erelutiontgericdht zu berichten, zugleich aber die Erfundigungen 

nach dem Aufenthalte des Verpflichteten fortzufegen und ihn, fobald er 
angetroffen wird, feitzunehmen. 

Wenn der Berpflichtete vorausfichtlih nur zur Nachtzeit anzutreffen 
ift, jo darf mit Erlaubnid des Vorfteherd jenes Bezirksgerichtes, in deſſen 
Sprengel die Berhaftung vorgenonmen werden foll (8 30 ED.), die Nacht⸗ 
zeit zur Ausführung des Haftbefehles gewählt werden (Abſchn. I, P. 29). 
Inſtr., Abſchn. II, P. 107. 


F§ 366. Die Koſten, welche durch den Vollzug der Haft 
entftehen, einjchließlich der Koften der Verpflegung des An- 
gehaltenen, find vom betreibenden Gläubiger vorzufchießen !) 
und von Woche zu Woche in dem dafür bejtimmten und 
une nein Ausmaße im vorhinein in der Gerichtskanzlei?) 
zu erlegen. 


Bor Erlag des erſten Vorfchuffes wird die Verhaftung 
nicht vorgenommen und mit dem VBollzuge der Haft nicht be- 
gonnen.?) Wird der VBorihuß nicht ſpäteſtens bis zum 
Mittag de3 legten Tages erneuert, für den der frühere Er- 
Tag geicheben ift, fo tjt die Haft fogleich von Amts wegen 
aufzuheben. In diefem alle, ſowie dann, wenn der be- 
treibende Gläubiger der Entlafjung des Verpflichteten aus 
der Haft zugejtimmt bat, gilt die durch die legte Straf- 
verfügung verhängte Haft als verbüßt, und es ift wegen des 
diefer Verfügung zu Grunde Tiegenden Tatbeitandes eine 
Erneuerung der Haft auf Antrag desfelben Gläubiger! un- 
ſtatthaft. Als ſolche Entlaffung mit Buftimmung des 
Gläubigers ift es nicht anzujehen, wenn lebterer in eine 
furze, durch dringende Umftände geforderte Unterbrechung a) 
der Haft einwilligt, welche die Dauer von drei Tagen nicht 
überfteigt. 

1) Der Berpflichtete Hat fie zu erfeßen. 8 74. Exekution zur Her- 

einbringung, 8 369. 

VBerrehnung der Koften der Schuldhaft. Mit Buftimmung 
des Juftizminifteriums hat das Oberlandesgerichtspräfibium Graz an die 
Gerichte feines Sprengels den nachfolgenden Erlaß gerichtet: 

Es ift bei einigen Gerichten vorgelommen, daß die Koften der Schuld- 
haft in den Strafloftenrechnungen in Empfang und Ausgabe geitellt 
worden find. 

Die Koften der Schuldhaft werben vorfchußweife fichergeftellt, find 
Daher aus dem Borfchufie zu beitreiten und in der betreffenden Rechts⸗ 
fahe nur auf den Vorſchuß zu verrechnen; mit der GStraffoftenrechnung 
hat jedoch diefe Verrechnung keinen Zuſammenhang. 

Auch dort, wo die Schuldhaft in einem für den befonderen Fall dazu 
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beftimmmten Arreftlofale des Gefangenhaufes vollzogen wird, find nur die 
baren Auslagen des Bollzuges, ferner die eventuellen Beheizungs⸗ und 
Belenchtungsauslagen, nicht aber Gebühren für die Benützung des Lokales 
oder für die Abnützung der Arreftfurnituren zu verrechnen, weil die Ein- 
Hebung folder Gebühren nicht vorgefchrieben if. ImMVB. ©. 150/1903, 

?) Zum Geldbuch. 8 113 GO. 

3) Bei Berhängung der Haft ift eine Ausfertigung des richter- 
lichen Beſchluſſes zunächſt nur dem betreibenden Gläubiger ober der 
gefährdeten Partei zuzuftellen. Die Buftelung des Beſchluſſes (Haft: 
befehl) an den Berpflichteten oder den Gegner der gefährdeten Bartei 
darf erft erfolgen, wenn der erfte Vorſchuß für die Koften des Haft- 
vollzuges von der antragftellenden Partei in ber Gerichtäfanzlei erlegt 
wurde. 

Die Ausfertigung des Haftbefehles ift gleichzeitig mit der für Die 
antragftellende Partei beftimmten Befchlußausfertigung herzuftellen, jedoch 
bi3 zum Erlage des erften Vorſchuſſes in den Alten zurüdzubehalten. 
$ 178 GO. 

Der Nachweis über den Erlag des Vorſchuſſes ift dem Kanzleibeamten 
oder Kanzleigehilfen zu erbringen, dem die Sadje zugeteilt if. 8 379, 
Abi. 3, ED. -- Die einftweilige Befreiung von der Berichtigung der 
Koften, welche durch den Vollzug einer Haft entitehen (8 366 EO.), ift 
mit der Bewilligung ded Armenrechtes nicht verbunden. $2 MB. 
v. 23. Mai 1897, RGB. Kr. 130. 

a) Die mit Einwilligung des Gläubigers erfolgte Unterbrechung der 
Saft ift in die Haftzeit einzurechuen, mag leßtere Durch Angabe eines 
Kalenderdatums oder durch die Bezeichnung der Haftdauer nad) Wochen 
oder Monaten beftimmt fein. (FM. zu 8 366 ED.) 


Abgabe einer Willenserklärung. 


6 367. Wenn der Verpflichtete nad) Inhalt des Exe— 
futionstitel3 eine Willenserklärung abzugeben hat, gilt dieſe 
Erklärung als abgegeben, fobald das Urteil die Nechtsfraft 
erlangt hat oder ein anderer Erefutionstitel gleichen Inhaltes 
zum Antrage auf Erefutionsbewilligung beredtigt. 

Inſoferne die Verpflichtung zur Abgabe der Willens- 
erflärung von einer Gegenleiftung abhängig ift, tritt die im 
Abf. 1 bezeichnete Rechtsfolge erſt mit Bewirkung der Gegen- 
leijtung ſeitens des betreibenden Gläubigers ein.!) 

1) Ausnahme von $ 8. 





8867. 1. Auf Grund eines Urteiles, das den Kläger be- 
rechtigt, eine büherlihe Eintragung au verlangen, kann 
diefe Eintragung im Exekutionswege erfolgen, falls fie der Verpflich- 
tete nicht innerhalb der Erfüllungsfrift bewirkt. €. v. 23. Oftober 
1WV, 3. 14202, Gaz. 1901:3. 
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Intereſſe. 


$ 368. Durch die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes 
wird der Anſpruch des betreibenden Gläubigers auf Leiftung 
des Intereſſes wegen Nichterfüllung der dem Verpflichteten 
obliegenden Verbindlichkeit oder auf Erfah des dadurch ver» 
urſachten Schadens nicht berührt. 

Dieſe Anſprüche können jederzeit unter Verzicht auf die 
Fortſetzung des eingeleiteten Erefutionsverfahrend oder nad 
fruchtloſer Durchführung desfelben, nach Wahl des betreibenden _ 
Gläubigers bei dem ſonſt hiefür zuftändigen Gerichte oder bei 
dem Erefutionsgerichte!) mittel3 Klage geltend gemacht werden. 


1) 8 17. 
Koften der Exekution. 


$ 369. Die Bewilligung der Erefution zum Zwecke 
der Berwirflihung von Anſprüchen auf Herausgabe oder 
Überlafjung von Saden, auf Handlungen oder Unterlaffungen, 
ichließt die Bewilligung der Exekution zu Gunften der dent 
betreibenden Gläubiger durch das Erelutionsverfahren er- 
wachlenden Koften in fich.') 

Der betreibende Gläubiger hat das zur Dedung der 
Koften zu verwendende Vermögen des BVerpflichteten ſowie 
die deshalb anzumendenden Erelutionsmittel im Sinne des 
$ 54 jchon in dem erften Antrage auf Exefutionsbewilligung 
zu bezeichnen. 

2) Nach Maßgabe der Erfagpflicht des Verpflichteten (notwendige 

Koften). 88 74, 76. 


Zweiter Teil. 
Sicherung. 
Erfter Abfchnitt. 


Erefutionshandinngen zur Sicherung von Geldforderungen') 
(Erefution zur Sicherftellung). 


$ 370. Zur Sicherung von Geldforderungen kann auf 
Grund der von inländiichen Zivilgerichten in nicht ftreitigen 

8 368. 1. Auf Leiftung de3 Intereſſes wegen Nicht— 
erfüllung kann erſt geflagt werden, nachdem vorher vergeblich 
verfucht worden ift, die Erfüllung der dem Verpflichteten obliegen- 
den Leiſtung mittels Erefution zu erreihen. E. v. 28. Auguit 
1902, 3. 3820, 38. 1902 : 458. 

8370. 1. Erefution zur Sicherung bon Geldforderungen 
kann nicht bewilligt werden auf Grund; | 
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Rechtsangelegenheiten erlaffenen, einftweilen noch nicht voll- 
ziehbaren Berfügungen 2) fowie auf Grund von End- 
urteilen?) a) inländiſcher Zivilgerichte *) ſchon vor Eintritt 
ihrer Rechtskraft oder vor Ablauf der für die Leiftung be- 
ftimmten Frift?) auf Antrag die Vornahme von Erekutions- 
bandlungen bewilligt werden, wenn dem Gerichte glaubhaft?) 
gemadt wird, daß ohne dieje die Einbringung der gerichtlich) 
zuerlannten Geldforderung vereitelt oder erheblich erjchwert 
werden würde oder daß zum Zwecke ihrer Einbringung da3 
Urteil im Auslande”) vollftredt werden müßte.®) 

ı, Für fonftige Anfprüche befleht Teine Exekution zur Sicherftellung, 
jedoch bleiben unberührt die Vorjchriften des aGG. über die Eicherung von 
Rechten und Anfprühen durch grundbücherliche Vormerkung. Art. XIII, 
3.5, EG. 3. EO., 8 38, lit. a, aGG. — Siehe audy Art. III u. XXVII 
EB. 3. ED. — Gefchäftsverteilung, 88 19, 8. 4, 21, 3.4, GO. — 
Regiſter für Erefutionsfachen, 88 232, 233 GO. 

2,8 1,3.6.—$ 12, Bat. v. 9. Auguft 1854, RGB. Ar. 208: Ber- 
fügungen über nichtftreitige Redht3angelegenheiten Tönnen, infoferne in 
dem gegenwärtigen Gejege feine Ausnahmen feſtgeſetzt find (88 177, 191), 
oder der Richter nicht aus befonderen Gründen die Relursfrift abzuwarten 

notwendig findet, ſogleich in Vollzug gefebt werden. — Rad) bereit an⸗ 


eines im Mahnverfahren cerlaffenen bedingten 
Zahlungsbefehls, der noch dem Widerſpruche unterliegt. 
E. v. 8. Jänner 1902, 3. 36, amtl. ©. 513; 7. November 1900, 
3. 14955, Präv. 1900: S. 868 (27. September 1898, 3. 13151, 
Elg. 3172); 
eines noch nicht recht3kfräftigen ftrafgerihtlichen Urteile. 
=> v. 21. Jänner 1908, 3. 625, F. 7285 16. März 1899, 3. 4022, 
g. 553; 
eines im Befisftörungsverfahren ergangenen, noch nicht vecht3- 
zen Endbejchluffes. E. v. 29. Mai 1901, 3. 7632, amtl. 
. 420; 


eines für bolfftredbar erklärten Notariatsaktes. ©. v. 
27. April 1898, 3. 5133, Slg. 141. 

2. Erelutionshandlungen zur Sicherung können begehrt wer: 
den, jobald das Endurteil gefällt und verkündet ift; die Zu— 
ftellung des Urteils ift fein notwendiges Erfordernis des Antrages. 
E. dv. 11. September 1900, 3. 12553, Sig. 1117; 12. Juni 1900, 
3. 8288, Sig. 1045. 

3. Die Gefährdung ift mit den Beicheinigungsmitteln der 
ZPO. (8 274) glaubhaft zu machen. E. v. 19. April 1898, 
3. 5541, Sig. 126; 

und zwar genügt die Befheinigung eines objektiven 
ſachlichen Bedürfniffes nah Dedung, nicht ift dolofes Ber- 
halten des Gegners der gefährdeten Partei nötig. €. v. 23. April 
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gebradytem Rekurſe aber hat bie erfte Inftanz bis zur Erledigung des⸗ 
ſelben dem Bollzuge des Befcheides nicht mehr ftattzugeben, und nur im 
Falle dringender Gefahr die zur Sicherheit der Teilnehmenden notwendigen 
Vorkehrungen zu treffen. 

8) 8 390 ZPO. — Jedes Teilurteil (8 391 ZPO.) iſt in Betreff der 
Exekution als felbftändiges Urteil zu betrachten. 8 392, Abſ. 1, ZPO. 

*) Exekution zur Sicherftelung auf Grund Trovatifcher Urteile und 
Zahlungsbefehle, $ 373. 

5) 8 409 ZPO. 

°) 8274 8PO., 8 78. — Beicheinigung eines dolojen Berhaltens des 
Schuldners ift nicht erforderlich. Glaubhaftmachen einer Gefährdung der 
Forderung genügt. — Die Tatſache, daß dem Berpflichteten im Prozeſſe 
das Armenrecht verliehen war, genügt nicht. 

?) Art. XX EG. 3. ED. 

8) Bet Erledigung von Anträgen auf Bewilligung von Exekutions⸗ 
handlungen zur Sicherung von Geldforderungen nıuß vermieden werden, 
dort, wo nad) den Umftänden ein Bedürfnis nad) Sicherung obwaltet, 
der Benüßung der Sicherftelungsmittel durch das Berlangen ſchwer zu 
erbringender Beicheinigungen Hinderniſſe zu bereiten. 

Ob eine Bereitlung oder erhebliche Erjchwerung der Einbringung 
einer Geldforderung zu beforgen ift, darf nicht ausfchließlich nad) ter 
VBermögenslage, den Berhältnifien und der Perfönlichkeit des Zahlungs⸗ 


1901, 3. 5503, Not3. 1901 :30; 14. Yebruar 1899, 3. 2350, 
Ste. 5125 19. Jänner 1899, 3. 437, Sig. 476. 

4. Die Gefährdung ift daher befcheinigt, wenn der Verpflich- 
tete außer der Liegenihaft, auf die das Pfandrecht vor- 
gemerkt werden foll, fein Vermögen befigt und mit Ere- 
futionen verfolgt wird. E. v. 6. Juni 1900, 3. 7823, 
Ste. 1032; 

oder wenn der Verpflichtete wegen eines Verbrechens ver⸗ 
haftet wurde und zugleihd Verhandlungen wegen eine 
Moratoriums ftattfinden. E. v. 23. April 1901, 3. 5503, 
Not3. 1901 :30; 

nicht aber reicht es zu folder Beicheinigung aus, daß dem 
VBerpflichteten in einem Prozefje das Armenrecht erteilt 
wurde €. v. 30. Mai 1899, 3. 8166, Sig. 626; 

daß mehrere Erefutionen gegen ihn bewilligt oder boll- 
zogen find, während noch ungepfändetes Vermögen vorhanden tft. 
€. v. 11. April 1899, 3. 5394, Sig. 575; 

daß auch andere Gläubiger gegen den Verpflichteten bedeu- 
tende Wechſelforderungen gerichtlich geltend gemacht 
oder wegen dieſer Forderungen Erefution erwirkt haben oder das 
bewegliche Vermögen des Verpflichteten mehrfach gepfändet und 
auch deffen Liegenſchaft verjchuldet if. E. v. 1. Oktober 1901, 
3. 13667, 38. 1901: 493; 

daß der Verpflichtete unter Anbietung eined Ausgleichs 
ſich für zahlungsunfäbhig erflärt und die Konkurgeröffnung 
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pflichtigen und daraufhin beurteilt werden, ob fich Hienad) aus ber Be⸗ 
laffung der unbefchräntten Verfügung eine Gefährdung ergibt, fondern 
ed wird ebenfo zu berüdfichtigen fein, inwieferne nad) den Vermögens-, 
Beſchäftigungs⸗ und Erwerbsverhältniffen des Gläubiger für dieſen Durch 
den Aufſchub der Erekution die Rechtöverwirklichung erſchwert würde und 
inwieferne ohne Sicherftelung die Einbringung der Forderung durch das 
Einwirken dritter Berfonen oder durch äußere Umftände gefährdet werden 
tönnte. Insbeſondere wird für Berfonen, welche den Beichäftigungsort 
häufig wechfeln, eine erheblihe Erfchwerung der Einbringung der ihnen 
zuerlannten Forderung zumeift fhon darin liegen, daß fie zur Zeit des 
Eintritte3 der Rechtskraft oder des Ablaufes der Leiftungsfrift voraus⸗ 
fichtlich nicht mehr an dem Orte fein werden, wo gegen den verurteilten 
Schuldner Erekution geführt werden müßte. 

Daß die zu fichernde Geldforberung der Berfon, welche die Exe- 
kution zur Sicherftellung beantragt, vorausſichtlich auch im Rechtsmittel- 
verfahren zugeſprochen werden dürfte, kann von der Glaubhaftmachung 
der Gefährdung nicht befreien, aber lebtere wird regelmäßig in dem 
Mape eher für ausreichend zu befinden fein, als der Beftand ber For- 
derung felbft begründeten Zmeifeln nicht ausgeſetzt ift. Eine erhebliche 
Erjchwerung der Einbringung kann für denjenigen, dem bie Forderung 
zuerfannt ift, aud) in der Berzögerung der Zahlung durch offenbar un- 
begründete Anfechtung der gerichtlichen Entſcheidung gelegen fein. 
$ 180 GO. 

a) Auf Grund gerichtlicher Vergleiche oder exefutionsfähiger Nota= 
tiat3afte kann die Erefution zur Sicherftellung nicht ftattfinden. (IM. 
zu $ 370 GO.) 


$ 371. Selbſt ohne folche Beicheinigung ift die Vor- 
nahme von Erefutionshandlungen zur Sicherung von Geld- 
forderungen auf Antrag zu bemwilligen: 


in Ausſicht ftelt. €. vd. 13. November 1902, 3. 15231, ©. 
190215 (19. Jänner 1899, 3. 437, Sig. 4769); 

daß ein anderer Gläubiger Erefution zur Sicher— 
ftellung erwirtt hat. E. v. 27. Februar 1900, 3. 2611, Präv. 
1900: ©. 553; 

oder daß der Verpflichtete die Mbficht Tundgegeben bat, im 
Falle feines Unterliegeng im Prozeffe auszuwandern. E. v. 
26. Zuni 1902, 3. 8845, 38. 1902 : 364. 

5. Die Befheinigung der Gefährdung wird nicht 
durch eine VBertraggabmahung cerfegt, die das Recht 
anf Sicherftellung ohne Nachweis ivgend einer Gefahr zugeiteht. 
€. v. 27. April 1898, 3. 5138, Sig. 141. 

8 371. 1. Bewilligung der Vornahme von Erelutionshand- 
lungen auf Grund wechſelrechtlichen Zahlungsauftrage®, 
bevor noch die Friſt für die Einwendungen abgelaufen ift und 
Einwendungen erhoben wurden. €. v. 16. Juli 1902, 3. 9987, 
Not3. 190243. 
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1. auf Grund der infolge Anerfenntnis ergangenen End» 
urteile?) erjter Inftanz (8 395 der Zivilprozeßordnung), wenn 
wider dieje Urteile Berufung erhoben wurde ;2) 

2. auf Grund der im $ 1, 3. 2 angeführten Zahlungs: 
aufträge (Zahlungsbefehle),“) wenn wider diejelben Einwen⸗ 
dungen erhoben wurden;*t) 


3. auf Grund der im Mahnverfahren ergangenen be- 
dingten Zahlungsbefehle, wenn der Schuldner die Wiederein- 
ſetzung in den vorigen Stand behufs Erhebung des Wider» 
ſpruches angefucht hat;5) 

4. auf Grund von ftrafgerichtlichen Entjcheidungen über 
privatrechtlide Anfprücde, wenn die Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens bewilligt wurde.6) | 

1) Oder Teilurteile, 88 891, 392, Abi. 1, ZPO. 

2) Auch wenn die Leiftungsfrift noch nicht abgelaufen ift. 

2) Zahlungdauftrag im Mandatsverfahren (88 548, 550 ZPO.) — 
im Wechfelverfahren (8 557 8PO.), — Bahlungsbefenl im Syndikats⸗ 
tegreßverfahren, 8 19 Gef. dv. 12. Juli 1872, RGB. Nr. 112. 

*), Exekution zur Sicherftellung Tann, felbft wenn dem Rekurs Hem- 
mende Wirkung zugefprodhen wird (8 524 ZRO.), hinſichtlich der zu⸗ 
geiprochenen Koften bewilligt werden, falls nur die Koftenentfcheidung im 
Bahlungsauftrage mit Rekurs angefochten wurde ($ 552, Abſ. 1, ZPO.). 

5) Ebenfo $ 14 Gef. v. 27. April 1873, RGB. Nr. 67, fiehe bei 
Art. XXVIII EG. 3. ZPO. 

6) 8 358, Abſ. 2, StPO. — Erelution bis zum gerichtlichen Erlage 
des Barbetrages ift zuläffig auf Grund eines rechtskräftigen Sicherftellungs- 
auftrages. 8 558 8PO., Art. 25 und 29 WO. 


6 372. Zur Sicherung von Anſprüchen auf Gewährung 
des Unterhaltes iit auf Antrag die Vornahme von Erefutions- 
handlungen au bewilligen, wenn wider den Verpflichteten ($ 4, 
3. 6) wegen Hereinbriugung verfallener Unterhaltöraten ſchon 
einmal Erefution geführt werden mußte. Die Sicherjtellung 
darf jeweils nur für den Betrag der in einem Jahre fällig 
werdenden Unterhaltsraten gewährt werden.') 

1) Bei Unfprüchen auf Alimente Tann auch zu Leiftungen verurteilt 
— welche erſt nach Erlaſſung des Urteiles fällig werden. 8 406 
ZPO. 

8372, 1. Die en von Alimentenanfprüden 
für einen längeren Zeitraum al! ein Jahr ift felbit 
bei nachgewiefener Gefährdung der Einbringung unzuläſſig. E. v. 
6. Dezember 1899, 3. 17579, Slg. 7875 21. Februar 1899, 
3. 2274, Sig. 520. 
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6 378. Im Beſtande der verbürgten Gegenjeitigfeit 
(8 79)1) Tann die Bornahme von Erekutionshandlungen zur 
Sicherung von Geldforderungen auf Grund von noch nicht 
rechtöträftigen oder noch nicht unbedingt vollitredbaren, zivil- 
gerichtlichen Endurteilen und Bahlungsbefehlen bewilligt werden, 
die in den Ländern der ungarifchen Krone ergangen find, 
wenn: 
1. das Anſuchen von dem Prozeßgerichte oder von dem 
Gerichte gejtellt wird, das den Zahlungsbefehl erlaffen Hat, 

2. von dieſem Gerichte beftätigt wird, Daß ohne Ddiefe 
Erefutionshandlungen die Einbringung der zuerfannten Geld- 
— vereitelt oder erheblich erſchwert werden würde, 
un 

3. zugleich feiner der im 8 81, 3. 2 bis 4 angeführten 

Gründe für die Verfagung der Exekution vorliegt.?) 

I) Die Gegenfeitigleit muß durch Staatöverträge oder Durch darüber 
erlaffene, im Reichsgeſetzblatte undgemachte Regierungserflärungen verbürgt 
fein. 8 79. 

2) Die Vorſchrift des 8 373 gilt auch in Anſehung der Urteile, diefen 
gleichftehender Erfenntnifie und der Zahlungsbefehle der Gerichte in Bos⸗ 
nien und der Hercegopina. rt. XIX EG. 3. ED. 

Die Gegenfeitigkeit it nur in Anfchung der in Kroatien-Gla=- 
vonien zuftande gefommenen Erefutionstitel verbürgt, jebody wird 
die Erefntion zur Sicdherftellung in Kroatien-Slavonien nur auf Erſuchen 
der öſterreichiſchen Gerichte, nicht auf Grund unmittelbaren Einjchreitens 
des betreibenden Släubigers vollzogen. MB. v. 13. Dezember 1897, REB. 
Nr. 285, B. VII (bei 8 86). In Anſehung von Egelutionstiteln, welche in 
den anderen Ländern der ungarifhen Krone, einichließlih Fiume, 
oder in Bosnien-Hercegopina entftanden find, ift die Gegenfeitig- 
feit nicht verbürgt. 


6 374. Zur Sicherung von Geldforderungen kann nur 
die Pfändung) von Gegenftänden des beweglichen Vermögens, ') 
die bücherliche Vormerkung des Pfandrechtes auf Segen- 
Ichaften oder daran haftenden Nechten, 2) die Zivangsverwaltung) 


8 374. 1. Das zur Sicherung einer Geldforderung erwirkte 
Pfandrecht an förperliden Saden wird mit Rechtskraft 
des Urteile ein unbedingtes und kann ungeachtet der inzwifchen 
erfolgten Konkurseröffnung mittelft Erefution geltend gemacht 
werden. E. v. 16. April 1902, 3. 4921, Not. 1902 : 22. 

2. Zwangsvertauf der auf Grund eines wechfelrecht- 
lichen Sicherftellungsauftrage8 gepfändeten Fahrniffe darf nicht 
bewilligt werden. & v. 12. Dezember 1901, 3. 16842, 38. 
1902 2103. — Bol. ED. $ 88, Nr. 5. 
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oder, wenn eine Forderung des Verpflichteten gepfän- 
det wurde und mit der Verzögerung ihrer Geltendmachung 
eine Gefährdung ihrer Einbringlichkeit oder der Verlujt von 
Negreßrechten gegen dritte Perjonen verbunden wäre, die 
Überweifung der gepfändeten Forderung zur Einziehung?) be- 
willigt werden. 

Sofern es zur Beihaffung hinreichender Sicherung not- 
wendig erjcheint, können gleichzeitig mehrere diefer Exekutions⸗ 
handlungen bewilligt werden.’) 

Die Beträge, welche bei der Zwangsverwaltung auf die 

u fihernde Forderung entfallen oder im Wege der Einzie- 
Yung der gepfändeten © orberung eingeben, find injolange in 
gerichtlicher Verwahrung zu behalten, als nicht die Vollitred- 
barleit der Forderung oder der einzelnen Unterhaltsraten®) 
eingetreten ift oder die behufs Sicherung bewilligten Exeku⸗ 
tionshandlungen aufgehoben worden find.”) 

1) Pfändung von körperlichen Sadjen, 8 249, — von Geldforderungen, 
8 294, — von Wertpapieren, $ 296, — von Anſprüchen auf Herausgabe 
und Leiftung förperlicher Sachen, 8 325, — von anderen Vermögensrechten, 
8 831. — Anträge auf Erefution zur Sicherftelung duch Pfändung von 
Gegenftänden des beweglichen Vermögens können in der Gerichtskanzlei 
zu Brotofoll genommen werden. 8 320, 8. 1, GO. 

Wenn unter Bezugnahme auf die gemäß 8 374 ED. zur Sicheritel- 
lung erwirkte Pfändung von Gegenftänden bes beweglichen Vermögens 
die Exekution zur Hereinbringung erwirkt wird, ift dies im Protokoll 
über die ficherftellungsweife Pfändung durch eine Anmerkung erſichtlich zu 
machen. 

2) 8 38, lit. b, aGG. — Hier beträgt die Rekursfriſt nach Analogie 
von $ 88, 3. 2, 14 Tage. — Um den Bollzug der Bormerkung ift un 
mittelbar das Buchgericht zu erfuchen. 8 157, Abj. 1, GO. — Für die 
Urkundenfammlung ift eine Abfchrift des Erelutionstitels beizubringen. 
Siehe IJME. v. 5. November 1899, 3. 24006, bei $ 54. 

In den Verfachbuchländern haben die bisher hierfür geltenden Vor⸗ 
fchriften auch weiterhin zur Anwendung zu kommen. Art. XVI, 8.1, 


EG. 5. ED. 
3), Bon Liegenfchaften, 88 97 ff. *) 88 808 ff., $ 327. 
5) Vergl. 8 14. — Einfchräntung einer übermäßigen Exekution, $ 377. 
e) 8 372. ) 8 376. 


a) Die zur Sicherung von Geldforderungen gepfändeten beweglichen 
törperlichen Sachen find auf Antrag des beireibenden Gläubigers in Ber- 
wahrung zu nehmen. Für den Antrag auf Einleitung ber Verwahrung 
und für deren Durchführung gelten die Vorfchriften der 88 259 und 260 
ED. (ZM. zu $ 374 ED.) 


F 375, Zur Bewilligung!) von Erefutionshandlungen ift 
im Falle der 88 370, 371, 8. 1 und 2 und 372 da3 Prozep- 
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gericht erfter Inſtanz oder das Gericht, bei welchem die Rechts⸗ 
angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit in erſter Inſtanz 
anhängig war, im alle des $ 371, 3. 3 das Bezirkögericht, 
welches den bedingten Zahlungsbefehl erlaffen hat, im alle 
des 8 371, 8. 4 das im 8 4, 3.6 bezeichnete Bezirksgericht, 
endlich im Falle des 8 3732) der Gerichtshof erjter Inſtanz 
zuftändig, in deſſen Sprengel dieſes Bezirksgericht gelegen ift. 

In dem bemwilligenden Beichluffe nA der zu fichernde Be- 

trag ſamt Nebengebühren und durch Hinweilung auf den 
Umstand, von welchem der Eintritt der Vollſtreckbarkeit des 
Anſpruches abhängt,3) der Zeitrauma) anzugeben, für defjen 
Dauer die Sicherung gewährt wird.*) 

1) Die Zuftändigleit zum Vollzuge richtet fich nach 88 17 ff., 402. 

2) Die Eretution zur Sicherftellung auf Grund Troatifch-flavonifcher 
Erelutiongtitel ift bei dem Gericht3hofe erfter Inſtanz anzuſuchen. MB. v. 
13. Dezember 1897, RGB. Nr. 285, P. X, Abſ. 3. 

3) Rechtskraft des Urteiles in den Fällen 88 370, 871, 8. 1. — Ber: 
werfung der Einwendungen, bezw. Rechtskraft des Urteiles (8 553 ZPO.) 
in alle 8 371, 3. 2. — Abweiſung des Gejuches um Wiedereinfegung 
im Sale $ 371, 8. 3. — Beendigung des wiederaufgenonmenen Ber- 
fahreng im Yalle 8 371, 3. 4. 

*), Alimente werden überhaupt nur für das nächte Fahre fichergeftellt, 
8 372; hier entfällt eine weitere Beſchränkung. 

a) Der Zeitraum, für deijen Dauer die Sicherung mitteld einzelner 
Erefutionshandlungen gewährt wird, kann durch Bezeichnung eines 
Kalendertages, mit welchem die Sicherjtellungsmaßregel ihre Wirkjantkeit 
verliert, oder durch Beitimmung eines Ereigniffes, Vorfalles oder Um- 
Standes angegeben werden, bis zu defjen Eintritt die Sicherung der Partei 
zugute kommen foll, 3. B. big zur rechtäfräftigen Entfcheibung über die 
Wiederaufnahme oder bis die Forderung infolge Rechtskraft des Ur— 
teile u. ſ. w. mittels Zwangsvollſtreckung wird geltend gemacht werden 
können u. ä. Es Fann aud) eine alternative Feftiegung des Beitpunftes 
erfolgen, tndent als äußerſter Endpunkt ein Talendermäßig bezeichneter 
Tag genannt wird, falls nicht ein gewiſſes maßgebendes Ereignis jchon 
früher eintritt. 

Dasſelbe gilt für die Vezeichnung der Zeit, für weldhe eine einft- 
weilige Verfügung getroffen wird (8 391, Abſ. 1, EO.). (IM. zu 
$ 375 ED.) 

6 376. Die Vollziehung der bewilligten Erefutionshand- 

ungen hat auf Antrag?) zu unterbleiben und die bereit3 voll- 
zogenen Erelutionshandlungen find aufzuheben: 





8376. 1. Die Erekution zur Sicherftellung kann nicht auf⸗ 
geihoben werden. E. v. 30. Mai 1901, 3. 7624, %B. 1902 :1; 
30. April 1901, 3. 6147, GH. 1901 1:27. 
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1. wenn glaubhaft?) gemacht wird, daß die Geldforde- 
. rung, zu deren Gunften eine Erefutionshandlung bewilligt wurde, 
ſchon zur Zeit diefer Bewilligung berichtigt oder hinlänglich 
fichergeftellt war; 

2. wenn glaubhaft gemacht wird, daß diefe Forderung 
derzeit?) berichtigt oder hinlänglich fichergeftellt iſt, insbeſondere 
wenn der Verpflichtete den Betrag der zu fihernden Yorde- 
rung jamt Nebengebühren in barem Gelde oder in Wert- 
papieren‘) zu Gerichtöhanden erlegt; bei verzinslichen Yorde- 
rungen müſſen auch die Zinien für die ganze Zeit der bewillig— 
ten Sicherung erlegt werden; 

3. wenn die Geldforderung, zu Gunften deren die Ere- 
futionshandlung bewilligt wurde, dem Gläubiger rechtskräftig 
— oder wenn deren Erldſchung rechtskräftig feſtgeſtellt 
wird; 

4. wenn im Falle des 8 371, 8. 3 dem Wiedereinfet- 
zungsgefuche rechtskräftig jtattgegeben wird. 

In den unter 8. 1, 3 und 4 bezeichneten Fällen hat 
der betreibende Gläubiger alle durch die Bewilligung, den 
Vollzug und die Wiederaufhebung der Erefutionshandlungen 
entftandenen Koften zu tragen und den dem Berpflichteten 
verurjachten Schaden zu erjeßen.’) 

1) 8 377, Abſ. 3. — Sole Anträge können in der Gerichtsfanzlei 

zu Protokoll genommen werden. $ 320, 3. 2, GO. 

2) 8 274 3PO., 8 78. 

2) Bur Beit der Antragftellung, analog dem Sppofitionsgefuche und 
der Oppofitionsflage. 88 40, 35. 

4) Inländiſche pupillarfichere Wertpapiere, nur in Ermanglung folder 
andere inländiiche, an einer Börfe notierte Wertpapiere, welche nadı 
tichterliden Ermeſſen genügende Dedung bieten. Berechnung nad) dem 
sturfe des Erlapstaged. Analogie $ 56 8PO. 

65) Mit befonderer Klage geltend zu machen. 


6 377. Wenn der Verpflichtete zu beicheinigen vermag, 
daß zur Sicherung einer Geldforderung Erekutiondhandlungen 
in weiterem Umfange bewilligt oder vollzogen wurden, als 
zur vollftändigen Sicherftellung der Forderung ſamt Neben: 





837%. 1. Um ihre Liegenfhaft von der zur Siche- 
rung einer Geldforderung bewilligten Pfandrechts— 
vormerkung zu befreten, haben die Eigentümer die Aufhebung 
der Vormerkung zu beantragen; das Löjchungsverfahren des 
Grundbuchsgeſetzes (8 45) Tann nicht eingeleitet werden. E. v. 
21. Februar 1900, 3. 2261, Sig. 899. 
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gebühren notwendig tft, fo hat das Gericht auf feinen Antrag 
eine verhältnismäßige Einihränfung!) der Exekutionshand⸗ 
lungen anzuordnen. 

Nach Ablauf des Zeitraumes, für deſſen Dauer die Siche- 
tung gewährt wurde, jind die vollzogenen Exekutionshand⸗ 
lungen auf Untraga) des Verpflichteten aufzuheben, fall3 Die 
Bollftredbarkeit der fichergeftellten Geldforderung bis dahin 
noch nicht eingetreten iſt.?) 

Der Antrag auf Unterlaffung des Vollzuges bewilligter 
Erefutionshandlungen oder auf Aufhebung oder Einfchrän- 
tung derjelben ift bei dem Gerichte, daS gemäß $ 375 zur 
Bewilligung berufen war, oder bei dem Erefutionsgerichte 
anzubringen, je nachdem der Antrag vor oder nad) Beginn 
des Vollzuges der Erefutionshandlungen (8 33) geftellt wird. 
Der Entiheidung über dieſe Anträge hat eine Einverneh- 
mung?) des betreibenden Gläubigers vorauszugehen. 

1) Offenbar übermäßige Sicherftellungsanträge find von vornherein 
zurüdzumeifen. 8 14, 8 402. — Unträge auf Einfchränkung können in 
der Gerichtstanzlei zu Prototol genommen werden. 8 320, 8. 2, SO. 

2) Wenn die VBezeihnung der Dauer der Sicheritellung nah 8 375, 
Abſ. 2, erfolgt ift, fällt diefer Aufhebungsgrund mit jenem des 8 376, 
3. 3 und 4, zufammen. 

Wenn unter Bezugnahme auf die gemäß $ 374 ED. zur Sicher⸗ 
ftellung erwirtte Pfändung die Erefution zur Hereinbringung erlangt wird, 
ift dies im Protofolle über die ſicherſtellungsweiſe Pfändung durch eine 
Anmerkung erfihtlich zu machen. 

2) 88 55, 56. 

a) Die vollzogenen Exefutionshandlungen dürfen nicht wegen Ablauf 
des Zeitraumes, für deffen Dauer die Sicherung gewährt wurde, von 
Amts wegen aufgehoben werden. Sie Haben vielmehr ungeachtet des 
Berftreihens diefer Friſt folange aufreht zu bleiben, als nicht der Ber- 
pflichtete ihre Aufhebung beantragt. Statt des Antrages eine Klage auf 
ae der Exekutionsakte anzubringen, tft unzuläſſig. (IM. zu 
s$ 377 A 


Zweiter Abſchnitt. 
Einſtweilige Verfügungen. 


Zuläſſigkeit. 


6 378. Sowohl vor Einleitung eines Rechtſtreites als 
während desſelben und während des Exelutionsverfahrens 
kann das Gericht!) zur Sicherung des Rechtes einer Partei 
auf Antrag einſtweilige Verfügungen treffen.?) 
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Die Zuläffigkeit einftweiliger Verfügungen wird dadurd) 
nicht ausgefchloffen, daB der Anfpruch der antragftellenden 
Partei (gefährdete Partei) ein betagter3) oder bedingter ift. 

1) 88 387, 388. 

2) Gefchäftsverteilung, 8 19, 8.4, GO. — Formelle Behandlung, 
insbefondere Eintragung in das Wegifter für einftweilige Verfügungen, 
8 234 GO. — Altenbildung, 8 272 GO. 

2) Friſt zur Geltendmachung des betagten Anſpruches, 8 891. 


1. Zur Sicherung von Geldforderungen. 


6 379. Zur Sicherung von Geldforderungen find einft- 
weilige Verfügungen unftatthaft, foweit die Partei zu gleichem 
Zwecke die Vornahme von Erelutionshandlungen auf das 
Vermögen des Gegners erwirken fann ($ 370 ff.).*) 


Sonſt können zur Sicherung von Geldforderungen einft- 
weilige Verfügungen getroffen werden, wenn wahrjcheinlich ift,*) 
daß ohne fie der Gegner der gefährdeten Partei durch Beichä- 
digen, Zerſtören, Berheimlichen oder Verbringen?) von Ber- 
mögensftüden, durch Veräußerung oder andere Verfügungen 
über Gegenftände feines Vermögens, inöbefondere durch darüber 
mit dritten Perſonen getroffene Vereinbarungen die Herein- 
Ba der Geldforderung vereiteln oder erheblich erfchweren 
wiirde. 


8 379. 1. Zahlungsunfähigkeit des Schuldnerd oder daß 
diefer fich im Befige von Zahlungsmitteln befindet, ohne Zahlung 
zu Teiften, vechtfertigt für fi allein noch nicht die Anordnung 
einer einftweiligen Berfügung; es müſſen vielmehr Umftände vor- 
liegen, die e8 wahrſcheinlich machen, daß der Schuldner 
durch fein Verhalten die Hereinbringung der For- 
derung eines beftiimmten Gläubigers vereiteln oder 
erheblich erſchweren würde E. v. 21. November 1901, 
3. 15684, 38. 1902 : 152; 

daher macht auch die Terlautbarung einer Zahlungsein— 
ftellung duch den Kreditorenderein die Gefährdung noch nicht 
wahricheinlih. &. v. 23. Februar 1898, 3. 2694, Sta. 4. 

2. Dagegen liegt eine Gefährdung darin, daß der Gegner 
feinen Wohnſitz in einem ausländifhen Staate hat, in 
dem Urteile öfterreichifceher Gerichte nicht vollſtreckt werden, €. v. 
24. Juli 1901, 3. 10390, Not. 1902 :2;5 

oder daß er einen bedeutenden Grundkompler unter 
Feitfegung von Bedingungen veräußert, die beforgen laſſen, 
daß die Erefution auf den Kaufprei3 im Auslande werde geführt 
werden müſſen. E. v. 24. Oktober 1902, 3.143825, $B. 1903 : 13. 
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Zur Sicherung von Geldforderungen kann angeordnet 
werden: *) 

1. die Verwahrung und Berwaltung5) von beweglichen 
förperlihen Sachen des Gegners der gefährdeten Bartei 
(8 259 ff.), einfchließlich der Dinter/rgling bon Geld; 

2. das gerichtliche Verbot der Veräußerung oder Ver⸗ 
pfändung beweglicher a Sachen mit der Wirkung, 
daß eine verbotswidrige Veräußerung oder Verpfändung un- 
gültig ift, dafern nicht der Erwerber infolge finngemäßer 
Anwendung der 88 367 und 456 abGB. oder durch die 
Borichriften der Artikel 306 und 307 des Handelsgejeh- 
buches geſchützt ift; 

3. das gerichtliche Drittverbot, &)a) wenn der Gegner der 
gefährdeten Partei an eine dritte Perjon eine Geldforderung 
oder einen Anspruch auf Leifiung oder Herausgabe?) von 
anderen Saden zu jtellen hat. Dieſes Verbot wird dadurd) 
vollzogen, ®) daß dem Gegner der gefährdeten Partei jede Ber- 
fügung über den Anfprud und insbejondere deſſen Ein- 
ziehung unterfagt und an den Dritten der Befehl gerichtet 
wird, bis auf weitere gerichtliche Anordnung das dem Gegner 
der gefährdeten Partei Gefchuldete nicht zu zahlen und die 
diefem gebührenden Sachen weder auszufolgen noch jonft in 
Anſehung ihrer etwas zu unternehmen, was die Erelutiong- 
führung auf die Geldforderung oder auf die gefchuldeten oder 
— Sachen vereiteln oder erheblich erſchweren 
önnte. 

Ein Verbot der Veräußerung, Belaſtung oder Verpfändung 
von Liegenſchaften, Liegenſchaftsanteilen und bücherlichen 
Rechten darf zur Sicherung von Geldforderungen?) nicht er- 
lajjen werden; ebenfowenig darf zu diefem Zwecke die Ber- 
waltung von Liegenschaften?!) angeordnet werden. 

2) Erelution zur Sicherftelung auf Grund noch nicht vollftredbarer 
Exekutionstitel. 


— 








3. Pfändung von Fahrniſſen iſt als einſtweilige Ber- 
fügung nicht zuläſſig; eine irrtümlich bewilligte und vollzogene 
Alan gibt Fein Pfandredt. E. v. 8. Juni 1899, 3. 3918, 

3. 636. 

4, Gerichtliche Verwaltung der auf dem Pachtgute befindlichen, 
noch nicht abgefonderten Früchte kann zur Sicherung einer 
en Pahtzinsforderung nicht bewilligt werden. 
E. v. 2. Oktober 1901, 3. 13629, amtl. ©. 473. 

5. Ebenfo kann der Befig von Freifhürfen nicht durch 
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2) Die Gefahr muß ſtets beſcheinigt werden; Sicherheitsleiſtung erfcht 
die Beicheinigung nicht. 88 389, Abſ. 1, 390, Abi. 1. 

3), Der Ausſchußbeſchluß Hatte Hiefür den gleichbedeutenden Ausdrud 
„beifeite ſchaffen.“ 8 366. “ 

4) Die Aufzählung ift tarativ int Gegenfage zu der beifpielgweifen 
Anführung in 8 382. — Doch fiehe die pfandweiſe Beichreibung der 
inveota et illata, dann die Anmerkung der Hypothekarklage und bes 
Streites, Art. XIII, 8. 6 und 7, EG. 3. ED. 

5) 3.8. von PViehftüden. 

®, Im Gegenfaße zu dem „BZahlungsverbot”, 88 294, 331. 

?) Diefelben Begriffe in 88 325, 382, 3. 1 und 7. 

8, Wirkung gegenüber dem Dritten von der Zuftellung an, $ 385. — 
Zuftellung zu eigenen Handen, $ 395. 

Mit Rückſicht auf die gleiche Behandlung der Forderungen aus Wert: 
papieren, Sparkaſſebüchern u. dgl. mit den beweglichen Eörperlihen Sachen 
(8 296) ift hinfichtlich folcher Forderungen nicht das Drittverbot, ſondern 
die Verwahrung des Papiers (8. 1) zu bemilligen. 

v) Wohl aber zur Eicherung anderer Anſprüche. 8 382, 3. 6. 

10) Bergl. Dagegen 8 382, 3. 2. — 

a) Das gerichtliche Drittverbot (8 379, 3.3, ED.) kann auch An Be⸗ 
treff von Hypothekarforderungen erlaſſen werben. Es findet jedoch in dieſem 
Falle weder eine bücherliche Anmerkung des Drittverbotes bei der frag⸗ 
lichen Hypothek ſtatt, noch kann das im Drittverbote enthaltene Verbot 
der Veräußerung, Belaſtung oder Verpfändung der Forderung als ſelb— 
ftändiges Verbot nach Analogie der Vorſchrift des 3 384, Abſ. 2, KO. 
im öffentlichen Buche angemerkt werben, in welchem die Hypothek cin 
getragen ift. (IM. zu $ 379 ED.) 


6 380. Soweit Anfprüche und Rechte gemäß 88 290 
bis 292 und 330 diejes Geſetzes oder nach den ſonſt darüber 
beftehenden Vorjchriften‘) der Exekution entzogen find, können 
fie durch ein gerichtliche8 Verbot oder durch eine andere einft- 
weilige, zur Sicherung einer Geldforderung?) angeordnete 
Verfügung nicht —— iwerden.?) 

1) Art. VII-X EG. 3. ED. 

2) Einftweilige Berfügungen zur Sicherung anderer Anſprüche, 88 381, 

3823, find nicht N 


—— — — Eee — — 


einftiveilige Verfü Verfügungen zur eibehing von Geldforderungen ges 
troffen werden v. 6. November 1901, 3. 15015, GH. 1902: 11. 

6. In Anfehung von Spartaffeneinlagen kann Dritt- 
verbot erlaflen werden. E. v. 21. November 1901, 3. 15684, 
32. 1902 : 152. 

7. Auf den Erlö3 für verfaufte, der Verwaltung 
unterzogene Sachen kann ungeachtet der getroffenen einft- 
2. en Verfügung von Dritten Erefution geführt werden. E. vd. 

3 Segeanber 1899, 3. 18784, Präv, 1900: &. 851. 
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2) Verbot auf Aktien der priv. allg. Öfterr. Bodenkredit— 
anftalt und bei derfelben liegende Gelder. 

Da die Anftalt auf die von ihr ausgegebenen Aktien und Die bei 
ihr erliegenden Gelder feine Verbote, Pränotationen oder Superpräng- 
tationen unmittelbar annimmt, fo haben alle Parteien und Behörden 
ſich ausfchließend an das kompetente Gericht zu wenden, mwenn fie eine 
vorläufige Sicherheitsmaßregel erwirken wollen. Dieſe letztere Tann aber 
nur darin beftehen, daß diefe Behörde der Anftalt eröffne, mit der Zah⸗ 
ung, Erfolglaffung oder Umfchreibung bis zum Ausgange des Streites 
innezuhalten. 

Die Anftalt Tann in einem foldyen Falle die von dem Berbote ge⸗ 
troffenen Gelder oder Effelten bei dem k. k. Landesgerichte in Wien er- 
legen oder während der Dauer des Berbotes zurüdbehalten. Inſoweit 
während biefer Zeit von der Anſtalt eine Zahlung des mit Verbot be⸗ 
legten Betrages zu leiften wäre, tft diefelbe zur Vergütung von Zinſen 
nicht verbunden. Art. 82 der mit ME. v. 1. Juni 1864, RGB. Nr. 49, 
kundgemachten Statuten. 


2. Zur Siderung anderer Anſprüche. 


$ 381. Zur Sicherung anderer Anſprüche können einſt⸗ 
weilige Verfügungen getroffen werden: 

1. wenn zu beforgen ift,!) daß fonft die gerichtliche Ber- 
folgung oder Verwirklichung de3 fraglichen Anipruches, ins⸗ 
bejondere durch eine Veränderung des beftehenden Zuſtandes, 
vereitelt oder erheblich erfchrwert werden würde; als ſolche Er- 
ſchwerung ift es anzufehen, wenn das Urteil im Auslande?) 
vollftredt werden müßte; 

2. wenn derartige Verfügungen zur Verhütung drohender 
Gewalt oder zur Abmwendung eines drohenden unmwiederbring- 
lichen Schadens!) nötig erjcheinen.?) 

1) Diefe Gefahr muß beidjeinigt werden, $ 389, Abſ. 1. Sicherheits⸗ 

leiftung erfeßt die Befcheinigung der Gefahr nicht, 8 390, Abf. 1. 

2) Art. XX EG. 3. ED. 





8 381. 1. Zur Sicherung der vertraggmäßigen Verpflichtung, 
während einer gewiſſen Zeit innerhalb eines beftimmten Gebietes 
weder ein Kaffeehaus zu errichten, noch ſich an einem folchen zu 
beteiligen, faun die Beteiligung an einem beftimmten oder 
einem anderen Kaffeehausgeſchäfte dieſes Gebietes für 
die fraglide Zeit unter Androhung einer Geldftrafe unterfagt 
werden. €. v. 8. April 1902, 3. 4983, ©3. 1902: 34. 

2. Die Vereinbarung einer Konventionalftrafe 
ſchließt die Anordnung einftweiliger Verfügungen zur Sicherung 
der Verwirklichung des Anfpruches nicht aus. E. v. 8. April 1902, 
3. 4983, ©3. 1902 : 34, 
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3) Im Befisftörungsverfahren Tann ber Richter „während 
der Verhandlung die Anwendung einer oder mehrerer der im Geſetze 
über das Erefutiond- und Sicherungdverfahren zugelaffenen einftweiligen 
Vorkehrungen anordnen, fofern dies zur Abwendung der dringenden 

“ Gefahr mwiderrechtlicher Beichädigung, zur Verhütung von Gewalttätig- 
teiten oder zur Hintanhaltung eines unmiederbringlichen Schadens nötig 
erfcheint". 8 458 ZPO. — In diefen Fällen Tein abgejonderter Rekurs 
$ 518, Abf. 2. Vergl. aud) $ 525 ZPO. 

6 382. Gicherungsmittel, die daS Gericht je nach Be- 

ichaffenheit des im einzelnen Falle zu erreichenden Zweckes 
auf Antrag anordnen fann, find insbefondere:!) 


1. die gerichtliche Hinterlegung?) der beweglichen, in der 
Gewahrſame des Gegners der gefährdeten Partei befindlichen 
Sachen, auf deren Herausgabe oder Leiftung?) der von leßterer 
behauptete oder ihr bereit3 zuerfannte Anſpruch gerichtet ift, 
oder wenn Sich Die Sachen zum gerichtlichen Erlage nicht eignen 
follten, die Anordnung einer Verwahrung im Sinne des 8 259; 

2. die Verwaltung‘) der in 3. 1 bezeichneten beweglichen 
Sachen oder derjenigen unbeweglichen Sachen oder Rechte, auf 
welche ſich der von der gefährdeten Partei behauptete oder 
ihr bereit3 zuerfannte Anſpruch bezieht; 

3. die Ermächtigung der gefährdeten Partei, in ihrer 
Gewahrjame befindliche Sadyen des Gegners, auf welche ſich 
ein von ihr behaupteter oder ihr bereits zuerfannter Anſpruch 
bezieht, bis zur rechtskräftigen Entſcheidung über dieſen An— 
ſpruch zurückbehalten zu dürfen; 





8382, 1. Zur Sicherung der Anſprüche des Heraus—⸗ 
gebers einer Zeitſchrift, von der ein Dritter in öffentlichen 
Ankündigungen behauptet, daß ſie zu erſcheinen aufhöre und 
an ihrer ſtatt eine neue ähnlich betitelte Zeitſchrift erſcheinen werde, 
kann als einſtweilige Verfügung die Entfernung der Ankün— 
digungen angeordnet und das Verbot der Benützung 
des irreführenden Titels erlaffen werden. E. v. 29. Oktober 
1901, 3. 14633, 3B. 1901: 494. 

2. Veräußerungs- und Belaſtungsverbot zur Sicherung des 
Anſpruches der Konkursmaſſe auf Einbeziehung des Im— 
mobiliarvermögens der in Gütergemeinſchaft lebenden 
Fran des Kridars. &.0.25. Mai 1898, 3.7412, Prav.1898: S.576. 

3. Drittverbot auf Geſellſchaftsforderungen zu Gunften 
bes Gefellfehafters, der auf Liquidierung der Firma klagt. €. v. 
1. März 1900, 3. 2921, Sig. 917. 

4. Eine einftweilige Verfügung zu Gunften des Unterhalt3- 
anſpruches der Ehegattin ift nicht durch die Beſcheinigung 


Gef. Sig. VI, 3. Erefutiongordnung. 42 
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4. das an den Gegner der gefährdeten Partei gerichtete 
Gebot,5) einzelne Handlungen vorzunehmen, die zur Erhaltung 
der in 3. 1 und 2 bezeichneten Sachen oder zur Erhaltung 
des gegenwärtigen Zuſtandes notwendig erfcheinen; 

5. das an den Gegner der gefährdeten Partei gerichtete 
Berbot5) einzelner nachteiliger Handlungen oder der Bornahme 
beitimmter oder aller Veränderungen an den in 8. 1 und 2 
bezeichneten Sachen; 

6. das gerichtliche Verbot der Veräußerung, Belaftung 
oder Berpfändung von Liegenichaften oder Rechten, die in 
einem öffentlichen Buche eingetragen find‘) und auf welde 
fich der von der gefährdeten Partei behauptete oder ihr bereitd 
zuerlannte Anſpruch bezieht; 

7. das gerichtliche Drittverbot,?) wenn der Gegner der 
— artei an eine dritte Perſon einen Anſpruch auf 

eiſtung oder Herausgabe von Sachen zu ſtellen hat, auf welche 
ſich der von der gefährdeten Partei behauptete oder ihr bereits 
zuerkannte Anſpruch bezieht. Dieſes Verbot wird dadurch 
vollzogen, daß dem Gegner der gefährdeten Partei jede Ver— 
fügung über feinen Anfpruch wider den Dritten und insbeſondere 
die Empfangnahme jener Sachen unterfagt und an den Dritten 
der Befehl gerichtet wird, bis auf weitere gerichtliche Anordnung 
die dem Gegner der gefährdeten Partei gebührenden Sachen 
weder auszufolgen nod) fonft in Anfehung ihrer etwas zu 
unternehmen, was die Erelutionsführung darauf vereiteln 
oder erheblich erfchweren könnte; 

8. die Beftimmung eines einftweilen vom Ehemanne feiner 
Gattin und feinen Kindern zu leiftenden Unterhaftes, die Be- 
willigung eines abgelonderten Wohnortes®) oder die Unordnung 
der vorläufigen Aufnahme in die Hausgemeinſchaft. 


— — — — — — 





einer Gefährdung bedingt. E. v. 8. November 1900, 3. 14981, 
Slg. 1177. 

5. Abgeſonderter Wohnort kann, wenn die ſonſtigen 
Vorausſetzungen dafür vorliegen, bewilligt werden, obgleich die 
beiden Gatten derzeit tatſächlich getrennt leben und der Ehegatte 
erklärt hat, bis zur Beendigung des Streites ſeine Gattin zur 
Rückkehr nicht zwingen zu wollen. E. v. 7. Mai 1902, 3. 6224, 
NotZ3. 1902 : 34. 

6. Zum Schuge der gefährdeten Ehegattin kann angeordnet 
werden, daß der Gatte dag mit feiner Frau gemeinfam be- 
wohnte, leßterer gehörige Haus verlaſſe. €. v. 8. Oktober 
1902, 3. 13562, Not3. 1902 :52. 


Einftweilige Verfügungen für andere Anfprüce. 659 


1) Die Aufzählung tft eine beifpielsweife. — Siehe Anmerkung der 
Unfehtungsflage Urt. XIII, 3. 8, und die Streitanmerlung Art. XIII 
8. 7, 6. 3. ED. 

N) 8 391. 3) Siehe 8 379, Anm. 7. *) 8 883. 

6) 8 384. 9) 8 384, Abſ. 2 und 3. 

) Vergl. 8 379, 8.3, und die Anm. dafelbit. — Wirfung gegenüber 
dem Dritten erft von der Buftellung an, 8 385. — Buftellung zu eigenen 
Handen, 8 395. ®) 8 107 abGB. 

$ 383. Die im $ 382, 8. 2 bezeichnete Verwaltung ift 
in Anjehung von Liegenjchaften unter entfprechender Anwen- 
dung der über die Zwangsverwaltung von Liegenjchaften er- 
laſſenen Vorſchriften, in allen übrigen Fällen aber nach) 88 334 
bis 3391) und 341 bis 344 oder in finngemäßer Anwendung 
diefer Beitimmungen durchzuführen. Die zu verwahrenden oder 
verwaltenden beweglichen Sachen find durch das Vollitredungs- 
organ dem Gegner der gefährdeten Partei wegzunehmen und 
dem Berwahrer oder Verwalter zu übergeben. 

Die Ertragsüberichüffe, die fich nad) Beltreitung aller aus 
den Erträgnifjen zu berichtigenden Koften und Auslagen ergeben, 
find, foweit nicht Rechte dritter Perfonen entgegenjtehen, dem 
Gegner der gefährdeten Partei auszufolgen, bei Beftrittenheit 
des Eigentums an der Sache aber gerichtlich zu erlegen. 

- 4) Berpadhtung ausgefchloffen. 8 340. 

6 384. Wenn dem Gegner der gefährdeten Partei die 
Vornahme oder die Unterlafjung bejtimmter Handlungen und 
Veränderungen zur Pflicht gemacht wurde, !) haben behufs Durd)- 
führung dieſer gerichtlichen Verfügungen die Vorfchriften der 
88 353 bis 358?) entiprechend Anwendung zu finden. 

Die Unterfagung der Veräußerung, Belaftung oder Ber- 
pfandung von Liegenfchaften und bücherlichen Rechten?) ift von 
Amts wegen in dem öffentlichen Buche, in welchem die Lie— 
genjchaft oder das fragliche Recht eingetragen ift, anzumerfen.*) 

Durch Eintragungen, welche nad) Bollzug diejer Anmer- 
fung auf Grund einer vom Gegner der gefährdeten Partei 
dem Verbote zuwider vorgenommenen freiwilligen Verfügung) 
erfolgen, wird der gefährdeten Partei gegenüber nur für den 
Tal ein Recht bewirkt, als der von ihr auf die Liegenfchaft 





8 384. 1. Der Auftrag zur „Abnahme” von Wert— 
papieren fchließt den Auftrag im fich, die Papiere dem Boll- 
ſtreckungsorgan bei fonftiger Anwendung von Zwangsmitteln 
(8 354 ED.) auszufolgen. E. v. 16. Juli 1901, 3. 10179, 

9. 1901:39. 


42* 


Ä 
| 
| 
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oder das bücherliche Mecht erhobene Anſpruch rechtsfräftig 
abgewiejen wird. 

1) 8 882, 3. 4, 5. 

?, Bwang zum Handeln bezw. Unterlafien durch Gelbftrafen und Haft. 

s, 8 882, 3. 6. — Nicht aber das Drittverbot gemäß 8 379, 8. 3- 
(Siehe JM. zu $ 379 ED.) 

4% Wenn die Anmerkung in einer anderen Wbteilung des Grund» 
buchsgerichtes bewilligt oder angeorbnet wird, tit fie im Grundbuche ohne 
eine Beihlußfaffung oder Berfügung des Leiter ber Grundbuchs⸗ 
abteilung und zwar auf Grund des in Urſchrift vorzulegenden Be- 
fchluffes (Vid. Grundbud)) zu vollziehen. 8 157, Abf. 2, GO. 

d) Dem Ermwerbe von Rechten im Wege ber Exekution fteht die einſt⸗ 
weilige Verfügung nicht entgegen. 


$ 385. Das im $ 382, 8. 7 bezeichnete Verbot erlangt 
dem Inhaber der Eachen gegenüber erjt mit der Zuftellung ') 
an ihn Wirkjamfeit. 


Er haftet von da an für allen durch die Nichtbefolgung 
des gerichtlichen Verbotes entftandenen Schaden, kann ſich je- 
doch von dieſer Haftung durch gerichtlichen Erlag der durd) 
das Verbot betroffenen Sachen oder durch deren Übergabe an 
einen auf feinen Antrag vom Gerichte zu beftellenden Ver⸗ 
wahrer oder Verwalter?) befreien. 


Diefe Beftimmungen gelten in gleicher Weife für den 
Drittjchuldner oder den Inhaber der Sachen, wenn das ge⸗ 
tichtliche Verbot gemäß 8 379, 8. 3 erlaffen wurde.) 

2) Zuftellung zu eigenen Handen. 8 395. 

2) 8 968 abGB. . 

3) Drittverbot Hinfichtlid) Forderungen an das Arar, fiehe MB. v. 

24. Oktober 1897, RGB. Nr. 250 (bei $ 295). 


6 386. Zum Bmwede der Sicherung der Perfon des 
Gegners der gefährdeten Bartei darf nur die Verhaftung und 
Anhaltung ftattfinden. Die Verhaftung darf nur angeordnet 
werden, wenn der Gegner der gefährdeten Partei flüchtig oder 
der Flucht verdächtig und zugleich die Beſorgnis begründet 
iſt,) daß durch feine Flucht die Verwirklichung des Rechtes 
der gefährdeten Parteia) vereitelt würde. 

Sn Bezug auf die Zuläffigfeit?) der Anhaltung in Haft 
und die Vollziehung dieſer Haft gelten die Vorſchriften der 
88 360 bis 366 mit der Abweichung: 

1. daß gegen eine in aftiver Dienftleiftung begriffene 
Perfon der bewaffneten Macht oder der Gendarmerie als einjt- 
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weilige Vorfehrung weder Haft angeordnet noch vollzogen 
werden darf, 


2. daß die Haft wegen Fluchtverdachts auf Anfuchen des 
Berhafteten, jofern der Zweck der einjtweiligen Verfügung 
hiedurch nicht vereitelt oder gefährdet wird, durch Anhaltung 
des Verhafteten in feiner Wohnung oder an einem anderen 
nicht öffentlichen Ortes) vollzogen werden kann. 


Die Koften einer ſolchen, nicht im öffentlichen Haftlofale 
zu vollziehenden Haft und insbejondere die mit der ent- 
jprechenden Überwachung des Verhafteten verbundenen Koften 
hat dieſer felbft zu tragen. Die Beltimmungen des 8 366 
finden auf diefe Koften in der Art Anwendung, daß bei 
nicht rechtzeitigem Vorauserlag der Koften der Verhaftete in 
das öffentliche Haftlofal zu bringen ift.t) 


1) Meder die Beicheinigung der Gefahr noch auch des Anfpruches 
fann hier durch Sicherheitsleiſtung erjeßt werden. $ 330. 


2) Unberührt bleiben zufolge Art. VII EG. zu ED. folgende Be- 
ftimmungen: 


Franzöſiſche und portugiefifhe Generallonfuln, Kon— 
fuln und Bizelonfuln und ihre Kanzler Tönnen nur, wenn fie 
Kaufleute find, und nur wegen Handelsſachen in Arreft genommen 
werden (Bertr. v. 11. Tezember 1866, RGB. Nr. 167, Art. 2, und v. 
9. Zänner 1873, RGB. 1874 Nr. 135, Art. II). — Die General 
fonfuln, Konſuln, Bizelonfuln und Kon’ularagenten Serbieng, welche 
Angehörige dieſes Staates find, genießen die perjönliche Immunität und 
fönnen weder angehalten nod) verhaftet werden, außer wegen einer 
ftrafbaren Handlung, welche nad) den Geſetzen des Landes, wo fie verübt 
wurde, ein Verbrechen begründet, beziehungsweife mit einer Kriminal- 
ftrafe bedroht ift (AR. zwifchen Ofterreich-Ungarn und Serbien v. 6. Mai 
1881, RGB. 1882 Nr. 87). — Welche Konfuln meiter an den Rechten 
der meintbegünftigten Nation teilnehmen, f. in den Anmerkungen bei 

Art. VII ES. 3. ZPO. 


Siehe Art. 17 der Haager Konvention bei $ 84. 

3 Bei folder Anhaltung ift für die forgfältige Überwachung des 
Verhafteten Sorge zu tragen. Wenn fich diefe nicht ficherftellen läßt, 
wird das Gericht diefe Art der Anhaltung verweigern. Inftr., Abfchn. IL, 
B. 114. | 

9) Übergangsbeftimmungen in Art. XXXIX EG. 5. ED. 


a) Die Verhaftung und Anhaltung des Gegners der gefährdeten 
Partei kann zur Sicherung von Geldforderungen nicht angeordnet werden. 
(FM. zu $ 386 ED., P. 1.). 


Um die Zuftelung der Klage an eine Partei zu fihern, darf deren 
Berhaftung nicht angeordnet werden. (IM. zu $ 386 ED., P. 2.). 
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Buftändigfeit. 


6 387. Für die Bewilligung einftweiliger Verfügungen, 
für die zu deren Durchführung notwendigen Anordnungen, ?) 
fowie für die aus Anlaß jolcher Verfügungen fich ergebenden 
fonftigen Antragftellungen und Verhandlungen ift,?) falls in 
dieſem Geſetze nicht? anderes beſtimmt wird,?) das Gericht 
zuftändig, vor welchem der Prozeß in der Hauptiache oder 
das Erekutionsverfahren, in Anfehung deren eine Verfügung 
Senn werden fol, zur Beit des erften Antrages anhängig ift. 

als jolche Verfügungen vor Einleitung eines Rechts⸗ 
ftreite8 oder nad) techtäfrättigem Abſchluſſe desjelben, jedoch 
vor Beginn der Exekution beantragt werden, iſt für die 
bezeichneten Bewilligungen, Anordnungen, Antragſtellungen 
und Verhandlungen das Bezirksgericht zuſtändig, bei dem 
der Gegner der gefährdeten Partei zur Zeit der erſten An⸗ 
tragſtellung feinen allgemeinen Gerichtsſtand in Streitfadhen*) 
hat, wenn aber ein jolcher für ihn im Geltungsgebiete dieſes 
Geſetzes nicht begründet it, das inländifche Bezirksgericht, 
in deſſen Sprengel fi) die Sache befindet, in Anſehung deren 
eine Verfügung getroffen werden joll, oder der Drittjchuldner 
jeinen Wohnfig, Sit oder Aufenthalt — oder in deſſen 
Sprengel ſonſt die dem Vollzuge der einſtweiligen Verfügung 
dienende Handlung vorzunehmen ijt.°) 

1) Erforderlichenfalls ift die Rechtshilfe eines anderen Gerichtes in 
Anſpruch zu nehmen, 3. B. wenn ein Gerichtshof einzujchreiten Hat und 
eine Berhaftung bewilligt. 

2) 98 897, 899, 401. 

3) 88 399, Abſ. 2, 401, Abſ. 1. Über dieſe Anträge hat, wenn 
der Prozeß in der Hauptfache noch anhängig iſt, ftet8 das Prozeßgericht 
erjter Inftanz zu entfcheiden, auch wenn ein anderes Gericht die einft- 
weilige Berfügung bewilligte. 

*) 88 65 ff. IN. ®) Vergl. 8 4, 8. 6. 

6 388. Wenn gemäß 8 387, Abſatz 1, für die Be- 
willigung der einjtweiligen Verfügung und für das fi) daran 
ihließende Verfahren ein Gerichtshof zuftändig ift, kann in 
befonder3 dringenden Fällen der Vorfitende des Genate3,') 





8 387, 1. Zur Bewilligung eines abgefonderten Wohnortes 
und Beftimmung de3 einftweiligen Unterhalte8 während eines im 
Auslande anbängigen Eheſcheidungsprozeſſes tft das 
inländifche Bezirksgericht zuftändig, bei dem der Gegner feinen 
allgemeinen Gerichtsftand in Streitjachen hat. E. vd. 14. November 
1899, 3. 16628, Sig. 747. 
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dem die Angelegenheit zugewiejen ift, über die auf einftweilige 
Verfügungen fich beziehenden Anträge enticheiden.?) 

2) 8 34 IM. 

2) In ſolchem Falle iſt der Rekurs zunädjft dem Gerichtshofe als 
Borftellung vorzulegen. 8 516 8PO. 


"Antrag auf Erlaffung einjtweiliger Verfügungen. 


6 389. Bei Stellung des Antrages auf Erlaffung einft- 
weiliger Verfügungen hat die gefährdete Partei die von ihr 
begehrte Verfügung, die Zeit, für welche dieje in Antrag ge- 
bracht wird, ?) ſowie den von ihr behaupteten oder ihr bereits 
zuerfannten Anſpruch genau zu bezeichnen und die den Antrag 
begründenden Tatſachen im einzelnen mwahrheitgemäß?) dar- 
zulegen. Falls nicht dem Antrage die nötigen Beicheinigungen 
in urlundlicher Form beiliegen, find dieſe Tatjachen und, 
fofern nicht ſchon ein den Anipruch zuerfennendes Urteil 
vorliegt, auch der von der gefährdeten Partei behauptete 
Anſpruch auf Verlangen des Gerichtes glaubhaft?) zu machen. 


Bei Forderungen ift insbejondere der geſchuldete Geld- 
betrag oder der Geldwert de3 fonft zu leiftenden Gegenftandes 
und, falls die antragftellende Partei ftatt der beantragten 
einftweiligen Verfügung mit der Sicherftellung durch gericht: 
liche Hinterlegung einer bejtimmten Geldfumme fi) begnügen 
zu wollen erklärt, diefe Geldfumme anzugeben. 

1) 8 391. 

2) Erweiſt ſich das Anſuchen als ungerechtfertigt, fo tritt Schaden 

erfaspflicht und, wenn die einftmweilige Verfügung offenbar mutwillig 
erwirkt wurde, überdie8 Mutwillenzftraje ein. $ 39. 


8) 8 274 8PO., 8 78. 








8389, 1. Wegen nicht genügend genauer Bezeid- 
nung de3 gefährdeten Anſpruches ift der Antrag auf 
Bewilligung einer einftweiligen Verfügung abzumeifen. ©. v. 
30. November 1898, 3. 16047, Sig. 394; 


insbefondere muß ein beftimmter Betrag der Geld- 
forderung angegeben werden. ©. v. 13. Juni 1899, 3. 9335, 
Präv. 1899: ©. 520. 


2. Den Antragfteller zur Beſcheinigung des Anfprucdhes auf- 
zufordern, kann dag Gericht unterlaffen, wenn der Antragfteller 
von vornherein ftatt Bejcheinigung eine gerichtlich zu be— 
ftimmende Sicherheit anbietet. E. v. 15. März 1898, 
3. 3525, Sig. 62. — Bol. ED. 8 390, Nr. 1. 
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Unordnung. 


6 390. Das Gericht kann bei nicht ausreichender Be- 
fcheinigung des von der antragftellenden Partei behaupteten 
Anſpruches) eine einftweilige Verfügung anordnen, wenn die 
dem Gegner hieraus drohenden Nachteile durch Gelderſatz aus⸗ 
neglichen werden können und vom Antragiteller zu dieſem 
Zwecke eine vom Gerichte nach freiem Ermefjen zu befimmente 
Sicherheit geleiftet wird. 

Das Gericht kann die Bewilligung einer einftweiligen Ver⸗ 
fügung nad) Lage der Umstände von einer ſolchen Sicher⸗ 
heitsleiftung abhängig machen, wenngleich die antragjtellende 
Partei die ihr obliegenden Beicheinigungen in genügender 
Art beigebracht hat. 

In diefen Fällen darf mit dem Vollzuge der Verfügung 
nicht vor Nachmeis des gerichtlichen Erlages der zu leitenden 
Sicherheit?) begonnen werden. 

1) Die Befcheinigung der Gefahr Tann nicht durch Sicherheitgleiftung 
erjegt werden. — Fraglich, ob damit gemäß Art. IE. 3. ED. $ 46 des 
Anfechtungsgeſetzes v. 16. März 1884, RGB. Nr. 36, aufgehoben ift. 

8 46 beftimmi: Sofern nach den beftehenden Gefeben die Be= 
willigung eines Sicherungsmittels zuläffig ift, Tann im An- 
fehtungsprozeffe die Beicheinigung einer Gefahr dadurch erſetzt 
werden, daß von dem Anfehlungsberechtigten für die Anſprüche, Die 
dem Anfechtungsgegner aus der Anwendung des Sicherungsmitteld er- 
wachen Tönnten, Sicherheit geleiftet wird. — 

Art der Eicherheit, 8 56 8PO., 88 402, 78. — Der Beweis der 
bewirkten Sicherheitsleiftung ift dem Kanzleibeamten (Kanzleigehilfen) 
zu erbringen, dem die fraglihe Exekutionsſache oder einftweilige Ver⸗ 
fügung zugeteilt ift. 8 379, Abi. 3, GO. 

2) Ausfolgung, 8 400. 

6 391. Der Beihluß, durd welchen eine einftweilige 
Verfügung bewilligt wird, hat die Zeit,a) für welche Diele 
Verfügung getroffen wird, und im alle der Anordnung 
einer gerichtlichen Hinterlegung der Sachen!) oder der Vor— 
nahme von Handlungen?) die Frift zu beftimmen, innerhalb 
welcher der Gegner der gefährdeten Partei diefem Auftrage 


8 390. 1 Der völlige Mangel einer Befcheinigung des be> 
haupteten Anfpruches kann durh Sicherheitsleiftung nicht 
erjegt werden. ©. b. 15. März 1898, 3. 3525, Sig. 62. 

839. 1. Die Frift zum NRekurfe wider die richterliche 
Beftimmung des einftiweilen vom Ehemanne feiner Gattin zu 
leiftenden Unterhaltes beträgt acht Tage. E. v. 3. September 
1901, 3. 12598, IB. 1901:45. 
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nachzufommen hat. Ferner ift in dem Beichlufle, fofern dies 
nach Beichaffenheit des Falles zur Sicherung des Antrag- 
fteller3 genügt, ein Geldbetrag feltzujtellen,?) durch deſſen 
gerichtliche Hinterlegung die Vollziehung der bemilligten Ver⸗ 
fügung gehemmt und der Gegner der gefährdeten Partei zu 
dem Antrage auf Aufhebung der bereit3 vollzogenen Der- 
fügung berechtigt wird. 
Wenn eine einftweilige Verfügung vor Eintritt der Fällig- 
feit*) des von der antragitellenden Partei behaupteten Rechtes 
oder fonft vor Einleitung des Prozeſſes oder der Exefution 
bewilligt wird, ift im Beichluffe eine angemefjene Friſt für 
die ang der Klage oder für den Antrag auf Be- 
willigung der Exekution zu beftiimmen. Nach vergeblichen 
Ablaufe der Frift iſt die getroffene Verfügung auf Antrag 
oder von Amts wegen aufzuheben.>) 
1) 88 879, 8. 1, 882, 8. 1. — Zum Behufe des Vollzuged der im 
P. 110, 3.1 (8 382, 8.1, ED.) bezeichneten Verfügungen hat das Voll- 
ftredunggorgan den Gegner der gefährdeien Partei zur Ausfolgung der 
im Vollzugsauftrage des Gerichtes bezeichneten Gegenftände aufzufordern, 
im alle der Weigerung jedoch diefe Gegenftände unter Beobachtung der 
Vorſchriften von Abſchn. II, B. 94 und 95 (8 346 ED.) dem Gegner der 
gefährdeten Partei abzunehmen und je nad) Anordnung des Gerichtes 
gerichtlich zu hinterlegen oder einem Verwahrer nad) Vorſchrift des 
Abſchn. II, B. 48—46, zu übergeben. Inſtr., Abſchn. II, P. 112. 

2) g 382, 8. 4. 

2) 8 899, 3. 3. — Ein Antrag ift hiezu nicht erforderlich. 8 389, 
Abſ. 2, betrifft Hloß einen Vorſchlag. 

9 5 378, Abſ. 2. 9) Erfahpflicht, 8 394. 

a\ Siehe JM. zu $ 875 ED. 

$ 392. Zu Gunften desfelben Anfpruches -Lönnen auf 
Antrag zugleich mehrere Verfügungen?) bewilligt werden, wenn 
dies dem Gerichte nad) Beichaffenheit des Falles zur vollen 
Erreihung des Sicherungszmedes notwendig?) erjcheint. 

Unter mehreren im einzelnen Falle gleich anwendbaren 
Verfügungen tjt diejenige zu bewilligen, die zur Hintanhaltung 
der nach den bejonderen Berhältniffen zu bejorgenden Gefähr- 
dung am geeignetften ift, bei gleicher Eignung aber die den 
Gegner der gefährdeten Partei am wenigſten bejchwerende 
Verfügung. 

1) Ebenfo im Befisftörungsverfahren. $ 458 8PO. 

2) Einſchränkung, wenn dieſes Maß überfchritten wurde. 8 399, 8.1. 

6 393. Einftweilige Verfügungen werden ftet3 auf Koften 
der antragftellenden Partei getroffen, unbejchadet eines ihr 
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auftebenden Anipruches auf — dieſer Koſten. Dies gilt 
insbeſondere auch von den Koſten des Erlages, der Ber- 
wahrung oder Verwaltung mit Verbot belegter Sachen (8 385). 

Bei Bewilligung einer einftweiligen Verfügung Tann, 
auch außer dem alle der Unordnung einer Haft,2) der an 
tragftellenden Bartet aufgetragen werden, den zur Vollziehung 
der erlafienen Verfügung erforderlichen Geldbetrag im vorhin- 
ein in der Gerichtöfanglei zu erlegen.) Vor Nachweis‘) 
dieſes Erlages darf mit der Vollziehung der Verfügung nicht 
begonnen werden. 

ı) Im Prozeß⸗ event. Exekutionswege geltend zu machen. — Die 
Bewilligung der einftweiligen Verfügung gibt noch keinen Exekutionstitel 
Hinfichtlicd) der Koften. Vergl. dagegen 8 369. 

*) 88 386, 366. 

2) Zum Geldbuch, 8 118 GO. — Ausfolgung, 8 400. 

*) Der Beweis des Erlages tft dem Kanzleibeamten (Kanzleigehilfen) 
zu erbringen, dem die fragliche Exekutionsſache oder einftweilige Ver⸗ 
fügung zugeteilt ift. 8 379, Abf. 8, GO. 

6 394. Wenn der gefährneten Partei der behauptete 
Anſpruch, für welchen die einjtweilige Verfügung bewilligt 
wurde, rechtsfräftig aberfannt wird, wenn ihr Anſuchen ſich 
fonft als ungerecdhtfertigt erweiſt,) oder wenn fie die zur 
Erhebung der Klage oder Einleitung der Erefution beftimmte 
Friſt?) verſäumt, fo Hat die Partei, auf deren Untrag die 
einftwetlige Verfügung bewilligt wurde, ihrem Gegner für 
alle ihm durch die einftweilige Verfügung verurſachten Ver⸗ 
mögensnadteilea) Erfaß zu leilten. Die Höhe des Erſatzes 
hat das Gericht auf Antrag nach freier Überzeugung (8 273 
der Zivilprozeßordnung) durch Beſchluß feftzufegen?) Nach 
Eintritt der Rechtskraft9 findet auf Grund dieſes Beichluffes 
Erefution auf das Vermögen der Partei ftatt, welche die 
einftweilige Verfügung beantragt hat. 

Wurde die einftweilige Verfügung offenbar mutwillig5) 
erwirkt, jo ijt der Partei Überdies auf Untrag ihres Gegners eine 
vom Gerichte mit Rüdfiht auf die befonderen a des 
einzelnen Falles zu bemeſſende Mutwillensitrafe®) aufzuerlegen. 

1) Insbefondere nad) dem Ergebniffe der mündlichen Verhandlung 
infolge des Widerfpruches. $ 897. — 8. B. Nachweis des Mangels 
einer Gefahr. 9%) 8 391, Ab. 2. 


8 394. 1. Dem Gegner der gefährdeten Partei gebührt nicht 
| bloß Erjaß des erlittenen Schadens, fondern auch des entgangenen 
Gewinnes (volle Genugtuung). €. v. 31. Auguft 1898, 3. 11461, 

| Sig. 819. 
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2) Die Erwirkung von gerichtlichen ficheritelungsmweiien Vorkehrungen, 
welche nachträglich al3 ungeredjtfertigt erfannt werden, verpflichtet den 
Antragiteller zur Ausgleihung aller durch folche Vorkehrungen dritten 
Perfonen ohne ihr Verſchulden verurfadhten Nachteile. 

Der Zivilrichter hat über diefe Entſchädigungsanſprüche, foferne fie 
vor Abſchluß des Verfahreng über den Eingriff geltend gemacht werden, 
zugleich mit der Enticheidung in der Hauptſache zu erkennen. Bei Be» 
ftimmung de3 Entfchädigungsbetrages ijt auf die Vorjchrift des 8 273 des 
Gef. v. 1. Auguft 1895, RGB. Nr. 113 (8PO.), Bedacht zu nehmen. 
$ 112 Gef. dv. 11. Jänner 1897, RGB. Nr. 30, betreffend den Schuß 
von Erfindungen (Batentgejep). 

9) Rekurs Hat aufihiebende Wirkung. Ausnahme von $ 67, Abi. 2. 

. 5) Bergl. 8 408 ZPO. 

e) Bis 300 fl. $220 ZRO., 88 402, 78. — Einbringung, Art. XIII 
3.4, EG. 3. ED. 

a) Bei Bemeffung des Erſatzes, den die Partei, welche eine einft- 
weilige Verfügung erwirkt hat, nach Aufhebung diefer Verfügung ihrem 
Gegner zu leiften hat, find alle dem letzteren durch die einftweilige 
Verfügung verurfadhten Vermögensnachteile zu berüdfichtigen. Ber 
Gegner kann daher nicht bloß eigentliche Schadloshaltung, fondern volle 
Genugtuung fordern. Dagegen ift bei der Feſtſetzung des Erſatzes nicht 
der Wert der befonderen Vorliebe (8 1331 abGB.) zu berüdfidhtigen, da 
die mutwillige Erwirfung der einstweiligen Verfügung die Auferlegung 
einer Mutwillenzftrafe nad) fich zieht ($ 394, Tester Abf., ED.) (IM. 
zu $ 394 ED.) 

$ 895. Für die Zujtellung des eine einftweilige Ver- 
fügung bewilligenden Beſchluſſes an den Gegner der gefähr- 
deten Partei, an den Drittichuldner*) und an den Inhaber?) 
der mit Verbot belegten Sachen find die für die Buftellung 
von Klagen geltenden Beitimmungen?) maßgebend. 

Im Falle der Anordnung einer Haft Hat die Zuftellung 
de3 Beichluffes an die anzuhaltende Perfon bei Verhaftung 
derfelben zu geichehen.*) 

1) 8 379, 8 3. 2) 88 379, 8. 33, 82, 8.7. 

3) 88 106-108 8P0. ; 

2) Ebenfo $ 360, Abſ. 2. — Die Zuftellung hat das die Verhaftung 

vornehmende Vollfiredungsorgan zu bewirken. $ 344, Abſ. 2, GO. 


Unftatthaftigfeit der Vollziehung einer 
einjtweiligen Verfügung. 
F 396. Die Vollziehung einer bewilligten Verfügung 
ift, foferne fie nicht wegen eines angebrachten Rekurſes auf 


8 396. 1. Die einmonatliche Frift gilt ohne Unterfchied, ob 
die einftweilige Verfügung von einem in- oder ausländiſchen 
Gerichte bewilligt wurde. E. vd. 6. Juli 1898, 3. 9275, Sig. 249. 


— ——— 
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geihoben wurde, unftatthaft, wenn feit dem Tage, an welchem 
die Bewilligung vertündet oder der antragftellenden Partei 
durch Buftellung des Beichluffes befannt gegeben wurde!) 
mehr als ein Monat verftrichen ift.?) 
1) Der Tag ift im Regifter V zu notieren. 8 234, Abſ. 2, ED. 
2) 83.8. im Falle des nicht rechtzeitigen Erlages der Sicherheit, 
8 390, Abf. 2, oder des nicht rechtzeitigen Borauderlages der Vollzugs⸗ 
toften, 35 393, 386. — Unerftreddare Friſt, 85 58, Ubi. 2, 402. 


Widerjprud. 


$ 397. Gegen die Bewilligung einer einftweiligen Ber- 
fügung kann der Gegner der gefährdeten Partei, falls er nicht 
bereit3 vor der Beichlußfaflung einvernommen wurde, Wider- 
ſpruch erheben. 

Der Widerfpruh muß innerhalb vierzehn Tagen!) nad) 
Zuftelung des Beſchluſſes bei dem Gerichte erhoben werden, 
bei welchen der Antrag auf Bewilligung der einftweiligen 
Verfügung angebracht wurde.?) 

Durch die — des Widerſpruches wird die Voll- 
ziehung der getroffenen Verfügungen nicht gehemmt. 

1) Unerftredbar, Wiedereinjegung ausgefchloffen, 88 402, 58. 

2) 8 887. — Der Wibderfprud Tann in der Gerichtäfanzlei zu Pro⸗ 

tokoll genoumen werden. 8 320, 8. 4, SD. 


6 398. Bufolge erhobenen Widerfpruches ift über die 
Statthaftigleit und Angemefjenheit der bewilligten Verfügung 
mündlich zu verhandeln?!) und durch Beichluß zu entjcheiden. 

Das Gericht Tann die Beitätigung, Abänderung oder 
Aufhebung der getroffenen Verfügung von der Leiltung einer 
von ihm nad) freiem Ermeſſen zu beftimmenden Sicherheit?) ab- 
hängig machen. 

1) 88 59, 56. Wenn ein Gerichtähof die einftwetlige Verfügung be⸗ 

milligt hat, ift vor dem Senate — jedoch Fein fachmänniſcher Laienrichter, 
8 50 — zu verhandeln. — Bei Bezirkögerichten Tann die Verhandlung 
auch auf einem Gerichtstage ftattfinden. $ 57, Abſ. 3, GO. — Streitig⸗ 
teiten über folche Widerſprüche find nicht zu den Prozeßregiftern zu 
nehmen. 8 226, Abf. 2, GO. 

2) Art derfelten 8 56 ZPO., 88 402, 78. — Ausfolgung 8 400. 





8 398. 1. Über den Koftenerfag ift im Falle der Be- 
ftätigung der getroffenen Verfügung (Zurüdweifung des Wider: 
ſpruches) im Hauptprozeſſe zu entjcheiden, E. dv. 6. Auguft 1901, 
3. 11394, Präv. 1902: S. 20. 





Aufhebung einftweiliger Verfügungen. 669 


Aufhebung oder Einſchränkung der getroffenen 
Berfügung. 


$ 399. Außer den in den 88 386°) und 391°) an 
geführten Fällen der Aufhebung einer getroffenen Verfügung 
kann die Aufhebung oder Einfchränfung, und zwar felbjt nad) 
BZurüdweijung eines gemäß 8 397 erhobenen Widerfpruches, 
beantragt werden: 

1. wenn die angeordnete Verfügung in weiterem Um⸗ 
fange ausgeführt wurde, al3 es zur Sicherung der gefährdeten 
Partei notwendig ift;?) 

2. wenn fich inzwifchen die Verhältniffe, in Anbetracht 
deren die einftweilige Verfügung bewilligt wurde, derart ge- 
ändert — daß es des Fortbeſtandes dieſer Verfügung 
zur Sicherung der Partei, auf deren Antrag ſie bewilligt 
wurde, nicht mehr bedarf; 

3. wenn der Gegner der gefährdeten Partei die ihm vor⸗ 
behaltene‘) oder eine anderweitige, dem Gerichte genügend 
erjcheinende?) Sicherheit geleiftet hat und fich darüber ausmeift ; 

4. wein der Anſpruch der gefährdeten Partei, jür welchen 
die einftweilige Verfügung bewilligt wurde, berichtigt oder 
rechtskräftig aberfannt oder deffen Erlöjchen rechtskräftig feit- 
geſtellt wurde. 

Über foldhe Anträge bat, wenn fie zu einer Zeit geftellt 
werden, da der Prozeß in der Hauptjache noch anhängig it, 
das Prozeßgericht erfter Anftanz,®) in allen anderen Fällen 
da8 Gericht, bei welchen: der Antrag auf Bewilligung der 
einftweiligen Verfügung angebracht wurde, ”) durch Beſchluß 
zu entfcheiden.®) Der Entfcheidung hat eine mündliche Ver- 
handlung?) vorauszugehen. 

1) Aufhebung der Haft wegen. nicht rechtzeitigen Koftenvorfchufles, 

88 386, 866, von Amts wegen. 

2) Aufhebung der einjtweiligen Verfügung wegen nicht rechtzeitiger 
Geltendmachung de3 gefährdeten Anſpruches im Prozeß: bezw. Exekutions⸗ 
wege von Amts wegen. 8 391, Abi. 2. 

3) Entgegen 8 392 und Grundſatz $ 14 (8 402); vergl. 8 41, Abi. 2. 

2) Ein Geldbetrag, 8 391. 

6) Und zwar Hinfihtlid Art und Höhe, „fofern dies überhaupt nad) 
Beichaffenheit des Falles zur Sicherung der gefährdeten Partei genügt”. 

391, Abſ. 1. 
. 6) en wenn es nicht die einftweilige Verfügung bewilligt hat. — 
In diefem Falle finden im Regiſter V des bewilligenden Gerichtes Ein- 


tragungen in den Spalten 12—15 nicht ftatt. 8 234, Ichter Abſ., SO. 
2) 8 887. 
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8) Die Entfcheidung tft der Erelutionsabtetlung in Urjchrift mitzu⸗ 

tellen. 8 163 GO. 

Bon der Aufhebung eines Drittverbotes auf Forderungen gegen das 

Ärar oder einen unter Öffentlicher Verwaltung ftehenden Fond ift die 
Kaffe und die anweifende Behörde zu benachrichtigen. MB. v. 24. Oftober 
1897, RGB. Nr. 250, 8 1 (bei 8 295). 

N) 88 59, 56. — Auch auf Umtstagen, 8 57, Ab. 3, SO. 

6 400. Eine zur Dedung der Koften?) oder der Schaden- 
erjfaßanfprüche von der gefährdeten Partei erlegte Sicherheit 
(88 390 und 398) darf ihr erſt nach Ablauf von vierzehn Tagen 
jeit Eintritt der Rechtskraft des Bejchluffes ausgefolgt werden, 
durch welchen die einftweilige Verfügung aufgehoben wird. 

1) 8 898, Abſ. 2. 


Anordnungen in Betreff verwahrter Saden.!) 


6 401. Sind zur Abwendung einer beträchtlichen Wert- 
verringerung, a ee Koften oder anderer Nad)- 
teile oder zur Erzielung eines Worteiled bei in Verwahrung 
genommenen Sachen irgend welche Se gungen otwendig oder 
nüglih, jo Tünnen diefe von dem im $ 399, letzter Abfatz, 
bezeichneten Gerichte auf Antrag?) bewilligt werden. Falls 
nicht beide Parteien über die zu treffende Verfügung einig find, 

at das Gericht mit tunlichjter Berüdfichtigung der Rechte des 
igentümerd das nach Bejchaffenheit des Falles Erforderliche 
anzuordnen. 

In bejonders dringenden Fällen kann eine ſolche Anord⸗ 
nung ohne vorgängige Vernehmung?) des Gegners erlaffen 
werden. Dies gilt insbeſondere für die Handlungen, die zur 
Erhaltung oder Ausübung der Rechte aus den im $ 296 be- 
zeichneten Papieren‘) erforderlid) find. 

1) Gie find im Regifter V in ber Spalte für Bemerkungen unter 
furzer Angabe des Inhaltes der Verfügung und bes Datums der Be- 
fhlußfaffung zu notieren. $ 234 GO. 2) Der Antrag kann in der Ge⸗ 
richtskanzlei zu Protofoll genommen merden. $ 820, 8. 3, GO. 
3) 88 55, 56. — Einvernehmung auch auf Umtstagen. $ 57, hf. 3, 
SD. * Wertpapiere, Sparkaſſebücher u. dergl. 

$ 402. Sofern in diefem Zeile nicht3 anderes beftimmt 
ift, finden die Beftimmungen über das Erekutionsverfahren 
finngemäße Anwendung.) 

ı) Insbeſondere ift gegen alle Beſchlüſſe, womit einftweilige Ver- 
fügungen erlaffen wurden oder Durch welche über den Widerſpruch ent 
ſchieden wurde, Rekurs zuläffig. Friſt 8 Tage, 8 65. 
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II. 


Befchlüffe, gegen die Tein abgejonderter oder überhaupt 
fein Rekurs zuläffig tft. 


A. Durch ein abgelondertes Rechtsmittel Tönnen nicht angefochten 
werden: 

866. Beichlüffe, durch welche Tagfayungen anberaumt oder erftredt 
werden, durch welche die Einvernehmung der ‘Parteien oder der fonit am 
Eretutionsverfahren beteiligten Perfonen angeordnet wird, und Aufträge 
an die VBollitredungsorgane zur Durchführung einzelner Exekutionsakte. 

8 359, Abſ. 2. Der Beſchluß, durch melden die Zahl der zur 
Schätzung beizuziehenden Sadverftändigen beitimmt und die Sadjver- 
ftändigen ernannt werben, fowie die während des Berfteigerungstermines 
und während der Berteilungstagfagung gefaßten und verfünbeten Be- 
ſchlüſſe. 

Ferner gemäß 8 78 die im Exekutionsverfahren vorkommenden Be— 
ſchlüſſe, gegen welche nach den Beſtimmungen der Bivilprozeßorbnung ein 
abgejondeter Rekurs nicht zuläffig ift. 


B. Durch einen Rekurs Tönnen nicht angefochten werden: 

8 19. Der Beihluß, womit der als Exekutionsgericht einfchreitende 

Gerichtshof die Erledigung einzelner Teile des Erelutionsverfahreng und 

insbeſondere auch die gefamte, dem Exekutionsgerichte in Anfehung einer 
Bivangsvermwaltung obliegende Mitwirkung dem Gericht3hofe überträgt, 
in defjen Sprengel das unbemwegliche Gut Tiegt, auf welches Erefution 
geführt wird. 

8 20. Der Beichluß, womit das die Exekution bemwilligende Ge- 
riht in dem Falle, daß es mit Rüdficht auf die Grenzen verfchiedener 
Bezirksgerichtsſprengel ungemwiß tft, welches Bezirksgericht als Exeku⸗ 
tionsgericht einzuſchreiten berufen iſt, oder wenn ſich am Sitze des als 
Grundbuchsgericht zuſtändigen Gerichtshofes mehrere Bezirksgerichte be- 
finden, eines der in Frage kommenden Bezirksgerichte zum Exekutions⸗ 
gerichte beſtellt. 

8 21, Abſ. 4. Der Beſchluß des Oberlandesgerichtes, durch welchen 
einzelne Alte des Exekutionsvollzuges von mehreren Gerichten auf eines 
derjelben im Falle gleichzeitiger Exekution gegen denſelben Werpflichteten 
übertragen werden. 

8 23. Der Beichluß des Oberlandesgerichtes, Durch melden Die, 
Verbindung der bei verjchiedenen Erefutionsgerichten gegen denſelben 
VBerpflichteten im Zuge befindlichen Exrefutionen angeordnet wird. 

8 30, Die Erteilung oder Verfagung der Erlaubnis zur Vor- 
nahme von Erelutionshandlungen an Eonn> und Feiertagen fowie zur 
Nachtzeit. 

88 133, 99, Die Ernennung des Verwalter, das Verbot der 
Einmifchung, fowie dad Verbot der Verfügung über die Erträgniſſe an 
ben Berpflichteten. 
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Die Intimation dieſer Verfügungen an die Beteiligten, die Anord⸗ 
nung der Einführung des Verwalters. 

132%, 190. Der Auftrag an den Berwalter, die Berwaltung 
auch zu Gunften weiterer Gläubiger zu führen. 

88 132, 110. Die Befchlüffe, durch welche dritte Berfonen, melden 
Leiſtungen an den Berpflichteten obliegen, Die ſich als Einfünfte der ver- 
walteten Liegenfchaft darftellen, von der Bewilligung der Zwangsver⸗ 
waltung und der Ernennung bed Verwalters verftändigt werben. 

88 132%, 105. Befchlüffe, Durch welche der Umfang der dem Ber- 
pfliiteten zu überlaflenden Wohnungsräume beftimmt wird. 

88 132, 109, Abſ. 4. Beſchlüſſe, Durch welche dem Verwalter An» 
weifungen über die Art und Weiſe der Verwaltung und über die Bezah- 
lung der im 8 120 bezeichneten Auslagen erteilt werden. 

88 132, 114, Abſ. 1. Beſchlüſſe, durd) welche das Exekutions⸗ 
gericht die Abjtellung wahrgenommener Mängel und Unregelmäßigfeiten 
der Geſchäftsführung des Verwalters anorbnet. 

88 132, 114, Abſ. 3. Der Befchluß, durch welchen ein neuer Ber- 
mwalter ernannt wird. 

88 132, 122. Der Beſchluß, durch welchen der Zeitpunft ber Ver⸗ 
teilung der Ertragsüberfchüffe beftimmt wirb. 

8 191, Abſ. 3. Die Entſcheidung über den Wiberfprudh wegen 
nidyt gededter Vorhypothek, fojerne der Beihluß nicht altenwibrig ift 
(8 187, Abſ. 3). 

8 206, Abſ. 3. Der Beſchluß, womit bie infolge des Ausſcheidens 
eines betreibenden Gläubigerd unvollitändig gewordene vorläufige Feſt⸗ 
ftelung des Laftenftandes ergänzt wird. 

88 239, 3. 1, 133. Ber Beſchluß, durch welchen Wiederfaufs- 
berechtigte und Pfandgläubiger von der Bewilligung der Berfteigerung 
verftändigt werden. 

88 239, 8. 1, 134. Der Beſchluß, durch welchen die bücherliche 
Anmerkung der Einleitung des Verfteigerungsverfahreng angeordnet wird. 

88 239, 3. 2, 134, 140. Der Beichluß, durch welchen die Be⸗ 
fhreibung und Schägung der zu verfteigernden Liegenihaft und bes 
Liegenſchaftszubehörs angeordnet wird. 

88 239, 8. 3, 143. Der Belchluß, durch welchen eine frühere 
Schätzung der Liegenfhaft dem fpäteren Zivangdverfteigerungsverfahren 
zu Grunde gelegt wird. 

88 239, 3. 4, 145. Der Beichluß, durch welchen dem betreibenden 
Gläubiger die Vorlage eine Entwurfes der Verfteigerungsbebingungen 
oder eine bezüglidde Erklärung zu Protokoll aufgetragen wirb. 

88 239, 3. 5, 188. Der Beſchluß, durch welchen eine einftweilige 
Verwaltung der verjteigerten Liegenfchaft angeordnet wirb. 

88 2339, 3. 6, 292, Abi. 2. Der VBeichluß, dur welchen ans 
Anlaß eines Antrages auf Einftelung oder Auffchiebung eines Ver⸗ 
fteigerungsverfahrend die Auffchiebung der Schäßungdvornahme ange- 
ordnet wird. 

8 239, 3. 7. Beſchlüſſe, durch melde zu den Bewertungen im 
Meiftbotsverteilungsveriahren Sacjverftändige beigezogen werben. 
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88 239, 3. 8, 207. Beſchlüſſe, durch welche wegen rechtskraͤftiger 
Einftelung oder wegen Durchführung des Berftelgerungsverfahrens die 
Böfchung der dieſes Verfahren betreffenden bücherlichen Anmerkungen ver- 
fügt wird. 

88 2389, 359, 398. Der Beichluß, durch welchen die Verwahrung 
gepfändeter Gegenftände angeordnet wird. 

8 339, 275. Der Beichluß, durch welchen die Schätzung gepfän- 
beter Gegenftände vor dem Berfteigerungsterinine angeordnet wird. 

88 289, 368, Abi. 2, 374, Der Beſchluß, durch welchen die Über- 
fendung der gepfänbeten Gegenftände an einen anderen Ort zum Zwecke 
des Verkaufes angeordnet wird. 

88 289, 281. Der Beſchluß, durch welchen die Einbeziehung der 
gepfändeten Gegenftände in die in Unfehung anderer Pfandftüde beiilligte 
Berfteigerung angeorbniet wird. 

88 289, 258, 359, 345. Der Beichluß, durch welchen ein Ber» 
wahrer ernannt wird. 

88 289, 372. Der Beichluß, durch welchen der Berfteigerungstermin 
beitimmt wird. 

88 345, 3. 1, 294, 331. Der Beſchluß, durch welchen dem Ber- 
pflichteten nach bewilligter Pfändung die Verfügung über das gepfänbete 
Recht und das für die gepfändete Forberung beitellte Pfand unter- 
fagt wird. 

88 345, 8. 2, 301. Der Beichluß, durch welchen dem Dritt⸗ 
ſchuldner die Abgabe einer Erklärung über die gepfändete Forderung auf- 
getragen wird. 

88 485, 8. 3, 304, 306. Der Beichluß, durch welchen dem be- 
treibenden Gläubiger, dem nur ein Teil einer Forderung überwieſen 
wirb, Sicherheitsleiftung für die Wusfolgung des nicht überwieſenen Über- 
fchuffes bezw. die Rückſtellung der Urkunden aufgetragen wird. 

88 345, 8. 4, 397, 8310, 314. Beichlüffe, durch welche behufs 
Einziehung einer Forderung ein Kurator beftellt wird. 

88 345, 8. 5, 337. Der Beſchluß, durch welchen im alle des 
8 327 die Durchführung des Verlaufs» und Berteilungsverfahrens vor 
dem Bezirlögerichte des Leiftungsortes angeordnet wird. 

88 345, 3. 6, 343. Der Beſchluß, durch welchen die Anmerkung 
und Berlautbarung einer bewilligten Zwangsverwaltung hinſichtlich ge- 
werblicher Unternehmungen u. dgl. verfügt wird. 

8 351, Abſ. 2. Die im Teilungs⸗ und Grenzberichtigungsperfahren 
ergebenden Beichlüffe mit Ausnahme des Beſchluſſes, wodurch die Teilung 
oder der Grenzlauf endgültig beftimmt werden. 

Ferner gemäß 8 78 die im Erelutionsverfahren vorlommenden Be- 
Ichlüffe, gegen welche nach den Beitinnmungen der Bivilprozeßorbnung ein 
Rekurs nicht zuläffig ift. 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 43 
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Unordnung. 


$ 300. Das Geriht kann bei nicht ausreichender Be- 
iheinigung de3 von der antragftellenden Partei behaupteten 
Anfpruches!) eine einftweilige Verfügung anordnen, wenn die 
dem Gegner hieraus drohenden Nachteile durch Gelderſatz aus⸗ 
geglichen werden Tönnen und vom Antragjteller zu diejem 

wede eine vom Gerichte nach freiem Ermefjen zu beftimmende 
icherheit geleiftet wird. 

Tas Gericht kann die Bewilligung einer einftweiligen Ver- 
fügung nach Lage der Umftände von einer folhen Sicher— 
heitsleiftung abhängig machen, wenngleich die antragftellende 
Partei die ihr obliegenden Beicheinigungen in genügender 
Art beigebracht hat. 

In diefen Fällen darf mit dem Bollzuge der Verfügung 
nicht vor Nachmeis des gerichtlichen Erlages der zu leiftenden 
Sicherheit?) begonnen werden. 

1) Die Belcheinigung der Gefahr kann nicht durch Sicherbeitsleiftung 
erfcht werden. — Fraglich, ob damit gemäß Art. LES. 3. ED. 8 46 des 
Anfechtungsgefebes v. 16. März 1884, RGB. Nr. 36, aufgehoben ift. 

8 46 beftimmt: Sofern nad) den beitehenden Gefehen die Be— 
willigung eine® Sicherungsmittels zuläffig ift, Tann im An- 
fehtungsprozefje die Beicheinigung einer Gefahr dadurch erſetzt 
werden, dab von dem Anfechlungsberechtigten für die Anfprücde, bie 
den Anfechtungsgegner aus der Anwendung des Sicherungsmittels er- 
wachſen könnten, Sicherheit geleitet wird. — 

Art der Eicherheit, 8 56 8PO., 88 402, 78. — Der Beweis ber 
bewirkten Sicherheitäleiftung iſt dem Kanzleibeamten (Kanzleigehilfen) 
zu erbringen, dem die fragliche Erelutiongfache oder einftweilige Ber- 
fügung zugeteilt ift. 8 379, Abf. 3, GO. 

?) Ausfolgung, 8 400. 

6 391. Der Beichluß, durch welchen eine einftweilige 
Verfügung bewilligt wird, hat die Beit,a) für welche Diele 
Verfügung getroffen wird, und im Yale der Anordnung 
einer gerichtlichen Hinterlegung der Sachen!) oder der Vor- 
nahme von Handlungen?) die Friſt zu beftimmen, innerhalb 
weicher der Gegner der gefährdeten Partei dieſem Auftrage 


8 3906. 1 Der völlige Mangel einer Bejcheinigung bes be- 
haupteten Anfpruches kann durch Sicherheitsleiftung nicht 
erjegt werden. €. v. 15. März 1898, 3. 3525, Slg. 62. 

‚8391. 1. Die Friſt zum Rekurſe wider die richterliche 
Beſtimmung des einftiweilen vom Ehemanne feiner Gattin zu 
leiftenden Unterhaltes beträgt acht Tage. €. v. 3. September 
1901, 3. 12598, XB. 1901 :45. 
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nachzukommen hat. Ferner ift in dem Beichluffe, fofern dies 
nad Beichaffenheit des Falles zur Sicherung des Antrag- 
jtellerg genügt, ein Geldbetrag feftzuftellen,?) durch deſſen 
gerichtliche Hinterlegung die Vollziehung der bemilligten Ber- 
fügung gehemmt und der Gegner der gefährdeten Bartei zu 
dem Antrage auf Aufhebung der bereit3 vollzogenen Ber- 
fügung berechtigt wird. 
Wenn eine einstweilige Verfügung vor Eintritt der Fällig- 
feit*) des von der antragitellenden Partei behaupteten Rechtes 
oder ſonſt vor Einleitung des Prozeſſes oder der Erefution 
bewilligt wird, iſt im Beichluffe eine angemeſſene Friſt für 
die Einbringung der Klage oder für den Antrag auf Be- 
willigung der Exekution zu beitimmen. Nach vergeblichem 
Ablaufe der Friſt ift die getroffene Verfügung auf Antrag 
oder von Amts wegen aufzubeben.>) 
1) 88 879, 8. 1, 382, 8. 1. — Zum Behufe des Vollzuged der im 
P. 110, 3.1 (8 382, 8.1, ED.) bezeichneten Verfügungen hat das Voll- 
ftredungsorgan den Gegner der gefährdeten Partei zur Ausfolgung der 
im Vollzugdauftrage des Gerichtes bezeichneten Gegenftände aufzufordern, 
im Falle der Weigerung jedoch dieſe Gegenftände unter Beobachtung der 
Vorſchriften von Abjchn. II, P. 94 und 95 ($ 346 ED.) dem Gegner der 
gefährdeten Partei abzunehmen und je nad) Anordnung des Gerichte: 
gerichtlich zu hinterlegen oder einem VBerwahrer nach Vorſchrift des 
Abſchn. II, B. 43—46, zu übergeben. Inſtr., Abfchn. II, PB. 112. 

2) 8 382, 8. 4. 

3) 8 399, 8. 3. — Ein Antrag ift Hiezu nicht erforderlich. 8 389, 
Abſ. 2, betrifft bloß einen Borfchlag. 

*) 8 378, Abſ. 2. °) Erfahpflicht, 8 394. 

a\ Siehe IM. zu $ 875 ED. 

$ 392. Zu Gunften desjelben Anfpruches können auf 
Antrag zugleich mehrere Verfügungen?) bewilligt werden, wenn 
dies dem Gerichte nad) Beichaffenheit des Falles zur vollen 
Erreichung des Sicherungszweckes notwendig?) erjcheint. 

Unter mehreren im einzelnen alle gleich anmwendEaren 
Verfügungen ijt diejenige zu bewilligen, die zur Hintanhaltung 
der nad) den bejonderen Verhältniffen zu bejorgenden Gefähr- 
dung am geeignetften ift, bei gleicher Eignung aber die den 
Gegner der gefährdeten Partei am wenigſten bejchwerende 
Verfügung. 

1) Ebenfo im Befibftörungdverfahren. 8 458 ZPO. 

2) Einſchränkung, wenn dieſes Maß überfchritten wurde. 8 399, 8.1. 

6 393. Einftweilige Verfügungen werden ftet3 auf Koſten 
der antragitellenden Partei getroffen, unbejchadet eines ihr 
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zuftehbenden Anſpruches auf er biefer Koſten.) Dies gilt 
insbeiondere au von den Koiten des Erlages, der Ber- 
wahrung oder Verwaltung mit Verbot belegter Sachen (8 385). 

Bei Bewilligung einer einftweiligen Verfügung Tann, 
auch außer dem Falle der Anordnung einer Haft,2) der an- 
tragftellenden Bartei aufgetragen werden, den zur VBollziehung 
der erlaflenen Verfügung erforderlichen Geldbetrag im vorhin- 
ein in der Gerichtöfanzlei zu erlegen.) Vor Nachweis‘) 
diefes Erlages darf mit der Vollziehung der Verfügung nicht 
begonnen werden. 

1) Im Prozeß» event. Exekutionswege geltend zu machen. — Die 
Bewilligung der einftweiligen Verfügung gibt noch feinen Exekutionstitel 
hinfichtlich der Koften. Vergl. Dagegen $ 369. 

*) 98 386, 366. 

3) Zum Geldbud, 8 113 GO. — Ausfolgung, 8 400. 

4) Der Berveid des Erlages ift dem Kanzleibeamten (Ranzleigehilfen) 
zu erbringen, dem die fraglidhe Exekutionsſache oder einftweilige Ver⸗ 
fügung zugeteitt ift. 8 379, Abſ. 3, GO. 

6 394. Wenn der gefährveten Partei der behauptete 
Anſpruch, für welchen Die einjtweilige Verfügung bewilligt 
wurde, rechtöfräftig aberfannt wird, wenn ihr Anſuchen ſich 
ſonſt als ungerechtfertigt erweiſt,) oder wenn fie die zur 
Erhebung der Klage oder Einleitung der Erefution beftimmte 
Friſt?) verfäumt, fo hat die Partei, auf deren Untrag die 
einftweilige Verfügung bewilligt wurde, ihrem Gegner für 
alle ihm durch die einftweilige Verfügung verurſachten Ver⸗ 
mögensnachteilea) Erfaß zu leiften. Die Höhe des Erſatzes 
hat das Gericht auf Antrag nad) freier Überzeugung (8 273 
der Zivilprozeßordnung) durch Beſchluß feftzufeßend) Nach 
Eintritt der Rechtskraft?) findet auf Grund dieſes Beichluffes 
Erefution auf das Vermögen der Partei ftatt, welche die 
einftweilige Verfügung beantragt hat. 

Wurde die einftweilige Verfügung offenbar mutwillig5) 
erwirft, jo ift der Bartei überdies aut Untrag ihres Gegners eine 
vom Gerichte mit Rüdficht auf die bejonderen a des 
einzelnen Falles zu bemeſſende Mutwillenzftrafe®) aufzuerlegen. 

1) Insbeſondere nad) dem Ergebniffe der mündlichen Berhandlung 
infolge des Widerſpruches. 8 397. — 8. B. Nachweis des Mangels 
einer Gefahr. 9) 8 391, Abf. 2. 


8 394. 1. Dem Gegner der gefährdeten Partei gebührt nicht 
bloß Erſatz des erlittenen Schadens, fondern auch Des entgangenen 
Gewinnes (volle Öenugtuung). €. d. 31. Auguft 1898, 3. 11461, 
Ä Sta. 819. 
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2) Die Erwirkung von gerichtlichen ficherftellungswetjen Vorkehrungen, 
welche nachträglich als ungerechtfertigt erfannt werden, verpflichtet den 
Untragiteller zur Ausgleihung aller durch folche Vorkehrungen dritten 
Perſonen ohne ihr Verfchulden verurfachten Nachteile. 

Der Zivilrichter hat über dieſe Entfchädigungsanfprüde, foferne fie 
vor Abſchluß des Verfahrens über den Eingriff geltend gemacht werben, 
zugleich mit der Entiheidung in der Hauptſache zu erfennen. Bei Be» 
ftimmung des Entichädigungsbetrages ift auf die Vorfchrift des 8 273 des 
Gef. v. 1. Auguft 1895, RGB. Nr. 113 (3PO.), Bedacht zu nehmen. 
8 112 Gef. v. 11. Jänner 1897, RGB. Nr. 30, betreffend den Schu 
von Erfindungen (Patentgefep). 

4) Rekurs Hat aufichtebende Wirlung. Ausnahme von 8 67, Abf. 2. 

5) Bergl. $ 408 ZPO. 

6) Bis 300 fl. 8 220 ZRO., 88 402, 78. — Einbringung, Art. XIII 
3. 4, EG. 3. ED. 

a) Bei Bemeffung des Erſatzes, den die Bartei, welche eine einjt- 
meilige Verfügung erwirkt hat, nad) Aufhebung diefer Verfügung ihrem 
Gegner zu leiften Hat, find alle dem letzteren burd) die einjtiveilige 
Verfügung verurſachten Vermögensnachteile zu berüdfichtigen. Der 
Gegner Tann daher nicht bloß eigentliche Schadloshaltung, ſondern volle 
Genugtuung fordern. Dagegen ift bei der Feſtſetzung des Erſatzes nicht 
der Wert der befonderen Vorliebe (8 1331 abGB.) zu berüdfichtigen, da 
die mutwillige Erwirfung der einftweiligen Verfügung die Auferlegung 
einer Mutwillensftrafe nad) ſich zieht (8 394, Tebter Abf., EO.). (IM. 
zu $ 394 ED.) 

$ 395. Für die Zujtellung des eine einftweilige Ver- 
fügung bewilligenden Beichluffes an den Gegner der gefähr- 
deten Bartei, an den Drittichuldner!) und an den Inhaber?) 
der mit Verbot belegten Sachen find die für die Zuſtellung 
von Klagen geltenden Beſtimmungen?) maßgebend. 

Im Falle der Anordnung einer Haft hat die Zuitellung 
des Beichluffes an die anzuhaltende Perfon bei Verhaftung 
derfelben zu geichehen. *) 

1) 8 379, 8 8. 2) 88 379, 8. 33, 82, 8.7. 

3) 88 106--108 ZPO. 

9) Ebenſo $ 360, Abf. 2. — Die Buftellung hat das die Berhaftung 
bornehmende Bolfftredungsorgen zu bewirken. 8 344, Abi. 2, GO. 


Unftatthaftigfeit der Vollziehung einer 
einftweiligen Berfügung. 
6 396. Die VBollziehung einer bewilligten Verfügung 
ift, joferne fie nicht wegen eined angebrachten Rekurſes auf 


8 396. 1. Die einmonatliche Friſt gilt ohne Unterſchied, ob 
die einftweilige Verfügung bon einem in=- oder außländij hen 
Gerichte bewilligt wurde. E. v. 6. Juli 1898, 3. 9275, Sig. 249. 


% 
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geichoben wurde, unftatthaft, wenn feit dem Tage, an welchem 
die Bewilligung verkündet oder der antragftellenden Partei 
durch Zuſtellung des Beichluffes befannt gegeben wurde!) 
mehr ala ein Monat verftrichen ift.?) 
') Der Tag ift im Negifter V zu notieren. 8 234, Abf. 2, GO. 
2) 3.8. im Falle des nicht redhtzeitigen Erlages der Sicherheit, 
8 390, Abſ. 2, oder des nicht Techtzeitigen Vorauserlages der Vollzugs⸗ 
toften, 88 393, 386. — Uneritredbare Friſt, 88 58, Abi. 23, 402. 


Widerjprud. 


$ 397. Gegen die Bewilligung einer einftweiligen Ber- 
fügung fann der Gegner der gefährdeten Partei, falls er nicht 
bereit3 vor der Beſchlußfaſſung einvernommen wurde, Wider- 
ipruch erheben. 

Der Widerſpruch muß innerhalb vierzehn Tagen!) nad 
Zuſtellung des Beichluffes bei dem Gerichte erhoben werden, 
bei welchen: der Antrag auf Bewilligung der einftweiligen 
Verfügung angebracht wurde.?) 

Durch die sound des Widerjpruches wird die Voll- 
ziehung der getroffenen Verfügungen nicht gehemmt. 

1) Unerftredbar, Wiedereinjegung ausgefchlofien, 88 402, 58. 

>) 8 387. — Der Widerſpruch kann in der Gerichtskanzlei zu Pro⸗ 

tofol genonmten werden. 8 320, 8. 4, SD. 


6 398. Bufolge erhobenen Widerfpruches ift über die 
Statthaftigleit und Angemefjenheit der bemilligten Verfügung 
mündlicd zu verhandeln!) und durch Beſchluß zu enticheiden. 

Das Gericht Tann die Beitätigung, Abänderung oder 
Aufhebung der getroffenen Verfügung von der Leiſtung einer 
von ihm nach freiem Ermeſſen zu beftimmenden Sicherheit?) ab- 
hängig machen. 

1) 88 59, 56. Wenn ein Gerichtshof die einſtweilige Verfügung be⸗ 

wilfigt Hat, ift vor dem Senate — jedoch fein fahmännifcher Laienrichter, 
8 50 — zu verhandeln. — Bet Bezirkägerichten Tann die Verhandlung 
auch auf einem Gerichtstage ftattfinden. 8 57, Abſ. 83, ED. — Gtreitig- 
feiten über folche Widerjprühe find nicht zu den Progekregiftern zu 
nehmen. 8 226, Abf. 2, GO. 

?) Art derfelten $ 56 8PO., 88 402, 78. — Ausfolgung 8 400. 





8898, 1. Über den Koftenerfag ift im Falle der Be- 
ftätigung der getroffenen Verfügung (Zurüdweifung des Wider 
ſpruches) im Hauptprozeffe zu enticheiden. E. v. 6. Auguft 1901, 
3. 11394, Präv. 1902: ©. 20. 
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Aufhebung oder Einſchränkung der getroffenen 
Berfügung. 

$ 399. Außer den in den 88 386!) und 391°) an- 
geführten Fällen der Aufhebung einer getroffenen Verfügung 
fann die Aufhebung oder Einfchränfung, und zwar felbjt nad) 
Zurückweiſung eine gemäß $ 397 erhobenen Widerfprucheg, 
beantragt werden: 

1. wenn die angeordnete Verfügung in weiterem Um⸗ 
fange ausgeführt wurde, al3 e3 zur Sicherung der gefährdeten 
Partei notwendig 1ft;?) 

. 2. wenn fich inzwifchen die Verhältniffe, in Anbetracht 
deren die einftweilige Verfügung bewilligt wurde, derart ge- 
ändert Haben, daß es des Yortbeftandes diefer Verfügung 
zur Sicherung der Bartei, auf deren Antrag fie bewilligt 
wurde, nicht mehr bedarf; 

3. wenn der Gegner der gefährdeten Partei die ihm vor- 
behaltene?) oder eine anderweitige, dem Gerichte genügend 
erjcheinende?) Sicherheit geleiftet hat und fich Darüber ausweiſt; 

4. wenn der Anspruch der gefährdeten Partei, jür welchen 
die einjtweilige Verfügung bewilligt wurde, berichtigt oder 
rechtskräftig aberkannt oder deſſen Erlöjchen rechtskräftig feit- 
geftellt wurde. 

Über folche Anträge hat, wenn fie zu einer Zeit geftellt 
werden, da der Prozeß in der Hauptſache nod) anhängig ift, 
das Prozeßgericht erjter Inftanz,®) in allen anderen Fällen 
das Gericht, bei welchen: der Antrag auf Bewilligung der 
einftweiligen Verfügung angebracht wurde,) durch Beſchluß 
zu entfcheiden.®) Der Entfcheidung hat eine mündliche Ver- 
handlung?) vorauszugehen. 

1) Aufhebung der Haft wegen. nicht rechtzeitigen Koftenvorfchufleg, 

88 386, 366, von Amts wegen. 

2) Aufhebung der einjtweiligen Verfügung wegen nicht rechtzeitiger 
Geltendmachung de3 gefährdeten Anipruches im Prozeß: bezw. Exekutions⸗ 
mege von Amts wegen. 8 391, Abi. 2. 

s) Entgegen $ 392 und Grundſatz $ 14 (8 402); vergl. 8 41, Abi. 2. 

2) Ein Geldbetrag, $ 391. 

5) Und zwar Hinfihtlih Art und Höhe, „fofern dies überhaupt nad) 
Beichaffenbeit des Falles zur Sicherung der gefährbeten Partei genügt”. 

391, Abſ. 1. 

: 6) — wenn es nicht die einftweilige Verfügung bewilligt hat. — 

In diefem Falle finden im Wegifter V des bewilligenden Gerichtes Ein- 

tragungen in den Spalten 12—15 nicht ftatt. 8 234, lebter Abſ., GO. 

) 8 387. 
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8) Die Entſcheidung iſt der Exekutionsabteilung in Urſchrift mitzu⸗ 
teilen. 8 163 SO. 
. Bon der Aufhebung eines Drittverboted auf Forderungen gegen das 
Arar oder einen unter Öffentlicher Verwaltung ftehenden Fond tft die 
Kaffe und die anweifende Behörde zu benachrichtigen. ME. v. 24. Oktober 
1897, REB. Nr. 250, 8 1 (bei 8 295). 
9) 88 59, 56. — Auch auf Umtstagen, 8 57, Ab. 3, GO. 
$ 400. Eine zur Dedung der Koften !) oder der Schaden- 
erſatzanſprüche von der gefährdeten Partei erlegte Sicherheit 
(83 390 und 398) darf ihr erit nach Ablauf von vierzehn Tagen 
jeit Eintritt der Nechtöfraft des Beſchluſſes ausgefolgt werden, 
durch welchen die einftweilige Verfügung aufgehoben wird. 
1) 8 893, Abſ. 2. 


Anordnungen in Betreff verwahrter Saden.‘) 


$ 401. Sind zur Abwendung einer beträchtlichen Wert- 
verringerung, unverhältnismäßiger Koften oder anderer Nach⸗ 
teile oder zur Erzielung eines Borteiles bei in Verwahrung 
genommenen Sachen irgend welche —— notwendig oder 
nützlich, ſo können dieſe von dem im 8 399, letzter Abſatz, 
bezeichneten Gerichte auf Antrag?) bewilligt werden. Falls 
nicht beide Parteien über die zu treffende Verfügung einig find, 
hat das Gericht mit tunlichiter Berüdfichtigung der Rechte des 
Eigentümers da3 nad) Belchaffenheit des Falles Erforderliche 
anzuordnen. 

An bejonders dringenden Fällen kann eine folche Anord- 
nung ohne vorgängige Vernehmung?) des Gegners erlafjen 
werden. Dies gilt insbefondere für die Handlungen, die zur 
Erhaltung oder Ausübung der Rechte aus den im $ 296 be- 
zeichneten Papieren‘) erforderlich find. 

. 1) Gie find im Regijter V in der Spalte für Bemerkungen unter 
furzer Angabe des Inhaltes der Verfügung und des Datums der Be- 
Thlußfaffung zu notieren. $ 234 GO. ?) Der Untrag lanı in der Ge⸗ 
richtskanzlei zu Protofol genommen werben. $ 820, 8. 3, GO. 
3) 88 55, 56. — ÜEinvernehmung auch auf Amtstagen. 8 57, Abſ. 8, 
ED. 9 Wertpapiere, Sparkafjebücher u. vergl. 

$ 402. Sofern in diefem Teile nichts anderes beftimmt 
ift, finden die Beltimmungen über das Erefutionsverfahren 
finngemäße Anwendung.!) 

1) Insbeſondere ift gegen alle Beichlüffe, womit einftweilige Ber- 

fügungen erlaffen wurden oder durch welche über den Widerfpruch ent» 
ſchieden wurde, Rekurs zuläffig. Friſt 8 Tage, 8 65. 
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II. 


Beihlüffe, gegen die kein abgefonderter oder überhaupt 
fein Rekurs zuläffig tft. 


A, Durch ein abgelondertes Rechtsmittel Tönnen nicht angefochten 
werden: 

866. Beſchlüſſe, durch welche Tagfagungen anberaumt oder erftredt 
werden, durch welche die Einvernehmung der Parteien oder der ſonſt am 
Erefutionsverfahren beteiligten Perfonen angeordnet wird, und Aufträge 
an die Bollftredungsorgane zur Durchführung einzelner Erelutionsafte. 

8 2339, Abi. 2. Der Beichluß, durch welchen die Zahl der zur 
Schätung beizuziehenden Sachverſtändigen beftimmt und die Sachver⸗ 
ftändigen ernannt werden, ſowie die während des Verftelgerungstermines 
und während der Berteilungstagfagung gefaßten und verfündeten Be— 
ſchlüſſe. 

Ferner gemäß 8 78 die im Exekutionsverfahren vorkommenden Be— 
ſchlüſſe, gegen welche nach den Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung ein 
abgefondeter Rekurs nicht zuläffig ift. 


B. Dur einen Relurs können nicht angefochten werden: 

819. Der Beihluß, womit der ala Exekutionsgericht einfchreitende 
Gerichtshof die Erledigung einzelner Teile des Erelutiongverfahreng und 
insbefondere auch) die geſamte, dem Erelutionsgerichte in Anfehung einer 
Biwangsverwaltung obliegende Mitwirkung den Gerichtshofe überträgt, 
in defien Sprengel da3 unbewegliche Gut Tiegt, auf welches Erefution 
geführt wird. 

820. Der Beihluß, womit das die Exekution bewilligende Ge- 
riht in dem Falle, daß es mit Rückſicht auf die Grenzen verfchiedener 
Bezirkögerichtsfprengel ungewiß ift, welches Bezirksgericht als Erelu- 
tionsgericht einzufchreiten berufen tft, oder wenn ſich am Site des als 
Grundbuchsgericht zuftändigen Gerichtshofes mehrere Bezirksgerichte be> 
finden, eines der in Frage kommenden Bezirlsgerichte zum Exekutions⸗ 
gerichte beftellt. 

8 21, Abf. 4. Der Beichluß des Oberlandesgerichtes, durch welchen 
einzelne Afte des Exekutionsvollzuges von mehreren Gerichten auf eines 
berjelben im Falle gleichzeitiger Exekution gegen denfelben Verpflichteten 
übertragen werden. 

8 23. Der Beichluß des Obderlandesgerichtes, durch melden die 

. Verbindung der bei verfchiedenen Erefutionsgerichten gegen denſelben 
Berpflichteten im Zuge befindlichen Erefutionen angeordnet wird. 

8 30, Die Erteilung oder Verfagung der Erlaubnis zur Vor— 
nahme von Erelutionshandlungen an Eonn> und Feiertagen fowie zur 
Nachtzeit. 

88 13%, 99, Die Ernennung des Verwalters, das Verbot ber 
Einmifchung, fowie das Verbot der Verfügung über die Erträgnifie an 
den Berpflichteten. 


v 
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Die Intimation diefer Berfügungen an die Beteiligten, die Anord⸗ 
nung der Einführung des Verwalters. 

88 132, 190. Der Auftrag an ben Verwalter, die Berwaltung 
auch zu Gunften weiterer Gläubiger zu führen. 

88 132%, 110. Die Beichlüffe, durch welche dritte Berfonen, welchen 
Reiftungen an den Berpflichteten obliegen, die fi als Einkünfte der ver- 
walteten Liegenfchaft bdarftellen, von ber Bewilligung ber Zwangsver⸗ 
waltung und der Ernennung bed Verwalters verftändigt werden. 

88 132, 105. Befchlüffe, Durch welche der Umfang der dem Ber 
pflichteten zu überlaffenden Wohnungsräume beftimmt wird. 

88 132, 109, Abſ. 4. Befchlüffe, durch welche dem Verwalter An⸗ 
meifungen über die Art und Weife der Verwaltung und über die Bezah- 
lung der im 8 120 bezeichneten Auslagen erteilt werden. 

88 132, 114, Abi. 1. Beichlüffe, dur welche das Exekutions⸗ 
gericht die Abjtellung wahrgenommener Mängel und Unregelmäßigleiten 
der Gefchäftsführung des Verwalter anordnet. 

88 132, 114, Abſ. 8. Der Beichluß, durch melden ein neuer Ber- 
walter ernannt wird. 

88 132, 122. Der Beichluß, durch welchen ber Beitpunft ber Ver⸗ 
teilung der Ertragsüberfchüffe beftinmt wird. 

8 191, Abſ. 3. Die Entfcheidung über den Widerſpruch wegen 
nicht gededter Vorhypothek, foferne der Beſchluß nicht aktenwidrig ift 
(8 187, Abf. 3). 

8 206, Ubi. 3. Der Beichluß, womit die infolge des Ausſcheidens 
eines betreibenden Gläubigers unvollſtändig gewordene vorläufige Feit- 
ftellung des Laftenftandes ergänzt wird. 

88 239, 8. 1, 133. Der VBeihluß, dur welchen Wiederfaufs- 
berechtigte und Pjandgläubiger von der Bewilligung der Berfteigerung 
verftändigt werden. 

88 239, 8. 1, 134. Der Beſchluß, durch welchen die bücherliche 
Anmerkung der Einleitung des Verfteigerungsverfahrens angeordnet wird. 

88 239, 3. 2, 134, 140. Der Beſchluß, durch welchen die Be⸗ 
fhreibung und Schägung der zu verfteigernden Liegenichaft und des 
Liegenſchaftszubehörs angeordnet wird. 

883 239, 8. 3, 14%. Der Beſchluß, durch welchen eine frühere 
Schätzung der Liegenihaft dem fpäteren Zmangsverfteigerungsverfahren 
zu Grunde gelegt wird. 

88 239, 3. 4, 145. Ver Beichluß, durch welchen dem betreibenden 
Gläubiger die Vorlage eines Entwurfes der Verfteigerungdbebingungen 
oder eine bezüglidhe Erflärung zu Protokoll aufgetragen wird. 

88 239, 3. 5, 158. Der Beichluß, durch welchen eine einſtweilige 
Verwaltung der verjteigerten Liegenfchaft angeordnet wird. 

88 239, 3. 6, 202, Abi. 2. Der Beſchluß, durch melden aus 
Anlaß eines Antrages auf Einftellung oder Wuffchiebung eines Wer» 
fteigerungsverfahrend die Aufſchiebung der Schätzungsvornahme ange- 
ordnet wird. 

8 2359, 3.7. Beichlüffe, Durch melde zu den Bewertungen im 
Meiftbotsverteilungsverfahren Sachverftändige beigezogen werben. 
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88 239, 3. 8, 207. Beichlüffe, burch welche wegen rechtskraͤftiger 
Einftelung oder wegen Durchführung des Verfteigerungsverfahrens bie 
Löſchung der dieſes Verfahren betreffenden bücherlichen Anmerkungen ver- 
fügt wird. 

88 289, 359, 398. Der Beſchluß, durch welchen die Verwahrung 
gepfändeter Gegenftände angeordnet wird. 

88 3839, 275. Der Beſchluß, Durch welchen die Schägung gepfän- 
deter Gegenftände vor dem Verfteigerungsterinine angeordnet wird. 

88 289, 368, Abi. 2, 274. Der Befchluß, durch welchen die Über- 
fendung der gepfändeten Gegenftände an einen anderen Ort zum Bivede 
des Verkaufes angeorbntet wird. 

88 289, 381. Der Beihluß, Durch welden die Einbeziehung ber 
gepfändeten Gegenftänbe in die in Anſehung anderer Pfandftüde beivilligte 
BVerfteigerung angeordnet wird, 

88 289, 258, 259, 315. Der Beichluß, durch melchen ein Ver» 
mahrer ernannt wird. 

88 2389, 372. Der Beichluß, durch welchen der Berfteigerungstermin 
beftimmt wird. 

88 345, 8. 1, 294, 331. Der Beichluß, durch welchen dem Ber- 
pflichteten nach bewilligter Pfändung die Berfügung Über das gepfändete 
Recht und das für die gepfändete Forderung beftellte Pfand unter- 
fagt wird. 

88 345, 3. 2, 301. Der Beichluß, duch welchen dem Dritt- 
ſchuldner die Abgabe einer Erflärung über die gepfändete Forderung auf- 
getragen wird. 

88 485, 3. 3, 304, 306. Der Beſchluß, durch welchen dem be- 
treibenden Gläubiger, dem nur ein Teil einer Forderung überwieſen 
wird, Sicherheitsleiftung für die Ausfolgung bes nicht überwieſenen Über- 
Schufies bezw. die Rüdftellung der Urkunden aufgetragen wird. 

88 845, 3. 4, 2397, 310, 314. Beichlüffe, Durch welche behufs 
Einztehung einer Forderung ein Kurator beftellt wird. 

88 345, 8. 5, 327. Der Beſchluß, durch) weichen im alle bes 
8 327 die Durchführung des Verlaufs und Verteilungsverfahrens vor 
dem Bezirksgerichte des Leiftungsortes angeordnet wird. 

68 3545, 3. 6, 342. Der Beichluß, durch welchen die Anmerkung 
und Berlautbarung einer bewilligten Zwangsverwaltung Hinfichtlich ge= 
werblicher Unternehmungen u. Dal. verfügt wird. 

8 351, Abi. 2. Die im Teilungs- und Grenzberichtigungsverfahren 
ergebenden Beichlüffe mit Ausnahme des Beſchluſſes, wodurch die Teilung 
oder der Grenzlauf endgültig beftimmt werden. 

Ferner gemäß 8 78 die im Ex ſekutionsverfahren vorlommenden Be- 
ichlüffe, gegen welche nad) den Beftinnmungen der Bivilprozeßorbnnung ein 
Rekurs nicht zuläffig ift. 
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IV. 


Der Rekurs gegen nachſtehende Veihläffe Hat hemmende 
Wirkung: 


8 47, Abſ. 4. Anordnung der Ablegung des Offenbarungseides. 

8 96, Abſ. 3. Beſchluß auf Einſchränkung der Exekution durch 
zwangsweiſe Pfandrechtsbegründung. 

8 103. Einſtellung der Verwaltung. 

8 118, Abi. 2. Erſatzerkenntniſſe gegen den Verwalter. 

.8 130. Beichluß auf Einftellung der Zmangsverwaltung. 

8 154, Abi. 2. Bewilligung der Wiederverfteigerung. 

8 155, Abſ. 2. Erfagerkenntnis gegen ben fäumigen Erfteber. 

8 157. Beſchluß auf Wiebererftattung vom Erſteher bezogener 
Früchte. 

8 159, 8. 3. Einſtellung bes Verſteigerungsverfahrens. 

88 159, 8. 4, 160. Aufhebung des Zufchlages. 

8 163. Beſchluß auf Abmweifung eines bei der Verhandlung über 
die Berfteigerungsbedingungen geftellten Antrages auf Einftellung oder 
Aufjchiebung des Verſteigerungsverfahrens. 

8 168, Abi. 2. Beichluß, momit wegen wiſſentlich unrichtigen Vor⸗ 
bringeugs bei der vorläufigen Feſtſtellung des Laftenftanbes dem betreiben- 
den Gläubiger der Erfah des erlittenen Schadens zugefprochen wird. 

8 169, Abſ. 3. Die Berfteigerung darf nicht vor Eintritt ber 
Rechtskraft der Verſteigerungsbewilligung und vor rechtäfräftiger Feſt⸗ 
ſtellung der Verfteigerungsbedingungen vorgenommen werden. 

88 188, 193. Beichluß auf Verſagung des Bufchlages. 

8 199. Aunahme eines Überbotes. 

88 204, 155, Abf. 2. Erfagerfenntnis gegen ben fäumigen Über- 
nehmer einer zu verfteigernden Liegenfchaft. 

8 207. Einftellung des Berfteigerungsverfahrens. 

8 235. Entſcheidung üben den Rekurs gegen die Anrechnung einer 
pfandrechtlich fichergeftellten Forderung. 

88 235, 236, 237, Abſ. 3. Meiftbotsverteilungsbeichluß- 

8 266. Bor Rechtötraft der Pfändungsbewilligung darf in der 
Regel nicht zum Verlaufe gefchritten werden. 

88 278, 155, Abf. 2. Erfagerfenntnis gegen ben fäumigen Erfteher 
beweglicher Sadıen. 

88 287, 288, 315, 318. Berteilungsbefchluß hinfichtlic) des Er- 
löfes verkaufter beweglicher Sachen, abgenommener, ferner vom Dritt- 
ſchuldnor bezahlter Barbeträge und des Erlöfes verkaufter Forderungen. 

8 324, Abf. 1. Überweifung an Bahlungsftatt einer bücherlic) 
fichergeftellten Forderung. 

8 394. Erfagerfenntni gegen denjenigen, welcher einen ungerecht⸗ 
jertigten Antrag auf einftweilige Verfügungen geftellt hat. 

8 490. Beichluß, mit welchen eine einftweilige Verfügung auf- 
zehoben wird (in Bezug auf die Ausfolgung der von der gefährdeten 
Bartei erlegten Sicherieit). 
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V. 
Gefch vom 6. Juli 1896, REB. Nr. 144, 


über die zum Bwede der Bodenverbefferung aufgenommenen 
Darlehen (Melivrationddarlehen). 


Mit Zuftimmung beider Häufer des Reichsrates finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 

8 1. Wenn bei Darlehen, die zur Ausführung von Bewäſſerungs⸗ 
oder Entwäflerungsanlagen (Dirainagen) beitimmt find (Meliorationg- 
Darlehen), vereinbart wird, daB die Rüdzahlung des Darlehens mittels 
wiederfehrender Renten zu erfolgen hat, jo genießt diefe Nentenforderung 
nah Maßgabe der Beftimmungen bed gegenwärtigen Geſetzes in An⸗ 
fehung des zu ameliorierenden Grundftüdes den Vorrang vor allen 
anderen Tabularhaftungen, mit Ausnahme ber Iandesfürftlichen Steuern 
und Öffentlichen Abgaben, fowie der auf dem Grundftüde gemäß $ 23 
des Gef. v. 30. Mat 1869, RGB. Nr. 93, und 8 44 des Gel. 
v. 7. Juni 1883, RGB. Nr. 92, etwa bereit haftenden Ber: 
pflichtungen. 

Das Vorzugsrecht wird dadurch erworben, daß die Rentenforderung 
unter ausdrücklicher Bezeichnung als „Meliorationsrente“ auf dem zu 
ameliorierenden Grundſtücke durch grundbücherliche Eintragung des Pfand⸗ 
rechtes ſichergeſtellt wird.*) 

8 2. Eine Rentenforderung Tann im öffentlichen Buche nur bei 
— folgender Vorausſetzungen als Meliorationsrente bezeichnet 
werden: 

1. Das Darlehen, für das die Rentenforderung eingeräumt wird, 
muß dem im $ 1 angegebenen Zwecke gewidmet und aus einem unter 
Öffentlicher Verwaltung flehenden Fonde oder von einem zur öffentlichen 
Rechnungslegung verpflichteten Kreditinftitute gegeben fein. 

2. Bon dem Meliorationgunternehmen, für welches das Darlehen 
aufgenommen wird, muß nad fahmännifcher Prüfung für das Grund- 
ftüd ein die aufzumwendenden Koften überfteigender Iandwirtichaftlicher 
Nuten zu erwarten fein. 

3. Die Darlehensjumme darf den Betrag ber Koften des beabfich- 
tigten Meliorationsunternehmens nicht überfteigen. 

4. Die Darlehensſumme darf ferner nicht größer fein, als das Zehn⸗ 
jache des SKataftralreinertrage® des zu ameliorierendeu Grundftüdes 
zuzüglich der Hälfte des vom Meliorationgunternehmen zu erivartenden 
Wertzuivachles. 

Iſt das zu ameliorierende Grundſtück mit anderen Liegenfchaften 
zu einem Grundbuchskörper vereinigt, fo beitimmt fi) Die Darlehens- 
grenze nad) dem zehnfachen Kataftralreinertrage der fämtlichen, diefen 
Grundbuchskörper bildenden Liegenfhaften und nad) dem für fie alle zu 
erzielenden Mehrwerte. 

5. Das Darlehen muß durch Zahlung ber einzutragenden Rente ver- 
zinft und getilgt werden. 


*) Vergl. 8 216, 8. 2, ED. 
43* 
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Diefe Rente muß mindeftens jährlich fällig und fo bemefien fein, daß 
fie neben ber fortbauernden, höchſtens vierpragentigen Berzinfung zur 
Tilgung des Darlehens jährlich mindeftens drei Prozent gewährt. 

Diejenigen Teile der Meliorationsrente, die nad) Maßgabe der fort- 
fchreitenden Tilgung be3 Darlehen? zu bdefien Verzinfung nicht mehr 
benötigt werben, dienen zur Tilgung des Darlehens. 

Im Darlehensvertrage kann beftimmt werden, daß während der 
erften drei Jahre die Rente den zur Verzinfung des Darlehens erforber- 
lichen Betrag nicht überfteigen folle. 

Die Verzinfung und Tilgung darf nur für bie bereit3 zugezählten 
Darlehensbeträge berechnet werden. 

Das Darlehen ift unfündbar ſeitens des Darlehensgeberd. Der 
Darlehensnehmer iſt dagegen bereditigt, nach halbjähriger Kündigung 
die Rentenſchuld durch Zahlung des noch nicht amortifierten Kapitales 
zu tilgen. 

6. Der Darlehensgeber kann fih den Rücktritt vom Vertrage für 
den Fall vorbehalten, als vom Grunbeigentümer nicht Innerhalb der 
biezu beftimmten Frift mit den Melivrationsarbeiten tatfächlich begonnen 
oder deren planmäßige Durchführung noch vor Beginn ber Arbeiten durch 
Naturereigniffe unmöglich gemacht würde. 

7. Beiträge zu den Verwaltungskoſten (Megiebeiträge) Tünnen vom 
Darlehensgeber nur als Zuſchläge zu den Melivrationgrenten einge- 
hoben werben... 

Das jeweils ftatthafte Höchſtausmaß diejer Bellräge wird im Ber- 
ordnungswege beftimmt. 

8. Der Darlehensgeber Tann fih die Beftellung einer Kaution zur 
Deckung der Prozeß» und Erefutiongkoften ausbebingen, die anläßlich 
der Hereinbringung rüdftändiger Meliorattonsrentenbeträge auflaufen. 

Das ftatthafte Höchſtausmaß diejer Kaution wird im Verordnungs⸗ 
wege beftimmt. 

83. Die Nüslichleit des Meliorationsunternehmens, bie Höhe der 
zu deſſen Ausführung erforderlichen Koften und, fofern bie Darlehens- 
fumme das Zehnfache des Kataftralreineritrages überfteigt, der von dem 
Meltorationsunternehmen zu erwartende Wertzuwachs (8 2, 3. 2 bis 4) 
ift zunächſt im Verwaltungswege feftzuftellen. Auf Grund biefer Feſt⸗ 
ftellung Hat das Gericht nötigenfalls nad; Einvernehmung der Hypothekar⸗ 
gläubiger zu entjcheiden, ob die vereinbarten Darlehensbedingungen in 
allen Punkten den Anforderungen bes 8 2 entiprechen. 

Zu dieſem Zwecke muß dem Einverleibungsgefuche nebft einer Aus» 
fertigung des Darlehensvertrages, wenn die Alten über das voraus⸗ 
gegangene Verwaltungsverfahren nit von Amts wegen dem Gerichte 
überjendet wurden, ein behörbliches Zeugnis über die im Verwaltungs⸗ 
wege feitgeftellten Umftände beiliegen. Wegen ber für die Ermittlung 
der Beleihungsgrenze mefentlihen KRataftraldaten hat das Gericht Die 
amtliche Auskunft des Steueramtes einzuholen. 

Das gemäß Abſ. 1 der Einverleibungsbemwilligung vorausgehende 
gerichtliche Verfahren Hat fi) nad) den allgemeinen Anorbnungen bes 
kaiſerlichen Patentes dv. 9. Auguftz1854.RNGB. Nr._208, Fu „richten. 
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Für die Bewilligung und den Vollzug der Einverleibung gelten die 
Beitimmungen des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes v. 25. Juli 1871, RGB. 
Nr. 95. Bon der Bewilligung der Einverleibung einer Meliorationsrente 
find auch fämtliche Berfonen, für die an dem zu ameliorierenden Grund- 
ftüde ältere dingliche Rechte haften, nad) Vorſchrift des 8 124 des all- 
gemeinen Grundbuchsgeſetzes v. 25. Juli 1871, RGB. Nr. 95, von 
Amt? wegen zu verftändigen. 

8 4. Die Auszahlung des Darlehens, für das eine Meliorationg- 
tente im öffentlichen Buch eingetragen wird, hat nad) Maßgabe des 
Fortſchreitens der Meliorationsarbeiten zu erfolgen. Die Darlehens- 
fumme darf nur zur Ausführung des Unternehmens verwendet erden, 
für welches das Darlehen bewilligt wurde. Der Eigentümer de3 mit 
der Rente belafteten Grundftüdes darf die planmäßige Ausführung der 
Meliorationsarbeiten nicht verzögern, bat dieſelben zmedentiprechend 
durchzuführen und die ausgeführten Meliorationzanlagen für die Dauer 
der Rentenpflicht im guten Zuftande zu erhalten. 

Die Erfüllung diefer Verpflichtungen ift zu überwachen, und find 
die näheren Beftimmungen in Betreff eines entfprechenden Üüberwachungs⸗ 
bienfte8 vom Aderbauminifterium im Verordnungswege zu treffen. 
Hiebei kann, injofern die Melivrationsarbeiten unter der Leitung eines 
Zandesmeliorationdbureaus erfolgen, diefem felbft die Beitätigung der 
planmäßigen Verwendung des gewährten Meliorationsdarlehens, Die 
Ausftelung der zur Behebung ber Darlehensraten erforderlihen An— 
mweifungen und endlich die Kollaudierung der jeweils vollendeten Ur- 
beiten und Anlagen überlafien werben. 

Die Koften der Überwachung find, fofern für dieſelben nicht in 
anderer Weiſe vorgeforgt ift, von dem jeweiligen Eigentümer bes mit 
ber Rente belafteten Grundftüdes zu zahlen und nötigenfall3 von dem- 
feiben im politiſchen Zwangswege einzubeben. 

Die Beltimmungen dieſes Paragraphen gelten auch im Falle der 
Verpachtung des Grundftüdes. 

%5. Behufs Hereinbringung der rüdftändigen Meliorationsrenten 
tann lediglich in den Grundbuchskörper Exekution geführt werden, auf 
dem bie Rente pfandrechtlich fichergeftelt ijt; eine Exekution in 
fonftige Bermögensobjelte findet deshalb nicht ftatt. *) 

Wird das für die Meliorationsrente haftende Grundftüd während 
der Ausführung ober nad) der Vollendung der Meliorationgarbeiten aus 
freier Hand veräußert oder zur Zwangsverſteigerung gebracht, fo gehen 
die durch die Gewährung des Meliorationsdarleheng für den früheren 
Eigentümer begründeten Rechte und Pflichten von Recht? wegen auf den 
neuen Erwerber des Grundftüdes über; gegenteilige Vereinbarungen, 
insbefondere auch zumiderlaufende Beftimmungen der Verfteigerungsbedir:.- 
gungen find unwirkſam. **) 

Eine vor der Bmwangsverfteigerung erfolgte Kündigung des Dar- 

lehens (8 2, 3. 5) verliert mit der Erteilung des BZufchlages von felbit 


+), Ausnahme von $ 14 ED. 
**) Bergl. 8 150 ED. 
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ihre Wirkung, fall das Darlehen bis dahin noch nicht zurfidgezahlt 
worden ift. 

86. Das gemäß 8 1 der Meliorationsrente erworbene Vorzugs⸗ 
tet Tommt im Falle einer Bmwangsverfteigerung des Pfanbobjeltes 
lediglich den jeweils nicht länger als drei Jahre rüdjtändigen Renten⸗ 
beträgen zu, fowie den etwaigen Verwaltungs⸗ (Regie-) Beiträgen und 
der für Prozeß: und Erefutionstoften beftellten Kaution. 

Hievon tritt nur infofern eine Yusnahme ein, als dieſe rüdftändigen 
Reiftungen bet einer nad) Vollendung der Meliorationsarbeiten erfolgten 
Bmangsverfteigerung den durch das Meliorationsunternehmen nachweis- 
lich erzielten Mehrwert der verfteigerten Liegenfchaft überfchreiten. 
Solchenfalls ift auf Untrag einer derjenigen Perſonen, für die fchon 
vor Eintragung der Melivrationdrente an dem Grundftüde dinglicdhe 
Rechte und Laften begründet worden waren, das Vorzugsrecht der 
Meliorationsrente auf einen dem tatſächlichen Wertzuwachs gleichen Be- 
trag des Erlöfes zu beichränfen. 

87. Sollte der Grundeigentümer oder der Pächter während der 
Dauer ber Rentenpfliht die planmäßige Ausführung der Meliorations- 
arbeiten nach deren Beginn ohne genügende Urfache einftellen, verzögern, 
zwedwidrig durchführen oder die Erhaltung der ausgeführten Melio- 
tationdanlagen vernadläffigen, fo tit vom Gerichte auf Anfuchen bie 
Zwangsverwaltung (Sequeftration) des zu ameliorierenden Grundſtückes 
zu dem Zwecke zu beiwilligen, damit die begonnenen Meliorationdarbeiten 
unter Leitung des Zwangsverwalters vollendet oder die erforderlichen 
Wiederherftellungen und Ausbeflerungen auf Koften des Grundeigen- 
tümers ausgeführt werden.*) 

Die Zwangsverwaltung zu begehren, fteht ſowohl den Yonden und 
Kreditinftituten, welche das Darlehen gewährt haben, wie den nadh 8 4 
zur Überwachung berufenen Organen und den auf dem Grundftüde ein- 
getragenen Hypothelargläubigern zu. 

Bor Entjheidung über den Antrag auf Zwangsverwaltung hat das 
Geriht den Grundeigentümer oder Pächter fowie die Meliorationg- 
überwachungsorgane, eventuell auch Sacjverftändige einzudernehmen. 
Bei Gefahr im Berzuge kann eine vorläufige Bervilligung ber Zwangs⸗ 
verwaltung auch ohne diefe Einvernehmung erfolgen. 

8 8. Wenn Naturereigniffe die planmäßige Ausführung und 
Vollendung der begonnenen Meliorationsarbeiten unmöglid) machen oder 
Doch den aus dem Melivrationdunternehmen erwarteten landwirtichaft- 
lihen Nutzen ausſchließen oder erheblich ſchmälern, jo find die Melio- 
tationsarbeiten ſowie die auf Abſchlag des Meliorationsdarlehens ftatt- 
findenden Zahlungen ohne Aufſchub einzuftellen. Dieſe Einftellung liegt 
ben nach 8 4 zur Überwachung berufenen Organen ob; fie Tann ins- 
befondere auch von den auf den Grundftüde eingetragenen Hypothelar- 
gläubigern beantragt werben. Gegen die Einftelung ber Melivrationz- 
arbeiten Tann innerhalb der unerftredbaren Yrift von vierzehn Tagen 





*) Zwangsverwaltung nicht im Stnne der Exekutionsordnung, fondern 
nemäß $ 19 Bat. v. 9. Auguft 1854, RGB. Nr. 208. 
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nah Erlaffung der Einftellungsverfügung von jedem Beteiligten bei 
Gericht Widerfprudy erhoben werden. Darüber hat das Gericht nad 
Anhörung bes Überwachungsorganes, des Grundeigentümerd und der 
jenigen Perſonen, für die ſchon vor Eintragung der Meliorationgsrente 
an dem Grundftüde Dinglide Rechte und Laſten begründet worden 
‚waren, fowie nötigenfall® nad) Einvernehmung des Landesmeliorationg- 
bureaus oder fonftiger Sachverſtändiger durch Beichluß zu entfcheiden ; 
der Beſchluß kann mitield Rekurs angefochten werben. 

Im Falle definitiver Einftelung der Meliorationsarbeiten erlifcht der 
Rentenanſpruch des Darlehendgeberd, und es fteht ihm lediglich ein An⸗ 
ſpruch auf Rüderfag der bis zur Einftelung ausgezahltn Darlehens» 
raten, abzüglich der in den verfallenen Melivrationsrenten zur Tilgung 
des Darlehens ſchon abgeftatteten Beträge (8 2, 3.5) zu. Die fi) Hienad) 
ergebende Darlehensfumme ift mit Höchften® vier Prozent zu verzinfen 
und gegen halbjährige Kündigung zurüdzuzahlen. 

Diefe Tarlehensfumme genießt das Vorzugsrecht ber Meliorations- 
rente, foweit der Durch die Meliorationsarbeiten bewirkte Wertzuwachs 
reiht. 

"Für den vom Vorzugsrechte der Meliorationdrente ansgeichlofjenen 
Teil der Darlehensſumme beftimmt fich die bücherliche Rangordnung nach 
der Zeit der Eintragung der Melivrationsrente (8 29 GG.). 

89. Bu Erledigung der in den vorangehenden Paragraphen den 
Gerichten übertragenen Geſchäfte iſt ausfchließlich das Gericht zuftändig, 
bei dem fi bie hücherliche Einlage über dag zu ameliorierende Grund⸗ 
ſtück befindet. 

In Betreff der BZuftändigfeit zu der in 8 3 bezeichneten verwal⸗ 
tungsbehördlichen Feftftellung finden die Vorſchriften der Gefege über 
Benügung, Leitung und Abwehr der Gewäller mit der Maßgabe Un 
wendung, daB gegen diefe Feſtſtellung der erſten Inftanz eine Berufung 
nicht ftatthaft ift. 

8 10. Die Beftimmungen des gegenwärtigen Gefebes über grund- 
bücherlidde Eintragungen und deren Wirkungen find aud) dort finngemäß 
anzumenden, wo Verfachbücher beftehen. 

8 11. Schuldſcheine und PBerträge über im Sinne des gegen- 
wärtigen Geſetzes erteilte Meltorationdbarlehen, ferner Empjangsbeftäti- 
gungen der Fonds⸗ und Sreditinftitute über bezahlte Rentenbeträge, end- 
lih Eintragungen des Pfandrechtes für Meliorationsrenten find ftempel- 
und gebührenfrei. 

Die für Meliorationdzwede benötigten Kataftralmappen find zum 
ermäßigten Breife abzugeben. Das Ausmaß diefer Breisermäßigung wird 
im Verordnungswege beitimmt. 

812. Mit dem Bollzuge diejes Geſetzes und mit der Erlaffung 
aller zu deilen Durchführung erforderlihen Berordnungen find Meine 
Minifter des Innern, der Juftiz, des Aderbaues und der Finanzen ber 
auftragt. 
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Berordunnug Der Minikterien für Ackerban, Des Innern, der 
Inſtiz und Ber FJinanzen dom 209. April 1897, NER. Nr. 111, 


womit Durhführungsbeftimmungenzudem Geſetze v. 6. Juli 

1896, REOB. Nr. 144, über die zum Zwecke der Bodenverbeſſe— 

tung aufgenommenen Darlehen (Melivorationddarlehen) 
erlaffen werden. 


Im Sinne des 8 2, Punkt 7 und 8, bes 8 3, Abſ. 1, und bes 8 4 
des Gef. v. 6. Juli 1896 über bie zum Zwecke der Bodenverbeflerung 
aufgenommenen Darlehen (Meltorationsbarlehen) werben nachitehende 
Anordnungen getroffen: 

A. u 82, Buntt 7 des Geſetzes. 81 Das Höchſtausmaß 
bes Regiebeitrages wird mit */, Prozent bes jeweils noch aushaftenden 
Darlehensfapitales feftgejeßt. Bet einem Darlehen von über 50 000 fl. Hat 
jedoch der dieſen Betrag überfteigenbe Teil des Darlehens für bic Be- 
meflung des Regtebeitrages außer Betracht zu bleiben. 

Der bienad) während der Dauer der Rentenpflicht an Negtebeiträgen 
zu leiftende Gefamtbetrag iſt zwar bei Beurteilung bed Berhältnifies 
zwiichen dem von dem Meliorationsunternehmen zu erwartenden Nutzen 
und den aufzumwendenben Koſten (3 2, Buntt 2 des Gef.) zu berüdfichtigen, 
jedoch in bie Koften, welche gemäß 8 2, Punkt 3 des Gef. das zuläffige 
Höchſtmaß des Darlehens beftimmen, nicht einzubeziehen. 

B. Bu 8 2, Buntt 8 des Geſetzes. 8%. Die Kaution für all» 
fällige Prozeß⸗ und Exekutionskoſten darf bei Darlehen bis einfchließlich 
10.000 fi. 10°/,, bet höheren Darlehen 5°/, jener Summe nicht überfteigen, 
welche dem dreifachen Betrage der nad) Buzählung des ganzen Darlehens 
und nad Eintritt der vollftändigen (nicht im Sinne des $ 2, Punkt 5, 
Abſ. 4 des Gef. beichräntten) Rentenpflicht für ein Jahr zu leiſtenden 
Meliorationsrente entipricht. 

C. Zu 8 3 des Geſetzes. 8 3. Hinfichtlih der Zuſtändigkeit 
zur Seftftellung der Nüslichtett des Meltorationsunternehmeng, der zu 
feiner Ausführung erforderlichen Koften und eventuell des von dem 
Unternehmen zu erwartenden Wertzuwachſes (8 8, Abf. 1 des ef.) iſt 
die Anordnung des 8 9, Abſ. 2 des Gef. maßgebend, und zwar aud) 
in dem Falle, wenn für die Durchführung des Unternehmen? eine be⸗ 
Hördlihe Bewilligung im Sinne ber Wafjerrechtögefebe nicht erforderlich 
fein follte. 

8 4. Die Einleitung bes auf diefe Feftftelung abzielenden Verfahrens 
erfolgt über Einfchreiten des Darlehenswerbers. 

Derjelbe hat ſeinem Geſuche alle jene Behelfe beizugeben, welche zur 
Beurteilung der gemäß 8 3, Abſ. 1, des Gefebes im Verwaltungswege 
zu enticheidenden ragen erforderlich find. Insbeſondere hat derfelbe die 
mit dem Darlehensgeber Hinfichtlich der Verzinfung und Tilgung bes 
Darlehens, dann der Negiebeiträge (8 2, Punkt 7, des Gef.) vorläufig 
getroffenen Vereinbarungen vorzulegen und in den Voranſchlag auch die 
Beträge einzubeziehen, welche allenfalls zur Entfchädigung anderer Grund⸗ 
eigentümer oder Wafferberechtigter erforderlich find. 
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Der zuftändigen politiſchen Behörde fteht e3 frei, dem Geſuchſteller 
allenfalls notwendig ericheinende Ergänzungen feines Einfchreitens und 
ber beigegebenen Behelfe abzuverlangen. 


8 5. Über das im Sinne des Borftehenden infteuierte Geſuch hat 
die zuftändige politiiche Behörde das beabfichtigte Unternehmen unter 
Beiziehung von Sachverſtändigen und zwar nötigenfall® an Ort und 
Stelle zu prüfen und Hiebei auch die feinerzeitige Überwachung des Un- 
ternehmen? nad) den näheren Beſtimmungen des folgenden Abjchnittes 
zu regeln. 


Zu diejer Verhandlung find der Darlehenswerber und Darlehens- 
neber, fowte die Beteiligten an den oben (8 4) erwähnten Entſchädi⸗ 
gungsfragen vorzuladben und finden auf biefe Verhandlung die Beftim- 
mungen der Waflerrechtögejehe Über die aus Anlaß von Gefuchen um 
Bewilligung von Anlagen zur Benügung, Leitung und Abwehr der 
Gemäfler zu pflegenden Tommijfionellen Verhandlungen finngemäße An⸗ 
wendung. 


8 6. Auf Grund der gepflogenen Erhebung und Verhandlung Hat 
fodann die politifche Behörde dem Darlehenswerber eine Erledigung zu- 
kommen zu lafien, in welcher feitzuftellen ift, 06 von dem Meliorations- 
unternehmen ein den Gefamtaufwand (Koften der Ausführung des Unter- 
nehmens, Zinſen des Darlehenskapitals, Regiebeiträge, Koften der Über- 
wachung) überjteigender landwirtichaftlicher Nuten für das betreffende 
Grundftüd zu erwarten fei, und, im Falle des 8 2, P. 4 des Gejebes, wie 
viel der zu erwartende Wertzuwachs betragen werde. 


87. Der Darlehenswerber kanu da3 Verlangen ftellen, daß bie 
gemäß 8 3, Ubf. 1, des Geſetzes der politiichen Behörde obliegende, im 
voritehenden (88 5, 6) näher geregelte Feſtſtellung mit dem zur Durd)- 
führung des Meltorationsunternehmens etwa erforberlidhen waſſerrecht⸗ 
lichen erfahren verbunden werde. 


Anberjeits kann auch die zuftändige polittiche Behörde, foferne die im 
883, Abſ. 1, des Geſetzes bezeichneten Momente vor Durchführung des 
waſſerrechtlichen Verfahrens nicht mit Sicherheit feftgeftellt werden können, 
diefe Feftftellung erft nach Rechtskraft der maflerrechtlichen Entjcheidung 
eintreten laſſen. 


D. Bu 8 4 des Geſetzes. 88, Die Überwachung der Aus- 
führung der Meltorationsarbeiten und ihrer Erhaltung während ber 
Dauer der Rentenpflicht ift feitens ber politiichen Behörde bei Durch⸗ 
führung der im Sinne des $ 3, Abf. 1, be Geſetzes, beziehungsweiſe 
der oben sub C. getroffenen Beftimmungen ftattfindenden Verfahrens für 
den Fall des Zuſtandekommens des Darlehensvertrages zu regeln. 

Bu diefem Behufe find bet der im Zuge jenes Verfahrens zu pflegen 
den Tommiffionellen Verhandlung die von Amts wegen beigezogenen Sach⸗ 
verftändigen auch über die die Überwachung betreffenden Anträge der 
Parteien, beziehungsweife Über die von Amts wegen zu treffenden Ber- 
fügungen einzuvernehmen und tft ſohin in der feiten® der politifchen 
Behörde zu treffenden Entſcheidung auch jezufegen, in welcher Weife der 
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Überwachhungsbienft, — mit dem and) die Wusftellung der zur Behebung 
der Darlehensraten erforderlichen Anmwelfungen und die Brüfung ber 
Baurechnungen zu vereinigen tft, — im alle des Zuſtandekommens des 
Darlehensvertrages durchgeführt werben foll. 


8 9. Wenn feitens des Staates, ded Landes, eines Landeskultur⸗ 
rates oder einer Zandwirtfchaftsgefellichaft geeignete Organe für die Über⸗ 
wachung der Meliorationsarbeiten oder ihrer Erhaltung unentgeltlich 
zur Verfügung geftellt werden, find bei der nad) $ 8 vorzunehmenden 
Regelung diefe Organe mit der Überwachung zu betrauen. 

Iſt eine unentgeltliche Durchführung des Überwachungsdienſtes nicht 
tunlich, fo tft darauf Bedacht zu nehmen, dab die dem Darlehensnehmer 
aus der Überwachung erwachſenden Koften möglichſt verringert werden 
und daß berjelbe in die Lage gejebt werde, die ihn dadurch treffende Be- 
laftung noch vor dem Eingehen des Darlehensvertrages tunlichft genau 
ermefjen zu lönnen. 


Bu diefem VBehufe ift zunächſt daran feitzuhalten, daß, wenn bie 
Ausführung der Arbeiten unter Leitung eine Landesmeliorationsbu⸗ 
reaus erfolgt, von der Einrichtung eines anberweitigen Überwachungs⸗ 
dienfte® während der Ausführungsperiode abzufehen fein wird, und 
daß außer diefem Falle die Überwachung der Ausführung und Erhal⸗ 
tung, foferne diefelbe ohne Schädigung ihres Zweckes nicht auf billigere 
Weife gefichert werden kann, den nädjitgelegenen k. k. Baubezirke zu 
übertragen ift. 


8 10. Weiters ift in der von ber politifchen Behörde zu treffenden 
Entiheidung auf Grund bes Gutachten? der Sachverftändigen zu be— 
ftimmen, in welden Terminen und unter welchen befonderen Boraus- 
fegungen (Eintritt von Hochwäſſern u. dgl.) eine Reviſion jeitend des 
Überwachjungsorganes während der Ausführungsperiode und nach Ablauf 
derfelben ftattzufinden hat und wie hoch ſich demnach die vorausfichtlichen 
Jahreskoſten der Überwachung während der Ausführung, beziehungsweiſe 
während der Tauer der Rentenpflicht belaufen werben. 


8 11. Wird die laut 8 10 prälimtnierte Koftenfumme in einem oder 
dem anderen Jahre überfchritten, fo hat die zuftändige politifche Behörde 
über Anfuchen des Bahlungspflichtigen die Überfchreitung zu prüfen und 
eventuell durch entiprechende Wetfungen an die Überwachungsorgane ober 
nötigenfall3 durd) geeignete Abänderung der biöherigen Einrichtung für 
die Zukunft die erforderliche Abhilfe zu treffen. 


8 12. Eine Änderung des Überwachungsdienftes hat bie zuftändige 
politifche Behörde während der Ausführung der Meliorationsarbeiten 
oder der Dauer der Nentenpfliht auch von Amts wegen einzuleiten, 
wenn es fich zeigt, daß bie bieherige Einrichtung dem gejeglichen Zwecke 
des Überwachungsdienſtes nicht entfpricht, oder daß derſelbe auch auf 
billigere Weife fichergeftellt werben Tann. Die neuerliche Regelung bes 
UÜberwachungsdienſtes tft in derartigen Fällen unter finngemäßer Anwen⸗ 
dung der in den vorftehenden 88 9 und 10 aufgeftellten Grundſätze jofort 
durchzuführen. 
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E. Shlußbeftimmungen. 813. Gegen die von ben politiichen 
Behörden erfter Inftanz in Ausführung des 8 8 des Meliorationsdarlehens⸗ 
geſetzes, beziehungsweiſe der bezüglichen Beftimmungen diefer Verordnung 
getroffenen Foſtſtellungen ift eine Berufung, laut $ 9, Abſ. 2, des eben 
berufenen Geſetzes, nicht ftatthaft. 

8 14. Die den politiichen Behörden auf Grund ber Waſſerrechte⸗ 
gefege etwa zuftehende Kollaubierung der ausgeführten Meliorations- 
arbeiten wird durch die Einrihtung des durch dad Meliorationsdar⸗ 
lehensgeſetz geforderten überwachungsdienſtes nicht berührt, doch ift Die- 
felde foweit als tunlid) mit der Durchführung dieſes Dienfte zu ver» 
einigen. 
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Berpflichteten bei NBerfteigerung 
200, 8..4. 

— der Zahlung bei Verfteigerung 
beweglicher Sachen 282. 

Unbot, bindende Wirkung 180, 185. 

— Wirkung bei Berfteigerung be- 
weglicher Sachen 278. 

— Brotofollierung 194. 

— Berhinderung von, beim Ber- 
jteigerungstermine 177. 

— Burüdweijung 180. 

Anbringung des Antrages auf 
Zwangsverwaltung, Privrität104. 

Anderweitige Verwertung einer 
Geldforderung 817. 

Audrohung des Berlaufes von be- 
wegliden Sachen anläßlich der 
Räumung 849. 

— von Zwangsmitteln behufs Er- 
zwingung unvertretbarer Hand⸗ 
lungen 354. 

Unerlenntuisnrteile, E. zur 
Sicherſtellung 371. 

Aufechtung des Exekutionstitels 
39, 3. 1, Anm. 

— ber Erſteherrechte 189. 

— des Verteilungsbeſchluſſes 234. 

Unfehtungstlage, Anmerkg.XIII, 
8. 8. 

Aufechtungsprozeßz, einſtweilige 
Verfügungen im 390. 

Angabe ber auszahlenden Kalle 295. 
— des Schuldbetrage® bei Antrag 
auf einftiweil. Verfügung 389. 
Angaben im Erelutionsantrag 54. 
Unglosöfterreihiihe Bant, Pri- 

vilegien IV. 

Aubaltung als Sicherungsmittel 
386. 

Anheftung bes Edikts 71. 

Anhörung ber Anweſenden 185. 
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Anlegung des Dedungstapitales 
für Dienftbarleiten u. dgl. 225. 
— des Dedungslapitales für Nenten 
n. dgl. 219. 

— zinstragende, eines Meiftbot3- 
anteiles 221. 

— — bei Kautionshypotheken 224. 

— — von Barbeträgen 77, Teine 
Haftung XXIII. 

Anmelden, Exekution auf 16, 
Anm. 2. 

— von Erfzindierungsanfprüchen zum 
Berfteigerungstermin 170. 

Anmeldung ber Anſprüche bei 
Verteilung d. Ertragsüberſchüſſe 
127. 

— Aufforderung durch Edikt 145. 

— Friſt bei Verfteigerung in Ber- 
fahhbuchländern XVI, Vdg. 8 11. 

— zur Meiftbotöverteilung 210, 211. 

— der Mietzinsforderungen 283. 

— der Rangordnung 211. 

— der Steuern zum Berfteigerungs- 
termin 172, 184 Anm. a. 

— von Berzugdzinfen Öffentlicher Ab- 
gaben zum Meiftbot 216, Anm.11. 

— im Berfteigerungdverfahren in 
Verfachbuchländern XVI Vdg. 820. 

— zur Verteilung des Verſteigerungs⸗ 
erlöfes bewegl. Sachen 285. 

Anmeldungen und Erllärungen 
zum Berfteigerungstermine 171. 

— zur Meifibotöverteilung, Grund- 
lage für Entſcheidung 214. 

Anmeldungspflicht der Gläubiger, 
Zwangsverwaltung 127. 


Aumerlung der Anfechtungsflage 


XIII, 8. 8. 

— der Auflündigung einer Hypothe⸗ 
tarforderung XIII, 8. 7, 322. 
— ber Einleitung des Berfteigerung3- 
verfuhreng 134, 135, 139, 239. 
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Anmerkung der Einleitung des 
Berfteigerungsverfahrend, Mittei- 
lung zur Gebührenbemefjung 98. 

— der erelutiven Verfteigerung 
XXVI. 

— der Hypothekarklage XIII, 8.7, 
322. 

— der Löſchung nad) Einftellung des 
Berfteigerungsverfahrens 207. 

— der Löſchungsklage 220. 

— des Pfandrechtes auf früheren 
Pfaͤndungsprotokoll 257, 300. 

— der pfandweiſen Befchreibung auf 
vorgefundenen Urkunden 93. 

— einer jpäteren Pfändung auf dem 
Beichreibungsprotofolle 94. 

— des GStreiteg XII, 8. 7. 

— des Streites oder der Löſchungs⸗ 
Tage 220. 

— der Übernahmäverfagung 200, 
3.1, Unm. a. 

— der Überweifung zur Einziehung 
322, 333. 

— des Beräußerungs- und Be- 
laftungsverbotes 148, 149, 884. 
— der Perfteigerung im Befchreie 

bungsprototolle 188, 139. 

— des PVerfteigerungstermineg 173. 

— de Verzichtes auf Überweifung 
zur Einziehung auf Urkunden 311. 

— der Bollftreddarteit 89. 

- der Bollitredbarfeit bei bücherlid) 
fichergeftellten Forderungen 320. 

— des Bufchlages 183, XXVI. 

— der: Zufchlaggerteilung — Er- 
gänzung der Buchauszüge big zur 
214, Löſchung 2337. 

— der Zuſchlagsverſagung 186. 

— des Bufchlages nach Überbots⸗ 
annahme 199. 

— auf Urkunden zur ſymboliſchen 
Übergabe 348. 


Anmerkung — Anſpruchsſtundung. 


Unmertung der Zubehörsbeſchrei⸗ 
bung auf früherem Protokolle 112. 

— der Biwangsverwaltung 98. 

— — Mitteilung zur Gebührende- 
mefiung 98. 

— der Zwangsverwaltung auf Pfän- 
dungsprototoll 102. 

— der Zwangsverwaltung im Han- 
belöregifter 842. 

— der Bimangsverwaltung, Vöſchung 
129, 180. 

— der Zwangsverwaltung u Zwangs⸗ 
verſteigerung, Wirkung beim Ab⸗ 
leben des Verpflichteten 34. 

Aumerkungen in Berfahbud- 
ländern XVI. 

— des Verſteigerungsverfahrens, 
Löſchung 207, 287. 

Aunnahme zu Gericht des Exe⸗ 
kutionsprotołolles 61. 

— des Überbotes 198. 

Auunitäten 120, 201, XXVIII. 

Anorduungen in Betreff verwahr⸗ 
ter Sachen 401. 

Anpaſſung des Exekut ionsbegehrens 
an die neuen Vorſchriften XXVI. 

Anrechnung einer Forderung, er- 
folgreicher Widerfpiuch gegen 335. 

Anſchlag an der Cerichtstafel 233, 
48, 95, 170, 188, 199, 209. 

— an der Gerichtätafel, Ebilt 71. 

Anſfpruch berichtigt oder aberfannt 
208. 

— Bezeihnung im bewilligenden 
Beichluß 68. 

— auf Einräumung ober Aufhebung 
eines bücherlichen Rechtes 350. 

— Einwendungen gegen 35. 

— auf Herausgabe einer beweglichen 
Sache 327, einer unbeweglichen 
Sache 828. 

Unipruhsftundung 35. 











Anitalten — Anzeige. 


Anftalten unter Uufficht der Landes⸗ 
verwaltung 147. 

— gemeinnüßige, Verfteigerung einer 
Riegenichaft 172. 

— öffentliche und gemeinnüßige 15, 
39, 8. 4. 

— dem Öffentl. Verkehr dienende 28. 

— unter ftaatlicher Aufficht 147,172. 

— für Unterhalt u. Benfion 291. 


— Rreditgefchäfte betreibende, Exe: 


kutionsprivilegien V. 

— Erefutionsprivilegien IV. 

— zur Übernahme von Piandftüden 
in Verwahrung 259. 

Anftändige Kleidung 251, 8. 5. 

Anteil an Liegenfchaft, exekutives 
Pfandrecht 87 ff. 

— eines Bergwerkes, Exekution auf 
249. 

Antrag auf Abänderung der Ber» 
fteigerungsbedingungen 163. 

— anf Auffchiebung des Verfteige- 
tungsverfahrend 202. 

— auf Bewilligung des Verkaufeg 
beim Erefutionsgericht zu ftellen 
264. 

— auf Einleitung des Verſteige⸗ 
rungsverfahren? nad) mißlungener 
Berfteigerung 151. 

— auf einftweilige Verfügungen 89. 

— auf Ernennung eine? anderen 
Verwalters 108. 

— auf Erefutionzbewilligung, Er⸗ 
fordernifje 54. 

— auf E. auf Grund ausländifcher 
Erelutiongtitel 82. 

— aufPfandredhtseinverleibung hin- 
fichtlich bücherl. ficherg. Sorderung 
320. 

— auf Pfändung der Forderung und 
auf Auftrag an den Drittfchuldner 
zur Erklärung 301. 


Gef. Slg. VI, 3. 





Exekutionsordnung. 
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Antrag auf Tagſatzung zur Meiſt⸗ 
botöverteilung 209. 

— aufüberweifung, Verbindung mit 
Antrag auf Pfändung 303. 

— auf vorläufige Feftitelung des 
Laftenftandes 164. 

— auf Bmwangäverfteigerung 133. 

— beim Berfteigerungstermin, Ent» 
fcheidung über 177. 

— Präjumtion der Zuftimmung 56. 

— Bräflufion 57. 

— Brotofolierung 59. 

Auwaltszwang 52. 

Anweifende Behörde, Prioritäts- 
begründung 300. 

— — bei der Staatseiſenbahnver⸗ 
waltung 295. 

— — Zuſtellung des Bahlungsver- 
botes 295, 300. 

Anweifung zur Behebung des Ver⸗ 
fteigerungßerlöfes 287. 

— ungültig Hinfichtlic) erefutiongs 
freier Forderungen 293. 

Anweilungen, Taufmännifche, 
Pfändung 296, 297, 319, 401. 

— über die Gejchäftsführung des 
Verwalters 109. 

Anwendbarkeit der Zwangsver⸗ 
waltung 97. 

Anwendung der Zivilprozeßord⸗ 
nung 78. 

Auweſenheit der Beteiligten bei 
Erefutionshandlungen 32. 

— gleichzeitige, der einzunernehmen- 
den Berfonen 55. 

Anzeige in den öffentlichen Blät⸗ 
tern 342. 

— von der Erefution an Militär- 
tommando 29, 31. 

— der Unzuläffigfeit der Erefution 39. 

— wegen Unzuläffigfeit der Pfän- 
dung einer Forderung 295. 


44 
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Unzeige von Berhaftung 362. 

— fiber Zuſammenfaſſung oder Über- 
tragung der Egelution 21, 22. 

Upotbelergeräte 251, 8. 9. 

Approvifionierungstaflen 290, 
8. 3. 

Arbeiter bei Bergbauen 246. 

— bei Regiebauten und Hilfsan- 
ftalten der Etfenbahnen IX, 8.10. 

— Erekutiunsfreiheit von Sparein- 
lagen 291. 

— Unfallverfiherungsanftalten, Exe⸗ 
tutionsfreiheit der Anfprüche gegen 
1X, 8. 12. 

— slinfallverfiherungs-Schieböge- 
richte, Exekution 1, 3. 16. 

Urbeitss oder BDienftverhältnis, 
Erelution auf Bezüge aus IX, 
8. 10. 

Arbeitsträfte für Übergabe von 
Liegenichaften 349. 

Arbeitsperbienft ber Sträflinge 
IX, 8. 10, &ef. 8 6. 

Arbeitspermittiungsanftalten, 
Erelution gegen 15, Vog. 8 2. 

Armenbehörde, Berftändigung von 
Delogierung 349, Anm. 4. 

Armenbezirke, Erelution gegen 15, 
Bpg. 8 1. 

Armenfond, Gelbitrafen fließen in 
859. 

Armenbänier, Exekution gegen 15, 
Boy. 8 2. 

Armenpflege, Unterjtübungen der 
der U. unterftehenden Perſonen 
290, 8.1. 

Armenreht im Exekutionsverfah⸗ 
ren 78. 

— Haftloften 866, Anm. 3. 

Arreſt fiche Haft. 

Art des Exekutionsvollzuges, Be⸗ 
ſchwerden gegen 68. 


| 


Anzeige — Aufhebung. 


Affeluransiummen 290. 

Aſſiſtenz zum Exekutionsvollzug 26. 

Aſhlhänſer, Exekution gegen 15, 
Bde. 8 2. 

Anfbewahrung der Pfandftüde, 
unverhältnismäßige Koften 273. 
Aufforderung zur Anmeldung der 
Steuern, Unterlaffung 184, 

Anm. a. 

— hinſichtlich Berichtigung der £y- 
potheken 184, Unm. a. 

— an Drittfchuldner zur Erflärung 
üder gepfändete Yorderung un— 
zuläffig 302. 

— zur Beibringung der Beweiſe 55. 

— zum Bieten 179, 278. 

— zur Fortjeßung des teilmetfe ein⸗ 
geftellten Verkaufsverfahrens 282. 

— zur Zahlung an den Verwalter 
110. 

Unfforderungen und Mitteilungen 
bei einer Erefutionshandlung 72. 

Anfhebende Tatſachen, Aniprucd 34. 

Aufhebung älterer Berfahrens- 
vorſchriften I. 

— bücderlicher Rechte 350. 

— von Dienftbarkeiten und Real⸗ 
lajten 227. 

— einfttveiliger Verfügungen 599, 
400. 

— dereinftweiligen Verfügung wegen 
nicht rechtzeitiger Klage 391. 

— der Exekution zur Sicherftellung 
376, 877. 

— der Erefutionsbemilligung. Ver⸗ 
ftändigung des Exekutionsgerich⸗ 
te3 70. 

— des Exekutionstitels 39, 8.1, 208. 

— einer Gemeinfhaft und Grenz⸗ 
berichtigung 351. 

— der Haft wegen Nichterlages der 
Vollzugskoſten 366. 


Aufhebung — Auffchiebung. 


Aufhebung ber Haft wegen Ge- 
fundheitsgefährdung 365. 

— der Überweifung wegen Verzöge- 
tung der Beitreibung 310. 

— vollgogener Exekutionsakte infolge 
Aufſchiebung 43. 

— der Überweifung einer Forde⸗ 
rung 314. 

— eines Überweifungsbefchluffes und 
anderweitige Verwertung 317. 

— des Zufchlages 157, 159, 160,199. 

— — infolge Überbotsannahme 199. 

Aufllärungen, Einholung von 
Amts wegen 55. 

— don der ausländifchen Behörde 82. 

— der Berpflichteten bei der Meift- 
bot3verteilung 212. 

— beim Berfteigerungstermin 178. 

Uuffündigung, Anmerkung 322. 

— einer Hppothelarforderung, An⸗ 
merfung XIII, 8. 7. 

Aufländisungen, außergericht- 
liche, Exekution 1, 8. 18. 

— gerichtliche, Erefutionstitel1, 3.4. 

Auflöfende Bedingung, Forde⸗ 
zungen unter 220. 

Auflöſung einer Handelsgeſell⸗ 


ſchaft, Exekution nach 11. 
Aufnahme der Verhandlung trotz 


Nichterſcheinens 56. 

— vorläufige, in Hausgemeinſchaft 
382, 3. 8. | 

Aufruf der Sache im Berfteige- 
tungdtermine 178. 

Aufſchiebende Bedingung 221. 

Anfſchiebuug der Exekution 39, 42. 

— — auf Grund der Beftreitungg- 
Klage gegen Notariatsaft XVII. 

— — Differenzgeichäft oder Kartell 
XXIX. 

— — wegen Rekurs gegen Exeku⸗ 
tionsbewilligung 42, Anm. b. 


691 


Antihiebung der Exekution, Wir⸗ 
fung 48. 

— — Zuſtändigkeit 45. 

— der Schäßung 202. 

— des Verkaufsverfahrens bemeg- 
liher Sachen 282. 

— des Berfteigerungsverfahreng 
163, 200 bis 208. 

— der Berfteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung 201. 

— des BVerfteigerungsverfahrens, 
Fortſetzung durch andere Gläu⸗ 
biger 206. 

— — Wiederaufnahme 204. 

— der Verſteigerung beweglicher 
Sachen wegen Übernahmsantrag 
271. 

Anffhiebungsanträge, Einfluß 
auf Feſtſtellung der Verſteige⸗ 
rungsbedingungen 163. 

Aufſchreibebücher des Verwalters 
115. 

Aufſeher bei Bergbauen 246. 

Aufſicht, ſtaatliche, Vereine unter 
172. 

Aufſichtführender Richter 68. 

Auffichtsbehörde, Einvernehmen, 
Berfehrsanftalten 28. 

— einer unter ftaatlicher Aufficht 
ftehenden Anftalt 172. 

Aufträge an Bollftredungsorgane, 
kein abgejonderter Rekurs 66. 
Auftrag an Drittſchuldner zur Er⸗ 

Härung 301, 308. 

— zum Erlag des Meiftbotreftes 235. 

— zur Übergabe oder Übernahme 
des Beitandgegenitandes 1, 3. 4. 

— an WVollſtreckungsorgan 16, 
Anm. 7. 

Auftragwinrige Ausführung von 
Erefutionshandlungen 61. 

Auktionshallen 274. 
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Unsbleiben von münblicher Ver⸗ 
handlung oder &invernehmung 
66, 57. 

— von der Tagſatzung zur eiblichen 
Angabe 48. 

Unseinanderfeung, 
auf 838. 

— durd) Berfteigerung einer Liegen 
[haft 852. 

Auseinaunderſetzungsverfah⸗ 
ren, Einleitung 383. 

Ausfall am Meiftbote, Haftung für 
155, 278. 

Ausfertigung der Beichlüffe 64. 

— des Beichlufies über vorläufige 
Feftitellung des Laftenftandes 167. 

— — über Zuſchlag 183. 

— der Entſcheidung über Wider- 
iprud) gegen Bufchlag 185. 

-- ded Verſteigerungsediktes 171,172. 

— — über bewegliche Sachen 2372. 

— des Bufchlages nad) Überbots- 
annahme 199. 

Ausfolgung des Mehrempfanges 
bei Überweifung zur Einziehung 
312. 

— einer Sicherheit nach Aufhebung 
einer einitweiligen Verfügung 400. 

— einer Vermögensmaſſe 333. 

— der zugewiejenen Meijtbots- 
beträge gegen Quittung 236. 

— des Verfteigerungserlöfes gilt alg 
Zahlung des Berpflichteten 283. 
Ausführung der Aufträge duch 

die Vollftredungsorgane 25. 

— ber Exekution troß Rekurs 67. 

— Reihenfolge 68, Anm. 1. 

— des BVerteilungsbefchluffes 236. 

Ausgabenbelege, Borweifung bei 
Rechnungslegung 115. 

Ausgedinge, Anmeldung des Ent- 
ichädigungsbetrages 211. 


Anſpruch 


Ausbleiben — Ausländer. 


Unsgedinge, Bewertung in Ber- 
fteigerungöbedingungen 163, Ans 
merf. a. 

— Dedung für 216, 8. 4. 

— Erelutionsfreiheit 830. 

— dei der Meiftbotsverteilung 226. 

— Schäbung 144. 

— Übernahme durd) den Erfteher 
150. 

Ansgedingsleiftungen, unmittel- 
bare Berichtigung bei Zwangs⸗ 
verwaltung 120. 

Anstünfte aus dem Piändungs- 
tegifter 255. 

—- über überwiejene Forderung 306. 

Unslagen infolge der Einhebung 
der Koſten 76. 

— unmittelbare Berichtigung Durch 
den Berwalter 109, 120, 121, 159, 
241, 344. 

— des Berwalterd, Berichtigung 

113, 117, 124, 8. 1, 216. 
bei Bmangsverwaltung bes 

Fruchtgenußrechtes bes Vaters 336. 

Ausland XX. 

— Erefution auf im X. befindliches 
Vermögen 5, Anm. a. 

— Bollitredung im, Erelution zur 
Sicherftelung wegen Notwendig⸗ 
keit 370. 

— — Sicherung gegen die Notwen⸗ 
digkeit 881. 

Ausländiſche Behörden, Erfuchen 
an 69. 

— Erelutionstitel, Exekution auf 
Grund 79—86. 

— — Antrag auf Exekutionsbewilli⸗ 
gung 82. 

— Geldzeicdhen, Bewertung 261. 

— Gerichtsbehörbe 80, 82. 

— Beitungen, Ediltseinſchaltung 71. 

Ausländer XX. 








Ausmaß — Bargeldabrahme. 


Wusmak, Angabe bei pfandiweifer 
Beichreibung 92. 

Ausrufer 276. 

— darf nicht mitbieten 180. 

— Gebühren 24. 

AHusrufspreis bei Berfteigerung 
beweglicher Sachen 276, 277. 

— von außer Betrich geſetzten Berg⸗ 
bauen 245. 

— bei Berfteigerung von Geldfor- 
derungen 318. 

Ausſchließzliche Gerichtzftände 51. 

Ausſchlußz des Verpflichteten vom 
Mitbieten 180. 

Außer Betrieb befindlicher Berg⸗ 
bau 245. 

Außerhalb einer Zagfabung ge- 
faßte Beichlüffe 64. 

Autzergerichtliche Aufkündigun- 
gen, Exekution 1, 8. 18. 

Unberordentliher Reviſions⸗ 
rekurs 65. 

Uußerftreitige Sachen, Exekution 
in 1, 8. 6. 

— Verfügungen, 
Sicherſtellung 370. 

Autzerſtreitiges Verfahren, Exe⸗ 
kution von Amts wegen XIII, 8.3. 

Uußerung abfordern 21, 22. 

— Frift zur 56. 

— über die Erflärung anderer ein- 
vernommtener Perfonen 55. 

Uukerungen, fchriftliche 53. 

Ansfihtsiofigfeit der Exekution 
39, 8. 8. 

— der Bwangdverwaltung 129. 

Ausübung des Dienftes, Perſonen 
der bewaffneten Macht und Gen- 
Darmerie, befindlich in 29. 

— des Wahlrechtes des Verpflich⸗ 
teten hinfichtlich der Leiſtung 12, 
3, 8.7. 


Erefution zur 
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Auswahl der zu pfändenden Gegen⸗ 
ſtände 253, Anm. 2. 

Auswärtige Behörden, Erkennt⸗ 
niſſe und Vergleiche, Exekution 
auf Grund 80. 

Auszahlung fälliger Geldforde⸗ 
rungen, Siſtierung 295. 

— überwiejener Forderungen gegen 
das Ärar 295, Vdg. 8 7. 

Auszug aus dem Katafter 90. 

— — Beiſchaffung zur Schägung 140. 

— aus dem Grundbuch 136. 

— — — — Beilhaffung zur VBer- 
teilungstagfagung 128. 

— aus dem Liquibierungsprototoll 
im Konkursverfahren 1, 8. 7. 

— aus dem öffentlichen Buche, An⸗ 
trag auf Zwangsverfteigerung 133. 

— aus Berleifungd- und Konzef- 
ſionsbuch 242. 

Auszugsrechte fiche Ausgebinge. 

Anszügler fiche Ausgebinge. 

Antbentila von Reliquien 250. 

Autorrechte fiche Urheberredite. 

Unancement, Pfändung der Be- 
züge 299. 


B. 


Baul, öſterr.⸗ungar., Exekution auf 
Werteffekten 296. 

Baukeinlagen, Pfändung 296, 297, 
319, 401. 

Baufkhaus, Verkauf durch 268, 
Anm. 8. 

Bantnoten, Exekution auf VII. 

Bantprivilegien IV. 

VBarbeträge, Anlegung 77. 

— fruchtbringende Unlegung, keine 
Haftung für Unterlaffung XXIII. 

Barerlag des Meiftbotes 152. 

Bargeldabnahme bei der Piän- 
dung 261. 
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Bargeld, Ausfolgung 261, Anm. 2. 

— Befreiung von der Exekution 
251, 8. 7, 8. 

— Erlag bei Überbot 196. 

— Berteilung 261. 

Barzahlung, Forderung ber 171. 

— durch den Erfteher, Belannigabe 
der Erflärungen über 178. 

— Berlauf gegen B. bei Verfteige- 
rung beweglicher Sadıen 278. 

— Burüdtreten von dem Verlangen 
"der 223. 

Bauſtellen, Schätzung 144, RCHOD. 
8 16 Anm. 

— Steuerſchätzwert 222, Bdg. 8 2. 

Banwerte auf Schiffen, Aufkündi⸗ 
gung des KBeltandvertrages 1, 
8. 4. 

— — Erelutiondgeridt 18, 3. 2. 

Bnumwert bei Gebäuden 144, Vdg. 
8 20. 

Banzuitand bei Schäbung 144, 
Big. $ 20. 

Beamte, Erelution gegen 251, 8.5. 

— Haft gegen 362. 

— der Gerichtskanzlei, Vollſtreckungs⸗ 
organe 24. 

Beamter, zu Verfteigerungen be⸗ 
fugter, Verkauf durch 268, 269. 
Bedingte Anſprüche, Exekutions⸗ 

bewilligung 7. 

— Forderungen, vorläufige Feſt— 
ſtellung des Laſtenſtandes 166. 
— — werden vom Erſteher nicht 

übernommen 171. 
— — Meiſtbotsverteilung 220, 221. 
— — Sicherung 378. 
Beeideter Schriftführer 59. 
Beeidigung der Schäßleute 144, 
Bdg. 8 4. 
Beendigung der Erelution, Koſten⸗ 
erjat 74. 


Bargeld — Begünftigungen. 


VBeerdigungslokten 290. 

— der GSträflinge 286. 

Beförderung, Piändung ber Be- 
züge 299. 

VBehreiung von Exelution 39, 3. 2, 
VII. 

— des Perſonalſchuldners bei Schuld⸗ 
übernahme durch den Erſteher 228. 

Befriedignug des betreibenden 
Gläubigers bei der Verteilung, 
Zwangsverwaltung 125. 

— — durch den Verpflichteten 200, 
8. 4 

— — durch Überweifungen an Zah⸗ 
lungsſtatt 316. 

— des Gläubigers nad) Vollzugs⸗ 
auftrag 46. 

— der Gläubiger trotz teilweiſer 
Einftelung 282. 

Befriedigungsſsrecht des betrei⸗ 
benden Gläubigers, Priorität 135. 

— — Vorrang vor 1%. 

— — bei Bwangdverwaltung 104. 

— hinſichtlich Zwangsverwaltung bei 
Zwangsverſteigerung 218. 

Befriftung des exekutiven Pfand⸗ 
rechtes 256, XXXVII. 

Befnguis zum Widerſpruch gegen 
Verteilung der Ertragsüberſchüſſe 
128. 

Befugniſſe des Verwalters 109 bis 
112. 

Beginn der Wirkſamkeit der Exe⸗ 
kutionsordnung 1. 

— des Erefutionsvollzuges 18, 8.2, 
83, 45, 258, 377. 

— der Berwaltungsbefugniffe 109. 

— der Berfteigerung 179. 

— des Berfteigerungstermines, Pro⸗ 
tofol 194, 8. 2. 

VBegünitisungen bei der Exekution 
IV, V. 





Dehältnifie — Bergbau. 


Behältniſſe, Durchſuchung 26. 

Behebung des Verteilungserlöſes 
287. 

Beilagen der Schriftſätze 53. 

Beiſchafſung der Grundbuchsaus⸗ 
züge zur Verteilungstagſatzung 
123. 

Beiſpiele für Verteilung der Er- 
traggüberjchüffe 122. 

— für Meiftbotsverteilung 209. 

Beitragsberechnung im Genoſſen⸗ 
ſchaftskonkurſe, Exekutionstitel 1, 
3.7. 

Beiträge zu den Bruderladen 241, 
246. 

Veitreibung der Anſprüche auf 
Herausgabe körperlicher Sachen 
326—329. 

— einer überwiejenen Forderung, 
Verzögerung 310. 

Beitretende Gläubiger, Zwangs⸗ 
verwaltung 103. 

— — Zwangsverſteigerung 139. 

— — Berlaufsverfahren, Rechte 267. 

Beitritt zur Exekution, Privilegien 
der Banken u. f. w. IV, 8.3, 
Übergangsbeftimmungen XXXIII. 

— Ültenbehandlung 139. 

— der Pfandgläubiger zu dem Pro- 
zeſſe über eine überwiefene For- 
derung 310. 

-- zu einem Berfauföverfahren 267. 

— zur Bivangsvermwaltung 103. 

— zur Zwangsverſteigerung 139. 

— von Gläubigern bei anhängigen 
Feilbietungen XXXLII. 

VBeisichung eines SC chäbmannes 
durch Gerichtskommiſſär 144, Vdg. 
818. 

Bekauntmachung der Einftellung 
oder Aufichiebung des Verfteige: 
rungsverfahren? 205. 
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Belanutmadung durch Edikt 71. 

— ber Berfteigerung bei Bergbauen 
242, 245. 

— — beweglidder Saden 272. 

— Bmwangdverwaltung von Handels⸗ 
unternehmungen 942. 

— — eines Unternehmens 312. 

— fiehe Edikt. 
Belaftung, Beſcheinigung über, 
Biwangsverfteigerung 133, 8. 2. 
Belafſtungsrechte bei Schäbung 
144, Vdg. 8 21. - 
Belaitungsperbot beweglicher 
Sachen als einftweilige Verfügung 
379, 3. 2, unbeweglicher Sachen 
882, 8. 6. 

— ftatt Badium 148, 149, 188, 199. 

Belehrung über Wideriprud) gegen 
Zuſchlag 182. 

— der Schäßleute 144, Bog. 8 8. 

Belohnung des Verwalter 113, 
117, 118. 

— — Berichtigung 124. 

Benachrichtigung fiche Verſtän— 
Digung. 

Berechnung des Exekutionsan⸗ 
ſpruches vor Pfändung 258, Anm.2. 

Berechtigung der Vollſtreckungs⸗ 
organe 25. 

Bergarbeiter 246. 

— Geding- und Schichtenlohn IX, 
8. 1. 

Bergbau außer Betrieb und un- 
fahrbar 245. 

— Ausrufspreis 245. 

— gemeinſchaftlicher Bevollmäch⸗ 
tigter 240. 

— geringfte Gebot 244, 245. 

— Meiftbotsverteilung 246. 

— Verwalter 240. 

— vorläufige Feſtſtellung des Laften- 
ſtandes 245. 
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Bergs bau, Widerſpruch megen nicht 
gedeckter Vorhypothek 245. 

— Zuſtellung 247. 

Bergbandieuſtbarkeiten 241,246. 

— übernahme 248. 

Bergbaugegenſtände, Zwangs⸗ 
verſteigerung 242 - 246. 

Bergbehörde, Erkenntniſſe, Exe⸗ 
kution 1, 3. 10, Anm. 

— Einvernehmung über Berwalter- 
lifte 106. 

Bergbuch, Gerichtshof, Exekutions⸗ 
gericht 19. 

VBergfroue 120. 

Berghauptmanuſchaft 240, 242. 

— Hußerung über Schätzleute 144, 
Vdg. 8 4. 

Bergwerl, Angabe des Namens 212. 

— Shätung 144, Boy. 8 14. 

Bergwerlseigentnm, Exekution 
auf Gegenftände 240—248. 

— Exekution auf das Recht zur Ge- 
winnung von Erbharzen 248. 

— Buiftellung 247. 

— Gegenftand, Räumung oder Über- 
gabe 349. 

— Zwangsverwaltung 240, 241. 

— Bmwangsverfteigerung 242—246. 

Bergwerlszubehör 252. 

Bericht über Nichtvornahme einer 
Erekutionshandlung, Gebühren: 
freiheit 25, Anm. 3, 60, Unm. 4. 

Berihteritattung über Exeku⸗ 
tionsvollzug 61, Anm. 1. 

Berichtigung der Anſprüche durch 
den Eriteher, Bekanntgabe bei der 
Berfteigerung 178. 

— der Auslagen des Bermwalters 124. 

— durch Barzahlung 171. 

— der Forderung, Exekution zur 
Sicherftellung unterbleibt 876. 

— des gefährbeten Anfpruches 899. 


Bergbau — Befcheinigungen. 


Berichtigung der Hypothekarforde⸗ 
rungen, Unterbleiben der Auffor⸗ 
derung zur Erklärung über 184 
Anm. a. 

— ber Koſten des Kurators zur 
Einziehung 815. 

— des Meiftbotes 152, 153. 

— der Steuern, öffentliden Ab⸗ 
gaben u. f. w., Erklärung über, 
Bwangsverfteigerung 172. 

— unmittelbare, ber gewöhnlichen 
Auslagen 120. 

— des Anſpruchs 208. 

— einer ftreitigen Grenze 351. 

Beruf, Gegenftände zur Ausübung 
221, 8.5. 

Berufung, Exekution zur Sicher: 
ftelung nad) 370, 871. 

Bernfungsverfahren, Exekution 
während 13, Anm. a. 

Beihädigung, Gefahr 879. 

Beichäftigung der Parteien, An⸗ 
gabe im Beſchluß 63. 

Beſcheide 64. 

— Erelutionstitel 1. 

Beſcheinigung des Anfpruches, Er- 
fa durch Sicherheitäleiftung 390. 

— Anordnung von Amts wegen 55. 

— des Unfpruches bei einftweiligen 
Verfügungen 390. 

— über Eigentum bezw. Befib des 
Berpflichteten bei Zwangsverſtei⸗ 
gerung 133. 

— über Gefahr bei Erekution zur 
Sicherſtellung 870, 871. 

— urkundliche, über Liegenfchafts- 
befis 91. 

— über Belaftung, Zwangsverſtei⸗ 
gerung 138, 8. 2. 

Befcheinigungen bei Zwangsver⸗ 
ſteigerung von Bergbau 242, 
248. 








Befcheinigungspfliht — Befichtigung. 


Beiheinigungspllicht hinfichtlich 
einftweiliger Verfügungen 389. 
Beihluk, Erefution bewilligender, 
Form 63. - 

Beſchlüſſe 62—64. 

— im Konkursverfahren, Exekutions⸗ 
titel 1, 8. 7. 

— in Streitfachen, Erefutionstitel 1, 
3.1. 

— Berfündung 64. 

— Beitinnmungen der 8PO. über 78. 

Beihrantung bücerlicher Rechte, 
Exekution auf 350. 

— der Erelutionzbewilligung auf 
einzelne Erelutionsmittel 14. 

— des Exekutionsvollzuges auf dag 
Notwendige 27. 

Beihräantungen in Unfehung Ber- 
äußerung und Eigentumserwerb 
VI 

Beſchreibung, pfandweiſe 331. 

— von Liegenſchaften 90 ff. 

— derinvecta et illata XIII. 

— und Schätzung 140—144. 

— — nidt eingetragener Liegen 
ſchaften 143. 
— des Zubehörs 140, 142, 143. 
Beſchwerde über die Art des Ere- 
kutionsvollzuges 42, 3. 8, 68. 
Beſeitigung eines Dücherlichen An- 
ftandes gegen Zwangsverwaltung 
101. 

Beſichtigung der Liegenichaft vor 

Berfteigerung 176. 
zu verfteigernder beweglicher 

Sachen 272. 

Beſitz, Beicheinigung über, Zwangs⸗ 
verfteigerung 133, 8. 1. 

— Einführung in 349. 

— Entjeßung 349. 

— eined Dritten, Pfändung von 
Sachen in 258. 
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Bei des Verpflichteten, Voraus⸗ 
fegung für pfandweiſe Bejchrei- 
bung 9. 

Beſondere Beitimmungen über den 
Widerſpruch megen mangelnder 
Deckung pfandrechtlich ficherge- 
ſtellter Anſprüche 190-193. . 

— Zwangsverwaltung für ſpätere 
Forderung 108. 

— Wichtigkeit einzelner Verfügungen 
des Verwalters 112. 

Beſorguis der Bereitlung der Rechte 
des Gläubigers durch Flucht 386. 

Befleres Recht, Geltendmachung 
mitteld Klage 231. 

Bchtand der Forderung nicht be- 
fheinigt, Berfteigerung unzu— 
läffig 319. 

Beſtaudrechte, einverleibte, Be- 
ſcheinigung über, bei Zwangsver⸗ 
fteigerung 183. 

— — Anmeldung be Entjchädi- 
gungsbetrages 211, 227. 

— Entfhädigungsanfprüce für ein- 
verleibte 216, 8. 4. 

— eingetragene, Übernahme 150. 

— Schätzung 144, Bdog. 8 21. 

Veitaudvertrag , Auftündigung, 
Erefution 1, 3. 4. 

— über Gefälle III. 

Betätigung über Vollſtreckbar⸗ 
Teit 54. 

— der Schiedsrichter über Eintritt 
der Rechtskraft und Bollitredbar- 
feit 54. 

Beſte Priorität 190, 206. 

— — maßgebend für Übernahme 
von Laſten 150. 

Beitelung eines Bezirksgerichtes 
zum Exekutionsgericht durch dag 
bewilligende Gericht 20. 

— eine? neuen Verwalterd 114. 
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Beſtimmung des Berfteigerungd- 


termines bei beweglich. Sachen 272. 
— des Sachverſtändigen zur Schät⸗ 
zung beweglicher Sachen 275. 

— des Vollſtreckungsorganes nicht 
durch Exekutionsgericht 327. 

Beſtreitung von Ärarialforderun⸗ 
gen III. 

— bei vorläufiger Feſtſtellung des 
Raftenftandes 165. 

— der Erefutionstraft eines Nota⸗ 
riatsaktes XVII. 

— der Fälligkeit, Vollſtreckbarkeit, 
Rechtsnachfolge mit Klage 36. 
Beftrittengeit des Eigentums 383. 

Betagte Forderungen 223. 

— — Sicherung 378. 

— — vorläufige Feitftelung des 
Laſtenſtandes 166. 

Beteiligte 66. 

— Alkteneinſicht 73. 

— an einer Erelutionghandlung 32. 

— Berfonen, Angabe im Protokoll 60. 

— fonftige, Einvernehmung 55. 

— — Ausbleiben 56, 57. 

Beteiligung des Verpflichteten an 
der Verwaltung 99. 

Betrag der Forderung unbeftimmt, 
Verfteigerung unzuläffig 319. 

VBetreibender Gläubiger 3. 

— — kann Löſchung von Vorhypo- 
thefen begehren XX VIII. 

VBetriebsauslagen bei Eijenbah- 
nen XIII, Anm. 1. 

Betroffene berechtigte Berfonen 
müffen über Meiftbotöverteilung 
einig fein 214. 

Betten 251, 8. 1. 

Bevollmächtigter 52. 

— gemeinfamer, zur Einziehung 
einer nad) Teilbeträgen überivie- 
fenen Forderung 314. 


Beftimmung — Bewertung. 


Bevollmãchtigter, Mitbieten des- 
felben unter Verſchweigung des 
Machthabers 180. 

— der Teilhaber eines Bergbaues 
240, 247. 

Bevollmächtigung, Nachweis 52. 

Bewaffnete Macht, Exekution gegen 
Berjonen der 26, 29. 

— — Haft gegen altive PBerjonen 
363, 386. 

— — Perſonen der 251, B. 5. 

Bewegliche körperliche Sachen, 
Einſchränkung der Pfändung 
263. 

— — — pPfand⸗ und Vorzugsrechte 
Dritter 258. 

— — — Pfändung 253—257. 

— — — Relurs 289. 

— — — unpfändbare 250— 252. 

— — — Verkauf 264-282. 

— — — Berwahrung 259—262. 


— — — Berwendung des Ber- 


kaufserlöſes 283—288. * 

Bewegliches Vermögen, Erelution 
249—845. 

Beweis, Beitimmungen der 8PO. 
über 78. 

Beweisaufnahme von Amts wegen 
55. 

— Beitimmungen der ZPO. über 78. 

Beweismittel, Beitimmungen der 
ZPO. über 78. 

Beweispflicht der Parteien 55. 

— Dei Antrag auf Einſchränkung 
der zwangsweiſen Pfandrechtsbe⸗ 
begründung 96. 

— bei vorläufiger Feſtſtellung des 
Laſtenſtandes 165. 

Beweißsurkunden für überwieſene 
Forderung 306. 

Bewertung von beweglichen Sachen 
275. 











Bewertung — Brandfchadenvergütungen. 


Bewertung von Dienftbarkeiten 
und Neallaften 225. 

— von gerichtlich erlegten Pretioſen 
259, Anm. 4. 

Bewilligung der Erekution 3. 

— — — Form des Beichluffes 63. 

— — — auf Grund augländifcher 

Erefutionstitel 82. 
des Berfteigerungsverfahrens 

durch das Erelutionsgericht 138. 

— zwangsweiſer Pfandrechtsbegrün⸗ 
dung 87. 

— der Exekution, Zuſtändigkeit 4, 5. 

Bezeichnung der Perſonen, Exe⸗ 
kutionsmittel und Vermögensteile 
im Exekutionsantrage 54. 

Bezirt, Amtsblatt 71. 

— Verſteigerung einer Liegenſchaft 
des Stammvermögens 172. 

Bezirke, Bezüge der Bedienſteten 
IX, 3. 8, Geſ. 8 1. 

— Erefution gegen 15, Vdg. 8 1. 

Bezirksgericht ala Exekutions⸗ 
gericht 17, 18, 20. 

—— Beſtellung der Schäßleute 144, 

Bog. 8 1. 
des Haftortes, nachträgliche 

Leitung des Offenbarunggeides 48. 

— örtlidye Zuftändigkeit zum Ere- 
futionsvollzug 18, 20. 

— ae Se 254. 

— Buftändigfeit ohne Rüdficht auf 
Wert 38. 

— zuftändig, Ernennung des Ber- 
walters für herauszugebende Lie⸗ 
genichaft 328. 

— zuftändig zur Exekution auf 
herausgegebene Liegenfchaft 328. 

— Buftändigfeit zur Exekutionsbe⸗ 
mwilligung 4. 

— Erelution zur Sicherftellung 375, 
377. 
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Bezirksgericht, zuftändig zur Er- 
ſzindierungsklage gegen politifche 
Erefution III. 

— Buftändigfeit zu einftweiligen 
Verfügungen 387, 

— zuftändig, Verkaufs⸗ und Ber» 
teilungsverfahren Hinfihtlich her⸗ 
auszugebender Sachen 327. 

— zuftändig zur Zwangsverwaltung 
von gepfändeten Benützungsrechten 
835. 

Besirksauichläge zu Steuern, Exe⸗ 
futionstitel 1, 8. 13. 

Bezüge der im öffentlichen Dienfte 
ftehenden Perſonen IX, 8. 8. 

Bieten, Aufforderung zum 179. 

Bieter, gebunden an Anbot 180,185. 

— Namen, Protofoll 194. 

Bilderrahmen 251, 3. 11. 

Blindeninſtitute, Erekution gegen 
15, Bde. 8 2. 

Bodeunkreditanſtalt, öiterr., Pri⸗ 
vilegien IV. 

— Exekution auf Depots 295. 

Böhmiſche Hypothekenbank, Privi⸗ 
legien IV. 

Börfe 261, 268. 

Börfenmäßiger Verlauf 
Geldforderung 317. 

— — von Wertpapieren 268, Anm. 7. 

Börfenpreis 319, 8. 5. 

— Wertpapiere mit, Berfauf 268. 

VBorienihiedsgerihtlige Er⸗ 
kenntniſſe, Exekution 1, 3. 16. 

— — ungarifche 86, Vodg. III. 

— — Anfechtung wegen Kartell» 
und Differenzgeihäft XXX. 

Bons 296, 297, 319, 401. 

Bosnien, Erekution auf Grund ber 
Erelutionstitel von B. XIX, 86, 
Bdg. 

Braudſchadenvergütuungen 290. 


einer 
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Branutweinftener 286. 

Brauereien, Pfändung in 261, 
Anm. 5. 

Brennereien, Pfändung in 261, 
Anm. 5. 

Briefe, Exekutionsbefreiung 251, 
8.11. 

VBruderladen 216. 

— Anſprüche gegen, exekutionsfrei 
IX, 3. 12. 

— Beiträge 241, 216. 

— Schiedsſpruch, Zuſtändigkeit zur 
Eretutiondberoilligung XXII. 

Brünn, Auktions halle 274. 

Buchauszug 133, 136. 

— Belanntgabe de3 Datums 136, 
Anm. 1. 

— Bafis für Meiftbotsverteilung 
214. 

Buchbehörde 104, 135. 

Buchgericht 88, 8. 1. 

Vuchhaltereierledigung, Exeku⸗ 
tion 1, 8. 10. 

Buchſtand, Hindernis gegen 
Bwangsvermwaltung 9. 

Bücher, Exekutionsbefreiung 251, 
B- 9. 

Bücherlich eingetragene Liegen- 
fchaften, Zwangsverwaltung 98. 

— — Borrangseinräumung 218. 

— nicht eingetragene Liegenfchaften, 
Anmeldung der Rangordnung 211, 
der Rechte und Anſprüche 145. 

— — Beichreibung und Schätzung 
134, 187, 143. 

— — Berfteigerungsebilt 170. 

— — Smangsverfteigerung 133,134, 
137, 188. 

— — Bmangdverwaltung 102. 

— — — Priorität 104. 

— — zwangsweiſe Pfandrechtsbe⸗ 
gründung 90—95. 


Branntweinftener — Bulgarien. 


Bücherlich ſichergeſtellte Forde⸗ 
rungen, Exekutionsgericht 18, 
3. 1. 

— — als Vadium 147, 148. 

— — Exekution auf 320—324. 

— — in Berfahhbudländern XVI, 
Bdg. 8 33. 

Berfteigerung unzuläffig 


821. 

— — Überweifung 324, Anm. 1. 

Bücherliche Anmerkung des Ver⸗ 
äußerungs = und Belaſtungsver⸗ 
botes 384. 

— — der Vollftredbarfeit 89. 

— — ber Zwangsverwaltung 93. 

— — des Zuſchlages XXVI. 

— — in Berfahbuchländern XVI. 

— Eintragung des Eigentumsrech⸗ 
tes des Erftchers 156, 237. 

-- — — hei Erefution auf heraus⸗ 


gegebene unbeweglihe Saden 
328, j 

— Üinverleibungen und Vormer⸗ 
tungen 237. 


— — a. Böfchungen bei Übernahme 
einer Liegenfchaft 200, 8. 1. 

— Löſchung der Anmerkung ber 
Bwangsverwaltung 180. 

— Rechte, Erefution auf, Exeku⸗ 
tiondgericht 18, 8. 1. 

— — Einräumung IR. 

— Bormerkungen, Behandlung bei 
Meiftbotverteilung 228. 

— Vormerkung als Exefution zur 
Sicherftellung 374. 

Bücherlicher Vormann 328. 

Bürgerliches Recht 333, XXI. 

Bürgſchaft, nicht als Vadium 147, 
Anm. a. 

Bulgarien, Eiſenbahnkonvention 
VII. 
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€. 


Coupous von öffentlichen Obliga- 
tionen, Pfandrecht XV, Vdg. 83. 


D. 

Tampfihiffahrt, 
gen XI. 

Darlehen bei Bmangsverwaltung 
112. 

Dauer der Haft 361. 

— der einftweiligen Verwaltung 160. 

— ber einftweiligen Verfügung 391, 
XXXIX, 

— der Sicherungserefution 375. 

— der Zwangsverwaltung auf Rechte 
339. 

Dauernd im Privatdienft Ange- 
ftellte IX, 3. 10, &ef. 8 2. 

Tedung für Dienftbarkeiten 2c. 216, 
8. 4. 

— von Pfandbricfen, Erefution auf 
VII. 

Tedungserlag 233. 

Delungstapital für Ausgedinge 
226. 

— für Dienftbarkeiten und Real- 
laften 225. 

Defizienten, Gehalte, IX, 8. 8, 
Gef. 8 2. 

Telogierung 349. 

— in Brag und Trieft 33, Vdg. 8 7. 

— in Wien 23, Vdg. 8 3. 

— Berftändigung der Armenbehörde 
349, Anm. 4. 

Teponierte Obligationen, Exeku— 
tion auf XV, 2a. 8 8, 325, 
Anm. a. 

Deponierung fiche Erlag. 

Tepofiten, gerichtliche, Exekution 
auf 295. 

Tepofitenamt 287. 


Unternehmun= 


| Depofitenamt, Verkauf daſelbſt 
erliegender Wertpapiere 268, 
Unm. 2. 


— Berwahrung gepfändeter Wert⸗ 
papiere 259, Anm. 4. 

Depofitenmaflen, Übertragung an 
Erelutionsgerichte 23, Vdg. 8 15. 

Deutſches Neich, Erelution auf 
Bahrbetriebsmittel der Eifenbah- 
nen VII. 

— Gegenfeitigfeit hinfichtlich Exeku— 
tion 79a. 

Dienende Perfon in der $amilie 
des Verpflichteten 849. 

Tiener, Bezüge IX, 8. 8, Gel. 81. 

Tienft, in Ausübung befindliche 
Militärperfonen 29. 

— Gegenftände zur Verfehung 251, 
8. 5. 

— öffentlicher, Haft gegen Perſonen 
362. 

Dienſtbarkeiten, Anmeldung des 
Entjhädigungsbetrages 211. 

— — in Verfachbuchländern XVI, 
Verfb. Vdg. 8 12. 

— Aufhebung 227. 

— Dedung für 216, 8. 4. 

— Schätzung 144. 

— übernahme duch den Erfteher 
146, 150. 

— — in Anrehnung auf Meiftbot 
152, 225. 

— in Verfteigerungsbedingungen 
nicht bewerten 163, Anm. a. 

Tienftbehorde, vorgejehte, Ver— 
ftändigung von Haft 362. 

Tienitbezüge der Beamten, Diener 
IX, 8. 8. 

— der Bergbauangeftellten 241, 246. 

— bei Bwangsverwaltung wirt⸗ 
fhajtlicher Unternehmungen 124 
Anm. a, 344. 
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Dienſtbezüge, unmittelbare Be⸗ 
richtigung bei guheererwaung 
120. 

Dienſtboten, Lohnrůckſtaͤnde, Meift- 
botsverteilung 216, 8. 3. 

Dienſtei akommen, Biändung, 

Wirkung 299. 

Dienftherr, Änderung, Einfluß auf 
Pfändung der Bezüge 29. 

Dienftlantionen, Hereinbringung 
von Erfäßen I. 

Dienſtleute 251, 3. 1, 2, 3. 
Differenzgeſchäfte, Lnzuläffigteit 
der Erelution 39, 3. 5, Anm. 
— Einftellung der Erelution wegen 

xx. 

— — gegen ungarische Schieds⸗ 
iprüche 86, Vdg. III. 

Diugliche Rechte und Laften 209. 

— — Beicheinigung über, Zwangs⸗ 

“ verfteigerung 133, 8. 2. 

— — und Laften, Ladung zur Feſt⸗ 
ftellung der Verfteigerungsbedin- 
gungen 162. 

— — — Lerftändigung vom Ber- 
fteigerungstermin 171. 

Direkte Steuern, Exekution 1,3.13. 

Direktion der Staatsſchuld XV, 
Bong. 8 3. 

Siurnen IX, 8. 8, Gef. 8 3. 

Dringende Fälle, Bewilligung 
einftweiliger Verfügungen durch 
Vorſitzenden 388. 

Dritte, Widerſpruch Dritter 37, An» 
fprüche Dritter bei Pfändungs- 
vornahme 253. 

— Auftrag zur Leiftung an ben 
Verwalter 110. 

Dritter, Anfechtung ber Erefution 
mit Rekurs 37, Anm. a. 

— Übernahme der zu verfteigernden 
Liegenfchaft durch 200, B. 1. 


Dienftbezüge — Durchſuchung. 


Dritter, Gewahrſame eines D. an 
herauszugebenden Sachen 347. 

Drittſchulduer 29. 

— Entbindung ‚von der Klage 307 
Anm. db. 

— Erklärung über gepfändete Yor- 
derung 301. 

— Erlag des Forderungsbetrages 
807. 

— hinſichtlich herausdzugebender 
Sachen 827, 829. 

— Klage gegen 307 Anm. a. 

— Kündigungsrecht 317. 

— Berftändigung von Verzicht auf 
Überweifung zur Einziehung 
311. 

— Wohnſitz, Sitz, Aufenthalt maß» 
gebend für Exekutionsbewilligung 
4, 8. 6. 

— Bahlung 812, 313, 315. 

— Buftellung des Übermweifungöbe- 
fchlufjes 305. 

— hei Verbot 385, 887, 395. 

Drittverbot 379, 3.3, 882, 8. 7. 

— Beginn der Wirkung 385. 

— hinſichtlich Hypothekarforderun⸗ 
gen 379, Anm. a. 

— — öffentlicher Obligationen XV, 
Boa. 8 2. 

— — vollitredbarer Forderung 35. 

Duldungen, Erwirkung 855 bis 
3583. 

Durchfallende Gläubiger, Wider: 
ſpruchsrecht 213. 

Durchführung der Exekution auf 
Grund ausländifher Exekutions⸗ 
titel 85. 

Durchführungsverordnung zum 
NR Unb. 


— durch Vollſtreckungs⸗ 
organe 26. 








Edikt — Einlagebüder. 


€. 


Edilt 71. 

— Unmeldung von dinglihen Rech⸗ 
ten zur Verfteigerung 145. 

— erftes, im Berfteigerungsverfah- 
ten, Verfachbuch XVI, Vog. 8 10. 

— Berfteigerungd- 169, 170. 

— Berfteigerung’bewegl. Sachen 272. 

— Buftellung in Verfachbuchländern 
XVI, ®dg. 8 14. 

— Bufammenfaffen mehrerer 71, 
Anm. 3. 

Ebering 251, 8. 11. 

Ehrenzeichen 251, 8. 12. 

Eichpflicht, Haftung wegen Ver⸗ 
legung 286. 

Eidesftatt, Verpflichtung des Ver⸗ 
walter? an 108. 

Eidliche Angabe 47—49. 

— — über Richtigkeit der Nachlaß⸗ 
nachweifung 360. 

Eigene Handen, Zuftellung zu 80, 
395. 

Eigentum des Verpflichteten, Be⸗ 
fheinigung bei Zwangsverſteige⸗ 
zung 133, 8. 1. 

Gigentumserwerb an freihändig 
verlauften Sachen 269. 

— des Eriteherd 170, 237. 

— Erelution auf 850. 

EigentumsTlage, ausgeſchloſſen 
binfichtlich freihändig verkaufter 
Saden 269. 

Eigentumsreht des Erſtehers, 
bücherlihe Durchführung 237. 
Ginautwortung fichelberweifung. 

— erelutive 316. 

— don Forderungen gegen rar 
und Öffentliche Fonde 295. 


Finberufnng der Gläubiger 42,83.6 ! 


— zum Militär 364. 
Einführung in den Befik 350. 
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Einführung des Erftchers in ben 
Befig 156, Anm. 6. 

— in die Verwaltung 99. 

— des Verwalter? in ein Unter> 
nehmen 343. 

Eingaben des Bmangsverwalters, 
Stempelpflicht 109. 

Eingebrachte Fahrniſſe, pfand⸗ 
weiſe Beſchreibung XIII, Anm. 6. 

Eingetragene Beſtandrechte 150. 

Einhäudigen beweglicher Sachen 
an den Gläubiger 346. 

Einheben der Exekutionskoſten 76. 

Einhebungskoſten 76. 

Einheitliche Streitpartei 282. 

Ginigleit der betroffenen berech⸗ 
tigten Perſonen über Meiftbot3- 
verteilung 214. 

Ginjähriger Binfenrüdftand und 
Rüditand wiederfehrenter Leiftun- 
gen 166. 

Einklagung einer gepfänbeten 
Forderung 297. 

Eintommenftener als Realiteuer 


120. 
— Steuerſchätzwert 222, Vog. 8 A. 
Ginfünfte, fällige, noch nicht 


eingehobene, Bmwangsverwaltung 

119. 
der verfteigerten Liegenfchaft 

156, 157. 

— Zwangsverwaltung 97, 109. 

Ginlage, maßgebend für Exrelu- 
tionsbewilligung 4, 8. 6. 

— in Sparlaffen und Sparvereine, 
erefutiongfrei 291. 

Einlagebücher von Banken, Spar: 
und Vorſchußkaſſen 296, 297, 
301, Anm. a. 

— Berfteigerung unzuläffig 319. 

— der Poſtſparkaſſe exekutionsfrei 
IX, B. 4. 


704 Einlangen — Einftweilige. 


Ginlausen des Antrages auf 
Zwangsverwaltung, Priorität 104. 

Ginsleitung der Amortifterung von 
Hypothelarfordberungen 230. 

— der Zwangsverſteigerung 183 big 
137. 

— der Zwangsverwaltung 98—102. 

Einläfnng der vollitredbaren For⸗ 
derung 200, 3. 2. 

Ginmahnung durch betreibende 
Gläubiger, Überw.ifung zur Ein- 
ziehung 808. 

Ginmifhung des Verpflichteten in 
die Verwaltung 99. 

Einräumung ober Aufhebung 
bücherlicyer Rechte 350. 

@inreden gegen überwiejene For⸗ 
derung 308. 

Ginfhaltung in Zeitung 71. 

— des Zuſchlagsbe chluſſes in Zei⸗ 
tungen 183. 

Ginihräntung der Exekution 39,41. 

— — duch zwangsweiſe Pfand⸗ 
rechtsbegründung 96. 

— — zur Sidherftellung 377. 

— der Pfändung 263. 

— einftweiliger Verfügungen 399. 

— der Befugnis der Gerichtödiener 
zum Geldempfang 25. 

— Buftändigfeit 45. 

Einſchüchternugen bein Verſtei⸗ 
gerungstermin 177. 

Einſicht in Alten 73. 

— in Bormert über Offenbarungs- 
eid 49, 73. 

— in das Pfändungsregijter 254. 

— in BVerfteigerungsbehelfe 177. 

— in Verwaltungstehnung 116. 

Ginitelung, E.- oder Aufſchiebungs⸗ 
anträge, Einfluß auf Feſtſtellung 
der Verſteigerungsbedingungen 
163. 


| Einſtelluug der Exekution von 
Amts wegen 39. 
| — — wegen Einwendungen gegen 
| Erefutionsbewilligung 36. 
— — wegen Erfzindierung 37. 
— infolge Oppofition 35. 

— — Roftenanfprud) 74, 75. 

— — auf Grund eines Schieds⸗ 

fpruches wegen Differenzgeſchäft 

und Kartell XXIX, XXX. 

— — ohne Klage 40. 
— des Verfahrens, Einfluß auf 

Anbote 180. 

— des Verkaufsverfahrens 282. 
des Verſteigerungsverfahrens 
200—208. 

— — wegen Nichtvorlegung der Ver- 
fteigerungsbedingungen 145. 

— — in Berfahbudjländern XVI, 

Bog. 8 16. 

— — nad) Zufchlagsverfagung 188. 
| — — fFortjfegung dur andere 
| Gläubiger 206. 

— Friſt zum Antrage auf 202. 
— wegen nicht gedeckter Vorhypo⸗ 
thek 108. 

— der Verſteigerung beweglicher 
Sachen wegen Übernahmsantrag 
271. 

— Zuſtändigkeit 45. 

Ä — ber Zwangsverwaltung 129, 130. 

— — wegen bücherlichen Anftandes 
| 10. 

— — wegen Undurchführbarleit 101. 
— — Durchführung nach Rechts— 

kraft 130. 

Einſtellungsantrag, Verbindung 

mit der Klage 39. 

Ginftweilige Beitreilung ber 

Koiten 74. 

— Berfügungen für ürarialforde⸗ 

rungen Ill, Ann. 2. 











Einftweilige — Einvernehmung. 


Einſtweilige Verfügungen, An⸗ 
ordnung 390 -395. 

— — — in Betreff verwahrter 
Sachen 401. 

— — Antrag auf 389. 

— — Aufhebung oder Einſchränkung 
399, 400. 

— — Ausfolgung einer Sicherheit 
nad) Aufhebung 400. 

— — fumulierung 392. 

— — Bauer 391. 

— — Erjaspflicht bei Aufhebung 
394. 

— — Friſt zur Sllageerhebung 
391. 2 

— — Frift zum Vollzug 396. 

— — Frift zur Vornahme von 
Handlungen oder zur Hinterlegung 
391. 

— — Riten 893. 

— Rekurs 402. 
— Schadenerſatz wegen 394. 
— Unitatthaftigleit ber Boll» 

jiehung 396. 

— — Widerſpruch 397, 398. 

— — Buläffigfeit 378. 

— — Zuſtändigkeit 387, 338. 

— — Buftellung 395. 

Einftweilige Verwaltung 158 
biz 161. 

— Erträgniffe 215. 

— Roften 159, Anm. d. 

— Rechnungslegung 159, Anm. a. 

— nad) Bufchlag an den Überbieter 
199. 

— Übergang der Zioangsverwal- 
tung in 161. 

— Koſten, Meiftbotsverteilung 216, 
8. 1. 

&inftweiliger Vertreter des Nach⸗ 
laſſes, Beitellung 34. 


Gef. Sig. VI, 3. 


Erefutiondordnung. 
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Eintragungen, bücherliche, nad) 
Beräußerungd- und Belaftungs- 
verbot 384. 

Gintreibung von Geldftrafen 
XII, 8. 4. 

— der Steuern, Organe, Verftän- 
digung vom Berfteigerungstermin 
172. 

Kintritt in ein anhängiges Exeku⸗ 
tionsverfahren, Privilegien ber 
Banten IV, 8.3. 

— in bie Exekution durch Kredit⸗ 
inftitute V. 

Einverleibte Beitandrechte, Ent⸗ 
ſchaͤdigungsanſprüche für 216, 3.4. 

Einverleibung, bücherliche, nach 
Berfteigerung 237. 

— auf Grund des Anfpruches auf 
bücherliche Rechte 350. 

— bed Piandrechtes 88. 

— — im Range der Anmerkung des 
Berfteigerungsverfahrend 208. 

— des Regreßanſpruches bei Si» 
multanhypothelen 222. 

— dei Übernahme einer Liegenſchaft 
200, 8. 1. 

— der Übertragung der an Bah- 
Iungsftatt überwiefenen Forde⸗ 
tung 324. 

— des Bollftredungspfandrechtes auf 
bücherlich fichergeftellte Forderun⸗ 
gen 320. 

Einvernehmung ſiehe insbeſ. 55. 

— Aktenvermerk über 55. 

— Ausbleiben der Barteien 56, 57. 

— vor der Erefutionzbewilligung 3. 

— über die Haftungsfrage 11. 

— gegen €. fein abgejonderter Re- 
furö 66. 

—- dor Genehmigung wichtiger Ver⸗ 
waltung3maßregeln 112. 

— über den Liegenfchaftsbejig 91. 

45 
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Einverſtändnis über Meiftbots- 
verteilung 213, 214. 

Einwendungen aus der Perſon 
des beireibenden Gläubigers 36. 

— gegen den Anſpruch 35, 42. 

— gegen Auffündigung und Über- 
gabs-Übernahmsauftrag 1, 8. 4. 

— gegen Drittfchuldner 308. 

— gegen Mandate, Erekution zur 
Sicherſtellung 371. 

— gegen bie Exekutionsbewilligung 
36, 42. 

— Brällufton infolgeBerfäumnis 57. 

— gegen überwiejene Forderung 308. 

— beim Berfteigerungstermin, Ent- 
ſcheidung über 177. 
gegen Berwaltungtmaßregeln 

114, 887. 

— gegen Bahlungsaufträge 1, 3.2, 
371. 

Gingelrihter für Exekutionsbe⸗ 
willigung 62. 

— im Berfteigerungstermin 19. 

Einziehung durch einen Kurator 
314, 315. 

— der Forderung aus gepfänbeten 
Bapieren 297. 

— einer überwiefenen Geldforbe- 
rung unmöglich 317, 8. 3. 

— Überweifung zur 308—313. 

— — als Erelution zur Sicer- 
ftellung 374. 

— lUnterfagung beim Drittverbot 
379, 388. 

Eiſenbahn, anweiſende Behörden 
und Kaſſen 295. 

— Egelution auf XII, 8. 1. 

— — auf die Bezüge der Arbeiter 
der Regiebauten und Hilfsanftal- 
ten IX, 8. 10. 

— Fahrbetriebdmittel, 
auf VIII, 8. 9. 


— 


Exekution 


Einverftändnis — Entrichtung. 


Eiſenbahnbuch, Gerichtähof, Exe⸗ 
kutionsgericht 19. 
Eiſenbahnfrachtverlehrs⸗Über⸗ 
einfommen, internat. 286, VII. 
— Bollitreddarleit der Urteile 84. 
Eiſenbahnkonvention VI. 
Eiſenbahnſtation 242. 
Eiſenbahnunternehmung, Exe⸗ 
kution wegen Enteignungsentſchä⸗ 
digung 1, 8. 5, Unm. 
Gleltrifge Straßenbahnen, Auf⸗ 
ſichtsbehörde 28. 
Empfangnahme von Bahlungen 
durch Bollitredtungsorgane 25. 
Endurteil 1, 370, 871. 
Enge Sperre fiche Verwahrung. 
Gutbindung des Drittichuldners 
von der Klage 307, Unm. a. 
Enteigunugsverfahren, Exeku⸗ 
tion 1, 8. 5, Anm. 
Eutfernung ber Perfonen, welche 
eine Erefutionshandlung ftören 32. 
Entgeltlihe Abtretung, Überwei- 
fung an Bahlungsftatt 316. 
Enthehung des Exekutionskom⸗ 
miſſärs, Anſchlag an der Gerichts⸗ 
tafel 23. 
Eutträftunug des Überbotes 197, 
215, 8.1. 
— des Widerſpruchs wegen nicht ge⸗ 
deckter Vorhypothek 192, 215, 
8.1. 


Entlaffung des Drittſchuldners aus 
dem Rechtsſtreite nad) Erlag 307. 

— des früheren Schuldner? bei 
Schulbübernahme durch den Er- 
fteher 171. 

— des Berwalter# 114. 

— eine Berhafteten mit Buftim- 
mung des Gläubigers 366. ’ 

Gutricgtung von Leiftungen britter 
Berfonen an ben Verwalter 110. 








Entſchädigungsanſprüche — Erklärungen. 


Entſchaͤdiguugsauſprüche für 
einverleibte Pfandrechte 216, 8.4. 

— für aufgehovene Dienftbarkeiten 
und Reallaften 227. 

Gutigeidung erfolgt durch Be- 
ſchluß 62. 

— Brotofollierung 59. 

— ohne mündliche Berhandlung 55. 
— über Einwendungen und Unträge 
beim Berfteigerungstermin 177. 
— über Rekurs gegen vorläufige 

Feſtſtellung des LZaftenftandes 167. 

— von Streitigkeiten im Exekutions⸗ 
verfahren 17. 

— über Überweifungsantrag nad 
Ablauf der Außerungsfrift für 
Drittihuldner 303. 

— über Widerfprud) gegen Zuſchlag 
185. 

— — siegen nicht gededter Bor- 
hypothek 191. 

— über Zuſchlag, Protokollierung 
194. 

Entwurf der Verfteigerungsbedin- 
gungen 145. 

Gntsichung der Wohnungsräume 
des Berpflichteten 105. 

Erbrecht ala Ganzes, Exekution 
auf VII. 

Erbſchaft als Ganzes, Exelution 
auf VII. 

Erbserllärung, Erelution nad) 34. 

Gröftollengebühren 241, 246. 

Grbteilung, Durchſetzung 851. 

Erdharze, Reht zur Gewinnung 
248, 350. 

Grfolglafiungsbewilligung bei 
Berfteigerungserlös 287. 

Erfolgloſigleit der Exekution, 
Offenbarungseid 47. 

Erforderniſſe der Exekutionsan⸗ 
traͤge 54. 
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Erfüllung ber Gegenleiſtung, keine 
Vorausſetzung für Exekutionsbe⸗ 
willigung 8. 

— der Verſteigerungsbedingungen, 
bücherliche Durchführung des Zu⸗ 
ſchlages 237. 

Ergäuzung der Anmeldung 211. 

— der Grundbuchauszüge 214. 

— des Meiſtbotes 192. 

— der Beſchreibungs⸗ u. Schaͤtzungs⸗ 
protofolle 145. 

— der vorläufigen Feſtſtellung des 
Laftenftandes 206. 

Erhebliche Erichwerung der Ein- 
bringung einer Gelbforberung, 
Erelution zur Sicherftellung 370. 

— Tatſachen 55. 

Erhebungen von Amts wegen 55. 

— bei pfandweiſer Befchreibung 93. 

Erhöhung bes Anbotes auf Über- 
bot 197. 

Grinuerungen, Brällufion infolge 
Berfäumnis 57. 

— gegen da8 Verhalten bed Ver⸗ 
walters 114, 837. 

— gegen PBerwaltungsrechnung 
116. 

— gegen Tätigleit des Kuratord zur 
Einziehung einer Geldforberung 
315. 

Erkenutniſſe auswärtiger Behör⸗ 
den 80. 

Erklärung des Drittſchuldners über 
gepfändete Forderung 801. 

— wegen Übernahme der Schulden 
178. 

Erklärungen, urkundliche, bei 
Übergabe durch Zeichen 848. 

— des Verpflichteten werden durch 
die Exekutionsbewilligung erſetzt 
350. 

— Berfäumung der Friſt 56. 

45* 
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Erlag, gerichtlicher,, zur Befriedi⸗ 
gung ber Gläubiger, durch den 
Berpflichteten 200, 8. 4. 

— — Raution für Überbot 196. 

— — der vom Drittſchuldner an den 
Kurator bezahlten Beträge ge- 
pfändeter Forderungen 315. 

— — durch Drittfchuldner 3885. 

— — eingezogener Beträge für ge⸗ 
pfändete Wechſel u. dgl. 297. 

— — als einſtweilige Verfügung 
379, 382, 391. 

— — zur Vermeidung einſtweiliger 
Verfügungen 389. 

— — des Erlöfes weggeſchaffter 
Sachen 349. 

— — der Ertragsüberſchüſſe 115, 
388. 

— — bei Exekution zur Sicher⸗ 
ſtellung 374, 376. 

— — gepfändeter Sachen, Verwah⸗ 
rung 259. 

— — vom gepfändeten Wechſel u. 
dgl. 296. 

— — herauszugebender Sachen 829. 

des Mehrempfanges auf 
Grund überwieſener Forderung 
312. 

— — des Verkaufserlöſes 258. 

— — des Meiſtbotes 152. 

— — der Sicherheit bei einſtweili⸗ 
gen Verfügungen 390. 

— in der Gerichtskanzlei 261, 284, 
285, 296, 366, 886, 398. 

— des Forderungsbetrages bei Streit 
um die Forderung 307. 

— wegen Rectsitreit bei Meiſtbots⸗ 
verteilung 236. 

— des Berfteigerungserlöfes für 
Koften 284. 

— eines Vorſchuſſes für Bollzug der 
Halt 366, 386. 


Erlag — Erfakanfprüde. 


Erlag eines Borfchuffes für Koften 
einer einftweiligen Berfügung 393. 

Griaubnis zur Erelution an Sonn- 
und eiertagen und zur Nacht⸗ 
zeit 30. 

Erläuterungen zur Verwaltungs⸗ 
rechnung 117. 

Erledigung ber Verwaltungsrech⸗ 
nung 116, 117. 

Erlös für rüderitattete Früchte 157. 

— für weggeſchaffte Sachen 349. 

— Anlegung 77. 

Grlöfhen des gefährdeten An- 
fpruches 399. 

Erlöſchnuug des erekutiven Pfand⸗ 
rechtes an bemeglihen Sachen 
wegen Nichtgeltendmachung 256. 

— des Koſtenerſatzanſpruches 74. 

Grmädtigung des Berwalters hin- 
fihtlih eines Unternehmens 343. 

Ermeſſen 71, 74. 

Gruennung bed VBerwahrers 260. 

— bes Berwalter# 99, 106—108. 

— eines anderen Verwalters 108. 

— eines neuen Verwalters 114. 

— des Berwalter3 bei anhängigen 
Sequefträtionen XXXII. 

Erneuerung ber Haft unftatthaft 
366. 

— der Verfteigerung 188. 

Ernte, Futter⸗ und Streuborräte 
bis zur nächſten Ernte 251, 3.3. 

— Shäßung 140, Anm. 4. 

Eröffnung verichloffenerTüren und 
Behältnifle 26. 

Erfatz der Berwaltungsauslagen 
113. 

Grfataniprücde des Ürard oder 
Landesfonds 265. 

— — Feititellung in Anſehung der 
Rautiondobligattonen XV, Bdg. 
810. 








Erfäge — Erziehungsgelder. 


Friätge des ſäumigen Erſtehers 
155. 

Erſatzerleuntnis gegen ſäumigen 
Erſteher 155. 

Erſatzerklenutniſſe der Militärbe⸗ 
hörden, Exekution 1, 8. 10, 
XXVIL, 8. 5. 

Grfaßforderungen gegen den Ver- 
walter 118. 

Erſatzmann für zu verhaftende 
Schiffsperſonen 364. 

Erſatzuſſicht bei Aufhebung einft- 
weiliger Verfügungen 39. 

Erſauzuſtellung bei Pfändung 
253, Anm. 5. 

Erſchwerung ber Einbringung, 
Erefution zur Sicherftellung wegen 
370. 

— einftweilige Verfügungen 879, 
381. 

Erſichtlichmachung der Pfändung 
259. 

Grftattung der bezogenen Früchte 
und Einkünfte durch den Erfteher 
157. 

— der Koſten 74. 

Erfte Exekutionshandlung maß- 
gebend für Beftimmung des Ere- 
tutiondgerichtes 18, 3. 4. 

Eriteber, Unfprud auf Gewähr- 
feiftung 189. 

— Eigentumserwerb 237. 

— Haftung im Falle der Wieder- 
veriteigerung 155. 

— Ladung zur Meiftbotsverteilung 
209. 

— Rekurs gegen Zufchlag 187. 

— Säumigkeit 154 ff. 

— Übergabe an 156, Anm. d. 

— Übernahme der Forderungen 171. 

— als Berwalter 159. 

— Berftändigung von Überbot 197. 


— der Tagfagung zur vorläufigen 
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Grfter Exekutionsgrad, Übergangs- 
beftimmungen XXXIV. 

Erftredung einer Tagfabung 57. 

— von Tagfabungen, kein abgefon- 
derter Rekurs 66. 


Feſtſtellung des Laftenftandes un⸗ 
zuläffig 164. 

Erfuchen an eine Behörbe 69, 70. 

— um Erefutionsvollzug 69, Anm. 1. 

Erfuchſchreiben 69. 

Erteilung des Zuſchlages 183— 189. 

— — Rekurs gegen 187. 

Ertrag der Exekution 39, 3. 8. 

Erträgniſſe der einftweiligen Ver⸗ 
waltung 159. 

Ertragsüberſchüſſe, Unlegung 77. 

— Erlag 115. 

— Berteilung 122-123. 

— Beit der Verteilung 122. 

— Pacht;zinsraten, Behandlung als 
340. 

— bei Berwaltung als einftweilige 
Verfügung 883. 

Erwägung aller Umftände beim 
Koftenausfpruh 74. 

Erwerber, ipäterer, einer Liegen- 
ſchaft 88, 89, 98, 102, 135. 

Erwerbitener, gejegliches Pfand⸗ 
recht 120 Anm. 2. 

— Steuerſchätzwert 222, Vdg. $ 4. 

Erwerbönnfäbigteit 291. 

Erwirkung v. Handlungen 353, 354. 

— von Duldungen und Unterlaffun- 
gen 355—358. 

Erzengung von Scießpulver 
VIII, 8. 3. 

Eriichungsbeiträge IX, 3. 8, 
Gef. 8 2. 

Graichungsgelder nicht im öffent- 
lichen Dienfte ftehender Perſonen 
IX, 8. ı0. 





710  Erzwingbare — Exekutionsbeſchränkungen. 


Erzwingbare Handlungen 81. 

Erzwingung von Dulbungen und 
Unterlafjungen 855—358. 

— bon Handlungen 358. 

Etabliſſement, Taufmännifches, 
Bwangsverwaltung 341. 

Exeklut fiche Berpflichteter. 

Greintion auf Bergwerkgeigentum 
240—248. 

— auf Anſprüche auf Herausgabe 
und Leiftung Törperlicher Sachen 
325—829. 

— behufs Beſchaffung der Gegen: 
leiftung bei Forderungsüberwei⸗ 
fung 309. 

— auf das bewegliche Vermögen 
249—815, XXXIV, 

— auf bücherlich fichergeftellte For⸗ 
derungen 820—324. 

— auf Geldforderungen 290—824. 

— auf gewerblidje Unternehmungen 
841—844. 

— auf Grund Erfaberfenntnis 
wegen Aufhebung einftweiliger 
Verfügungen 394. 

— af Grund im Auslande errich- 
teter Alte und Urkunden 79-86. 

— wegen Herausgabe ber Urkunden 
über überwiejene Forderung 306. 

— zur Hereinbringung der Koften 
ber Wiederherftellung des frühe- 
ren Buftandes 856. 

— zur Hereinbringung der Sicher- 
beit bei wieberholtem Zuwider⸗ 
handeln gegen Duldungsverpflich- 
tung 855. 

— zur Hereindringung der voraus⸗ 
zuzahlenden Koften der Vornahme 
von Handlungen durch Dritte 353. 

— auf lörperfihe Sachen 249. 

-- auf das Recht zur Gewinnung 
von Erdharzen 248. 


Ereknution gegen den fäumigen Er» 
fteber 155, 978. 

— auf Bermögensredhte (nicht Geld⸗ 
forderungen) 880—845. 

— gegen den Verwalter 118. 

— bon Umts wegen, Berfahren 
außer Streitfachen XIII, 8. 8. 
— wegen Ergänzung der Meifthots- 

berichtigung 285. 

— wegen wiſſentlich unrichtigen 
Borbringens bei vorläufiger Feft- 
ftellung des Laftenftanbes 168. 

— megen Rüderftattung buch ben 
Eriteher bezogener Früchte und 
Einkünfte 157. 

— durh zwangsweiſe Pfandrechts⸗ 
begründung 87—96. 

-- zur Sicherſtellung für Ararfor- 
derungen, Hfd. 18. Sept. 1786, 
III, 8. 2. 

— zur Sicherſtellung XXVII. 

— — Aufhebung 876, 377. 

— — Fortſetzung zur Befriedigung 
XXXVII. 

— — fließt Sicherungsmaßregeln 
aus 379. 

— — Zufländigkeit 375. 

— auf Grund bosnifcher und unga⸗ 
riſcher Exefutionstitel XIX, 86, 
873. 

— auf Grund kroatiſcher Exeku⸗ 
tiondtitel 86, Bbg. VII, 873. 

— Bezeichnung des Zeitraumes 375, 
Anm. a. 


' Grelutionsatten 73, 210. 


Grelutionsbefreinngen VI—XI, 
250, 290, 898, 380. 

— kraft Privilegium 292. 

— bleiben in Geltung VII. 

Grelutiousbelhräntungen 290 
big 293. 

— gelten auch für Konkurs XII. 








Erekutionsbewilligung — Exekutionsgericht. 711 


Erelutionsbewiligung 3. 
— durch bosnifche Gerichte 86, Vdg. 
VII 


— durch Troatifche und ungarifche 
Gerichte 82. 

— Zuftändigleit 4. 

— dur Schiedsrichter aufgehoben 
II. 

— während Berufungsverfahren 13, 
Anm. a. 

Erxelutiousfähige ungarische Atte 
und Urkunden 86. 

Exekutionsfreie Aniprüce 290 bis 
298, VII—XI, 251, 880. 

— Forderungen dürfen nicht mit 
Berbot belegt werben 880. 

— Geldbezüge 251, 8. 7. 

— Objekte, Einftellung ber Erefution 
39, 8. 2. 

— Tiere, Nubungen 251, Anm. d. 

Grelutionsführer, fiche betreiben- 
der &läubiger. 

Gretutionstährung, abgefonderte 
39, 8. 2. 

Exelutionsgericht 17 Fi. 

— Beginn des Exekutionsvollzuges 
bet 83. 

— beſtellt einftweiligen Nachlaß⸗ 
vertreter 34. 

— beitimmt Exekutionskoſten in Un- 
fegung verlaufter beweglicher 
Sachen 284. 

— Bewilligung der Erefution durch, 
Bujammenftellung bet 4. 

— Bewilligung des Berfteigerung?- 
verfahrens burch 138. 

— Bezeichnung im bemilligenden 
Beſchluß 63. 

— Einſchränkung des exefutiven 
Pfandrechtes 96. 

— Einſchraͤnkung der Pfändung 
törperliher Sachen 263. 


Grelutiousgericht, einſtweilige 
Berfügungen während anhängigen 
Exekutionsverfahrens 387. 

— einftweilige Verwaltung ber ver⸗ 
fteigerten Liegenſchaft 158, 199. 
— Erklärungen zur fombolifchen 

Übergabe, Abgabe 348. 

— Erelution zur Sicherftellung, Auf⸗ 
hebung oder Einfchränfung 377. 

— genehmigt Löſchungserklärungen 
3223, 

— Geltendmachung von Pfand» und 
Vorzugsrechten Dritter 258. 

— Gerichtshof 19. 

— Meiftbot3ausfall, Feftitelung und 
Einbringung 155. 

— örtlich zuftändiges 18. 

— NRüderftattung bezogener Früchte 
und Eintünfte 157. 

— Sachverſtändige zur Schäßung 
beweglicher Sachen 275. 

— Gicherheit für Verkaufsbewilli⸗ 
gung vor Rechtskraft der Pfän- 
dung, Beltimmung 266. 

— Schaden durch unrichtige Angaben 
bei Feftftellung des Laftenitandes 
168. 

— Schadenerfab wegen Nicdhterfül- 
lung, Buftändigteit zur Klage auf 
368. 

— Urkundenherausgabe für über- 
wiefene Forderung, Exekution 
306, 

— Überbot 195 ff. 

— Überweifungsantrag, Entfcheidung 
303. 

— Berlauf gepfänbeter Sachen, Be⸗ 
willigung 264. 

— SBerteilung bes Berlaufserlöfes 
beweglicher Sachen 285. 

— Berwahrung des Handpfandes 
für gepfändete Forderung 298. 
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Exekutiousgericht, Verwertung 
gepfändeter Vermögensrechte 331. 

— in Wien 23, Bdg. 1—5. 

— zuftändig zur Enticheibung über 
auf den Rechtsweg verwiejene 
Widerſprüche 232. 

Eretutiousgeſuch, Erforderniſſe 54. 

Gretutionsbandlung, Aufforde⸗ 
rungen und Mitteilungen bei 72. 

— Protokoll über 60. 

— erſte, maßgebend für Beſtimmung 
des Exekutionsgerichtes 18, 8. 4. 

— Verkündung der bei Exekution ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe 64. 

Exekutioustommiſſär 23, 68. 

Erelutionstoiten 74—76. 

— Barberidhtigung 152. 

— bei Meiftbotsverteilung 216. 

— Erjag aus dem Berfteigerungd- 
erlös 284. 

— aus dem Verkaufserlös 288. 

— PBerteilung des Erlöfes beweg⸗ 
liher Sachen 286. 

Exelutionstraft eines Notariats⸗ 
aktes, Beftreitung XVII. 

Exekutionsmittel, Angabe im Be⸗ 
ſchluß 63. 

— gleichzeitige Anwendung mehrerer 
14. 

Exekutionsprivilegien der Geſell⸗ 
ſchaften, Anſtalten, Vereine IV. 

Exekutionsſtundung 36, 39, 3.6, 
40. 

Eretutionstitel ausländiſche 2. 

— bosnifche 86, Vdg. II. 

— kroatiſche 86, Vdg. VI. 

— ungariſche 86, bg. 1. 

— inländilche 1. 

— Aufhebung oder Unwirkjamerflä- 
rung 189, 208. 

— Widerſpruch des Berpflichteten 
gegen 128, 218. 


Exekutionsgericht — Faͤhigkeit. 


Exekutionboerzicht 36. 

Exetutiousvollazug von Amts 
wegen 16. 

— anf Antrag 16. 

— Beginn 83. 


— Beitimmungen der Bankprivi= 
legien über IV. 

— Beſchwerde gegen die Art 68. 

— obliegt den Bezirksgerichten 17. 

Exelutive Cinantwortung 316. 

— Seilbietungen, übergangsbeſtim⸗ 
mungen XXXIII, XXXV. 

— Pfandrechte, Friſt zur Geltend⸗ 
machung, Üübergangsbeſtimmung 
XXXVII. 

Exetutives Pfandrecht 87 ff. 

Übergangabeftimmungen 


XXXIV. 

Exemplare der Schriftſaͤtze 58. 

Exequatur bei E. in Waadt 79d. 

Erisindierungssanfprüde nicht 
mit Rekurs geltend zu machen 37 
Anm. a, 

Exrſzindierungsllage 37,253, 255, 
301. 

— gegen politifche Erefution III. 

— gegenüber dem Erſteher ausge- 
ſchloſſen 170. 

Erterritoriale Berfonen, Erelution 
in der Wohnung 31. 


8. 
Sabritsarbeiter 251, 8. 6. 
Sabritsetabliffements, E. auf 

341, 343, 344. 
— Empfangnahme ber an das F. 
adreffierten Poftfendungen 343. 
Badritsipartaflen 291. 
Fachmänniſche Laienrichter 50. 
Fähigkeit zum Vertragsabſchluß u. 
Erwerb der Liegenichaft 184, 3.7. 


Sahrbetriebsmittel — Fond. 


Fahrbetriebsmittel fremder Eiſen⸗ 
bahnen, E. auf VII, VIII, 3. 9. 

Fülligkeit des Anipruches, Voraus⸗ 
ſetzung der Exekutionsbewilligung 
7, 10. 

— — Beſtreitung mit Klage 36. 

— der gepfändeten Forderung 317. 

ZFãlligleitstag muß im Exekutions⸗ 
titel beſtimmt angegeben ſein 7. 

Bälligleitstermine der Liegen⸗ 
ſchaftseinkünfte 115. 

Familie des Verpflichteten, zur F. 
gehörige Perfon 349. 

Samilienbilder 251, 8. 11 

Samilienglieder 251, 8.1,2,8,10. 

— im gemeinſamen Haushalte lebende 
105, 830. 

Safflom eines Seeljorgers IX, 8. 8, 
Gef. 83. 

Saflung von Reliquien 250. 

Fauſftpfand 319. 

— Verwahrung bed für eine ge- 
pfändete Forderung beftehenden 
298. 

Sanftpfaudredht, Geltendmachung 
durch Kreditanftalten V. 

Fehler des Vollſtreckungsorganes 61. 

Feiertag, Exekution am 80. 

Fellbietung ſiehe Berfteigerung, 
Verlauf und Zwangsverſteigerung. 

— von Gruben- und Tagmaßen 
XVIII. 

— beweglicher Sachen, UÜbergangs⸗ 
beſtimmungen XXXIV, Anm. a. 

— von Liegenſchaften, Übergangs⸗ 
beſtimmungen XXXIII, XXXV, 
233, Bdg. 8 11, 12. 

Feilbietungserlöſe 77. 

Feilbietungstermine bei anhän- 
gigen Feilbietungen XXXIII. 

Feld, Name und Größe 242. 

Zeſſelung des zu Berhaftenden 865. 
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Sehtitelung der Berfteigerungs- 
bedingungen 162—168. 

— bed Laftenftandes, Koften 164, 
Anm. ce. 

— mehrere betreibende Gläubiger 
164, Anm. d. 

— Buftellung des Beſchluſſes 167, 
Anm. ae. 

Senerungsmittel 251, 8. 2. 

Beuerwebhren, Exekution gegen 15, 
Dog. 8 2. 

Fideitommiſſe 109. 

— Güter, Bmangsverwaltung 97. 

Binansbesirtspireltion, Verſtän⸗ 
digung von Pfändung 261, Ann. 5. 

Binanzsprofurutur 99, 100, 123, 
130, 172 Anm. 2. 

— Bezeichnung des BZuftellungs- 
anlafie® 64 Anm. 2. 

Sindelanftalten, Exekution gegen 
15, Vdog. $ 2. 

Firmazeichnung durch den Ver— 
walter 342. 

Fiſchereirechte, E. auf 334. 

Fiume, 86, Bong. V. 

Flaſcheubierfüller 341 Anm. 1. 

Fliegende Exekution 69. 

ZFlößze, Zubehör von 252. 

Fluchtverdacht, Haft ala Siche— 
tungsmittel 386. 

Flußüberfuhrunternehmungen 
XI 


Fond unter öffentlicher Verwaltung, 
Anzeige der Unzuläſſigkeit der 
E. 39. 

— Unzuläſſigkeit der Aufforderung 
zur Erklärung über gepfändete 
Forderung 302. 

— öffentlicher, Überweiſung der 
Forderung an 305. 

— Zuſtellung des Zahlungsverbotes 
295, 300. 
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Förderung bes Einverftänbnifies 
bei Widerfpruch gegen Meiſtbots⸗ 
verteifung 218. 

Sorberungen, 
18, 8. 3. 

— fremder Eifenbahnen VII. 

— gegen ürar und öffentliche Sonde 
295, 300. 

Sorderungseingänge, Pfandrecht 
an 297. 

Yorderungsitundung 35, 40. 

Form des Erelution bewilligenden 
Beichluffes 63. 

— der Erſuchſchreiben um €. in 
Ungarn 86. 

Forſtwirtſchaft, Dienftboten- und 
Taglöhnrer-Lohnrüdftände 216, 8.3. 

— Berfonal 120, 8. 8. 

Fortführung ber Exekution gegen 
den Nachlaß 34. 

Fortſetz ung begonnener Exekutions⸗ 
akte XXXI. 

— des Exekutionsverfahrens, Ab⸗ 
ſtehen nach Vollzugsauftrag 46. 
— der Verhandlung trotz Nicht⸗ 

erſcheinens 56. 

— des BVerkaufsverfahrens bet teil⸗ 
weiſer Einſtellung 282. 

— der Verſteigerung, Abſtehen 200, 
B- 3. 

— — nad) Zufchlagsverfagung 185, 
188, Anm. a. 

— des Berfteigerungsverfahrens troß 
Einftelungsbeihluß 184, 3. 4. 
— — nad) Einftellung gegen einzelne 

der betreibenden Gläubiger 206. 

— — nad teilweifer Einftellung 207. 

— der Verhandlung über Meiſtbots⸗ 
verteilung 212. 

Forum prorogatum 51. 

Frachtführer, gefebliches Pfand⸗ 
recht 286. 


Exekutionsgericht 


Förderung — Friſt. 


Jrachtvertrag mit Ärar VIIL, 8.6. 

Fraukreich, Schiffahrtvertrag, Ere- 
kution auf Boftichiffe VII. 

Frauzöſiſche Ronfuln, Haft gegen 
386, Anm. 2. 

Freie Überzeugung, Feftftellung bes 
Schadens 168, 394. 

— Berfügung, Exekution auf Ber- 
mögen des Minderjährigen, auf. 

- welche8 bie fr. 8. ſich nicht er- 
ftredt 89, 8. 8. ; 

Jreibändiger Verkauf (Üubernahme) 
200, 3. 1, 203, 204, 271, 268, 269, 
270, 280. 

— — in der Auktionshalle 277, 280. 

— — einer gepfändeten Yorberung 
819. 

— — Berteilung be3 Erlöfes 288. 

Freiſchreibnug von Namensobli⸗ 
gationen XV, Bdg. 8 7. 

Freiſchurfberechtigungen, 
Zwangsverwaltung 838. 

— Exekution auf 834. 


Sreiwerden bed Dedungsfapitales 


für Dienftharleiten und Reallaften 
225. 

— eines Metftbotsanteiles 220. 

Freiwerdende Beträge, Verfügung 
über, im Berteilungsbefchluffe®29. 

Freiwillige Leiftung bes Verpflich⸗ 
teten 25, Unm. 3. 

Friedhöfe, Crelution gegen 15, 
Bio. 8 2. 

Frift zum Antrag auf neuerliche 
Berfteigerung bei Zuſchlagsver⸗ 
fagung 188. 

— — auf Einftellung oder Auf- 
ſchiebung des Berfteigerungsver- 
fahren? 202. 

— — auf Zwangdverwaltung und 
Zwangsverſteigerung binfichtlich 
herausgegebener Sachen 338, 








Friſt — Gebäube. 
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Sri zum Begehren um Noftene ! Sruchtiofer Verſuch des Berkaufes 


erſatz 74. 

— zu den Beweijen bei vorläufiger 
Heftftellung bes Laftenftandes 165. 

— zu Erflärungen oder Äußerungen 
der Parteien oder fonftigen Be- 
teiligten 56. 

— zur Erklaͤrung des Drittſchuldners 
über gepfändete Forderung 301. 

— zur Exekution auf Grund eines 
Zahlungsbefehles im Mahnverf. 1, 
8. 8. 

— zur Hinterlegung, Vornahme von 
Handlungen bei einftweiligen Ber- 
fügungen 391. 

— zur Klage bezw. Exekution bei 
einftweiligen Verfügungen 391. 
— Friſt zur Rlageerhebung bei Ber- 
weifung auf den Rechtsweg. Wi- 
deripruch gegen Meiftbotsvertei- 

lung 231. 

— zum Rekurſe 65. 

— zum Überbot 196. 

— zum Bollzug einer einftweiligen 
Berfügung 3%. 

— zur Vorlage ber E.⸗Protokolle 60, 
Anm. 2. 

— zur Buftellung des Beſchluſſes 
über vorläufige Feftitelung des 
Laſtenſtandes 167. 

— zwiſchen Pfändung u. Berfteige- 
rung 273. 

Friſten, Aufzählung 58. 

— unerftredbar 58. 

Briitverfänmung, 
fegung 58. 

Fruchtbringende Unlegung von 
Barbeträgen 77. 

— — — feine Haftung für Unter- 
laſſung XXIII. 

Fruchtloſe Exekution, Einflagung 
des Intereſſes 368. 


Wiederein⸗ 


aus freier Hand 270. 
Fruchtnietzung am Vermögen des 
Kindes, E. auf 336. 
Früchte, abgeſonderte, 
tungserträgniſſe 119. 
— Verkauf durch Zwangsverwalter 

119, Anm. d. 
— Übergang an den Erſteher 156. 
— NRüderftattung 157. 
Frühere Schäßung, 
legung 142. 
Brultifigierung von Barfchaften77. 
Funktionszulagen IX, 3.8, Gef. 
81. 
Fundus instructus, feine beſondere 
Erefution 252, 
Futtervorräte 251, 8.3. 


Berwal- 


Bugrunde- 


G. 

Gage IX, 8. 8. 

Galizien, Landesbank, politifche 
Exekution IV. 

Galiziſcher Bodentreditverein, Bri- 
vilegien IV. 

Galizifch - ftändifche Krebitanftalt, 
politiiche Exekution IV. 

Ganggelder 24. 

Gaftgewerbe, Zwangsverwaltung 
oder Berpachtung 341. 

Gebäranftalten, Exekution gegen 
15, Dog. 8 2. 

Gebäude, Beitandvertrag, Aufkün⸗ 
digung, Erelution 1, 8. 4. 

— Ermittlung des Wertes auf andere 
Weife ala durch Schäßung 141. 

— geringftes Gebot 151. 

— Grund- und Baumwert 144, Vog. 
8 20. 

— don Militär befebt, Erelution 
in 31. 

— Schäßung 144, Vdg. 88 16, 27. 
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Gebäude, Schägleute Fachkennt⸗ 
niffe 144, VOog. 8 2. 

Gebändeltener 120. 

Gebot, geringftes 146, 151, 244, 
2377. 

— Handlungen vorzunehmen, als 
Sicherungsmaßregel 382, 3. 4. 
Gebühren, Anmeldung zum Ber- 

jteigerungstermine 172. 

— Bekanntgabe in Berfteigerungs- 
termine 178. 

— Berechnung desLaſtenſtandes 191. 

— Meiftbotsverteilung 216. 

— Mitteilung gebührenpflichtiger 
Anmerkungen zur Gebührenbe- 
mefjung 98. 

— Bahlungsaufträge und Rüdftande- 
ausmweife, Erefution 1, 8. 13. 

— Zwangsverwaltung 124, 125. 

Gedinglohn der Bergarbeiter, exe⸗ 
futionsfrei IX, 8. 11. 

Gefahr für Gefundheit, Haftvoll- 
zug 365. 

— im Berzuge 26, 112, 858. 

— Übergang der verfteigerten Liegen- 
ſchaft 146, 156. 

— ber Verſendung gepfändeter Gegen⸗ 
ftände zum Verkaufe 268. 

— ber Bereitlung oder Erſchwerung 
ber SHereinbringung von Geld— 
forderungen 379. 

Gefährdung der Einbringlichkeit 
974. 

— der Gefundheit 105. 

— der Swangdverwaliung durch den 
Verwalter 105. 

— des Gläubigers bei Aufichiebung 
der Erefution 44. 

Gelällsaniprüde, Hereinbringung 
und Sidjerftellung III, Anm. 3u.5. 

Gefälsitrafen 286. 

— Gidherftellung III, Anm. 5. 


Gebäude — Gelderlag. 


Getälisgeristlige Erkenntniſſe, 
Erefution 1, 3. 9. 

Gefäße einer Apothele 251, 8. 9. 

Gegenforderung gegen betreiben» 
den Gläubiger, Berfteigerung un⸗ 
zuläffig 319. 

Gegenleiſtung, Beſchaffung bei 
Forderungsũberweiſung 309, 317. 

— Bewirtung durch Bollitredungs- 
organ 25. 

— Erklärung des Drittſchuldners 
über 301. 

— feine Borausfegung für Exe⸗ 
futionsbewilligung 8. 

— bei Berpflihtung zur Abgabe 
einer Willenserklärung 367. 

— Bug um Bug 42, B. 4. 

Gegenfeitigleit hinſichtlich Exe 
fution zur Sicherftellung 8373. 

— Erelution auf Grund ausländi- 
ſcher Erelutionstitel 79. 

— gegenüber Ungarn 86. 

Gehalt öffentlicher Beamten IX, 
B- 8. 

— Sserhöhung 29. 

—Ssforderung, Pfandrecht an, 
Wirfung 299. 

— Sspfändung, Wirkung 299. 

Gehörige Labung 56, 57. 

G@eiftlie 251, 8. 5. 

Geld, exekutionsfrei 251, 8. 7, 8. 

Hinterlegung als einjtweilige 

Verfügung 379. 

Geldbriefe 343. 

Geldbuken, Exelution 1, 3. 9. 

— Erelution der durch politifche Be⸗ 
hörden verhängten 1, 3. 14. 

Geldempfang, Beiugnis der Ge⸗ 
richtsdiener 25. 

Gelderlag in der Gerichtskanzlei 
261, 284, 285, 296, 866, 886, 
393. 








Geldforderung — Genehmigung. 


Geldforberung anderweitige Ber- 
wertung 817 ff. 

— Einziehung durd) Kurator 314. 

— Eretutionsbewilligung 4 Annı. a, 
5 Unm. a. 

— Exekution auf 290 ff. 

— Exekution zur Sicherung 370— 877. 

— Sicherung 379, 380. 

— Pfändung 29. 

— Überweifung 303 ff. 

— — zur Einziehung 308 ff. 

— — an Bahlungzitatt 316. 

— Berlauf 318. 

Geldleitungen, zu Gelbleiftungen 
verpflichtende Forderungen und 
Rechte 123. 

Geldreuten wegen Körperverlebung 
291. 

Gelditraten, Eintreibung und Um- 

wandlung XIII, 3. 4. 

— zur Erwirkung von Duldungen 
und Unterlaffungen 855. 

— zur Erzwingung einer Handlung 
354. 

— Erelution 1, 8. 9. 

— Exekutionsbewilligung zur Ein» 
bringung 3. 

— Exekution der durch politifche Be⸗ 
hörden verhängten 1, 3. 11. 

— Bermendung 859. 

Gelegentliche Berfteigerung beweg⸗ 
licher Sachen 281. 

Gelten dmachung des  befieren 
Rechtes mittels Klage trotz Ver⸗ 
teilungsbeſchluß 231. 

— von Pfand⸗ und Vorzugsrechten 
Dritter 258. 

Gemeinde, Bekanntmachung des 
Ediktes in 71. 

— Exekution gegen 15, 39, 3. 4. 

— Berfteigerung einer Liegenfchaft 
172. 


| 
| 


Ä 


D 
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Gemeindebedienftete, Bezüge IX, 
8- 8, Geſ. 8 1. 

Gemeindebehörden, Einverneh- 
mung über Berwalterlifte 106. 

— Berftändigung von Delogierung 
349, Anm. 4. 

Gemeinbefraltion, 
gegen 15, Vog. 81. 

Gemeindelaflen, Unterftügungen 
aus 290, 8. 1. 

Gemeindeorgane, Berlautbarung 
ber pfandrechtlichen Beſchreibung 
9. 

Gemeindenermittinugsänter, 
Bergleiche vor, Erefution 1,3. 15. 

Gemeindesuihläge zu Steuern, 
Erefutiongtitel 1, 3. 13. 

Gemeinnüßige öffentliche Unftal- 
ten, Exefution gegen 15, 89, 3.4, 
172. 

Gemeinfamer Bevollmächtigter für 
Einziehung einernad) Teilbeträgen 
überwieſenen Geldforberung 314. 

— Haushalt 105. 

Gemeinſchaft, Aufhebung 351. 

Gemeinſchaftliche Klage 232. 

— Liegenfchaft, Berfteigerung 352. 

—r Bergbau=Bevollmädhtigter 240, 
247. 

Gendarmerie in Ausübung des 
Dienftes, Exekution gegen 29. 

— Afiftenz zum Erelutionsvollzug26. 

— Exekution auf Bezüge IX, 3.8, 
Gef. 8 1. 

— Haft als Erelution gegen 363. 

— Haft als Sicherungsmittel gegen 
386. 

— Perſonen der 251, 8. 5. 

— Widerſtand durch 26. 

Genehmigung, gerichtliche, zu 
wichtigen Verfügungen des Ber- 
walter3 112. 


Erefution 
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Generalinfpeltion der öſterr. 
Eiſenbahnen 38. 

Genoſfſenſchaft unter ſtaatlicher 
Aufſicht 178. 

GSenoſſenſchaftsrechte, Exekution 
auf VII. 

Gennkmittel, Verſteigerung 276, 
Anm. 1. 

Gepfändete Sachen, Berlauf 264 
bis 282. 

Geräte einer Apotheke 251, 8. 9. 

Gerichtlich erlegte Barbeträge, Un- 
legung 77, XXI. 

Gerichtliche Aufkündigungen, Exe⸗ 
tkutionstitel 1, 3. 4. 

— PDazwiihentunft, Beräußerung 

. ohne I. 

— Depofiten, Exekution auf XV, 
Boa. 8 3, 295, 325, Unm. a. 
— Genehmigung zu Verfügungen 

des Verwalter? 112. 
— Hinterlegung als Sicherungs⸗ 
maßregel 379, 8. 1, 882, 3. 1. 
Gerichtlicher Erlag eingezogener 
Beträge 297. 

— Erlag bes Erlöfes weggeſchaffter 
Sachen 349. 

— — der Ertragsüberjchüffe bei 
Sicherungsverwaltung 883. 

— — Aufhebung der Egelution zur 
Sicherftellung 376. 

— — bei Exekution zur Sicher- 
ftellung 374. 

— — befreit von Haftung wegen 
Drittverbot 385. 

— — bei Streit über übermwiejene 
Anfprüce 329. 

— — des Forberungsbetrages 
307. 

— — der vom Drittſchuldner be⸗ 
zahlten Beträge 815. 

— — des Mehrempfanged 312. 


Generalinfpetion — Gerichtskommiſſär. 


Gerichtlicher Erlag zur Abwen- 
dung der Sicherungdmaßregel 889. 

— Giehe auch Erlag. 

Gerichtliches Drittverhot 879, 3-3, 
382, 8. 7. 

— Beugnis über Bollitredbarfeit 86. 

Gerihtsabgeorbueter Berfafiung 
der Berwaltungsredinung durch 
115. 

Gerichtsarzt bei Verhaftung 365, 
Anm. 1. 

Gerihtödiener, 
Geldempfang 25. 

— dürfen nicht zur Schäßung abge 
ordnet werden 144. 

— Bollitredungsorgane 24. 

Gerichtshof eriter Inftanz, Bewil- 
ligung der Exekution zur Sicher⸗ 
ftellung 375. 

— Egelutiondgericht 19. 

— Buftändigleit zur Exekutions⸗ 
bewilligung 4, 82. 

— — Bermalterlifte 106. 

Gerichtstauzlei, auflichtführender 
Richter 68. 

— Entwerfung von Beſchlüſſen 64, 
Anm. 2. 

— Erlag in 261, 284, 285, 296, 366, 
386, 898. 

— protofolliert Verwaltungsrech⸗ 
nung 115. 

— urkundliche Erſichtlichmachung der 
Überweifung 806. 

— Buweifung des in Gerichtskanzle i 
erlegten Meiftboid 285, Anm. a. 

Gerichtstauzleibeamte, Voll⸗ 
ſtreckungsorgane 24. 

Gerihtstomminär, Äußerung über 
Schätzungsgutachten 144, Bbg. 
829. 

— Beiziehung eines Schägmannes 
durch 144, Vdg. 8 13. 


Befugnis zum 











Gerichtsſiegel — Gewerbegenofienfchaften. 


Gerichtsſiegel auf Exelutionzbe- 
willigung 63, Anm. 1. 

Gerichtsſtaud, allgemeiner, maß- 
gebend für Exekutionsbewilligung 
4, 8. 6. 

— — in Streitfaden 887. 

— im Erelutionsverfahren 51. 

Gerichtsitelle, Veriteigerung an ber 
177. 

Gerichtstafel, Anſchlag 23, 71, 95, 
183, 199, 209. 

Geringftes Gebot bei Liegenfchaften 
146, 151. 

— — bei Berfteigerung beweglicher 
Sachen 277. 

— — bei anderweitiger Berwertung 
280. 

— — bei Berfteigerung von Berg» 
werlseigentum 244, 245. 

— — bei Wieberverfteigerung 154. 

— — nit erreicht bei beweglichen 
Saͤchen 280. 

Geſamtbetrag 125, 218, 304. 

Gefantdaner der Hait 354, 355. 

Geſchäſte, Ermächtigung des Ver⸗ 
walter3 zu 343. 

Geſchäftliche Befugniſſe des Ber- 
walter8 109—112, 

—r Verkehr mit dem Auslande 69. 

Geſchäftsführung, Pfandrecht für 
Anſprüche aus, ſiehe Kautions⸗ 
hypothek. 

— des Verwalters, Überwachung 114. 

Geſchãftslenutunis des Verwalters 


106. 

Geſchäftsktreis des Verwalters 
109—112. 

Geihäftsordnnug der Auktions⸗ 
hallen 274. 


Gefäftsperteilung in Exekuti⸗ 
onsſachen 4, Anm. 6. 
Geſchlecht, männliches 26. 
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Geſellſchaft zur Berforgung von 
Mitgliedern der Wiener juridifchen 
Fakultät IX, 8. 6b. 

Geſellſchaften unter ftaatlicher 
Aufſicht 172, 

— Erefutionsprivilegien IV. 
Geſellſchafter, perfünlich haftender, 
Beſtreitung der Eigenſchaft 36. 
Geſell ſchafts⸗ und Genoſſenſchafts⸗ 
vermögen, Exekution auf VII. 
Geſetzliche Pfandrechte an beweg⸗ 

lichen Sachen 286. 

Geſetzlicher Vertreter, Exekution 
gegen Minderjährige !9, 8. 3. 

Gefitängsebüßren 241, 246. 

Geſundheit, Gefahr, Hait 365. 

— Gefährdung 105. 


Gewährleitung ausgeſchloſſen 
binfichtlih erftandener Sachen 
278. 


— ausgeſchloſſen bei Verkauf aus 
freier Hand 268, Unm. a. 

— Erfteher hat feinen Anſpruch auf 
189, 

— Pfandrechte für Anſprüche aus, 
fiehe Kautionshypotheken. 

Gewaßrfame 382, 3. 1. 

— Abnahme der in Gewahrfam des 
Berpflichteten befindlichen Sachen 
346. 

— Dritter an bherauszugebenden 
Sachen 347. 

— — Bfändung von Saden in 262. 

— des Berpflichteten, Borausfegung 
für Pfändung 258. 

— Begriff 253. 

Gewalt drohende, Sicherungsmaß- 
regeln gegen 381. 

Gewerbeberechtigungen, Exeku⸗ 
tion auf 334. 

Gewerbesenoflenihaften 172, 
Anm. 3. 
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Gewmerbeserite, Exekution ber 
Urteile und Vergleiche 1, 8. 11. 
— Exekution zur Sicherſtellung 

XXVII, 8. 2. 

— pfandweife VBeichreibungen auf 
Erfuchen XIII, B. 6. 

— Zuftändigfeit zur Exekution XXI. 

Gewerbeoräunng 341, 843. 

Gewerberechtliche Befugniſſe und 
Obliegenheiten des Verwalters 343. 

Gewerbliche Arbeiter, Sparein⸗ 
lagen 291. 

— Unternehmungen, Exekution auf 
341— 344. 

— — verbunden mit forft- oder 
landwirtfchaftlihem Betriebe 120. 

— Sparkafjeneinlagen 291. 

Gewerlihaftsanteile (Hure) 
XXV. 

Gewmertsiparlaflen 291. 

Gewähnliche Auslagen, unmittel- 
bare Berichtigung bei Zwangs⸗ 
verwaltung 120. 

—r Wirtichaftsbetrieb 112, 343. 

Glaubhaftmachung 49, 73, 91, 
165, 255, 258, 319, 370, 376, 377, 
389, 390. 

Glänbigertounotation, Hemmung 
der Erefution 48, 8. 6. 

Gleiche Rangordnung mehrerer 
Zwangsverwaltungen 104. 

Gleichzeitige Anweſenheit der ein⸗ 
zuvernehmenden Perſonen 55. 

— Bewilligung von Pfändung und 
Berlauf 264, Anm. 2. 

— Exekutionsführung gegen den⸗ 
ſelben Berpflichteten bei verſchie⸗ 
denen Erefutionggerichten 21, 22. 

Gnadengaben 290. 

Gnadengebalte IX, 3. 8, Gel. 
82, 

Goldfaden 274, 275, 277, 280. 


Gewerbegerihte — Grundbuchftand. 


Gottesdienſtliche Gerätichaften 
250 


Gras, Auktionshalle 274. 

Greifenniyle, Erelution gegen 15, 
Bing. 8 2. 

Grensberihtigung 351. 

Grenzen, Angabe bei pfandweiſer 
Beichreibung 2. 

Großiägrige Perſonen männlichen 
Geſchlechts, Vertrauensſperſonen 26. 

Grubenmaſze, Schäbung und 
Seilbietung XVIII. 

Grundbefigbagen, Koſten der Aus⸗ 
fertigung 140, Anm. 3. 

Grundbuch, ſiehe auch Anmerkung. 

— Begründung des exekutiven Pfand⸗ 
rechtes 88 ff. 

— eingetragene Güter und Rechte, 
Exekutionsgericht 18, 8. 1. 

— nicht eingetragene Liegenſchaften, 
Pfandrechtserwerb 90. 

Grundbuchsſsauszug, Antrag auf 
Bivangdverfteigerung 133. 

— Beifhaffung zur Verteilungs⸗ 
tagjagung 123. 

— Datum 136. 

— Ergänzung 214. 

Grundbuchseintragungen, Bu- 
ftelung von Beiheiden XIII, 3.2. 

Grundbuchsgericht, Verſtändi⸗ 
gung des Exekutionsgerichtes 134, 
Anm. 3. 

Grundbuchsgeſetz, Beitimmungen 
über Amortifierung 230. 

Grundbuchslörper, Schäbung 
nah 144, Bog. $ 14. 

Grundbuchſtand, letter, vorläu⸗ 
fige Feſtſtellung des Laſtenſtandes 
165. 

nachtragliche Änderungen, Wider⸗ 
ſpruch wegen nicht gedeckter Vor⸗ 
hypothet 191. 
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Grundbücherliche Eintragungen, 
nachträgliche Belanntgabe an Exe⸗ 
futiondgericht 136, Annı. 1. 

— BVerftändigung des Exekutions⸗ 
gerichtes 134, Anm. 8. 

— Bormerlungen XII, 8.5, 374. 

Grundentlaitungs = Vergleiche, 
Exekution 1, 3. 15, Anm. 

Grundftener, unmittelbare Be- 
tichtigung 120. 

— Gteuerwert 222, Bbg. 8 1. 
Grundftüde, Beitandvertrag, Auf- 
fündigung, Erelution 1, 3. 4. 

— geringfte Gebot 151. 

Grundwert bei Gebäuden 144, 
Big. 8 20. 

Gültigleit eines Rechtsverhältnifies 
oder Anſpruches, Exekution auf 
Grund ausl. Exekutionstitel 81. 


H. 

Haager Konvention 84. 

Saft 360-366. 

— zur Erzwingung einer Handlung 
354. 

— — bei Offenbarungseides 48, 
Anm. a. 

— — don Duldungen und Unter: 
lafjungen 355. - 

—⸗Koſten 366, 886, 

— gegen Militärperfonen 363. 

— als Sicherungsmittel 386. 

— »Unterbredjung 364, 366. 

— wegen Verweigerung ber eidlichen 
Angabe 48. 

Haftbefehl 360, 395. 

Saftbeihlun, Ausfertigung 366, 
Anm. 3. 

SHaftdauer 361. 

Saftlotal 360, 386. 

Haftort, Bezirksgericht, nachträg⸗ 
liche Eidesleiſtung 48. 


Haftung des betreibenden Gläubi⸗ 
gers für Verzögerung in der Bei- 
treibung einer überwiejenen For- 
derung 310. 

— de3 fäumigen Erjtehers 155. 

— — für Ausfall am Meiftbote 
278. 

— des Berpflichteten für an Zah⸗ 
Iungsftatt überwiejene Forderung 
316. 

— für Schaden wegen Nichtbefolgung 
des Drittverbotes 385. 

— tegen unrichtigen "Vorbringen 
bei vorläufiger Feſtſtellung des 
Lajtenftandes 168. 

Saftungsfrage, Cinvernehmung 
des Verpflichteten über 11. 

Hand wahre Hand 379, B. 2. 

Saudarbeiter 251, B. 6. 

Saudelsbetried, Empfangnahme 
der an einen 9. adreifierten Poſt⸗ 
fendungen 343. 

— €. auf 341, 343, 344. 

Sandelsbezirtögericht, Tein Exe⸗ 
futiongvollzug 23, Vdog. 8 9. 

Haudelsgeſellſchaft, Beſtreitung 
der Angehörigkeit mit Klage 36. 

— Exekution gegen 11. 

Haudels⸗ und Gewerbekammer, 
Gutachten über Schätzleute 144, 
Vdg. $ 4. 

Sandelstammerbeiträge 120. 

Sandelsmäller 268. 

— Eigentumgerwerb an durd 9. 
verkauften Sachen 269. 

Sandelsminifterinm, Entſchei⸗ 
dungen über Koften in Marfen- 
ftreitigleiten, Exelution 1, 3. 14 
Anm. 

Sanbelöredt XXI. 

Handelsrechtlicher Verkauf van 
Pfandſachen XIII, 3. 9. 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 46 
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Saudelsresikter, Anmerkung ber 
Bwangdverwaltung 842. 

— ⸗Auszug 11. 

Gandelsunteruchmung, Bivangs- 
verwaltung 342. 

Haudelsvollmacht, Widerruf durch 
den Verwalter 348. 

Haudlungen, Gebot der Bornahme 
384. 

— Erwirkung von 858, 354. 

— Erzwingung, Roften 369. 

Saudlungstommis IX. 

Sandpfand 319, 3.1. 

— für eine gepfändete Forderung 
298. 

Haudwerker 251, 8. 6. 

—- Beiziehung bei Eröffnung ver- 
fchloffener Türen 26, Anm. 1. 
Sandwmerlögegeuftände 251, 8.6. 
Sandwertsmähige Gewerbe, Un⸗ 
ſtatthaftigkeit der Zwangsverwal⸗ 

tung 341. 

Haupteinlage, Beilhaffung eines 
Buchauszuges der 183, Anm. 6. 
Saußarreit als Sicherungsmittel 

386. 
Hausbeſorger, Bezüge 120. 
Hausdurchſuchnug durch Boll» 
ftredungsorgane 26. 
SHänfer, geringſtes Gebot 151. 
— Wohnung des Berpflichteten, 
Bivangsverwaltuug 105. 
Hausgemeinſchaft, vorläufige Auf- 
nahme 382, 3. 8. 
Saußgeräte 251, 8.1. 
Haushalt gemeinfamer 105, 251, 
8. 1, 2, 3, 10; 830, 
Hausklaſſenſtener 120. 
— Steuerſchätzwert 222, Vog. 8 1. 
Haustüren, Eröffnung 26. 
Hausziusfteuer 120. 
— Gteuerwert 222, Bde. 8 1. 


Sandelsregifter — Hilfskaſſen. 


Sanssinsitenerplligtige Gebãu⸗ 
de, Schägung 144, Vdg. $ 16. 

Hebammen 251, 8. 6. 

Seiratslantionen IX, 8.1 u. 8. 

Selsefen 251, 8. 1. 

Semmende Tatſachen, Anſpruch 34. 

— Wirkung des Rekurſes 67. 

Semmung ber E. 42ff. 

— der einftweil. Berfügung durch 
Widerfprud tritt nicht ein 397. 
— der Bollitreddarkeit durch Rechts⸗ 

mittel 1, 3. 1. 

Herausgabe von beweglichen Sa⸗ 
den 846 ff. 

— Exekution auf Anfprud) auf 325 
bis 329. 

— der Gegenleiftung bei Forde⸗ 
rungsüberweifung 309. 

— von Sachen, Koften der E. 369. 
— — Pfändung der Anſprüche auf 
825. Ä 
— oder Leiftung von Sachen 879, 

382, 8.1. 

— der Urkunde über überwiejene 
Forderung 306. 

Sercesonina, E. auf Grund der 
Exekutionstitel von XIX, 86, Vdg. 

Hereditas jacens, Erefution gegen 
34. 

Sereinbringung bed Ausfalles am 
Kaufpreife gegen fäumigen Er- 
fteher 155, 278. 

— des Übernahmspreifes 204. 

Hilfsansftalten der Eifenbahnen, 
E. auf die Bezüge der Arbeiter 
IX, 8. 10. 

SilfSarbeiter bei Handiwerfsmäßi- 
gen und Tonzeffionierten Gewerben 
341. 

Hilfsban, Konzeifion 242. 

Hilfſtaſſen, Aniprüche gegen, exe- 
tutionsfrei IX, 8. 12. 








Hilfskaſſen — Intereffe. 


Hilfstafſen, vegifte., Zuſtändigkeit 
zur E. XXII. 

Sinterlegung ſiehe auch Erlag. 

— des Erloſes verkaufter gepfän⸗ 
deter Sachen 258. 

— von Geld als einftweilige Ber» 
fügung 379. 

— als GSidherungsmaßregel 879, 
8. 1, 382, 8.1. 

Sinüberleitung der E. in das neuc 
Berfahren XXXVI. 

Höchſtbetrag bei Kautionshypothe⸗ 
ken 224. 

— derKautionshypotheken, vorläufige 
Feſtſtellung des Laſtenſtandes 166. 

Höchfter Preis entſcheidet unter 
mehreren Überboten 198. 

Sofbedienftete, Bezüge IX, 8. 1, 
&el. 8 1. 

Sofgebände, E. in 31. 

Guperodn 283. 

Gupothelarforderung alsVadium 
147, 148, 188, 199. 

— Drittverbot Hinfichtlich 379, 
Anm. a, 

Supothelarslänbiger, Recht auf 
Löſchung oder Amortif. von Bor- 
hypoth. XX VIII. 

Stzpothetarklage, Anmerkung 322, 
XIII, 8. 7. 

Supsthelarsinien bei Zwangsver⸗ 
waltung 120, Anm. a. 

Shupothelenbant des Königreiches 
Böhmen IV. 

Gupathelensertififlat 133, XVI, 
Bong. 8 3. 


3. 


Jagdrechte, Exekution auf 334. 

Inhresfitenerleiftung, Grundlage 
für Ermittlung des Schäßwertes 
141, 


123 


Identität bei Auszahlung von 
Forderungen gegen Qrar 295, 
Vdg. 8 7. 

Immobilien, 
18, 8.1u. 2. 

— Erelution in Wien 23, Bdg. 82. 

Judirelte Fundierung bücherlicher 
Eintragungen 328. 

Indoſſable Papiere, einſtweilige 
Berfüg. 401. 

— — Piändung 29, 297. 

— — mit Börfenpreis dürfen nicht 
dverfteigert werden 319, 8. 5. 

— Bertpapiere und Legitimationg- 
papiere, Überweifung 304, 335. 
Induſtrie, landwirtſchaftliche 120. 
Induſtrielle Anlagen, Beſtellung 
ber Schäßleute 144, Vog. 81. 
Induſtrieprivilegien, Exekution 

auf 334. 

Inhaberpapiere, Exekution auf 
296, Aum. a. 

Yuhalt der pfandweiſen Beſchrei⸗ 
bung 92. 

— des Protofolled über mündliche 
Verhandlung 59. 

— des BVerſteigerungsediktes 170. 

— des Verteilungsbeſchluſſes 229. 


Erefutiondgericht 


— des Zuſchlagsbeſchluſſes 188. 


Inland XX. 
Inländer XX. 
Inläudifche Wertpapiere 196. 
Inuchalten mit dem Vollzug 46. 
Infertionstoften, Einbringung 
272, Anm. 2. 
Anftrnierung des Untrages auf 
Bwangdverfteigerung 133. 
Juſtrultionelle Friſten 58. 
JInutabulation ſiehe Einverleibung 
und einverleibt. 
Intereſſe wegen Nichterfüllung 
368. 
46* 
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Juterefſſen, öffentlihe, Wahrung 
bei Haftverhängung 862. 

Juternationaler Privatrechtsver⸗ 
trag 84. 

Juternationales Eiſenbahnfracht⸗ 
verkehrs⸗Ubereinkommen 286, VII. 

Internationales Eiſenbahnfracht⸗ 
verkehrs⸗ ÜÜbereinlommen, Exeku⸗ 
tion von Urteilen 84. 

Jutervention betreibenden Gläu⸗ 
bigers 16, Anm. 2. 

Invalide, Verpflegsgebühren IX, 
3.8, Gef. 8 8. 

Inpaliditätsrenten 291. 

Invecta et illata, gefeglich. Pfand 
recht 286. 

— pfandweife Beichreibung XIII, 
3. 6, 254, Anm. 1. 

Irrenauftalten, Srelution gegen 
15, Bog. 8 2. 

Irrtum im Objekte beim Zuſchlag 
187. 

Italien, Exelut. auf Eifenbahnen 
VII. 


— Gegenfeitigfeit hinſichtlich Exe⸗ 
fution 79b. 

— Handeld- und Schiffahrtsvertrag 
VII. 

Juridiſche Fakultät Wien IX, 
8. 6b. 


—$8 Doltorenlollegium in Wien IX, 
8. 60. 
dus offerendi ot succedendi 200, 


8. 2. 


8. 


Kaiſer Stanz Joſeph I., Landes- 
verfiherungsfond in Prag IX, 
3. 18. 

Kaiferliche Hofgebäude 81. 

Kaiſerliches Haus, E. in der Woh- 
nung eine? Mitglicdes 31. 


SInterefien — SKataftraloparate. 


Aulendermäßis beitimmter Fällig- 
feitötag, Borausfegung für Exe⸗ 
kutionsbewilligung 7. 

Sanzleibeamte als Vollſtreckungs⸗ 
organe 24. 

Kapital für Ausgedinge 226. 

— für bedingte Forderungen 220, 
221. 

— für betagte Forderungen 228. 

— für Dienftbarfeiten 225. 

— für Kautionshypothek 224. 

— für Reallaften 225. 

— für Renten ꝛc. 219. 

Rapitaliieruusssiusfuk, Seit 
fegung 144, Realich. Orbng. 8 19. 

Kapitalsabſchlagszaßlungen 
120, 124, 201. 

Kapitalſsbetras für Renten zc. 
211, 219. 

Kapitalswert bes Bezugsrechtes 
auf wiederkehrende ZLeiftungen, 
vorläufige Feſtſtellung des Laften- 
ftandes 166. 

Kartell, Einftellung der E. wegen 
Nötigung zum Schiebövertrag 
XXX, 89, 8. 5. 

— — gegen ungariihe Schieds⸗ 
ſprüche 86, hg. IL. 

Kaſerulommandaut, Benachrich⸗ 
tigung von der Exekution 31. 

Kaffa, Buftellung des Bahlungsver- 
botes an 295. 


Kaſſareſte, Anlegung 77. 


Kafſen beftänude fremder Eiſenbah⸗ 
nen VII. 

Kataiter, Auszug 90, 177. 

— — Beifhaffung zurSchäßung 140. 

— — Gtempelbehandlung 140. 

— — Roften der Ausfertigung 140, 
Anm. 3. 

Kataftraloperate, Einfiht durch 
Bollftredungsorgane 140, Anm.3. 


Kataftralparzellen — Klageerhebung. 


Kataſtralparzellen, 
Beſchreibung 92. 
Kaufluftige können die Liegenſchaft 

vor Verſteigerung beſichtigen 176. 

Kaunfmänniſche Anweiſungen und 
Bons 296, 297, 304, 805, 319, 
401. 

—8 Ronventionalpfandredit I. 

— Etabliffement, Zwangsverwalt 
tung 341 ff. 

— Pfandrecht XIII, 8. 9. 

Kaufpreisverteilung, Übergangs- 
beftimmungen XXXV. 

Kaution bei einftweiligen Ver⸗ 
fügungen 890. 

— Erefution auf 265. 

— der Pfandleiher IX, 3. 3. 

— Erelution der Beichlüffe über 
Berfall einer im Strafverfahren 
erlegten 1, 8. 8. 

— Berlauf von Wertpapieren 265. 

ſtautioushtzpothelen 224. 

— Anmeldung 211. 

— — zum SBerfteigerungstermin 
171. 

— Belanntgabe bei der Verfteige- 
rung 178, 

— für often der Laftenftandöfeft- 
ftelung 164, Anm. c. 

— bei vorläufiger Feſtſtellung des 
Laitenftandes 166. 

— Meiftbotöverteilung 224. 

Anutionsohligatien, Verkauf von 
XV, Bde. 8 10. 

Kautionsverhältnis 175, 224. 

Kinderaigl, Exekution gegen 15, 
Vdg. S 2. 

Kinderbewahranitalten, Exeku⸗ 
tion gegen 15, Vdog. 8 2. 

Kindergärten, Exekution gegen15, 
Vdg. 8 2. 

Kirche 250. 


pfanbweife 
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Kirche, Bücher zum Gebraude in 
251, 8. 10. 

— Erekution gegen 15, Bdg. 8 2. 

Kirchenkonklurreuzen, Exekution 
gegen 15, Bde. 8 1. 

Kirchens u. Pfründenvermögen, €. 
auf VIII, 8. 8. 

Kirchliche, Reallafteu für k. Zwecke 
XIV, 8.1. 

Klagbarkeit des E. - Anipruches 
81. 

Klage auf Beltreitung der Ange⸗ 
börigfeit an eine Handelägejell- 
ſchaft 36. 

— — ber Exekutionskraft eines No⸗ 
tariatsattes XVII. 

— auf Einftelung der E. wegen 
Differenzgefhäft oder Kartell 
XXIX, XXX. 

— auf Geltendmahung von Rediten 
an dem Erelutionsgegenitande 37. 

— — beſſeren Rechts gegen Ber- 
teilungsbejchluß 231. 

— — eines Pfand» oder Vorzugs⸗ 
rechtes 258. 

— auf nahträglihe Aufhebung oder 
Hemmung des Anfpruches 35. 

— auf Schadenerfag wegen Nicht⸗ 
erfüllung 368. 

— bei einftweil. Berfüg. für nicht 
fällige Anſprüche 391. 

— Einbringung der überwiefenen 
Forderung 308. 

— Einwendungen gegen den Ans 
fpruch durch 35, 38, 40. 

— Einwendungen gegen die E.⸗Be⸗ 
willigung durch 36, 38. 

— Erizindierungs= 37, 38, 

Klagennerlenunng in Bosnien, 
Exekutionstitel 86, Vdg. III. 

Klageerhebung durch den Ber- 
walter 109. 
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Alageerhebung bei Berweifung 
auf ben Rechtsweg 231. 

Klagen, Beitimmungen über Bu- 
ftelung 395. 

Kleiderdurchſuchnug 26. 

Kleidung, anftändige 251, 8. 5. 

Kleidungsftüde, 251, 8. 1. 

Kochofen 251, 8. 1. 

Kochſalz VIII, 3. 1, Anm. 

Kollektursgebühren ber Pfarrer, 
Mesner, Lehrer XIV, 8.1, Unm. 

Kommandant eines militärifchen 
Gebäudes 31. 

Kommanditgeſellſchaft Erekution 
11. 

Kommando, militäriiches, Anzeige 
ber Erefution an 29. 

— vollzieht Haft gegen Militärper- 
fonen, Sicherheitswachen u. dgl. 
363. 

Kommallation, Exekution der Er» 
tenntniffe und Vergleiche 1, 3. 10 
u. 15. 

Kommilfionär, geſetzliches Pfand- 
recht 286. 

Kompenfable Forberung darf nicht 
verjteigert werden 319. 

Kompenfation nad) Entitehen des 
Exekutionstitels 35. 

Kompetenz des ausländiichen Ge- 
tichtes 80. 

— Siehe Zuftändigkeit. 

Kompetenztonflitt, Sicherftelung 
XXVII, 8. 1. 

Konduttaquartal IX, 8. 8, ei. 
88, 

Konfelfionelle Schulen, Bezüge der 
Bedienfteten IX, 8. 8, Gel. 8 1. 

ſtonturrenz mehrerer Üüberwei⸗ 
fungsbeſchlüſſe 306. 


— mehrerer Forderungspfandrechte 
300. 


Klageerhebung — Koſten. 


Konkurrenzen, Exekution gegen 
15, bg. $ 1. 

Konkurs, Exekutionsbeſchraͤnkungen 
gelten auch für XII. 

Konkursausſchreibung für Stelle 
eines Schäßmannes 144, Bdg.$ 7. 

Konkursverfahren, Erelution auf 
Grund der Bergleihe, Beſchlüſſe 
und Liquidierungsprotololle 1, 
B. 7. 

Konfularbehsrden, Akte und Ur- 
kunden der, Exrelutionstitel 2. 

Konſulu, Haft gegen 886. 

Konſumiernug des Wahlrechtes 
des Verpflichteten hinſichtlich der 
Leiſtung 12. 

KRentrafte mit ürar VIII, 8. 6. 

Kontradiltoriſche Verhandlung, 
Einvernehmung iſt keine 55. 

Kontumazialfolgen 55. 

ſKonventionalftrafe bei Meiſtbots⸗ 
verteilung 216. 

Konvafation der Gläubiger 492, 
B. 6. 

Konseifion von Hilfsbauen 242. 

Konzeifionierte Gewerbe, Unzu⸗ 
läffigteit der Bwangsverwaltung 
841. 

Konzeffionsbuch 242. 

Körperliche bewegliche Sachen, E. 
auf 249 ff. 

— Übergabe nicht durchführbar 348. 


' Körperfchaften, Ianbwirtfchaftliche 


und montaniftiiche, Bermwalterlifte 
106. 

Körpernerlegung, Renten wegen 
291. 

Koftönrleiten 274, 375. 

— Bewertung gerichtlich erlegter 
259, Anm. 4. 

Koſten, Abwendung bei einftweil. 
Berfügungen 401. 








Koften — Kreditgefchäfte. 


Koften, Anmeldung zur Verteilung 
bes Berfteigerungserlöfes beweg⸗ 
liher Sachen 285. 

— Bedachtnahme auf, beim E.⸗Voll⸗ 
zug 27, 74. 

— Kollozierung bei Meiftbotöver- 
teilung 216. 

— bei Einjtelung des Verfahrens 
wegen nicht gebedter Vorhypothek 
193. 

— bei freihändigem Verlauf 288. 

— bei Verzicht auf Überweifung zur 
Einziehung 311. 

— des Kurator? zur Einziehung 
315. 

— der Einhebung der Koften 76. 

— ber einjtweiligen Verfügung 393. 

— der Erklärung des Drittfchuld- 
ner? 301. 

— der Erefution 74—76. 

— — Erfah aus dem Berfteige 
rungserlös 284, 

— — zur Erzwingung der Heraus- 
gabe von Sachen, Handlungen, 
Unterlaffungen 369. 

— der Haft 366. 

— des Haudarreftes 386. 

— ders chätzung und Verfteigerung 
bei Verteilung des Verfteigerungs- 
erlöjes 286. 


— der Verbindung mehrerer Ber: . 


lautbarungsarten 71. 

— ber Verhandlung über Anträge 
auf Einftellung oder Auffchiebung 
be3 Verfteigerungsverfahreng 203. 

— ber Verſendung gepfändeter Ge⸗ 
genſtände zum Verkaufe 268. 

— ber Berfteigerung und Schäßung, 
Abzug vom Erlös 283. 

— der Berwahrung 259, 349. 

— ber vorgängigen Schäbung be» 
weglicher Sachen 275. 
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Koften der Vornahme von Hand» 
Iungen durd einen Dritten 3583. 

— bei Verweigerung mehrerer Exe⸗ 
futionstitel 74, Anm. a. 

— der Wiederverfteigerung 155. 

— der Buziehung eines zweiten 
Sadverftändigen zur Schägung 
143. 

— der 8wangsverwaltung 120. 

— Übernahme durch Dritte 200, 
8. 1u.2. 

— unverhältnismäßige, der Auf» 
bewahrung ber Pfandftüde 273. 

Roftenbeitimmmmg 74, 76. 

Roftenerfagentiheidungen ber 
politifchen Behörden, Exekution 1, 
8. 14. 

Koſtenerſatzyſlicht bei Aufhebung 
der €. zur Sicherftellung 376. 
Koftgeld hei Bmangsverwaltung 

120, 124, Anm. a, 344. 

Krakau, Auftionshalle 274. 

Kranfe, Schonung bei Biwangsver- 
waltung 105. 

Kranlengeld 290. 

— egelutionsfrei IX, 8. 12. 

Krankenkafſen, Anmelden ber An- 
ſprüche 283. 

— Berftändigung bei €. 172, Anm. 2. 

— »Schiedsgericht, Exefution 1, 
3. 16. 

— — Buftändigkeit zur €. XXII. 

— Verbände, Schiedsgericdhte, Exe⸗ 
fution 1, 3. 16. 

Kranufendereine, Unterftühungen 
dur) 290. 

Kreditanftalt, öfterr., Privilegien 
IV. 


— Erefution auf Depots 295. 

Kreditgeichäfte, unredliche, Vor⸗ 
gänge, GSicherftelung XXVIL, 
B. 4. 
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Areditgeſchäfte betreibende An⸗ 
ſtalten, Exekutionsprivilegien V. 

Kredithtzvothel 224. 

Sreditinftitute, Schäbung des Zu⸗ 
behörs 140, Anm. a. 

Areditverhältnis 178. 

Kreuzpartikeln 250. 

Krieg, Exekution auf Schiffe VIII, 
8. 5. 

Ariegsd!euſt, in K. geftelltes Fahr⸗ 
zeug 364. 

Kriegsmarine, Erfagerfenntnifie 
der Behörden XXVII, 8. 5. 

Kroatien, Exekutionstitel 86, Vdg. 
VI bis X. 

— Exekution zur Sicherſtellung 86, 
ng. VII. 

Kroatiſche Gerichte, Exekutionsbe⸗ 
willigung durch 82. 

Qüchengeräte 251, 8. 1. 

Kuh 251, 8. 3. 

Anlturgaitung 92. 

Kultusanftalten, Exekution gegen 
15, Vog. 8 2. 

Aultusgemeinden Exekution gegen 
15, Big. $ 1. 

Aumulative PVerfteigerung meh⸗ 
rerer Sachen 178. 

Aumulierung der Exekutionsmittel 
14, 74, Anm. a. 

— — zur Sicherftellung 374. 

— mehrerer Ebilte 71, Anm. 3. 

— von Erefutiondanträgen 54, 
Anm. a. 

— mehrerer einftweiliger Verfügun⸗ 
nen 392. 

Kündigung durch den Verwalter 
111. 

— durch betreib. Gläub., Überwei- 
fung zur Einziehung 308. 

Kündigungsredht des Drittichuld- 
nerz 317. 


Kreditgeſchäfte — Ladung. 


Kündisnugsredgt des Erſtehers 
hinſichtlich übernommener Schul⸗ 
den 153. 

ſtundmachung auf 
Weiſe 25. 

— durch Edikt 71. 

— in der Gemeinde 71. 

— im Reichsgeſetzblatt 84. 

Künftler 251, 8. 5. 

Aunitobjelte 274. 

Kurator, Beſtellung bebufs Feſt⸗ 
ftellung der Verſteigerungsbedin⸗ 
gungen 162. 

— im Berfteigerungsverfahren 133, 
Anm. 11. 

— behufs Entgegennahme der Ber- 
ftändigung vom Verſteigerungs⸗ 
termin 174. 

— für Befiger von Teilfchuldver- 
fchreibungen, Beranlafiung ber 
Beftellung XXIV. 

— zur Einflagung gepfändeter For⸗ 
derungen 297. 

— Einziehung durch 314, 315. 

— zur Einziehung einer Yorderung 
wegen Verzögerung der Beitrei- 
bung 310. 

Kurs ausländiicher Baluta 261. 

Aurszettel 268. 

auxe 240, XXV. 


8. 


Ladeſcheine, Pländung 236. 

Ladung, Angabe des Antrages ı. 
der Rechtsfolgen des Nichterſchei⸗ 
nens 56. 

— zur Erledigung der Verwaltungs 
rechnung 116. 

— zur Verteilung der Ertragsüber- 
ihüffe 128. 

— zur Seitftelung ber Berfteige- 
tungsbedingungen 162. 


ortsübliche 








Ladung — Keichenvereine. 


Ladung zur Meiftbotsverteilung 
209, 210. 

— Nichtbefolgung 56, 57. 

— SBuftelung, E. auf Grund aus- 
länd. Erefutiongtitel 80. 

Lagerbeſitzſchein, ©. auf Rechte 
des Beſitzers VIII, 8. 10. 

Lagerbänfer, geſetzl. Pfandrecht 
286. 

— Materiale exekutionsfrei XI. 

Lagerpfandſchein, E. auf Rechte 
des Beſitzers VIII, 8. 10. 

Lagerſchein, E. auf Waren, hin- 
fihtlich welcher 2. ausgeſtellt ift 
VIII, 3. 10.- 

— Berlauf von Waren mit 268, 
Anm. 9. 

— Pfändung 236. 

Lagerzins 286. 

Zaienrichter, Beiziehung 50. 

Länder der ungar. Krone, E. 86. 

— €. zur Sicherftellung 373. 

Sandesausihuk, Beritändigung 
vom Rerfteigerungstermine 172. 

Landesbank von Galtzien, politi- 
fche Exekution IV. 

Sandesbedienftete IX, 3.8, Gef. 
Gel. 8 1. 

Landesfond, für 2. als Kaution 
vinkulierte Wertpapiere, Verkauf 
265. 

Landesſchützen, Bezüge IX, 8.8, 
81. 

2andesftelle, politiiche 172. 

Landessufhläge zu Steuern, E. 
1, 8. 18. 

Zandgüter, geringftes Gebot 151. 

Landtäflige Güter, Gerichtähof 
Erefutionsgericht 19. 

Laudwehr, Bezüge IX, 3.8, Gef. 
8 1. 

— Behörden XXVII. 
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Landwirtſchaft, Dienftboten und 
——— Lohnrückſtände 216, 


— Körperſchaften, Verwalterliſte 
106. 

Laſten, Beſcheinigung bei Antrag 
auf Zwangsverſteigerung 138. 

— Bewertung bei Schätzung 144, 
Vog. $ 21. 

— Einfluß auf geringites Gebot 
151, Anm. a. 

— Entſchädigungsanſprüche für 
Nichtübernahme 216, 8. 4. 

— Löſchung der eingetragenen 237. 

— Übergang der 2. der verfteigerten 
Liegenfchaft 156. 

— Übernahme durch den Erfteher 
150. 

— unmittelbare Berichtigung durch 
den Verwalter 109. 

— vorläufige Berechnung des Laften- 
ftandes 166. 

Laftenblatt der öffentlichen Bücher, 
Anmerkung ber Zwangsverwal⸗ 
tung 98. 

Laftenftand zu Hoch beziffert 206. 

— vorläufige, fiehe vorläufige Feſt⸗ 
ftelung de3 Laftenftandes. 

Legitimationspapiere, Überwei- 
fung der Forderung aus 304. 

Legitimationsurkunde der Voll⸗ 
ſtreckungsorgane 24, Anm. 4. 

Lchengüter Zwangsverwaltung 97. 

Lehensperbältniffe 109. 

Lehranftalten, Bezüge der Ange 
ftellten IX, 3. 8, Gef. 8 1. 

Lehrer, Bezüge IX, 3.8, Gef. 81. 

— 251, 8.5. 

Leichenhäufer, Exekution gegen 15, 
Vdg. 8 2. 

Leichenvereine 290. 
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Leitung von beivegl. Sachen 846. 

— der Zahlung, Beurkundung im 
Brotofolle 60. 

— oder Herausgabe 379, 382. 

— von Törperlichen Sachen, Pfaͤn⸗ 
dung der Anfprüche auf 325. 

Reiftungen dritter Berfonen an den 
Verwalter 110. 

— für kirchliche u. Schulzwede, Vor⸗ 
recht XIV, 8. 2. 

Leiſtungsfriſt, Ablauf, Voraus⸗ 
ſetzung f. Exekutionsbewilligung7. 

— €. zur Sicherſtellung vor Ablauf 
370. 

Leiſtungsverbot 331. 

Leitfaden für Bmangsverwalter108. 

Zeitung ver Verfteigerung und des 
Termines durch den Richter 177. 

Lemberg, Auktionshalle 274. 

Letter Buchſtand, Beſcheinigung 
über Zwangsverſteigerung 133. 

Liechtenftein, Gegenjeitigleit hin- 
fihtlih E. 79c. 


Lieferungsvertrag mit rar 
VIII, 8. 6. 

Liegenſchaften, exekutives Pfand⸗ 
recht 87 ff. 


— Berwaltung als Sicherungsmaß- 
regel 382, B. 2. 

— dürfen wegen Geldforderungen 
nicht mit VBeräußerungs- und Be- 
laſtungsverbot belegt werden 379. 

— nicht eingetragene, Pfandrechts⸗ 
erwerb 90. 

Ziegenſchaftsauteil, Pfandrechts⸗ 
begründung 87, 88, 89. 

— Berfteigerung 238. 

— Biwangsverwaltung 97, 99, 131. 


Liegenſchaftsbeſiiz, Einverneh⸗ 
mung über 133. 

Liegeuſchaftszubehör 140, 142 
bis 144. 


Leiſtung — Lotterieloſe. 


Liegen ſchaftazubehör, Teine be⸗ 
ſondere Exekution 252. 

Limitopreis 268. 

Liquidieruugssprototolle im Kon- 
tkursverf., Exelutionstitel 1, 3.7. 

Liquidſtelnug des Anipruches u. 
der Aktiv⸗ und Paſſivlegitima⸗ 
tion 7. 

Lizitation, ſ. Bmangsverfteigerung. 

Lizitatiousbyänen 276, Anm. 1. 

Lohn bei Meiſtbotsverteilung 216, 
83. 3. 

— der Bergbauangeſtellten 241, 246. 

— des Schiffsmeiſters VIII, 8. 5. 

— Zwangsverwaltung 120, 124, 
Anm. a. 

— hei Zwangsverwaltung von Unter- 
nehmungen 344. 

Lohnanipräde Privatbedienfteter 
IX, 8. 10. 

Löhnung IX, 8. 8, Sei. 8 3. 

— ber Schiffsmannſchaft 286. 

Lokalerhebungen bei piandweiler 
Beichreibung 93. 

Löſchnng ber Anmerkung der Über⸗ 
weifung 328. 

— der Anmerkung des Verfteige- 
rungsverfahrens 136, 237. 

— der Anmerkungen nad Einftellung 
des Berfteigerungsverfahrens 207. 

— bei Einverleibung ber Überwei⸗ 
fung an Bahlungsitatt 324. 

— von Hopothefarforderungen auf 
Begehren des beireibenden ober 
eines Nachpfandgläubig. XX VII. 

— von Wiederlaufsrechten 138, 150. 

Löſchungen, bücherliche 237. 

— — bei Übernahme einer Liegen⸗ 
ſchaft 200, 8. 1. 

Lölhungserllärungen über über⸗ 
wiejene Forderung 322. 

Kotterielofe VI, Anm. 1. 





Kottogewinfte — Meiftbotsverteilung. 731 


—— Exekutionsfreiheit 


EN Exekutionsfrei⸗ 
heit der eingehobenen Gelder X. 


M. 
Mahnverfahren, Exekution 1, 8.8. 
— E. zur Sicherſtellung 371, 8. 3. 
Mällergebühr 268. 
mala fides dritter Perſonen, 

Bwangdverwaltung 110. 

Mandatsperfahren, Exekution 1, 
B. 2. 

— €. zur Sicherſtellung 371, 3.2. 

Mangel des Nachweiſes der Ber- 
treiungsbefugnis bei Berfteigerung 
184, 8. 7, 186. 

— des Vadiums 184, 8. 5, 186. 

Mängel der Geichäftsführung bed 
Verwalters 114. 

— der Rechnung, Berückſichtigung 
116. 

— in der Tätigkeit des Kurators 
zur Einziehung 315. 

— in der Zuftelung oder Belannt- 
madjung bes Verſteigerungsediktes 
273. 

Mangelude Dedung pfandrechtlich 
fihergeftellter Anſprũche 190. 

Manifeſtationseid 47. 

Manuſchaftsgebühren IX, 8.8, 
Gef. 8 3. 

Männlidges Geſchlecht 26. 

Mappe, Berüdfichtigung bei Schät- 
zung 144, Vdg. 8 25. 

Markeunſchutzgeſetz 1, 3.9, Anm. 

Marlenſtreit, Koftenenticheidung, 
Erefution 1, 3.14 Anm. 

Rarltsäugige Waren 268, Anm. 7. 

Marktlommiſſär, Benachrichtigung 
vom Berderben zu veriteigernder 
Gegenftände 276, Anm. 1. 


Marktpreis, Verkauf von Gegen» 
ftänden mit 268. 
Materiale von Dampiichiffahrt-:c. 


Unternehmungen exekutionsfrei 
XI. 
Mediziniſche und chirurgiſche 
Witwenſozietät in Wien IX, 
B. 6d. 

mehrempfang, lÜiberweifung zur 
Einziehung 812. 


Mehrere einftweilige Verfügungen 
für denjelben Anfprud) 392. 

— Erefutionsmittel 14, 41, 877. 

— Widerſprüche 232. 

— Zwangsverwaltungen bewilligt 
100, 108. 

Mehrheit von Bezirksgerichten für 
Erefutionsvollzug 20. 

— der Entjcheidungen, feparate Ere- 
Tution 13. 

Meiitbegänftiste Nation 886, 
Anm. 2. 

Meiktbietender 184, 192, 194. 

Meiftbot, Berichtigung 146, 152, 
158, 235. 

— — Abweichung von gejeßlichen 
Vorſchriften über 214. 

— bei PBerfteigerung beweglicher 
Sachen 278. 

— bei Berfteigerung von Geldfor- 
derungen 318. 

Meiftbotsreit für den Verpflich- 
teten 217. 

— nachträglicher Erlag 235. 

Meiktbotsperteilung 209—214. 

— bei Bergwerklägegenjtänden 246. 

— Protokoll 212. 

— Übergangsbeftimmungen XXXV. 

— Berfachbuchländer XVI, Bde. 
8 28. 

— für Berpflichteten kein Kurator 
212, Anm. d. 
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meiſterkranukenkaſſen, Einbrin⸗ 
gung ber Beiträge zu 1, B. 16. 

Melierationsdarichen Ant. V. 

— bei Schägung 144, Bde. 8 21. 

metallwert 275, 277, 280. 

Miet⸗ und Pachtrechte bei Shägung 
144, Bdg. 8 21. 

Mietverbältuilfe, Cinfluß der 
Bivangsverwaltung auf 111. 

Mietverträse, Abſchluß auf orts⸗ 
übliche Dauer durd) den Berwalter 
111. 

Mietzins, Exekution wegen IX, 3-8, 
Gel. 8 3. 

— Gicdherftelung durch pfandweiſe 
Befchreibung XIII, 8. 6. 

Mmilchkuh 251, 8. 8. 

militär, Verträge, abgeichloffen 
von VIIL, 8. 6. 

— Widerſtand durch Militärperio- 
nen 26. 

militärbehörden im Auslande, 
Akten und Urkunden, Exeku⸗ 
tion 2. 

Militärbeiratslaution, Exeku⸗ 
tion auf Kapital IX. 

— — auf Zinſen IX, 3. 8, Gel. 
84. 

— Bfändung 29. 

Militäriſche Aſſiſtenz 26. 

— Erſatzerkenntniſſe, Exekution 1, 
3. 10. 

— — Sicherſtellung XXVII, 8. 5. 

— Gebäude, Exekution in 31. 

— Kaſſen, Exekution auf Zahlungen 
295. 

— Monturd- und Rüftungsftüde VI, 
Anm. 

Militärfommande, Unzeige von 
Erelution 29. 

Militärperfonen, Dienftcsbezüge 
IX, 8. 8, Gef. 8 1. 


-- Mobilarmeiftbot. 


Militärperfonen in Ausübung 
des Dienftes befindlich 29. 

— aktiv dienende, Haft gegen 363, 
386. 

— Buziehung zu Exelutionshand⸗ 
lungen 31. 

— Bmangsmaßregeln gegen 363, 
Anm. 2. 

Militärpetiseiwacdhlorps, 
züge IX, 8. 8, Gel. 8 1. 

Militärpolizeiwache, Halt gegen 
Mitglieder 863. 

Militärwachkorps, Bezüge IX, 
8. 8, Gef. 8 1. 

Minderiäßrige, Exekution gegen 
89, 8. 3. 

Mineralien, Ungabe bei Berg⸗ 
werten 242. 

Mitbefig des Verpflichteten, Vor⸗ 
ausfegung für zwangsweiſe Be⸗ 
ſchreibung 91. 

— Zwangsverſteigerung 
8. 1. 

Mitbieten der Bollftredungsorgane 
und Schäßleute 264. 

Miteigentumsrechte fiche Liegen- 
ſchaftsanteile. 

Mmiteigentümer, Vernehmung bei 
wichtigen Verwaltungshandlun⸗ 
gen 112. 

— Zwangsverwaltung 99, 180. 

Mmitteilungen bei einer Exeku⸗ 
tionshandlung 72. 

Mitwirkung eines anderen Ge⸗ 
richtes 69. 

Mobilarexekution, Üübergangs⸗ 
beſtimmungen XXXIV. 

Mobilarfeilbietung, übergangs⸗ 
beſtimmungen XXXIV, Anm. a. 

Mobilarmeiſtbot, Berückſichtigung 
von Pfandforderungen 285, 
Anm. a. 


Be 


133, 





Mobilifierung — Namenobligationen. 


Mobilifierung, Unterbrechung ber 
Haft 364. 

Monitoriſche Friſten 58. 

Monopolsagegeuſtäude VIII, 

8. 1. 

Montaniſtifche Körperſchaften, 
Verwalterliſte 106. 

— Betriebe, Beſtellung der Schätz⸗ 
leute 144, Bdg- 8 1. 

Monturs⸗ und Rüftungsftüde VI, 
Anm. 

Mündliche Aufforderungen und 

Mitteilungen bei Exekutionshand⸗ 
lungen 72. 

— Rechnungslegung 115. 

— Berhandlung (Aufzählung der 
Fälle) 55, 59, Anm. a. 

— — Ausbleiben von 56, 57. 

— — Beftimmungen der 8PO. 
über 78. 

— — nicht öffentlih 59. 

— — über Aufhebung und Ein- 
fchräntung eimftmweiliger Verfü⸗ 
gungen 399. 

— — Einftelung der Exekution 45. 

— — über Einftellungs- und Auf⸗ 
fchiebungsantrag, Verſteigerung 
203. 

— — Widerſpruch gegen Exeku⸗ 
tion 83. 

— — über Berteilung des Berftei- 
gerungserlöfes beweglicher Sachen 
285. 

— — über Widerſpruch gegen einft- 
weilige Verfügung 398. 

— MWeifungen an Vollſtreckungs⸗ 
organ 61, Anm. 3. 

Munition verbotene «VI, Anm. 

Muͤndliches Vorbringen 53. 

Münsen, Berechnung des Wertes 
261. 

Mutwillensſtrafe 168, 394. 
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Nachlaßzkurator 34. 
Nachlaßznachweifnung, Halt be⸗ 


hufs eidlicher Angabe über 860. 

Radlakvermägen 31. 

— Bertreter 34. ⸗ 

Nachhtzpothekar kann Löſchung 
vorangehender Pfandrechte be⸗ 
gehren XXXVIII. 

Nadftebung, bücherlich eingetra⸗ 
gene 218. 

Nachtragssverteilung 233. 

Nachträgliche Änderungen am 
Grundbuchsſtande, vorläufige Feſt⸗ 
ſtellung des Laſtenſtandes 191. 

— Aufhebung des Exekutionstitels 
ohne Einfluß auf Erſteherrechte 
188. 

— Belaſtung einer zu verſteigernden 
Liegenſchaft 136. 

— Beſtimmung der Einhebungs⸗ 
koſten findet nicht ſtatt 76. 

— Ergänzung der Barzahlung 2385. 

Nachträgliches Verlangen ber 
Barzahlung 171. 

RNachweis über Börſen⸗ oder Markt⸗ 
preis 288. 

Nachtzeit, Exekution zur 30. 

Nahrungsmittel 251, B. 2. 

— Berfteigerung 276, Anm. 1. 

Ramen der Parteien, Angabe im 
Beichluß 683. 

— der Bieter, Protokoll 194, 3. 3. 

Namenaktien, Biändung 236. 

— Umſchreibung nad; Verlauf 268, 
Anm. 9. 

Ramenobligationen, Berlauf268. 

— Exekution auf öffentlihe XV. 

— Freifchreibung XV, Bdg. 8 7. 

— überweiſungsbeſchluß XV, Bbg. 
g 4. 

— Umſchreibung XV, Bde. 8 5. 
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Ramenpapiere, Verlauf 268. 

Naphthabuch 248. 

Naturalbezüge, Veranſchlagung 
bei Berechnung des exekutions⸗ 
freien Bezuges IX, 8. 8, Geſ. 8 4. 

Raturalienunteritüuuns 251, 
B. & 

Raturalleilttungen bei Ausge⸗ 
Dingen 226, 380. 

Nebenforderungen, Anmeldung 
zur Berteilung bes Berfteigerungs«- 
erlöfes 285. 

NRebengebühren, Angabe im Be- 
ſchluß 63. 

— Berichtigung vor dem Kapitale 
bei Unzulänglichleit de Meiſt⸗ 
bote3 216. 

Rebeninterbention bei Einkla⸗ 
gung einer zur Einziehung über- 
wiejenen Forderung 310. 

Nennwert der Geldforderung, Aus⸗ 
tufspreiß 818. 

Neuer Berfteigerungstermin infolge 
Berfagung des Zuſchlages 185. 

— Bermwalter, Ernennung 114. 

Neuerliche Überweifung derſelben 
Forderung unzuläffig 805. 

— Berfteigerung nah) Zuſchlags⸗ 
verfagung 188. 

Nenerliches Berteilungsverfahren 
233. 

Nichtbefolgung des Drittverbotes 
385. 

Nicht eingetragene Liegenſchaften, 
Beicheinigung über Beſitz und 
Belaftung 133. 

— — — Eilt zur Anmeldung ber 
Nerhte 145. 

— — — Exekutionsgericht 18, 3. 2. 

— — — Pfandrechtserwerb 90. 

— — — pfandweiſe Beſchreibung 
bei Zwangsverſteigerung 418. 


Namenpapiere — Rotariatskaution. 


Richt eingetragene Liegenſchaften, 
Berfteigerung 137. 

— — — Berfteigerungsebilt 170. 

— — — Zwangsverwaltung 102. 

RNichterfülung, Schadenerſatzklage 
368. 

Nichterſcheinen zur mündlichen 
Verhandlung oder Einvernehmung 
56, 57. _ 

Nichterzielung des geringiten Ge⸗ 
botes 151. 

Nichterzwing bare Handlungen 81. 

Nicht liquide Forderungen, Exe⸗ 
kution auf IX, 8. 5. 

— öffentliger Ort, Anhaltung an 
386 


Nichtſtreitige Rechtsangelegenhei- 


ten, Exekution der Berfügungen 
in 1, 8. 6. 

Nichtübereinttimmung des Bu- 
ſchlages mit den Alten 187. 

Nichtverſtändigunug vom Verſtei⸗ 
gerungstermine183,3.3,186,X VI. 

NRichteollsng einer bewilligten ober 
bei der Pfändungsvornahme be⸗ 
antragten Berwahrung 259. 

Nichtvornahme einer Exekutions⸗ 
handlung, Gebührenfreiheit der 
Berichte 25, Anm. 3, 60, Anm. 4. 

Notar, Aborbnung zur Schägung 
144, bg. 8 28. 

— Erlag der Sicherheit bei Über- 
bot 196. 

— Übertragung von Vollſtreckungs⸗ 
handlungen 24. 

Notariatsatt, Beitreitung der 
Erelutionstraft XVII. 

— eretutionsjähig 1, 3. 17. 

— Exekution zur Sicherftellung 370, 
Anm. a. 

Rotarintslantien, Erelution auf 
XI, 8. 2, 286. 


Notariatstaution — Öffentliche, 


Notariatstaution, Verſtändigung 
von Exekution auf I, Anm. 2. 

Notfriften 58. 

Notſtaud 251, 8. 8. 

Rotftandsunteritüuungen 251, 
8. 4. 

Notwege, Dienftbarkeiten 150, 171, 
216. 

— bei Schäßungen 144, Vog. 8 21. 

Rotwendigleit des Exekutions⸗ 
vollzuges 27. 

Rotifikation 308. 

— in Anſehung gepfändeter Wert⸗ 
papiere 297. 

Notorietũt 55, 91. 

Rosa im Rekurs 65. 

Nobdation nad, Entftchen des Ere- 
kutionstitels 85. 

Nutzungen, Exekution auf, Zwangs⸗ 
verwaltung 97. 

— exekutionsfreier Tiere 119, Anm. a, 
351, Anm. d. 

— ber verfteigerten Liegenfchaft, 
Übergang 156. 


O. 


Obdachloſe, Aſyl für, Exekution 
gegen 15, Vdog. 8 2. 

— Bürforge für, bei Delogierung 
349, Anm. 4. 

Oberflaãche, Leiftungen an ben Be- 
fißer 241, 246. 

Oberlandesgericht bewilligt Über- 
tragung einzelner Alte des Ere- 
kutionsvollzuges 21. 

— beſtellt Schäßleute für größere 
Güter 144, Vog. 8 1. 

— ordnet Verbindung mehrerer Exe⸗ 
kutionen an 22. 

Oberithofmarſchalamt, Vornah⸗ 
me von Exekutionshandlungen 31. 
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Obligationen, öffentliche, auf Na⸗ 
men und vintulierte, Exekution 
auf XV. 

— — auf Namen, Verkauf 268. 

— — Bfändung 295. 

Obſternte, Schägung 140, Anm. 4. 

Dfen 251, 8. 1. 

Offenbar mutmwillige Erwirkung 
einer einftweiligen Berfügung 894. 

— überflüffige Rumulierung meh- 
terer Exekutionsmittel 14. 

Offenbarungseid 47. 

— Haft zur Erzwingung 48, Anm. a. 

— Vormerk über 49. 

Offene Hanbelsgefellihaft, Exeku⸗ 
tionstitel gegen 11. 

Öffentlich beglaubigte Urkunden 
7, 46. 

— mündliche Berhandlung 59. 

— stechtliche Entſcheidungen, Exeku⸗ 
tion 1, 8. 12. 

Öffentliche Abgaben, Exekution 
auf Bezüge der Privatbedienſteten 
IX, 8. 10. 

— — unmittelbare Berichtigung 
120. 

— — Unmeldung zum Serfteige- 
rungstermine 172. 

— — Belanntgabe bei der Berftei- 
gerung 178. 

— — Meiftbotsverteilung 216, 8. 2, 
217, 8.1. 

— — SBerteilung des Verkaufs⸗ 
erlöfes 286. 

— Unftalten 15, 39, 8. 4, 172. 

— Blätter, Belanntmachung der 
Bwangsverwaltung eines kauf⸗ 
männiſchen Etabliſſements 342. 

— Bücher, ſiehe Anmerkung und 
bücherliche. 

— — Anmerkung des Verſteige⸗ 
rungstermines 178. 


136 


Öffentlige Bücher, Begründung 
des exekutiven Pfandrechtes 88 ff. 
— — Zwangsverwaltung auf ein- 
getragene Liegenſchaften 98—101. 

— Bebienftete, Haft 362. 

— gemeinnüßige Anftalten, Exeku⸗ 
tion gegen 15, 89, 172. 

— Sinterefien bei Exekution gegen 
Gemeinden 15. 

— Kaſſen, nicht liquide Forderungen 
an IX, 8.5. 

— — Unterftüßungen durch 290. 

> — Ramenobligationen, Verlauf 263. 

— — Exekution auf XV. 

— Ordnung 81. 

— Organe, Berftändigung von den 
weiteren Vorkommniſſen bes Ber- 
fteigerungsverfahten® 170, 172, 
205. 

— — Ladung zur Meiftbotövertei- 
lung 209. 

— Gicherheit, Interefien, Wahrung 
bei Haftverhängung 362. 

— Urkunden 46. 

— — Erelutionsbewilligung 7. 

— Berlautbarung ber Einjtellung 
oder Auffchiebung des Verſteige⸗ 
rungsverfahrens 205. 

— VBerfteigerungslofale 274. 

— Berwaltung, Fond 39. 

— — unter d. V. ftehender Fond, 
Forderungen gegen 295, 300. 
Öffentliger Fond, Bezüge der Be⸗ 
dienfteten IX, 3. 8, Gef. 8 1. 
— — Erefution auf Forderungen 

gegen 295, 300. 

— Verkehr, Aufrechthaltung 28. 

— Haft gegen Bedienſtete 362. 

Offentlihes Amt, Haft gegen in 
einem d. U. ftehende Berjonen 
862, 

— Haftlofal 360. 


Dffentlihe — Pachtzins. 


Öffentlichteit der Vermögensan⸗ 
gabe und Eidezleiftung 48. 

— des Berfteigerungstermines 177. 

Oppoſitiousgeſuch 40. 

Oppoſitionallage 35. 

Orden 251, 8. 12. 

Draunug beim Berfteigerungster- 
min 177. 

— bei SBeriteigerung beweglicher 
Sachen 377, Anm. 3. 

DOräunugsftrafe gegen ben Ver⸗ 
walter 115, 118. 

Ort der Berfteigerung 177. 

— — beweglicher Sachen 274. 

Ortsgemeinde, Crelution gegen 
15, Bde. 8 1. 

Drisäblige Dauer der Mietver- 
träge 111. 

— Rundmahung 35, 71. 

— Berlautbarung 9. 

— — des Verſteigerungstermines 
171. 

— — der Zwangsverwaltung eines 

5 Unternehmens 342. 

Dfterr.sung. Bant, Exekution auf 
Roten VII. 

— — — auf Werteffekten 295. 

— — politifche Srefution IV. 

== Brivilegien IV. 

Hſterreichiſche Staatsangehörige, 
Berfonenitand 81. 


P. 

Pachtrechte bei Schäßung 144, 
Bdg. 8 21. 

Pachtverhältniffe, Einfluß der 
Bwangdverwaltung auf 111. 

Bachtzins, Sicherfiellung durch 
pfandweife Beſchreibung XIII, 
8. 6. 

— Berückſichtigung bei Schägung 
144, Bog. $ 17. 











Pachtzinsraten — Pfandredt. 


Pachtzinsraten, Behandlung als 
Ertragsüberfchüffe 340. 

Paketboote, Exekution auf fran- 
zöſiſche VII. 

Paritionsfrit, Ablauf, Exeku⸗ 
tion 7. 

— Erelution zur Sicherftellung vor 
370. 

Parteien, Redt, Protokollierung 
zu verlangen 59. 

Bartieuweife Übernahme gepjän- 
deter Sachen 271. 

— Berfteigerung 276. 

Parzellen, Zwangsverwaltung ein- 
zelner 131, Anm. a. 

Parzellenunummern 92. 

Patentamt, Entiheidungen, Exe⸗ 
futionstitel 1, 8. 10, Anm. 

Patentgerichtshof, Entſcheidun⸗ 
gen, Erefutiongtitell, 3 10, Anm. 

Patentgeſetz, Erſatzanſpruch wegen 
einftweiliger Verfügungen 394. 

Patentrechte, Exekution auf 331, 
Anm. 8, 334. 

Patronat XIV. 

Patronntslaften bei Schäbung 
144, Bbg. 8 21. 

Benfionen aus Stiftungen und 

Anſtalten 291. 
der im öffentlichen Dienſte 

ftehenden Berfonen IX, 3. 8, Geſ. 

8 2. 

— nicht im Öffentlihen BDienfte 
ftehender Perſonen IX, 8. 10. 
Benfionierung, Piändung der Be- 

züge 299. 
Peuſionsinſtitut für Wiener Hand- 
lungstommis IX, 8. 6a. 
Peremptoriſche Friſten 58. 
Perſonalarreft, Befreiung, über⸗ 
gangsbeſtimmung XXXIX. 
— Haager Konvention 84. 


Geſ. Slg. VI, 8. Exekutionsordnung. 
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Perſonalſchulduer, Befreiung in⸗ 
folge Schuldübernahme durch Er— 
ſteher 171, Anm. a, 228. 

Perſonalzulagen IX, 3. 8, Geſ. 
81. 

— ber im Ruhegenuß jtehenden 
Berjonen IX, 3. 8, Gef. 3 2. 
Perſonenſtand eines öſterr. Staats⸗ 

angehörigen 81. 

Perſönliche Ausübung der Be— 
ſchäftigung 251, 3. 6. 

Perſönlich Haftender Gefellichaiter, 
Erelution gegen 11. 

— — Beitreitung der Eigenſchaft 36. 
Pfand, Ort des Pf. maßgebend für 
Erekutiongbewilligung 4, 8. 6. 

Pfaudbriefe 171. 

— Egelution auf die Dedung VII. 

Blaudleigergewerbe, Kaution 
286, IX, 2. 3. 

— Geltendmachung des Pfandrech⸗ 
tes I, Anm. 2. 

Pfaudleihgeſellſchaft in Wien I, 
Anm. 2. 

Pfaudrecht, Einichräntung 96. 

— (Einverleibung 88. 
an gepfändeten Forderungen 

294. 

— an fpäter fällig werdenden Zin⸗ 
fen 29. 

— Dritter 258. 

— Üinverleibung im Range der 
Anmerkung des Verſteigerungs⸗ 
verfahrens 208. 

— exekutives 87 ff. 

— — übergangsbeſtimmungen 
XXXIV. 

— Geltendmachung nach Handels⸗ 
recht XIII, 2. 9. 

— Meiftbotöverteilung 216, 8. 4. 

— Mobilarmeifthotsverteilung 285, 
Unm. a. 


47 
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Standredst der Steuern, Meiftbots- 
verteilung 216, 8. 2, 217, 
8.1. 

— vertragsmäßiges, Verwandlung 
in ein exekutives 89. 

Pfandrechtlich fichergeftellte For⸗ 
derung, Feſtſtellung bed Laiten- 
ſtandes 164. 

— ſiche rgeſtellte Gläubiger 158. 

Pfaudrechtsbegründung, 
zwangsweiſe 87 ff. 

— — in Berfachbuchländbern XVI, 
Bdg. 8 8. 

Pfandrechtscharaklter des Va⸗ 
diums 149. 

Pfaudſtücke, Verkauf 264—282. 

— Verwahrung 259-3262. 

— Verfahren mit nichtverkauften 
279, Anm. 1. 

— übermäßige Koften der Wufbe- 
wahrung 273. 

Pfändnung abgejonderter Früchte 
119. 

— anderer Vermögensrechte als obli⸗ 
gatoriſcher 331. 

— von Anſprüũchen auf Herausgabe 
von Sachen 325. 

— Auswahl ber zu pfändenden 
Gegenftände 258, Anm. 2. 

— beweglicher Sachen 249, 253—257. 

— Einſchränkung 268. 

— Einwendungen bes Verpflichteten 
oder dritter Berfonen 253, Anm. 4. 

— als Exekution zur Sicherftelung 
374. 

— von Geldforderungen 294—302. 

— gleichzeitig bewilligt mit Verkauf 
264, Anm. 2. 

— Priorität des Forderungspfand⸗ 
rechtes 300. 

— Rang der Pfandrechte 256, Anm.a. 

— und Überweiſung, Entſcheidnug 


Pfandrecht — Pfründeneinkommen. 


über gleichzeitigen Antrag 303, 
Anm. a. 

Pfändung, Umfang 258, Anm. 2. 

— unzureichende Ergebnis 253, 
Anm. 2. 

Bfänpungsalten 210. 

Blänsungsantrag beit. Forde⸗ 
zungen, Entſcheidung über 294, 
Anm. a. 

Bfäupungsbewiligung, Buftel- 
fung 253. 

— Rechtslraft 266. 


- Bfänbungspratofell 253, 254, 


259, 296, 300. 

— Abſchrift zum Verkaufsantrag 
entbehrlich) 264. 

Bfäubunssregiiter 254, 255, 264, 
279, 282. 

— Erſichtlichmachung politifcher 
Pfandrechte 254. 

— in Wien 23, Vdg. 8 4. 

Pfaudweiſe Veichreibung von Lie- 
genſchaften 90 ff. 

— — Abfchriften bei Antrag auf 
Bimwangdverfteigerung 138. 

— — Anmerkung ber Zwangsver⸗ 
waltung auf Brotofoll über 102. 

— — Benachrichtigung der Parteien 
von, Anordnung 92. 

— — Vollzug 98. 

— — eines Rechtes 331. 

— — Inhalt 9. 

— — der invocta et illata XIII, 
8. 6, 254, Anm. 1. 

— — Berlautbarung 95. 

— — bei Berfteigerung 134. 

Plarrbantoufnrrensen, Exelu⸗ 
tion gegen 15, be. 8 1. 

Biarrgemeinden, Exekution gegen 
15, ®bg. $ 1. 

Pfründeneinkommen IX, 3. 8, 
Geſ. 81. 











Pfründengelder — Priorität. 


Plrüudengelder 290. 
Pfründenvermögen, 

auf VIII, g. 8. 
Politiſche Behörde, Erklärung 

über Erelution gegen Gemeinden 

und Anftalten 15, 89, Vdg. 883,5. 
— — Mitwirkung bei Beftellung ber 

Schäbleute 144, Vdg. 88 3, 4. 
— — Erelution der Entfcheidungen 

1, 3. 10 u. 12. 

— — erwirkt GSicderftellung von 

Ürarialforderungen III, Anm. 2. 
— — Berftändigung vom Verfteige- 
- rungstermin 172. 

— — Bollzugsgewalt III, Anm. 3. 
— Exekution bleibt unberührt III. 
— — Erfihtlihmahung im Pfän- 

dungsregiſter 254. 

— — Erelutionsbeichränfungen be- 

achten III, Anm. 8. 

— — Erfzindierungsflage II. 
— — für Banken und Anftalten IV. 
— — Wahl zwiſchen gerichtlicher 

u. politifcher Exekution III, Anm.3. 
— — Verhältnis zur gerichtlichen 
Exekution 257, Anm. 2. 

— — Bufammentreffen mit gericht- 

licher Exekution 254, 257. 

— — auf Forderungen 296. 
— Gegueftration III, Anm. 83, 97. 
— Landesitelle, Berftändigung vom 

Berfteigerungstermin 172. 
Polizeibehörden, Vergleiche vor, 

Erekution 1, 8. 15. 

— Bollzugögewalt III, Anm. 3. 
Portugieſiſche Konfuln, Haft 386. 
Pofſtanweiſung 46. 
Poſtanfgabeſchein 46. 
Poftdieufſt, Befugnifie der Boft- 

meifter VIII, 8. 7. 
RBoftmeilter, Exekution gegen VILL, 

8. 7. 


Erelution 


| 
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Pojitſchiffe, franzöſiſche VII. 

Poftſenduugen, Empfangnahme 
durch den Verwalter 343. 

— Erxefution auf VIU, 8. 7. 

Poitiparlafle, Auszahlung des 
Meiftbotes im Wege 285, Anm. a. 

Poſtſparkaſſeneinlagen IX, 3.4. 

Poſtſparkaſſeneinlagebücher kein 
geeignetes Vadium 149. 

Poſtzuſtellung unzuläſſig 294. 

Präbeuden der, Stiftedamen IX, 
8.7 

Prällufion von Anträgen, Erinne- 
rungen, Einwendungen und Wider 
fprüchen 57. 

— der Rechte Dritter gegenüber 
Berfteigerung 170. 

— de3 Widerfpruch3 gegen Bus 
ſchlag 182, 

Prällufinfoigen 56, Anm. a. 

Prag, Exelutiondgericht23, Bdg.$ 6. 

— Nuttionshalle 274. 

— Gebühren für Kommiffionen in 
24, Anm. zu Bog. 8 8. 

Prager Kaiſer Franz Joſeph⸗Lan⸗ 
deöverjicherungsfond IX, 8. 13. 
— Witwen⸗, Waifen- und Taub- 
ftummeninftitut IX, 3. 6f.- 
Pramienſchuldverſchreibungen 

VI, Anm. 
Prauotation ſiehe Vormerkung. 
Präfentationen in Anſehung ge» 
pfändeter Wertpapiere 297, 308. 
Brätiofen fiche Koftbarleiten. 
Preis bet Übernahme ber zu ver- 

fteigernden Liegenſchaft 200, 8. 1. 
Priorität, beite 190, 206. 

des Befriedigungsrechtes bei 
Zwangsverſteigerung 185. 
— — bei Zwangsverwaltung 104. 
— ber Rapitalien, maßgebend für 

Nebengebühren 216, 217. 

47* 
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Brivrität von Pfandrechten an be= 
weglichen Sadıen 256. 

-— mehrerer Pfändbungen von For⸗ 

derungen 800. 
fiheritelungsmweifer Exekution 

XXXVIII. 

Prioritãtazeſſion 218. 

Privatrechtliche Anſprüche, Ent- 
ſcheidung der Verwaltungsbehör⸗ 
den über 1, 8. 10. 

— — im Strafverfahren, Erefution 1, 
8.8. 

— — Bergleihe über, Exekutions⸗ 
titel 1, 8. 5. 

Prisatbedienftete, Exekution auf 
Bezüge IX, 8. 10. 

Privatdienſt, Exelution auf Ve⸗ 
züge aus IX, 3. 10. 

Brisatpenfionsiuhtitut für Wie- 
ner Handlungstonmis IX, 8. 6a. 

Privatrechtsuormen XXI. 

Privilegien 251, 8. 7. 

— Exekution auf 334. 
— über Erelutionsbefreiung 292. 
— der öfterr..ung. Bank, Boden⸗ 
freditanftalt, Kreditanſtalt 295. 
Profefforen, Bezüge IX, 3.8, Gef. 
81. 

Prokura, Widerruf durch Verwalter 
343. 

Prorogierter Gerichtsſtand 51. 

Proteiterbebung in Anſehung ge⸗ 
pfändeter Wertpapiere 297, 808. 

Protsfohl, Anbringen zu 58. 

— Abſchrift des Exekutionsantrages 
53. 

— Beurkundung der Aufforderungen 
und Mitteilungen 72. 

— Feſtſtellung einzelner Erklärungen 
59. 


— Unterſchrift 59. 
— über Einvernehmung kein P. 55. 


— — — — ——— — —— — — — — — — — — — — — — 


Priorität — Prozeßgericht. 


Protokoll über Erklärung des Dritt⸗ 
ſchuld⸗ ners 301. 

— über mündliche Verhandlung 59. 

— über pfandweije Bejchreibung 92. 

— Anmerkung auf 9. 

— über pfandweife Befchreibung, 
Beiſchaffung zur Verteilungstag⸗ 
ſatzung 123. 

— über Meiſtbotsverteilung 213. 

— über Schätzung 144, Vdg. 8 28. 

— über den Berfteigerungdtermin 
194, 279. 

— über Bollitredungshandlungen 60. 

— über Wegnahme von Sachen 346, 
Anm. 8. 

Brotstolarifges Anbringen ber 
Erflärung bes Drittſchuldners 301. 

— — des Erefutiondantrageß 53. 

— — ber Berwalterrehnung 115. 

— -— ber Berfteigerung3bedingungen 
145. 

Protokolliernug der Verwaltungs⸗ 
rechnung 115. 

Protokolisabſchriften 53. 

Provifionen nicht im öffentlichen 
Dienfte ftehender Berfonen 1X, 
3. 10. 

Probiſoriſche Alinientation 382, 
8. 8. 

— Sicherſtellungsmittel, Übergangs- 
beftimmungen XXXIX. 

—  Gicherftellungsmaßregeln ſiehe 
einftweilige Verfügungen. 

Prozefſe im Laufe und aus Anlaß 
bes Exekutionsverfahrens, Zu⸗ 
ſtaͤndigkeit 17. 

— Wiedereinſetzung 58. 

Proschserit, Bewilligung uud 
Bollzug einftweiliger Verfügungen 
387. 

— enticheibet über Aufhebung einft- 
weiliger Verfügungen 891, 





Prozeßkoſten — Nealiteuer. 


Broschloften, Barberichtigung aus 
dem Metitbot 152. 

— bei Meiftbotverteilung 216. 

— bei Berteilung der Ertragsüber- 
ſchüſſe 125. 

— Berteilung de3 Erlöfes beiveg- 
licher Sachen 286. 

Brosehloftenfiherbeit, 
Konvention 84. 

Pulvererzengung, Befugnis zur 
VIII, 3. 3. 

Pupillarſicherheit 96. 

Pupillengelder, größere Sicher⸗ 
heit als für Anlegung von P. 86. 

Purgatio morae, bei Wiederver⸗ 
fteigerung 154. 

Prüfung der Bornahme der Ber: 
ftändigungen vom Berfteigerungs- 
termin 175. 


Haager 


Q. 


Quartieraäquivalent IX, 3. 8, 
Geſ. 8 3. 

Quartiergelder, Exekution auf 
IX, 8. 8, Gef. 8 3. 

Quittung 236, 261, 313. 

— des Vermalter3 109. 

— des Vollitredungdorganes 25. 


NR. 


Rahmen von Bildern 251, 8. 11. 

Rang des Befriedigungsrechtes des 
&läubigers bei Berfteigerung 135. 

— der egelutiven Pfandrechte 256, 
Anm. a. 

— Dei gleichzeitiger Pfändung 256 

— bei Prioritätszeffion 218. 

Nangorbuung, Anmeldung 211. 

— bei Bergwerlen 246. 

— der Berichtigung der Auslagen, 
Biwangsverwaltung 121. 
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Nangordunng bei Forderungs⸗ 
pfändung 295, 300. 

— bei mehrfacher Pfändung bücherl. 
fihergeftellter Forberung 820. 

— bei mehreren Überweifungen 305. 

— der Pfandrechte an Namen= oder 
vinfulierten öffentlihen Obliga⸗ 
tionen XV, Vdg. 8 3. 

— bei Verfachbuch XVI, Bog. 8 6. 

— bei Berteilung des Erlöfes be> 
weglicher Sachen 286. 

— für Verteilung der Ertragsüber- 
ſchüſſe 124, 125. 

— der Zufchläge 216, 3. 2. 

Natengeſchäfte, E. gegen PBräftie- 
rung der Gegenleijtung 8. 

Ratenzablungen, unmittelbare 
Berichtigung bei Zwangsverwal⸗ 
tung 120. 


Räumung von unbeweglichen 
Sachen 849. 

Räumungstlage bes Berwalters 
111. 


Realifierung einer überwiejenen 
&eldforderung unmöglich 817. 
Reallaften für kirchliche und Schul= 
zwecke XIV, 8. 1. 

— Anmeldung des Entſchädigungs⸗ 
betrages 211. 

— Aufhebung 227. 

— Dedung für 216, 8. 4. 

— Schäbßung 144. 

— Übernahme in Anrechnung auf 
Meiftbot 225. 

— Übernahme durch den Erfteher 
150. 

Renlihähnngsorbunng 144. 

Nenlitener 172, 216. 

— Ertrag, Grundlage für Ermitt- 
lung des Gebäudewertes 141. 

— Meiftbotsverteilung 216, 3. 2, 
217, 8.1. 


142 


Nealitener, unmittelbare Berichti- ' 


gung bei Zwangsverwaltung 120. 

Neaffiumierung ber Erelution 39, 
8. 6, Anm. 

Nechnuungsbücher des Verwalters 
115. 

Nechnungslegung des Verwal⸗ 
ters 115—118. 

Nechnungsmängel, Berückſichti⸗ 
gung 116. 

Nechnuungsaperioden, Feſtſetzung 
der Entlohnung und Auslagen 113. 

— Berteilung der Ertragsüberfchüffe 
122. 

Nechunugsverſtändiger, Verfaſ⸗ 
ſung der Verwaltungsrechnung 
durch 115. 

Rechte, bücherliche, Löſchung 237. 

Nechtfertigung einer Vormerkung 
228. 

Rechtfertigungsfriſt und-Prozeß 
hinſichtlich vorgemerkter Forde⸗ 
rungen 166. 

Nechtliches Intereſſe 73. 

no der Nichterfcheinens 


— Vornahme durch 
den Verwalter 109. 

Rechtshandlungen des Verwal⸗ 
ters 109, 343. 

Nechtshilfe zur Zuftellung der La⸗ 
dung oder Verfügung 80. 


— für Vollzug einftweiliger Ber- | 


fügungen 887. 

Nechtskraft des Beichluffes über 
Einftelungs- und Aufidiebungs- 
anträge, Feſtſtellung der Veritei- 
gerungsbedingungen 168. 

— des Einftelungsbefchluffes 130. 

— des Erfagerlenntniffes bei Auf⸗ 
hebung einftweiliger Verfügungen 
394. 


— — — — — —— — — — — — — 


| 
| 
| 
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Healfteuer — Regierungskommiſſär. 


Nechtskraft, Erekution zur Sicher⸗ 
ftelung vor 370. 

— der Pfändungsbemwilligung vor 
Verlauf gepfänbeter Sachen 266. 

— der Überbotsannahme 199. 

— ber Berfteigerungdbedingungen 
und »Bewilligung vor Termin 169. 

— Borausjegung der Erefution 1, 
8.1. 

— Vorausſetzung für Einſchränkung 
des Pfandrechtes 96. 

— Vollzug vor Eintritt der 67. 

— Rechtskraft der Zuſchlagsver⸗ 
ſagung 188. 

— ⸗Beſtaͤtigung, Stempelbehandlung 
54, Anm. 1. 

— ⸗Klauſel 54, 80. 

— ungar. Erelutionstitel 86. 

RNechtsnachfolge, Beitreitung mit 
ſtlage 36. 

Nechtsftreit, Entlaffung aus 307. 

Nechtsberwirklichung 74. 

Rechtsweg, Verweiſung der Ein- 
wendungen gegen den Anfprud 
auf 40. 

— — der Widerſprüche gegen Ver⸗ 
teilung der Ertragsüberſchüſſe 128. 

— — ber Widerſprüche gegen Reift- 
bot3verteilung 231. 

Nechtzeitige Geltendmachung des 
BPfandrechtes an beweglichen Sa⸗ 
chen 256. 

Negiebanten, E. auf bie Berbienit- 


beiträge ber Wrbeiter bei 1X, 
8. 10. 
Nesierungserllärungen über 


Segenjeitigleit 79, 84. 
Negierungstommilär, Berftän= 
Digung bei Erelutionen auf bie 
Dedung von Pfandbriefen VII. 
— Berfteigerungstermin, Teilfhuld- 
verſchreibungen 171. 


Regreßrechte — Nenten. 


Negreßzrechte, Gefahr des Ber- 
Iuftes 374. 

RNeichsgericht, Kompetenzkonflikt, 
Sicherſtellung XXVII, 2. 1. 

— Exekution der Entſcheidungen 1, 
8.12. 

RNeichsſsgeſetzblatt, Kundmachung 
im 79, 84. 

Reihenfolge der Berfteigerung 
mehrerer Liegenjchaften oder An- 
teile 178. 

— der Ausführung von Exekutions⸗ 
aufträgen 68, Anm. 1. 

Neinertrag, Schäßung durch Ka⸗ 
pitaliflerung des 144, Vdg. 816. 

Nekurs 65—67. 

— oder Klage, Einfluß auf Koften 
36, Anm. a. 

— oder Anzeige der Unzuläffigfeit 
d. E. 295. 

— Advokatenfertigung 52, 65. 

— außerordentliher Revifiong- 83, 
239. 

— Beltimmungen der ZPO. über 78. 

— trotz Prälfufion 56, Anm. a. 

— GStempelbehandlung 65, Anm. 4. 

— des Drittichuldners 294. 

— sErhebung 65. 

— Erhebung, Perftändigung des 
Erelutionsgerichtes 70. 

— Hemmung der Exekution 42, 3.7. 

— hemmende Wirkung 67. 

* anhängig, Verſteigerungstermin 
169. 

— bei Exelutionen auf andere Ver⸗ 
mögensrechte ald Forderungen 345. 

— bei Berfteigerung von Liegen- 
ſchaften 239. 

— bei 8wangsverwaltung 182. 

— gegen Beſchlüſſe im Teilungs⸗ 
und Grenzberichtigungẽ verfahren 
851. 


— 
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NRelurs gegen Beſchlüſſe im Ber- 
Taufsverfahren beweglicher Sachen 
2839. 

— gegen einftweilige Verfügungen 
402. 

— gegen Entſcheidung über Ber- 
waltungsrechnung 117. 

— — über Widerſpruch wegen man= 
gelnder Dedung 191. 

— gegen Ergänzung ber vorläufigen 
Feſtſtellung des Laftenftandes 
206. 

— gegen Erteilung oder Verſagung 
des Zuſchlages 187, 206. 

— gegen Überbotsannahme oder 
Ablehnung 198. 

— gegen Verteilungsbeſchluß 128, 
234. 

— gegen die vorläufige Feititellung 
des Laſtenſtandes 167. 

— gegen Amtshandlungen des Voll» 
ftredunggorganes fein R. 65, 
Anm. a. 

— gegen Bahlungsverbot 294. 

— nova 36, Anm. a, 65. 

— wegen Differenzgeichäft oder Kar⸗ 
tel XXIX, XXX. 


Nekursfriſt 65, 88. 


— Bollzug vor Ablauf 67. 


Neligionsfondsbeiträge XIV 
Anm. 2. 
Neligionsgensoflenichaft 250. 
Neligiousgeſellſchaft 250. 
Reliquien 250. 
Nelizitation ſiehe Wiederverſtei⸗ 
gerung. 
— 154, 155, 190. 
Nenten, Anſpruch auf 211. 
— unmittelbare Berichtigung bei 
Smwangdverwaltung 120. 


‚ — Bumweifung de3 Dedungstlapitales 


219. 
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Renten, Zwangsverwaltung, Ver⸗ 
teilungstagſatzung 124. 

Nentenganſprüche aus Verſicherung 
201. 

— sforderung, Verſteigerung un⸗ 
zuläſſig 319. 

— sräditände bei Meiſtbotsberich⸗ 
tigung 152. 

— bei Metithotsverteilung 216, 217, 
B. 2. 

Res extra commerelum VI. 

Neſolutiv bedingte Yorberungen 
220. 

Net des Berfteigerungserlöfes, Aus⸗ 
folgung an den Berpflichteten 283, 
284. 

Retention als Sicherungsmaßregel 
382, 8. 3. 

— :sredt 263. 

Nettungsgeſellſchaften u. ⸗Häu⸗ 
fer, Exekution gegen 15, Vog. 8 2. 

Repiceranftalten, Beiträge zu 241, 
246. 

Nevierbergamt 334. 

Revieritollengebüßren 241, 8.1, 
246. 

RNevierſtollenkonzeſſion 242. 

Revifion früheren Pfändungspro- 
tokolls 257, Anm. 2. 

Nevifinnsrefurs a. o. 65, 83, 239. 

— unzuläffig 167. 

Nezepifle über Boftanweifung 46. 

Resiprosität 79. 

Richter darf nicht mitbieten 180. 

— leitet Berfteigerungstermin 177. 

Nichterlicher Beamter, Exekution 
wegen Syndikatsanſprüche IX, 
3.9. 

— — nimmt Teilungen, Grenzbe⸗ 
richtigungen vor 351. 

— — Schätzung duch 144, Vog. 
8 23. 


Renten -- Rubeftand. 


Nichtigkeit einer früheren pfand⸗ 
weiſen Beſchreibung 94. 

Richtigſtelnugen der Beſchrei⸗ 
bungs⸗ und Schaͤtzungsprotok olle 
145. 

Nollendes Material der Eiſen⸗ 
bahnen VII. 

Rubriken 53. 

— im Verſteigerungsvecfahren 133, 
Anm. a. 

Nückerſatz der bezogenen Früchte 
und Einkünfte durch den Erſteher 
157, 215. 

— sUufprüde des Staates IX, 8.9. 

Nüderftattung von Früchten und 
Einfünften 157, 215. 

RNückſtände an Binfen und wieder- 
fehrenden Leiftungen für ein Jahr 
166. 

— an Renten, lnterhaltsgeldern, 
Binfen, Barberihtigung 152. 

— an Erwerbiteuer, Pfandrecht für 
120, Anm. 2. 

— an Steuern und öffentlichen Ab⸗ 
gaben über 8 Jahre 217. 

Nüdktändige Zinſen, Angabe im 
Beſchluß 68. 

Nückſtandsausweiſe über Steuern 
und Gebühren, Exekution 1, 8. 13. 

Rückſtelung ber Beweisurkunden 
für überwieſene Forderung 806. 

— des Vadiums 149, 188, 199. 

Nüdsapinns von Forderungen 
dur den Erfteher 158. 

Aue und Ordnung beim Verſtei⸗ 
gerungstermin 177. 

ARubegeuäfle der im öffentlichen 
Dienfte ftehenden Berfonen, Exe⸗ 
kution auf IX, B. 8, &ef. 8 2. 

— der PBrivatbebienfteten IX, 8.10. 

Nuhzende Erbſchaft 34. 

Nuheſtand, Verſetzung in 299. 


Rumänien — Schätzung. 


Rumänien, Gegenſeitigkeit hinſicht⸗ 
lich Exekution 79d. 

Rüſtungsſtücke militäriſche VI, 
Anm. 


S. 


Sachliche Zuſtändigkeit der Be⸗ 
zirksgerichte zur Oppofitiong-, Ex⸗ 
ſzindierungsklage und Klage gegen 
Exekutionsbewilligung 38. 

Sachverhältnis, Protokollierung 
bei Widerſpruch gegen Zuſchlag 
194. 

Sachverſtändige, Beiziehung zur 
Schätzung 143, 144, 239. 

— Einvernehmung 55. 

— behufs Bewertung bei Berftei- 
gerung beieglicher Sachen 275. 

Sammlungen 274. 

Sammlungsrüdftände ver Piar- 
ver, Lehrer, Mesner XIV, Anm. 1. 

Satzweichung 218. 

Säumiger Erftcher 154 ff. 

Sänmigkeit de3 Erftehers bei Ver⸗ 
fteigerung beweglicher Sachen 278. 

— des Übernehmers 204, Anm. a. 

— des Verwalter mit der Ned- 
nungslegung 115. 

Saumſal, Haftung des Erſtehers 
für die verurfachte Schäden 155, 
157. j 

— in ber Bezahlung des Übernahmz- 
preijes 204. 

— — Bornahme einer Handlung, 
Strafe wegen 354. 

Schachtgebühren 241, 246. 

Schaden, Haftung des fäumigen 
Erfteher3 für 155. 

— durch Nichtbefolgung des Dritt- 
verbotes 385. 

— unwiederbringlicher, Sicherungs- 
maßregeln 881, 8. 2. 


| 
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Schadenerſatz bei Aufhebung ber 
E. zur Sicherftellung 376. 

— wegen Nichterfüllung 368. 

— wegen wiſſentlich unrichtigen Bor- 
bringen bei vorläufiger Feftftel- 
fung de3 Laftenftandes 168. 

Schadenerfaßforderungen, fiche 
Kautionshypothek. 

Schadenhaftung des Trittfehuld- 
ner? Wegen verweigerter Erklä— 
rung 501. 

— wegen ungeredjtiertigter Giche- 
rungsmaßregeln 394. 

— wegen Verzögerung ber Beitrei= 
bung einer überwiefenen Forde⸗ 
rung 310. 

— wegen wiſſentlich unrichtigen Bor- 
bringens bei vorläufiger Feſtſtel— 
lung des Laſtenſtandes 168. 

Schätzleute, Auswahl 144, Vog. 
89. 

— Beeidigung 144, Bog. 8 4. 

— Belehrung 144, Vdg. 8 8. 

— Beftellung 144, Vog. 88 1ff. 

— Erfordernifie 144, Bdg. 8 2. 

— Fadjfenntniffe 144, Bong. 8 2. 

— Streihung aus der tifte 144, 
Vdg. 8 5. 

— Zahl 144, Bog. 88 1,9. 

— Zweiter Schäbmann 144, Vdg. 
$ 11. 

Schätzmaun bei Verfteigerung 275. 

Schätung 140—144, 239, 

— Aufſchiebung 202. 

— außerhalb des Exekutionsverfah⸗ 
rens 144, Vdg. 8 33. 

— Begehung ber Liegenfchaft 144, 
Vdg. 8 27. 

— feine Benachrichtigung der Betet- 
ligten 140, Anm. a. 

— Berüdfichtigung früherer Bewer- 
tung 144, Bog. $ 27. 
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Schätzung, Gerückſichtigung ber 
Laſten 144, Vdog. 8 21. 

— — der Mappe 144, She. 8 25. 

— Dauer 144, Bdg. 8 26. 

— bei E. der Kreditanftalten V. 

— u. Feilbietung von Gruben- und 
Xagmaßen XVIII. 

— von Bauftellen 144, Bdg. 8 16, 
Anm. 

— von Gebäuden 144, Vdg. 8 20. 

— von ftenerfreien Gebäuden 144, 
Vdg. 8 20, Anm. 

— von hauszinsfteuerpflichtigen Ge⸗ 
bäuden mit land⸗ und foritwirt- 
ſchaftlichem Betrieb 144, Vog. 816, 
Anm. 

— Gerichtskommiſſär 144, Vdg. 828. 

— nad) Grundbuchskörper 144, Vdg. 
8 14. 

— Grundſätze 144, VBdg. 8 14ff. 

— Gutachten 144, Vdg. 8 29. 

— und pfanbweije Bejchreibung 134, 
Ann. a. 

— Protokoll 144, Vog. 8 28. 

— unfahrbarer Bergbaue 245. 

— Berfahren 144, Vdg. 8 23. 

— Verkaufswert 144, Bog. 8 16. 

— Dei Berfteigerung beweglicher 
Sachen 275, 289. 

— durch Vollitredungsorgane 275, 
Anm. 8. 

— Seit und Ort 144, Bdg. 8 24. 

— Binsfuß für 144, Vdg. 8 19. 

— Zubehör 144, Vog. 8 22. 

— Bugrundelegung einer früheren 
142. 

Schäkungstoften, Abzug vom Er- 
löfe 283. 

— bei Berteilung des Berfteige- 
rungserlöſes 286. 

Schätungsprotetolle, Auflegung 
bei der Berfteigerung 177. 


Schätzung — Shiffsmannfhaft. 


Schatzuugswert, Belannigabe an 
Beteiligte 144, Vog. 8 31. 

— Erhebungen vor Feitftellung 144, 
Vdg. 8 30. 

— Feſtſtellung durch Gericht 144, 
Vdg. $ 30. 

— geringftes Gebot 151. 

— bei Berfteigerung beieglicher 
Sadıen 276. 

— Beitimmungen über Sch. gelten 
für den auf andere Weife ermits 
telten Liegenfchaftäwert 141. 

Schafe 251, 3. 3. 

Schanlgeiwerbe, Zwangsverwal⸗ 
tung ober Berpachtung 341. 

Schedls, Pfändung 296. 

Schihtenlogn der Bergarbeiter 
IX, 8. 11. 

Schiedsrichter Tönnen nicht Exe⸗ 
kution bewilligen II. 

Schiedsiprud, Exekution 1, 3.16. 

— — ungariſche Sch. 86, Big. IH. 

— Einftelung der E. wegen Diffe 
tenzjpiel u. Kartell XXIX, XXX. 

Schiedsvertrag über übermwiejene 
Forderungen 308. 

Schiepulßer VIIL, 3. 3. 

Schiffahrtsftation 242. 

Schiffe, Bauwerke auf 1, 3. 4, 18, 
8. 2. 

— €, während bed Krieges VIII, 
8.5. 

— Zubehör von 252. 

— Überlafjung oder Räumung 349. 

Schiffer, Haft gegen 364. 

Schifmäulen, Beitanbvertrag, Auf⸗ 
fündigung, Erelutton 1, 8. 4. 

— Exekutionsgericht 18, 3. 2. 

Schiſſomanuſchaſt, Haftgegen 364. 

— Löhnung 286. 

Shifsmeilter, Lohn, Exekution 
VII, 8. 5. 
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Schloſſer 26. 
Schluß der Berfteigerung 181. 


— — beweglicher Sachen 978,279. ' 


— — Protokoll 194. 

Shluhrehnung 130. 

Schonnug bei Durchſuchung der 
Kleider 26. 

Schriften, Erelutionsbefreiung 251, 
8. 11. 

Schriftführer bei münblichen Ver⸗ 
handlungen 59. 

— darf nicht mitbieten 180. 

— Berfteigerungsprotofoll 194. 

Schriftliche Aufforderungen und 
Mitteilungen 72. 

— Ausfertigung der Beſchlüſſe 64. 

— Äußerungen 55. 

— Faffung des Beſchluſſes zur E. 
an Sonn- und Feiertagen u. zur 
Nachtzeit 30. 

— Rechnungslegung 115. 

Schriftlicher Aktenvermerk über 
Einvernehmung 55. 

Schriftſütze 53, 55. 

Schublonfurrenzbezirk, Exekution 
gegen 15, She. $ 1. 

Schulbesirte u. »gemeinden, Exe- 
fution gegen 15, Vog. 8 1. 

Schulddokumente, Bormweifung bei 
Auszahlung von Forderungen 
gegen das Ürar 295, Vdg. 8 7. 

Schulderlaß nad Entitehung des 
Exekutionstitels 35. 

— über übermwiefene Forderung 308. 


Schuldübernahme durch den Er⸗ 


ſteher 171, Anm. a, 223, 283. 
Schuldurkunden, 
durch Vollſtreckungsorgane 261. 


Abforderung | 


Ä 


Säule, Bücher zum Gebraude in 
251, 8. 10. 

— Erelution gegen 15, Bog. 8 2. 

Schulkrenzer 120. 

Schulzwecke, Reallaften für XIV, 
2.1. 


Schurfberedtigung, Berlängerung 


838. 

Seelforger, Bezüge IX, 3. 8, Gel. 
g 1. 

Seeſchiff, Haft gegen angeftellte 
Berfonen 364. 

©egelfertig 864. 

Senat und Einzelrichter im Exe⸗ 
futionsverfahren 19. 

Sequeſter, fiche Verwalter. 

— Ernennung bei anhängigen Seque- 
ftrationen XXXII. 

Sequeſtration, fiehe Zwangsver⸗ 
waltung. 

— exekutive oder ſicherſtellungsweiſe, 
ũbergangsbeſtimmungen XXXII. 

— politiſche III, Anm. 3. 

— — Verhältnis zur gerichtl. 97. 

— Überzangdbeftimmungen 23, Vdg. 
811. 

Serbien, Eiſenbahnkonvention VII. 

— Haft gegen Konſuln 386, Anm. 2. 

Serbifher Rechtshilfevertrag 84. 

Servituten. Übernahme durch den 
Erfteher 150; ſiehe auch Dienft- 
barkeiten. 

Sichergefſtellte Forderungen, bü⸗ 
cherlich, E. auf 320—324. 

Sicherheit, öffentliche, Wahrung bei 
Verhaftung 862. 

— ‚verfällt bei Säumigfeit des Über- 
nehmers 204. 


— Übergabe durch Vollitredungs- | — jür Verlauf vor Rechtskraft der 


organe 25. 
Schuldverſchreibuugen mit Prä⸗ 
mien VI, Anm. 





| 
| 


Piändungsbewilligung 266. 
Sicherheitsbehörde, Verſtändi⸗ 
gung von Delogierung 349, Anm. 4. 
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Sicherheitsleiſtuug bei Auffchie⸗ 
bung ber €. 43, 44. 

— als Wufhebungsgrund für einft- 
weilige Verfügung 399. 

— anläßlich Enticheidung über Wi- 
derfpruch gegen einftweil. Berfüg. 
898. 

— hei bedingten Forderungen 220, 
229. 

— wegen mangelnder Beicheinigung 
bed Anjpruches 390. 

— für Schaben wegen wiederholten 
Bumiderhandelns bei Pflicht zur 
Duldung oder Unterlafjung 355. 

— bei Übernahmsanbot Hinfichtlich 
beweglidher Sachen 271, 283, 285. 

— bei Übernahme der zu verfteigern- 
den Liegenfchaft 200, 3. 1, 204. 

— bei Übermweifung einer unteil- 
baren Forderung 304, 812, 314. 

— wegen Herausgabe ber Urkunden 
806, 314. 

Sicherheitsorgane, Unterſtützung 
der Vollſtreckungsorgane durch 26. 

— Inanſpruchnahme zur Durchfüh— 
rung der Verſteigerung 177. 

Sicherheitswache, Haft gegen 363. 

Sicerftelung für die Koften bei 
Anbieten der Befriedigung durch 
den Berpflichteten 200, 8. 4. 

— von Gefällsftrafen III, Anm. 5. 

— von Steuern III. 

— bei rejolutiv bedingten Forde⸗ 
rungen 220. 

— bei Überbot 196. 

Sicherſtellungsauftrag im Wech⸗ 
ſelverfahren, Exekutionstitel 1, 3.2. 

— E. auf Grund 371. 

Sicherſtellungsexetution 870 Lis 
977. 

— PHortfegung zur Befriedigung 
XXXVII. 


Sicherheitsleiftung — Slavoniſche. 


Siherkelunssmittel provifori- 
ſche, Übergangsbeftimmung 
XXXIX. 

Sicherung von Ärarialforderungen 
III, Anm. 2. 

— anderer Anſprüche ala Geldforde⸗ 
rungen 381 ff. 

— von Geldforderungen, Erelution 
zur 370—377. 

— von Geldforderungen, einftweilige 
Verfügungen 379, 380. 

— eines Vorteile bei einftweiliger 
Berfügung 401. 

Ciherungsmahreselu 378 ff. 

— aufBezüge im öffentlichen Dienfte 
ftehender Berjonen IX, 3. 8, Gef. 
86. 

— die beftehenden Befreiungen blei⸗ 
ben in Geltung VII. 

— proviforifche xXVII. 

Siherungsmittel bei Gelbforbe- 
rungen 379. 

— hei anderen Anſprüchen 382. 

Siehenhänfer, Erekution gegen 15, 
Bong. 8 2. 

Silberſachen 274, 275, 277, 280. 

Simultanhupotheken, Buchaus⸗ 
züge 133, Anm. 6. 

— bei vorläufiger Feftftelung des 
Laſtenſtandes 166. 

— Meiftbot3verteilung 322. 

— werden vom Eriteher nicht über- 
nommen 171. 

Siſtieren der Auszahlung infolge 
Bahlungsverbot 295. 

— der Exekution 89, 3. 6. 

— nad Bollzugsauftrag 46. 

— der Mobilareretution 282. 

— der Berfteigerung 200, 8. 3. 

Sittlichkeit 81. 

Slavoniſche Exelutionstitel 86, 
VBdq. VI. 





Sonntag — Steuerfreibeit. 


Sonntag, Cxekution am 30. 

Spargelder, Poſtſparkaſſen 1X, 3.4. 

Sparlaflen, Veräußerung von be» 
weglichen Pfandſachen I, Anm. 


Sparlafiebüher, PBiändung 296, | 


301, Anm. a. 

— Berfteigerung unzulälfig 319. 

— Berbot auf 379. 

Sparlaffeneiniagen 
frei 291. 

Sparbereine 291. 

Spätere Pfändung, deren Anmer- 
tung 94. 

— Bmangdverwaltung 100. 

Spediteur, geſetzliches Piandrecht 
286. 

Spesinlitätsprinzip bei pfand⸗ 
weiſer Beſchreibung 90. 

Spiellartenfabriten 261, Anm. 5. 

Spitäler, Exekution gegen 15, Vdg. 
8.2. 

Sprengel des Exekutionsgerichtes 
69. 

Sprengſtoſſe VI, Anm. 

Sprüche von Schiedsrichtern und 
Schiedsgerichten, Exekution 1, 
8. 16, ſiehe auch Schiedsſprüche. 

Staat, befreit vom Vadium 147. 

Staatliche Aufficht über Anftalten 
zur Verwahrung von Pfandftüden 
259. 

— — Unternehmungen unter 171. 

— — Bereine unter 172. 

— Berwaltungsbehörde, Erllärung 
über Zuläffigleit ber Erefution 
gegen Gemeinden und Anftalten 15. 

— — Genehmigung des Vermwalters 
oder Pächters von Gewerben 841. 

Staatsangehörige, öſterreichiſche, 
Berfonenftand 81. 

Stantsbedienitete, Bezüge IX, 
8. 8, Gef. $ 1. 


exekutions⸗ 
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Staatsbürgerrecht in Inlande 
XX. 
Staatseiſenbahnverwaltung, 
anweiſende Behörden u. Kaſſen 295. 
Staatsmonopolsſachen VIII, 
8.1. 
Staatsihnakforderungen III. 
Stantsihulddireltion XV. 
Stantsihuldverihreibungen, 
Erefution auf XV, Vdg. $ 3. 
Staatsperträge über Exelkution 
auf Grund ausländiſcher Erelu- 
tiongtitel 84. 
— über Gegenfeitigfeit 79. 
— Bereinbarungen über Erefutiong- 
beſchränkungen bleiben in Geltung 
VII. 
Städte mit eigenem Statut, Ere- 
tution gegen 15, Bög. $ 1. 
Stammpermögen einer Gemeinde 
ober eines Bezirkes, Versteigerung 
172. 
Status öfterr. Staatsbürger 81. 
Statuten, Exekutionsprivilegien IV. 
Stellvertreter, Ausübung eines 
Gewerbes durd) 341. 
Stellivertretung eines Verhafteten 
362. 
Stempelverichleiker 334. 
Sterbegnartal IX, 8. 8, Gef. $ 3. 
Stenerämter, Cinfchreiten zur 
Hereinbringung von Rüditänden 
172, Anm. 2. 
— Vertretung bei der Meiftbot3- 
verteilung 209, Anm. 5. 
Steuerdaten bei vorläufiger Feſt⸗ 
ftelung des Laltenitandes 166. 
— Herbeifhaffung 140, Ann. 3. 
Stenerforderungen, Übernahme 
durch den Erſteher 223. 
Stenerfreigeit, Schäbung 144, 
Bong. 8 20. 
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Steuergemeinde — Gtreitige. 


Stenergemeinde, Exekution gegen | Störung ber: Exekution dur An⸗ 


15, Bpg. 8 1. 
Steuerleitung, Beftätigungen über 
177. 
Steuern, Abrechnung bei Erftat- 
tung bezogener Früchte 2c. 157. 
— Anmeldung zum Berfteigerungs- 
termine 172. 

— Aufforderung zur Anmeldung 
184, Anm. a. 

— Belanntgabe im Berfteigerungs- 
termine 178. 

— Berichtigung aus Berwaltungs- 
erträgnifien 124, 3. 23, 125. 

— Erſteher trägt fie vom Zuſchlag 
156. 

— Exekution auf Bezüge von Pri⸗ 
vatbedienfteten IX, 3. 10. 

— Meiftbotsverteilung 216, 8. 2, 
217, 8.1. 

— Rang bei Zwangsverwaltung 125. 

— Real⸗ 172, 

— unmittelbgre, Berichtigung bei 

. Ziwangdverwaltung 109, 120, 121. 

— Vorzugsrechte bleiben unberührt 
III. 

— Bahlungsaufträge und NRüd- 
ftandgausmetje, Erefution1,83.13. 

Steuerfchätzwert als Erſatz bes 

Echätzwertes 141. 

— bei vorläufiger Feftitellung des 
Zaftenftandes 166. 

— bei Meiftbot3verteilung 222. 

— Berordnung über 222. 

etiftsdamen, Präbenden IX, 8.7. 

Stiftungen, Bezüge aus 290, 391. 

Stillſchweigen de Zurüdnahme des 
Rekurſes 198. 

@tolagebüßren IX, 3. 8, Gel. 83. 

Stoltaroränungen, Erſatzerkennt⸗ 
niffe wegen Überfchreitung1, 8.10, 
Anm. 


I 
ı 


wejende 82. 

Strafbeihink, Zuſtändigkeit zur 
Erefutiongbewilligung 4, 3. 1, 3 
u. 6; 5. 

Strafgerichte, Erkenntniſſe über 
Koſten, Exekution 1, 3. 8. 

— Exekution der von St. verhäng- 
ten @eldftrafen 1, 8. 9. 

— Vergleiche, abgeichlofien vor, 
Erelutionätitel 1, 8. 5. 

Strafgerihtlige Enticheidungen 
über privatrechtlicde Anfprüde, 
Erefution zur GSicherftellung 371. 

— Exekution in Kroatien 86, Whg. 
VIII. 

Strafverfaßren, Geldftrafen im 
XIII, 8. 4. 

— RKoften, Exekution der Erkennt- 
niffe 1, 8. 8. 

Strafverfügung, Ausmaß 354, 
355, 861. 

Strafvollzugslokale dürfen nicht 
zum Vollzug ber Haft verwendet 
werben 360. 

Sträflinge, Arbeitöverdienftgelber 
IX, 8.10, Geſ. 8 6. 

— Beerdigungstoften 286. 

Straßenausfchüſſe, Exekution 
gegen 15, Vdg. 81. 

Straßenbahnen, elektriſche, Auf⸗ 
ſichtsbehörde 28. 

Straßenlonfurrenzen 16,Vog. 81. 

Streitanmertung XIII, 8. 7. 

— Einfluß anf Meiftbotsverteilung 
220. 

©Streitgenofleu 232, 258. 

Streitgenoffenſchaft, Exſzindie⸗ 
rungstlage 37. 

Streitige Grenze, Berichtigung 351. 

— Tatumftände, Feſtſtellung im 
Rechtswege 40. 
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Streitige Tatumftände, Ermitt- 
lung und Entfcheidung bei Wider- 
ſpruch gegen Meiftbotverteilung 
231. 

Streitigleiten im Exekutionsver⸗ 
fahren beim Exekutionsgerichte 17. 

Streitberfündigung XXVII. 

— durch ben betreibenden Gläubiger 
bei Überweifung 3. Einziehung 310. 

Streuberräte 251, 8. 3. 

Stundung der Forderung bezw. 
des Unfpruches 35, 40. 

— der Erefution 36, 39. 

— nad Vollzugdauftrag 46. 

Subfididre Anwendung der Zivil- 
prozeßordnung 78. 

Succeſſion in die Gläubiger- und 
Schuldnerrolle 9. 

Snspeufiß bedingte Forderung 221. 

Snspenfinde Wirkung des Refurfes 
67. 

Shmboliſche Tradition 348. 

Synallagmatiſche Verhältniſſe, 
Exelutionsbewilligung 8. 

Syndikatsverfahren, Exekution 
wegen Erſatzanſprüchen des Staa⸗ 
tes IX, 8. 9. 

— Sicherſtellung des NRüderfagan- 
ſpruches XXVII, 8. 3. 


T. 
Tabak, Exekution auf VIII, 8. 1, 
2, 286. 
Tabalverleser VIII, 8. 2. 
Tabalverſchleiker und Trafitanten 
334. 
Zabularinterefienten, bücherliche 
Buchführung des Zufchlages 237. 
Taglöhner, Lohnrückſtände, Meift- 
botöverteilung 216, 8.3. 
Tagmaße, Schägung und Feil⸗ 
bietung XVIII. 


Tagfakung, Anberaumung, kein 
abgefonderter Rekurs 66. 

— außerhalb T. gefaßte Beſchlüſſe 64. 

— zur eidlichen Angabe 48. 

— zur Feſtſtellung der Verſteige⸗ 
tungsbedingungen 162. 

— zur Meiftbotsverteilung 209, 285. 

— zur Verhandlung über.die Ver⸗ 
waltungsrechnung 116. 

— zur Berteilung der Ertragsüber- 
ſchüſſe 123, 128. 

— zur vorläufigen Feſtſtellung des 
Laftenftandes 164. 

— zur Verteilung des Verfteigerungs- 
erlöfes beweglicher Sachen 285. 

— Berfäumnisfolgen 57. 

Tagfatzungserftreckung 57. 

— fein abgefonderter Rekurs 66. 

Zagfakungsserfäumung, Wie- 
dereinfegung 58. 

Zapferleitsmednilienzulagen 
IX, 8. 8, Geſ. 8 3, 

Tafhenpfäudung 26. 

Tätigkeit der Vollſtreckungsorgane 
25. 


Zaubftummeninftitute, Exekution 
gegen 15, Vdg. 8 2. 

Zeile einer Barzelle, Zwangsver⸗ 
verwaltung 131, Anm. a. 

Teilhaber eines Bergwerkes 240. 

Teilſchuldverſchreibungen, Ku- 
tator für Beſitzer, VBeranlaffung 
der Beftellung XXIV. 

— Berftändigung des Regierungs- 
fommiflär vom Berfteigerungs- 
termin 171. 

Teilung einer Sache 351. 

— einer Bermögensmaffe, Erelution 
auf Anſpruch auf 333. 

Teilungss und Regulierungsver- 
fahren, Erefution der Erfenntnifie 
und Vergleiche 1, 3. 10 u. 15. 
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Teilurteil, Exekutionstitel 1. 

Teilweiſe Voulſtrecbarkeit 
Exekutionsti:els 13. 

Telegraphenunternebmungen 
XI. 

Telepbonunteruehmuungen XI. 

Tempel, Erelution gegen 15, Vdg. 
82 | 

Terminweife Tilgung der Forde⸗ 
rung 201. 

Tod des PVerpflichteten 84. 

Trausferierung fiche Verwahrung. 

Transportmittel im Kriege VIIL, 
8.5. 

— für Boftdienft VIII, 8. 7. 

riet, Exekutionsgericht 23, Vdg. 
8 6. 

— Auktionshalle 274. 

Zürlei, Konvention über Exefution 
auf Fahrbetriebsmittel der Eifen- 
bahnen VII. 


eines 


m. 

Überbieter ala Erfteher 199. 

— Badium 196, Anm. a. 

Überbot 195-199. 

— Unnahme 198. 

— Einlangen mehrerer 197, Anm.«. 

— Entkräjtung 197. 

— Friſt 196. 

— gleichzeitig eingelangte 198, An⸗ 
mer. a. 

— nad) Überbotsannahıne unzuläffig 
199. 

— NRüderfas der Früchte 157. 

überbotsbetrag 195. 

Uberbotsgrenze 195. 

Ubergabe an den Erſteher 146,156. 

— an den Bermwalter 99. 

— an den Bermalter bei nicht ein- 
getragenen Liegenfchaften, Wir- 
tung 102. 


| 
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Teilurteil — übernahme. 


Übergabe der Liegenſchaft nebſt 
bücherlicher Umſchreibung 350. 
— der verſteigerten Liegenſchaft 156. 


durch Zeichen 348. 
i — von Zubehör unbeweglicher Sachen 


349. 

Übergabsanftrag, Exekution 1, 
8. 4. 

Übergang bes Exekutionsanſpruches 
bezw. der Verpflichtung 9. 

— ber Gefahr der verfteigerten Lie= 
genfchait 156. 

— der Lajften ber verfteigerten Lie⸗ 
geuſchaft 156. 

— ber NRußungen der verfteigerten 
Liegenſchaft 156. 

— der Bmangsdverwaltung in eine 
einftweilige Verwaltung 161. 

Übergangsbeitimmungen XXXI 
big XXXIX. 

— im Berhältni3 zu Exekutions— 
gerichten 23, Bbg. 88 11 ff. 

überlaffung von Sachen, Koſten 
der Exelution 869. 

— don unbeweglihen Sachen 349. 

Überlenungsfrit bei Verſteige⸗ 
rung 181. 

-- — bemweglidher Sachen 278. 

übermäkiger Exekutionsvollzug, 
41, 877, 

Übermäßigfeit ber einftweiligen 
Verfügung 399. 

überuahme von Bergbaudienfibar- 

leiten 243. 
ber erflandenen beweglichen 

Sachen 278. 

— der Forderungen 171. 

— gepfändeter Fahrnifie 271. 

— von Laften, Zwangsverſteigerung 
150, 

— — in Anrechnung auf das Meifts 
bot 152. 
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Übernahme der Schulden durch den 
Exfteher 152, 178, 928. 

— der zu verjteigernden Liegenjchaft 
durch einen Dritten 200, 8. 1. 

— — Friſt für 208, Anm. a. 

übernabmsantrag Hinfichtlich 
Forderungen 319. 

Übernabmsanftrag, Exekution 1, 
B. 4. 

Übernabmspreis der zu verftei- 
gernden Liegenſchaft 200, 3.1,151, 
Anm. a. 

— SHereinbringung 204. 

Überfchuß der Verwaltungserträg- 
nifje 126. 

— de3 Berlaufserlöfes, Verwendung 
283, Anm. a. 

Überfendung zum Verkauf an 
anderem Ort 268, 274, 289. 

— herausgegebener Sachen zur 
Durchführung des Verlaufs» und 
Berteilungsverfahrens 327. 

Übertragung einzelner Akte des 
Exekutionsvollzuges anein anderes 
Exekutionsgericht 21. 

— einzelner Teile de3 Erefutiong- 
verfahrens an einen anderen Ge⸗ 
richtshof 19. 

— von Afterpfandredhten 324. 

— büderlide, der erjtandenen 
Rechte 237. 

— büderlidher Rechte, E. auf 350. 
— der Geſchäfte der Exekutionsge⸗ 
richte an ein Bezirksgericht 23. 
Übertragungserflärungen bei 

Überweifung 305. 

— — aus Sparkaſſebüchern u. dgl. 
805, Anm. a. 

— bei Verkauf von Geldforderungen 
818. 

— bei Verlauf von Namenpapieren 
268. 


Übertragungsgebüßren trägt der 
Erſteher 152. 

ũbertraguugsurtunde in Ber- 
fachbuchländern XVI, Bog. 8 80. 

| Überwadung des Kurator zur 

! Einziehung 315. 
— des Verwalters 114. 
— bei Hausarreit 386. 
Überwadhnugsperfonn! bei Häu- 

fern 120. 
Überweifung 303—307. 
— und Pfändung, Entfcheidung über 
gleichzeitigen Antrag 303, Anm. a. 

des Anſpruches auf Herausgabe 

von Sachen gegen Dritte 347. 

— — auf Teilung 333. 

— — auf unbewegliche Sachen 328. 

— Durdführung 305. 

— einer Geldforderung nad Zeil» 
beträgen 314. 

— der Forderung aus Wert: und 
Legitimationdpapieren 304. 

— — aus vinkulierten oder Na 
mensobligationen XV, Vdg. 8 4. 

— Erlag des Forderungsbetrages 
durch Drittfchuldner 307. 

— mehrmalige, derjelben Forderung 
unzuläffig 305. 

— dor Rechtskraft der Pfändung 
303, Anm. a. 

— Übertragungserflärung auf Wert- 
oder Legitimationspapieren 305. 

— während des Rechtsſtreites 307. 

— zur Einziehung 308—313. 

— — bücherlich fichergeftellter For⸗ 
derungen 322, 324 Anm. 1. 

— — von nicht auf Geld gerichteten 
Anſprüchen 327. 

— — als Erefution zur Sicher: 
ftelung 374. 

— — Ungültigfeit nachträglicher 

|  Beffion 308. 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 48 
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Überweifung an Bahlungs- 
ftatt 816. 

— -- ungnläffig 826. 

— — Einverleibung 824. 

= der vollitredbaren Forderung 85. 

Nberweilungsantrag, Einverneh: 
mung der Pfandgläubiger vor 
Entjcheidung 808. 
Überwiefene Forderung, Aus⸗ 
künfte durch Drittſchuldner 306. 
überzengung, freie, Feſtſtellung 
des Schadens 168. 

Nmfang der Befugniſſe des Ver⸗ 
walters 109, 111, 112. 

— des Exekutionsvollzuges 27. 

— der Pfändung 253 Anm. 2. 

— der Berfteigerung beimeglicher 


Sachen 279. 

Nmfbhreibung eined Namens- 
papieres 268. 

— von Namensobligationen XV, 
VBdg. 8 8. 


— verlaufter Wertpapiere 268. 

Nmtauich des Vadiums 149. 

Nmwandlung von Geldftrafen 
XII, 8. 4. 

Unanfechtbare Beſchlüſſe 65. 

Nnangemeflenes Betragen ber 
Anweſenden 32. 

Unausführbarkeit von Exekutions⸗ 
aufträgen 60, Anm. 1. 

nubekanntes Gericht, Erſuchen 
an 69. 

Unbeſtimmtheit der gepfändeten 
Forderung 319. 

Unbewegliche Güter, Exekutions⸗ 
gericht 18, 8. 1u. 2. 

— nit eingetragene Sachen, Exe⸗ 
futionggericht 18, 3. 2. 

— Gaden, Räumung 349. 

— — Teilung gemeinſchaftlicher 
351. 


Überweifung — Ungültigerklärung. 


Unbeweg liche Sachen, Überweifung 
bes Anſpruches auf 328. 

Undurchführbarleit des Verſtei⸗ 
gerungsverfahrens 134, 136. 

— der Zwangdverwaltung 101. 

Anentbebrligde Wohnungsräume 
105. 

Unentbehrliches Ausgedinge 330. 

Unerlaubte Handlungen, Erzwin- 
gung 81. 

— Berabredungen beim Berfteige- 
rungstermin 177. 

unerſetzlicher Bermögensnadteil 
44, 

Unerftredbare Friften 58. 

— Tagſatzung 164. 

Unfähigleit zum Bertragsabichluß 
ober Erwerb ber Liegenſchaft 184, 
B- 7. 

Nnfabrbarer Bergbau 245. 

unfallverſicherungsaufprüche, 
exekutionsfrei IX, 8. 12 

Unfallverſicherungsauſtalten 
Anmeldung der Anſprüche 283. 

— Berftändigung bei Exefution 172 
Unm. 2. 

Unfallverſichernugsſs⸗GSchiedage⸗ 
richte, Exekution der Erkenntniſſe 
und Vergleiche XXII. 

Ungarn, Exekution 86. 

— — zur Gidheritellung 373. 

— Form der Erſuchſchreiben um 
Erekution in, 86. 

Ungariſche Krone, Erelutiondtitel 
der Länder 86. 

— Erefutionstitel 86, Vdg. J. 

— Gerichte, Exekutionsbewilligung 
durd 82. 

— Gtaatsfchulbverjchreidungen VI, 
Anın. 1. 

Ungültigerllärung des Exelu⸗ 
tionstitels 39, 8. 1. 
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Ungültigkeit von Beiflon, Anwei⸗ 
fung ꝛc. Hinfichtlich exekutionsfreier 
Forderungen 293. 

— des Erefutiondanfpruches 81. 

Unklagbarkeit des Exelutionsan- 
ſpruches 81. 

Unmittelbare Berichtigung von 
Auslagen durch den Bermwalter 
109, 120. 

— — bei Berwaltung gewerblicher 
Unternehmungen 344. 

— — der väterlichen Fruchtnießung 
836. 

Unmöglichleit der NRealifierung 
einer fiberwiefenen Geldforderung 
317, 8. 83. 


Annötigfeit der einftweiligen Ber- 


. fügung 39. 

Unpfändbare Anſprüche 290—293. 

— Sachen 250—252. 

Unregelmähigteit eines auslän- 
diſchen Verfahrens 81. 

Unregelmäßigleiten der Ge- 
fhäftsführung des Verwaltere 
114. 

Unterbleiben ver Schaͤtzung infolge 
Einſtellungs⸗ oder Aufſchiebungs⸗ 
antrages 202. 

Unuterbrechung ber Haft 364, 366. 

— ber Verjährung 297. 

Nnterfertisung des Protokolles, 
59, 60. 

— der Verſteigerungsbedingungen 
194. 

— des Verſteigerungsprotokolles 194. 

Unterhalt, einſtweiliger 382, 8. 8. 

— Exekution wegen geſetzlichen An⸗ 
ſpruches auf IX, 8. 8, Gel. 8 2. 

— gefeglicher, Anſprüche auf 292. 

Unterhaltsaniprüdge, Exekution 
auf Bezüge Privatbedienfteter IX, 
8. 10. 


Unterbaltsaniprüde, Exekution 
auf Gehalte wegen IX, 8. 8, 
Gef. 8 1. 

— — auf Militärheiratslautionen 
IX, 8. 8, Geſ. 8 5. 

— — zur Sidherftellung 372. 

Unterbaltsgelder, bare Berichti- 
gung durch Erfteher 152. 

— Dedung der Anſprüche auf 219. 

— erelutiongfrei 291. 

— Forderung auf U., Berfteigerung 
unzuläffig 319. 

— bei Meiftbotsvertetlung 216, 217, 
B- 2. 


= nicht im Öffentlichen Dienfte 


ftehender Berfonen IX, 8. 10. 

— unmittelbare Berichtigung bei 
Bivangsverwaltung 120. 

— Bivangdvermaltung, Verteilungs- 
tagfagung 124. 

Unterbaltsraten 372, 374. 

unterlafſung der Streitverfündi- 
gung bei Einklagung übermwiejener 
Forderungen 310. 

Unterlaffungen, Erwirkung von 
355—358. 

— Koften der Erelution zur Er: 
zwingung 369. 

— einitweilige Verfügung 382, 8. 5, 
384. 

Unternehmerverband, Kartell 
XXX. 

Unternehmungen, wirtichaftliche, 
unter ftaatlicher Auffiht 171. 

— — Berwaltung 341. 

Unterrichtsanftalten, Exekution 
gegen 15, Vdg. 8 2. 

— Gutachten über Schäßleute 144, 
Vdg. $ 12. 

Unterfagung ber Veräußerung und 
Belaftung 148. 

48* 
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Unterfagung ber Verfügung über 
gepfändete Forderung 3M. 

-- dei Drittverbot 379, 882. 

Unterichrift des Protofolles 59. 


— des Zwangsverwalters vor dem 


Hanbelsgericht 342. 
Unterküßungen 
251, 8. 8, 290. 
— an Naturalien 251, 8. 4. 
Unterftüäßungsanipräce nicht im 
Öffentlichen Dienſte ftehender Per⸗ 
fonen IX, 8. 10. 
Unterinhungsbatt, Bollzug ber 
Haft nicht in Lokalen, welche be⸗ 
ftimmt find für 360. 
Unteilbare Forderung, Überwei⸗ 
fung 304. 
Unverhältuismäßige Koſten der 
Aufbewahrung der Bfanbftüde 273. 
Unvertretbare Handlungen, Er: 


exelutionsfrei 


zwingung 854. 

Unverziusliche betagte Forderun⸗ 
gen 223. 

Unwiederbringlicher Schaden, 


Abwendung durch Sicherungsmaß⸗ 
regeln 881, 8. 2. 

Nuwirkfamerllärnung des Exeku⸗ 
tionstiteld 39, 8.1. 

Anzulänglichleit der Exelutiong- 
objelte 48. 

— des Pfändungsergebniffes 253 
Anm. 2. 

— Verteilungsmaſſe, Meiftbotsver- 
teilung 218. 

Anzuldihgleit eines Anbotes, Wi- 
derſpruch wegen 184, 8. 6. 

— ber Erelution 39, 3. 4 u. 5, 295. 

— — gegen Gemeinden 89, 8. 4. 

— — megen Rechte Dritter 87. 

— des Erefutionsverfahrens 208. 

— ber Piändung wegen NRedhte 
Dritter 353. 


Unterfagung — Urteil. 


Nuzuläffigleit der Pfändung, An⸗ 
zeige wegen 295. 

— ber Berfteigerung einer Geld⸗ 
forderung 319. 

Urheberrechte, Exekution auf VII, 
340, Anm. 8. 

Urheberrechtsgeſen 1,3.9, Anm. 

Urkunden, Abſchriften, Beibrin⸗ 
gung 54, Anm. 1. 

— Aufforderung zur Beibringung 55. 

— ausländifhe, Exekution auf 
Grund 79-86. 

— Beilhaffung zur Meiſtbotsver⸗ 
teilung 210, 288. 

— über Fälligkeit oder Bollftred- 
barkeit 7. 

— Heraudgabe, Klage gegen Dritte, 
Überweifung 306. 

— über Rechtsnachfolge 9. 

— bei ſymboliſcher Tradition 348. 

— für überwiefene Forberung 306. 

— über verkaufte Geldforderungen 
Ausfolgung 818. 

— Übergabe buch Bollftredungs- 
organ 25, Anm. 5. 

uUrtundenſammlung, Beibringung 
von Abſchriften für 54, Anm. 1. 

urkundliche Beſcheinigung über 
den Liegenſchaftsbeſitz 91. 

— Erflärungen bei Übergabe durch 
Beichen 348. 

Urteil, Exekutionstitel 1. 

— Entſcheidung über Widerſpruch 
gegen Exekution auf Grund aus⸗ 
länbijcher Erelutionstitel 83. 

— der Gewerbegerichte, Exekutions⸗ 
titel 1, 8. 11. 

— über mitteld Klage geltend ge: 
machte Widerfpräcde gegen Meiſt⸗ 
bot8verteilung 238323, 288. 

— über die Succeffion in bie Gläu«- 
biger- oder Schulbnerrolle 10. 


Vadium — Berbürgung. 757 


V. 


Vadium 147—149. 

— Anbote ohne Vadium werden zu⸗ 
rückgewieſen 180. 

— Befreiung von 147. 

— Einrechnung in das Meiftbot 152. 

— Erlaffung in Verfachbuchländern 
XVI, Bog. 8 23. 

— Haftung 155. 

— Höhe 147. 

— Mangel 184, 8. 5, 186. 

— Poſtſparkaſſebücher ungeeignet 
al3 3. 149. 

— Protokollierung 194. 

— rechtliche Natur 149. 

— des Überbieters 196, Anm. a. 

— Umtauſch 149. 

— bei Berfteigerung beweglicher 
Sachen kein Babium 276. 

— Zurüdftellung 149. 

— — nah Überbotsannahme und 
Zuſchlag 188, 199. 

Vater, Fruchtgenußrecht, Zwangs⸗ 
verwaltung des 336. 

Verabredungen beim Verſteige⸗ 
rungstermin 177. 

Veränßzerung, Gefahr ber 379. 

— gepfändeter Früchte durch den 
Verwalter 119. 

— der Pfandſachen ohne gerichtliche 
Dazwiſchenkunft I, Anm. 2. 

Beräußerungsperbot beweglicher 
Saden als einftweilige Ver⸗ 
fügung 379, 8. 2. 

— unbemeglicdher Sachen 382, 8. 6, 
884, 

Verbeflerung des Exekutionsvoll⸗ 
zugeß 61. 

Verbindung des Einftellungsans 
trage8 mit der Klage 89. 

— mehrerer Berlautbarungdarten 71. 


Verbindung des Pfändungs- und 
Berlaufsantrageß 264. 

— des Überweiſungs⸗ und Pfän- 
dungsantrages 308. 

— ber Berftändigung von Berftei- 
gerungstermin und Bedingungen 
171. 

— ber Berfteigerung mit einer ans 
beraumten oder befannigemachten 
Berfteigerung 281. 

— des Vollzuges verjchtedener Ere- 
kutionen 22. 

Verbot der Einmifchung in bie 
Biwangsverwaltung 99. 

— bei Forderungspfändung 294, 
331. 

— auf Forderungen gegen Wrar 
und Öffentliche Yonde 295. 

— Handlungen vorzunehmen, als 
Sicherungsmaßregel 382, 3. 5. 

— zu leiften 331. 

— auf Namen⸗ oder vintulierte Obli- 
gationen XV, Vdg. 8 2. 

— der Beräußerung, Belaftung der 
al? Badium dienenden Forderung 
148, 188, 199. 

— — beweglicher Sachen 879. 

— — unbeweglider Sachen 382, 
8. 6, 384. 

— ber Verfügung über gepfändete 
Vermögensrechte 381. 

— Drittverbot, Vollzug 379. 

— fiehe Drittverbot. 

Verbotene Waffen und Munition 
VI, Anm. 

Berbrauhsadgaben, 
rechte 286. 

Verbrandsgegenttände, Beritei: 
gerung 276, Anm. 1. 

Verbringen, Gefahr 379. 

Verbürgung der Gegenfeitigkeit 
79, 86, 373. 


Vorzugs⸗ 
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VBerderben, dem V. unterliegende 
Sachen, anderweitige Verwertung 
280. 

— Berlauf von dem Berberben unter- 
liegenden Sachen 2366, 273. 

Vereinbarungen über Buftändig- 
feit wirkungslos 51. 

Vereine, Erelutionsprivilegien IV. 

— unter ftaatliher Aufficht 172. 

-— landwirtſchaftliche und monta⸗ 
niftifche, Bermalterlifte 106. 

VBereinsgefek 172, Anm. 8. 

VBereitiung der Hereinbringung 
von Geldforderungen 379. 

— von anderen Anſprüchen 881, 
386. 

— der Einbringung, Exekution zur 
Gicherftellung wegen Gefahr der 
370. 

Verfachbuch 87, 133, 211. 

— Beitimmungen über 8. bleiben 
in Geltung XVI. 

Verfachbuchverorduung XVI. 

Verfahung der Beſcheide ftatt 
bücherliher Anmerkungen XVI. 

— des die Bmangdverfteigerung be- 
willigenden Beſchluſſes 134. 

Verfahren 50—62, 78. 

— außer GStreitfadhen, Exekution 
bon Amts wegen XIII, 8. 8. 
Verfall der Sicherheit des Über- 

nehmers 204. 

Berfallen, Erklärung einer Kaution 
im Strafverfahren für 1, 8. 8. 
Verfügnugen erfolgen durch Be- 

ſchluß 62. 

— über die Gefchäftsführung bes 
Verwalters 114. 

— ohne mündliche Verhandlung 55. 

— Brotofollierung 59. 

— im Berfahren außer Streitfachen, 
Erefution zur Sicherftellung 370. 


Verderben — Berhältnismäßige. 


Verfügungen, Buftelung, Exeku⸗ 
tion auf Grund außlänbifcher Ere- 
kutionstitel 80. 

— einftweilige XXVII, 378—402. 

Berlüguugsperbat beim Dritt⸗ 
verbot 379. 

Vergleiche vor auswärtigen Be: 
börden 80. 

— Erefutionstitel 1, 3.5. 

— im ſtonkursverfahren, Erefutiong- 
titel 1, 8. 7. 

— Erefution zur Sicherftellung 370, 
Anm. a. 

— vor Gemeindevermittlungsämtern 
2c., Exelution 1, 8. 15. 

— vor Gewerbegerihten, Exekution 
1,8. 11. 

— vor en Erefution1, 
8.1 

— dor — Gerichten 86. 

— über Koſten, Exekutionstitel 1, 
8. 5, Anm. a. 

— über überwiefene Forderung 308. 

—  Buftändigleit zur Exekutions⸗ 
bewilligung 4, 8.1; 5. 

Vergleichs verſuch bei Widerfpruch 
gegen Meiftbotsverteilung 213. 

Verhaftung 360, 363. 

— Ausführung 365. 

— als Sicherungsmittel 386. 

— Buftellung des Beſchluſſes bei 
395. 

Verbalten des Berwalters, Er⸗ 
innerungen 114, 

Verbältuis der Gefamtbeträge 135, 
218. 

Berbältuismähige Befriedigung 
binfihtlich der Simultanhypothes 
ten 222. 

— Berichtigung bei Unzulanglich⸗ 
feit der Ertragsüberfchäffe 125. 

— — — des Meiftbotes 218. 
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Berhandiung, mündliche 55 (da⸗ 
ſelbſt Aufzählung). 

— bei der Meiftbot3verteilung 209, 
212. 

— nicht Öffentlich 59. 

— über Gtreitigfeiten im Exeku⸗ 
tionsverfahren 17. 

— über Berteilung der Ertragsüber- 
ſchüſſe 123, 128. 

VBerbeimlichen, Gefahr 379. 

VBerbinderungen von Anboten 
beim Berfteigerungetermin 177. 

Berhütung drohender Gewalt durch 
Sicherungsmaßregeln 381, 3. 2. 

Veriührung, Klage zur Hintan⸗ 
haltung 297. 

Verlauf der gepfändeten Sachen 
264-282. 

— gleichzeitig bewilligt mit Pfän- 
Dung 264, Anm. 2. 

— beweglicher Sachen 249. 

— aus freier Hand von beweglichen 
Sachen 268. 

— — Gewährleiftung 268, Anm. a. 

— — bet Forderungen 817, 319. 

— — Berfteigerung nad) fruchtloſem 
Verſuch 270. 

— einer gepfändeten Geldforderung 
318. 

— gepfändeter nicht obligatorifcher 
Vermögensrechte 332. 

— eined Pijandes nad) Handelsrecht 
XIII, 8.9. 

— bei Räumung von Immobilien 349. 

— vintulierter Wertpapiere 265. 

VBerlaufserlös von Geldforberun- 
gen, Verwendung 318. 

— Berteilung 288. 

— Verwendung 283—288. 

Verlaufsverfabren, Durchfüh⸗ 
rung binfichtlich herausgegebener 
Saden 327. 


Verlaufsperfaßren im Gange, 
Beitritt anderer Gläubiger 267. 

Verkehr mit dem Auslande 69. 

— Wahrung der Intereſſen des 
öffentlichen 28. 

Verkehrsauftalt, Exekution gegen 
28. 

— Haft gegen Perſonen 362. 

Berkehrsbeſchränkungen VI. 

Verkehrsfreie Sachen VI. | 

Verlchrsunternchmnug , öffent» 
liche, Haft gegen Bedienftete 362. 

VBerfündete Enticheidungen, Pro: 
tofollierung 59. 

Verkündung der Beſchlüſſe 64. 

— der Bewilligung einer einftmwei- 
ligen Berfügung 396. 

— des Schluffes der Verjteigerung 
181. 

— der Überlegung der Meiftbots- 
verteilungstagjagung 212. 

— Wirkung der Zuftelung 64. 

— des Zuſchlages 183. 

Verlaßz, Exekution gegen 34. 

Verlafſenſchaftsgläubiger, Ein⸗ 
berufung 42, 3. 6. 

Verläßlichleit des Verwalters 106. 

Verlautbarung der Einſtellung 
oder Aufſchiebung des Verſteige⸗ 
rungsverfahrens 205. 

— der Edikte 71. 

— der pfandweiſen Beſchreibung 95. 

— des PVerfteigerungstermines 171. 

— durch Zeitung kann unterbleiben 
71. 

— des Zuſchlages 183. 

— — nad) Überbotsannahme 199. 
— der Bwangdverwaltung von Haie 
delgunternehmungen 342, 345. 
VBerlautbarungsarten (Aufzähs 

lung) 71. 


| Berleifungsbucd 242. 


— Anmeldung ber Anfpräce 283. 

Vermögen im Auslande, Zuflän- 
digkeit zur@relutiondbewilligung 5. 

VBermögensmalle, Anipruh auf 
Ausfolgung 333. 

— — auf Teilung 351. 

— — unerjeßlicher 


Bermänenskrae, Borzugsrerht 


— Angabe in der 
Exelutionsbewilligung 63. 

Bermögendübertragungoge⸗ 
bühren, Berichtigung aus Ver⸗ 
waltungserträgniſſen 124, 3. 2. 

— trägt der Erfteher 152. 

— Meiftbotöverteilung 216, 8. 2, 
217, 8.1. 

— Borzugspfandredht 286. 


— Übergangsbeftimmungen für Ber- 


— Erekution auf Bezüge der Privat- | 


bedienfteten IX, 8. 10. 

Bermögensverzeichnis bei eid- 
licher Angabe 47. 

Versrduungsblatt, Beränderun- 
gen über Schäßleute des Ober: 
landesgerichte® 144, Bog. 8 6. 

Verordunugsweg, anderweitige 
Berwertung von nichtanbringlichen 
Pfandftüden 280. 

— über Auftionzhallen 274. 

— über Eintragung von politticher 
Erefution in Pfändungsregifter 
254. 

— frudtbringende Anlegung von 
Barbeträgen 77. 

— über Haftvollzug gegen Militär- 
rerfonen 368. 


fahbudjländer XVI. 

— über Berlauf von Ramenobliga= 
tionen 268. 

— Bertermittlung auf andere Weiſe 


— vn Saf- und Schanfgewerben 
341. 

— Unzuläffigfeit Hinfihtli hand⸗ 
werlömäßiger und Lonzeffionierter 
Gewerbe 341. 

— durch Berfteigerung 111, 340. 
bei Bwangsverwaltung 111, 

Anm. 2. 

Berpänter, geiehliches Blandrecht 
286. 

Berpfändung exetutionsfreier For⸗ 
derungen 293. 

BVerpfüuduugsverbot beweglicher 
Sachen als einftweilige Berfügung 
379,8 2. 

unbeweglider Sachen 382, 
B. 6. 

Verpfiegsbeiträge, erefutiongfreie 
IX, 8.6. 

VBerplliteter 4. 

— darf nicht mitbieten 180, 278. 

— Meiftbotsreft 217. 

— Tod 84. 

— Berftändigung vom Beitritte zu 
einem Berlauföverfahren 267. 

— Widerſpruch gegen Meiftbotöver- 
teilung 213. 

Verpflichtung des Berwalters an 
Eidezitatt 108. 
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Berpflichtung ſſcheine, Taufmän- 
niſche, Pfändung 296. 

Verrehunng ber vollſtreckbaren 
Forderung 35. 

Berlagung des Bufchlages 185, 
186, 188, 191, 193. 

— — Anmerkung 186. 

— — Rekurs 187, 191. 

Verfäumuisfolgen 56. 

Verfänmung von Friften und Tag: 
fagungen 56, 57. 

— der Friſt zur Geltendmachung 
des Widerſpruchs in Rechtswege 
231. 

— Wiedereinjegung 58. 

Verſchloſſene Türen und Behält- 
nifje, Eröffnung 26. 

Verſendung gepfändeter Sachen 
zum Verkaufe 268, 374. 

Verfeßung in ben Ruheftand 299. 

Berfiderungsbeiträge 120. 

Verfiherungsprämien 120. 

Verfiherungsrenten 291. 

Verficherungsſummen 290. 

Verfiherungsperträge auf 
Unterhaltögelder 291. 

Verſorgungsauſprüche nicht im 
öffentlichen Dienjte ftehender Ber: 
fonen IX, 8. 10. 

Verforgungsanftalt für mittel- 
loſe und gebrechliche Prager Ad⸗ 
vokaten und Mitglieder der juri⸗ 
diſchen Fakultät IX, 8. 6e. 

Verforgungsbeiträge, exeku⸗ 
tionsfreie IX, 8. 6. 

Berforguugshäufer, 
gegen 15, Vdog. 8 2. 

Verftändigung von Aominiftrativ- 
entſcheidung in Betreff vinkulierter 
Papiere 265. 

— der vor Aumerkung des Berfteige- 
rungstermins Eingetragenen 173. 


Erefution 


Berftändigung von Aufhebung des 
Überweifungsbejchluffes 317. 

— der Wuffichtsbehörde vom Ber: 
fteigerungstermine 172. 

— vom Beitritte zu einem Verkaufs⸗ 
verfahren 267. 

— — zur Bivangdverfleigerung 139. 

— durch Beicheid 64. 

— von büderliher Eintragungen 
nad) Rechtskraft des Zuſchlages 
237. 

— Dritter von Ernennung des Ber: 
walterg 110. 

— durch Edikt 71. 

— von Einſtellung oder Aufſchie⸗ 
bung des Verſteigerungsverfah⸗ 
tens 205- 207, des Verkaufsver⸗ 
fahren? 282. 

— von der Entfcheidung über Über: 
bot 198. 

— von Erklärung des Drittichuld- 
ners 301. 

— des Erftehers von Überbot 197. 

— von Erefutiongbewilligung I. 

— dom Haftbefchluffe 362. 

— von Meiftbotsverteilung 229. 

— von Meiftbot3verteilungstag- 
faßung 209. 

— des Nichterichienenen von einer 
Tagſatzungserſtreckung findet nicht 
ſtatt 57. 

— bon pfandweiſer Beſchreibung 92. 

— von Pfändungsvornahme 253, 
257. 

— von der Rekurserhebung 70. 

— von Rekurserledigung hinſichtlich 
Zuſchlag 187. 

— des Regierungskommiſſärs vom 
Verſteigerungstermine 172. 

— des Revierbergamtes 334. 

— von der Schätzung 140. 

— von Überbotsannahme 199. 
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Berkändisung von Verfteigerung 
beweglicher Sachen 272. 

— vom Berfteigerungstermine 171, 
172. 

— — Kontrolle über 175. 

— von Bermwahrerbeitellung 260. 

— von ber Verwahrung beweglicher 
Saden bei Räumung von Im⸗ 
mobtlien 849. 

— von Berzicht auf Überweifung 311. 

— der WWiederlaufsberedhtigten bei 
Biwangßverfteigerung 138. 

— bon der Wiederverfteigerung 154. 

— von Biwangsverwaltung 99, 100, 
102. 

Verlteigerung, Anmerkung XX VI. 

— an Ort und Stelle 177. 

— Bankprivilegien IV, 8. 4. 

— Beginn 179. 

— Beitritt 139. 

— von Bergmwerfseigentum 242 big 
246. 

— Berichtigung des Meiftbot3 152, 
153, 278, 

— Beichreibung und Schäßung 140 
bis 144. 

— Bewilligung 183, 134, 188, 139, 
242, 264. 

— — Buftelung 69, Anm. 1, 138, 
Anm. 11 c, 

— bücherliche Durchführung nad 
Erfüllung der Bedingungen 237. 

— bücherlich fichergeftellter Forde⸗ 
rungen unzuläffig 321. 

— Durchführung 276, Anm. 1. 

— Einleitung 138—137. 

— Einftellung und Auffchiebung 
200—208, 271, 282. 

— einſtweilige Verwaltung 158—161. 

— bon Erbharzrechten 248. 

— Portfegung nad) teilweifer Ein- 
ſtellung 206, 282. 


Berſteigernus, Sortiegung nad 
Berfagung des Zuſchlages 185. 
— einer gemeinfchaftliden Liegen- 
ſchaft 852. 

— gepfändeter Geldforberungen 317 
bis 319. 

— gepfändeter Sachen 270. 

-- geringfte® Gebot 151, 245, 277, 
318. 

— von Liegenſchaftsanteilen 238. 

— Meiftbotöverteilung 209-214, 
246, 285, 286. 

— neuerliche, nad Zuſchlagsver⸗ 
fagung 188. 

— nicht obligatorifher Bermögens- 
rechte 332. 

— Rekurs 239, 289. 

— Reihenfolge 178, 276 Anm. 1. 

— Schluß 181, 182, 279. 

— Überbot 195—19. 
— Übergang ber Gefahr, Nutzungen, 
Laſten und Übergabe 156, 157. 
— ÜbergangäbeftimmungenXXX ILL, 
XXXV. 

— Übernahme von Laften 180, 243. 

— Badium 147—149, 276. 

— Berpadhtung im Wege 111, 340. 

— Berteilungsbeihluß 239 - 235. 

— — Ausführung 236. 

— Berteilungägrunbfäge, allgemeine 
216, 217, bejondere 218—228. 

— Berteilungsmafie 215. 

— Borbereitung 276. 

— vorläufige Feftftellung bes Laſten⸗ 
ftandes 164-168, 245. 

— Widerſpruch wegen nicht gebedter 
Vorhypothek 190-193. 

— Wiederverfteigerung 154, 155, 278. 

— Zuſchlag 188-189, 378. 

Verfteigerungsbedingungen, 
Feſtſtellung 168 —168. 

— inhalt 146. 
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Berfteigerungsbedinguugen, 
nachträgliche Änderung 168, 
Anm. a. 

— Rechtskraft vor Verſteigerungs⸗ 
termin 169. 

— Berfahhbuch XVI, Bong. 8 18. 

— Borlegung 145. 

— Borlefung im Termine 178. 

— Unterfertigung durd) Erfteher 194. 

— unzuläffige 163. 

Verfteigerungsbewilligung, 
Rechtskraft vor Verfteigerungster- 
min 169. 

Verfteigerungseditt 169, 170, 
242, 245, 272. 

— Buftellung 171, 172. 

Verfteigerungstoften, Abzug vom 
Erlöfe 288. 

— bei Berteilung des Verſteige⸗ 
rungserlöſes 284, 286. 

Verfteigerungslotale, öffentliche 
274. 

VBerfteigerungsort 170, 8.2, 177, 
274, 289. 

Verfteigerungsprotofol 194, 
279. 

Verfteigerungstermin 169-182, 
242. 

— Anmeldungen und Erklärungen 
171. 

— Anmerkung 173. 

— Beftimmung 272. 

— Entſcheidung über Einwendungen 
und Anträge 177. 

— — über Widerfpruch gegen Zu⸗ 
ſchlag 185, 191. 

— leitet der Richter 177. 

— Mängel in der Berftändigung 
ober Bekanntmachung des 273. 

— Öffentlich 177. 

— Unterlafjen der Vornahme 282, 
Anm. 2. 


Verfteigerungstermin, Berlaut- 
barung 171. 

— Berftändigung von 272, Anm. a. 

Veriteigerungsberfabren, An- 
merfung 184. 

Verteidigung vor ausländifchen 
Behörden 81. 

Verteilung des abgenommenen 
Bargeldes 261. 

— der vom Kurator zur Einziehung 
eingebrachten Beträge 315. 

— der Ertragsüberſchüſſe 122--128, 
161. 

— des Raufpreifes, Übergangsbe- 
ftimmungen XXXV. 

— bed Meiftbotes 209 —214, 283 
big 288, 832. 

— im HÜrteile über Widerſpruch 
233. 

— des Übernahmspreifes 200, 8.1. 

— bed Berlaufserlöfes gepfändeter 
Geldforderungen 318, 

— des Berfteigerungserlöfes bei 
mehreren Gläubigern 285. 

Verteilungsbeichiuß 229—235. 

— Ausführung 236, 287. 

— bei Bwangsverwaltung, Rekurs 
128, Anm. a. 

Verteilungsgrundfäße, allge 
meine, bei Bmangäverfteigerung 
216, 217. 

Verteillungsmafle 215, 218, 229. 

— Unzulänglichleit 218. 

— — Berwaltungserträgnifie fallen 
in, 159. 

— bei Berteilung des Berfteige- 
rungserlöfeg beweglicher Sachen 
285. 

Verteillungstasiaßung für Er- 
tragsüberſchüſſe 123. 

— für Meiſtbot 209 ff. 

— bei beweglichen Sachen 285. 
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Berteilungsspertaßren, Durch⸗ 
führung hinſichtlich herausgegebe- 
ner Sachen 827. 

Bertras über exelutionsfreie Be⸗ 
züge der Privatbedienfteten IX, 
8. 10. 

Verträge in Anfehung exekutions⸗ 
freier Bezüge IX, 8.8, Gei.8 7. 

— des Berpflichteten, Einfluß der 
Zwangsverwaltung 111, Anm. a. 

Bertragsabſchluß, Fähigkeit 184, 
— 3 

Bertragsmähzige Kündigungs- 
friſten kommen auch dem Erſteher 
zuſtatten 158. 

— Pfandrechte dürfen nicht einge⸗ 
ſchränkt werden 96. 

Bertragsmänkiges Pfandrecht, 
Geltendmachung gegen Gemeinden 
und Anſtalten 15. 

— — Berwandlung in ein exeku⸗ 
tives 89. 

VBertrauensperfonen bei Vor⸗ 
nahme von Erefutionshandlungen 
86. 

Bertretbare Handlungen 353. 

— Sachen, Herausgabe 346. 

Bertreter, Legitimation zum Mit: 
bieten 180, 184, 186. 

— des Nachlaſſes, einftweiliger, 

Beftellung des 34. 
des Berpflichteten darf nicht 

mitbieten 180. 

Bertretunssbeiugnis zum Bieten 
180. 

VBerwahrer, Auswahl durch Boll- 
ftredungsorgan 259, Anm. 7. 
VBerwahrte Sachen, Anordnungen 

in Betreff 401. 

Verwahrung beweglicher Sadjen 
bei Räumung unbemweglicher Sachen 
849. 


I 


Berteilungsverfaßren — Rerwalter. 


Berwahrung in Depofitenamt 259, 
Anm. 4. 

— eingezogener Beträge bei Exeku⸗ 
tion zur Sicherftellung 374. 

— bei Egxelution zur Sicherftellung 
874, Anm. a. 

— des Fauftpfandes’ für eine ge- 
piändete Forderung 298. 

— gepfändeter Sachen 259262, 289. 

— gepfänbeter Wertpapiere 296. 

— gerichtliche, vom Erfteher rüd: 
erftatteter Beträge 157. 

— — des Vadiums 148, 

— herausgegebener Sachen 329. 

— von Meiftbotäbeträgen 236. 

— ala Sicherungdmaßregel 379, 382, 
383, 385, 893, 401. 

— Richtvollzug einer bewilligten 259. 

Berwahrungsgebühr 286. 

Verwabrungsteften 259, 349. 

Berwalter, Abzüge gegen 118. 

— Befugniffe 109112. 

— Belohnung 113, 116. 

— bei Bergbauen 240. 

— Beftellung als Sicherungsmaß- 
tegel 379, 382, 883. 

— bet Drittverbot, Leiftung an 385. 

— Einführung in die Verwaltung 
99, 348. 

— Entlafjung 114. 

— Ernennung 99, 106—108. 

— — Brivilegien der Banlen x. 
IV, 8. 2. 

— Erfteher als 159. 

— Erteilung von Weifungen an ben 
1098. 

— bei Erefution auf Freifchurf 334, 
388. 

— bei Exekution auf nubbringende 
Dauernde Rechte 334. 

— bei Exekution auf väterliches 
Fruchtgenußrecht 336. 


Verwalter — Berwaltungsrehnung. 


Berwalter, Geſchaͤftskreis 109 bis 
112, 

— bei Gewerben 841. 

— Herausgabe beweglicher Sadjen 
an 329. 

— — einer unbewegliden Sadıe 
behufs Exrefütionsführung an 828. 

— Hereindbringung von Erfäben 
gegen 118. 

— Miet: und Pachtverträge 111. 

— nicht aus der Berwalterlifte 107. 

— Drdnungsftrafen 118. 

— Quittierung durch 109. 

— Rechnungslegung 115—118. 

— unmittelbare Berichtigung von 
Auslagen 109, 120, 241, 344. 

— Überwahung der Gefchäftsfüh- 
rung 114. 

— Berlautbarung der Ernennung 
für Unternehmungen 342. 

— Verpachtung der Erträgniffe 111. 

— Berpflihtung an Eidesſtatt 108. 

— Berweigerung der Übernahme des 
Amtes 99 Anm. 1. 

— Vorſchüſſe an 113. 

— — zur Berwaltung 120, 8. 4. 

— Widerruf der Brofura oder Hans 
delsvollmacht 348. 

— Sahlungen an 109, 110. 

— SBeihnung vor dem Handels⸗ 
gericht 342. 

— zieht Nußungen ein 109, 

VBerwalterlifte 106—108. 

Berwaltuug, einftweilige158—161. 

— — nad) Bufchlag an den Über: 
bieter 199. 

— als einftweilige Verfügung 379, 
383, 8 2, 383. 

— Erträgniſſe 119. 

— von Geldforberungen 819. 

— einer herausgegebenen unbeweg- 
lichen Sache 328. 
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Berwaltung von Liegenichaftsan- 
teilen 131. 

— Rekurs 132. 

— fiehe aud) Berwalter und Zwangs⸗ 
verwaltung. 

Berwaltungsauslagen 109, 120. 

— bei Bergbauen 241. 

— bei Unternehmungen 344. 

— Erfah an den Verwalter 113. 

— bei Meiftbotverteilung 216, 3.1. 

VBerwaltungsbehörde 231. 

— Einvernehmung über Bermwalter- 
lifte 106. 

— Erflärung über Erelution gegen 
Gemeinden ꝛc. 15. 

— Erelution der Entſcheidungen in 
öffentlichrehtlichen Sadjen1, 8.12. 

— — — über privatredhtlihe An⸗ 
ſprüche 1, 8. 10. 

—  Geldftrafen und Geldbußen, 
Koftenentfcheibungen 1, 8. 14. 
— Genehmigung des Berwalters 

oder Pächters eines Gewerbes 341. 
— Sicherſtellung von Ürartalforde- 
zungen III, Unm. 2. 
— Berftändigung vom Berfteige- 
tungstermin 172. 
Berwaltungserträgnifle 119. 
— unmittelbare Berichtigung von 
Auslagen 109, 120, 241, 344. 
— Überſchuß 126. 
Verwaltungſgemeinden, Exeku⸗ 
tion gegen 15, Vog. 81. 
VBerwaltungsgerichtshof, Ent: 
ſcheidungen über Koſten, Erefution 
1, 8. 14. 
Verwaltungstoften, 
tung 107. 
VBerwaltungsmahregeln. 
mwendungen gegen 114. 
VBerwaltungsrehnung, Beloh- 
nung u. Auslagen, Feſtſetzung 118. 


Verminde⸗ 


Ein⸗ 
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Überweilung an Bahlungs- 
ftatt 816. 

— -- unzuläffig 826. 

— — Einverleibung 8324. 

— der vollftredbaren Yorberung 85. 

Überweilungsantrag, Einverneh: 
mung der Pfandgläubiger vor 
Entſcheidung 303. 
Überwiefene Forderung, Aus- 
fünfte durch Drittichuldner 806. 
Überzeugung, freie, Feſtſtellung 
bes Schadens 168. 

Umfang der Befugnifie des Ber- 
walters 109, 111, 112. 

— des Exekutionsvollzuges 27. 

— der Pfändung 253 Anm. 2. 

— der Berfteigerung beweglicher 


Sachen 279. 

Umfhreibung eined Namens 
papieres 268. 

— von Namensobligationen XV, 
Bog. 8 5. 


— verlaufter Wertpapiere 268. 

uUmtauſch des Babiums 149. 

Umwandlung von Geldftrafen 
XII, 2. &. 

Unanfehtbare Beſchlüſſe 65. 

Unangemeſſenes Betragen ber 
Anmejenden 32. 

Nnausführbarfeit von Exekutions⸗ 
aufträgen 60, Anm. 1. 

Unbelanntes Gericht, Erſuchen 
an 69. 

Unbeitimmtheit der gepfändeten 
Yorderung 319. 

Unbewegliche Güter, Exekutions⸗ 
gericht 18, 8. 1u. 2. 

— nicht eingetragene Sachen, Exe- 
kutionsgericht 18, 8. 2. 

— GSaden, Räumung 849, 

an Teilung gemeinjchaftlicher 

1. 


Überweifung — Ungültigerflärung. 


Unbewesliche Sacıen, Überweifung 
des Untpruches auf 828. 

Undurchführbarkeit des Verſtei⸗ 
gerungsverfahrens 134, 186. 

— der Zwangsverwaltung 101. 

Unentbebrlige Wohnungsräume 
105. 

Unentbehrliches Ausgedinge 330. 

Anerlanbte Handlungen, Erzwin- 
gung 81. 

— Berabredungen beim Berfteige- 
rungdtermin 177. 

unerſetz licher Vermögensnachteil 
44. 

Uneritredbare Friſten 58. 

— Tagſatzung 164. 

Nnfähigleit zum Bertragsabichluß 
oder Erwerb der Liegenjchaft 184, 
B- 7. 

Untabrbarer Bergbau 245. 

Anfellverfiherungsaniprüde, 
erefutiongfrei IX, 3. 12 

Unfallverfiherungsanftalten 
Anmeldung der Anſprüche 288. 

— Berftändigung bei Exekution 172 
Unm. 2. 

unfallverſicherungs⸗Schiedsage⸗ 
richte, Exekution der Erkenntniſſe 
und Vergleiche XXII. 

Ungarnu, Exekution 86. 

— — zur Sicherſtellung 373. 

— Form der Erſuchſchreiben um 
Exekution in, 86. 

Ungariſche Krone, Exekutionstitel 
der Länder 86. 

— Exekutionstitel 86, Vdg. J. 

— Gerichte, Exekutionsbewilligung 
durch 82. 

— Staatsſchuldverſchreibungen VI, 
Anm. 1. 

Ungültigerklärung des Exelu⸗ 
tionstitels 39, 8. 1. 


Ungültigkeit — Unterfagung. 755 


Ungältigteit von Beifion, Anwei⸗ 
fung 2c. Hinfichtlich erefutiongfreier 
Forderungen 293. 

— des Erelutionsanfprucdhes 81. 

Unklagbarkeit bes Exekutionsan⸗ 
ſpruches 81. 

Unmittelbare Berichtigung von 
Auslagen durd) den Verwalter 
109, 120. 

— — bei Berwaltung gewerblicher 
Unternehmungen 344. 

— — ber väterlidhen Fruchtnießung 
356. 

Nnmöglichleit der NRealifterung 
einer überwiefenen Geldforderung 
317, 8. 3. 


Unnötigkeit der einfiweiligen Ber- 


fuügung 399. 

Nnpfändbare Anſprüche 290—293. 

— Sachen 250-252. 
Nnregelmäßigleit eines auslän- 

difhen Verfahrens 81. 

Unregelmäkigleiten der Ge- 
fhäftsführung be3 Verwalter? 
114. 

Unterbleiben der Schäßung infolge 
Einſtellungs⸗ oder Auffchtebungs- 
antrages 202. 

Unterbrechung der Halt 864, 366. 

-- der Berjährung 297. 
Unterfertigung des Protokolles, 

59, 60. 

— der Berfteigerungsbedingungen 
194. 

— bes Beriteigerungsprotofolles 194. 
Unterhalt, einitweiliger 382, 8.8. 
— Exekution wegen gejeßlichen An- 

ſpruches auf IX, 8. 8, Gef. 8 2. 

— gefjeglicher, Anfprüche auf 292. 

Unterbaltsaniprüde, Cxefution 
auf Bezüge Privatbedienfteter IX, 
8. 10. 


Unterbaltsaniprüdge, Exekution 
auf Gehalte wegen IX, 8. 8, 
Gef. 8 1. 

— — auf Militärheiratslautionen 
IX, 8. 8, Gel. 8 5. 

— — zur Sicherftellung 372. 

Unterbaltsgelder, bare Berichti- 
gung durch Erſteher 152. 

— Dedung der Anfprüde auf 219. 

— exekutionsfrei 291. 

— Forderung auf U., Berfteigerung 
unzuläfftg 319. 

— bei Meiftbotsvertetlung 216, 217, 


8. 2. 


— nicht im Öffentlichen Dienfte 


ſtehender Perſonen IX, 8. 10. 

— unmittelbare Berichtigung bei 
Biwangsverwaltung 120. 

— Zwangsverwaltung, Berteilungs- 
tagfaßung 124. 

Unterbaltsraten 372, 374. 

Imterlaffung der Streitverfündi- 
gung bei Einklagung überwiejener 
Horderungen 310. 

Unterlaſſungen, Erwirkung von 
355—358. 

— Koften der Exekution zur Er- 
zwingung 369. 

— einftmweilige Verfügung 382, 8. 5, 
384. 

Unternehmerverband, Kartell 
XXX. 

Unternehmungen, wirtichaftliche, 
unter ftaatlicher Aufficht 171. 

— — Berwaltung 341. 

Unterrihtsanftalten, Exekution 
gegen 15, Vdog. 8 2. 

— Gutadten über Schäßleute 144, 
Vdg. 8 12. 

Unterfagung der Veräußerung und 
Belaftung 148. 

48* 
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Unterfagung ber Verfügung über 
gepfändete Forderung 294. 

— bei Drittverbot 379, 882. 

Unterſchrift des Protokolles 59. 


— des Zwangsverwalters vor dem 


Handelsgericht 342. 

Nnterftüuungen 
251, 8. 8, 290. 

— an Raturalien 251, 8. 4. 

Unterſtützungſaufprüche nihtim 
öffentlichen Tienfte ftehender Per⸗ 
fonen IX, 3. 10. 

Unterinhungshaft, Vollzug ber 
Haft nicht in Lokalen, welche be⸗ 
ftimmt find für 360. 

Unteilbare Forderung, Überwei⸗ 
fung 304. 

Unvderbältuismäßige Koften ber 
Aufbewahrung der Pfanditüde 273. 

Unpertretbare Handlungen, Er: 
zwingung 854. 

uUnverzinsliche betagte Forderun⸗ 
gen 223. 

Anwiederbringliber Schaden, 
Abwendung durch Sicherungsmaß- 
regeln 881, 8. 2. 

Uunwirkſamerklürung be3 Exeku⸗ 
tionstitels 39, 8. 1. 

Unzulänglichkeit der Exekutions⸗ 
objekte 48. 

— des Pfändungsergebniſſes 263 
Anm. 2. 

— Verteilungsmaſſe, Meiſtbotsver⸗ 
teilung 218. 

Unzuläfſigkeit eines Anbotes, Wi⸗ 
derſpruch wegen 184, 8. 6. 

— der Exekution 89, 3. 4 u. 5, 295. 

— — gegen Gemeinden 89, 8. 4. 

— — wegen Rechte Dritter 37. 

— des Erefuttonsverfahrens 208. 

— ber Piändung wegen Rechte 
Dritter 253. 


exekutionsfrei 


Unterſagung — Urteil. 


Nuzulätfigteit der Pfändung, Au⸗ 
zeige wegen 295. 

— ber Berfteigerung einer Geld⸗ 
forderung 819. 

Urbeberrechte, Exelution auf VII, 
840, Anm. 3. 

Urheberrechtsgeſet 1,8.9, Anm.4. 

Urkunden, Abſchriften, Beibrin⸗ 
gung 54, Anm. 1. 

— Aufforderung zur Beibringung 55. 

— ausländifhe, Cxrelution auf 
Grund 79-86. 

— Beifhaffung zur Meiftbotsver- 
teilung 210, 285. 

— fiber Fälligkeit oder Bollitred- 
barkeit 7. 

— Herausgabe, Klage gegen Dritte, 
Überweifung 306. 

— über Rechtsnachfolge 9. 

— bei ſymboliſcher Trabition 348. 

— für überwiefene Forderung 306. 

— über verkaufte Geldforderungen 
Ausfolgung 318. 

— Übergabe duch Vollſtreckungs⸗ 
organ 25, Anm. 5. 

Urkundenſammlung, Beibringung 
von Abſchriften für 54, Anm. 1. 

Urkundliche Beicheinigung über 
den Liegenichaftsbefib 91. 

— Erflärungen bei Übergabe durch 
Beichen 348. 

Urteil, Exekutionstitel 1. 

— Entſcheidung über Widerſpruch 
gegen Exekution auf Grund aus⸗ 
laͤndiſcher Exekutionstitel 883. 

— der Gewerbegerichte, Exekutions⸗ 
titel 1, 8. 11. 

— über mittel3 Klage geltend ge: 
machte Widerſprüche gegen Meift- 
bot8verteilung 2832, 288. 

— über die Succeifion in die Gläu« 
biger⸗ oder Schuldnerrolle 10, 





Badium — Verbürgung. 


V. 


Vadium 147—149. 

— Anbote ohne Vadium werden zu⸗ 
rückgewieſen 180. 

— Befreiung von 147. 

— Einrechnung in das Meiſtbot 152. 

— Erlaſſung in Verfachbuchländern 
XVI, Bdg. 8 23. 

— Haftung 155. 

— Höhe 147. 

— Mangel 184, B. 5, 186. 

— Boitiparlaffebüher ungeeignet 
als 8. 149. 

— Protokollierung 194. 

— rechtliche Natur 149. 

— des Überbieterd 196, Anm. a. 

— Umtauſch 149. 

— bei Berfteigerung beweglicher 
Sachen kein Badium 276. 

— Burüdftellung 149. 

— — nah Überbotzannahme und 
Bufchlag 188, 19. 

Vater, Fruchtgenußrecht, Zwangs⸗ 
verwaltung des 336. 

VBerabredungen beim Verſteige⸗ 
rungstermin 177. 

Veräußerung, Gefahr der 379. 

— gepfänbeter Früchte durch den 
Verwalter 119. 

— der Pfandſachen ohne gerichtliche 
Dazwiihenfunft I, Anm. 2. 

Beränßerungsperbot beweglicher 
Saden als einftweilige Ver⸗ 
fügung 379, 8. 2. 

— unbeweglider Sachen 382, 8. 6, 
884, 

Berbeflerung des Exekutionsvoll⸗ 
zuges 61. 

Verbindung des Einſtellungsan⸗ 
trages mit der Klage 89. 

— mehrerer Berlautbarungsarten 71. 
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Berbindung des Pfändungs⸗ und 
Verkaufsantrages 264. 

— des Überweiſungs⸗ und Pfän- 
dungsantrages 308. 

— ber Berftändigung von Beritei- 
gerungstermin und ⸗Bedingungen 
171. 

— ber Berfteigerung mit einer ans 
beraumten ober befanntgemachten 
Berfteigerung 281. 

— des Vollzuges verjchiedener Exe⸗ 
futionen 22. 

Verbot der Einmifhung in bie 
Zwangsverwaltung 99. 

— bei Forderungspfändung 294, 
831. 

— auf Forderungen gegen Krar 
und Öffentliche Sonde 295. 

— Handlungen vorzunehmen, als 
Sicherungsmaßregel 382, 8. 5. 

— zu leiften 331. 

— aufRamen- oder vinkulierte Obli- 
gationen XV, Bog. 8 2. 

— ber Veräußerung, Belaftung der 
als Badium dienenden Forderung 
148, 188, 199. 

— — beweglicher Sachen 379. 

— — unbeweglider Sachen 382, 
8. 6, 384. 

— der Verfügung über gepfändete 
Vermögensrechte 331. 

— Drittverbot, Vollzug 379. 

— fiehe Drittverdot. 

Berbotene Waffen und Munition 
VI, Anm. 

Berbrauchſsabgaben, 
rechte 286. 

Verbranchsgegenftände, Verſtei 
gerung 276, Anm. 1. 

Verbringen, Gefahr 379. 

Berbürgung der Gegenfeitigfeit 
79, 86, 373. 


Vorzugs⸗ 
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Verderben, dem 8. unterliegende 
Sachen, anderweitige Verwertung 
280. 

— Berlauf von dem Berberben unter- 
liegenden Sachen 266, 273. 

Vereinbarungen über Buftändig: 
feit wirkungslos 51. 

Vereine, Exelutionsprivilegien IV. 

— unter ftantlicher Auffiht 173. 

— landwirtſchaftliche und monta- 
niſtiſche, Verwalterliſte 106. 

Bereinsgeſetz 172, Anm. 3. 

Vereitlung ber Hereinbringung 
von Geldforderungen 879. 

— von anderen Anſprüchen 881, 
386. 

— der Einbringung, Exekution zur 
Sicherftelung wegen Gefahr ber 
370. 

Verfachbuch 87, 133, 211. 

— Beitimmungen über 3. bleiben 
in Geltung XVI. 

Verfachbuchverordnung XVI. 

Verfachung der Beicheide ftatt 
bücherliher Anmerkungen XVI. 

— des die Zwangsverſteigerung be⸗ 
willigenden Beſchluſſes 184. 

Verſahren 50-62, 78. 

— außer Gtreitfadden, Exekution 
bon Amt3 wegen XIII, 8. 8. 
Verfall der Sicherheit des Über- 

nehmers 204. 

Verfallen, Erklärung einer Kaution 
im Strafverfahren für 1, 8. 8. 
Verfügungen erfolgen durch Be- 

fhluß 62. 

— über die Gefchäftsführung bes 
Verwalter 114. 

— ohne mündliche Verhandlung 55. 

— Protokollierung 59. 

— im Verfahren außer Streitfachen, 
Erefution zur Sicherſtellung 370. 


Verderben — Berhältnismäßige. 


Verfüsungen, Buftellung, Exeku⸗ 
tion auf Grund ausländiicdher Ere- 
Tutionstitel 80. 

— einftweilige XVII, 378—4082. 

Berligungsperbet beim Dritt- 
verbot 379. 

Vergleiche vor auswärtigen Be- 
börden 80. 

— Exelutionstitel 1, 8.5. 

— im Konkursverfahren, Exekutions⸗ 
titel 1, 8. 7. 

— Exekution zur Sicherftellung 370, 
Anm. a. 

— vor Gemeindevermittlungsämtern 
2c., Exefution 1, 8. 15. 

— vor Gewerbegerichten, Erefution 
1, 8. 11. 

— dor Schiedsgerichten, Erelution], 
8. 16. 

— vor ungarifhen Gerichten 86. 

— über Koften, Erefutionstitel 1, 
8. 5, Anm. a. 

— über überwiefene Forderung 308. 

— Buftändigleit zur Exekutions⸗ 
bewilligung 4, 8. 1; 5. 

Vergleichsverſuch bei Widerſpruch 
gegen Meiſtbotsverteilung 213. 

Verhaftung 860, 863. 

— Wusführung 865. 

— als Sidjerungsmittel 386. 

— Buftelung des VBefchluffes bei 
395. 

Verhalten bes Berwalters, CEr- 
innerungen 114. 

Verhältnis ver Sefamtbeträge 125, 
218. 

Berbältnismähige Befriedigung 
hinſichtlich der Simultanhypothe⸗ 
fen 222. 

— Berichtigung bei Unzulänglidy= 
keit der Ertragsüberſchüſſe 125. 

— — — des Meiftbotes 218. 





Verhandlung — Verleihungsbuch. 


Berhandlung, mündliche 55 (da⸗ 
felbft Mufzählung). 

— bei der Meiftbotöverteilung 209, 
212. 

— nicht öffentlid) 59. 


— über GStreitigleiten im Exefu- | 


tionsverfahren 17. 

— über Verteilung der Ertragsüber- 
ſchüſſe 123, 128. 

Berheimlihen, Gefahr 879. 

VBerbinderungen von Anboten 
beim Berfteigerungetermin 177. 

Berbütung drohender Gewalt durch 
Sicherungsmaßregeln 381, 3. 2. 

VBerläbrung, Klage zur Hintan- 
Haltung 2397. 

Berlauf der gepfändeten Sachen 
264—282. 

— gleichzeitig bewilligt mit Pfän⸗ 
dung 264, Anm. 2. 

— beweglicher Sachen 249. 

— aus freier Hand von beweglichen 
Sachen 263. 

— — Gemährleiftung 268, Anm. a. 

— — bei Forderungen 817, 819. 

— — Berfteigerung nach fruchtlofen 
Verſuch 270. 

— einer gepfändeten Geldforberung 
818. 

— gepfändeter nicht obligatorifcher 
Bermögengrechte 332. 

— eines Pfandes nad Handelsrecht 
XII, 8.9. 

— bei Räumung von Inımobtlien 349. 

— vinkulierter Wertpapiere 265. 

VBerfanfserlös von Geldforberun- 
gen, Verwendung 318. 

— Berteilung 288. 

— Verwendung 283—288. 

VBerlaufsperfabren, Durchfüh⸗ 
rung hinſichtlich herausgegebener 
Sachen 327. 
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Berlaufsperfaßren im Gange, 
Beitritt anderer Gläubiger 267. 

Verkehr mit dem Auslande 69. 

— Wahrung der Imterefien des 
öffentlichen 28. 

Verkehrsauftalt, Exekution gegen 
28. 

— Haft gegen Perſonen 362. 

VBerlchrsbeihränufungen VI. 

Verkehrsfreie Sachen VI. 

Verlchröunternehmung , öffent: 
liche, Haft gegen Bedienftete 362. 

Verkündete Entfcheidungen, Pro⸗ 
tokollierung 59. 

Berkündung der Beſchlüſſe 64. 

— der Bewilligung einer einſtwei⸗ 
ligen Verfügung 396. 

— des Schluſſes der Berſteigerung 
181. 

— der Überlegung der Meiſtbots⸗ 
verteilungstagfabung 212. 

— Wirkung der Buftellung 64. 

— des Zuſchlages 183. 

VBerlaß, Exekution gegen 34. 

Berlaſſenſchaftsgläubiger, Ein- 
berufung 42, 8. 6. 

Berlaßlichleit des Verwalters 106. 

VBerlautbarung der Einftellung 
ober Wufichiebung des Verſteige⸗ 
rungsverfahrens 205. 

— der Ebilte 71. 

— der pfandweifen Befchreibung 95. 

— des Berfteigerungstermines 171. 

— durch Beitung kann unterbleiben 
11: 

— des Zulchlages 183. 

— — nad) Überbotsannahme 199. 
— der Zwangsverwaltung von Han⸗ 
delgunternehmungen 342, 345. 
Verlantbarungsarten (Aufzäh⸗ 

lung) 71. 
Verleihungsbuch 242. 
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Berleigungsurfunde 242. 

Verleſung der Verſteigerungsbe⸗ 
Dingungen 178. 

Bermieter, geſetzliches Pfandrecht 
286. 

— Anmeldung der Anfprüce 288. 

Vermögen im Auslande, Zuftän- 
digkeit zur Exekutionsbewilligung 5. 

VBermögensmalle, Anſpruch auf 
Ausfolgung 333. 

— — auj Teilung 351. 

Bermögensundteil, unerjeßlicher 
44. 

VBermögensitrafen, Vorzugsrecht 
286. 

Vermögensteile, Angabe in der 
Exekutionsbewilligung 63. 

VBermögensübertragungsger 
bühren, Berichtigung aus Ber: 
waltungserträgniflen 124, 3. 2. 

— trägt der Erfteher 152. 

— Meiftbotsverteilung 216, 8. 2, 
217, 8.1. 

— Borzugspfandredht 286. 

— Erelution auf Bezüge der Privat- 
bedienfteten IX, 8. 10. 

Vermögensverzeichnis bei eib- 
lider Angabe 47. 

VBeroraänungsblatt, Veränderun- 
gen über Schäßlente des Ober: 
landesgerichtes 144, Vdg. 8 6. 

Verordnungsweg, anderweitige 
Berwertung von nidhtanbringlichen 
Pfandftüden 280. 

— über Auftionshallen 274. 

— über Eintragung von politifcher 
Erelution in Pfändungsregifter 
254. 

— frudhtbringende Anlegung von 
Barbeträgen 77. 

— über Haftvollzug gegen Militär- 
rerfonen 368. 


Berleifungsurtunde — Rerpflichtung. 


VBeroraunngsiveg, Steuerſchätz⸗ 
wert für Berechnung bei Simultan- 
hypotheken 222. 

— Übergangsbeftimmungen für Ver⸗ 
fahbuchländer XVI. 

— über Berlauf von Namenobliga- 
tionen 268. 

— Wertermittlung auf andere Weiſe 
als durch Schäßung 141. 

Verpachtung berLiegenihaft durch 
ben Verwalter 111, 112. 

— don Rechten ftatt Zwangsverwal⸗ 
tung 340. 

— von Gaſt⸗ und Schanfgewerben 
341. 

— Unzuläffigleit hinſichtlich hand⸗ 
werlömäßiger und Lonzeffionierter 
Gewerbe 341. 

— durch Berfteigerung 111, 340. 

— bei Bmangdverwaltung 111, 
Anm. b. j 

Berpächter, gejehliches Pfandrecht 
286. 

VBVerpfaãudung exekutionsfreier For⸗ 
derungen 293. 

Berpfandungsverbot beweglicher 
Sachen als einſtweilige Verfügung 
379,8 2. 

— unbeweglicher 
8. 6. 

Verpflegsbeiträge, exetutionsfreie 
IX, B. 6. 

Berpllichteter 4. 

— darf nit mitbieten 180, 278. 

— Meiftbotsreft 217. 

— Tod 94. 

— Berftändigung vom Beitritte zu 
einem Berlauföverfahren 267. 

— Widerſpruch gegen Meiftbotsver- 
teilung 218. 

Verpfliätung des Verwalters an 
Eidesftatt 108. 


Sachen 382, 
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Berpflichtungsſsſcheine, kaufmaͤn⸗ 
niſche, Pfändung 296. 

Berrechunug der vollſtreckbaren 
Forderung 85. 

Verſagung des Zuſchlages 185, 
186, 188, 191, 193. 

— — Anmerkung 186. 

— — Rekurs 187, 191. 

Berfäumnisfolgen 56. 

Berſaͤumung von Friſten und Tag⸗ 
ſatzungen 56, 57. 

— der Frift zur Geltendmachung 
des Widerſpruchs im Rechtswege 
231. 

— Wiedereinfegung 58. 

Verſchloſſene Türen und Behält- 
niffe, Eröffnung 26. 

Verſendung gepfändeter Sachen 
zum Verlaufe 268, 374. 

Verlegung in ben Ruheſtand 299. 

Berfihderungsbeiträge 120. 

Verfidernngspramien 120. 

Berſicherungsreuten 291. 

Berfiherungsfummen 290. 

Berfiderungsperträge auf 
Unterhaltögelder 291. 

Berſorgungsauſprüche nicht im 
öffentlichen Dienfte ftehender Per⸗ 
fonen IX, 8. 10. 

Verforgungsanftalt für mittel- 
lofe und gebrechlihe Prager Ad⸗ 
volaten und Mitglieder der juri⸗ 
diſchen Fakultät IX, 8. 6e. 

Verforgungsbeiträge, exeku⸗ 
tionsfreie IX, 8.6. 

VBerforgungshänfer, 
gegen 15, Vdg. 8 2. 

Verſtändigung von Adminiſtrativ⸗ 
entſcheidung in Betreff vinkulierter 
Papiere 265. 

— der vor Anmerkung des Verſteige⸗ 


Exekution 


rungstermins Eingetragenen 173. | 


Verſtändiguug von Aufhebung bes 
überweiſungsbeſchluſſes 317. 

— der Aufſichtsbehörde vom Ver⸗ 
fteigerungstermine 172. 

— dom Beitritte zu einem Verkaufs⸗ 
verfahren 267. 

— — zur Bivangdverfteigerung 139. 

— durch Beſcheid 64. 

— don büderliher Eintragungen 
nach Rechtskraft des Bufchlages 
237. 

— Dritter von Ernennung des Ber: 
walters 110. 

— durch Edilt 71. 

— von Einſtellung oder Aufſchie⸗ 
bung des Verſteigerungsverfah⸗ 
rens 205- 207, des Verkaufsver⸗ 
fahrens 282. 

— von der Entſcheidung über über⸗ 
bot 198. 

— von Erklärung des Drittſchuld⸗ 
ners 301. 

— des Erſtehers von Überbot 197. 

— von Erelutionsbewilligung I. 

— vom Haftbefchluffe 362. 

— von Meiftbot3verteilung 229. 

— von Meiftbotöverteilungstag- 
fagung 209. 

— des Nichterſchienenen von einer 
Tagſatzungserſtreckung findet nicht 
ftatt 57. 

— von pfandiweifer Beichreibung 92. 


— von Pfändungdvornahme 253, 


257. 

— von der Relurserhebung 70. 

— von Rekurserledigung hinſichtlich 
Zuſchlag 187. 

— de3 Regierungstommifjärd vom 
BVerfteigerungsternine 172. 


| — des Revierbergamtes 334. 


— von der Schäbung 140. 
— von Überbotsannahme 199. 
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Bertändigung von Berfteigerung 
beweglicher Sachen 2372. 

— vom Berfteigerungstermine 171, 
172. 

— — Kontrolle über 175. 

— von VBerwahrerbeftelung 260. 

— von ber Verwahrung beweglicher 
Sachen bei Räumung von Im⸗ 
mobtlien 349. 

— von Berzicht auf Üherweifung 311. 

— der Wiederkaufsberechtigten bei 
Bwangdverfteigerung 138. 

— von ber Wiederverfteigerung 154. 

— don Zwangsverwaltung 99, 100, 
102. 

Berfteigerung, AnmerfungXX VI. 

— an Drt und Stelle 177. 

— Bankprivilegien IV, 8. 4. 

— Beginn 179. 

— Beitritt 139. 

-- von Bergwerkseigentum 242 big 
246. 

— Berichtigung des Meiftbots 152, 
158, 278. 

— Beihreibung und Schägung 140 
big 144. 

— Bewilligung 183, 134, 188, 139, 
242, 264. 

— — Buftellung 69, Anm. 1,138, 
Anm. 11 u. c. 

— büderlide Durchführung nad 
Erfüllung der Bedingungen 237. 

— bücherlich fichergeftellter Forde⸗ 
rungen unzuläflig 321. 

— Durdführung 276, Anm. 1. 

— Einleitung 188—137. 

— Einftelung und Aufſchiebung 
200208, 271, 282. 

— einftweilige Verwaltung 158—161. 

— don Erdharzrechten 248. 

— Portfegung nad) teilweiſer Ein- 
ftellung 206, 282. 


Verkeiserung, Fortſetzung nad) 
Berfagung bes Zuſchlages 185. 
— einer gemeinfchaftlichen Liegen- 
{haft 852. 

— gepfändeter Geldforberungen 817 
bis 819. 

— gepfändeter Sadjen 270. 

--- geringſtes Gebot 151, 245, 277, 
318. 

— von Liegenfchaftsanteilen 238. 

—  Meiftbotöverteilung 209— 214, 
346, 285, 286. 

— neuerliche, nad Zuſchlagsver⸗ 
fagung 188. 

— nicht obligatorifcher Vermögens» 
rechte 332. 

— Rekurs 289, 289. 

— Reihenfolge 178, 276 Anm. 1. 

— Schluß 181, 182, 279. 

— Überbot 195—199. 
— Übergang ber Gefahr, Nutzungen, 
Laften und Übergabe 156, 157. 
— ÜbergangsbeftimmungenXXXILL, 
XXXV. 

— Übernahme von Laſten 150, 248. 

— Badium 147—149, 276. 

— Berpaditung im Wege 111, 340. 

— Verteilungsbeſchluß 2239 - 235. 

— — Ausführung 236. 

— Berteilungdgrundfäße, allgemeine 
216, 217, befondere 218—228. 

— Berteilungsmafle 215. 

— Borbereitung 276. 

— vorläufige Feftftelung des Laften- 
ftandes 164-168, 245. 

— Widerfpruch wegen nicht gebediter 
Vorhypothek 190—198. 

— Wiederverfteigerung 154,155, 278. 

— Bufchlag 183—189, 278. 

Verfteigerungsbedingungen, 
Feititellung 162—168. 

— Inhalt 146. 
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Berfteigerungsbedingungen, 
nadjträgliche Ünderung 168, 
Anm. a. 

— Rechtskraft vor Berfteigerungs- 
termin 169. 

— Berfahbuh XVI, Bdg. 8 18. 

— Borlegung 145. 

— Borlefung im Termine 178. 

— Unterfertigung durch Erfteher 194. 

— unzuläffige 163. 

VBerfteiserungsbewilisung, 
Rechtskraft vor Berfteigerungster- 
min 169. 

Verfteigerungsedift 169, 170, 
242, 245, 278. 

— Buftellung 171, 172. 

VBerfteigerungstoften, Abzug vom 
Erlöſe 283. 

— bet PBerteilung bes Berfteige- 
rung3erlöfes 284, 286. 

Veriteigerungslofale, öffentliche 
274. 

Verfteigerungsert 170, 8.2, 177, 
274, 289. 

Berfteigerungsprotofoll 194, 
279. 

Berfteigerungstermin 169182, 
242. 

— Anmeldungen und Erklärungen 
171. 

— Anmerkung 173. 

— Beftimmung 272. 

— Entſcheidung über Einwendungen 
und Anträge 177. 

— — über Widerfpruch gegen Zus 
ſchlag 185, 191. 

— leitet der Richter 177. 

— Mängel in der Verftändigung 
oder Bekanntmachung des 278. 

— Öffentlih 177. 

— Unterlaffen der Vornahme 282, 
Anm. 2. 


Berfteigerungstermin, Berlaut- 
barung 171. 

— Berftändigung von 272, Anm. a. 

Verfteigerungsperfabren, An⸗ 
merfung 184. 

Berteidigung vor ausländifchen 
Behörden 81. 

Verteilung des abyenonmenen 
Bargeldes 261. 

— der vom Kurator zur Einziehung 
eingebrachten Beträge 315. 

— ber Ertragsüberfchüffe 122-—128, 
161. 

— des Kaufpreifes, Übergangsbe- 
ftimmungen XXXV. 

— des Meiftbotesg 209214, 283 
bis 288, 832. 

— dm Urteile über Widerfprud 
233. 

— des Übernahmspreifes 200, 8.1. 

— des Berlaufserlöfes gepfändeter 
Geldforberungen 318. 

— des PBerfteigerungserlöfes bei 
mehreren Gläubigern 285. 

Bertellungsbeichluß 229—235. 

— Ausführung 236, 287. 

— bei Biwangsverwaltung, Rekurs 
128, Anm. a. 

Vertellungserundfäße, allge 
meine, bei Bmwangsverfteigerung 
216, 217. 

Verteilungsmafle 215, 218, 229. 

— Unzulänglichleit 218. 

— — Bermwaltungderträgnifie fallen 
in, 159. 

— bei ®erteilung des Verſteige⸗ 
rungserlöſes beweglicher Sachen 
285. 

Berteilungstagiatung für Er- 
tragsüberfchüffe 123. 

— für Metftbot 209 ff. 

— bei beweglichen Sachen 285. 
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Verteilungsnerfabren, Durch⸗ 
führung hinfichtlid, herausgegebe⸗ 
ner Sachen 827. 

Bertras über exekutionsfreie Be⸗ 
züge der Brivatbedieniteten IX, 
8. 10. 

Verträge in Anſehung exekutions⸗ 
freier Bezüge IX, 8. 8, Gei. 8 7. 

— des Berpflihteten, Einfluß ber 
Bivangsverwaltung 111, Anm. a. 

Bertrassubihlun, Faäͤhigkeit 184, 
B. 7. 

VBertragsmähise Kündigungs- 
friften kommen auch dem Erfteher 
zuftatten 153. 

— Pfandrechte dürfen nicht einge- 
ſchränkt werden 96. 

Vertrassmähises Pfandrecht, 
Geltendmachung gegen Gemeinden 
und Anftalten 15. 

— — Berwandlung in ein erelu- 
tives 89. 

VBertrauensperfonen bei Vor⸗ 
nahme von Erefutiondhandlungen 
26. 

Bertretbare Handlungen 353. 

— Sachen, Herausgabe 346. 

Bertreter, Legitimation zum Mit: 
bieten 180; 184, 186. 

— des Nachlaſſes, einftweiliger, 
Beftellung des 34. 

— des Berpflichteten darf nicht 
mitbieten 180. 

Bertretungsbeiusnis zum Bieten 
180. 

VBerwahrer, Auswahl durch Voll⸗ 
ftredungsorgan 2359, Anm. 7. 
Verwahrte Sachen, Anordnungen 

in Betreff 401. 

Verwahrung beiweglicher Sachen 
bei Räumung undbeweglicher Sachen 
349. 


Verteilungsverfahren — Verwalter. 


Berwahrung im Depofitenamt 259, 
Anm. 4. 

— eingezogener Beträge bei Exeku⸗ 
tion zur Sicherftellung 374. 

— bei Exekution zur Sicherftellung 
874, Anm. a. 

— des Fauftpfandes' für eine ge- 
piänbete Yorberung 298. 

— gepfänbeter Sachen 259— 262, 289. 

— gepfändeter Wertpapiere 296. 

— gerichtliche, vom Erfteher rück⸗ 
eritatteter Beträge 157. 

— — des Badiumsd 148. 

— herausgegebener Sachen 329. 

— von Meiftbotsbeträgen 236. 

— als Sicherungsmaßregel 379, 382, 
383, 885, 893, 401. 

— Nichtollzug einer bewilligten 259. 

Verwahrnugsgebühr 256. 

Berwahrnusstoſten 259, 349. 

Verwalter, Abzüge gegen 118. 

— Befugniffe 109112. 

— Belohnung 113, 116. 

— bei Bergbauen 240. 

— Beftellung als Sicherungsmaß- 
regel 879, 382, 883. 

— bei Drittverbot, Zeiftung an 385. 

— Einführung in die Verwaltung 
99, 348. 

— Entlaſſung 114. 

— Ernennung 9, 106—108. 

— — Brivilegien der Banlen ꝛc. 
IV, 8. 2. 

— Erfteher ala 159. 

— Erteilung von Weifungen an den 
109. 

— bei Exekution auf Breifchurf 334, 
338 


— bei Erelution auf nutzbringende 
dauernde Rechte 334. 

— bei Exekution auf väterliches 
Sruchtgenußrecht 336. 


Berwalter — Berwaltungsrehnung. 


Verwalter, Geichäftätreis 109 big 
112. 

— bei Bewerben 841. 

— Herausgabe beweglicher Saden 
an 829. 

— — einer unbeweglichen Sache 
behufs Erefütionsführung an 828. 

— Hereindbringung von Erfäbßen 
gegen 118. 

— Miet: und PRadjtverträge 111. 

— nicht aus der Vexwalterliſte 107. 

— Ordnungsſtrafen 118. 

— Quittierung durch 109. 

— Rechnungslegung 115—118. 

— unmittelbare Berichtigung von 
Auslagen 109, 120, 241, 344. 

— Überwachung der Geichäftsfüh- 
tung 114. 

— Berlautbarung der Ernennung 
für Unternehmungen 342. 

— Verpachtung der Erträgniffe 111. 

— Berpfiihtung an Eiberftatt 108. 

— Berweigerung ber Übernahme des 
Amtes 99 Anm. 1. 

— Vorſchüſſe an 113. 

— — zur Verwaltung 120, 3. 4. 

— Widerruf der Profura oder Han⸗ 
delsvollmacht 343. 

— Bahlungen an 109, 110. 

— Zeichnung vor dem Handels⸗ 
gericht 342. 

— zieht Nußungen ein 109. 

Berwalterlifte 106—108. 

Berwaltung, einitweilige158—161. 

— — nad) Zuſchlag an den Über: 
bieter 199. 

— als einftweilige Verfügung 379, 
383, 8 2, 383. 

— ÜErträgnifje 119. 

— von Geldforberungen 819. 

— einer herausgegebenen unbeweg⸗ 
lichen Sache 328. 
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Berwaltung von Liegenichaftan- 

teilen 1831. 

— Rekurs 132. 

— fiehe auch Verwalter und Zwangs⸗ 
verwaltung. 

VBerwaltungsauslagen 109, 120. 

— bei Bergbauen 241. 

— bei Unternehmungen 344. 

— Erſatz an den Berwalter 113. 

— bei Meiftbotöverteilung 216, 8.1. 

Berwaltungsbehörde 231. 

— Einvernehmung über Berwalter- 

lifte 106. 

— Erklärung über Erelution gegen 

Gemeinden 2c. 15. 

— Erelution der Entjchetdungen in 

öffentlichrechtlichen Sachen 1, 8.12. 
— — — über privatrechtliche An⸗ 
ſprüche 1, 8. 10. 

Geldfteafen und Geldbußen, 
Roftenentfcheidungen 1, 3. 14. 
— Genehmigung des Berwalters 

oder Pächters eines Gewerbes 341. 
— Sicherſtellung von Ararialforde- 

rungen III, Unm. 2. 

— Berftändigung vom Berfteige- 

tungstermin 172. 
Verwaltungserträgniffe 119. 
— unmittelbare Berichtigung von 

Auslagen 109, 120, 241, 344. 
— Überihuß 126. 
VBerwaltungsgemeinden, Exeku⸗ 

tion gegen 15, Bdg. 8 1. 
Berwaltungsgerichtshof, Ent: 

ſcheidungen über Koſten, Erelution 


1, 8. 14. 
VBerwaltungstoften, Verminde⸗ 
zung 107. 
VBerwaltungsmaßreneln, Eins 
mwendungen gegen 114. 
VBerwaltungsrehnung, Beloh⸗ 


nung u. Auslagen, Feſtſetzung 118. 
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Berwaltungßrechnung, Erledi⸗ 
gung 116, 117. 

— Legung 115. 

— Rekurs gegen Entſcheidung 117. 

Berwaltungsberfahren 281. 

Berwaltungswegs, im B. gepfän- 
dete Sachen 254. 

Berweigernug ber eidlichen An⸗ 
gabe 48. 

— einer Exekutionshandlung 68. 

— der Sicherſtellung bei reſolutiv 
bedingten Forderungen 220. 

— der Unterſchrift auf Verſteige⸗ 
tungsprotololl 194. 

Berweilung auf ben Rechtsweg, 
des Widerſpruchs gegen Berteilung 
der Ertragsüberſchũſſe 128. 

— -- gegen Verteilungsbeſchluß 281. 

— auf das Berwaltungsverfahren 
281. 

Verwendung der Gelbfirafen 859. 

— des Überfchuffes einer über- 
wiejenen Yorderung 812. 

— des Berlaufterlöfes 288—288. 

— der Binfen von angelegten Meift- 
bot3beträgen 229. 

Verwertung, anderweitige, einer 
Geldforderung 8317—819. 

— anderer Bermögensrechte 332 big 
340. \ 

— anderweitige nicht verlaufter 
Sachen 280. 

— auf®rund eines gepfändeten obli- 
gatorijchen Anſpruches herausge- 
gebener Sachen 327. 

— nicht obligatorifcher Vermögens: 
rechte 831 ff. 

— rüderftatteter Früchte 157. 

Verwundetenzulage IX, 3. 8, 
&ef. 8 3. 

Verzebrungsiteuergebühren, 
Einbringung III, Anm. 3. 


Berwaltungsrehnung — Vollmacht. 


Verzeichnis des Bermögens, Vor- 


144, Whg. 
8 3. 

— der Verwalter 106. 

Verzicht auf Exekution 36, 39, 40. 

— auf die Erelution behufs Ein- 
Hagung des Intereſſes 368. 
— auf Rechte aus Überweifung 
fihergeftellter Forderungen 923. 
— auf Überweifung zur Einziehung 
311, 817. 

— auf den Vollzug der Erelution 
89, 8. 6. 

Bersiniung beiagter unverzins⸗ 
licher Forderungen 223. 

— des Meiſtbots 152 

— ber übernommenen Schulden 153, 
156. 

Verzögerung der Beitreibung einer 
überwiefenen Forderung 810. 

— des Rurators zur Einziehung 315. 

— einer Erelutionshandlung 68. 

Verzellung von Waren VIIL, 8. 4. 

Verzug, Gefahr im 858. 

Verzugszinuſen Tänger als 3 Jahre 
217. 

— von Steuern umd Abgaben 124, 
216. 

Videat Zuftellungs- und Exekutions⸗ 
abteilung 39, Unm. 2. 

Vinkulierte Obligationen, Exeku⸗ 
tion auf XV. 

-- Wertpapiere als Kaution, Ver⸗ 
lauf 265. 

Bollsfüden, Exelution gegen 15, 
Be. 8 2. 

VBolfsleiehallen , Exrekution gegen 
15, Vog. 8 2. 

Vollmacht an Advokaten und an- 
dere 52. 


ı — zum Bieten 180, 186. 


Vollmacht — Vollſtreckungsorgan. 


Bollmacht bes Verwalters bei 
Bergwerksgegenſtaͤnden 240. 

Bolltändigleit einer früheren 
pfandweifen Beſchreibung 94. 

Bohftredbarleit, Anmerkung 89. 

— Beltätigung eines ausländiſchen 
Exekutionstitels 80. 

— für ungarifche Erelutionstitel 86. 

— des Anfpruches, Beftreitung mit 
Klage 36. 

Bollſtreckung im Auslande, Siche⸗ 
rung gegen bie Notwendigkeit 381. 

— politifher und polizeilicher Er- 
tenntniffe III, Anm. 8. 

Bolftredungsbenamte 24. 

Bolftredungsorsan 24. 

— Auswahl 24 Unm. 3. 

— Berbot bes Anlaufes zu ver- 
äußernder Sachen 204. 

— darf Berpflichteten nicht vom Exe- 
kutionsvollzug benachrichtigen 68 
Ann. 1. 

— Abnahıne und Ausfolgung von 
Bargeld 261. 

— Abnahme beweglicher Sachen 346, 
37. 

— Abnahme beweglicher Sachen als 
einftweilige Berfügung 8383. 

— Aufträge an B., fein abgeſon⸗ 
derter Relurs 66. 

— Belanntgabe des Ausrufspreiſes 
und geringften Gebotes 277. 

— Beſchwerden gegen 68. 

— Beichreibung und Schäbung 144. 

— Bejeitigung eines Widerftandes 
gegen Bornahme einer Handlung 
957. 


— Beitimmung des Verfteigerungs- | 


termines beweglicher Sachen 272. 
— bewertitelligt die Gegenleiftung 
bed Släubigers 25. 
— darf nicht mitbieten 278. 
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Boltredungsorgen, Eigentums⸗ 
erwerb an ben verlauften Sachen 
269. 

— Einleitung einer Vetwahrung 259. 

— Empfangnahme von Zahlungen 
und Quittierung 25. 

— entfernt Störende 32. 

— Erlag des Berlaufgerlöfes in Ge⸗ 
richtslanzlet 284, 285. 

— Exekutionsvollzug von Amts 
wegen 16. 

— Herausgabe von Saden an 327. 

— Innehalten mit dem Bollzug 46. 

— Notare 24. 

— Pfändung beweglicher Saden 
2353. 

— Pfändung von indoffablen Pa⸗ 
pieren 296, 300. 

— Brotofoll 60. 

— Prüfung ber orbnungsmäßigen 
Bekanntmachung vor Berftelgerung 
273. 

— Schäbung durch 275 Anm. 2. 

— ſymboliſche Übergabe beweglicher 
Sachen 348. 

— Tätigfeit 25. 

— Übergabe der Liegenfchaft an den 
Verwalter 99. 

— Übertragungserflärung auf über- 
wie,enen Papieren 305. 

— Verkauf aus freier Hand 268. 

— Berlauf von Forderungen und 
Übergabe der Urkunden 318. 

— Verkauf von wegzuſchaffenden be- 
weglichen Sachen 849. 

— Berftändigung vom Beitritte zum 
Verkaufsverfahren 267. 

— Berfteigerung beweglicher Sachen 
275. 

— Berwendung des Verkaufserlöſes 
283. 

— vollzieht Haft 360. 
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Bolltredungsorgan, Borlegung 
des Koftenverzeichnifjed an 284. 
— Bornahme von Handlungen zur 
Erhaltung der Rechte aus gepfän- 

beten Papieren 297. 

— Beifungen an 61. 

Bollzug vor Ablauf der Rekursfrift 
67, 

— einer bewilligten Erelution von 
Anis wegen 16. 

— einftweiliger Verfügungen 887. 

— der Exekution, Beginn 33. 

— der Erelution zur Sicherftellung 
unterbleibt 876. 

— der Haft als Sirherungsmittel 386. 

— zwangsweiſer Pfandrechtsbegrün⸗ 
dung 88 87 ff. 

Bollzugsauftrag, Befriedigung 
de3 Gläubiger? nad) 46. 

Vollzugstoſten der Haft 366, 886. 

Vorausleiſtung, Nachweis für Exe- 
futionsbewilligung 7. 

Vorausſetzuug für Auffchiebung 
der Erelution 44. 

— der Sicherung von Geldforbe- 
rungen 379. 

Voranszaplung der Koften ber 
Vornahme von Handlungen durch 
Dritten 858. 

Vorgang des Exekutionsvollzuges, 
Beichwerden gegen 68. 

Vorgänge beim Exekutionsvollzug, 
Protokoll 60. 

VBorgängige Schäßung beweglicher 
Sadıen 275. 

Borgemerfte Forderungen, vor- 
läufige Feftitelung des Laſten⸗ 
ftande3 166, 

Vorgeſetzter, militärifcher, des 
Berpfliditeten 26. 

— Berftändigung von Verhaftung 
eines Untergebenen 862. 


Voll ſtreckungsorgan — Vormerkſtand. 


Borhpothet, Widerſpruch wegen 
nicht gedeckter 184, 8. 8, 190 bis 
198. 

Borlaufsrehte, Beicheinigung über 
8. bei Antrag auf Zwangsver⸗ 
fteigerung 138, 8. 2. 

Borlantsberedhtiste, Berftänbi- 
gung von ber neuerlichen Ber- 
ftetgerung 154. 

— Berftändigung von Verſteigerungs⸗ 
bewilligung, Teine 183 Anm. c. 
— SBerftändigung vom Berfteige- 

rungstermine 171. 

Borläufige Aufnahme in Haus: 
gemeinfchaft 382, 3. 8. 

— Beftreitung der Koften 74. 

— Feitftellung des Laftenftanbes 164 
bis 168. 

— Feſtſtellung des Laftenitandes 
nicht bindend für Meiftbotsper- 
teilung 167. 

— Feftftelung des Laftenftanbes, 
Ergänzung 206. 

— Feſtſtellung des Laftenftandes bei 
Bergbauen 245. 

— Feititellung des Laftenftandes, 
Boraudfegung für Widerſpruch 
wegen nicht gebedter Vorhypothel 
190. 

— -- Berfachbuchländer XVI, he. 
8 17. 

— — Buftellung des Beſchluſſes 167, 
Ann. a. 

—s8 Unterbleiben der Shäßung 202. 

Vorlesung der Verfteigerungsbe- 
dingungen 145- 

Vormänner, Nachweiſung bei Ein- 
tragung bücherlicher Rechte 350. 

Bormert über abgelegte Offen⸗ 
barungseide 49. 

Vormerkſtand, hinſichtlich Ra- 
mensobligationen XV, Bdg. 88. 


Vormerkung — Waren. 769 


Vormerkung als Crelution zur 
Sicherſtellung 374. 

— bücherliche, als Sicherungsmittel 
XIII, 8.5. 

— bei Meifthotsverteilung 228. 

— des Pfandrechtes in Verfachbuch⸗ 
ländern XVI. 

Vormundſchaftsogericht bemißt 
den Betrag für ſtandesmäßigen 
Unterhalt des Kindes 336. 

Voruahme von Handlungen, Die 
durch einen Dritten vorgenommen 
werden fünnen 353. 

— von Handlungen, Gebot 384. 

— der Schäßung 143. 

Borrang von Böllen, Abgaben, 
Bermögensitrafen bei Verteilung 
des Verfteigerungserlöfes 286. 

Vorrangseintränmsng bei Meiit- 
bot3verteilung 218. 

Vorräte, Verficherung 120. 

Vorſchreibung der Steuern, Ver- 
ftändigung der Organe, Berfteige- 
rungstermin 172. 

Vorſchuig aus Anlaß eines Not- 
ftandes 251, 3. 8. 

— auf Belohnung und Auslagen 
des Verwalters 113. 

— zur Beitreitung der Verwaltungs 
Toften 120. 

— für Koften einer einftweiligen 
Verfügung 393. 

— für Koſten der Haft 366, 386. 
Borfhüfle, Exekution auf, währ.nd 
Bertrag mit Ärar VIII, 8. 6. 
— bei einfiweiliger Verwaltung, 
Meiftbotsverteilung 216, 8. 1. 
Vorſchußzkafſen, Einlagen, Bfän- 

dung 296. 

— Einlagebücher, Verfteigerung un⸗ 

zuläſſig 319. 


Vorſitzender des Senats bewilligt 
einftweilige Verfügungen 388. 
Vorforge für Stellvertretung eine? 

Verhafteten 362. 

Vorfteher des Bezirksgerichtes be- 
willigt Exekution an Sonn= und 
Feiertagen und zur Nachtzeit 30. 

— des Erelutionsgerichtes, Be— 
ſchwerden gegen Exekutionsvollzug 
68. 

— — veranlaßt militäriſche Aſſiſtenz 
26. 

— des Exekutionsgerichtes geſtattet 
Alteneinficht 73. 

Vortretende Hypothekarforderung 
218. 

Borweilnng von Wertpapieren an 
Richter wegen Proteft u. dgl. 297, 
Anm. 3. 

Vorzugsrechte Dritter 258. 

— der Leiſtunzen für kirchliche und 
Schulzwede XIV, 3. 2. 

— der Steuern bleiben unberührt III. 

— der Steuern bei Meiftbot3ver- 

- teilung 216, 8. 2, 217, 3.1. 


W. 

Waadt, Gegenſeitigkeit hinſichtlich 
Exekution 79e. 

Baffen, verbotene VI, Anm. 

Wagen, Eskortierung mit 365. 

Wahl Hinfichtlich des bewilligenden 
Gerichtes 4, 6. 

Wahlrecht Hinfichtlich der Leijtung 
12, 

— Einftelung der Erxefution wegen 
Ausübung 39, 8. 7. 

Wahrheitspflicht bei Antrag auf 
einjtweilige Verfügungen 389. 

Wälder, Schätzung 144, Vdg. 8817, 
27. 

Waren in zollamtlicher Behandlung 
VII, 8. 4. 


Gef. Sig. VI, 3. Exekutionsordnung. 49 
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Waren im Lagerhaus VIIT, 
8. 10. 

Warenlager, vorgängige Schätzung 
275. 

Warenvorräte einer Apotheke 251, 
8.9. 

Wärmeſtuben, Exekution gegen 15, 
Vdg. 8 2. 

Wartegebühr IX, 83. 8, Gef. 
81. 


Wäſche 251, 8. 1. 
Wafferbezugsgebühren 120. 
Waflergebüßren 241, 246. 
Waflergenoflenihaftsiaften bei 
Schätzung 144, Bong. 8 81. 

Wechſel 296, 297, 300, 819, 401. 

— Aushändigung durh Boll» 
ftredunggorgan 25, Anm. 5. 

Wechſelrecht XXI. 

Wegnahme beftimmter herauzzu- 
gebender Sachen 346. 

— von Bargeld 261. 

Wegſchaffen von beweglichen Sachen 
bei Räumung oder Übergabe von 
Immobilien 849. 

Weinernte, Schägung 140 Anm. 4. 

Weiſungen an den Verwalter über 
Gefhäftsführung 109. 

— an das Bollftredunggorgan 61. 

Weitere Borlommniffe des Ver⸗ 
fteigerungöverfahren? , Verftändt- 
gung 170. 

Werlsbefiger 241, 246. 

Werksſparkaſſen 291. 

Werkzeuge bei ſymboliſcher Tra⸗ 
dition 348. 

Wertpapiere, Anordnungen in Be⸗ 
treff verwahrter 401. 

— dürfen nicht verſteigert werden 
319, 8. 5. 

— Herausgabe 846. 

— Pfändung 253, 296. 


Waren — Widerfprud. 


; Wertpapiere, liberweifung ver 


Forderung aus 304. 

— Berbot 379. 

— Verkauf 2683. 

Wertſeudungen, Empfangnahme 
durch den Verwalter 843. 

Wertverringerung, anderweitige 
Verwertung gepfändeier Saden 
wegen 280. 

Bette, Differenzgeſchäft XXIX. 

Wichtigleit, beſondere einzelner 
Berfügungen des Bermwalterd 112. 

Widerfpruh gegen Anrechnung 
einer Forderung 2335. 

— gegen einftiv. Berfügung 397, 398. 

— gegen Erelution auf Grund aus⸗ 
ländifher Erelutionstitel 88: 

— Dritter 37. 

— gegen Meiftbotsverteilung 213, 
231. 

— gegen Pfändung in eines Dritten 
Beſitz 258. 
— Präkluſion infolge Berfäumung 57. 
— wegen nicht gededter Borhypo- 
{het 167, 184, 8. 8, 190-193. 
— — bei Ergänzung des Laften- 
ſtandes 206. 

— — bei unfahrbaren Bergbaue 
245. 

— — Rekurs 191. 

— — bei Wicderverfteigerung 19. 

-- gegen Verteilung der Erirags- 
überſchüſſe 128. 

— gegen Zahlungsbefehl im Mahn- 
verf., Exekution 1, 8.3. 

— gegen Bufchlag, Belehrung über 
182. 

— — in Verfachbuchlaͤndern XVI, 
Vog. 8 26. 

— — Entſcheidung 185. 

— —- Gründe 184. 

— — Protokoll 194. ‘ 


Widerſpruch — Wiederverfteigerung. 


Widerfpruch gegen Zuſchlag, troß 
Borentfcheidung des Richters 177. 

Widerſpruchsrecht maßgebend für 
Rekurs gegen Verteilungsbefchluß 
2334. 

Widerſtand gegen Duldungsver⸗ 
pflichtung 367. 

— durch Militärperſonen und Gen- 
darmen 26. 

— gegen Bollftredungsorgane 26. 

Wiederaufbau mit Berficherungs- 
fumme 290. 

Wie deraufnahme des Berfahrenz, 
Aufſchiebung der Exekution 42. 
— eines aufgefchobenen Exekutions⸗ 

verfahren? 44. 

— des aufgefhobenen Berfteigerungs- 
verfahrens 204. 

— de3 Strafverfahren, Exekution 
zur Sicdherftellung 371. 

— der Verjteigerung nad) Zuſchlags⸗ 
verfagung 185. 

— Buftändigfeit 45. 

Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand 58. 

— — Hemmung der Exekution 42, 
8. 2. 

— zur Erhebung des Widerfpruches 
gegen Zahlungsbefehl 371, 376,8.4. 

Wiederberitellung eines Gebäudes 
mit Berjicherungsfumme 2390. 

— des früheren BZuftandes bei Bu- 
widerhandeln gegen Duldungs⸗ 
und Unterlaffungsverpflichtung 
356. 

Wiederholung der eidlihen An⸗ 
gabe 49. 

Wiederkanfsberechtigte, Veritän- 
Digung von Berfteigerungsbemilli= 
gung 183. 

— — von ber neuerlichen Verſtei⸗ 
gerung 154. 
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Wiederkaufsrechte, Beſcheinigung 
über W. bei Antrag auf Zwangs⸗ 
verſteigerung 133, 8. 2. 

— Schätzung 144, Vdg. 8 21. 

— Löfchung 150. 

— bei vorläufiger Feſtſtellung des 
Raftenftandes 166. 

Wiederlehrende Leiltungen, Au⸗ 
meldung zur Meiſtbotsverteilung 
210. 

— — Kapitalsbetrag für 211. 

— — Dedung der Anſprüche auf 
219. 

— — Dedungslapital 225. 

— — Fündigungsrecht des Erfteherg, 
wenn über 4°/, 153. 

— — dürfen bei Meiftbot3beridhti- 
gung nicht übernommen werden 
152. 

— — bei Meiftbotöverteilung 216, 
217, 8. 2. 

— — Forderung auf w. V., Ber: 
fteigerung unzuläffig 319. 

— — unmittelbare Berichtigung bei 
Biwangsverwaltung 120. 

— — — den Ertragsüberſchüſſen 


— — ———— Feſtſtellung des 
Laſtenſtandes 166. 

Wiederlehrende Zahlnungen, 
Verteilung des Erlöſes beweglicher 
Sachen 286. 

Wiederverſteigerung 154, 155, 
159, 160, 209. 

— Erftattungspflicht des Erftehers 
157, Anm. «a. 

— Tein Widerſpruch wegen nicht ge⸗ 
deckter Vorhypothek 190. 

— Rückerſatz der Früchte 157. 

— Termin für 169. 

— in Verfachbuchländern XVI, Vdg. 
8 15. 

49* 
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Wiederberkteigerung, Binfen von 
Hypotheken 157, Anm. d. 

Wien, Auttionshalle 274. 

-— Berforgungsbeiträge u. dgl., Exe⸗ 
futionsbefteiungen IX, 8. 6. 

— Exekutionsgericht 23, Bdg. 81. 

Willeuserklärung, Abgabe 867. 

Wirfung der Unmerlung ber 
Zwangẽverwaltung 98. 

— der Einleitung des Verſteige⸗ 
rungsverfahrens 194. 

— — der Zwangdverwaltung 103, 
104, 

— der Hemmung der Exekution 43. 

— proviforifcher Sicherſtellungsmaß⸗ 
regeln XXXIX. 

— der Überweifung zur Einziehung 
308. 

— — an Bahlungßitatt 316. 

— des Urteiles über Widerſpruch 
gegen Meiftbot3verteilung 232. 
Birlungsfreis der Vollſtrekungs⸗ 

organe 25. 

Wirtſchaftsauslagen bei Zwangs⸗ 
verwaltung 120, Anm. a. 

Wirtſchaftobetrieb, Berückſichti⸗ 
gung bei Feſtſetzung der Beſichti⸗ 
gungszeit 176. 

— gemöhnlicjer 112. 

BWirtihaftlihe Unternehmungen 
344. 

Biffenfhaftlider Beruf 251, 
B. 5. 

Wiſſentlich unrichtiges Vorbringen 
bet vorläufiger Feſtſtellung des 
Laſtenſtandes 168. 

Bitwenbesüge IX, 3.8, Gef. 8 2. 

Witwengehalte exekutionsfrei IX, 
3. 6. 

Witwen⸗ und Waiſenpenſionsgeſell⸗ 
ſchaft des jur. Doktorenkollegiums 
in Wien IX, 8. 6. 


Wiederverfteigerung — Zahlung. 


Witwenſozietät mediziniſch⸗chirur⸗ 
giſche IX, 8. 6. 

Wöchnerinnen, Schonung bei 
Bmwangsverwaltung 105. 

Wohltätigleitsanktalten, Exeku⸗ 
tion gegen 15, Vog. 8 2. 

Wohnhäuſer, Gebühren des Über- 
wachungs- und Imftandhaltungs- 
perjonales 120. 

Wohnort der Parteien, Angabe 
im bewilligenden Befhluß 68. 

— des Gläubiger8 u. Vertreters in 
der Anmerkung auf einem Pfän- 
dungsprotololl 257. 

— — im Pfänbungsprotofolle 253. 

Wohnung, Anhaltung in W. als 
Sicherungsmittel 386. 

— bei Ausgedinge 830. 

— Durchſuchung durch Vollſtreckungs⸗ 
organe 26. 

— Zwangsverwaltung 105. 

Wohnungsräume des Verpflich⸗ 
teten 105, 182, 330. 

Wucher, Sicheritellung bei Anzeige 
wegen XXVII, 8. 4. 


3. 

Zahl der Sacjverftändigen bei ber 
Schäßung 148, 275. 

Zahlung, Beurkundung im Proto⸗ 
tolle des Bollftredungsorganes 60. 

— des Drittfchuldners bei Überwei⸗ 
fung zur Einziehung 312, 313. 

— der zur Einziehung überwiefenen 
Forderung an den betreibenden 
Gläubiger 808. 

— nad Entftehen des Exekutions⸗ 
tttel3 85. 

— des Berpflichteten buch Abnahme 
von Bargeld 261. 

— durch Berpflichteten 25, Anm. 3, 
200, 8. 4. 
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Zablung an Bollftredungsorgane 
25. 

— nad Vollzugsauftrag 46. 

— dritter Perfonen an den Ber- 
pffichteten 110. 

Zahlungsaufträge im Mandats⸗, 
Wechfelverfahren, Exekutionstitel 
1, 8. 2. 

— über Steuern, Gebühren, Bu- 
ſchläge, Erelution 1, 3. 183. 

— €. zur Sicherſtellung 371. 

Zahlungsbefehl, E. zur Sicher⸗ 
ftelung auf Grund 871. 

— im Mahnverfahren, Erelutions- 
titel 1, 8. 3. 

— im Syndilatsverfahren, Exeku⸗ 
tionstitel 1, 3. 2. 

Sablungsbeitätigungen des be- 
treibenden Släubigers 318. 

Zabinngsftatt, Überweifung an 
316, 324. 

Zahlungsvberbot 294, 295, 300, 
320, 831. 

— unzuläffig an Behörden im Aus⸗ 
land 69, Anm. 1. 

— enthalten im Drittverbot 379. 

— Hinfitli öffentlicher Obliga⸗ 
tionen XV, Bodg. 8 2. 

— Hinfichtlich vollitreddarer Forde⸗ 
rung 35. 

Zebrgeld 24. 

— unmittelbare Einhebung 24 Vdy. 
8 13. 

Zeichnung der Firma durch dei 
Bermalter 342. 

Zeit, Bezeichnung bei Exefution zur 
Sicherftelung 875, Unm. a. 

Zeitung, Einfchaltung des Edilts 
Tann unterbleiben 71. 

— Belanntmahung der Zwangs⸗ 
verwaltung eined Unternehmens 
842. 


Zeitung, Eviliseinichaltung 71. 

— Einihaltung des Zuſchlagsbe⸗ 
ſchluſſes 188. 

Berftören, Gefahr 379. 

Zeffion, ungültig hinfichtlich exeku⸗ 
tiondfreier Forderungen 293. 

— nad) Überweifung zur Einziehung 
808. 

Zeſſionswirlung der Ülberweifung 
an Zahlungsitatt 316. 

Zeugen bei Bornahme v. E.-Hand- 
lungen 26. 

Zenguis über Rechtskraft 54. 

— ausländifher E.-Zitel 80. 

— ungar. E.⸗Titel 86. 

Ziegen 251, 8. 8. 

Ziffermäßis beitimmte Geldforbe- 
rung 90. 

Zimmertüren, Eröffnung 26. 

Sinfen von amortifablen Forde⸗ 
tungen 230. 

— Ungabe im Beihluß 63. 

— Anmeldung zur Verteilung des 
Berfteigerungserlöfes beweglicher 
Sadjen 285. 

— Barberihtigung bei Übernahme 
der Schulden 223. 

— Berechnung bis zum Berfteige- 
rungstermin 283. 

— von Deckungskapital für Ausge- 
dinge 226. 

— — für Kautionshypotheken 224. 

— — für Dienftdarkeiten ꝛc. 225. 

— Entſcheidung über die Verwen— 
dung im Berteilungsbefchluffe 229. 

— Erlag, Vorausfegung für Auf» 
hebung der E. zur Sicdheritellung 
376. 

— bei Meiftbotsverteilung 216, 217, 
8. 2. 

— einer Militärheiratsfaution IX, 
3. 8, Gef. $ 5. 


774 Binfen — Zurüdbehaltene. 


Sinfen von öffentlihen Obliga⸗ 
tionen, Pfändung 29. 

— Pfandrecht an fpäter fällig wer- 
denden 299. 

— von reſolutiv bedingten Forde⸗ 
tungen 220. 

— von fuspenfiv bedingten Forde⸗ 
rungen 221. 

— über 4°/,, Kündigungsrecht des 
Erjtehers 153. 

— ber übernommenen Schulbbeträge 
trägt der Eriteher 156. 

— unmittelbare Berichtigung bei 
Zwangsverwaltung 120. 

— vom Verfteigerungserlös bei be- 
weglichen Sachen 285. 

— bei Verteilung des Verkaufser⸗ 
löſes beweglicher Sachen 286. 

— voreingetragener Hypotheken, 
Zwangsverwaltung 120, 124, 
8. 3. 

— bei Wiederverfteigerung 157, 
Anm. db. 

— Burednung zur Berteilungs- 
maffe 215. 

— Bumeifung 216, Anm. d. 

— bei Zwangsverwaltung ftatt Ber- 
fteigerung 201. 

Zinfencoupons von öffenilichen 
Obligationen XV. 

Zinfenrädftände bei vorläufiger 
Feſtſtellung des Laftenftandes 166. 

— dürfen vom Erfteher nicht über- 
nommen werden 152. 

Zinsertrag bei Schägung 144, 
Big. 8 20. 

Zinsfun, Angabe im bewilligenden 
Beſchluß 68. 

— für Shäßungen, 144, Vdg. $ 19. 

Zinshänfer, Bezüge des Über- 
wachungsperſonales 120. 

Zinskreuzer 120. 


Ziustragende Unlegung von Bar- 
beträgen 77, XXIII. 

— — des Dedungslapitales für 
Nenten u. dgl. 219. 

Zivilgerichte, Exekutionsbewilli⸗ 
gung 3. 

— Exekutionsvollzug 16. 

— Erelution der verhängten Geld⸗ 
ffrafen 1, 8.9. 

— Berfügungen in nichtftreitigen 
Sadıen 1, 2. 6. 

— Bergleihe vor 1, 8. 5. 

— Urteile und Beſchlüſſe, Exeku⸗ 
tionstitel 1. 

Sivilproscehorauung, Anwen⸗ 
dung 78. 

Zivilverfahren, Geldftrafen im 
XII, 8. 4. 

Zollamtlihe Behandlung von 
Waren VIII, 8. 4. 

Sollgebühren 286. 

— Einbringung IU, Anm. 3. 

Zubehör, Beichreibung 144. 

— Ermittlung bei Schäbung 144, 
Vdg. 8 22. 

— Ergänzung durch Berfiherungs- 
fumme 290. 

— Schäbung 140. 

— bei Exekution der Kreditinftitute 
140, Anm. a. 

— einer Liegenſchaft, keine befondere 
Erelution 252. 

— Übergabe 349. 

Zuckerfabriken, Piändung in 261, 
Unm. 5. 

Iuderitener 256. 

Zug um Zug, Gegenleiftnng 8, 43, 
B. 4. 

Sugrundelegung einer früheren 
Schaͤtzung 142. 

Zurüdbehaltene Lobnbeträge bei 
Bergbauen 246. 


Zurüdbehaltungsreht — Zuftändigkeit. 


Surüdbebaltungsredht 263. 

Zurüdhaltung der Belohnung des 
Berwalters 118. 

— von Saden als Sicherungsmaß- 
tegel 382, 8.3. 

Zurückuahme des Rekurſes, ftill- 
ſchweigende 198. 

Zurückſtellung des Vadiums 149. 

— nach Zuſchlagsverſagung 188. 

Zurücktretende Hypothekarforde⸗ 
rung, Rang 218. 

Zurückweiſung von Anboten 180. 

— des Überbotes 198. 

Zurüdsichen des Überbotes unzu 
läffig 196. 

— des Berlangens der Barzahlung 

223. 
bes 

B. 6. 

Sufammenfaflen des Exekutions⸗ 
vollzuges 22. 

Zuſammenlegung landwirtſchaft⸗ 
licher Grundſtücke, Exekution der 
Erkenntniſſe u. Vergleiche 1, 3. 10 
u. 15. 
Iufammentreffen abminiftrativer 
und gerichtliher Pfändung 254. 
Zuſchlas, Anmerlung der Erteilung 
XXVI. 

— Anmerkung der Verſagung 186. 

— Aufhebung infolge Überbots- 
annahme 199. 

— von beweglichen Sadjen, Banl- 
privilegien IV, 8. 4. 

— bücherliche Durdhführung 237. 

— Eigentumserwerb des Erſtehers 
237. 

— Erteilung 183—189. 

— Gründe zum Widerfprud) 184. 

— Protokollierung 19. 

— Rekurs gegen 187. 

— Berfagung 185, Anm. a, 186. 


Erelutionsbegehrend 39, 


| 
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Zuſchlag bei Berficigerung beweg⸗ 
liher Sachen 278. 

— Widerſpruch in Berfachbudhlän- 
dern XVI, Bdg. 8 26. 

Zuſchlagsbeſchluz, Inhalt der 
Ausfertigung 183. 

Zuſchlagsverſaguug, Anitag auf 
neuerlidhe Zerfteigerung 188. 

— wegen nicht gededter Vorhypo⸗ 
thek 193. 

Zuſchläge zu öffentlichen Abgaben, 
E. auf Bezüge Privatbedienfteter 
IX, 8. 10. 

— Rangordnung, Meiftbotövertei- 
lung 216, 8. 2, 217. 

— zu Steuern und Gebühren, Exe⸗ 
kutionstitel 1, 3. 13. 

— zu Steuern 172. 

— zu den Steuern, unmittelbare 
Berichtigung 120. 

— fiehe Steuern. 

Zuftändigkeit zur Aufhebung oder 
Einſchränkung der €. zur Sicher- 
ftelung 377. 

— de3 ausländiſchen Gerichtes 80. 

— zur Bewilligung der Anmerkung 
der Auffündigung, der Hypothekar⸗ 
Hage, des Streites XIII, 8. 7. 

— — der Exelution 4, 5, 6. 

— — auf Grund ausl. E.-Titel 82. 

— — des exekut. Pfandrechtes 88. 

— zur Einſtellung, Einſchränkung, 
Aufſchiebung und Wiederaufnahme 
der E. 45. 

— für einſtweilige Verfügungen 387, 
388. 

— zur E. auf Grund der Erkenntniſſe 
und Bergleiche der Unjallverfiche- 
rungsfchiedsgerichte u. ä. XXII. 

— zur ©. zur Sicherftellung 375. 

— zur E. zur Sicherftelung u. zu 
provifor. Sicherftelungdmaßregeln 
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auf Grund älterer Borfichriften 
XXVII 

Buftäudigleit zur E. auf das nad 
Teilung einer Vermögensmaſſe 
gewonnene Bermögen 333. 

— für Exſzindierungsklage 37. 

— zur Exſzindierungsklage gegen 
polit. Exetution III. 

— für Klage mit Einwendungen 
gegen E.»Bewilltgung 86. 

— für Oppofitionsflage 85. 

— örtlihe, zum Exekutionsvollzuge 
18, 20. 

— fachliche, zum Exekutionsvollzuge 
17, 19. 

— zur Schadenerſatzklage wegen 
Nichterfüllung 368. 

— Übergangsbeftimmungen XXXI 
bi3 XXXVI. 

— Bereinbarungen über 51. 

— fiehe auch Bezirksgericht, Exe⸗ 
kutionsgericht, Gerichtshof, Pro⸗ 
zeßgericht. 

Zuftelung an anweiſende Behörbe, 
Prioritätsbegründung 300. 

— einer Wusfertigung des Ber- 
fteigerungsedifttes bei beweglichen 
Sachen 272. 

— der Ausfertigung des Beſchluſſes 
über Widerſpruch gegen Zuſchlag 
185. 

— der Ausfertigung über Bnfchlag 
183. 

— nad) Überbotdannahme 199. 

— bei Bergwerkserefution 247. 

-- der Beicheide 64. 

— des Beichluffes auf Einleitung 
des Amortifierungsverfahrens 
XXVIIT, 

— de3 Beichluffes über Berwalter- 
ernennung 99. 

— des Trittverbotes 385. 


mm — —— — — — — — — — — — — — — —— ———— — — — — 
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Zuftändigleit — Zuvorkommen. 


Iuftelung ber einftweil. Berfügung 
345. 

— der erſten Ladung, Vorausſegung 
für Exekutionsfähigkeit ausländi⸗ 
ſcher Exekutionstitel 80. 

— von Exekutionsbeſcheiden, welche 
bücherliche Eintragungen betreffen 
XIII, 8. 2. 

— des Haftbefehles 360. 

— des Leiſtungsverbotes an den 
Verpflichteten 381. 

— der Pfändungsbewilligung 253. 

— ſchriftlicher Aufforderungen und 
Mitteilungen 72. 

— des Überweifungsbeichlufies 805. 

— neben Vertündung 64. 

— des Verteilungsbeſchluſſes 229. 

— der SBerfteigerungsbemwilligung 
dur Erekutionsgericht 133 Anm. 
11. 

— des Berfteigerungsebiftes 171,172. 

— bed Zahlungsverbotes 294, 295. 

— de3 Zahlungsverbotes, Erklärung 
des Drittſchuldners 301. 

Zuſtelluugsausweis, Auflegung 
vor Berfteigerung 177. 

— Brüfung vor Berfteigerung 175. 

Zuſtellnug sbepvollmächtigter im 
Laufe des BVerſteigerungsverfah⸗ 
rens 170. 

— in Verfachbuchlandern XVI, Sog. 
8 18. 

Zuftchungsschäßren, 24. 

— E.:Bewilligung zur Einbrin- 
gung 3. 

Zuftelungsorgen, Erklärung des 
Trittfchuldners gegenüber 301. 

— nicht die Boft 294. 

Zuftimmung zu einem Antrag, 
Nichterfcheinen 56. 

Zuvorlommen enticheidet bei meh⸗ 
teren gleichen Überboten 198. 
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Zusichung der Beteiligten 3551. | Zwaugsverſteigernug, Badium 
Zwangsmaßzregeln gegen Mili- 147—149. 


tärperfonen 363 Anm. 2. — Berfahbuh XVI, Bdg. 89. 
Swangsberfteigeruug 133—239, Sa Berfteigerungsbedingungen 146. 
328. : — Berfteigerungstermin 169—182. 
— allgemeine Berteilungsgrundfäge | — Verteilungsbeſchluß 229—235. 
216, 217. — Berteilungdntafie 215. 
— Anmerkung 134.  — Borläufige Feftftellung des Laſten⸗ 
— Ausführung des Verteilungsbe⸗ ftandes 164—168. 


— Beitritt 189. bedingungen 145. 


ſchluſſes 286. — Borlegung der Berfteigerungs: 
— von Bergwerkseigentumsobjelten — Widerſpruch wegen mangelnder 


242— 246. Dedung piandrechtlich fichergeitell- 
— Berichtigung bed Meiftbotes 152, ter Anſprüche 190198. 
158. — MWiederverfteigerung 154, 155. 
— Beſchreibung u. Schäbung 140 | — Bufammentreffen mit Zwangs⸗ 
big 144. verwaltung 218. 
— befondere Beftimmungen 318 bis | — ſiehe aud) Verfteigerung. 
228. Zwangsverwaltung 19, 97—132, 
— Einfluß auf eine anhängige 218, 817, 828, 331 Abſ. 2, 333, 
Bwangdvermwaltung 161. 384—340, 341-844, 376. 
— Einleitung 138-137. i — Anwendbarleit 97. 
— Einftelung u. Auffchiebung des — Anwendung auf anhängige Se- 
Berfteigerungsverfahrend 200 bis queftrationen XXXLU. 
208. — — auf Mpothefen 251, 3. 9. 
— einftweilige Verwaltung 158 bi8 |; — der Banken IV, 8 2. 
161. — Beitritt 103. 
— Erteilung des Bufchlages 183 | — Belohnung des Verwalters 113. 
bis 189. — Bergwerkseigentum 242—246. 
— PFeitftelung der Berfieigerungd®: | — Darlehen, Aufnahme 112. 
bedingungen 162, 168. — Eingaben des Zwangsverwalters, 
— geringite® Gebot 151. Gebührenpflicht 109. 
— von Liegenfchaftsanteilen 238. — Einfluß auf Verträge des Ver- 
— Meiftbotsverteilung 209-214. pflichteten 111, Anm. a. 
— Protokoll über den Berfteigee | — Einleitung 98-102. 
rungstermin 194. — Einftellung 101, 129, 130. 
— Rekurs 239. — als einjtweil. Verfügung 382, 383. 
— überbot 195—19%. | — Ernennung be3 Verwalters 106 
— Übergang der Gefahr, der Nutzun⸗ bis 108. 
gen u. Laften u. Übergabe der | — als E. zur Sicherftellung 374. 
Liegenfchaft 156, 157. — eines Gaft- und Schanfgewerbes 


— Übernahme von Laften 150. 341. 


778 Zwangsverwaltung — Zwangsweife. 
Swangsnerwaltung einer Beld- | Bwangöberwaltung, Übergang 


forberung 817. mit der Berfteigerung in einſtwei⸗ 

— Geſchaͤftakreis des Verwalters 109 lige Verwaltung 161. 
bis 112. — Überwahung der Geichäftsfüh- 

— auf heraudgegebene Sachen 828. rung bed Verwalter3 114. 

— Keitfaden 108. — unmittelbare Berichtigung aus 

— Liegenſchaftsanteile 181. den Verwaltungserträgnifſen 120, 

— für mehrere Gläubiger 100. 121. 

— auf Nubungen cerelutiondfreier | — Unzuläffigleit hinſichtlich hand⸗ 
tere, 119, Anm. a. | wertömäßiger u. Tonzeffionierter 

— polttifche III, Anm. 3. Gewerbe 341. 

— Priorität des Befriedigungs⸗ — Berteilung der Ertragsüber⸗ 
echtes 104. {hüffe 122—188, 161. 

— Rang des mitteld 8. geltend | — Berwaltungserirägniffe 119. 
gemachten Anfpruches bei Zwangd: | — Wirkung der Einleitung 103, 104. 
verfteigerung 218. — Wohnungsräume bed Berpflidh- 

— Rechnungslegung 115—118. teten 108. 

— auf Redite 884. Zwangsweile Pfandrechtsbegrün⸗ 

— don Rechten, Dauer 339. dung 88 87—96. 

— Rekurs 182. — — in Berfahbudländern XVI. 


— ftatt Zmangsverfleigerung 201. She. 8 8. 


Shronologifhes Regiſter. 





Die arabiichen Ziffern geben bie PBaragraphe der Erelutiondordnung, die 
tömifchen die Artikel des Einführungsgefeges zur Exekutionsordnung an. 


1760, 
Juni 28. 
1774, 
April 25. 


1784. 
Yän. 19. 


Mai 22. 


Suli 5. 


1785. 
Ott. 31. 


1786, 
Sept. 18. 


1739, 
Febr. 26. 


April 11. 


1792, 
März 12. 
1793, 
März 33. 


Mai 16. 


Juni 10. 


Direlt.-Note. IX, 8. 6. 


Editto politico di na- 
vigazione mercantile, 
Art. VII, 8 44. 286. 


Hfd. IJGS. Nr. 228. III, 
Anm. 3. 

Hfd. IGS. Nr. 266 lit. o. 
295. 

Hfd. IGS. Nr. 813. 290. 


Reſol. IGS. Nr. 489. lit. 
qq. II. 


Hfd. IGS. Nr. 5770. III, 
Anm. 2. 


Hfd. ISIS. Nr. 977. III, 
Anm. 8. 
Hfd. IG. Nr. 1002. 290. 


Hd. IGS. Nr. 5. XVI. 
Ofd. IS. Nr. 94. IX, 
8. 7. 

Hfd. JGS. Nr. 103. VIII, 


8.6. 
Hid. IGS. Nr. 111. XVI. 


1796. 
Aug. 11. 


1798. 
Olt. 25. 
Nov. 17. 


1799. 
April 26. 
1800, 
De. 5. 


1808, 
März 4. 
1806. 
DM. 24. 
1807, 
April 8. 


1811. 
Juni 1. 


Telret d. n.=Ö. Landesreg. 
PGS. Bb. 9 Nr. 12. IX, 
8. 6. 


Pat. IGS. Nr.436. 362. 
HP. IGS. Nr. 440. III, 
Anm. 3. 


Hft. SS. Nr. 468. 362. 


Hd. PGS. Bd. 15,Rr.57. 
VI, Anm. 1. 


Hd. IGS. Nr. 597. XVI. 


ZIS.RT.789. III, Anm.2. 


Hfd. IES. Nr. 804. IX, 
8. 6, Anm. 


Pat. IGS. Nr. 946 (allg. 
bürg. Gef. Buch). 

8 107. 382, 8.8. 

8 150. 886. 

8 230. 96, 151.' 

88 291—297. 140, 252. 

8 367. 269. 

8 427. 348. 

8 462. 200, 8.2. 
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1811. 
Juni 1. Bat. IGS. Nr. 946 (allg. 
bürg. Gef. Bud). 
8 547. 34. 
8 642. 97. 
88 841—853. 351. 
8 841. 333. 
8 922. 278. 
8 968. 259, 328, 329. 
8 1070. 133, 150, 209. 
8 1076. 162, 166, 209. 
8 1101. 286. 
8 1121. 150, 162,171, 
209, 216, 297. 
88 1192—1197. 883. 
8 1215. 338. 
8 1218. 166. 
88 1227, 1928. 228. 


81280. 166, 171, 221. 
8 1412. 85. 
8 1425. 807. 
8 1486. 25. 
g 1438. 
] 28 
1812, 
März 14. Hfd. IGS. Nr. 980. IX, 
8. 6. 
1813. 
März 18. Lotto⸗Patent, POS. Bd. 
40, S. 53, 88 24, 26. 
VI, Anm. 1, X. 
1814. 
Mai 13. Hfd. IJGS. Nr. 1086, 
VII, 8. 6. 
1815. 
‚Febr. 15. Hd. IS. Nr. 1132. 
VOII, 8. 6. 
1816. 
ol. 24. Hfd. JGS. Nr. 1291. XVI. 
1817. 
Febr. 17. Hid. IGS. Nr. 1813. 
286. 


1817. 
Okt. 21. 


1819, 
Nov. 5. 


1820, 
Febr. 29. 


1822, 
Okt. 21. 


1825. 
April 15. 
Sept. 10. 


. 9%. I66. 


Chronologiſches Regifter. 


Sf. IGS. Ar. 1380. IX, 
B. 6. 


Hd. 665. Nr. 1621. 
XIII, 2. 6. 


Hd. BES. Bd. 47, 
Anh. 7, 8.1. 120. 


Htzd. 8. 2082, PrGS. f. 
Steierm. 216. 


Hfd. IGS. 2089. 120, 216. 
Hd. 3. 2182, PrGS. f. 
Steterm. 244. 216. 


. Hfd. IGS. Nr. 2132. 120, 


216. 


. Hfd. IGS. Nr. 2139. X VI. 


. 9%. PS. 86.54, 5.56. 


VI, Anm. 1. 


. Hfd. IGS. 2219. 216. 


. AH. Entſchl. BIS. 80.57, 


Nr. 74. III, Anm. 8. 


Ar. 2548. 
LI, Anm. 3. 


. Hfb. IGS. Nr. 2548. III, 


Anm. 3. 


. Hfd. IGS. Nr. 8567. 1, 


8. 18. 


. Sb. 366. Nr. 357, 


Abf. 5. 1 8. 10. 


. Bat. BIS. Bd. 63. ei. 


St. G. 88 567, 568, 887, 
894, 903,923. III, Anm. 5. 
88 152, 162. 286. 

88 488, 439, 444. VI, 
Anm. 1. 


1835. 
Juli 11. 


. Bat. 


. H%. 


. 9%. 366. 


Ehronologifches Negifter. 


8. &t. M. O. 88 111, 118, 
200, 206, 244, 253. VIII, 
Anm.4. 89 200, 244. 286. 
88 381, 405, 407, 425, 427. 
VIII, Anm. 1. 


. Hd. IGS. Nr. 84. IX, 


8.1. 


. Hfd. IGS. Nr. 113. 216. 
. Hd. IGS. Nr. 115. 265. 


(Boftgefes) IGS. 
Nr.240, 88 29, 30. VIII, 
Anm. 7. 


. Hfd. IS. Nr. 374. IX, 


2. 6. 


. Hfd. IGS. Nr. 277. 177. 
. Sf. IGS. Nr. 291. IX, 


8.5. 


. Htzd. PGS. Bd.67 Nr. 98. 


VI, Anm. 1. 


. Hfb. IGS. Nr. 383. XVI. 


. Zuftiz Hfd. IJGS. Nr. 409. 


120, 216. 


IS. Nr. 5385. 


VII, 8. 2. 


. Hfd. IGS. Nr. 555. 265. 


Bat. JIGS. Nr. 569. IV. 


. Bat. IGS. Nr. 569, 846. 


1 8. 18. 


. Bat. IGS. Nr. 569, 866. 


141. 


Nr. 583. 
265, I. 

Hut. JGS. Nr. 583. 
265. 


1848, 
Febr. 17. 


1844, 
Dt. 18. 
1846. 
Juni 3. 
1848, 


April 11. 


1849, 


März 4. 


Aug. 15. 


1850 
San. 25. 
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Hyd. POS. Bd. 71, ©.7. 
265. 


Hd. IGS. Nr. 840. 361. 
Hfd. IGS. Nr. 968. VII. 


Hd. IGS. Nr. 1134. IIT, 
Anm. 2. 


Pat. REB.Nr. 152. 8821, 
22. 216. 
Pat. REB.Nr. 361. 8522, 
23. 216. 


Pat. RGB. Nr.51 (Wech⸗ 
felordnung). 

Urt. 86. 348. 

Art. 89, 54. 25. 


. Bat. RGB. Nr. 50. Geb. 


Gef. 88 60,7. 18.13. 
8 72. 124, 216, 286. 


. ME. REB. Nr. 181, 


Art. III. 216. 

8 14. 286. 
. IME. RGB. Nr. 230. 
III, Anm. 5. 
. ME. RGB. Nr. 326. 
128.15. 


.RGB. Nr. 462, 8 21. 286. 


. Bat. RGB. Nr. 89, 8 59. 


216. 


. ME. RGB. Nr. 42. 1. 
. IM. RGB. Nr. 198. 


216. 


. Pat. RGB. Nr. 228, 8 8. 


VI, Anm. 1. 
MO. RG6GB. Nr. 227. 
XII, 3.4 82. 281. 


782 


1832. 
Rov. 5. MR. NIB. Ar. 327. 3. 
„ 1. IME. 8. 15737. 290. 
3. Geſj. REB.Rr.258, 8 22. 


172. 
1858. 
Jän. 26. = RGB. Nr. 18, 8 14. 


Mär; 31. Ze RGB. Nr. 9. 

8 8. 362. 

88 5,8. VIII, 8.3. 
5. Bat. RGB. Ar. 130. 

838. 18.1. 
Ott. 23. Bat. RGB. Nr. 234. 


8 72. 216. 
1854. 
April 30. Tail. Sog. RGB. Nr. 86. 
18. 12, II, Anm. 3. 

-„ 232. MB. RGEB. Nr. 101. XVI. 
Mai 23. Bat. (allg. Verggeich) 
RGB. Rr. 148. 

nn 137,140,188. 340. 
H- — 242. 
88 90--97. 
88 191, 103, 194 197. 243. 
8 207. IX, 8. 11. 
88 117, 118, 121. 140. 
8 233. 18. 10. 
8 268. 246. 
88 253-262. XVIIL. 
8 140. XXV. 
ui 3. MI RGB. Nr. 
8 29. 3. 
Aug. 9. Pat. RGB. Nr. 208. 
819. 18.9, 3. XII, 
8. 3. 
812. 18.6, 370. 
819. 12.6. 
88 78, 128, 129. 84. 
88 272-280. 352. 
Dez. 18. IME. 8. 20256. 1 3.10. 
88 85, 49. 242. 


Juli 


169. 


1855. 
Fehr. 11. MB. RGB. Nr. 30. 3, 
XUI, 8. 4. 
ga 31. 
Märzsi. MB. RGB. Nr. 58. 
817. 1 8. 16. 
Mei 21. Bat. RGB. Ar. 94. 
88 27-30. 2. 
Rov. 6. ME. RGB. Ar. 186. 
8 65. IV, 395. 
1856. \ 
Mai 19. JMB. RGB. Wr. 83. 
216. 
. 1889. 
Juli 23. MB. RGB. Nr. 120. 295. 
88 1-3. XV. 
„ 3. MB. REB.NL.121. 162, 
IV. 
Dez. 20. Sei. RAEB. Nr. 227 (Ge⸗ 
werbeordnung). 341 
1860. 
Feoör. 4. FRE. RGB. Nr. 33. VI, 
Anm. 1. 
n 26. FRE. RGEB. Rr. 53. XV. 
1863. 
Dez. 17. (EU. 3. HGB.) RGB. 
Nr. 1 ex 1863. 
847. XIII, 8.9. 
„ 17. Gef. RGB. Nr. 1 ex1863. 
(Handelsgeſetzbuch). 
Art. 119. VII. 
Art. 119. 11. 
Art. 126. 333. 
Art. 183, 223, 414. 296. 
Art. 305. 348. 
Art. 8310. XII, 2.9. 
Art. 311. I. 
Art. 313-316. 268. 
Art. 374, 382, 409, 411. 
286. 
1864. 


Epronologifes Regifter. 


April 29. IME. 3. 3568. 15. 


Chronologiſches Regifter. 


186. 
Juni 1. ME RGB. Nr. 49. 
Art. 850. 12. 18. 
Art. 120. 141. 
Art. 121. 162. 
Art. 82. 380. 
Art. 82 ff. IV. 
„ 24. MV. RGB. Nr. 56,821.1. 
Juli 28. Kdm. RGB. Nr. 67. IV, 
Anm. 2. 
Aug. 4 Ah. Entſchl. RGB. Nr. 99, 
ſ. Statth.⸗Kom. v. 2. Aug. 
1888 8. 6148 LEB. f. 
Böhmen Nr. 48. IV. 
1865. 
Okt. 28. MB. RGB. Nr. 110. 
Art. III, IVb bis d. V. 
Art. IVb. 111, 112. 
Art. IVe, 141. 
Art. III. 263. 
1366, 
Dez. 11. SB. RGB. Nr. 167. 
Art. 2. 386. 
1867. - 
Nov. 15. Gef. RGB. Nr. 134, 81. 
172. 
Dez. 5. Sub. Big. 8. 26338. 
PrGS. f. Steierm. Nr. 203. 
XIV. 
1868. 
Zuli 6. Advokatenordnung RGB. 
Nr. 96, 8 19. 268, 286. 
Dez. 25. Ge. RGB. Wr. 1 ex 1869 
(ſtonkursordnung) 88 121, 
158, 297. 18. 7. 
1869. 
März 27. Gef. RGB. Nr. 42. XVI. 
April 18. Gef. REB. Nr. 44. 
839. 18. 12. 
8 13. XXVII. 
Mai 14. Sei. RGB. Nr. 63. 


875. 18. 11, XXII. 
8 74. XXVIL. 


„2. 
„30. 


©ept. 21. 


1870, 


März 9. 


1871, 


Fuli 25. 


1872. 


Juli 12. 


183 


. Gef. Tirol. LGB. Nr. 25. 


XVl. 

Gef. RGB. Nr. 88, 81. 
120. 

Ge. RGB. Nr. 98, 8 23. 
216. 

Gef. RGB. Nr. 150, 88. 
18.15. 


Ge. RGB. Nr. 28. 
881,4 18.18. 


Geſ. RGB. Nr. 75 (Notar.- 
Ordn.) 83. 18. 17. 
84 XVII 
825. IX, 8. 2. 
8 25. 286. 
8 26. I. 


. Gef. RGB. Nr. 95 (Allg. 


Grundb. Gef.) 
8 14. 166, 171, 211, 
217, 224. 
8 16. 216. 
88 17, 18. 217. 
8 22. 350. 
8 29. 104, 135. 
8 38a. 370. 
8 88. XIII, 8. 5. 
88 410, 42, 43, 45. 228. 
8859,60. 332, XIII, 8.7. 
88 61, 66, 69, 70. 220. 
8 72. 183, 186, 199, 
XXVI. 
88 77 ff. 88, 89. 
8 97. 223. 
g 118. 280. 
88 118—121. XXVIII. 
88 182—125. XIII, 8.2. 


Ge. RGB. Nr. 112, 
8 19. 18. 8, 371. 


784 
1872. 


Juli 12. 


Mai 7. 


5. JME. 8. 581. 
. IME. 8. 1288. 298. 
. Gef. 


Ehronologifches Regifter. 


Ge. RGB. Nr. 112. 
8 21, Abſ. 2. 265. 
88 24, 25,26. IX, 8.9. 
8 25. XXVII. 


. StB. RGB. Nr. 185 ex 


1874, Urt. II. 386. 
295. 


RGB. Ar. 70. 
8 56. VII. 

88 65, 85. 18.7. 
8 60. 18.7. 


- Gel. RGB. Nr. 67. 


814. 371,18. 3. 


.Geſ. ROB. Nr. 68. XX, 8.10. 
. Geſ. RGB. Nr. 119 (Straf⸗ 


prozeßordnung). 

g 182. 12.9. 

8193. 18.8. 

88 235, 288, 408, 409. 
18.9. 

8 358. 871. 
88 389, 390,391 
88 367, 369, 370, 

871, 373. 
88 419, 409. 


18.8. 


. FME. RGB. Nr. 185, 


89. 29. 


. Gef. RGB. Nr. 48. 


88 1-3. VII. 
83. 183. 


. Gef. RGB. Nr. 49. 


81. 133, 
82. 171. 

88 23,4. XXIV. 

Geſ. RGB. Nr. 50. 
826. 12.10. 
8 82. XIV, Anm. 1. 
840. VIII, 8. 8. 


| 





1874. 


Mai 7. 


„3. 


Ge. RGB. Kr. 51. 
8 33, XIV, Anm. 2. 
8 23. 120. 


. Gel. RGB. Ar. 70. 


847. XII, 8.1. 


Sf. RGB. Nr. 67. I. 


. Gel. RGB. Nr. 36 ex 


1876, 8 40. 1 8. 14. 


RGB. Nr. 60, 88 13, 19. 
III, Anm. 3. 


Ge. REB. Nr. 30, 829. 
18.5. 

Gef. REB. Nr. 66, 8 47. 
141, IV. 


IME. 8. 2932. 334. 


AR. RGB. Nr. 87. 386. 
. StB. RGB. Nr. 88. 884. 
. Gef. RGB. Nr. 47, 811. 


XXVII. 


.Geſ. REB. Nr. 17. 120. 


Geſ. RGB. Ar. 128. IX, 
8. 8. 

Geſ. RGB. Nr. 56, Urt. 17. 
IX, 83. 4. 

MB. RGB. Rr. 108. IX, 
8. 8, Anm. 

MB. RGB. Nr.157, Ab⸗ 
fin. IV, 8. 33. IX, 8.8, 
Anm. zu Gef. 8 5. 


. BB. des Rerm. ABB. 


Nr. 44. IX, 8. 8. 


Gef. REB. Nr. 39 (Ge- 
werbenovelle), 8127. 172, 
341. 

ME. RGB. Nr. 41. 341. 





. Gef. 


Chronologiſches Regifter. 


. EBR. RGB. Nr. 42 ex 


1884, Urt. 13. VII. 


. Gef. RGB. Ar. 92. 


811. 18.10, 15. 


. Geſ. RGB. Nr. 94. 


812. 18.10, 15. 


. IME. 8. 15914. 15. 


. Gef. RGB. Nr. 36. 


88 12, 37. 39. 
8 46. 390, XIII, 8.8. 


. StB. NGB. Nr. 165 ex 


1885, Art. 10. VII. 
RGB. Nr. 71. 
88 1, 2. 248. 

8 2. 350. 


. MV. RGB. Nr. 110. 341. 
. MB. RGB.NT.143. 341. 
. MV. RGB.Nr.166. 341. 


. IMB. IMEB. Nr. 10. 


381. 


. Gef. RGB. Nr. 48. 1. 


8 3. 286, IX, 8. 3. 


. Gef. RGB. Nr. 134. 


81. VI, Anm. 1. 


. ME RGB. Nr. 116. 341. 


RGB. Nr. 13ex 1886. 341. 


.IMV. MVB. Nr. 10. 


2395. 


.Geſ. RGB. Nr.47. XVI. 
. Gef. 2GB. f. Vorarlberg 


Nr. 20. VI. 


. IMV. IMVB. Nr. 28. 


2u5. 


. RB. RGB. Nr. 144. VIII, 


8. 9. 


. MEdg. RGB. Nr. 151. 


VI, 8.9. 


1887. 
März 31. 


Mai 21. 


Juni 6. 


Okt. 16. 


Dez. 28. 


1888. 


März 30. 


Mai 26. 


Juni 20. 


Aug. 2. 
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IMV. RGB. Nr. 34. 
VII 
Ge. RGB. Nr. 51. 

8 11c. 18. 18. 


Art. 97. 295. 

Gef. RGB. Nr. 72. 
87. XXVI. 
88. 18.1. 

IMV. IMBB. 33. IX, 

8.8. 

Gel. RGB. Nr. 1 ex 1888. 
838. 18.16. XXU. 
843. IX, 8. 12. 


Gef. RGB. Nr 33. 
88 39, 41. 18. 16. 
862. 1X, 8. 12. 
841. XXI. 

Ge. RGB. Nr. 75. 

8. 10. 

Gef. RGB. Nr. 95. 
88 17—20. 286. 


IX, 


. Ge. RGB. Nr. 97. 


88 6-9. 286. 
Kdg. LEB. f. Böhmen 
Wr. 48. IV. 
857, 8.3.1, 3. 18 
8 61. 141. 
88 61, 62. 162. 


- IME. FMVB. Nr. 6. 


IX, 8. 8. 


: JM. IMWB. Nr. 15. 


- IX, 8. 8. 


. Elg. VI, 3. Exekutionsordnung. 


. Gef. RGB. Ar. 82. VI, 


Unm. 1. 
50 
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1889. 
April 28. 


Juli 28. 
1890. 


Yan. 6. 


„ 1. 


Juni 11. 


Aug. 3. 
Okt. 14. 
1891. 

Dei. 6. 


1892. 


Yan. 8. 


März 20. 
Juli 16. 


Sept. 29. 


1893, 


Dez. 26. 


1894, 


Juni 16. 


1885. 


Mai 14. 


Juli 80. 


Chronologiſches Regtiter. 


1895, 


Geſ. RGB. Nr. 64. 
8 28. 286. 
8 87. VIII, B. 10. 
Gel. RGB. Nr. 127. 
820. 18.16. 
843. IX, 8. 12. 


Gel. RGB. Ar. 19. 
827. 18. 9. 

Geſ. RGB. Nr. 14. 
820. 1 8. 16. XXII. 

Gef. RGB. Nr. 125. 
8 2. 286. 


ME. RGwB. Nr. 160. 


341. 

internat. Übereinfommen. 
RGB. Nr. 186/1892, Art. 
20, 21. VII, 84, 286. 


Handelsvertr. RGB. Nr. 17 
ex 1892, Art. 24. VII. 


Entſch. des BGH. Bud⸗ 
winski XIV, Nr. 6349. 
XIV, Anm. 1. 
ML. RGB. Nr. 55. 341. 
Gef. RGB. Nr. 202. 
818. 18. 16. 
842. IX, 8.13, XXII. 
FMV. 3.281332. FMBB. 
Nr. 49. IX, 8. 8. 


Gef. RGB. Nr. 198. 341. 


Gef. RGB. Nr. 120. IX, 
8. 18. 


Kdg. LGB. f. Kärnten 

Nr. 17. V. 

Gel. RGB. Nr. 108. 
86. 18. 14. 


Aug. 1. Geſ. RIB. Rr.112, Art. 


XXIII 8.1, XXV Abſ. 1. 
XXX. 
n 1.6d. REB. Nr. 113. 
(Bivilprozeßorbnung.) 
88 11, 14. 232. 
88 17, 20, 31. 310. 
8 395° 371. 
8 406. 372. 
381. 
8458. {gg 
a 88 524, 558. 371. 
88 548, 550. 371. 
8 557. 371. 
8 558. 871. 
Nov. 23. MB. RGB. Nr. 181. 
841. 
Des. 26. Gef. RGB. Nr. 197. 
8 14. 39, 340. 
8 57. 18.9. 


Suli 6. Gef. RGB. Nr. 144. 
88 1, 8. 216. 
85. 150, 14. 
"7. Gef. RIB. Nr. 140. 150. 
Oft. 25. Ge. NEIB. Nr. 220. 
8 76 — 120 Anm. 2. 
Nov. 14. SB. RGB. Nr. 85/1899. 
84, 
n 27. IMB. RGB. Nr. 217. 
8 56 — 64 Anm. 2. 
8 59 — 53 Anm. 4. 
„ 27. Gel. RGB. Nr. 218. 
83 —1, 8.1. 4, 
Anm. 5. 
1897. 
Jän. 11. Gef. RGB. Nr. 30. 
886 — 1, 8.10. 
8 118 — 39. 
April 20. ME. RGB. Nr. 111. 
And. V. 
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1897, 1897. 
Mai 5. IME RGB. Nr. 112 | Mat 5. IMV. RGB. Nr. 112 
(Geihhäftsordnung). (Seichäftsordnung). 
8 37 — 71 Anm. 2. 8 179 — 29. 
77 — 77. 179 Abſ. 2 — 363. 


88 — 55 Anm. 4. 
101 Ab. 2 — 71 Anm.2. 


180 — 370 Anm. 8. 
193 Abſ. 2 — 63 Anm.2. 


110 Abſ. 1 — 3. 214 — 71 Unm. 3. 
127 Abſ. 2 u. 3 — 64 233 — 14. 

Annı. 2. 260 — 8257. 
157 — 88, 269 Ubf.1— 4 Anm.4. 


158 — 69 Anm. 1. 
158- Abſ. 6 — 133. 
159 — 98, 134 Unnı. 8. 
160 — 16 Anm. 7. 


269 legt. Abf. — 47 
Ann. 1. 

288 Mbf.4 bis 6 — 73 
Anm. 2. 


161 — 16. 820 8.1 — 53 Anm.4, 
162 Abſ. 2 bi8 4 — 44 249. 
Anm. 1. 3323 Abſ. 2 — 60 Anm.2. 


162 Abſ.5 — 43 Anm.2. 

163 Abſ. 1 bi8 3 — 39 
Anm. 2. 

163 Abf.4— 43 Annı.1. 

163 Abf.5 — 44 Anm.4. 

164 — 130 Unm. 3, 
2307 8. 2. 

165 — 42 Annı. 5. 

166 Abf. 1 — 64 Anm. 3. 

166 Abſ. 2 — 110. 

167 — 92, 134 Anm. 2. 

169 -- 98. 

170 — 136. 

171 -133 Ann. 6,136. 





383 lebt. Abſ. — 61 
Anm. 3. 

333 Abſ. 1u.2 — 2. 

3355 Abi. 1 u.83 — 24 
Anm. 4. 

335 Ab. 3 — 24 Anm. 3. 

336 — 

337 — 24. 

379 Abf.1,2u.4— 68 
Anm. 1. 

379 Abf. 4 — 25 Anın.3. 

379 Test. Abſ. -- 25 
Ann. 5. 

380 Abſ. 3 — 60 Anm.1. 


172 — 133,162 Anın.12 881 — 61 Anm. 2. 

173 — 237. 382 Abſ. 1 — 261 

174 — 94. Unm. 4. 

175 Abſ. 1 u. 2 — 259 3898 Abſ. 2 — 261 
Anm. 6. Anm. 2. 

175 letzt. Abſ. — 275 882 Abſ. 3 u. 4 — 297 
nn 5. Anm. 3. 

176 — 883 Abſ.3 — 16 Ann. 7. 


191 — * Unm. 1. 
178 — 366 Anm. 3. 


384 8.2 — 38. 
384 8.3 — 71 Anm. 3. 
50* 


778 Zwangsverwaltung — Zwangsweiſe. 


Zwangsverwaäaltung einer Geld⸗ 
forderung 817. 

— Geſchäftskreis des Verwalters 109 
bis 112. 

— auf herausgegebene Sachen 328. 

— Reitfaden 108. 

— Liegenſchaftsanteile 181. 

— für mehrere Gläubiger 100. 

— auf Nubungen exekutionsfreier 
Tiere, 119, Anm. a. 

— politifcje III, Anm. 3. 

— Briorität des Befriedigungs⸗ 
rechtes 104. 

— Rang des mittel® 8. geltend 
gemachten Anfpruches bei Zwangs⸗ 
verſteigerung 218. 

— Rechnungslegung 115—118. 

— auf Rechte 884. 

— von Rechten, Dauer 839. 

— Rekurs 182. 

— ftatt Bmangdverfieigerung 201. 


Swangöberwaltung, Übergang 
mit der Verfteigerung in einſtwei⸗ 
lige Berwaltung 161. 

— Überwahung der Gefchäftsfüh- 
tung des Verwalter3 114. 

— unmittelbare Berichtigung aus 
den Berwaltungserträgnifien 120, 
131. 

— Unzuläffigteit Hinfichtlich hand⸗ 
wertsmäßiger u. Tonzeffionierter 
Gewerbe 341. 

— Berteilung der Ertragsüber⸗ 
ſchüſſe 122—128, 161. 

— Bermwaltungserträgnifie 119. 

— Wirkung der Einleitung 108, 104. 

— Wohnungsräume bed Berpflich- 
teten 108. 

Zwangsſweiſe Pfandrechtsbegrün⸗ 
dung 88 87—96. 

— — in Berfachbudhländern XVI. 
Bo. 8 8. 


Shronologifhes Regiſter. 





Die arabiichen Biffern geben die Paragraphe der Exekutionsordnung, bie 
römischen die Artikel des Einführungsgefeges zur Erelutiondorbnung an. 


1760. 


Juni 28. 


1774. 


April 25. 


1784. 


Jän. 19. 
Mai 22. 


Juli 5. 


1785. 


ot. 31. 


17886, 


Gept. 18. 


1739, 


Febr. 26. 


April 11. 


1792, 


März 12. 


1793. 


März 33. 
Mai 16. 


Juni 10. 


Direlt.Rote. IX, 8. 6. 


Editto politico di na- 
vigazione mercantile, 
Urt. VII, 8 44. 286. 


Hfd. IJGE. Nr. 228. III, 
Anm. 8. 

Hd. IGS. Nr. 266 lit. c. 
295. 

Hfd. IGS. Nr. 813. 290. 


Hefol. IGS. Nr. 489. lit. 
qq. II. 


Hd. IGS. Ar. 5770. III, 
Anm. 2. 


SH. IGS. Nr. 977. IL, 
Unm. 8. 
Hfd. JOS. Nr. 1002. 290. 


Hd. IGS. Nr. 5. XVI. 


Sf. IS. Nr. 9. IX, | 


8.7. 
Hfd. IJGS. Nr. 103. VIII, 
8.5 


Hid. IGS. Nr. 111. XVI. 


1796, 
Aug. 11. 


1798. 
Okt. 25. 
Nov. 17, 


1799. 
April 26. 
1800. 
Dez. 5. 


1803, 
März 4. 
1806, 
oft. 24. 
1807, 
April 3. 


1811, 
Juni 1. 


Telret d. n.=Ö. Landesreg. 
PES. 86.9 Nr. 12. IX, 
8. 6. 


Bat. IGS. Nr.436. 362. 
Hfb. IGS. Mr. 440. III, 
Ann. 3. 


Hfb. YES. Nr. 468. 362. 


Htzd. PGS. Bd. 165, Nr. 57. 
VI, Anm. 1. 


Hd. IGS. Nr. 597. XVI. 


JGS. Nr.789. III, Unm.2. 


Hd. IGS. Nr. 804. IX, 
8. 6, Anm. 


Pat. IGS. Nr. 946 (allg. 
bürg. Gef. Bud). 

8 107. 382, 8.8. 

8 150. 3886. 

8 230. 96, 151. 

88 294-297. 140, 252. 

8 367. 269. 

8 427. 348. 

8 462. 200, 8.2. 
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1811. 
Zuni 1. Bat. IES. Nr. 946 (allg. 
bürg. Gef. Bud). 
8 547. 34. 
8 642. 97. 
88 841—859. 351. 
8 841. 8838. 
8 922. 278. 
8 968. 259, 328, 329. 
8 1070. 133, 150, 209. 
8 1076. 162, 166, 209. 
8 1101. 286. 
8 1121. 150, 162,171, 
209, 216, 237. 
88 1192-1197. 388, 
8 1215. 3838, 
8 1218. 166. 
88 1227, 1228. 223. 


8 1280. 166, 171, 221. 
g 1419. 85. 
8 1425. 807. 
8 1426. 3. 
8 1438. 
1.) 
1812. 
März 14. Hfd. IGS. Ar. 980. IX, 
8. 6. 
1813. 
März 13. Lotto-PBatent, PGS. Bd. 
40, S. 53, 88 24, 26. 
VI, Anm. 1,X. 
1814, 
Mai 13. Hd. IGS. Nr. 1086, 
VIII, 8. 6. 
1815. 
Febr. 15. Hfd. IGS. Nr. 1132. 
VII, 8. 6. 
1816, 
ol. 24. Hfd. IGS. Nr. 1291. XVI. 
1817. 
Febr. 17. Hſd. IGS. Kr. 1813. 
286. 


1817. 
Okt. 


1819. 


21. 


Nov. 5. 


1820. 
Febr. 29. 


1822. 
Ott. 21. 


1826. 
April 15. 
Sept. 10. 


„16. 


Okt. 22. 
18236, 
Juni 7. 


Sept. 1. 
1829, 
Mat 25. 


1831. 
Dez. 27. 


18832, 
Febr. 10. 


Juni 8. 
Sept. 12. 


1885, 
Juli 11. 


Chronologiſches Regiiter. 


Hfd. IGS. Ar. 1380. IX, 
2. 6. 


Hit. IGS. Nr. 1621. 
XIT, 2. 6. 


Hd. PS. Bd. 47, 
Anh. 7, 8-1. 120. 
Htzd. 8. 2042, PrGS. f. 
Steierm. 216. 


Hd. IGS. 2089. 120, 216. 
Htzd. 8. 2182, PrGS. f. 
Steierm. 244. 216. 

Hfd. IGS. Nr. 2132. 120, 
216. 

Hfd. IGS. Nr. 2180. XVI. 


HM. PGS. Bd. 54, S. 536. 
VI, Anm. 1. 
Hfd. IGS. 2219. 216. 


AH. Entſchl. PGS. 8.57, 
Nr. 74. III, Anm. 3. 


Hkd. IS. 
UI, Anm. 3. 


Nr. 2548, 


Hfd. IGS. Nr. 2548. III, 
Anm. 3. 

Hp. IGS. Nr. 2567. 1, 
8. 16. 

Htd. IS. Nr. 2575, 
Abſ. 5. 18. 10. 


Pat. BES. Bd. 63. Bei. 
St. &. 88 567, 568, 887, 
894, 902,923. III, Anm. 5. 
88 152, 162. 286. 

88 488, 489, 444. VI, 
Anm. 1. 


1835. 


Juli 11. 


. Bat. 


. H%. 


Chronologiſches Negifter. 


8. &t. M.D. 88 111, 118, 
200, 206, 244, 253. VIII, 
Unm.4. 88 200, 244. 286. 
88 381, 405, 407, 425, 427. 
VIII, Anm. 1. 


. Hd. IGS. Nr. 84. IX, 


2.1. 


. Hfd. IGS. Nr. 118. 216. 
. H10.'IGS. Nr. 115. 265. 


(Boftgeje) IGS. 
Nr.240, 88 29, 30. VIII, 
Anm. 7. 


. Hfd. IGS. Nr. 274. IX, 


8. 6. 


. Hfd. IGS. Nr. 977. 177. 
. Hd. IGS. Nr. 291. IX, 


8.5. 


. Hkzd. PGS. Bd. 67 Nr. 98. 


VI, Anm. 1. 


. Sf. IGS. Nr. 383. XVI. 


.Juſtiz Hfd. IGS. Nr. 409. 


120, 216. 


IS. Nr. 
VII, 8.2. 


585. 


. Hd. IGS. Nr. 555. 265. 
. Bat. JGS. Nr. 569. IV. 
. Bat. IGS. Nr. 569, 846. 


1 8. 18. 


. Bat. IGS. Nr. 569, 866. 


141. 


. 9%. 366. 


Nr. 588. 
265, 1. 


. Hd. IGS. Nr. 583. 


265. 


1843. 
Febr. 17. 


1844, 
Okt. 13. 
1846, 
Juni 8. 
1848, 
April 11. 


1849, 
März 4. 


Aug. 15. 


1850 
Jün. 25. 
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Hd. POS. Bd. 71, ©.7. 
265. 


Hd. IGS. Nr. 840. 261. 
Hfd. IGS. Nr. 968. VII. 


Hl. IGS. Nr. 1134. IIT, 
Anm. 2. 


Pat. RGEB. Nr. 152. 8821, 
22. 216. 
Pat. RGB. Nr. 361. 88 22, 
23. 216. 


Pat. RGB. Nr.51 (Wech⸗ 
ſelordnung). 

Art. 36. 348. 

Art. 39, 64. 25. 


.Pat. RGB. Nr. 50. Geb. 


Geſ. 88 60,7. 18.18. 
8 72. 124, 216, 286. 


. MB. RGB. Nr. 181, 


Art. III. 216. 
8 14. 286. 


. IME. RGB. Nr. 230. 


IT, Anm. 6. 


. ME. RGB. Nr. 326. 


18.15. 


RGB. Nr. 462, 8 21. 286. 


. Bat. RGB. Nr. 89, 8 59. 


216. 


. MB. RGB. Nr. 42. 1. 
. IM. RGB. Nr. 198. 


216. 


. Bat. RGB. Nr. 223, 8 8. 


VI, Anm. 1. 
MB. RGB. Nr. 227. 
XIII, 8. 4. 82. 281. 


782 Chronologiſches Hegifter. 


1852. 

Nov. 5. ME. RGB. Nr. 237. 8. 
„ 1. IME. 8. 16787. 290. 
n 26. Gef. REB.Nr.253, 8 22. 


172. 
1853, 
Sän. 26. Bat. RGOB. Nr.18, 8 14. 
286. 
März 31. MB. RGB. Nr. 91. 
8 8. 862. 
88 5,8. VIII, 8. 8. 
Zuli 5. Pat. RGB. Nr. 130. 
888. 18. 15. 
Ott. 23. Bat. RGB. Nr. 234. 


8 72. 216. 
1854. 


April 20. Laif. Big. RGB. Nr. 96. 
18. ı8, II, Anm. 3 
n 22. MV. RGB. Nr. 101. XVI. 
Mai 23. Pat. (allg. Berggeſetz) 
RGB. Nr. 146. 
88136,137,140,188. 240. 
568. 
88 85-89. 242. 
88 90-97. 
88191,193,194,197. 243. 
8 207. IX, 8. 11. 
88 117, 118, 121. 140. 
8 232. 18.10. 
8 268. 246. 
88 853-262. XVIII 
8 140. XXV. 
Zuli 3. MV. RGB. Nr. 169. 
8 29. 3. 
Aug. 9. Bat. RGB. Nr. 208. 
819. 18.9, 3. XIII, 
8. 3. 
g12. 18.6, 370. 
819. 12.6. 
88 78, 128, 129. 84. 
88 272—280. 352. 
Dez. 18. IJME. 8. 20256. 1 3.10. 
88 85, 49. 242. 


1855. 
Febr. 11. MB. RGB. Nr. 80. 3, 
XIII, 8. 4. 
84 381. 
Märzsi. ME. RGB. Rr. 58. 
817. 18. 16. 
Mai 21. Bat. RGB. Nr. 94. 
88 27-30. 24. 
Nov. 6. MB. RGB. Nr. 186. 
8 65. IV, 295. 
1856. ' 
Mai 19. IMS. RGB. Nr. 88. 
216. 
1859. 


: Yuli 2. MB. RGB. Nr. 120. 295. 


88 1-3. XV. 
n 8 MB. RGB. Nr. 121. 162, 
IV. 
Dez. 20. Bei. REGB. Nr. 327 (Ge- 
werbeordnung). 341. 


Behr. 4. FME. RGB. Nr. 33. VI, 
Anm. 1. 
n 26. FME. RGB. Nr. 33. XV. 


Dez. 17. (EU. z. HGB.) RGB. 
Nr. 1 ex 1868. 
847. XII, 8.9. 
„ 17. Gef. REB.Rr.1 ex 1868. 
(Handelsgeſetzbuch). 
Art. 119. VII. 
Art. 119. 11. 
Art. 136. 838. 
Art. 188, 228, 414. 396. 
Art. 305. 848. 
Art. 810. XII, 2. 9. 
Art. 811. I. 
Art. 319-316. 268. 
Art. 874, 388, 409, 411. 
286. 
1864, 
April 29. IME. 3. 3663. 15. 


Chronologiſches Regifter. 


1864. 
Juni 1. ME. RGB. Nr. 49. 
Art. 850. 18.18. 
Art. 120. 141. 
Art. 121. 162. 
Art. 82. 380. 
Art. 82 ff. IV. 
„ 24. MBV. RGB. Nr. 566, 821. J. 
Juli 28. Kdm. RGB. Nr. 67. IV, 
Anm. 2. 
Aug. 4 AH. Entſchl. RGOB. Nr. 98, 
ſ. Statth.⸗Kom. v. 2. Aug. 
1888 8. 6148 86B. f. 
Böhmen Nr. 48. IV. 
1865. 
Ott. 28. MV. RGB. Nr. 110. 
Art. III, IVb bis d. V. 
Art. IVb. 111, 112. 
Art. IVe. 141. . 
Urt. III. 268. 
1366, 
Dez. 11. StB. NGB. Nr. 167. 
Art. 2. 386. 
1867. - 
Nov. 15. Gef. RGB. Nr. 134, 81. 
172. 
Dez. 5. Gub. Big. 3. 26338. 
BIS. f.Steierm. Nr. 208. 
XIV. 
1868. 
Zuli 6. Advokatenordnung RGB. 
Mr. 96, 8 19. 268, 286. 
Dez. 25. Gef. REB. Nr. 1 ex 1869 
(Konkursorbnung) 88 121, 
158, 227. 18.7. 
1869. 
März 27. Gel. RGB. Nr. 42. XVI. 
April 18. Gef. NIB. Nr. 44. 
839, 18. 18. 
8 13. XXVII. 
Mai 14. Gef. RGB. Nr. 63. 


8 75. 18. 11, XXII. 
8 74. XXVIL 


1869. 
Mai 15. 


„2. 
„30. 


Sept. 21. 


1870. 
März 2. 


1871. 
Juli 25. 


28. 


1872, 
Juli 12. 


183 


Gel. Tirol. LGB. Nr. 25. 
XVI. 

Geſ. RGB. Nr. 88, 81. 
120. 

Geſ. RGOB. Nr. 98, 8 23. 
216. 

Geſ. RGB. Nr. 150, 88. 
18. 15. 


Gef. RGB. Nr. 23. 
881,4 18.18. 


Geſ. RGB. NT. 75 (Notar.- 
Ordn.) 83. 18. 17. 
84 XVII 
825. IX, 8. 2. 
8 25. 286. 
8 26. I. 
Se. RGB. Nr. 95 (Allg. 
Grundb. Gef.) 
8 14. 166, 171, 211, 
217, 224. 
8 16. 216. 
88 17, 18. 217. 
8 29. 350. 
8 29. 104, 135. 
8 38a. 370. 
8 88. XIII, 8. 5. 
88 410, 42,48, 45. 228. 
8859,60. 322, XIII, 8.7. 
88 61, 66, 69, 70. 220. 
8 72. 183, 186, 199, 
XXVI. 
g8 77 ff. 88, 89. 
8 97. 222. 
g 118. 280. 
88 118—121. XXVIII. 
88 182—125. XIII, 8.2. 


Gef. RGB. Nr. 112, 
819. 1 8. 3, 371. 


784 
1872. 


Juli 12. 


Mai 7. 


. IME. 8. 521. 
. IME. 8. 1288. 298. 
. Gef. REB. Nr. 70. 
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Gef. RGB. Nr. 112. 
8 21, Abſ. 2. 265. 
88 94, 25,26. IX, 8.9. 
885. XXVII. 


. StB. RGB. Nr. 185 ex 


1874, Urt. II. 386. 
395. 


856. VII. 
88 65, 85. 18. 7. 
8 60. 18.7. 


. Ge. REB. Nr. 67. 


814. 871, 18. 8. 


.Geſ. RGB. Nr. 68. IX, 3. 10. 


Geſ. RGB. Nr. 119 (Straf- 
prozeßordnung). 

8182. 18.9. 

8198. 12.8. 

88 235, 288, 408, 409. 
12.9. 

8 358. 371. 
88 389, 890, 391 
88.367, 869, 370, 

871, 373. 
88 419, 409. 
FME. RGB. Nr. 125, 
8 9. 295. 


13.8. 


Gel. RGB. Nr. 48. 
88 1-83. VII. 
8 8. 133. 


. Gef. RGB. Nr. 49. 


81. 188, 
82. 171. 
88 3,4. XXIV. 
Sc. RGB. Nr. 50. 
8 26. 128.10. 
8 88. XIV, Anm. 1. 
840. VIII, 8. 8. 


1874. 
Mai 7. 


„2. 


Gef. RGB. Nr. 51. 
8 283, XIV, Anm. 2. 
8 23. 1820. 


. Gef. RGB. Nr. 70. 


847. XIII, 8. 1. 


Geſ. RGB. Nr. 67. I. 


.Geſ. RGB. Nr. 36 ex 


1876, 8 40. 18. 14. 


RGB. Nr. 60, 88 13, 19. 
III, Anm. 3. 


Gef. RGB. Nr. 30, 829. 
18.5. 

Gef. REB. Nr. 66, 8 47. 
141, IV. 


IME. 8. 2932. 384. 


. KK. RGB. Nr. 87. 386, 
. StB. RGB. Nr. 88. 884. 
. Gel. RGB. Nr. 47, 8 11. 


XXVII. 


Gef. REB. Ar. 17. 120. 
Gel. RGB. Ar. 123. X, 
3. 8. 

Geſ. RGB. Nr. 56, Art. 17. 
IX, 8. 4. 

MB. RGB. Nr. 108. IX, 
8. 8, Anm. 


. MB. RGB. Nr.157, Ab- 


ſchn. IV, 8. 83. IX, 8.8, 
Unm. zu Gef. 8 5. 


. 38. des RAM. ABB. 


Nr. 44. IX, 8. 8. 


Gef. RGB. Nr. 39 (Ge⸗ 
mwerbenovelle), 8127. 172, 
341. 

MB. RGB. Ar. 41. 341. 


Ott. 6. 
1884, 


März 16. 


April 9. 


Mai 11. 


Juni 90. 
Aug. 28. 
Oft. 14. 
1885. 

Yan. 17. 


März 23. 


Mai 27. 


Juli 10. 
Dez. 30. 


1886. 


März 10. 


„ 3. 
„ 18. 


Chronologiſches Regifter. 


. EBR. RGB. Nr. 42 ex 


1884, Art. 13. VII. 
Se. RGB. Nr. 92. 

811. 18.10, 15. 
88 44, 45. 216. 


. Ge. RGB. Nr. 9. 


812. 1 8.10, 15. 
FME. 8. 15914. 15. 


Gel. RGB. Nr. 36. 

88 12, 37. 39. 

8 46. 390, XIII, 8.8. 
SB RGB. Nr. 165 ex 
1885, Art. 10. VII. 
Ge. RGB. Nr. 71. 

88 1,2. 248. 

8 2. 350. 

MB. RGB.NT.110. 341. 
MB. RGB.NT.143. 341. 
MB. RGB. Nr. 166. 341. 


IMB. IMBEB. Nr. 10. 

334. 

Geſ. RGB. Nr. 48. 1. 
8 3. 286, IX, 8. 3. 

Gef. RGB. Nr. 13. 
81. VI, Ann. 1. 

MV. RGB. Nr. 116. 341. 

RGB. Nr. 13 ex 1886. 341. 


IMV. WMVB. Nr. 10. 
295. 

def. RGEB. Rr.47. XVI. 
Gel. LGB. f. Borarlberg 
Nr. 20. XVI. 


- IMV. IMVB. Nr. 28. 


2u5. 


. KB. RGB.Nr.144. VII, 


8. 9. 


. Mſetdg. RGB. Nr. 151. 


VIII 898. 


1887. 
März 31. 


Mai 21. 


Ami 6. 


Okt. 16. 


Dez. 28. 


1888. 


März 30. 


Mai 26. 


Juni 20. 


1 8839. 


März 10. 


„ 21. 
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IME. RGB. Nr. 34. 
VII 
Se. RGB. Nr. 51. 
g 110. 18. 18. 
141. 


1V. 
Art. 88. VL. 
Art. 97. 295. 
Bei. RGB. Nr. 72. 
87. XXVII. 
88 18.1. 
IMV. IMBB. 33. IX, 
8. 8. 
Ge. RGB. Nr. 1 ex 1888. 
838. 18.16. XXL. 
843. IX, 8. 12. 


Gef. RGB. Nr 33. 


88 39, 41. 18. 16. 
862. IX, 8. 12. 
841. XXI. 


Gel. RGB. Nr. 75. 1X, 
8. 10. 

Gef. RGB. Nr. 9. 

88 17—20. 286. 


. Gef. RGB. Nr. 97. 


88 6—9. 286. 


. Kdg. LGB. f. Böhmen 


Mr. 43. IV. 
8 57, 8.3.1, 8. 18. 
8 61. 141. 

88 61, 62. 162. 


ZMBE. 3MVBB. Nr. 6. 
IX, 8. 8. 
IME. IMEB. Nr. 15. 


- IX, 8. 8. 


n 28. 


. Slg. VI, 3. Erelutiongordnung. 


Gef. RGB. Nr. 32. VI, 
Unm. 1. 
50 


786 
1889, 
April 28. 
Juli 28. 
1390. 
Jan. 6. 
„17. 
Juni 11. 
Aug. 8. 
Okt. 14. 
1891. 
Dez. 6. 


1892, 


Yan. 8. 


März 20. 
Juli 16. 


Eept. 29. 


1893, 
Dez. 26. 


1894, 


Juni 16. 


1885. 


Mai 14. 


Juli 30. 


Chronologifhes Regifter. 


ef. RGB. Nr. 64. 
8 28. 286. 
8 837. VIII, 8.10. 
Gef. RGB. Nr. 197. 
820. 18.16. 
843. IX, 2. 12. 


Ge. RGB. Nr. 19. 
8 27.18.9. 
Geſ. RGB. Nr. 14. 
8 20. 1 8. 16. XXI. 


Ge. RGB. Ar. 125. 

8 2. 286. 
MB. RGB. Nr. 160. 
341 


internat. Übereinfommen. 
RGB. Nr. 186/1892, Art. 
20, 21. VII, 84, 286. 


Handelövertr. RGB. Nr. 17 
ex 1892, Art. 24. VII. 


Entſch. des BEH. Bubd- 
winski XIV, Nr. 6349. 
XIV, Anm. 1. 
MB. RGB. Nr. 55. 341. 
Gef. RGB. Nr. 202. 
812. 18.16. 
8 42. IX, 8. 18, XXI. 
FMV. 3.28132. FMBB. 
Nr. 49. IX, 8. 8. 


Geſ. RGB. Ar. 198. 341, 


Gef. RGB. Nr. 120. IX, 
8. 18. 


Kg. LGB. f. Kärnten 

Nr. 17. V. 

Ge. RGB. Nr. 108. 
86. 18.14. 


1895, 
Ang. 1. 


189. 


Zän. 11. 


April 20. 


. Gef. 


Gel. RGB. Nr.112, Art. 
XXIII 8.1,XXV Abſ. 1. 
XXX. 
RGB. Nr. 113. 
(Bivilprogeßordnung.) 
88 11, 14. 232. 
88 17, 30, 21. 310. 
8 395° 871. 
8 406. 372. 
381. 
9,498: - 
88 524, 5582. 371. 
88 548, 550. 371. 
8 557. 371. 
8 558. 871. 


. ML. RGB. Nr. 181. 


841. 


. Gef. RGB. Nr. 197. 


8 14. 39, 340. 
8 57. 18.9. 


. Gef. RGB. Nr. 144. 


88 1, 8. 216. 
85. 150, 14. 


. Ge. RGOB. Nr. 140. 150. 
. Gef. RGB. Nr. 220. 


8 76 — 120 Anm. 2. 


. StB. RGB. Ar. 85/1899. 


84. 
. IMV. RGB. Nr. 217. 


8 56 — 64 Anm. 2. 
8 59 — 53 Anm. 4. 


. Geſ. RGB. Nr. 218. 


83 — 1, 8.11. 4 
Anm. 5. 


Geſ. RGB. Nr. 80. 
886 — 1, 8. 10. 
8 118 — 394. 
ME. RGB. Nr. 11. 
And. V. 
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1897, 1897. 
Mai 5. IMV. RGB. Nr. 112 | Mai 5. IMV. RGB. Nr. 112 
(Geichäftsordnung). (Geſchäftsordnung). 
8 87 — 71 Anm. 2. 8 179 — 29. 
77 — 77. 179 Abf. 2 — 363. 


83 — 55 Anm. 4. 
101 Abſ.2 — 71 Anıı.2. 


180 — 370 Anm. 8. 
193 Abſ. 2 — 63 Anm.2. 


110 Abf. 1 — 3. 214 — 71 Anm. 3. 
127 Abſ. 2 u. 3 — 64 233 — 14. 

Anm. 2. 260 — 257. 
157 — 88. 269 Ab). 1 — 4 Anm. 4. 


158 — 69 Anm. 1. 
158- Abſ. 6 — 138. 
159 — 98, 134 Anm. 3. 
160 — 16 Anm. 7. 


269 letzt. Abſ. — 47 
Anm. 1. 

288 Abſ. 4 bis 6 — 73 
Anm. 2. 


161 — 16. 320 8.1 — 53 Anm. 4, 
162 Abſ. 2 bis 4 — 44 249. 
Anm. 1. 332 Abi. 2 — 60 Anm.2. 


162 Abf.5 — 43 Anm.2. 

163 Abſ. 1 bis 3 — 39 
Anm. 2. 

163 Abſ. 4 — 43 Annı.1. 

163 Adf. 5 — 44 Unm.4. 

164 — 130 Unm. 3, 
207 3. 2. 

165 — 42 Anm. 5. 

166 Abf. 1 — 64 An. 3. 

166 Abſ. 2 — 110. 

167 — 92, 134 Anm. 2. 

169 -- 98. 

170 — 136. 

171 —133 Anm. 6,136. 

172 — 133,162 Anın.12 


332 lest. Abſ. — 61 
Anm. 3. 

333 Abf.1u.2 — 25. 

335 Abi. 1 u. 3 — 24 
Anm. 4. 

335 Abſ.2 — 24 Anm. 3. 

336 — 24. 

337 — 24, 

879 Abſ. 1,2 u. 4—68 
Unm. 1. 

379 Abſ. 4 — 25 Anm.3. 

379 letzt. Abſ. — 25 
Anm. 5. 

380 Abj. 3 — 60 Anm.1. 

381 — 61 Ann. 2. 


173 — 237. e 382 Abſ. 1 — 261 

174 — 94. Anm. 4. 

175 Abf. 1 u. 2 — 259 382 Abſ. 2 — 261 
Anm. 6. Ann. 2. 

175 legt. Abſ. — 275 382 Abſ. 3 u. 4 — 297 
Anm. 5. Anm. 3. 

176 — 264. 383 Abſ.3 — 16 Ann. 7. 


177 — 324 Anm. 1. 
178 — 366 Anm. 3. 


384 8. 2 — 28. 
384 8.3 — 71 Anm. 8. 
50* 
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1897. 1897. 
Mai 5. IMV. RGB. Nr. 112 Juli 13. JMBE. IMVBB. Nr. 26 
(Geſchaͤftsordnung). (Inſtruktion f. d. Voll⸗ 
8 884 8. 4 — 9. ſtreckungsorgane). 
384 8.9— 253 Anm.7. Abſchn. J. P.82 — 46 Anm. 2. 


„ 6. 


Juni 10. 


n 9. 
Juli 8. 


834 8. 15 — 849. 
884 8. 16 — 868. 
385 — XIII Anm. 9. 
886 3. 1u. Abſ. 8 — 29. 
386 3. 5 — 9. 

886 3.7 — 275 Anm. 8. 
387 — 34. 

388 — 259 Anm. 4, 


88 — 46 Anm. 1. 
386 — 60 Unm. 4. 


Abſchn. II. P.s — 9. 


9 — 111 Anm. 
13 — 144 Anm. 
15 — 140 Anm. 
18 — 159 Anm. 1. 
20, 22, 23, 24, 25 


2 


268 Anm. 2. — 27. 
389 — 264. 38 — 258, 
389 Abſ. 4 — 270. 87 — 250, 


890 bi? 892 — 268 
Anm. 7. 
893 — 274 Unm. 8. 
ME RGB. Nr. 115. 
XVI. 


. MB. RGB. Nr. 168 — 16. 
. BB. d. RAM. Br. 3. 


2762 — 368. 


. MB. RGB. Nr. 130. 


893 — 78. 

88. d. Landesvert. M. 
Präſ. Nr. 1552 — 963. 
IMVB. RGB.Nr. 167 — 23. 
BB. d. Landesvert. M. 
BB. f. d. Gend. Nr. 11. — 
363. 


. IME. RGB. Nr. 174 


— 222. 


40, 41 — 257 Anm.2. 
48, 44 — 259 Anm.5. 
45 — 259 Anm. 9. 
49 — 261 Anm. 5. 
80 — 264. 

66,57 — 268 Anm.9. 
60 — 272 Anm. 2 
66 bi 69 — 276. 

78 Abſ. 3, 4 — 279 

Anm. 1. 

75 — 281 Anm. 8. 
76 — 282 Anm. 2. 
83 — 301. 

89 — 327 Unm. 2. 
80 — 331 Anm. 7. 
93 — 340 Anm. 2. 
94, 95 — 346 Anm. 3. 
97 — 347 Unm. 2. 


„ 12. IMS IMBB. Nr. 26 99 bis 101 — 349. 
(Snfteultion f. d. Voll⸗ 102 — 857 Anm. 2. 
ftredungsorgane). 106, 107 — 365. 
Abſchn. J. P.7 — M. 112 — 891 Anm. 1. 

PB. 12 — 25 Unm. 6. 114 — 386. 


13 — 26 Anm. 1 u. 2, 


Juli 25. ME.REGB.Rr.175— 144. 
20, 21 — 25Unm.3. | DM. 24. ME.NGB.RL.249— XV. 
31 — 46 Anm. 1. n 24. MBV. RGB. Nr. 250 — 295. 





. IME. RGB. 
- IM RG6GB. 
. IMV. RGB. 
. IME. RGB. 
.IMBV. 


- IMB. RGB. 


. FME. 8. 647 
Anm. 4. 
. ME. 8. 21424 FMWBB. 


Chronologiſches Regiſter. 


. MV. RGB. Nr. 251 — 295. 
. Kg. LGB. f. Tirol u. 


Vorarlberg Nr. 88 — V. 
Nr. 287 
— 798. 

Nr. 288 
— 79b. 

Nr. 289 
— 79c. 

Nr. 290 
— 79e. 
RGB. Nr. 285 
— 8 

Nr. 2386 


— 86. 


. IMS. IMEB. Nr. 50 


SI 254. 


. FME. 8. 58418 ex 1897. 


— 257 Unm. 2. 


. MV. RGB. Nr.28 — 172 


Anm. 2. 


. FME. 8. 6892 — 140 


Anm. 3. 


. Kundm. LGB. f. Nieder: 


öfterr. Nr. 8 — V. 


. Kundm. JM. 8. 5511 — 


140 Anm. 3. 


« ME. RGB. Nr.55 — 259 


Anm. 5. 


. 8.0. FM. FMVB. Nr. 52 


—- IX 2.5. 


- IMDB. IMVBB. Nr. 8 — 


XVI Berfadhb. Vdg. 812. 
64 


Nr. 8 — XVI Berfachb. 
Vdg. 83; 88, 89, 98, 322. 
TIME. FMVB. Nr. 10 
— 140. 


1898, 
Juni 17. 


Aug. 19. 


Sept. 15. 


Nov. 15 


Dez. 20. 


1899. 

Jän. 5. 
März 12. 
April 5. 


17. 


. IME. 3. 17801. 


789 


MB. RGB. Nr. 96. 
8 83 — 4 Anm. 5. 
8 24 — XIII 2. 6. 


. FME. 3. 37125 FMVBB. 


Nr. 14 — 264 Anm. 1, 
270 Annı. 2. 

FMB. IMBB. Nr. 27 
— 173 Anm. 2. 

MB. RGB. Nr. 158 — 1 
B. 10. 

ImMV. IMVB. Nr. 3 
— 189, 

TIME. 8. 40848 — 97. 


TIME. 3. 56323 — 98. 
G. Bosn. Herzog. LGB. 
Nr. 39. 

829 — IX 2.8. 
IMV. IMVB. Nr. 14 
— 108 Anm. 1. 

IMV. IMBB. Nr. 15 
— 26 Aum. 4. 


. IME. 8.647 — 25 Anm.3, 


60, Anm. 4. 


. FME. 8. 38685 ex 1898 — 


XVI Verfachb. VBdg. 
83. 


. FME. 8. 26561 — 222 


Anm. 5. 


. FME. 3. 9536 — 25 


Anm. 3, 60 Anm. 4, 261 
Anm. 2. 


. FME. 8.262283 — 18.16. 


IV, 
Anm. * zu 852der Statuten 
des Bodentreditvereines. 


. ME. RGB. Nr. 162 — 


24. 


. Ralf. B. REB. Nr. 176 — 


IV. 


790 
1899, 


Sept. 38. 


Chronologiſches Regifter. 


€.d.Cifenbahn:M.3.34674 
— 295. 


Okt. 10. IME. FMVB. Nr. 201 


„ 10. 
. IM. IMEB. Nr. 41 


"„ 


1900. 


Sän. 10. 
März 9. 


April 25. 


Juni 19. 


27. 


— 173 Anm. 2. | 
FAME. 8. 6919 — 209. 


— 144 Realſch. Orte. 

8 19. 
IM RGB. Nr. 217 — 
2374. 


. IME. 3. 24006 — 54 


Anm. 1. 


. IME. 8. 26 — 14 


Anm. 1. 


. IME. IMVB. Nr. 48 


— 274. 


. IMV. RGB. Nr. 244 — 


274. 


. IZME. IMEB. Nr. 56 


— 295. 


. IME. 8. 35866 — 65 


Anm. 4. 


. IMV. RGB. Nr. 253 — 


79. 
IM IMVB. Nr. 59 
— 274. 


TIME. IMSB. Nr. 1 
— 259. 

MB. RGB. Nr. 48 — 
259. 

ML. RGB. Nr. 80 — 
144 Bdg. 8 20. 


- IMDB. IMVBB. Nr 22 — 


144, 


- IMB. RGB. Nr. 82 — 


274. 

. IMB. IMVB. Nr. 25 
— 274. 

Pleniffimarbefchjluß des 


DOCH. Praeſ. 163 — 19. 


1900, 


Juni 22. 


. EME. 8. 31374 — 60 


„31. 


April 12. 


| uni 25. 


IMB. IMEB. Nr. 29 — 
274. j 


Anm. 4. 


. IME. 8. 13898. — 19. 
. IME. 8. 25878 — 214. 
. ME. 8. 24784 — 89. 

. ME. RGB. Nr. 165 — 


24 Ba. 8 16. 


. ZME. RGB. Nr. 169 — 


79d. 


. IJME. 8.16473.— 24 Bog. 


8 16. 


. IME. IMBEB. Nr. 40 


— 2354. 


. EME. 8. 60%1 — 236. 


. FME. 8. 58541/00 — 268 


Anm. 10, 271 Anm. 3. 
IMVB. IMBB. Nr. 1 — 
170. 


. IME. 8. 75688 — 54 


Anm. 1, 69 Anm. 5. 
FME. 8. 75638 — 54 
Anm. 1, 69 Anm. 5. 
IME. 8. 1357 — 144 
Vdg. 8 16 Anm. 


- IMV. RGB. Nr. 42 — 


274. 


- IMS. IMWB. Nr. 11 


— 2374, 


. FME. 83. 13043 — 39. 


8. 6, 89. 


. IMO. IMEB.Nr.12 — 


341. 


- JME. IMWBB. Nr. 14 


— 287. 
- IME. IMVBE. Nr. 16 

— 259. 

TIME. 3. 52653 ex 1900 

— 216 Anm. 11. 


1901. 
Aug. 12. 


Of. 15. 


Nov. 29. 


Juni 10. 


„ 16. 


Juli 9. 


Chronologiſches Negifter. 


IMB. IMVB. Nr. 28 
— 274. 
IMB. IMVB. Nr. 34 
— 149. 
E. d. REM. Praef. 6247 
— 31. 


. MB. 8. 77347 FMVBB. 


Nr. 195 — Ill Anm. 3. 


. ME. RGB. Nr.212. 88 6 


u. 8 — 24. 


. IME. 8. 22277 ex 1901 


— 24. 


ME. RGB. Nr.53 — 341. 
. ME. 8. 5054 — 109. 
. IME. 8.7179 — 24 Big. 


8 16. 


. IME. 8. 4955 — 144 


Bong. 816 Anm. 
Gutachten de OGH. 
Praeſ. 272 — 150. 
IMV. IMVB. Nr. 28 
— 73 Anm. 2. 

FMB. IMVB. Nr. 28 
— 49. 

FME. 8. 81495 ex 1901 
— 296. 


1902. 
Juli! 23. 


„ 81. 


Gept. 18. 


7191 


Ge. RGB. Nr. 156 
IX 8. 10 Anm. 3 
8 56 dieſes Gef. 1, 
B- 14. 

FMB. IMVB. Nr. 


85 
— 98. 
TIME. 8. 57763 — 25 
Anm. 8. 


Dez. 10. IMB. RGB. Nr. 228 


— 274. 


„ 10. IMV. IMVBB. Nr. 54 
— 274. 
„ 10. FME. 8. 27251 — 54 
Anm. 1. 
„ 18. Snterpellat. - Beantivort. 
— 8340. 
" 20. IMV. RGB. Nr. 243 — 
24 Bdg. 88. 
1908. 
Jän. 10. ImV. RGB. Nr. 11 — 
274. 
„ 10. IMVB. IMVB. Nr. 1 — 
274. 
Juni 10. IMVB. RGB. Nr. 125 — 
274. 
10. IMB. IMVB. Nr. 20 — 


we 
I 
[1 


274. 
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‚„Yerlagswerhe in alphabetischer © 
Bes ng Mücher find nach Wunſch jeber Beit entiweber von dbigem Berlape 
oder durch Buchhandlungen zu beziehen, — Ratenzoblungen bemilligen wir gern nad 
Nebereinfommen. Dauerhafte, elegante su boch billige Einbänbe liefern wir zu allen Werfen. 


Buchhandlung 


Nr. ?0, 
















ronung. 


Kronenwährung. 

aA dler, Dr. Emanuel, Das Pußlicifätsprincip im öllerr. Tabularrechle. 
* — ber Geſellſchaft zur 5 eng! beutfcher Wiſſenſchaft, Aunfl und 
En. Steratu in Böhmen gr. 8. 1899, 3K 
Dr. £eopold, Die Pficiten und Rechte der Geſchwornen Sehker- 
Er nach ber neuen Sirafprocehorbnung vom 23 Mai 1873 Fr Ka darueen 
8. vermehrte unb berbefjerte Muflage. ET. 8. 1884. (VI, 100 

Adler, Dr. feopold, und Dr. Bobert Clemens, — von 
— Entfeidungen zu zum Sandelsgefekbudie. 





















2 1—521. 2. Auflage. 8. 1891. (6236) saKE, 
Banb IV. V. ‚ 523—887, 3. Auflage. 8, 1391. (712 $,) BK, 
Banb VI, a0 (IV, 631 &.) 8KE. 
Banb VII. 8. 1891. (IV, 672 &,) BR. 
Banb VIII. B. 1898, (IV, 487 5.) BK, 
Banb IX. #8. 1894. (IV, 561 ©.) BR. 
Banb X. 8. 1898, (29 ©.) aK, 
a 8. 1901, Bon Dr. Leopold Adler u. Dr. Hoi. f Srieblänber, 


(Heber Banb elegant in Leinen geb. 1 K. 60 h. mehr.) 
Kgner, Auguft, Real-Inder über die wichtigſten —J——— 
dutrotechniſhen Verke und Arlifiel, ar. 8. 1895. (239 ©.) RR, 
Iberti de Yoia, Graf Alfred, Die Aeberſchwemmungen, die Affa- 
Yeah ing der Vaſſerläufe und das Wafferreditsgefeh. Cine Stubte gu dei 
 bom nieberöflerr. Ranbtage beantragten Pefehedrepifion. nr. 8. 1897, (52 5.) 80h, 
= Für die Reform d. öflerr. Wallerrehifs. Ein Bortrag. 1898, (45 6.) br, 1K, 
alt ‚ Dr. Budolf, Indikatendud des : Verwaltungsgerichtshofes, um- 
a faffenb die Erfenntniffe, aus ben Jahren 1884—1888. (Fortſetzung von Molsti,) gr, 8 
i 1880. (KXX, 512 ©.) 8 K. 80 h., gebunden in Zeiten 10 K. 
Die Judiſlat⸗ ber Jahre 1889—90, 8. 1891. (XXV, 239 ©.) iK. 
ben in Beinen 5 K, 20h. 
_ Die Iudihafe ver Jahre 1891—93. 8. 1895. (KXXIVu.26 6.) b * 60h. 
d Bann in Beinen .80 b. 
u Gortſetzung diefer Sammlung fiche: „Indifatenbuch“,) 
Amſqi. Ifred, Beiträge jur Anwendung des Strafverfahrene, 
x gr. 1809. (VIII, 166 ©.) 3 K. 
md: ke Graf Zulius, Pie Einheit der öfferr.-unger. Armee, 
Re ns im ungar. Magnateuhauſe 5. Upril 1889, Autorifirte — 
n J —* che auf —— — in 2 Grfülung der Wehrpflicht and „iüre 
. 1890. ( 
ail; je 1, Adolf v,,Das öferreichifde Geimafredi 8.1889. (1466,) 2 K,40b. 
> 1 Digitized by G00g le 
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Many'ſche h. u. h. Hof-Verlage: 1. Aniv.Suh handlung in Wien. 


Baernreither, Dr., —— — und MAuerbenreff in 
Deutfchland. gr. 8. 1888. (V, 118 2 K. 40 h. 
Baranski, Dr. Anton, Baudbuch Roamilicher Beterinärgefehe und 
— ————— bie in ————— — Bosnien giltig find. gr. 8. 1864. 
(445 © ‚in Leinwand gebunben 7 E. 20 h. 
Bahr, €. 9. Robbertus' Theorie der bfagkrifen. Ein Vortrag. * 


h 
Bu Ehre Dr. Heinridy, Das öflerr, allgemeine Grundbuchsgeſetz in 
einer prakfildien Anwendung, Dritte voliftänbig umgearbeiiete Auflage. 
t. 8. 1908, (X. 949 ©.) 20 K., geb. BR. 6 
— Das gerichtliche ——— in Sheinen, tr für vo praftifchen Gebrauch bar 
gr —* der fen Giniragn a mi en, bargeftellt fü — — 
undbumerii ıinıE “ 
— 8. (XVI. gungen, see . — 
— Die Landtafel % Se BAR? 5 Beftalt. Eine ae ee Be 
en für 


b treffenden. eſetzlichen — en, mit erlünirenben —** bie Bari 
1890. e in 209 S.) - 40 h., geb. 5 K. 40 h. 
Hoher 


— Dr. rt, Die Stellung der Fran innerhalb der Familie. „Ein 
Vortrag. gr. 8. 1908. (#1 ©.) % 

Sarant, Dr. Otte, B. v., Das Ablaufen der Sandefsverktäge der 
sfterr.-ungarifdien Monardiie. gr. 8. 1908. (28 ©.) 80 h. 

Beccaria, Caeſar, Aeber Herbredien un —— bon Dr. Zultus 

Glaſer. 2., nen burchgeſehene Auflage. gr. 8 ER 
Beer, „Adelf, A Önerreishitihe — defepofitiß h im 9 hehundert 
1891. (I S.) 

Beifpiele von Shriftfäßen int Givifproceß- und Erecufions-Ber hen 
Ein Hilfebuc für Mbvocaten. ÜErfler Zbeil: SEHR e im Ei Bon 
Dr. Robert R. v. Rene Ettenreil, f ‘u j, umb 
Dr. Alfreb Blod, E. 1. ERubEBHEFRINEEBNEE 11 % ' 


—* h., geb. 5 K. 40 h. 
— Dasſelhe. Amweiter Theil. Schriftfähe im Grecutionds | 
Bon Dr. Baul von Bittorelli, EE. ara Dr. A a tod, 

t. . Sanbesgerichtärath, und Dr. Hanns Filhböd — un 




























zu Beide Theile in einen Band — NK 
Beiher, Dr. ‚ Die Nova im Berufungs-Derfahren ber @ivilpr 

(Exp. sUbdr. a. d. Allg. öft. Gerichtd=Hig.) gr. 8. 1899, (58 S.) 
Benedikt, Dr. Ed, Bur Reform d. Soncnrsord. 1887. 
— Per Einfluß des Schwurgerichtes auf das ma 


A883. ar. 8. (28 ©.) * 
— Pemerkungen über das Arheberrecht und dem — ber 
öferreichifdien Regierung. 1899. gr. 8. (54 6.) | ıK 0 h 


— Pie Aövohalur unferer Beik, gr. 8. 2. Aufl. 1908. (VI, 1168 

Benefcd, Carl A,, Sandbuch zur Borbereitung f. die Grun 
Prüfung in Fragen und Antworten (auch prattijdies Nat 
ben Sa A Gefehen u. Berorbnungen zufammengeftellt, im er 
Formularen n. praftifchen Beifpielen v ee 3. Soos. 


— Di — 


wer 
! Many’fhe k. u. h. Hof-Deriags- 1. Aniv.- Buchhandlung in Wien, 


Bernabik, Dr. Edm., Rechtſprechung und —— Redtohreft, 
Berwaltungärechtliche Stubien. gr. 8. 1886, (X, 
Bernakkn — —— und Dienfoarfgeiftn jr fe Der R 
ch bargeftellt. gr. 8. 1887. 

Settelheim, Dr. 7. Gruft, Das Recht des Erfinders in Öfereihn " a 
Gefehe vom 11. Jänner 1897. Suyſtematiſch bargeftellt mit vergleichenber Berid- 
fihtigung bes deutſchen unb anberer Patentrechte bes — ar. 8. 1001. 
(VI, 560 ©.) 7 K., geb. 8K. 20h, 

Benrle, Dr. &,, Leitfaden d. öfferreichilhen Bandels n. Gewerberechtes 

| für ben Gebrauch an Handelsmittelſchulen und zum Selbftunterriäte. — — 
gr.8. 1900, (VIII, 162 &.) cart. 

Blaſchke, Dr. Iohann, Kurzgefaßte Darftellung des öferreichilchen 

| Berhfelreits mit 84 Wechfelformularien, nebft einem Abbrucke ber Wechſe 
bom 26. Fänner 1850. Dit Angabe ber Verfchiebenheiten ber ungarifchen Wedhfels 
gejege, für Hanbeld- und Gewerbeſchulen, für den Gewerbeftanb und zum Selbft- 
unterrichte. 11, verbeſſerte Muflage. gr. 8. 1902. (XIV, 100 &,) cart. ac. 
— — — des Sandelsgefehöudjes. Neu bearbeitet von Dr. A. Pitreich, 
f. Hofrath im Yuftigminifterium. 8. 1896. 7 K.20 h., in Beintwanb geb.8K. 40 h. 
— Das öflerr. —— in bergfeidjenber Darftelung mit ben auslänbifchen 
unb en Wechfelgefegen. Jum —— bei Borlejungen an Univerfitäten und 

Sanbelsichulen, —* auch für Michter, | ——— und Geſchaäftsleute. 7.,bers 

mehrte u. ———— Aufl. gr. 8, 1877. (XII, 392 6.) 7 K. 20 hgeb 8K. 40 h. 

Slodj, Dr. Alfred, Bur Anwendung des Aatcn gelten, (Sep.-Ubbrud 
a. b. Allg. Öfterr. Werichtöufftg.) ar. 8. 1899. (40 ‚„.»h. 
— Pas Redit des Sandelsangeflellten nad) 2: Kugſten Regierungs- 

BusaTn. — 3 Sep.⸗Abbdruck aus ber Alig. öfterr. Geritägeitung.) 

„ 101. 


lonski Dr. u, Die Finanzgefebkunde des üfterreiciihhen Salleı= 

® Anates,. 2,0 —— a v RC, —— —* 

gänzlich wı I. Theil. gr. 8. 1880 

(Dex erfte Theil bildet ein * (ed 

— Bock — — — ern nn nenn 
or 


















ufla 


gerichtes unb bes Bermaltungegeriis u B. er ee * — 


un —— ber erzeltfeien — 
Solſck Dr. G. Verſahren der Vezirſisgerichte zur grundbuheen den 
Pla Per hrung ber Se Merzig Wege und Waflerbauanlagen herbeigefüßrien 
ahnung >= In Beiſpielen bargeftellt. 3. 1902. 4 Bogen, 1 Plan, 1iK 
aus, Dr. 3. 8., Prof. der Rechte an ver Univerjität Giehen, Die 
Lehre vom Pomirilwedel, nach bem Stande ber heutigen Theorie und Praie 
beä 
Breder, Dr. B., Die Intereffenconflice bezüglicd; der Lebensverfice- 


rungsſumme. ar. 8. (85 ©.) 3 Digitized by Google 2 








Mauyſche h. k.u.h, uk Hof Verlags: u. Auiv. Buqnaudluug in a Mira, 
Brunner, Dr. Aug., Per —* . Baufjandwerker. gr. 8. 1899. (a4ß S.) 1K. 
Senufein, I Dr. Iof. Ludw., Bur Reform des Erfinderrediies. Bortrag. 


— Gewerbsfiörung durch Patenfanmaßung. Ein Rehtsgutaditen. 1098. „or S) 


— D. Schutz d. Fabriks-n. Sefdjäftsgeheimnilles. Bortrag. 8.1887. u er 

— Pr Datentreform in Oeſterreich u de ben, Borentwürfen bes t. k. Gunbeiß« 
miniftertums. 1. Theil. gr. 8. 189%. (181 © 

— Gtndien im Oeflerreidiifchen ——— (115 S.) 4K. * 

— Zur Regelung d. Abminiftrativverſahr. — 8.1897. (31 S.) 80 h. 

— Pas Abminiltrafivverfahren und feine Reform. 8. 1900. (32 ©.) 60h. 


— * Aaaua⸗ Auſlerſchutz und feine Reform. Wortrag. gr. 8. * 
Büdinger, Mor, 3 —— über engliſche Berfaffungsgeldichte. 
ar X. 


Budwinski, Dr. Adam Freiherr v., Erkennfniffe des A. k. Ber. 
waltungsgericjfshofes, sufammengeftellt auf Beranlafiung ber hohen Behörbe. 
















L Band. gr. 8. 1876/77. 2. —5 (VL, 480 &.) BE.—h. 
I. Band. gr.8. 1878. 2. Uufiage. (IV, 658 ©.) 8 > —h. 
III. Band. gr. B. 1879. ei * 8 — h. 
IV. Banb. gr.8. 1880. 578 5 TK.20h 
V, Band. gr.3. 1881. 5, sE.—h. 
v1. Banb. gr. 8. 1882. sE.—h. 
VII. Band. gr.8. 1889. sK.—h. 
vIIl. Banb, gr.8. 1884. H > -b 
IX, Band. gr.8. 1885, 10 E.—h 
X, Banb, gr.8. 1886. wE.—h. 
XI. Banb. gr.8. 1887. 11 K-20hb. 
XII. Banb. gr. 8. 1888, 1E 20h. 
XIII. Banb, gr. 8. 1889. 11 K h. 
ZIV, Banb. gr. 8. 1890. 11 K.20hb. 
XV, Band. gr.8, 1891. ı K. 60 h. 
XVl. Band. gr. 8. 1892. Äh 
XVIl. Banb. ar.8. 1893, h. 
XVIII. ® gr. 8. 1894. 1. und 2. n 
KIX, Banb. gr-8. 1806 1. unb 2. 
IX. Banb. gr. 8. 18986, 1. unb 2. 
XX1. Banb. Br 8. 1897. ) 1.unb 2% 
HXII. Band miniftratipreihtlicher eil. gr. 8. 


XXII. Band. ——— Theil. gr. 8. 1898. (6006) 8 

XXIII, Band. Wbminiftratibr —* zeit. „gt 8. 1899. 

XXIII. Band. Finanz —— 899. (7 

XXIV. Em. a — 1900. 

XXIV. 8 Finanzrechtlicher T 1900. wo 19 | 
XX. Band. — — — Theil, es 1901. (1: 
XXV. Band. Finanzrechtlicher Theil. gr- 8. 12015 (1 


Seber Banb tft eingeln au biefem Preiſe zu haben. 
unb elegant gebunben stets am Zager. reis bes £ 
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Many’fhe h. u. k. Hof-Derings: n. Aniv.-Bahhandiung in Wien. 


Budwinski, Dr. Adam Freiherr »., Derwaltungsgerichtshofs- 


&rkenntnilfe, nad 5.6 bed Befeges vom 22. Octob:r 1875, R.®,B. ex 1876 Wer. 36, 
aerhönft, ohne vorausgegangene mündliche Berhanblung. 
.- de " 


ft, Jahrgang 1876—1878. gr. 8. 1881. (IV, 150 ©.) 2K. 

Il, Heft. Jahrgang 1879—1880. gr. 8. 1882. (IV, 136 ©.) 2cK. 
III, Heft. Jahrgang 1881—1882. gr. 8, 1884. (IV, 124 e 2K. 
IV. Heft. gang 1883—1834. gr. 8, 1886, av, 119 ©. 2K. 
V. Heft. Jahrgang 1885—1886. gr. 8. 1887. (IL, 128 6.) 2K, 
VI. Heft. Yahrgang 1887—1888. gr. 8. 1890. (129 ©. 2K. 
VL. Heft. Jahrgang 1889—1890. ar. 8. 1891. (197 ©.) 2K 


— Generalinder zur amtl. Yudgabe b. Erkenntniſſe b. f. £ Berw.-Berichtöhofes, 
1876 bis 1881. gr. 8. 1883. (208 6.) 5K, 20h. 
—7 Milhelms, t. E. Ingenieur, Auskunftsbuch für Vauweſen. 
Alpdabetijcher Inder zu ben mwichtiaften Borfchriften, Normen und Inftitutionen auf 
dem Gebiete des Bauweſens, mit befonberer Berüdfichtigung ber Berhältniffe im 
seid Böhmen. Zum Gebraude db. ausübenden Techniker, der polit. u. autonomen 
tbehörben, der Eifenbahnen, der Imduftriellen, ber Stubirenden au technifchen 
Bebranftalten ıc. 8. 1901. (VII, 315 &) In biegjamen Leinwandbd. geb. 4 K. 
I, Dr. Carl, Director der niederöfterreich. Esconipte- Gejellfchaft. 
aterial zu einem Cheque-Gefeg-Enfwurf. Ein Fragebogen, beantwortet. 
ar. 8. 1880. (44 6.) . ı1K. 
Burdhard, Dr., Suflem des Oeſterreichiſchen Privatredites. 
Bann: Das Hedt, —*9* eine Einleitung in ein Shuitem bes — 


. gr. 8. 1883, I, 173 &,) 3 K.40h. 
EL Zheil: DieElementeb, Brivatrechted. gr. 3. 1884. (XVII, 638 6.) TK,20h. 
Band I und II zufammen gebunden in Halbfranzband 1 h 


1 K. 60h. 
II. Zheil: 1. Ath. Befig-u.@runpbuchsredt. gr. 3. 1889. (XVI, 5406.) 9K,60h. 
in Halbfranzband gebunden 11 K 60h. 


— Bur Reform der juriſtiſchen Studien. Eine päbagogifce Stubie. 8. 1887. 
(II, 85 &.) 1K.%h. 

— Seitfaden der Werfaffungskunde ver öfteer.-ungar. Monardie. 8. 2, Aufl. 
1895. (VI, 139 &.) 3 K, 20h, 

— Der Entwurf eines neuen Prefßigefehes. gr. 8. 1902. (96) 80h. 
— Ein öfterr. Theaterrecht. Griäuteende Bemerfungen zu bem revidierten Ent» 
wurj eines Öfterreichiichen Theatergeſehes. gr. 8. 193, (19 ®.) 50 h. 
Bufldman, Dr. Mar Freiherr von, Pas neue Eifenbahn-Betriebs- 
reglemenf ic, 1892. Mit Nachtrag. ar. 8. 1894, (XVI, 840 u. 58 &.)6 K. 80 h. 
Ganftein, Baban Freiherr v,, Die öſterreich. Givilproreß-Novelle vom 
16. Mal 1874, ertäutert f. b. ag. u. weltgalig. Gerichtsorbn. 8.1875. (886.) 3K- 

— Dierafionelen Grundlagen des Ginilproceffes u. deren a in ben 
en ae oeatikrten Deiterreichs und Deutſchlands. I. Mbth. ar. 2} 


HI. WbtH. (Schluß.) gar. 8. 1877. (IV, 172 ©.) , | 3 K, 
derkung und Umlage bei der Arbeiter-Anfallverfiderung in 
Oe — Einige Worte ber — ‚ucöft Meußerungen vom ——— 
aus bei bon bem! ET KT r=Unfallper a 

a esaaaeanien Doz Dem Borhenbe bar Becher sfefnerkgerunge 
arey’s, 9. ©., Lehrbuch der Volſiswirthſchaft und Socialwiſſenſchafi— 
 Autorifirt beutfche Nusgabe von Dr. 8, Ubler in Münden. 2., verbeflerte 5* 
Berfafler mit einem Vorwort verſehene > gr. 8. 1879, (LKKLL, & . 









Many'icie k. u. k. Hof-Periage- u. Aniu.Buchhaudluug ia Wien. 
Coulon, Dr. Karl, —/—— gefehliche — des — — 











Eine eivffiftifhe Stubte, MI, * 
Cſakij, Graf Grora Hapelcon, Die ungatifiie pe Beat 
Unleitung in Eheſachen. 8. 1895. 8 
Cioernig, €. —— v. Parfellun. a &i über Budget, 
Staatöredmung unb Eontrole in —— un —— — 
Baben, Frankreich, Belgien. gr. 8. 1 iK 


Uroernig, Ferd. Sreiherr u,, Borfefangen ıgen über die —— 
gr. 8. 1898. (3716 np 40 h., gebunben 7 K. 60 
Damianitid, a. Das Militär- -Srafgefe über Berbreen und Ber« 

geben vom 15. Jänner 1855, für b ht 


eftimmungen bis zum 1860 Wer Husgabe, « rn 1. {iv XI, 
716 5, Unbang VI, 54 ©. sK. 


— — Taihenformat. 1868, (VII, 349 ©.) 3 E00 h. 
— Sandbud des Berfahrens außer ak — bie Berlafjen- 


ihaftsabbanblung, bie Führung Euratelen, Mboptionen, 
Begitimationen, egalifirung, tung In bon Urfunben, 


bad Depofitenmefen, bie Berwahrungsgebühren ee g 
bie Stämpel und Gebühren nad) bem Beiehe vom Rab- 
träden. gr. 8. 1861. (IX, 394 ©.) 
Dantfdyer, Dr. Theodor, Nitter ge — Die pofitifihen 
Redite der Auterthanen. ar. 8. 1894, 9K, 60h. 
Dienft, der Naatsanwaltfdaftlice, bei den Bezickegerichten, Eine Anleitung 
f. bie ftaattanmwaltichaftlihen Organe, herausgegeben vom E. F. 


8. 1900. (107 &.) 20 h. 
Dxieftrzanski, Dr. St., Das Befen des Berhfieferungs-Berkrages 
im öllerr. Rechte. 1808. (iM &.) 3K. 60h, 


Dürrial, Dr. Bruno, Elemente des öflerr. Privaf- und öffentl. Bedifes 
mit Berüdfichtigung ber Geſetzgebung in ———— für Laien un — 
foftematify und populär bargeftellt. 8°, (XII, 768 ©.) —— 6 

Dworsak, Dr. 3, fr,, Syflem sa —— » 
riſſe. 8. 1866. (XV, 456 ©.) 

Eagendorfer, Inf, Reperforium der öfferr. Verwa — 
um Gebrauche ber politifchen, Schul unb Eultusbehörben. H.8. €. 

tofichirt. (348 u. 3830 ©,) 
in einen Ganzleinenbanb REN: 


r K 
Ehrenzweig, Dr. Armin, Pie fogenaunfen zı0 zweigliedri ge erfrä 






indbelonbere bie Verträge zu Gunften Dritter. (196 4 K. 80 h. 

Ghrlid;, Dr. Sismund, Arbeiter-Penfionen m mit Staatshilfe. 2. 
1901. (IV, 3276 

Gifert, Dofef, Sandbud für den — EEE 


#l 1. 2 
tänbig umgearbeitete Aufl. gr. 8. 1898. (X, 896 & tr K, 6 + 
— Stveiter Band. gr. 8. 1901. (XII, 1321 ©.) 16 K. "50 hr seh. 18 . 40} 


Elbogen, Dr. Fr., Die neue Sdjufe. — —— 898. 40 } 
Gllinger, Dr. If, Ritter von, Sandbud des öfferreichilden au- 
nemeinen Givilredjles. 7., neu bearb. Aufl. ‚ar. 8. 1877. —— ss) 12 
Engel, M. von, Oeflerreih-Angern im Welthandel. 1s02, (vir 


202 &, 8 Tabellen.) 
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Bntfgei ungen, die, des k. ki. Oberflen Geriditshofes in Civilſachen, 
beröffentincht auf deffen Beranlafjung von der Red. der Allg. öfterr. Gerichtäzeitung. 
Mit Hegıfter. Erfter Bo. 2. Huf. fL.8. 1887. (340 ©.) 4 K., in einm. geb, 5 K. 





ter Band. fl.H. 1887. (304 6) 5 K., in Leinwand geb. 4E. 

itter Banb, E.8. 1889, (VI,5218) 5 K, * geb. 6K. 

Band. N.8. 1890. (V1,6288)5K,, u geb. 6K. 

ünfter Sand. E.8 1891. (IV, 600 S) 6 K, r geb. 6 K. 

echiter Banb. FI. 8. 1892, (IV, 618 6.) 5K., * geb. 6K. 

Siebenter Banb.fl. 3. 189%. (IV, 460 6.) 5 K., * aeb. 6E. 

Achter Banb. Fi. 3. 1895. (IV, 4086)4K., e eb.5K, 

Nreunter Bano. fl. 8. 1897. (523 G.) 4 K. 60h, geb. 5 K. 60h. 

Rebnter Banb. U. 8. 1900. (VT, 519.) 4 K 60h, „.5K&K.60h. 
| Eifter Band. M.8. 1902. (IV. 472 ©.) br.5 K., geb. 6 K, 


Meue Frolge. 1. Band. Nr. 1—246. fl.8. 1901. (521 ©.) br. 4 K., geb. 5K, 
Keine Folge. 2. Band. Mr. 247—380, fL.8. 192. (37€) ir. 3K, geb. 4 K, 
Bon bi-jer Sammlung civilrechtlicher Entſcheidungen eriheint jäbeltt ein neuer Banb. 


Entſcheidungen , die, des ſiſt. Oberſt. Gerichts-als Sajf afionshofes, veräffentt. 
bon ber f. f. Generalprocuratur. Fortieb. der von Dr. Kıbolf Nowak begrü n 
Sammlung d. Plenarbeſchl. u. Eutſcheldungen des £, f. Oberften Gerichtö- als Cafjatiens- 
bofes. Neue Folge. 1. Band. Nr. 2269—2898, 8.(XVIL, 412 ©.) br. 3 K., geb. 4K. 
Reue Folge. 2. Bb. Mr. 2394— 2518. 8. 1901. (XXVII, 4166.), br. 3K., geb. 4K. 
Neue folge. 8. Bb. Nr. 2519— 2658, 8. 1902. (XXVIII, 416 &.), br. 3 K., geb. 4 K. 


Entwurf eines öfterreid,, Chentergefehes. 1397. gr.8. (186.) 60 h. 
Grtl, Dr.M,u.Dr. St.Cicht, Das landwirtſchaftl. Genoſſenſchaflsweſen 
in Beni Bash 3 einen gefammten Einrichtungen wi ———— — auf 
@runb | rnehm ſtemati b als Hi) 

bie enoflenfgufttiche Braris — age en 1809. (KXKVI, 687 S) IK 
Gsmard, Dr. C. Grundfähe des Pandertenrehtes zum akademiſchen Ge— 
brauche, gr. 8. 1860. (XIXXI. XIV, 312 ©.) . 6 K. 
&itinger, Dr. Marcus, Die Advocafur im modernen Verkehr. Eine 
‚ über Standesrechte, ren, Balmar= unb internationales ai 











weien. 8. 1900. (VIIL, 200 & 
&rel, Theodor, Das Berfahren vor dem k. fi. Werwaltungsgericitshofe, 

Sammlung ber auf bas Berfahren und bie Zuſtändigkeit nad; dem ebe bom 
92. October 1875, R. @. B. Nr. 36 ax 1876 beal en Ente 








Das Publicifäfsprincip. Stud, 3. oſt. Hupotefent. gr. 8. 1870. (VIII, 1446.) BR. 
— Grundriß zu Vorleſungen über Gefdidte und Imflitufionen des 
— römilchen Redites, 3. Auflage. ar. 8. 1891. (VII, 172 6) ıK. 
zeial, Dr. Hans, Das Markeufhußgefeh vom 6. Jänner 1890, Nr. 1 
RER, für bie Bebürfuiffe ber Braris Kearcbeitet. FT. R. 1R9% (1176.11 K.R0Oh, 
eifimantel, Dr. Hermann Ritter w., Das Einlöſungsrecht des 
— Baates und bie äflerr. Eifenbahnconcelfionen. s. 1006, {80 &.),1 K.20h- 
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Fellner von Feldegg, Peter Freiherr, u. Dr. Camille Göler 
von Ohmener, Die öſterreichiſche &xecutionsordnung vom 27. Mat 1896 
in ber Spruchpraxis bes Wiener Landes= als Berufungs- und Mekursgerichtes mit 
— wa bie Hechtiprediung bes oberjten — ar. 8. 1902. 
(VI 446 ‚20h ————— 

Fiedler, Sehr- und Yefebud) der Hetionalöhonsmie mit_Berüdfichtigung 
Vollöwirtfchaftäpolitif u. Finanzwillenfch. gr. 8. 1908. (VIII, en eb.6K. as 

FSiſcher⸗Colbrie, Dr. Eduard, Die Be v. Supoiheken durd) 

Aachhupotheſtare nad) öllerr. Redite. 1801. (V, 1186) 2E.40h. 
fifcdyer - Ellinger’s Sehrbud be öferreidifen sandelsredjies. 
4. vermehrte Yufl., bearbeitet von Dr. Serm. Biobia. gr. B. 1860. (XX,.498 65,6 er 

Fiſchhof, Dr.Adolf, Die Spracdenreditei.d. dtaaf. gemilcht. National 
Nach geiammelten Daten u, gemaditen Unbeutungen bargeft. gr.8. 1885. (BB ©.) & * 

— Per öflerr. Ipradenzwifl. Ein Wort aus Unlaß der biesjährigen diſtor. 
Webenktage am feine Mitbürger gerichtet. ar. 8. ‚1888. (52 5.) IK %h. 

Formularien für Verträge und für Eingaben im nidjt fireifigen erfahren. 
Ein Handbuch für Abvocaten und Notare. Auf Grundfage bed Ganbbuches von 
Dr. Julius Schimkowsky. gr. 8. 1909 (BB) BK. 50h. geb. 11 E60. 

Sormularienbud zur Ginilproceßorönung nee — —— 
Herausgegeben vom f. f. Fuſtizminiſterlum. 2. Aufl. gr. 8 . (KXXV, 866 

brofd. —— —* geb. 5 K. Bor 
Anhang für Verfachbuchländer. Heraudg. db. f. f. Juftiamin id. 1K. 32h. 

Zrandkel, Dr. Otto, Pie Bellimmungen des — en Redjies 
gegen unehrbaren Wettbewerb (Conenrrence däloyale). 8. 1884. (64&.) IK. 

Zrank, Ferdinand, Prakt. Erzichungslehre, s. 1900. (VL, 211&)2K,. 40h, 

Zrankl,Dr. Otto, BurRevifiond. öfterr. — ie 1896. ee 

Freiberg er, Gufau, Sandbud der öflerr. 


— — (unter xVib 004 ©) — auf — 
Seſehgebungh. at. 8. 1899. 


gebunben > Beinen 9 cK. 
Frind, Dr. Wenzel, Das —— — ————— Ads 


polyglotten Ganfen u. landern mit befonb. Rachına SR 
Böhmen bom fittliben Stanbpunfte aus beleuditet. gr. 8. 


Zrühmwald, Dr. Karl, u. Dr. WM, Momiſch DieR 


ſtunden u. bie Todeserflärung nad} dem gegenwärtigen — 
Sum Gebrauche für Richter, Rechtöfreunde u. Barteien, 2, Aufl, j 
ber Mechtiprechung bes f, f, Oberften Gerichtähofes bearb, * 16665. (VII. 85 * 
Sea, Br) Ka OD Ba 
retenen Rön e un nber, n al i T 
Ortägemeinben mit Ungabe ver B vefögerichte, Geeihtähöte I Hi — 
rag Br unb Be EN — nnicaften ac. Ber.=8, 1877. 8 
aebunben 
— vBammlun au von Formularien zu Beſcheiden, Protohollen und Ariheil 
für das Verfahren in Streitjahen nad) ber d weſtga 
Gerichtsorbnung, ſowie nach ben befonberen 
—288 Streitſachen beim Barteienverfehre am 
a een enborfchriften entbaltenb. 3., — 











8 


ws, 


Zrühwald, Dr. Karl, bammlung v. Formularien zum Berfahren außer 
Streitſachen nad; dem faijerl. Patente vom 9. Auguſt 1854, Nr. 208 R.®. B., und 
Pe allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche, ſowie zu ben Berfahren bei Tobes⸗ 

ngen unbbei Umortijirung von Staatspapieren u, anberen Urkunden. 2., ber= 
mebrte Auflage. gr.8. 1885. (VI, 184 6.) a3K. h 

— Die Real- und enge ag Unter Zugrundeleg 
ber — einſchlaägigen Rechtſp he f. . Oberften @erichtähojes foftemetiie 
& en öfter. Reid efchbfaft, ei be — 

—— and # Surlch E. = 

ifter über bie Jahrgänge 1848 bis —* bes Deiefebitih, 8 1888. 


( ‚500 &.) 5 E., geb. in engl. Beinivant 6 K. 
— — — Grgänzungsheft, d. Jahrg. 1838 6.1894. (178 S.) 2 K.40h.,geb.3 K, 
— Dasfelbe fammt Ergänzungsheft in einen Dand gebunden 8 K. dü h. 






























— Handbuch für die cibilgerichtliche Thätigkeit der k. k. Deziris- 
gerichte nadı b.neuen Proceögeleg. 1897.83. (42 Bg.) broid.9 K. geb. 10 K. 
frühmald, W. Praktifhes Handbuch für die Arafgericitlide Birk- 
amkeit der k. fi. Bezirisgerichte in Mebertretungsfällen. Zum Gebraude 

t Einzelrichter und flantsanmwaltichaftlihe Functionäre. Mit fFormularien und 
Sadhregifter. ar. 8. 1874. (XX,592 ©.) 8 K., elegant in Leinwand gebumben 9 X. 
ade, Dr. Wilh., Privatdocent ber Rechte, Die Karten und Marken 
bes täglichen Berkehres. gr. 8. 1880. (48 ©.) 80 h. 

— Die fogenannten Giebenbürgilcden Ehen und andere Arten ber Wicberver« 
ebelichung gejchiebener öfterreich. Katholifen. gr. 8. 1889. (IV,1886)4E. 80h. 

— Der Kausmeiller und fein Recht. 3. ıs91. (50 ©.) 60 h. 
Züger-Welely, Gerichtliches Verfahren in Streitſachen, nad der öfter. 
allgemeinen GeritSorbnung bom 1. Mai 1781 unter —— mit ber weſt⸗ 
tzilchen —— DB: 19, December 1796. 8. Aufl. Mit Rüdfiht auf bie 
neueften Geſehze bearb. v. Dr. Joſef Migner. gr. 8. 1888. (VI, 6286) 9 K,60 h. 

- Zunk, Dr. Dans, Pas Quefliounaire über ein öflerr. Chequegeſetz, 
beantwortet. gr. 8. 1680. (40 ©.) 1 K. 60 h. 


— Meder die reditlihe Natur des Chegue. Ein Vortrag, gehalten im ber 
furiftiichen Geſellſchaft in Wien am 5. Frbr. 1878. gr. 8. 1878. (40 Jı1K.20h. 
Fürth, Dr. 3., Das öſterreichiſche Miethrecht und Mietfverfahren. 
Hanbbuch für Juriſten, Hausbeſttzer und Wiether. ar. 8. 1899. (VIII, 441 6)5 ER. 
Zur, Dr. Hugo, Concip. d. Et. f. nähe, -Khl. Sinaugpeuc. Über die Behand- 
fung der Gfeuern und Gebüren im Concurs- und Ererufionsverfahren. 
8. 1900. (VI, 78 ©.) 1 K. 50h. 
— Das öfferreichifche Entmündiqungsredit und feine Nelorm. _ ar- 8. 
- 1903. (80 ©.) . ı K. 50h. 
an hann, Sandbud der Gebühren von Rechtsgeſchäften, Urkunden, 
unb Amtshanblungen im gerichtlichen Berfabren in unb außer Streit- 
en. gr. 3. 1890. (VII, 260 ©.) | _ 4K.80h. 
suasicd, Dr. Ludwig, Der Irrthum als Ehehinderniß. Eine cans⸗ 
niſti "ot ie. gr. * 1899. (77 3 ı K.60 h. 
- 2 * e — un. f a " r ie. » 
er mans er höheren Weihe. «inc canoniftifde Stubie. ge. dr 
9 Ditizec d, Google ii 


Many Ihe h. u. h. ‚Hof. Derlags- N. Univ, »Buchhandlung in in Wien. 
Gantfdı von Fraukenthurn, Paul, Die confe onelen Sefe 


7. unb 20, Mai Dr * 50, 51, 88, mit 
8. 1874, (IV, 240 

— Pie Gefehe vom 93) October 1875, R. @ ®. 8. Nr. 36 un, Jabes. Ex 
üb. b. Berwaltungsgeridhtshof, m. Materialien. . 18786. (XVI, 228 sK. 


Gerichtsordnung, Pie galizifche une & allen „gu Serien, erichtenenen 
Gefegen unb Berorbnungen und ben grunbfäßlice 


5 EE, Oberfien 
Serichtähofes , dann mit Begeichnung ber Ubweichn nes tiroli Fr, (den unb italien. 
Werichtsorbnung. 3., umgearb. unb ergängte — (329 ©.) SE, 
in engliiche geintwanb gebunben Y 
(Burbe früher ald Bb. XVL ber Taſchen-Ausgabe ber Bejebe geführt.) 
Gerfimann, Sieafr., und Dr. Jerome Stern, Die gebührenredi- 
liche Behandlung bes Kaufo extrageb unb vermanbter —— Ein De 
trag au einem Suften bes öfterreichiichen Gebübrenrechtes 
Gerifcer, De. amaipien — 2— —— nach Sem de. 
j = - * au 
ie 8. — FAN, 71 ©.) eK. 
— er, ii Julius, Caeſar —— Über Berbred.n. Strafen ſ. Beccaria. 
— Demernungen über b Megterungsrath bearbeiteten Entw 
eines — * für Se Bei Son * n Zürich. ar. 8. 1867. —* S) 2K. Fr 
— Der Entwurf — — gr.8. 1867. (28 ©.) Vergriffen. 60 h. 
— Ichwurgeridjfliche ——— (Die Fragenftel lung im —— 
verfahren. Aur Juryfrage.) 3. Hufl. gr. 8. 1876. (IV, 154 ©.) 
— Strafproceſſuale Studien. (Gevarstabbrnd aus der Allgemeinen — 








Gerichtezeitung.) gr. 8. 1885. 6.) ıK. »0h. 
— Studien zum Entwurf des öfert. Strafgeſetzes. gr. 8.1871. (VIIL 1486.)2K. 
— Zur Gpradienfrage in Oellerreidj. gr. 8. 1880. (84 6.) 80 h. 


— Geſammelte kleinere juriſtiſche Schriften. Straftecht, Strafpr a 
— Öfterr. ra, x. he umgeft. Aufl. ee CEVEH. 12206.) 14 


Glafer-Unger- WW — — —— 
ſcheldungen "+. Oberſten Gerichtshofes, ſ. nah Schluß bed U 
Goirand, Leopold, Die deutſchen, öſterreichiſchen und 
Retiengefelfchaffen im franzöfilchen Recht. 3. 1902. (IL, 115 6.) 1K.80h. 
Gorski, Dr. Anton von, Pie Geldjäftsführung und Verfrefung ber 
offenen Sandelsgeſelſſchaft. 8. ıs88. (IL 155 6.) AR “>. 
Granichſtädten, Pas Berufungsverfahren in ——— fe 


bargeftellt buch appell- unb oberfigerichtliche Entſch 
fteafrechtlichen Inhalte. ar. B. 1895. (368 ©.) 


Granidftädten, Dr. Otto, Der internationale SE rechtsverhehr. 
Sammlıumg von a Briefen und Enticheibungen über bas Auslieferungdber 









1R08, ar. A ( 


— Das Heeberredt, Predgefeh und abiectine Berfahren ei, — 


richtliche Entſcheidungen. 1892. gr. 8. 5 K.60 h., geb. 4K 
Greng, Dr. O. Das geſetzliche Pandreditd d. Bermieihers, —— 
10 Dies 0, GOOBÜEE — 
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Grofi, Dr. Garl, !. f. Univerfitäts-Profeflor in Wien, Lehrbuch des 
— — mit beſonderer —— ber varticulären 

in Deſterreich. 3. Auflage. 1899. gr. 8 U, 434 2 K. 
nt n — — 4K. 


berg, Dr. Carl, * ſocialpoſitiſche Gehalt ber öfierreicjifchen 
Givilproceßgelehgehung. 8. 1900. (53 ©.) ı K. 
rünmwald, Dr. Aler., Die Chefchliehung nah den Beftinmungen des 
— * n allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, bes Code Napolöon, bes öfter- 
orbat#, bes molaljch=talmub., bes orient.-Firchlichen Rechtek ic. 2. 
| * am 27. Mob. 1880 im Cafino bes gi Eottage-Bereines — 
se Hai bearbeitet. gr. 8. 1881 (1V, 128 6) 
J Grumel, Dr. aafepb, 3 Handbuch der internationalen Sandelspofitiß, 
ar. 8. 1808. (VI br. 6 K., geb. 7 K. 20 h. 
Dr, Bei, f. £. Univerjitäts -Brofeflor, Phile- 
Tophifges faatorei! - ;, Gnhsmatiie Darftellung für Studirende unb Gebilbete 
1877. 
— —S ber Socioſogie. gr. 8. 1885. (VL 26 6) 1K. = 2 
— Das öflerreichilche Staatsrechtt, Berfafiungs- und Verwaltungsrecht. gr. 8. 
1902. 2. Aufl. V 28.671@. 10K. 50 h., gebunben in Halbfeang 12K. 60 h. 
| a Dr.£,, und friedr. Berner, Kandbuch des öſterreichiſchen 
echtes auf &runb des allgem, Berggeſetzes dv. 23, Mai 1854 mit Berückſicht. ber 
Br Bee, — — u. Entſcheid. gr. 8, 1884, (XIV, 457 ht BE. 
gebunben in ®K, 20h. 
* — !. Statthaltereirath (Berfaffer der „autonomen Gemeinde“), 
— —* die Gemeinden über ven ſelbſtſtändigen und übertragenen Wirkungs- 
ber G@emeinben unb bie Organe zur Nusübung besfelben. Burd 212 Formularien 
——— 6. en, vielfach bermehrte u or. 8, 1890. (XVI, - 5) 10EK. 
in Halbfranz gebunbe . 60 h. 
(Die ftebente Auflage ift in Vorbereitung 
Haerdtl, Dr. Ö., Freiherr von, Grundbegriffe | bes Iagdredites und 
deren Asmeehung im 1. 5. Tngdgefehe. gr. 8. 1908. (596) 1K, 40h. 
4 ainiuger Andrras, Helbfkadvocat, oder: Gemeinverſtändliche Anleitung, 
ee tögeldäften, aller Art felbft vertreten und die mötbigen fchrift- 
Lichen Suffäte, ı en ngaben, Geſuche, Mecurfe, Contracte ıc. ic. ohne Hilfe eines 
Hboocaten vollf, rechtägiltig abfaffen kann. Auf Grundlage ber neweften Geſetze bearb. 
umb buch mehr als 500 Beiipiele u. Formularien erläutert. 17., vielfach verbefferte 
mb vermehrte Mufl. ar. 8. 1900. 11 K. 70 h. 
bauerbaften Beinwanbband 13 K. 50 h. 
ginterl, Dr. £r,, £.t. Brofefjord. Rechte an d. Univerfität in Wien, @elter- 
reich. ——— für Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft. 18 Bände, Jahr- 
gang IRSA—1868. Breis I tliher 18 Bänbe 18 R., einaeln ASK, 
2 files, Dr. Yaul, Pas Gefeh vom 9. März 1897 über die 
 Effertenumfahllener. Für bie praft. Anwendg. bargeftellt. 8. (VI,1796.) 4 K. 
— Der Ihediaeleheniwurf. 4. ira. (a0 6.) ıR, 20h. 
— Über die Nüdforderbarkeit der Dehuna bei Differenzgefchäften. mit 


einer Bujemieenfellung der ‚sieiälägigen Entfcheibungen des Überiten —5 
Hofes. gr 1901, 
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Hananfek, Dr. Guftav, Facturen und Facturenclauſeln nad) öfler- 
reichifchem Rechte. 8. 1891. (151 ©.) sK. 


Dandbuch der Bereine fur die im Heichörathe vertzetenen Rönigeeidhe u. Länder 





ar. #8. 1892. (VI u. 680 
Garrafowsky, Dr. Yhilipp Harras Ritter von, Pie Parfeien- 
vernehmung und der Parfeiemeid — dem gegenwärtigen Stande ber — 
procthe Weſetzgebung. #. 1876. (XVI, 364 ©.) 
Gafenährl, Dr. Bict,, Das öflerreidiifche ©b — * 
matifcher Darſtellung mit Einſchluß ber Hanbelä: u. ** 
I. Banb. 2. Aufl. gr. 8. 1892. (VIII, 700 €.) 12 K, en 
II. Band. 2. Uufl. gr. B. 1899, (IV, 678 & &.) 12K., in aan 366. ur 
— Das a Bgemeine Handelsgeſetzbuch vom 17. Dec. 1862 ze. 17. Hufl. FL 8. 
1509. (XI, 740 ©.) Mit Unhbang: Metienregulattiv: Berorbnung b. 20. = 
1809, (48 ©.) (Manz'ſche Bei.-Uusg. XI, 1.) 6 K., in engl. Beinwanb geb. 7 


Haushofer, Dr. M., Sehr- und Kandb der —— in Ihrer neuere 
wiflenichaftiichen Entmwidlung. gr. 8. 1872, 


eili Dr. Aleis, © es —— — 

9 —— — Bb. — vermehrte * 
gr. 8. (VII, 1057 8.) IK. oebueben iu Seinen 18 X. 20 h. 

Nachtrag zum Gewerberecht. 1897. (112 ©.) Geparat ı1K. 

— —— Studien aus dem — fe. 1887. gr. 8. (97 er re 

— ern und us 190. 8 Ben en F art K. 80 h. 

— fra r Sheorie des deu en rivair Soctfehung ver 

eitrag gi h echtes — 


Aritifben Stubien. 18P2. gr. (23 & 


— Pie — enRasnerierguuß” vs Gewerbeflandes, Eine Yorberung bern * 
werbepolitik. 1889. 8, (15 
Heller, Dr. M., und Dr. F. Die öflerr. Gsecufionsorön. 
in ihrer praktifden Anwendung. © t an Beifpielen von 
und ——* 1902. gr. 8. —— — — 50 h., Halbfrz. geb. 2 
Herb, Dr. Gduard, Cinleitung in das öflere. Sir / 
‚und. Aufl,m. Einfdaltung b. fett 1860 erfloff. Geſ. 8. 1871. —— .) 8 K.60b. 
— Die ſrundſätzlichen Entfcheidungen A 2 2. t. Gerihtähofes über 
sweifelbafte Fragen bes — erreichtf er r | 
arapbenfolge bes Steafgeiehbußen 4 | 
Shlufe bed Aalmes 1857 eraänite © ar ar b. 
— Pie grundſätzlichen Entf (cheidun en, —* as in ben 
Fahren 1858 u. 1859 befannt geivorb. (4 Mh | 
— Handbud des allgemeinen öterreichifihen. tes, Rüdfiht auf 
bie Bebürfniffe bes Stublums und > —— 
l.Banb. Bon ben Werdreden, 7 Ben Bei e ber Wei 
her Hectipsehuns bes Baffatinnakotes berifiane ufl. gt. 8. 1882. TIL501 
II. Band. Bon ben Wergeben und Mebderiretungen,. 7., nad 
Stanbe ber Geſetzgehung unb ber —— ng bes Gallationäbo 
unb berm. Mufl, gr. 8. 1R98, (IV, 488 ©.) 
(Beibe Bänbe find berariffen.) 
Hergel, Dr. Gugen, Einrichtung und Sefchäfts 
ber Fuftigminift..Berorbn. b. 5. April 1897 anfchaul. k 
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 Berrmann, Dr. Emanuel, Die Theorie der Berfiherung vom  tiethfch- 
tanbpunfte, Dritte verm. Aufl. 1897. gr. 8. (VILL, 1566.) 3K. 60 h., geb. 4 
Serrmann von Herruritt, Dr. Das oſterreichifche Stiffungs- 
1896. ar. 8. 5 K. 60h. 
— —— und ra — nach ber Öfterreichifchen und anstänbiichen 
Geiehgebung. 1899. 8. 148 ©.) 
Gerkka, Theodor, Beifelrurs und Agio. Eine näbrungpotie Stun. 
ar. 8. (1 
Beer Dr. Sugo, Das Geſetz befreff. die Entſchüdigung für ——— 
fertigt ie Berurfheilung. gr. 8. 1901. (164©.) br. 3 K. 20 h., geb. AK, 
er, Dr. Chriftian, Das Realgewerbe. (63 ©.) 1 K. 20 h. 
eiſter, Dr. Earl, Die wirticaftlicde Entwidilung Roms. Sine 
ocialpolitifche Studie. gr. 8. 1899, (96 ©.) 
Hofmann, Dr. fc a. ö. Prof. an der Wiener Hochſchule, Bei. 
— aus *— ichte des griechiſchen und römilden Recht * ar. 8. 
40 


- die Eutfkehungse — der ———— inbef. der Vertrag, m. Rückſicht 
73 „Das Berfprechen als Berpflicjtungsgrund“. gr. 8.1874. (116S.)1K. 60h. 

— — Bere vom Aialns und modus adquirendi, und von ber insta canaa 
ge: . 18738, (142 ©,) * X. 40h. 

Deber da das Periculum beim Haufe. gr.8. 1870. (VIIL,188@.) 3 K, 60h. 
Srit Studien im rom. Rechte. Einefeftihrift. ar.B. 1885. (7,228 6.) 5 K, 60h. 
Die Compilation der Digeflen Iuflinians. Kritifce Studien. Nach bes Ber- 


aſſers Tode herausgegeben von Dr. Ivo Pfaff, o. b. Krofefice ber Rechte an ber 
** Uniberjität in —* we 8. 1900, V, 233 © 6 K- 




























' ,‚ Dr. ee Serretär der Hammer der — 
—— aftliche Broducte in Wien, Das Derfahren vor den Börfen- 
iedsgerichten in Oeflerreidi. Nach Geſetz unb Praris mit vorzüglicher Be— 

g ber einſchlägigen öfterreichifchen, beutichen und ungariſchen Jubicatur 


fur, oes Motivenberichts zur Megierungsporlage und ber Berichte ber 
| Beiden & — — 8. 1896. XVI, 823 ©.) broid. 6K. deb. 7 K. 20h. 


er einrich, Die Perfonalexecntion in Geſchichte u. Dogma. 


= 6K. 
I. 8b. ı. —— — 4 Bedtsarundlane. 1895. (16 ©.) 5 K.60h. 


— — Erxcurs. Bie Langobarhdiſche Schuldrerpflichtung. — * Vei⸗ 
trag ——— — Germaniſch. Vertragsrechts. 1897. (Seite 191— 240.) 1K. 20h. 


n 1oHsnorm unb ihr BRASS BEBETE = —* Gommentr. 
£ —* (aaa @.) hrai 60 h. 


aun, Dr. Barl, Studien zum öflerreid. Serfafungsreäie, I. 
- —— der Amtsbibfiothehen in Wien. gr. 8. er A oe. ) * — 
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‚ Dr. Anton Ritter v., t. f. wirfl. Sectionschef im Jujtiz- 
nutrifteriuum, Die leitenden Srundfähe ber der — Strufprosehorduung 
vom 2%. Juli 18659. gr. 8. 1854. (XVI 

— Sammlung der nad) gepflogener öffentlicher Berhandlung gefföpften 
&rhenntnille des k. k. öflerr. Reichsgerichhtes. (Seit der am 21. Juni 1869 
erfolgten —32 BE. bes —— m — gr e bed Habres ae gr. 8 
1. Theil. 1874. 235 &5)5EKE. | 57. (KIN, 1 6 

ü. Theil. 1876. * &) AK. | v. zen. 1878. 143 &.) BR. 40h. 

V. Theil. 1881 (XI 244 6) ıK 
Fortgeſ. v. Dr.RartQugelmann. L.L.Hofr. XI. Tbeil.1 ‚Heft. Jahrg. 1898. (272 S.) AK. 
Theil. 2. Heft. Jahrgang 1899. (191 2 sc. 
XL. Theil. 3. Heft. Fabegang 1900. (317 6.) 5K. 

— Das öfterr. Sfrafgefeh über Derbredien, ergehen u umd Meberteriungen, 
bie dazu gehörigen Berorbnungen über bie Eompetenz ber Straig 
Preßorduung b. 27. Mai 18582. Üriter Band ober 1. bi 9. a 





— * 15 K * Einzelne Sieferungen TEE ns 
— Des öfterrei iſchen Strafgeſches —* Dee Vergehen unb Weber- 
tretungen) allgemeiner zufgelenen IE Funbmarun atent (Artifel 


I—IX) und bie erften n je B Ganptftäde des —— Theiles (88. 1—57) ober bie Behre 
von ben Berbrechen eftrafung überbaupt, bon ben unb 
Milherungſ⸗ ee ee bon beren Anwendungen bei ung ber Gtrafe 
und bon her Eintbeilung ber Verbrechen. at. 8. 1855. (XII, 668 @.) 11K. 80 h. 

Ihering, Dr. Rudolf v., Igl. prenf, Geh. Zuftigrath und Profeſſor 
an der Univerfität Göttingen, Le eombat pour le droit, Traduit 
de l’allemand par Alexandre F, Meydien, — da VGötat A ur de 
France A Vienne,. gr. 8. 1875. vı56& 20 h. 

3, Der Kampf Pe 10T. (XIX, “ * * 

namer, Dr. 3, ie Reditsfireifigheiten vor em Gemerbegeri 
* il. s. (IV, 360 6.) Preis ER. 60 h., in Leinw. geb. 4 K. 40 h. 

Indikatenbud; des Verwaltung sgerichtshofes. Fünfter Band. Erle We 
theilung. Finanzrechtlicher Theil bon Heinrich Reibig, 5 sol, (KK 2 Ber- 
maltungsgerichtäbofes. Die Fubilate ber Fahre a gr.8. — Kor. 














— Dasselbe, Fünfter Band. Hmeite Wötbeilung. . mine ſtechts ſacht 
Dr. Rubolf Alter, Senatspräüſident am I. 


ber Jahre 1894— 1901. gr. 8. 1908. (XXX, 18) br, 15 K. — 
(Fortfegung bon Alter, Juditatenbud.) Br 
Iurafdıek, Dr. Frans v.. Abhandlung. üb. Fragen d.öflerr. Vahlrecht 
II. Die Ortägemeinbe und Ortichaft in ber reden 8. 1895. Sa u L. 
I. Die diterr. Stäbte in der Meihätagsmwahlorhnung 8. 1896. (68 ©. 80 h 
Jurnitfdjek, Dr. jur. Oskar, Ueber den Htrike — nglild 
Mafdiinenbanarbeiter in den Jahren 1897 * 1898. — erfönd 
Beobachtungen. Ein Vortrag. ar. 8: 1898. (566 | _ı1K200b 
Baar, Bidyard, Erkenntniffe u. Befceide betr. hie f.d nfallverſich 
der Arbeiter errichteten Schiedsgerichte ge. 8. Goss 
in Leinen gehunben me u“, 
&niıl, Dr. Kr Finanzwilfenfgaft. Erfter Theil. Mit Bene 
2 nz 


utors nah be agsbanblung aus iber) 
Körner. 87 213 ©.) ug ———— 


Aweiter Theli. = * “an 6.) DS: * 
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Bann, Dr. Iul,, Neu- —— oder Reform der HONNCAEREE 
Pr. na, De 8. 19083. (826 0 B. 
.q ‚ler,, u. Dr. Br. Wellek, Anleitung zur Bemeffung 
| 5* — feuer nad) dem II. Haupfüde des — 
Mit 12 Bemeſſungsbeiſptelen. 8. 1900. 2K. 40 h,, cart. 2 
Buferer, Dr. Joſef, Aeber die Perfonen-Namen und deren Aendernng 
—  möfterr. Gefeh. Bortr.i. d. jur. @efellich.z. Wien, a. 6. März 1878. kI.8. 1879 (726.)80 h. 
2 Batehismen des öflerr. Privafredjfs. 1. Ratechismusd. Eherechts, dann Familien- 
undjch.= u. Sturatelörecht®. IL. Katechismus. Erbrechts u. Berlaffenihaftsabhand- 
— III.Fatechismus d.Sadıen= (Beſitz⸗ Eigenthums⸗, Pfande) rechts u. Grunbd⸗ 
rechts. IV. Katechismus b. Vertrags- u. Schabdenerſatzrechts. 8. Tompl. geb. 6 K, 


— der öfter. Staatsverfaſſung. 7. Auflage. 12. 1900. (VI, 183 ©.) cart.1 K. 50h. 
— bes öflerreichilchen Eheredites, daun Familien», Bormunbichaftd« und Gucatels 
redited. 18. 1884. (VL, 101 ©.) car ı1K. 20h, 
— des Ößerreiilgen Erbredites, se Sertafenfhot-Asfantunabreie. tis. 
1884. (XX, 158 ©. nebſt Stammtafel.) cart. 1 K, 50 h. 
#3 — des öſterr. Sachenrechtes Geſitz, Eigenthum, Dienſtbarkeit, 
Biandrecht) und des Grundbndisrechtes.tı.a.1885. (XXIV,165 S.)cart.IK.50h, 
— * — — — —— und Schadenerſatzrechtes. ti. 6. 
(XXXVIII, 830 ©.) ca ı K. 80h, 
— * Ererufionsnovelk. x — (X, 35 6.) 60 h. 
— der Arbeiter-Anfal- Verſicherung in dgerreich, von Rail rate. 
8. 1889. (128 ©.) 
a Sa Arankenveridjerung in ®eflerreid). 8. 1889, (117 6.) ; - = = 
iah, Dr. Heinrich, Das Ariheil im neuen öferseihifien | Einilproceß. 


“ +1  Ehftem. Daritellung b. Proceßinſtituts b. — m. beſonberer Bedachtnahme auf 
bie —— b. Vraxis. 1896. gr.8. (VIII, 1386.) 2 K. 80 h. geb. 3 K. 80 h, 


Aeb grgangs- -Bellimmungen zu den neuen Civilprorel- Geſeten Drei 
Zabellen, gefalzt in Umfchlag. 1848. .40 h 
Banıra Dr. £. Bitter von, Das Geſetz vom 18. — 1878, 
betr, die Enteiguung zum Bwedie der berfielung und des Betriebes 
von Eiſenbahnen. gr. 8. 1895. (128 ©.) 2K. 40h. 
Bendler, — von, k. k. Landesgerichtsrath, Pie gerichtliche Geld- 
„Suhführung. 8. 1900, (IV, 101 &.) broſch. 1 K. 80 h., cart. 2K. 
In 


Blein, Dr. Frans, Mündfihkeitstupen. Materialien zur Veurtheilung des 
e öfterr. Eipilproceforbnungss&ntwurfesuom Sabre 1898. gr. 8. 189. (81 6.) 1K.50h. 









5 K. 40 h,, in eleg. Leinwand geb. 6 K. 60 h. 


_ md Dr. Heinric; Lammald;, Die Werbelfernung des Shrenfehnes 
Duett eritattet ber lonſtituirenden Generalverfommlung der Allgemeinen Anti: 

Usliga für Defterreih. Mit einem Anhange: Bericht über bie tonftituirende 
Beneralverjammlung unb Statut für ben Ührenrath. gr. 8. 1908. (1108) 1K. 60h, 


Al einwächter, Dr. Friedridy, BSociale Gruppe und Strafrecht. 
* Bortrap. (5.4. a. d. Defterr. Gerichis-geitung.) gr. 8. 1900. u ©) ıK. 
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- Borlefungen über die Praxis des Givilprocelles. gr.8. 1899. F 2976.) 
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Ainapp, Budolf, Pas ——— b. 28. Juli 1889 und dat Muſter⸗ 
ftatut dazu. 8. 1898. (VIII, 165 2 K. 40h. 


— Gefeh über die Errichtung von Um ——— 
Entwurf eines Statutes für eine Bergbau⸗Genoſſenſchaft. ar. 8. 1897. (676.) 1K. 60h, 
Zinies, Barl, Die Punzirung in Oeſterreich. Eine e geiictlige Stebie. mit 
mebreren Zertabbilbungen und 10 Lihtdrudtafeln, 4 
Rorbelius, Dr. Y,, Pie nie? Fe bei Unglücisfallen. Beierung, m 
Berg- unb SHüttenarbeiter. 8. cart. 36 h,, geb. 44 
Körner, Dr. Al,, Grundril * Wolnswirthſchaftelehet (156 6, —— * 
mehrte Auflage. 8. 1898. h. 
— $rundrill des öflerreidj. Staatsſchuldenweſens. (152 6.) 8. Br. a 60 h. 
— Gtaatsfduldentilgung u. Gfaatsbankerott. 8. 1895. (14 6.) 2K. 40h. 
Bomormnshi, Dr, Ioh. von, Der Wertlj in der ifofirten ln le Li 
8. 1889. (105 ©.) 
Bornfeld, Dr.3., Dort u.dchrifti.mündl.Cinilproc. 8.1895. (775) 1K. BE 
Brain, Dr. Iofef, Yuftem des —— allgemeinen Privatredits. 
Nac deff. Nachlaß herausg. u. red. v. Brof. Dr = ie to.Dr. Armin 
in. 


Sprensiweig, Prlünihue i. Wien. I. Vb.: Derallgem LIEST ‚Uufl. 
1899. (XX, 870 &.) IL.8b.: Das Obligationen“, B ey . 1800, 
(VIII, m L * Beibe Bände zufammen, brojc. 2 in 2 Balbfranzhände * seK, 
Brall, Frauduloſe Kehtegefdäfie, Sep.-Ubdrud aus ber UN- 
gemeinen ru Ze ar. 8. 1879. 40 h. 


— Sammlung von wedjlelredjtlidien Sutfgeidungen des öflerr. 
Serichtshotes, (Bom Fahre 1867 bis 1872.) — B. ar 1R6G) 3 K. 20h. 
(Fortſehung ber Beitler'ichenr 
£rasny, Dr. Arnold, Bur Frage des Enfeiae — für Waffer- 
ſtrahenbauken und Flulreqgulierunger. (Sep.-Abbr. aus ber Allg. — 
Der Itg. gr 8. (6 ©) 
Breibig, 3. G. Münz-Sabele ic. ge. s. 1892. (IV, — — a0 h. 
Brenn, Dr. Adolf, Das Perfonal-Einkommenfiener-Sefeh vo 
i.jeiner Anmenbg.aufb. Ditalieb. — Communitaten.J ER: "50h. 
— Dr. Heinrich, Pas Recht der A Ing wegen 
politildier Berbredien. gr. #. 1884, * ae “= 2K.40h. 
— —*8 und Beleidigung. gr. 8. 1K. 20h. 
Iandaner, Dr. Malther, ‚Das öfterreichif Fire Act Rctienreft. 
bargeftellt. 8. 1900. (IX, 16 6 ä = 
Sandesberger, Dr. Julius, Währangefüfiem und Relation. Beiträne 
zur Währungdreform in Oefterreich-Ungam. 8. 1891. NS) BE 
— — ——— — — — 8.1892. (668.) 1K. 801 
ander ar emente der allgemeine —— 4. Auflage. 
— Wr s1 Bee gr. 8. 1900, (IV von ——— 1LE 60 


— Grundrih der allgemeinen — 3. 35 ht * 
1900. (VI, 258 &.) geb. Aufl. Mit 85% * 


Caurin, Dr. Franxiscus, Introduetio in jus ma 
siasticum. 1895. ar. 8. (IV u. 144 6.) A BK.20 b, 
Seitfaden für s mangsvermalier, Derau gegeben 5 DE 


En 
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Zeitimaier, Dr. Victor, Der ferbifde Straſproceß in Bergleichung 
hen ri Str ——— u. ber Strafproceßordnung b. Beutläen 








#. gt. B. 1884. 172 ©. a 

— Der ferbifdhe Givilproceh nebſt Goncursordbnung und einem Unhange 
! über ben Rechtshilfevertrag zwiſchen Defterreih-Ungarn und dem Königreich Serbien 
bom 6. Mai 1881. gr. 8. 1886. (XX, 298 ©.) 5 K. 
er, Dr. Ferd. Die Grundlagen des Preß - Gfrafredits. 
Be sur Meform ber Preßgefeggebung in Defterreih und Deutfc- 
land, (Mit aterialien.} gr. 8. 1878. (106 ©.) 2EK, 
— Das internationale Colonialrecht im neungehnten Jahrh. Einfchliehlich der 
Congo- und Garolinenacte bargeftellt. gr. 8. 18386, (144 ©.) s3K. 

— Pas Redit der Photographie nad) bem Gewerbe-, Brefe und Nachdrucsgeſetze. 
| gr. 8. 1886. (95 ©.) * Ir ı K.80h, 
Eienbadier, Georg, Das öferreichifce Volizei-Strafrecht. vermehrte 
u. berbefjerte Uuflage. gr. 8. 1880. (295 6.) 6K. 

— Die öfterr. Preßgelehgebung. 3 Bände. I. Band: Hiſtoriſch⸗genetiſche Erläu: 

gen bes öfterr. Preigefeßes u. d. Geſetzes über d. Strafverfahren in reßſachen, 

ſowle ber Amts-Inſtruction zu beiben Geſehen. gr. 8. 1868, (V, 252 S.) K. 

— — U. Banb: Braftiiche Erläuterungen bes öfterreichtfchen Prefigefehes nebfi einem Une 
bange ber ungarischen Brefgeieggebung. gr. 8. 1868, ee 236 ©.) 5 K. 
Zingg, Dr. Emil, Allgemeines Bahlreht? Staatsrehtlice wetrachtunges 
_ Aue Öflerr,. Wahlreform. 8. 1896. (85 ©.) j .ıiE 
Zinhart, Karl, Anleitung 3. Vornahme v. Scoutrirungen d. dfenerämfer, 
m ber finang= u. gerichtlich. Depojitencafien i. Wien, ber Berzehrun aſteuer⸗Linienämter, b. 
| Zaramtöcafle u. ber Batentamtscafje in Wien. gr. 8. 1899, (IV, 519 &.) 7K. 20h, 
gebumben in dauerhaften Leinenband eh 8 K. 50h. 
Zifst, Dr. Fran; Eduard v., Meineid und falſches Zeugniß. Eine 
tegeſchichtliche Stubie. Ser.-8. 1876, (X, 146 ©.) eK. 

Zöffler, Leopold, Infiruckion über die Bolbehandlung von Maſchinen 
und Apparaten. 5. 1899. (71 ©.) ı K. 
Zovifoni, Dr. Hermann, Die Gefandienredjfe. 3. 1837. (VIIL,66S.)ıK.20h. 
Zucam, Wilhelm Ritter u. Generaljecretär der öſterr. Nationalbaunt, 
Die öfferreihifche Nationalbank wahrend der Dauer bes beitten Brivilegtums. 
18611875. Mit 46 Tabellen, 4. 1876. (VIII, 210 ©. 6K. 
Zußkandl, Dr. U. Das ungarifd-ölerreidjifche Stantsredt. Zur 
‚Böfung ber Berfafiungäfcage. gr. R. 1868. (XVIII, 408 G.) BK. 
 Maasburg, IM. Friedrich v. Hoffecretär in der Gabinets-Ranzlet 
Sr. E. f. Apoftol. Majeftät des Kalſers Franz Joſef I, Gutädjtlihe 
Heußerung des öſlerreichiſchen Blaalsralhes über bie von der Gompilationz- 
Eommiffion im Entmurfe vorgelegten Codex Theresianus eivilie. Gep.-Mbbrud 
aus ber Allgemeinen öfterr, Gerichtögeitung. Mer.=B. 1880. (14 5) 60 h. 

— Die Saleerenfirafe in den deutſchen und böhmifhen Erbländern Defterreiche. 
Sur Gul jur ſchichte ber beimifhen Strafrechtäpflege. gr.8. 1885. (155.1) 80 h. 


— Bur ne ber Thereſianiſchen Safsgeriätsoröuung 

























mit befonberer Müdficht auf bas im Art. 58 derſelben behanbelte erimen magiae ve 
sortilegü. Ser.-s. (VIII, 60 ©.) Be): 
— Die Iirafe des Schiffziehens in Oeſterreich (1783—1790). gr. 8. 
2. a * ©.) 17 Digitized by Google BR b. 
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aaßen, Dr. friedri d. der Rechte zc., ed ede, 
4 ae ri am —— ee — — der —— 
. Säcularfeter ber Geburt Friebdrich Karl d. Savigut's. gr. 8. 1879, (16 ©.) du h. 
Mages, Dr. — Geſammtſchuldverhältniſſe des öfter. Budites. 
gr. 
— MHeber Aahbarredit. Studie. gr. 8. 1871. (66 6) LX. * * 
Makarewirz, ulinsg, Dr. jur. Das — des Verbrechens. 
— ——— handlung auf vergleicdhenber unb — — 
Maladyowski, Dr. G., Pas Gerichtsweſen und bie Abnocafur = 
Deutldjland, gr. 8. 1896. (115 6) 2K.4h,. 
Malfatti di Monte Tretto, Joſ. Ritter von, Saudbuf des 
öflerreidji —— — Conſularweſens mit einer Sammlung von Ror- 
malien u. e. Unhange über bie Stellung ber fremben Eon in Def.: 
Ungern. Nah amtl. Quellen. Mit 5 Tafeln, — we vi 750 6.) As K. 











upplementband, Mit 2 Tafeln. gr. 8. 1 ) TK. 

Blarcovidı, Anton, Pas Gefangniswefen in in Oeflerreid unter unter Be- 

—— Se der Gelehe, Verordnungen und Vorſchriften. gr. ». 
1539 109 


3 K. 20 h. 
terial g i Civiſ. 
Maierialien zu den neuen Ft Sekten i proceßgefehen. wi —— 


Hänbigem Regiſſer a eg. bom f 
Ger.=#. eofhirt 15 K. ve in 2 en gebunben 7K B0 * 


#lathins, Dr. Adolf, Der Ville des Gefehes. Bortrag. gr. 8. (146.) 40h, 
at DE B k. Univerfitäts-Profefjor, Commentar zu der ber herr. 
ralproce ronungo. 28, Mai 1878. Des — 
rechtes Il. Bo. Erfter b. ie had Theilnollit. Ber. Ber ar 
#layer, Dr. Felir, Mähfer und Agenten nach öl us — (Sen.-Möbrut 
aus ber Allgem. öfterr. Gerichtögeitung.) gr. 8. 1899. 
— Gelehentwürfe betr. den Schut gegen 3 — Wettbewerb. er 
a. b. UAllg. öft. Ger.-Bta.) 8. 1908. 1896. 
Mayr, Dr. Aug., Pie Heimat eeh- -Hovelle vom 5. December 1896, 
R%.6G.8 Ir. 222, Eine inftemat. Darftell .. een 56.6. 1901. 1 RK. 
— Pie Birkungen der Seimatgefeh do velle vom 5. de r 
R. G. 8. Wr. 222, Ein focialpolitifhe Stubie. 8. 1901. re &.) ‚60 h. 
Mayrhofer-Pare, Bandb. f. d. pofif. Fermarie in 
vertret,. Rönigr. u. Bänbern, m, befonb, —— 


tig. b 
Geſetze u. Berorbn. 5. verm. u. verbeſſ. Aufl. Mebig. u. brög. b. —— 
Bene Band. Die Organifation = die 


7 Bon 
—— Band. Fe Darftellung ber Berfaungie 
funbe. ar. #. 1806. 78 


Zritter Band. Das Sanitätswefen. — Tas Boltyeinefen, F — 
ag 
Vierter Band. Das Cultusweſen. — Das —D—— geh 


gt 8. 1898. 88 Bogen. 
Fünfter Danbd. Materieller X jeil. Fortſet 











— Das Familientwefen. — Das — EEE 
Armen- und Unterftühungsmefen. — Das 
fiherung. Das Eommunicationämwefen. 5. 





— Dad Waflerreiit. ar. 8. 1901. 102 Bogen. ) 
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Manchofer-Bare, Handbuch für den politischen Derwaltungsdienft ıc. 
Echöter Band, Das Danbesculturtmefen. — Das Hanbeld- und Gewerbeweſen. 


rt. 8. 1900. 86 Bogen. 25 K. 50 h., gebb. 28 K. 
Siebenter Band. (Schlufsband.) Das Militärtvefen, — Zie birecten Steuern. 


gr. B. 1901, 64 Bogen. 19 K. 50 h., gebb, 22 K, 
IAnder. Redigirt von Dr. Mahl-Schedl. (Unter der Preſſe.) 


Meneſtrina, Dr. Francesco, l'accessione nell' esecuzione. ar. 8. 
1901, (XII, 241 ©.) u 
lenfi, Dr. Frans Freiherr von, Pie Finanzen Oeferreidis von 
1701— 1740, nad archival. Quellen bargeftellt. gr. 8.1890. (KV, 756.12 K. 
Meyer, Dr. Robert, Pas Beitverfältnis zwildien der feuer u. d, 
inkommen und feinen heilen. Ein Beitrag zum Öfterr. Steuerrechte it. zur 

Zehre v. Einfommen. gr. 8, 1901 (IV, 136 &.) 3 K. 60h. 
Mifitka, Dr. Aug,, IE die militäriſche Sfrafgerichtsbarkeif auf 
Milttärdelicte einzufchränken? Cine militär » ſtrafproceſſuale Reforinfrage. 
ge. 8. 1899. (VIII, 117 ©.) 8 K. 40 h. 


Mitteis, gudwig, Erinnerung am Adolf Exner. Mit Porträt. Bortecg 
gr. 8, 189. (30 ©.) 1K. 
Mitterbadher, Julius, Die Iirafproceßordn. f. d. im Rei Srathe bertret. 
Königr. u. Bänder d. Öfterr.-ung. Monarchie v. 23. Mai 1878 u. beren Einführungägef. 
Mit Eoutmentar. gr. 8. 1882, (XXXV, 786 ©.) BE K., in Leinw. geb. 9K. 20h. 


Mittler jun., Dr. Heinr., Illouale Goncurrenz und Markenfduß. ine 
Etubie aus ben Immatertal-Büter-Mechte ıc, gr. 8. 1896. (XII, 256 ©.) 5K, 


ontan Handbuch, Ocherr., für das Jahr 1900. Heransaen. v. t. f, Ader⸗ 
Mm — Bun! uch, 1900, — * 360 6.) ve " BE, 
Miüd, Dr. Heinrid;, Die einſtweiligen Derfügungen nad) der öflerr. 
Execulionsordnung v. 27. Mai 1896, R. 6.2. 79, unter befonderer 
Berüdfihtigung bes & f. Oberſten Gerichtshofes fhftematifch bargeftellt und mit einem 
Anhange, euth. zahlreiche Beiſpiele bon Sicherungs⸗Anträgen und Nechtsmitteln, 
verſehen. 2., bermehrte und ergänzte Uuflage. gr. 8. 1901. V,88.) 1 K.50h. 
Müller, Dr. Filipp, Sandbud für den Manipulations-, Boncepfs- 
n. Aöminiflrationsdienfi seid. r.r. Berirkögerichten. 9. Aufl. 8. 1839, „gsso 6.) 

* 5 K. 60 h., gebunben in Beinen 6 K. 80 h. 

— Das Geleh vom 23. Mai 1883, petr. diet 


ilmeife Menberung ber 98.74 und 
76 be3 allgemeinen Grundbuchsgeſehes. ML. 8. do (IV, 52 5 8 60 h, 


Mei er, Dr. Barl, Bur Gefdidite des 8 14 des Grundgeſetzes über die 
eirhsverfrefung vom 21. December 1867, Verhandlungen im Meichsrath 
unb andere Materialien. gr. 8. (V, 216 &.) aK.60h, 


Smeihy, Dr. £r,, Die Formufarien des Verfahrens außer Gfreitfadjen- 
F a ———— gezeigt und mit Materialien ausgeftattet. ar, 8. 1902. 


I, 267 eb. 7 K. 20h. 
I. Beidhlüffe. ar. 8. 1900. (XX, 96 6.) 













5K. BO h.,g 
old, Dr. Eduard, Formularienbud für Grundbucladen. 





3 K., geb. 4 K. 
— — II. Zuftra, Beftätigungen unb Eintragungen. gt.8. 1900, (VIII, 182 &.) 
3 K. 60 h., gebunben 4 K. 60 h. Beibe Theile, in &|® K. 80h. 
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Manz’fije hu. k. Hof-Perlags- u. Auiv.-Suhhandlung in Wien. 
Menmann, Dr, Georg, Pas Berfahren nad) der — —— 
vb. 1. Aug. 1895 an Mechtöfälen bargeſt. 10 Ban, gr.B. 2. berb. 1606. K. 
— Commentar zu den Givilproceßgefehen bom 1. Yuguft 1895. 1. @in- 
führungdgefeb zur Eivilprocehorbnung, 2. Eivilprorehorbnung, 3. Einführungegejet 
zur Jurisbictionenorm, 4. Jurisbictionenorm. Complet in 2 Ubthellungen. ar. 8. 
1808. (XVII, 1823 ©.) broſchirt 25 R. geb. E. 40 h. 
— Pie Erecutions-Ordnung. Syſtematiſch bargeftellt. Regifter von Dr. franz 
Tamptier. gr. 8. 1900, 39 Bogen. br. 9 K. 80 4, geb ıı K 
Bu Der Commentar zur Executions-Ordnung it unter ber Preffel! ul 
Neumann-&ttenreid,, Dr. Robert, Ritter o,, Givitregtfide Fragen. 
Fritiſche Sammlung bed Materiales für beren Löſung, über ung be# Bräfi« 
biumd bes f. E. öfterr. Oberlanbesgerichtes. 1. Heft. „ae. 
Henmann-Eitenreich, Dr. Robert, und Dr. A, Blodj, Beifpiele 
von Iehriftfähen efc. efc. (Siehe „Beifpiele”.) 
Neurath, Dr. Wilhelm, Eigenthum ſu. Gereditigkeit.gr. 8.1884. (81 6.)1K. 
— Adam Smith im Lichte heutiger Staatd- u. Socialauffafjung. ie 1884 (488.)1K, 
— Suftem der focialen und polit. Ochonomie. Bol wirthſchaflslehre. 
Aweite umgearbeitete u. erweiterte Auflage. gr. 8. 1889, Die —— — 
ſehre exſchelnt vollftänbig in 6 Dieferungen ‚80 h, 
— Das Recht auf Arbeit und das Sitflihe in der Bolkswirthfcaft. 
ar. 8. 1886. (dl ©.) ı K. 
— Moral und Politik. Bortran. B. 1891. (25 ©.) 60h. 








Obentrant, Adolf, Ritter w., L.1. Bezirkshauptmann in Tetſchen a. Elbe, 
Defterr. landwirihſchaftliche Geſetzüunde. re hi R.40h. 


— Borbereitung zum Amfe des Gemeindenorfichers in 80; jriefen. ei 


—— alle jene, welche mit einem Umte in ber @emer de | etr iu md, | 
zahlreichen Formularien u. einem ade Ss nie at. B- ‚1975, YılL, 292 ©.) 


Ja 
Mau ſche k. u. k. hoſ · Verlags · u. Aniv.Buchhandluug in Wien. 


Obentraut, Adolf, Ritter v., k.k. Bezirlshauptmann in Tetſchen a. Elbe, 
—— Bibliothek für Knaben und Mabchen von 10—15 Jahren. 60 Bänbdien, 

Bänbdien 80 S. 13. Dit je il Orig.-Holafhnittbilb v. B. Kabler. cart. A 80h. 

Odkolek, Dr. Auguft £reih. v. und Dr. Barl £reih. 0, Lemprud, 

| Die Gebührennovelle vom 18. Junt 1901. Im Wuftrage bes Ef. Sinang- 
| BR für ben praftifchen Gebrauch heraufgegeben unb At gr. B — 


0 h,, cart. 
— — —— im italienifher Spradie. (IV, 161 ©.) 2 K. 40 h., cart. 2 E. 80h. 
Offenhuber, gran, Handbuch über das Grundbuchsweſen mach dem 
Stande ber neueften Gefehe. Dritte vielfach EDEN unb verbefferte Auflage 
mit zahlr. Formularien unb einem Aataftralpları. 2,, mit einem Nachtrag ber 
ſehene Auſsgabe. 8. 1898. (XVI, 1112 &.) 11 8 20 h., gebunben 12 K. 80 h. 
— Haditrag 3. Handbuch üb. das Grundbuchsweien. Mit Formularien 1K.60h, 
Ofermann, Alfred, Das fifive Capital als die Urſache niebrigen Urbeite- 
fmed. gr. 8. 1806. (235 & 5.K, 
Ohmener-Zelluer, Die öferr. Erehnfionsordnung in der Sprud 

praxis. (Siehe Fellner⸗Ohmeyer.) 

„ Dr. Aurel — von, Der Verſicherungsvertrag nad Oſterr. 

Rechte bargeftellt. 5K, 
Ofterfeker, Al feed, Üährungswedfe und Aufnahme der Baar- 

ir lungen. 8, 1898. 2. DOHERSEDEGET. —— 94 6.) 1 K. 80h. 

Aufnahme ber Baarzablungen. (IV, 1 3K, 
Yadımann, Dr. Sheod,, —55 rd Airdenree mit 23 F 
u 






















5 
— — — das — und die —— — u 
en Übgeorbneten. 1901. gr. 60 8. ı K 

Pauli, * —— zur Shätigheit des Seriditscommilläres im —* 
Berſfahren, Im Executions» Berfahren und in außerſtreitigen Verfahren. gr.8. 1898, 1 

Davulitek, Dr. Anton, Bur Sehre von den : lagen aus ungeredit- 
fertigter Bereicherung nad öoſterr. Tipilrechte, mit Berüdfihtigung bed 4 
Medhtes, ſowie ber mobernen @ejeßgebungen. gr. 8. 1878, (XII, 162 ©.) 8 K. 60 h. 

— Das Pfandbriefredhit. gr. 5. 1895. 22 6.) 2K. 

— Der —5—— Eine veralelgende Stubie, ‚mit beionberer Berüdfictigung ben ößer- 
reichlichen En ee fe 1898. (188 &.) 

Deitler, Frans, 1. E. Sandeögerichtörath in Wien, ER hend ds 
—* nungen — allgemeinen öfferr. bürgerlichen Geſehbuche vom 1812 

er bed a Un|MTmEHRERFEN: 

in u. nl, 3 Sler.=B, (XXVIIL, 1176 ©.) SK. 

— Sammlung von mweäelreätficen "Snifeibungen bes öfterr. Obere 
Merichtähofes. mr. 8. 1864. 

Beildyek, Dr. Georg, Die € Biwangsvolfireiiung in Forderungen na 

öflerreidiilcdiem Rechte. G&rfter Theil. — voranterugoc* ber 

a annsbollitrefung, Bfänbungsoeriahren. ar. 8. (VIII, 348 ©.) 

— Die Abfindung des materiellen Alagsanlprudis nad) ölferr, Sivif- 


Droceßredjt. gr. 3. 1905. (55 8), nis, Google ıK. 4 
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Leyrer, Barl, E. f. Minifterialvatd, Das öfferrei Ben Bafferreit 
H vor glicher Rüdfiht auf bie — * 
— erläutert. 8., vermehrte und verbeſſerte U gr. B. ass. 
brofch. 12 K., in engl. Zeinwanb u K. 0 60 h. 


— Denkfärift betr. die Erbfolge in (andwirthfchaffficje Güter und das 
wär ragt (geilen nebft einem hierauf bezüglichen Gejepentwurf, 
[4 1584. (| 
Braf, 8* —— Bur a vom fogenannfen in fraudem logis agere. 
17 
— Ein Beitrag zur Lehre vom „favor libertatis“, gr. 8. 1894. (45 6.) ı X. 


VPfaff. Dr. Leopold, ord. Profeſſor an der Rechts-Alademle > 
Hermannftabt, Geld als Mittel pfandrechtlicher Sicher lellun 
insbejonbere das ſogenannte pignus irregulare, Ein ESTER 
unb ber Ausübung des Pfanbredited. gr. 8. 1868. (74 ©. K.20h 

Vfaff, Dr. Zeop,, und Dr. franz Hofmann, Beofefloren der 


Rechte an der Wiener Univerfität, Commentar zum öllerreidifcden 
allgemeinen bürgerlichen Gefehbude. 
Band. 1. Ubih. gr. 8. 1877, Be 4K, Böh. 
2. Abth. gr. 8. 1889. (120 ©.) — — 
II, Band. 1. Ubth. gr. B. 1: (160 ©.) 
2. Ubth. gr. 8. 1880, — 4. Thih. gr. B. 1886, 838 J 
8. Ubth. gr. 8. 1888. (160 & x 5. Ubth. gr. 8. 1887. 
— Excurſe über öflerr. bürgerlidies Redit. Beilagen um Gomuenter 
[. Banb. I. Heft gr.8. 1877. (1126.) 2K. | IL.Banb. I. ee — 
I. Banb. IL., III IV. Heft. or. 8. 1880. | II. Banb. II. :E 
(18 ©.) 5K.60h, ! I.Bamb,IH. rn 
— — Gefchichte d. Fideicommille. Whrud aus den Egeurfen. gr. 8. 1884. IK. 


D Pie B Ala 
Mferfähe, Dr Emil, 8, EHRE gen. Brivatrechtliche Dakt- 


— Das gewerbf. Rrbeifeverhäftiß enerr. Rede, 8. 1892, (IV,160 &.) 2K. 
A eh Zacheureqcht. I. Band. Ginleitung. — Der MIETE Zi. 


Piniuskt, Dr. des, Graf, Begriff und Grenzen des Gigenthumstenle nach 
» römilchen Nedife. gr. 8. 1902. (IV, 118 6.) 2 K. 50h. 


Vlenarbefchlüffe u. Entſcheidun an 3.5.6. Galfationsh 
YHuftr.b. 2. Überft. Gerichts⸗ u. Eaff 
I. Banb. ———— —— 1—100, 3. Abbrud, 1901. 54 
in enalifche mwanb g __,5bE 
II. Banb. Tutirhataee Nr. —— fl. 8. 2. Ubbrx. 1000. Avis 575) 
in — Seinmanb 


III, Band. Entſchelbungen —* 201—800, (Mit er bie eridhienenen 
Bänbe umfaflenben Reihen.) 8. 1881. ‚435 ©, An. 
im englifche Beintnanb en 0 
IV, Band. Entfcheibungen Fr. 301—400, 1900. 2, Mbbrud, — , 268 
in englifche Seinwanb gebunden . 
V,Banb. Enticheib. Ar. 401—500. fl.8.1883.(XV.B76)5K,, 
|VI. Band. Entfheibungen Rr.501—600. fI.a. 2. Abbrud, 1900. 


in englifcge Seinwanb gebunhr- Be 7: 
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Vlenarbeſchlüſſeu. Entſcheidungen d.h. k. Sallafionshofes veröffentlicht im 
Aufte.b.L.E. Oberft. Gerichts⸗ vᷣ. Caſſa ns hofes v. d. Reb,b. Allgem, ö err. @erichtägtg, 
VI. Sand. Entfheibungen Kr. 611 — 150, 2. Nidrud. fl. 8, 1901. (XXIV, 386 &,) 

in engliſche Leinwand gebunden 4K 20 
| VIII. Band, Enticheib. Re.751—900. 1.8, 1887, (XTEZ, 444 6.)4K,t. engl.iob.geb.5K 











Er 


IX. Band. Entiheibungen Mr. 901—1050. ML 3. 1888. (XXL, 36 6) 4K. 
in englifhe Leinwand gebunden 5K,. 
X. Band. Entjeibungen Nr. 1051—1200. MI. 8. 1889. (KXIT, 522 8.)AK. 
im englifde Leinwand gebunden 5L. 
ZI. Vand. Euiſcheidungen Nr. 1801-1850. U. 8. 1890. (XX, bas 8.) AK. 
in Leinwand gebunden 5 K. 
| XI, Band. Entſcheidungen Re. 1351—1500, 2. Abdrud. fl. 8, 1900, (XXX, 359 


| in Beinen gebunden 4 
| ZI. Band. Entſcheibungen Nr. 15011850. 2, Wöbrud,. M.8. 1901. (XXIL 


* 
A 


in Leinen gebunden 















4 K. 20 
ZIV, Band. Entjcheib. Nr. 1651—1800, FL.3. 1896. (ZEIT, 615 &.) 6 E.,1.8.aeb.6K. 
ZV. Band. Eutſcheidungen Nr. 1801—1990, fl. 8. 1898. (XXVIIL 776 &) 6K. 
in 2einen gebunben 7K. 
XVI. Band, Entideib. Nr. 1991— 2165. fl.8. 2." Wbbrud. 1900. (XXXV, 482 6.) 
in Seinen gebunben 6 K. 50h. 
ZVUH. Band. Entfcheid. Nr. 21662268, fl.8. 1899. (KVI, 275 &.) 8K.,i.%, geb.4K. 
ZVIl. Banb. Generalregifter 4.1.—17. Banbe. M.B, 1899. (IV,408&.) 4K.,geb.5E. 


Fortfegung biefer Sammlung: „Heue Folge*, Siehe Entfheldungen ic. ı€. 
Dlefihner, Dr. von Eichftett, Das allgemeine Bürgerlihe Geſetz— 
Le dee ba8 Wolf im zierliche Reime aehradit. Wit einem Bormworte bon Hofrath 
Profefior 2, Bfaff. 1896. (IX, 419 &,) Preis eartonnirt 4K, 
Polar, Frauz, Pie Evidenzhaftung des Grundbudes, Berg-, Eiſen⸗ 
Bahnbn es und der Laudtafel ıc. 3. 1400. (VI, 98 6.) 2K.40h. 
Pollak, Dr. Budolf, Die Viedereinſetzung im den vorigen Stand, 
Seb.-Ubbrud a. b. Ullgem. öfter. Gerichtözeitung.) gr. 8. 1598. (38 ©.) 80h. 
— Die Bwangsverwaltung wirihſchaftt Anternehm. gr.8. 1899, (88&.) 80 h. 
— Zur Lehre von der Stofſſammlung im Crfenntnißverfahren bes Einilproceffes, 
(Sep.-Abbr. a. ber Allg. ölterr. @.-3.) gr. 8. 1901. (25 ©.) ‚60 h. 
— Suflem des öfferreid,. Civilproceßrechtes mit Einfluß des Exreenfions- 
| rechtes. Erſter Theil. gr. 8. 1903, (XXIV, 4686) 8 K. geb. O K. 20h. 


ollitzer, Dr. Franz, Pas öſterreichiſche Sandelsredt. Suftematifs 
» Beer Pe ar. > (X, 771 2 zn“ gebunben tn Be 11 K 20. 


Poffanner, Dr. Benno, Freiherr »,, Die Penfionen und Provifionen 
f. E. öfterr. Eivilftantöbebienfteten und Etantäarbeiter ſowle bie Berforgur * 

genüſſe ihrer Hinterbliebenen. Nebft ben einſchl. abmin. Vorſchriften nadı amt. Oel en 
aufammengeftellt. gr. 8. 1598. (XLIV, 966 &.) broſch. 18K. 80h, geb 21R. 20h. 


— Das Tabakverſchleihweſen in Oſterreich. Nach amtlichen Quellen zufammen- 

geſtellt und herausgegeben. ar. 8. 1901. (VIIL, 244 ©.) 4K, 40 h,, cart. 4K. 80h, 

Prefern, Valentin, t. £. Landesgericht3official, Commentar zum 
allgemeinen Grundbudsgefe €e vom 25. Yuli 1871 und ber Brunbbuds- 
inftruction vom 18. Jänner 1879. 


infi zahlr. Beifptelen von Urkunden, Grunbbuhd- 
| eingaben, Befcheiben , Eintragungen u. Beflätigungen. gr.8. 1375. (VIIl, 2234 5.) dE. 
Prefgefct, das neue, Negierungsborlage. 8. 1908, (40 & 


& —— Google 
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Prettenhofer, Dr. Gmerich, Velche der beiden Parteien hat das 
Gericht im Falle des 8378 6. B. O. unter Eid zu — 
— ar * on 5, Di ferreihirh he Kprazis ıK.20h. 

aruaja ’ olizeirath, Pie öflerrei e #0 mit bes 

» Jnheze had tnahme F jene ber Wiener Bo ——— Mit einem In⸗ 
altö-Bergeichnih u. ausführlichem Sadregifter. gr.8, 1877. (VIII, 880 8, eK, 

Publicationen der Erportakademie des t. t. öftere. Handelsmufeumb. 
Bb. I. Handbuch ber internat. Öanbeläpolitif. Bon Ph. et J. U, Dr. Sofeph ee 
gr. 8. 1898. 6K. 3b. IL Die Reform bes beutfchen ne te 
beutung für Öfterreldh. Yon Dr. Sudwig Strauß. gr.8. 1399. 2K. 40 
Meformen auf b. Gebiete b.commereicllen Unterrihtöwejene in —5 u. 3— yes. 
Bon Anton Schmid, Bicebirector db, Ef. öflere. Hanbelömufeumö etc. gr. 8. 1900. 

Bb. IV, Das Übungs- —— —— an faufmännifcden DORSABRDER: _E Em 
Unton Schmid x. x. gr. 190 
Yub, Karl, buflem des — Privafredites, ar. 8. 1870, (XVI, 388 un 3 
Wanda, Dr. Anton, o.d. Profeffor der Rechte in Prag, Der Erwerb 


ber Erbſchaft nah öftere. Redite auf Grundlage des gemeinen Rechtes mit Be- 
rüffihtigung bes preußtichen, —— jet! en un * — 
öfterr Kt ben 





Ein Beitrag zur Beurtbeilung be# 
fchaftderwerb nom Fahre 1866. gr. 8, 1867. — 


— Zur Kritik des Geſehentwurfes, Hetr. die Aufhebung ber Wuchergeſehe. 


1588. (28 ©.) 
— Meber einige zweifelhafte Fragen. bes Gen enſchaftsrechles vom 9. 
1873, N. G. 8. Rr, 70. Nebft einem Anh. über b.Gebührenfrage. Rep. u. m. einem 


verjehene: Gep "Ahbr. aus ber Allgem. Öfterr. lade gr. B. 1874. (86 ©.) 80 h. 
— Bur Lehre von den Binfen und der Gonuentionaffirafe. mir Rüdiist 

auf bas Öfterreichtfche Wefeh vom 14. Yuni 1868 unb bad norbbeutiche 

bom 14. November 1387. ar. 8. (4 © ı K. 20 
Bansi, Dr. C., Das Verfahren vor den Ginilgerichten des türkifgien 

Reidies, ar- 8. 1900. (IV, 220 ©.) 


1901, {IV. 343 Kr 
Reiſch. Dr. Richard, Die directen — in * 
Unter Darſtellung ihrer parlament. Berhanbla. u. bes Inbalt. ber . 


erörtert. ar. 8. 1898. (IV, 196 @.) 
Reiſch, Dr. Bidyard, Mintit. „Serr. i. t. J. Sinanzminift, u. 
Clemens Breibig, Prof. a. d. Wien. a 


Steuer. Grunbrifi d. faufmänn. Buchſührung unter befonb. Würbigung Ihre 
Geh. u. hurift. — ** Banb: Einfache u. bappelte &bführ 


je 
Kg n ‘ L u 
— en 

e. gt.B. 1RR8, (X VIEL ©. 


* —* — . Huf. Bier S.) 28H 
24 Digitized by Google u. Fi 


in Beinwanb gebunben 
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inylte hu. h. Sofderlgs- m. Hnie.-Buhpanblung in Wien, 


Biehl, Dr. Anton, Die Goncursordnung, erläutert buch bie Sprucpraris 
fammt allen Durhführungsverorbnungen umb ben Beilimmungen über ben Ges 
noflenjhafts-Goncurs, Dit ausführlichem alphabetifhen Mepifter, ar. 8. 1882, 

TII, 366 ©.) 6 K,, in Leinwand gebunben 7 K. 20 h, 

— Die Sfrafproceßordnung und alle darauf bezügl. Geſetze, Berorbnungen, amt- 
lichen Formularien ıc, gr. 8. 1884. (XII, 664 ©.) BK,40h. 

Bietfdj, Dr. Karl Friedrich, Das Gschatohol und die Bukunfts- 
form der Nofariafsarte. gr. 8. 1899. (66 ©.) 1 K. 20h. 


Binaldini, Theodor Bitter w., Die Schadenerſatzpflicht der Eifen- 
bahnen nad) öflerr. Frachtrechte. ar. 8. 1895. (1046) 1K.50h. 
— Bommenfar zum Befriebsreglemenf für die Eifenbalinen ver im Reichs— 
rathe vertretenen Rönigreiche und Länder. Unter Einbeziehung ber erlaffenen ſechs 
Naditräge. gr. 8. 1908, (XVI, 443 ©.) brojch. 12 K., geb. 13 K. 80 h. 
Bintelen, Dr. Anton, jun, Bernfungsgrund und Berufungsanirag 
nad) d. neuen öflerr, Givilprozeßredif, gr. 8. 1901. (VIII. 1826.) 2 K.#0 h. 
— Ererution auf Sadjen in fremder Gewahrfame u. a. Leiffungsanfprüdje. 
(Separat-Nöbrud b. d. „Allg. öftere, Gerichts-Ztg.“) gr. 8. 1908. (86 ©.) 1K. 50h. 
Böll, Dr. Victor, dammlung von eiſenbahnrechtlichen Entfheidungen 
der öflerr. Gerichte, Zwel Bände, gr. 8. 1879/1888. 20 K. 
— Oellerreichiſche Eifenbahngeleke. Sammlung ber auf bas Eifenbahnwefen Be 
ug babenben Geſetze, Berorbnungen unb Jubicate. gr. 8. 1884. 3 Wänbe, 
x 1576 ©.) 20 K., in Halbfrangbanb 94 K, 
Bofdjnik, Dr. Budolf, Leitfaden des öfferreihifhen Gebürenredjtes- 
or. 8. 191. (VII, 147 &,) 2 K. 70 h., cart. 3 K- 


Bofenthal, Bernhard, Bur Bankfrage. gr. 8. 1898. aK. 


Zulf, Dr. Friedrich, o. ö. Profeſſor an der k. f. Univerfität zu Prag, 
läuterung der Kailerlidien Berordnung vom 3. Mai 1858 (Mr. 68 br& 
R.,8.), woburch b.Strafproc.= Orbng. b.29. Juli 1858 in einigen Punkt. abgeänd. 

— Wird. Mit Nachträgen zu d. Commentarb,Strafproc.-Drbng. 8. 1858.(606.)1K.20h. 
— Reditsfülle ohne Entſcheidungen aus dem öſterteich. Strafproceſſe. Sum 
alabemijchen Gebrauch geſammelt und herausgegeben. 8. 1876. (IV,108 &.) 1K.6Oh, 

— Die öflerr. Gfrafproceßordnung vom 23. Mai 1873, erläutert. (Tommentar.) 
2., vielfach vermehrte umb verbefierte Auflage. gr. 8. 1874. (IV, 5208.) 7K.20h. 

— Die Praxis des öfter. Gfrafprocelfes. Nachtrüge und Ergänzungen zu ber 
Öflerr, Strafprocch-Orbrung db. 23. Mai 1873. gr. 8. 1878. (IV, 198 &.) 3 K. 
(Eine Ergänzung 4.2. Aufl.befien Commentars z. neuen öfterr. Strafproceh-Obg.) 

— Strafrechtsfülle ohne Entfcheidungen. Zum akabemiſchen Gebrauche unb 
sur Borbereitung für Prüfungen aus bem Strafredhte. gr. 8. 1874. (IV, 1166.) @ K, 


Salıberg, 3. W., Advocaten-Barif im Grunde der Werorbnung bes Juftiz- 
——— ——— 1897, R. G. B. Ir. 298. (41 ©.) i cart. 70 h. 


Bnmmlana ſtrafrecht licher ——— bes f. L. Oberften @erichtd- und Kaflationd» 
r . 1850—1871. Huf Beranlaffung bes Juftizminifters Dr. Glaſer herausgegeben 
bon Dr. 8. Ubler, Dr. 8. frall und Stofef v. Walther. 8. 1875. (VII, 1310 &,) 
Dillige Ausgabe in 6 Lieferungen 42 K., in 3 eleganten Zeinwandbänden 16 K, 
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Manyfihe k. u. k. Bof-Berlags- u. Aniv,-Suhhandlung in Wien, 


Sammlung ver jeit dem Megierungsantritte Sr. Majeftät Kaifer 

bis zum Schluß bes Jahrree 1865 eraflenen unb nn nk — 
Berorduungen im Juſtizfache für bas — 
t. k. Yuftigiminifteriums herausgegeben von ——— bes E L. 
Bureaus bes Meichägejepblattes. 22 Bände. 8. 1856—1B60, 77 K, 

5 —— Preis 40 K. 

ammlung ber für bie Öfterreihtihen Univerfitäten gilfigen Geſetze und Berorb- 

nungen. Ar eben im Muftrage und mit Benübung Pe bes 
f.f. Minifteriums für Cultus und Unterricht. — von Fr. . bon Schweick 
barbt. 2., umgearbeitete Auflage. I. Band. gr- 8, 1885, 7286) 12K. 
II. Baub. ar. 8. 1885. T, 355 56.) 6K, 


ammlung von Gntfcheidungen bes L. t. Oberften ns... 
3 Er Gefesen. Hreg.v. Dr. Otto Gefjelbauer. gr.8. ee. 
leinwand ge 
— — e. f. Gerichtss u. Verwaltungs: Bebörben in ——— "Sei 
4, Sıcharbinger. gr. 8. 1892. (VIII, 397 &.) 


Seyaffer, &. 3. 3, Silfsbud für ben — überhaupt und — 
zum Dienftunterrichte für bie k. I. Finanzwach 
J. — Rad amtlichen —— Aufammengeftellt. 5., berichtigte Aufl. 
8. 1881. (VI, 884 5.) 4K. 
II. ehtgellung. Mad) amtlichen. Dueten zufammengeftellt. 4., berichtigte —* 
8. 1881. (880 ©.) cart. 

— Die Deg-, Brüden-, Führten- und Mauthoorf riften mit — 
Beſtimmungen über bie Einrichtung bes Fuhrwerfes, bi be 
lung ber Cautionen — Einhebung ber Mautb ebüßren in IsRenie unb in 
Sequeitration. 3., vermehrte und berbeflerte uflanr. 8. 1885. (11168) 1K. 60h. 


Schauer, Dr. Hugo, Die Civilproceßordnung und Jurisdichonsuorm 
vom 1. Nuguft 1895 ſammt —— und ben in Geltung verblichenen 
bezüglihen @efegen und Berorbnungen. gr. 8. Dritte en ehene unb ergänzte 


Yuflage. 1902, Wit einem Nadıtr (XII, pe: &.) — 
u —— K., gebunden 7 * 


— Pie Gxerufionsortuung vom 27. Mat 1896, — dem Einfähr 
und ben in @eltung verbliebenen ———— Geſehen und Verordnungen. 
deſehene und ergänzte Auflage. gr. 8. 1900. (XII, 808 S.) brojd). — 

— und Dr. Ridjard Hoedl, Die — — ab 
die nene ——— ſammt allen en F Kan 
beaüalichen älteren Geſehen und Werorbnumgen Inge. ar. 

(XVIII, 1158 ©.) = broih. 6 K., gebunben 7 
Alle 3 Bände mit Erläuterungen aus ben Materialien und 
anf im Zuſammenhange flebende Beftimmungen und einem ausjühe 


Sıcyerber, Jakob, Bilanzen nat — Bethpunten 1 
1885. In engliiche Leinwand gebunben 


Dr. Aofef Freiherr v., Begriff und Veſen ver 
———— aa gemeinen Red} 1 er — 


— Pie GOsligationsverhältniſſe des Öfeer. io, batred 
1. Heft: Einleitung. — Das Darlehen. gr. 8 II, 186 ©) 
2. Heft: s Der Leihvertrag, ber De und die Gaflanfı 
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pre k. u. k. Bofserlags- u. AuinSudhhandlung in Wien, 


Furt Ludwig, Der Bermächtnißbegriff mac ÖRerxeiififem Recht, unter 
* e auf daß gemeine Recht entwidelt. ar. 8. (48 5.) 
— NHeber die Beziehungen des Rechtes in der — itteraram. 
gr. 8. 1889. (47 ©.) 


F Scillerwein Janas, Pieöflerreihifch-ungarilden Segel + Bacet, auf 
x Bar u. eg u. b. gegen. in Seraft ft Manipul. 
— E Borſchr. 3., verm. u, verb. Aufl. gr. 8. 1900. 7 ik ne 14K, 


mkomwsky, Dr. Iulins, Formularien über alle Bweige des 
here Civilrechtes. Ein Handbuch für Advocaten und Notare. Dritte, nach bem 
az Stande ver öfterr. ie ebung richtiggeftellte und bielfad "vermehrte 
fuflage. at. 8. 1888. (XXVIII, 608 Ts &., in engl. Seinwanb geb.9 K, 20 h. 
— Pas allgemeine Grundbucsgefeh vom 25. Juli 1871 ſammt ber Inftruction 
m Bollzuge dieſes Geſetzes und den übrigen dad Grundbuch betreffenden Gejegen. 
em Bat und mit Gormularien verfehen. 2., vollftänbig umgearb. Hufl., beiorgt bon 
Dr. farl Frühwalb. gr. 8. 1882. (XII, 292 ©.) 4 K. 80. h., in Beinwanb aeb.6 K. 


— BHandhbuch ver neuen öfterreichifchen Rotarietborbnung, mei Abtpeifungen, u 
Formularien verfehen. gr. 8. 1871. (248 ©.) 


ee zur Notarlatsorbnung vom 25. gut 1871. Entworfen vom Mus: 
chuſſe bes Bereines ber Notare in Defterreih ob umb unter ber Enns und Salze 
= Bugleich Supplementheft bes a Hanbbuches zur neuen * 
tariatdorbnung. gr.6. 1871. (72 ©.) ıK, 20h. 
EB —— bes t. Dherfien Gerichtshofes zur allgemeinen 3 Weil 
nung. M.8. 1868. (KVI,ı 


en Ben, Das —** Gebührenäquivalent. 9 

——— . 20 H., bauerhaft cart. 2 K. 40 . 
sq n le. Die Reformen auf —* Gebiete des commerciellen 
— — in Oſterreich u. die Lehrerbildung. gr.s. 1900 (174 6.)3 K. 


— VDas Abungs-(M (anferMlnplair an kaufmännifcden Sehr-Aufalker. 
_ ‚ge 8.1901. (6 


avi, Dr. ‚Bart? Der Arbeifsverfrag nach heutigem öfterr. Beivatveile 
2 Er 8, 1887. ( 
Scht Dr. 2er, a öfferr. Nerarial- — gr. 8. 
1866. VI, 96 80 h. 
— Sehrbud) der — euſchaft. 5.Aufl. gr.8.1886.CX VI, 4646.) 10K. 
—{ Bun der Sfanfsverrehnungsiunde für bie im Reichsrathe vertretenen 
x bie ben jämmil. ——— u. Ländern gemeinſamen Ungelegenheiten 
fine chungariſchen Monarchie, 3., verb. Aufl. gr. 8. 1882. (X, 201 S.) 6 K. 


tka v. Rechtenftiamm, Dr. Emil, Beugnißpflicht und Bengniß- 
—*8* oſterreichiſchen Eivilpeoceffe. gr. 8. 1879. (VII, 260 ©.) 4K. 


4% ren Forderungen als. Vorausſetzung der Gempenialian 
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Sıchueller, Dr. 9., Pie Insorporation von ——— wit Dejonbeer 
Verüdfichtigung vom Öfterreich. gr. 8. 1900, (X, 10 

ler- edr., Deutliche R defjerte Muß h 

Sa Dies —— Karten. il — ——— 4 e75 t 

Saul, Dr. Chrodor, Pas neue öſlerreichiſche See über —* 
Markenfcdiuh. ar. 8. 1890, (43 ©.) ı K. 20h. 

Schuſfter, Dr. Ferd., k. 8. Prof., Die Civilprocelordnung für bie Mön 
reiche Ungarn, Ervatien unb Slavonien, bie Wojwobſchaft Serbien unb das Temeſer 


Banat, batım jene für bas Grohfürftenthum Siebenbürgen unb bie bamit 
Theile, — 2 * weiß eo (W a - —— —— aänzlich nen —— 






—— —— Dr. —— Lt. Bofratt, Dellerreichiſche⸗ 
Civiſproceſsrecht. Syſtemat. bargef. 8. Kal, & 10T. (XXX, „0 ** 


Schuſter, Dr. Mar, u. Dr. —8 Schreiber — Schadenerfah 
nad Öfterr. Rechte. Separat-Mbbrud aus ber vierten Muflage be 
Eommentardzumöfterr. allgem.bürgerl. @ejegbuche. gr. B. 1885. WLR&)ıR. h. 

Schüh, „Eelie, Bus? Jeinbot Bertheilungsverfahren im öſterr. Rcote * 

Schwab, Adolf, Pie Stellung und der Wirkungskreis des Sianfs- 
rechnungshofes in Oellerreich. gr. 8. 1897. (VI, 156) 2K.40h. 

Schwarz, Dr. Carl, Pas Oeflerr. rn — 
I. Banb. (Materielles Concuräredt.) gr. 8. 189. (295 ©.) —J 


II. Banb. GFormelles Concursrecht.) gr. 8. 1896. (411 ©.) 
Beibe Bänbe in einen Band gebunben 


— Examinatorium d. Givilproceßordnun 1. 1895. 8. 189 
(IV, 9 ©.) ah a. gef er 


Scdywarze, Dr. £ried, Oskar, t. ſächſ. GeneralftantSanwalt, Ehren- 
mitglied bes Doctorencollegtums an ber Univerjität Wien ze. a 


Demerliungen zu dem Entwurfe bes Strafgefeßbucdes für bad Staiferli 
Defterreich. gr. 8. 1875, (IV, 126 ©.) a 

Schweinburg, Bi Die Birtfäaft des Volkes. Gemeint 
8, 1 

Sdwiedland, D. Unser, Eine vorgefdiritfene Fabrikisgelehgebung, 
Die Fabrikägel.d. EolonieNeu-Seeland v.18. Det. 1894 1.18.0008. 8. ( .)1K.20h, 

— Biele und Wege einer Geimarbeifsgefehgebung. Bweite, erg N 


pr. 8. 1903. (349 ©.) 
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5 eidl, Carl, Domcapitular an der Metropolitantirche zu St. Stephan in 
Wien, Motrikenführung nad) den in Defterreich geltenben kirchlichen unb ſtaat · 
lichen Gejegen und Berorbnungen. — in Matrilen⸗ und Epeangelegenheiten. 
x B., verm. u. verb. Hufl. 8. 1897. (XVII, 668 S.) broſchirt 7 K., gebunben 8K. 
Selim, Alphonfus, Rechtsanwalt bei dem hohen Gerichtähofe nom 
E gland, Aeberſicht der Engliſchen Rechtspflege vom praktiſchen und 

ER’ a f ännifchen Standpunkte aus, Deutfche Mudgabe. ar.d. 1386. (XIV, 329 &.)10K, 
Seltfam, Dr. Ferd., und Gdm. Voſſeli, Die öſterreichiſche Ge⸗ 
gerbe Ordnung. wit Aüdfiht auf das praftifche Bebürfnif erläutert und mil 
Formularien verfehen. 3,,ergänzte u, verbefl. Hufl. gr. 8. 1885. (KVIIL,632 6) 6K. 
en - i * im, Beinivanb gebunben 7 K. 20 h. 
Seltfam, Dr. Ferd. Die Sefehe über Anfall- u. Arankenverfihierung. 
= r eberfichtlich und bopulär bargefiellt. I. Theil: Das @efeh über Unfallver- 
fiderung. 50h, „IH. Theil: Das Geſetz über Krankenverſſcherung. 1K.20h, 
— Bedte und Pflichten der gewerblichen iffßarbeiter (Behrlinge, Gefelten und 
Mabrifarbeiter) nach ben Beftimmungen ber ewerbeorbnung. In populärer Dar- 
fellung. 2., vermeßrte Murflage. EI. 8. 1885. (76 5.) 60 h. 


— Syflem des öflerr. Gewerberehfs. gr. 3. 1899. (VII, 1886) 2K.40h. 
Seltfam, Dr. Zerd,, Jul, Stieber und Dr. Wolfgang Madjern, 
DE sansadminifirator. Praktiſcher Rathgeber im Baufache, beim An⸗ und 
Berfaufe, fowie ber Belchnung eines Hauſes, im Miethverhältniffe, in Hausſteuer⸗ 
angelegenheiten, Haus⸗ und Feuerpolizei, Waſſerleitung und Hausverwaltung über⸗ 
haupt ꝛc. nebſt einem eingehenden Freistarife, Vierte, gänzlich umgearbeitete Aufl, 
„ _Bt. 8. 1903. (XXVII, 422 ©.) ea 5K. 40 h., geb. 6K. 
Sgalitzer Dr. Iulins, und Dr. Mar Pollak, Gefehentwurf einer 
garildjen Cinilproceßordnung. Umgearbeiteter Entwurf. Berdffentlicht durch 
u, Den Yof. ung. Zuftizminifter. ge. 8. 1901. (876) sK, 
Sieghart, Dr. Rudolf, Die öffentlichen Slüdis[piele. gr. 8. 1899, 
(VII, 411 ©. 7K. 20h. 
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Somary, Zelie, Die Aktiengefellfhaften in Oeſterreich. gr.8. (IY.606,) 
Sonsek, I., Pas Ausweiſungsrecht der Gemeinde, gr. 8. 1008. (188, 
Br © - gb. 2 K. 50h. 
Sperl, Dr. Hans, Die Artheile in Verfaumungsfälfen nad) öfler- 
eeichiſchem Civilproceßredite, (Separat-Worud a. b. Berichtszeitung.) 1K.80h. 
— Syfiematifche Aberſicht über Liferafur und Praris des oſterreich. 
Bivilproce- u. Execulionsrechtes (1895—1898). 1899. gr. 8. (745) 1 K.50h, 

— Dasjelbe IT. (1899, Zanner bis Yunt.) (834 ©.) gr.8. 189. 70 h. 
— Daßjelbe. III. (1899, Suti—Deceniber.) (80 ©.) gr. 8. 1900. 70h, 
— Suffematilcher Grundriß der Rechtsquellen, Literatur und Praris 
des öllerr. Civilprocel- und Exreeutionsredjtes. weite, umgearbeitete unb 
ergänzte Auflage. gr. 8. 1908, (XII, 298 6.) 71. 
Spiegel, Dr. Cudwig, Die heimakrechtliche Grfikung. ar. 8. 1808. 
8 ©.) s K. 60h 


( 7 II, # . 
ge #4 = - i w [1] 
AUTEET, Dr. i *4 ' Ik: | — 
Pine 7 Alfred Aler., Richterliche Stundun — — * 


29 
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— Pie Medtehilfe in Oeſterreich gegenüber dem Auslande. Samm— 
tung und Darftelung aller biefen Gegenftianb betreffenben Staatöverträge, Gelege, 
Berorbnumgen unb Auftisminifterialacte, zugleich zweite Huflage bes 1873 don bem= 
felben Verſaſſer publicirten Werkes „Nadlaßbehandlung der Ausländer in Defter- 
reich". gr. 8. 1878. (VI, 428 ©.) r BE. 

— Bollfländiges Sach- und Aachſchlage-Regiſſer zu fänmtliden 2anbes- 
gefesblättern ber im Meichäratbe vertretenen die unb Länber bon beren 
Beginn 1849 bis zum Jahre 1878, nad Matrrien chronolo georbnet. 5 Bänbe 
amb Ergänzungsbanb. 1873—1879. al ehter Preis 4K. 

— Bolftändiges vach- und Nahfchlage-Regifier zum oterreichiſchen 
Keichsgeſe blatt von befien Beginn 1849 bi zum Gälufle bei Jahres 1880, 
nach Materien chronologiſch georbnet, mit einem 10,000 Schlagworte umfaljenben 
alpbabetiichen Sfnber über jämmtliche Bänbe bes öÖfierr, | | 
1849 bis be bes Jahres 1880. 8 K. 3., berbeflerte unb vermehrte Hurflage. 
1881. (XIL, 372 umb 222 ©.) gr.8. in Leinwand unben K. 20 h. 

Staub, Dr. Hermann, Kommentar zum Allgem. deutlichen Handels- 
geſetzbuch. Ausgabe für Oeſterreich bearbeitet von Dr. Dslar Pisko. Erſcheint 
in circa 12—15 tieferungen (& 5 Bogen). Jede Lieferung koftet 1 E. 80 bh. 

Stehlik, 3%. 8, Deutih-böhmifder Spradjführer für die juridiſche 

raris. Ein Converſationsbuch für Juriſten. 8. 1902, (VIII, 852 &) 3E. 

Stein, Dr. Friedrich, Ueber die hindende Kraft der richterfidien 
Eniſcheid. nad; der neuen ölerr. Civilproceßordmung. 8. 1897. (986.) 80 h. 

Stein, Dr. Zor, Ritter won, Gehrbud) der Hationalöhonomie. 8. um- 
gearbeitete Huflage. gr. 8. 1887. V, 457 ©.) 10 E, 

Steinbach, Dr. Gmil, Die Rechtskeuntniſſe des Publicums, Ein Bor- 
trag, gehalten im Wiſſenſchaftl. Club zu Wien am 10. Jän. 1878. 8. 1878. (56 ©.) 80 h. 

— Meder Eigentum an Briefen nad; öflerreichilchem Behte, 
ehalten in der Juriſtiſchen Geſellſchaft am 11. Märs 1879. gr. B. 1878. (84 ©.) 80° 

— Pie Stellung der Berfiherung im Privafredjfe. Vortrag. 8.1888. (408) IE: 

— Sommenfar zu ben Gefegen vom 16. März 1884 über bie Unfehtung bon echts 
handlungen, welche dad Bermögen eines aablungsunfübigen Schulbners betreffen, u. 
über bie Abänderung einiger Beftimmungen d. Eon — b, Executione⸗ 
berfahrend. 2.Aufl, 1884. gr. 8. (180 ©.) 3 K., in engl. Seiuw. geb. 4 # 

— Das Gefeh vom 12: Duni st Bett. * Abanderung, 
iniger Befti en bed Erecutiond tens 3. DL; 
ee ee ee Br 1868: (VII R 
in englifche Leinwand gebumben | 

— Die Grundfäge des heutigen Mecites über ben Erfah von Der 
- —* a , IK, 8 

— Erwerb und Beruf. Worte. t. b. Wiener jurift. Gefelidaft. 8. 1896. (65 ST E- 

— Beditsgefdjäfte der wirthfd. Organilation. gr.8. 1899. (VEWIBIE h 

— Pie Moral als Schranke des Redjtserwerbs umd der Bedisau 
8. 1898. (107 ©.) — 0 COOLE pP 
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Steinbadı, Dr. Emil, Bur Friedensbewegung. 5. 1899. (80 6.) 1K. 201. 
—— und Glauben im Derfehir. Etne civiliſtiſche Stubie. 8. 1900. (63 6.) 1K. 
eg che und herrfdiaftliche Werbände in der rn 
oliswirtldiaft. a. 1901. (se &.) 
— Berireium der öffentlichen Intereffen auf dem Gebiete 9 Privat. 
rechts. gr. 8. 1902. (16 ©.) 40 h. 
— Der Staat und die modernen Privatmonopole. gr. 8. 1903. (476) ı K. 
Steinbach, Dr. Guftau, Franz Deak. gr. 8. 1858. (78 6.) 1 K. 80h. 
— Pier ungarifien eesfoffungsgefehe. 3. repibirte und vermehrte Aufl. M.8. 
1000. ——— * 8 h r 5 2 A Wangleinenbanb 2 K. 60 h. 
ü 2 ar , eift der mo rnen rafgeſetzgebun | 
A am 19. October 1896. 8. 1896 fs ſebg Br Be I 
— Dr. Dr, {ndwig, Bir Reform des „jestihen Sandelsreds um 
_ Ahre Bedeutung für Öfterreich gr. 8. (120 
Strial, Adolf Ritter »,, am: — Zoltarif für bas öfterr. pa 
ER CH ESS 
2 und £r ii ar öge m in 
I Beigten u. b. Schiveis, ıt. x. 8. 1892. (276 ©.) Im engl, —— IE 40h. 
Strofi, Dr. Emantel, Das Berfahren v. d. Geridjtshöfen erfier Inflanz 
bis * nei m. Ausihluf ber 2ehre v. b. Bemeiämitteln. (Silage, Klagebeantmortg., 
2 reitenbes Berfabren u, Streitverbanblung fammt Formularien von vorbereitenben 
Schriftſatz. Bier Vorträge, gebalt. I. Wien. Unvocatenclub. 8. 1897. (XX,1206.)8 K. 
— Berfüumung und — in den vorigen Rlaud. Wortrag, 
_ (Separat-Aborudf aus der Allg. äft. Gerichtägeitung.) ar. 8. 1900. (38 ©.) 60h, 
Stu benrauch, Dr. Bloriz von, Tommeniar zum öſterr. allgem, 
bürgerlichen Ge etzbuche. Serausgegeben vor Dr. Mar Schuſter v. Bonnoti 
Hofrath, Mitglieb ber theor.sjurift. Staatspräfungd:. Comm, in Wien, unb Dr. Karl 
Schreiber, Sectionsrafh, Mitgl. b. jubiciellen inatöprkfungdeiokm in Wien. 
8., umgearbeitete Auflage. Erſter Band. gr. 8. a ac Bop- 


K.10h, geb. 1EK. DA 

* Eompiet in 2 Bon. Fortſetzung erſcheint in Ricferungen äı K.20h 
** Dr. &mil, Die —— ber Parteien im modernen Strafproceffe, 
e e Irafprocefiuale Abhanblung reditvergleihenber Darftellung. — ar. ei 


Ta ‚belle zur Bemeſſung o. eb bei grunbbücher!. Eintr { 
„ 2on einem a ee a a ee 
‚ Dr. £riedr,, Bur Lehre von dem freien Ermellen der Ver— 
 mallungsöchörten al8 Grund ber Unzuftändigleit ber nn 
— En Pi öflerreichifihen Adminifrafinverfaßtens. i » SE 
S.) 7 K. 20 h,, in Halbfranz gebunben ® K. 

tlitäe Bildung und Patriotismus. 1897. ar. 8. (4 ©.) 1 K. 20h. 
Gga., ff. Minifterialrath, Pas Kauſirweſen in Oefterreid. 

ae, Dr. © ber amtlichen Quellen bargeftellt, gr. 8. 1884, (VIII, 136 ©.) 2 K.40 h. 
* ‚ Edmond, Die Internationale Kährungskriſe. Bi tere 


hie Wirkungen bes Sifberfalled. ar. 8. 189%. (IM ©.) ER 
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Man''ſche h. u. h. Hof-Berlags- u. Aniv.Buchhandlung in M in Wien 


Tilſch, Dr. Emanuel, Der Einfluß der Givilproceßgelehe auf das 
materielle Recht und die in vorwiegend materie en Geſetzen 
enthaltenen procellualen Beflimmungen. 2, ar vernehrte 

Uuflage. gr. 8. 1901. (XV, 360 6.) TK..mb.8K. 


Türkel, * 5. Irrenwelen und Girafrediispflege. Ein Vortrag. ar. 8. 
1900. (40 


Ulbrich, Dr. des. — Lehrbuch des öſterr. Werwaltungsrehles. Erſte 
ger. 1903. 15 Bogen. 


Ullmann, Dr. Dominik, o. Brofefjor ber Rechte an ber 84 


ſchule zu ‚Prag, 3 Das Banntellverfahren. Nah bem 25 vom 27, * 
. Da lt mit befonbe en 
ei ad 8.5. "zenefeı m gr. 2 1878. (Iv,ı ) 8cK. oh, 


Ullmann, Dr. G. Iulins Glaler, Gebenkrede, gehalten in ber aufersrbenil. 
Bienoroerjammlung ber Wiener Zuriftfden Geſellſchaft am 22. Wär, 1838. FH — 
1886 14 


erandgegeben vom £. £. Aderbauminifterium. (IX, 
— oft 5 K. 2 


Unfallverhütungs - Dorfdriften beim te rl 


— — Nachtrag. 8 1901. (IV, 219 &,) 


Unger, Dr. 3of,, Tl. E. Profeffor, Meber die wiffenfsaftfiäe Behand. 
lung des öflerr. gemeinen Privafredifes, Eine ——— gehalten ber 
Prager Hoch chule ben 8. October 1854. gr. 8. (36 
— Pie Ehe in ihrer a ia ntwiäfung. Ein Beitrag „E 
paar F —** ih 24 — ii * Köni ! ” 

— Der Entwurf eines bürgerlichen Ge | 

allgemeine a 


mit befonberer Rüdfiht auf bas öfterreichiiche 
ipcochen. gr. 8. 1858. (XIV, 288 &.) 





— Zur Reform der Wiener Aniverfifät. — Denn 
rer habe am * December . — 42 ©.) € 
— Pie Berta fen iii ERBE in "oeferreiß Ein Botum ſar beven 
Aufpebung. gr. 8.1862. (VI, 210 (Bergeiffen!) sK. 
Yarsha, Dr. Inline, — ei ber f. k. Univerfität in Gras, Die 
Derfheidigung im A meges hiſtoriſch und dogmatiſch baraepalit, 
1879. (KXXXII, 884 © 
in Zeinmanb gebunden 


b rn, Die, des öllerreidilhen Gira in Bein. 
Ver sehen, ie, des rreichiſch f —— 












JI n. Dr. M. E. a. verbeſſerte Auflage. 16. 1871. 
in englifche Leinwand hebund en 

Desque von Püttlingen, Dr. Joh, Frei | 
Meflerreih-Angarn geltenden internattonalen Privatrenjles mit befonbe 
Berüdffichtigung bes —— en Bölferrechted. 2,, vermehrte und berbe 
ar. 8. 1878. (KVI, 

— Meberfiht der öferreichifien Ifaafsverträge 


auf bie meuelte ZJeit. Megeiten zur biploma 
biftoriichen Erläuterungen. gr. 8, ınaa. (X 440 


- 
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i  Man’fihe h.u.h. Hof-derlags: u. Huiv.»Buhhandlung in Wien. 


Vittorelli, Dr. Vaul von, und Dr. A. Bloch, Beilpiele von Gehrift- 
 fühen ıc. ic. (Siehe „Beifpiele“) 

— Dr. Gans Eifhbäcdh und Dr. Hof, Berkovits, Bufammen- 
Rellung der anmeilenden Behörden und auszaflenden Galfen im 
Sinne des 8. 295 der Ererntionsordnung. Bearbeitet mit Zuſtimmung bes 
Braſidiums best. ft. Oberlanbesgeric;ts Wien. Ler.-8. 1901. (VII, 1456.) cart.3 K. 
Bogl, Dr. Auguft, Rafrungs- und Genußmittel aus dem Pflanzen- 
reihe. Wnleitung zum richtigen Erfennen unb Prüfen ber wichtigſten im Hanbel 
borfommenben Rabrungsmittel, Genußmittel und Gewürze mit Hilfe bes Milcoffopes. 
Mit 116 Holafchnitten. gr. 8. 1872, (VIII, 188 ©.) 6k 


— Die gegenwärtig am häufigſten vorkommenden Verfälſchungen und 
Derunreinigungen des Mehles und veren Nachweiſungen. Dit 9 Tafeln und 
_,, U Solsfänitten. gr. 8. 1880. (10 ©.) | 1 K. 20 h. 
ad), Dr. Adolf, Die Mündlichkeit im öſterreich. Givilprocehgefeh- 
Entwurfſe. gr. 8. 1895. (71 6.) ı K. 80h. 
Wachtel, Adolf, Die Efferten-Amfab-Itener. In Ta t. Ge 
| Beh, * in ie 6ff eten-Amfak-Iiener. In Tabellenformat Geje 
— Bank- u. Börfenverkehr. 1899. 8. (881 ©.) geb. in engl. Einb. 6 E. 
Wahlberg, Dr. 30. @., E. f. Hofrath und Univerfitäts » Profeffor, 
Srilik des Entwurfes einer Sfrafproceßordnung für das Deutfche Reid). 
9J Sep.⸗Abbr. aus ber Ullgem. öſterreich. Gerichts zeltung. gr. 8. 1873. (96 &.) 1K.60h, 
Waldner, Dr. Victor, Diecorreale dolidarifät. 1885. (VI, 1816 4K.80h. 
Walker, Dr. Guſt., Streitfragen aus dem Internat. Givfiprocehrechte. Unter 


ir * een: ————— ber neuen öſterr. Eivilproceßgeſeßze. gr. 8, * 
4 u. “ ö 5 e F 
— Die rechtliche Stellung ausländifcher juriflifcer Perfonen, insbefondere 


auslandiſcher Actiengeſellſchaften. 1897. (19 6.) 80 h, 
Walter, Dr. 9. und Dr. ©. v. Dunikomski, Das Pefrofeum- 
gebiet der galizifhen Veſtkarpaten. wit 3 Tafeln unb 1 geologifchen 
Bi gr. 8. 1888. (IV, 10 ©r 3 K. 
Was habe idy zu fatiren? — Was habe id; zu zahlen? (Ein 
Wegweiſer für die neue Steuerreform.) I. Heft: Allgem. Er- 
merbjteuer Erwerbſteuer v. d. d. öffentl. Rechmungsleg.untermorf. Internehm. 4.Aufl.1K, 
U. Heft: Perfonaleinfommenfteuer; Bejolbungsfteuern v, höheren Dienftbezügen. 
_  Mentenfieuer; Allg. Beftimmungen, Strafbeitimmungenu. fFinangplan. 6. Aufl. 1K.44h. 
Wedjsler, D, 3,, Coneurrence déloyale und unlanterer Wettbewerb. 
_ Bortrag. (31 ©.) | 60h. 
Wegzeiger, Bajetan, Die 30 Iahre der Landwirthſchaft. 159. 8. 
26069 1 K. 20 h. 
Weigelsperg, ©. von, Gompendium der auf das Gewerbewefen 
Bezug nehmenden Gefehe, Berordnungen und ——— Vorſchriflen. 
8, erweiterte Auflage, mit 9 Nachträgen. ar. 8. 1897. broſch. (XI, 748, 94, 72, 
57,105, 70, 51, 83, 116 und 97 ©.) 21 K. 80 h., gebunden, im area 23 K. 
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Man’fäe hi h. k. Hof-derlags- u. Univ. Buchhandlung in Wien. 


Weisler, Adolf, Reform der vorbeugenden bürgerlichen Rechtspflege 
in Öfterreich. gr. 8. 1900, (166 &.) - 


Weifkopf, Dr. Emil, Pie Erklärungspflict ul 5. ae ®. 
parat⸗ Ubzug aus ber „Al. öfterr. Geridjtözeitung. 8. 1901 &.) 1 K. 
Wellspacher, Dr. Moris, Versio in rem, Eine RE, zu den Pro- 
blemen der Nedjtsentwichlung und Gefeßes-Interprefafion auf Grund- 
lagen des öflerr. Redites. gr. 8. 1900. (XV, 177 6.) 3 K. 60h. 


Werunsky, Dr. Emil, Ocherr. Reidis- nnd Fechtsgeſchichte. Sieierung- 
1 biß 4. * 8. % B0 8.) (Weitere Lieferungen eriheinen,) aıK. 60h, 


Wertphal, Phil p, Bur Grundrenfentheorie. Ein Borfäae zur 


otenfrage.a. en; Bafts. 1. II. gr.8. 1897.2K.80h. AR) 


Wieding, Dr. &., Der Iuflinianeildie Libellproceß, Ein Beitzag 
Geſchichte und Kritil bes orbentlichen Cibi — 58 zur 
gegenwärtigen Reformbeftrebungen., gr. 8. (ZX ®.) 18686. 10 K. 


Wildt, Gd., Der k. k. öflerr. Staats- REN und , Gortrot-Pira, 
auf Girunb der fatferl. Berorbnung vom 21. November 1866 in jeiner 
Anwendung bargeftellt. Mit 36 Formularien. gr. 8. 1976. (IV, 1086) 2 

Wilhelm, Dr. Iul., Frachtporto. Gin Vorſchtag, bie bei bem 3 tet 
üblichen Grunbfäße der Gebürenbemeſſung auf alle Trandportleiftungen ıen. 
gr. 8. 1900. (XIV, 138 ®.) 3KE. 


irkungen, Die, der zweiten —— Vien Mit Benügung 
ww —— ar. ler (43 © a“ ) h. 


Wirth, Mar, Nationalöfonom, — at. 8. 1875. (48 6.) 1K.20h. 
Wittek, Irma von, Mad; Süden, Reifeerinnerungen. 1899. (636) 1K. 


Mittmaner, Dr. Leo, Anfer Reichsralhswahlrecht und die Taaffe ſche 
Vahlvorſlage. Eine politiſche Ubhandlung- gr. 8. 1901. (VII, 1886.) — * 
Wolski, Dr., Das Jubdicatenbuch des A. A. Berws fungsgericdts 


entbaltenb (ämmtriche, pon bem genannten Gerichtähofe 


ausgeſprochene Rectsgrundfäge in äberfichtlich-organifdher — 
1884. (XXII, 458 ©.) 


elegant in Beinen aebunben K bh. 
(Fortjehung fiehe „Alter, Judikatenbuch“ xc. 22.) el 
Wrann, Dr. Segen, Die Redtsfindung nad; dem neuen Ginilpröce))e. 
. 1897. (40 & sh. 
Wretfdko, Dr. Alfred Ritter von, Das öferr, Marfcallamf im 


Mittelalter. Ein Beitrag zur Gejcichte ber Verwaltung in ben Territorien t 
beutichen Meiches. gr. 8. (IXV n. 8.) — 


— Das Arheberredjf. (S. Separat:Nusgabe ber Geſetze Nr. 56.) 
24 Digitized by Google 
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s  Mamp’fihe h. u. k. Hof-Berlags- u. Hniv.-Bnchhandlung in Wien, 
Wroblewshi, Dr. St., Bur Lehre von der Collifion der Wrinnfeeihit 


Br. #% 189. 
Ballinger, Prof. Dr. Otto wor, Velen und Arfprung des — 
fismus im alldeutſchen Privatredit. Ein Vortrag. 1898. (85 S.) 80 h. 


‚Bechner, — — a für den Anferricht im öflerr. Sergregt⸗ 
1 


deiſari Humismatifche, Bis jetzt erſchienen 28 Jahrgänge. 1869— 1897. 
ögegeben von ber Numismatifhen Gejefichaft in Wi H 
Oesansgegten von der Rumlämatirhen Oct, m in, “See: Daang mi 


_ Bbifnmen, D Dr. Joſ., Das Eherecht der orienfafifchen Kirche. ar. 8. 
18 K, 


diſchkin, ER ann, Leitfaden für Mitglieder der Erwerbfieuer- und 
erſonaleinſommenſteuer-Schätzungscommiſſionen und deren Stell- 
verfreier mit einem I zur Berechnung ber Perſonalelnkommenſteuer und 





ber ——— bon häheren Dienftbezügen nad amtlidien Quellen zuſammen— 
— geftelli. 12. 1900. ogen.) cart. 2 K. 40 h. 


Bollterif, Der allgemeine, un das ößerreihifl ungariſche Bollgebiet 

nom 25. Mat 1882 unb 21. i 1887. Für bem praftifchen —— eingerichtet 
von Mbolf Ritter bon 517 Giltig vom 1. Februar 1892, FI. 8, 18892, 
(8267 ©.) gebunden 2&K.40h, 


aldıekkr, Dr. Germ,, Der dogmatifh-ethifche Lehrgehalt der alt- 
teflamenf. Beisheitsbüder. gr. 8. 1889. (VIIL, 381 ©.) bK. 
en, Dr. Alois, Aprise und loial enquöte. 1887. 8. (VII, 1606) 4K. 
— Meber die Behandlung der verbrederifchen und arg vermahrlofien 
Fugend. 8. 139%. (180 6.) 1X. 20h, 


Zurker, Ig. Lofe Blätter über die —— Boll- n, Or 
se ‚nebft einem Blide auf die inneren Berhältniffe. er. 8. 1901. 


— 


Wirtschaftspolitisches Archiv 


(vormals „Austria“) 





Redigiert und herausgegeben vom k. k, Handelsministerium. 
m Abo nnement jährlich 20 K., Ladenpreis eines Jahrganges 24K.,einzelne 
Druckbogen 1K. 


Mit 2 Beilagen: 1 „Statistischen Übersichten, brtreffend den auswärtigen Handel des —* 
— . Zollgebieten.® II. „Berichte der k. k. Permanenzcommilarion für die Handelswerte ü 
Beier 'andelnbewegung sowie Bewertung der ein- und ausgeführten Waren des Baterr. 


«Ei 
ietes.“ THa Prei ind Mir di J nte Beil #@H., für die leirte errungen ni 
es. e Preise sin r die ereigenannte Beilage len wei dgte J 
35 . 


Manz’fhe k. u. k. Hof-Perlags: u. Univ. Buhhendlung in Wien. 


— — —— — 


Sammlung von civilrechtlihen Entfheidungen 


ver k. k. oberſten Gerichtshofes. 


Begonnen unb beraudgegeben 1. vr “m “lafer, — 3. u, Walther, 











fortgeiegt von “,. Bien, | 
geb- 
I. Banb. 2. Aufl., enth. bie @ntfieid. XE, Band. 2. Aufl., enth. bie Entjcheib. 
Mr. 1494. K.8.40 Fr. 8818—9240. E. 3.40 
II. Band. 2. Aufl., nit. bie Entſcheid. XXI. Banb. 2. Aufl. enth. bie Entjcheib. 
Ar. 4985—1044. K. 8.40 Ar. 9241—9820. K. 12.— 
III. Banb. 2. Aufl., enth. die Entfhheib.| XXI. Banb. 2. Hufl., Pe en eh 
Mr. 1045—1449. K.8.40 Mr. . 
IV. Banb. 2. Sf, enth. bie Entſcheib. IXIII. Banb, 






enihaltend 2 Die 
Mr. 10364— 10878, — 
V. Banb. 2. a enth. bie Entibeib. | XXIV. Band, — bie Eutſ 
Nr. 207 | — K. 10,— 

VI. Banb, 2. — enth. die Entjeheid. XXV. Banb, enthaltend bie Enticeibung. 

Rr.2714—3226. K. Nr. 11888—11974. K. 13.— 
VII. Banb. 2. Aufl., enth. bie En hei, XXVI. Banb, e 

Mr. 332 11976— 12534. — 


VIII. Banb. 2, duf., enth. bie Entfeheib. XXVII. Banb, enthaltend bie 
Mr. 3642 —4003. | . 12585—13075. K. 12.— 
IX. Banb. 2. Yufl., enth. —J5— XXVIIL.Banb, enthaltend bie Entfheibung. 
Fr. 004420. K. 7.20 Nr. 13076— 13550. K. 13,— 
X, Banb. 2. Aufl., enth. bie Enticeib. 
Mr. 44214822. K. 7.20 51- 
XI. Band. 2. Aufl., entb. die Entiheib.| EXNX Banb, enthaltenb bie Entfheibung- 
ZI. Band. 3. ui fl. f., emib. bie Gnticheid, XXXI. B — —— aus. 
an ifl., EM { an 

— * — * — — K.10.— 

I and. 8. Hufl., enth. bie Hei. |KXXIT. S bie. Eutfceibumg. 
XIV. Banb. * h. — — en r 
and, 2. Aufl., enth. bie XXXTIL Banb, enthaltend bie Entfi . 

5965— 6836, Pr. 15354— 15663, © —* 
XV. Banb. 2. uf. enth. bie — XXXIV. Banb, ——— bie Ent —— 









Ir. 63378708. E.8 ‚15664—1 
XVI. Banb, 2. Aufl., enth. bie Entide. XXXV. Banb. —* LB,: 
Ar. 6789 — 7267. K.B.A 898. Nr. i1- 


XVII. Banb,. 2. Aufl., entb. bie En: ib. KXXVI. Band. N. 5.11. b. 
Nr. —— 40 1866. — 


XVII. Banb. 2, ufi., enth. bie Entfcheib. xxxi . Ba J 55 — 


XIX. Banb, hg — a EXT Ra 
anb, 2, Mufl,, ent e e ‘ ? 
x . Entich. LOL. Nr. 12471708. Mk 


Nr. 82831—8817. K. 11.60 


Mit den Verzeichniffen der Gefegesftellen und den fofematiichrn Regifiern, 


Jeder Band ift einzeln zu dieſem Preife zu baben. 
Die Bände find ebenfalls Dauerhaft br! elegant gebunden —J 
Vreis des rer 1 K. 20 h., bes Halbfranzbandes 1 
Banb I-XVIII * ee ae: 
— ar — 
—— 


Die Sammlung mwirb fortgejeßt, 200 by 
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7 DE : ® h — 
Allgemeine öſterreichiſche Gerichts-⸗Zeitung. 
Berautw. Nebacteure: Dr, &d. Conmont, Dr. &, Schreiber, k. t. Sectionsrath. 
Mit einer Beilage: 
lenarbefcläffe bes E. f. Oberfien Gericht3- und Gaflationshofes. 54. Jahrgang. 
Erſcheint jeven Samdtag. Mebaction und. eg a ae Manz'ſchek. u. E Hof 
Verlags⸗ unb Univerfitäts-Buchhanblung in Wien, J. Stohlmarft. 
Preis: Mit Franco⸗ Juſendung in s Haus oder in die Broninaen jährl. 16K.—16Marr. 


#* * * — 
Juriſtiſche Bierteljahresſchrift. 
Im Auftrage bes Deutſchen Juriſtenvereines in Prag herausgegeben von 
Dr. Dominik Allmann, Dr. Otto Frankl, Profeffioren an ber beutfhen Uni- 
verfität in Brap, und Dr. Auguſt Finger, Uniberfitätsprofefjor in Halle. 
— — Breid bes rombl. Banbes von 4 Heften ‚u — 


Gazzetta dei Tribunali 
Organo di giurisprudenza austriaca teorica e pratica. 

Editore e amministratore: MANZ, Casa editriee della Corte e della universitä in 
Vienns, I., Kohlmarkt 20. — Indirizzo della redazione: I., Kohlmarkt 20. 
FATTI D'ASSÖCIAZIONE: Abbonamento di un anno K. 5.—; in caso di abbona- 

mento eumulativo eolla „Allg. Oest. Gerichta-Zeitung* K. 3.—., 
—J na numero geparato costa 50 h. 
1 giornale si pubblica una volta al mese. — Manoscritti non sl restitulscono, 


d 
Eracheint am 1. u.15. | Für die übrigen Länder 
jedes Monates, DESTERREICHISCHES Fe 23 Free, 


‚Pr Desterreich-Ungarn: P ATEM 7] | 9 Einzelne Nummern 
Ganzjährier. .20OK. | | | kosten 1 K, 80 h. 
'Halbjährig . .10K, | b — 





_—— Ä Redastion im 
Für das Deutsche Reich: Herausgegeben £. r. Patontamte (Wien 
Ganzjährig . 17 Mk. vom K. K. PATENTAMT. vır., Bicbenstesnz 14.) 
| 


Oeſtert. Zeitſchrift für Berg- und Hüttenwefen. 
- Unter Mitwirkung hervorragender Fachmänner herausgegeben von 
R. Friedrich Toldt, und C. bon Eruſt 
Ingen. u. Privatdoc. a. b. techn. Hochſch. in Graz, r.E. Hofrat ıc, 


Erſcheint jeben Samdtag, reis mit Frauco⸗-guſendung in’® Haus ober in bie 
Eropinsen jährlihb 24 K, — für bas Ausland 17 Mart. 


\ Berg⸗ und hüttenmänniſcheß Jahrbud 
der E, f, Bergatademien zu Leoben und Phibram und der t, ungar. 
j Bergakademie zu Schemnitz. 
Hebaction | 
Hans Höfer &. bon Gruft 
r. £. Hofeat. t. £. Hofrat, 
[Heint in 4 Heften unter Beigabe von Iithograpbifchen Tafeln. Mbonnement pro 
Duartal 3 K., pro Semefter 6 K., ganzjährig 12 K. 
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1. Concursordbnung, bie, vom 25. Dec. 1868. Wit allen einfchläg, Gejeben unb Ber: 
orbrungen. d., verm. Mufl. M.8. 1899. (IX, 180 ©.) 1 K.60h., geb. 2K.20h. 


2, Gewerbeordnung, bie. Siehe Gefegausgabe I. Band, 1. AbtHeilung. 


3, Rotariatsordbunng, und Gefeg über bie notarielle Errichtung MRechts · 
— bom 25, Juli 1871, ſammt ben ergängenben Geſeßen und ı en A 
besüglichen —— 12., verm. ut, ergänzte Aufl. Mit einer Ue 

pruchpraxi bes E. f. Oberften Gerichtähofes, — — Dr. Joſef —5* 


länder. 1903. fl. 8. (IV, 162 ©.) h., gebunden 2 K. 
4. Brehgeich, bas, bom 17. Dechr. 1862, fammt den Fnftructionen Vollzug 
besfelben. 3. Uufl. 1898. kI. 8. VER 20 h, 


5. Bribilegiengefeh. Siche Gelekandgabe I. Band, 2. Abtbeilung. 


58, Die Deinifterial-Berorbnung vom 15. September 1898, RN... Nr. 156—164, 
Ir bie Ourüfäbtung, DeB Watemnekcken nal ee 

r adıtrag zum t Tr : 
Weiche.) 8. 199° IS &.) : 80 h. 


5b, Das Gefeh vom 11. Nänner 1897, R.8.3.30, betr. ——— 
(Batentaeleh). t einem Anhang, ent. Erläuterungen aus 
unb einem Eactegifter. 1897. II. 8. (144 S.) broſch. 1K. 40h, — 


6. oteitantense Das Latferliche Best bom 8, — bie Verfaſſung 
ir ebang. ae ee et he bie Dotive in ee 
Bunte ber Berfaffungsporlage ber Genesalinnsbeh. ELB. 1870, 5.) 50h. 

1. Vereinsrecht, bie Geſeze über bad, vom 26, Robember 1852 * ee 15. No⸗ 
vember 1867. Das Gefeh über bad Verfammiun A lı = 










Mebſt den zu biefen Gefehen ergangenen Berorbnungen, en unb Ent ne 
vd. Dr. Friebrid Teaner. 3, a: Wufl. .8. 1901. ——— 17? 


8, Berfabren außer Strritſachen, das, nadı b. — v.9 —* ae 
Beitimmungen über Zodeserflärung u. amor v. Urtu 
enthaltend bie Feilbietung&urbnung, bie Beitimmungen über bie % 
Gemeinben u. ihrer Borfteher bei Rechts angelegenh. außer rn 
— —— je Gerichte bei Bemefjung u. — ber & 
12., berm. u. erg. Aufl. Mit einer Ueberficht üb = Nr prag 2 
Gerictäh. Home über bie einfchläg. Entfcheib. De ‚En 
berf. bon Dr, Joſef fFrieblaenber. 1896. fL.8. —— — win 


%. Gelege und Berorpnungen über Das eivilgerihtlihe D 
Be gemeinfhaftliden Waifencafien. Mit u. 
‚erg. Aufl, mit einer Ueberſicht über bie Entf i 
—* unb bes Berwaltungsgerichtähofes. EI. 8. 1896. —— 
tral- ı E 20 h., JE a n en 1 = 
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‚ ‚allen einfchlägigen Berorbnungen unb ben —— Entf 
1597. (44 ©. 


10B. 


WC. 


11, 


14, 
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Allgemeine Bechſelardunug. Stämpel und Gebühren in — — * 
eidungen Di 
Oberſten Gerichishofes. Vierte Auflage. M. 8. 40 h. 
Das allgemeine Haudelogeſetzhuch vom 17. Der. 1862 ſammt bem Einführungs- 
nefehe unb allen barauf bezüglichen er änzenben unb erläuternden Geſehßen und 
Gerorbnungen. (Schul-Musgabe.)d. ufl. 1900. M.8. (VII, 207 8.)cart.1K.60h, 


Allgemeine Wechſelordnung. Stämbel und Gebühren in Wechſelſachen. Mit 
einer Überficht über bie mechjelrechtl. Sprucdnrarts des EL. Oberſten Gerichtähofee 
omwie über bie einfchläg. Entfcheib. bea Ef. Verwaltungsgerichtshofes, verfaßt bon 

x. Joſef Friedlaender 1897. EL, 8. (VL, 117 &.) brofch. 1K. 80h.,geb.2K.40h, 


Reichs⸗Voltaſchulgeſen, das, durch das Gele vom 2, Mai 1883 abgeänverte 
unb ergänzte, bom 14. Mai 1869 und dem bazu erlaffenen Durhführunggstiers 
orönungen bed k. . Minifteriums für Eultus und Unterricht. Mebft einer Gefchid te 
und Motivirg. bed Neuen Meichd-Bollsfchulgel, 2. Ausg. L.8. 1888. (646.) 60 h. 
Ginguartierungsgefeh, das, vom 11. Jun 1879 fammt der Durchführungdvore 
ſchrift und bem Binsclaffentarife. Fl. 8. 1879. (IV, 102 S.) ı K. 20 h. 


Gefeh über bie Ebidenthaltung des Grundftenerfataftere dom 23. Mat 1888, 
Mit erläuternben Notizen aus bem Motivenberichte ac.2c. FL.8. 1888, (48 ©.) 60 h. 


Bolzugsborfihriften ber !. f. Minifterien ber Juſtiz ımb ber Finanzen zum 
Gejeh vom 23, Mai 1883 über bie Gpidenzbaltung des Grundftenerentaitere. 
fl. 8. 1888, (74 S.) 60 h, 
Geiche, bie, von 7. Juni 1883, betreffend bie Aufammenleaung (Kom 
maflation) Inndwirtbihaftliber Brunnitüde, bie Mereininung bes 
Waldlandes von fremden Gnclavnen und bie Arrondirnug ber Walde 
Beraten, bie Theilung nemeinihaftliher Grundftüde und bie Regnlirung 
ber hierauf bezüglichen Benühungss und Berwaltungsrechte, Mit alpha⸗ 
betiſchem Nachſchiageregiſter. U. 8. 1888, (36 ©.) 40 h. 
Bauordnung für Wien. Geſetz vom 17. Yänner 1883. 1.8. 1884. (Vergriffen!) 
(Menue Bauorbnung fiche Sep.-Husg. Nr. 46h.) 


Banordnung, die, vom 17. Januar 1888, für das Banb niederöfterreich 
(außer Wien). Hilfsbuch ji beren Hanbhabung und zur Anmenbung ber barauf 
Bezug babenben Bejege u. Borfchriften v. Erib@raffielmansega. 3., ergänäte 
u. berbefjerte Auflage. M.8. 18394. (XI, 422 5)3 K. 60 h., gebunben 4K.20h. 
Dasjelbe für Riederöfterreih u. Wien. 4. Yufl. 1898. a ge S. > 

1e ⸗ Pr 8 - = 


| Pen ößrereiätige Landesgeſetze. Herausgegeben = Freißeren ». Sodi. 


2. — 1887. Ei. 8. 1. Bändchen: Lanbesverfaifung gefebe, Gemeiube⸗ 
geieße. (X, 271 8.) brofdirt 2 K. 2, Bänbden: Gemeindeitatut für Wien. 
(140 ©.) brofh. 2 K. 3, Bäudbden: Waflerreht, Flukregulirungs- u. Fluß: 
boligei» Borfähriften. (IV, 320 ©.) broih. 3K, 4. Bänden: Strafens unb 
Eifenbahn= Borſchriften. Berkehrsanlagen tn Wien. (IV, 1966.) brofd. 2K. 
5. Bändbden: Bau- und feuerpolizei. (VII, 338 ©. brofh.) 83 K. 6. Bänd- 
hen: (erfceint fpäter). 7. Bändchen: Schufgefege, (IV,3808. brofch.) 2K. 40h, 
(Jebes Bündchen gebunben um 60 h. mehr.) 
(Fortſetzung unter ber Brefje.) 


re 1er Rieberöfterreih außer Wien. Geſen vom 17. Jänner 


1885, 2, G. 36, Mit einem alphabet. ——— 8. 1897. 
geb. 


K,160h. 


Landesgefehe, Die nicderäfterr., betr. bie Ubänberung bes 83 ber Landes- 


orbnung und bieneue Landtagswahlorbnung v.1. Yun. 1896. 1897. M1.8. (236.) 40h. 
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Die in Ölterreich neltend. (24) Dienftboten Ordnungen fammtb. Entwurfe ber 
neuen Wiener Dienftboten-Orbrrung unb einig. allgemeinen, das Geſinbe betreffenben 
Gejegen u. Werorbnnungen. Rebigiert nad) bem pe genmwärt. Stanbe —— — v. 
Dr. Hugo Worgenftern. Ei. 8, 1901. (XII, 212 a2K. —— ER 


Gelee, bie, vom 16. Märy 1884 über bie zur ker; 
welche bas Vermögen eines zablungsunf in eg ie 
Mbänberung einiger gern ber ae nn unb bes 

berfahrens. Mit alphab. Nacichlageregifter, 1884. EM, * äv, 36) 40 oh 


Landesgeſen, bad nieberäfterr., vom 20. Yänner 1888, betr. elu zur 
Gebung der Fildherei in ben Binnengewällern unb bie Dur: 
führungävorfhrift vom 5. Mär; 1884. Fl. 8. 1886. 36) 


‚ Beg-, Brüden- und hi en-Mantänoriäritten, bie, mit Einfluß * 
ti bes Fuhrwerkes 


ftimmungen über bie 

ber Eautionen, Ein * ber Mauthgebühren in ee Sr in Geques 
ration. Bon #.3. Schaffer. 3.verm. u. verb. Aufl, M,8. 1885 ‚11&@.)1K,60b. 
Stnatöberträge, bie, megen gegenjeitiger Auslieferung bon Berbredern 
ſammt ben darauf Bezug babenben Berorbnungen,. H. 8. 1885, (IV, 121 6.) 80 h. 


Remtsuormen, bie, über Deu Verlehr Der L,T. öfterr, mit aus⸗ 
wärtigen Behörden in Eivilrechts-Angelegenbeiten. EI,8. 1885. u8) ıiK. 


Anbocaten-Örbuung, bie, vom 6. Fuli 1868, —— dem m Dischprinaratute ber 
Gejchäftsorbnung ber nieberöfterr. Nboocatentammer, den Statuten be# iueibifhen 
Doctoren-Eollegium® unb ber bamit berbunbenen Bitimen- — 3 Büattenfarieiät web 

ben ben Übvocatenftand betreffenden Stiftungen. A. 8, 1885. (169 ©.) ıK. 50h, 















neueften Stande ber Gefehgebung zuſammen geftelit und mit alphahetiſchem unb 
— Regifter verjeben * —5 — Giegl, k. f. Oberlanbesgerichtärath. 
(107 &.) broſchirt 1 K, 20 h,, gebunden 1 K, 80 h, 
Geſent u. Berordnungen überbad Wall erccot für Böpmen, Mitben inſchläg 
Enticheibungen b. Reichögerichtes, b.D n Gericht tungsgericht 
hofes und ber Minifterien. Mit einer lith. Tafel. FLB, 1886, ——— 1K.60 
Geſetz vom 11. April 1889, Nr. 41 R. G. B., betr. bie Einfü eineh neuen 
BWehrneleues. EL 3. 1889. (34 ©.) (Vergriffen N) rn. 
Gntihbeidungen von Behörden und gutächtlicht | F 
Umfang bon Gewerberechten. Enthaltend bie 
Supplement zu allen Ausgaben ber Gewerbe-Ordnung. I. 1 (107 e) 1 
— Dadfelbe, 2. Heft. Enth. d. Entiheib, Nr. 236524. 1838. (IV, 183 ©) 2E. 
— Dasfelbe, 3. Heft. Enth. d. Entideib. Mr. 525—656. 1889, (86 ©) 18 
— Dasſelbe. 4. Heft. Enth. d. Entſcheib. Nt. 667620. ti. 8. 1890.(1966.) IK, 
Die 4 Hefte in einem Banbe broſchirt K. 
Geiche unb Verordnungen über bad Baflerredit für Defte 
Guns, Mit ben einſchl ibungen des —— 
hofes, bes —— — * —* BR 
ahnung, Die öftereei apiergeld und 

heiss grigen — ger. Bene 
— —— He — en ber. II. 8, (vII, 4 ©) 2 
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381, Rahträge zum Bergueieh. (VI. Banb ber Manz'fhen Zafhen-Ausgabe be: 
Gelege.) fl. 8. 1887. (36 ©.) 40 h. 
8535, — Daßfelbe 1339. (32 ©.) 40 h. 


59, Bandfkurm-Weleh, bad, ſammt allen bierzu erfloffenen Bollgnugsnoriäriften. 
Mit ausführlihem alphabetiichem Rachfhlageregifter und einer Bufammenftellung 

j ber bie —— beeinflufenden Gebrechen. 2.. verbeſſerte —— 
M. 8. 1887. (IV, 164 &.) IA. 


41, Gefche und Berorbnungen, betreffend bie Antallverfiherung uud Rranten: 
berierung Der Arbeiter. Mit alphab. und dhronolog. Regifter. 1908. M.8, 
8,, vermehrte Huflage. (VIII, 264 ©.) bro’dirt 2 K., gebunden 2 E. 60 I, 


42, Die Militärberforgung ber Unteroffictere, Solbaten und Matrojen bed Heeres, 
ber Friegsmarine, ber Laubwehr unb bes Sanbfturmes unb beren Witwen unb 
Batfen, nebft einem Anhange, betreffend bie Unterftübung ber Hilfäbebärftigen 
Familien von Mobilifirten bes Heeres, ber firiegdämarine, ber I. I. Landwehr und 
bes Zanbfturmes. Fi. 8. 1888. (82 ©.) 50 h. 


4ds Mufterkatut für Begirkölrantencaflen auf Grund des Geſetzes betreffend bie 
Kranfenverfiherung ber Ürbeiter. FM. 8. 1888, (58 ©.) 60 h. 


140. Muiteritatut für Betrieböfranfencaflen. Nach Aurbmahung bed hoben 
f. £. Minifteriums bed Innern auf Gcunblage bed Geſetzes vom 30. März 1838. 


#.8.8.Rr. 883. Ei. 8. 1988. (94 ©.) 40 h. 
140. Statut Der Besirföfrantencafle in Wien, Das. Autorifirte Ausgabe. 1897. 
t.8. (83 ©.) n 40 h. 


} 
45. Matrilenvorfäriften. Sammlung ber auf bie Führung ber Gehurte⸗, Trauungs- 
n.Sterbereg.begügl.Rormen. .8.1891. (VL1526.)1K. 20h.,geb, in feinen 1K.80h, 


46a, Gelehe m. Berorduungen für Wien 1. Heft. 1890. E.B. (VI 916,) 80 h. 


46b. — Dasfelbe, 2. Heft. Banorbuumg für bie k. f. Reihöhaupt- und — 
ftabt Bien, 1397. aebunben 1 K. 60 bh. 


460. — Dasielbe, 3. Heft. Schulauffichtogeſen. 1891. (19 ©.) 20 h. 
47, Ehrvorſchriften. Eine Sammlung ber ftaatlichen Seſetze, Berorbnungen u. Rormal- 
° erläffe auf dem Gebiete bes öfterreichtfchen Eherechted. M.8. 1891. (VI, 1498.) 

brofirt 1 K. 20 h., gebunden 1 K.80 bh. 


18. Bampffeflelwelen in Geiterreid, bag Sammlung ber auf biejen wegenjtant 
——  berägl. Gei., Berorbn. u. Rormal-Erläfie. Dit einer Einleitung, einem dKronol, 
u. Sadıregifter. Mit Genehmigung best. k. Hanbeläminiftertums unb mit Benußung 
ber amtlichen Quellen herausgegeben bon Georg Ritter v. Than. 2. — ben bis 
Mai 1897 voraelegenen Stoff umfaffende — Yuflage. 1897. (IV, 286 &.) 
4 brofhirt 3 K. 60 h,, gebunben 4 R. 20 h, 
. Mlandleibgewerbe, bas. Praft.,mit Formul. verſ. Darftelung ber dieſes Gewerbe 
erührenben Borfhriften. Bon Dr. Ferb. Seltfam. fl. 8. 1892, (IX, 926.) ıK.BÜh, 


®, Regelung der conceffionirten Baugewerbe, das Geſetz betr. bie, v. 6. Dechr. 
1803. E.8. 1894. (27 ©.) (Vergriffen!) 20 h. 
» Ranbesgeiche beö —— Stelermart, die. Nach Materlen zufammen- 

BT unb mit alphab, Nachſchlager . 28be. fl.8. 189. Erfter Banb., enth. 
bie Abfchnitte I bis einſchi. XI. (XIV, 8186.) Bmweiter Banb, enthaltend 
bie Mbfchnitte XII-XVII, einen Nadtrag und bas alphab. —— 
(XII, 711 ©.) Preis bes vollſt. Werkes in 2 Wänben. brofd. BK., geb. 10K, 


ai ka Google 





Man'ſche atparat· Ausgadt der r üllert. Gefche 1903. 


52a, @eleh dp, 16. Jan, 1595, betr. bie Regelung Der Bi 
im Gewerbebetriebe. I. 8. 1895. (39 ©.) - 


beb, Die Megelung der Sonn u, ni im alien. im Erzher⸗ 





zogthum Deflerreich unter ber Enns. El. 8. : (0 6.) 20 h- 
55, Der Berwaltungsdgerichtöhbof, - blesb ER lichen Geſetze und Berorbnungen. 
Bon Mahl⸗Schebl. a N Age 2 6.) * 5: 2 E. — 2 BE. 60h. 
54. Gele vom 16, Juli 1692 —2 bie —n ſinecac⸗ a. von 
Nichard Haan. 189., II. 8. (XVI, * — 205 — 
664. Die neuen Ginilproech-@Wefege, I. Theil. Aurisbichonsnorm und —— 


Dronung nebſt Einführungsgeſehen. uög. M.8. (Vl,356.) _' 
2 E.40h, ‚geb. 3K. 
556.— Dasſelbe. IT. Theil. Egecutionsorbmung fammi Einführungs = efeg- IL 5 EL. 8. 
(VIIl, 260 &.) broih. 1 K. 90 in geb. 2 
Sbe, — Tasſelbe. III. Theil. Welch vom 27. November 1896, Ar. 217 R. ®. = 
Gerihtöorganifationsgeleh u. Geſ., beir.b. Einführg.v. Gewerbegericht. fl. 8. 
(IV, 88 &.) 80 h. 
55 d. Die Bollgugsporfhriften zu ben a bie bis 81, Dee. 
1897 publicirtien, Mit Hegifter. of. 2 ., geb. 2 K. 60 bh. 
Die 4 Theile in einem Bande in englifcher Deinwanb gebunben SEK 80 h. 


56. Weich vom 26, December 1895, das R.8.B. Nr. 197, betr. Dab WERCRERZLNE 
an Werfen d. Literatur, Runft u. Photographie, beraußgegeb. bon Dr. Wlfreb Ritte j 
v. WretihEo, EI. 3. 1896. (IV,210.) brofc. 1 K.80h. .‚ gebunden 2 K. 40 * 

57. Das Geſe b. 25. Tet. 1896, R. ©. B. Nr. 220, betrefſend Die erfonat: 
feuern, fomie bie neben demfeiben in @eltun ug —— — und 
Gerorbnungen. Mit einem alphabetiſchen Kegifler. H. 

Graf, 1 K 40 h., geb. ® K. 

57a, Bollzugsvorſchrift zum Belege vom 25. October 1896, betreffend bie Directem 
Berisnalhenern. * Heft Hauptftüd, betr. bie all J 

1.8. (IXKu2 — 1 K. 40 h. 

B7b. — Tasſelbe. 2.Heft. I. Hauptftüd, Betr. bie allg. Erwerbfieuer — enth. bie Elaffie 
—5 * „3008 1.0 unb Befchäftigungen ac. nebſt alvbab. — 

67e. Dolgugsporfhrift zum Geſetze bom 25. October 1396, b | 
Verſonalfteueru. 3. Seft. IV.,V.u. VL Saupiftäd, betr. bie Ber 
u, Befolbungsfteuer, Straf un. alla. Beftimmungen — ent bie 
mäinifterialerläfle v. 24. Wpril 1897, RM. ®. B. Nr. 108, 109, 110, 
fi.8. XI, 232 6,) 

574. — Daßfelbe. 4. Hft., enihalt. ben Text bed obencitirien Fi 

II. Hauptitd., betr. b. Erwerbfleuer von ben bersdffentlichen 

worfenen Unternehmungen. El. 8, (VIII, 10 ©.) ‚60 b, 
b7e, — Endfelbe. 6. Hft. entbaltenbb. Bolgugäborfäriften 3.111. Saupifd.‚betreffent ie 
Hentenfleuer. NM. 8. (V, 72 ©.) brojd. 7 

5Tf. Heberfiht über die Behandlung ber Zinfen der wichtigen imfi J— 
Bertbonpiere in Bezug auf b. Rentenfteuer- 60 
Die Hefte 57a—T in einem Vand gebunden % 

58. Geihäftsorduung, Die newe,die bisher Dagn erihienene Beroroaus 
bad Gerichtsorganiſatloönegeſez n. Dad Gemerbeger! ” 
einem Hegifter. 1897. gr. 8. (VII, 546 ©.) geb. 3 
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b5h. Gewerbegerictönefes,. Gefeh vom 27. Nov. 1896, R. G. 9. Nr. 218, beir, bie 


59. 


60. 


61. 
62, 


63. 


64, 


65. 


66. 


67. 


685. 


69, 


0. 


Die in der —— fehlenden zige 


Einführung von Gewer egeri ten. Sammt ben Snfäitänigen Materialien und 


en; Mit einem Regifter, Anhang und —— 1898. 103 &,, 
20 broſch. 1 h., geb. 2 an h 
Anhang ap mA 


 Badtrag, Berorbmungen, betr, Die Errichtung bon Gewerbegerichten in Bra 


Bilfen 2c. abart 

(Die Abnehmer von 58b erhalten ben Nahtrag pratiä.) 
Geich vom 16. Jänner 1896, das, R. &. B. Yir. 89 ex 1897, betreffend ben 
Verkehr mit Lebensmitteln und einigen Gebraucsgegenftänden, mit Er- 


' Häuterungen aus ben Motiven u. Merertalien * ——— bon Eugen Lorenz, 


f. £. Gemeralabvocaten. Biveite Auflage. 1901, (IV, 308 6. 

Beofeh. 3K. 40 h., geb. 4 K. 
Das Menifter nadı bem Geſetze vom 9. März 1897, 8.0.8. Ir. 195, er jenb 
die Belteuerung des umſatzes bon Efleetem nebit einem Chang, betreffend 
bie Gefchäftsbebingungen ber Wiener Börfe über den einfachen * uß und bie 
per Schluß entfallende Steuer, 1597. Bon Dr. Robert Göbel, E £. Finanz- 
Eoncipift. (42 ©.) of 80 h. 
Die ———— im Verfahren nad er neuen Gibilpror 
aeichen. Wit Megilter u. Erläuterungen. 2. Aufl. 1903. (868) cart. 1 
!ctienreaulativ. Verorbnung der Minift, des am .‚ ber Fin., des Hanb., der 
Juſtiz und bes Weferbaued vom 20, Sept. 189, R. ©. B. Rr.175, mit melcher 
ein Megulativ für bie Errichtung umd Umbildung bon ——— auf Nur 


‚ Gebiete ber Inbuftrie und bes Handels verlautbart wird. 1899 


Vorſchriften für Die rechts⸗ u, Kantswinenfhaftiipen Etudien n. Santa 
prüfungen an ben öfterreidh, Univerfitäten, 8. 1900 

Geſetz Dom 24. März 1900, %.:@. und B.BDT. Sir. 17, Gemeinbeftatnt ı Er 
Geme — Ordnung für die t. £ Meichshaupt- und Nefibenzftabt Wien. 8. 
1800, (#0 Seiten.) 60 h. 
Weich (Eongruagefeh) bom 19. September 1898, bag, RG. B. Nr.176, betr. die 
Dotation Der Tatbolifchen Seelforge: Geiitlichkeit fammt einfchlägigen 
Materialien und Berorbnungen. Mit Erläuterungen, Erläffen und en —— 
für ben praktiſchen Gebrauch. Herausgegeben von Dr. Benno Fritfch, 
ee: Goncipift im Minifterium für Due unb Unterridt. 8. isor 
(11 Bog rofdh. 1 K. B0 h., acb. 2E. 40h. 
Deiterreihifäch Heimatrecht. Die Korfhriften über bas Heimat u. bad Staatö- 
bürgerrecht nebit erläuternd. Bemerkungen. Yufanımengeftellt von Julius —— 
— Oberlandesgerichtsrath. 2, Hufl., 1.8.1902. (98 S.) 1K. 50 h., cart. 1 E. 50 

Sur Richteramtsprüfung. Die Berodnung be3 Juſtizminiſters bom 1. —3 
vember 1900, R. &. B. Nr. 182, betreffend bie NRichteramtsprüfungen und ben 
PBrüfun aftoff im Gebiete bes Staats-, Finanz⸗ und Bermaltungsrechtes m 
einem bie jüngiten civil» und ftrafrechtlichen Normen bes 555 ejebblattes 
baltenbem Anbange. Für Brüfungs-Commifjäre und Brüfungs-Eanbi — — 
geſtellt von Dr. Leo Eldner, Oberlandesgerichtsra „Ru Wien. 8. 1901, 
(IV, 231 ©.) 2 K. 40 h., geb. 5 K. 
Die Gemeinde-Mablordnung für das Aönigreih Böhmen. &emetnber- 
ring erläutert von Dr. $. Nitter riegelftein von SE do 8. 


Das öherreihiie gollftra 








Ina Un ber Da Re 
Gefällsübertretungen und ber e igen | Nebft 
Einleitung und Anhang. ®on D 8. 1902, 


(138 ©.) tt. 2 K, 
Vergieinende —— N 
Bird. I. 8. (VI, 206 ©.) 


” 





